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Einleitung. 
Begrenzung der Aufgabe. 
8 1. 

Wenn wir die Frage ins Auge faſſen, welche Pflichten dem Eigen— 
tümer eines in einem öffentlichen Fluſſe geſunkenen Schiffes erwachſen, ſo 
ſcheiden wir damit alle diejenigen Pflichten aus, die den Eigentümer 
nicht in eben dieſer ſeiner rechtlichen Eigenſchaft als Eigentümer treffen. 

Es haben alſo außer dem Kreiſe unſerer Betrachtung diejenigen 
Pflichten zu bleiben, die dem Eigentümer etwa auf Grund eines 
Vertrags erwachſen, für deſſen Abſchluß ſeine Eigentümerqualität 
nicht weſentlich iſt. Hierher gehören die Verbindlichkeiten aus einem 
Frachtvertrag über mit dem Schiff zu befördernde Güter. Denn 
wenn auch der Schiffseigentümer regelmäßig auf eigene Rechnung 
mit dem Schiff die Frachtſchiffahrt ausüben und demgemäß ſelber 
Kontrahent der Frachtverträge ſein wird, ſo handelt er doch dabei 
lediglich als Frachtführer, Frachtführer und Eigentümer brau chen. 
aber keineswegs identiſch zu ſein. Aus dem gleichen Grunde liegen 
die für den Eigentümer aus ſeiner Vertragsſtellung zur Schiffsbe— 
ſatzung infolge des Sinkens des Schiffs dieſer gegenüber ſich ergebenden 
Verbindlichkeiten außerhalb des Rahmens unſerer Aufgabe. 

Wir werden zunächſt uns kurz über den Begriff und die rechtliche 
Bedeutung des öffentlichen Fluſſes orientieren (§ 2), ſodann die Frage 
beantworten, wer an dem öffentlichen Fluß ein rechtliches Intereſſe hat, 
das durch das Sinken eines Schiffs verletzt werden könnte, um je— 
weils die Rechtsbehelfe zu erörtern, welche den verletzten Intereſſenten 
gegenüber dem Eigentümer des geſunkenen Schiffes zu Gebote ſtehen 
(§§ 3—11). Zum Schluſſe werden die Verbindlichkeiten des Schiffs— 
eigentümers aus der Rettung des Schiffes durch Dritte (§ 12) und 


die Pflicht der Anmeldung zum Schiffsregiſter befprochen . 
Blätter für Rechtspflege LV. N. F. XXXV. 


ee > 


I. Begriff und rechtliche Natur des öffentlichen Fluſſes. 
§ 2. 

Schon im corpus juris civ. wird zwiſchen öffentlichen und 
privaten Flüſſen unterſchieden. Ueber das unterſcheidende Begriffsmerk— 
mal ſtreitet man noch heute, indem die eine Meinung (und zwar die 
herrſchende) annimmt, jedes perennierende fließende Gewäſſer ſei 
öffentlich, die andere: nur die größeren von ihnen. Die flumina 
publica waren publico usui destinata und als ſolche extra com- 
mercium (z. B. I. 6 pr. D. de c. e. 18, 1). Die flumina privata 
wurden wie jedes andere in Privateigentum ſtehende Grundſtück be— 
handelt ) (nihil enim differt flumen publicum ab alio loco publico, 
l. 1 § 4 D. de fluminibus 43, 12). 

Auch im alten deutſchen Recht findet ſich der Unterſchied zwiſchen 
öffentlichen und privaten Flüſſen. Auch hier hat man geſtritten und 
ſtreitet man über das unterſcheidende Merkmal. Die herrſchende An: 
ſicht nimmt an, daß nur die größeren Flüſſe öffentlich, die kleineren 
dagegen privat ſeien. Auch hier beſteht das Weſen der Oeffentlichkeit 
in dem gemeinen Gebrauch, dem die öffentlichen Flüſſe unterliegen. 
(Ssp. II 28, 4: swilch wazzer strames vlüzet, daz ist gemeine 
zu varende und zu vischende inne.) 

Der Rechtszuſtand in Deutſchland, der ſich unter der Einwirkung des 
rezipierten Rechts auf das einheimiſche Recht entwickelte, war äußerſt 
unſicher und ſchwankend. Dies führte dazu, daß in vielen Staaten die 
waſſerrechtlichen Verhältniſſe in beſonderen Geſetzen geregelt wurden. 

Nach Art. 65 des EG. z. BGB. bleiben die landesrechtlichen 
Vorſchriften, welche dem Waſſerrecht angehören, mit Einſchluß des 
Mühlenrechts, des Flötzrechts und des Flößereirechts, ſowie der Vor— 
ſchriften .. . über Anlandungen, entſtehende Inſeln und verlaſſene 
Flußbetten unberührt von dem neuen einheitlichen Rechte. Die Bee 
ſtimmung der Begriffe „öffentlicher Fluß“ und „Privatfluß“ und der 
aus dieſer Unterſcheidung hergeleiteten rechtlichen Konſequenzen iſt alſo 
auch heute noch dem Landesrechte zu entnehmen. 

Das Waſſerrecht bietet nun heute ein überaus buntſcheckiges 
Bild. So kommen z. B. für das Stromgebiet der Weſer nicht 
weniger als 14 verſchiedene Rechtsgebiete in Frage ). 

1) S. ſtatt aller: Dernburg, Pandekten, 6. Aufl., I S. 168 vor Note 11. 

2) So: Weſer und Ems, ihre Stromgebiete und ihre wichtigſten Nebenflüſſe. 
Eine hydrographiſche, waſſerwirtſchaftliche und waſſerrechtliche Darſtellung auf Grund 
des Allerhöchſten Erlaſſes vom 28. Februar 1892 im Auftrag des preußiſchen Waſſer⸗ 
ausſchuſſes herausgegeben von H. Keller, Bd. 1 S. 2. Berlin 1901. 
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Das gemeine Recht findet noch heute da Anwendung, wo über- 
haupt fein umfaſſendes Waſſergeſetz vorhanden iſt (3. B. in Mecklen⸗ 
burg, cf. Mecklenburgiſche Zeitſchrift für Rechtspflege und Wiſſenſchaft 
23 S. 258 ff., 330 ff. Raſpe, Kurze Darſtellung des in Mecklenburg 
geltenden Waſſerrechts) oder in den Fragen, die in den landesrechtlichen 
Waſſergeſetzen übergangen ſind. Der Begriff des öffentlichen Fluſſes 
wird in den verſchiedenen Landesrechten verſchieden abgegrenzt. Teils 
werden allgemein die ſchiffbaren und flößbaren oder auch nur die 
ſchiffbaren Flüſſe als öffentlich bezeichnet, und zwar bald in ihrer 
ganzen Ausdehnung mit oder ohne Nebenarme, bald nur ſoweit jene 
Eigenſchaft reicht, teils werden alle beſtändig fließenden Gewäſſer 
ohne Unterſchied zu den öffentlichen gerechnet, teils werden durch 
Geſetzesakt einzelne beſtimmt bezeichnete Flüſſe für öffentlich erklärt, 
teils entſcheidet die Eintragung in ein Regiſter (Oldenburg), teils 
endlich begnügt ſich das Geſetz damit, das öffentliche Recht oder das 
Herkommen über die Eigenſchaft eines jeden einzelnen Fluſſes ent— 
ſcheiden zu laſſen. De lege ferenda wird neuerdings als Kriterium 
der öffentlichen Flüſſe ihre Fähigkeit, als motoriſche Kraft ausgenutzt 
zu werden, vertreten. So bezweckt ein in der Sitzung der bayriſchen 
Kammer der Abgeordneten vom 23. Juli 1906 von Müller-München 
I und Genoſſen geſtellter Antrag zu Artikel 1 des neuen bayeriſchen 
Waſſergeſetzes, für öffentliche Gewäſſer zu erklären auch „die Fluſſe, 
Flußteile und Seen, deren Verhältniſſe die Möglichkeit einer Um— 
wandelung in motoriſche Kraft gewähren“ ). 

Einige Waſſergeſetze machen überhaupt keine Unterſcheidung 
zwiſchen öffentlichen und nicht öffentlichen Flüſſen (Heſſen-Darmſtadt, 
Weimar, Gotha, Meiningen). So teilt das Meininger Geſetz vom 
6. Mai 1872 die Gewäſſer nur in geſchloſſene und fließende ein; aber 
indem es die „geſchloſſenen“ Gewäſſer der ausſchließlichen Verfügung 
des Grundbeſitzers unterwirft, an dem Waſſer aller fließenden Gewäſſer 
aber einen — wenn auch beſtimmt begrenzten — Gemeingebrauch 
zuläßt, wird doch ſtillſchweigend der Unterſchied von öffentlichen und 
nichtöffentlichen Flüſſen anerkannt, nur daß freilich ſich die Wirkung 
der „Oeffentlichkeit“ auf jenen Gemeingebrauch beſchränkt und irgend— 
welche Folgerungen auf die Eigentumsverhältniſſe am Flußbett im 
Geſetz daraus nicht gezogen werden. 

Auch die an den Begriff des öffentlichen Fluſſes geknüpften 
rechtlichen Konſequenzen ſind partikularrechtlich verſchieden geregelt. 


— 


1) Stenographiſcher Bericht über die 181. öffentliche Sitzung S. 680. 
1* 
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Allen Landesrechten gemeinſam iſt jetzt der Satz, daß die öffentlichen 
Flüſſe nicht wie andere Rechtsobjekte der ausſchließlichen Verfügungs⸗ 
gewalt eines einzelnen Rechtsſubjekts unterſtehen, ſondern der allge— 
meinen Benutzung, wenn auch nicht notwendig aller beliebigen Menſchen, 
fo doch jedenfalls einer unbeſtimmten Vielheit von Perſonen offen- 
gehalten werden. Bezüglich aller natürlichen und künſtlichen Waſſer— 
ſtraßen iſt die Schiffahrtsfreiheit den Angehörigen ſämtlicher deutſchen 
Bundesſtaaten reichsverfaſſungsmäßig (Art. 54 Abſ. 3) gewährleiſtet. 

Der Umfang dieſes Gemeingebrauchs war zu verſchiedenen Zeiten 
verſchieden: Das klaſſiſche römiſche Recht und ebenſo das Recht des 
Sachſenſpiegels kennt überhaupt keine geſetzlichen Beſchränkungen des 
Gemeingebrauchs an öffentlichen Flüſſen. Dann wurde mit Hilfe 
der Regalitätstheorie die freie Benutzung mehr und mehr eingeſchränkt 
— vergl. die constitutio de regalibus Friedrich Barbaroſſas von 
1153: libri Feudorum II 56 —, bis die Aufklärungszeit wieder 
eine rückläufige Bewegung entfachte. Heute beſteht zum mindeſten 
das Recht des Fiſchens wohl nirgends mehr in Deutſchland als all— 
gemeines Recht!), und auch viele andere Arten der Waſſernutzung — 
und zwar in den verſchiedenen Partikularrechten in verſchieden weitem 
Maße — ſind dem Publikum entzogen. Immerhin bleibt ein gewiſſer 
Kreis von Benugungsarten an öffentlichen Flüſſen überall dem Gee 
meingebrauch offen und insbeſondere iſt, wie erwähnt, die Schiffahrt 
auf öffentlichen Flüſſen überall frei. 


II. Die Pflichten des Schiffseigentümers gegenüber dem 
Eigentümer des Fluſſes. 


Wenn wir nunmehr unterſuchen wollen, welche Arten rechtlicher 
Intereſſen am öffentlichen Fluß beſtehen, ſo erhebt ſich zuerſt die Frage, 
ob ein privatrechtliches Eigentum an demſelben beſteht. 

Beim Waſſer, ſofern es ſich in ſeiner natürlichen Freiheit befindet, 
verliert der ſtrenge Begriff des Eigentums ſeine volle Bedeutung. 
Die Subſtanz des Waſſers iſt meiſt nahezu wertlos, allein gewiſſe 
dem Element innewohnende Naturkräfte, deren die menſchliche Wirt— 
ſchaft bedarf, machen es wertvoll. Der vom Waſſer überſtrömte 
Grund und Boden bietet im Vergleich zu anderem landwirtſchaftlich 


1) In Sachſen⸗Meiningen iſt die Befugnis zur Fiſcherei in fließenden 
Gewäſſern, inſoweit ſie den Einwohnern oder Angehörigen der betreffenden Gemeinden 
als gemeine Befugnis zuſtand, gemäß Art. 3 des Geſetzes vonn 1. Mai 1888 auf 
die Gemeinde als juriſtiſche Perſon übergegangen. 
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oder ſonſt nutzbaren Land nur ganz befchränfte Verwendungsmöglich— 
keiten. So ſcheint ſich das Recht am Waſſer in ein gewiſſes Maß 
von einzelnen Befugniſſen zur Nutzung und Verfügung aufzulöſen. 
Mit einem Schein von Recht mag man daher die Eigentumsfrage 
ganz außer Betrachtung laſſen und ſie für praktiſch bedeutungslos 
halten ). Wir würden hier aber auch dann nicht ohne weiteres an 
ihr vorübergehen dürfen, wenn ſie nur theoretiſches Intereſſe böte. 
Zudem iſt ſie präjudiziell für die uns ſpäter beſchäftigende Frage: 
Erwachſen durch das Sinken des Schiffes privatrechtliche Anſprüche 
aus dem Eigentum? — eine Frage, der man einige praktiſche Be— 
deutung nicht wird abſprechen können. 


1. Das Eigentum an der fließenden Waſſerwelle. 


§ 3. 

Wir wenden uns zuerſt der Frage zu, ob ein privatrechtliches 
Eigentum an der im Flußbett dahin fließenden Waſſerwelle oder Waſſer— 
ſäule beſtehen kann. Schon die römiſchen Juriſten haben ſie verneint, 
und bis heute hat ſich kaum ein Widerſpruch hiergegen geltend ge— 
macht 2). In der Tat kann die Antwort nicht anders lauten. Das 
Waſſer iſt zufolge ſeiner phyſikaliſchen Eigenſchaften ſelbſt in ſtehendem 
Zuſtand nur in ſehr beſchränktem Maße eigentumsfähig, nämlich nur 
dann, wenn es in Gefäßen oder Behältern derart eingefangen iſt, 
daß es ſeine natürliche Flüchtigkeit verliert, z. B. in Quellſtuben, Brunnen— 
käſten, Reſervoirs, Waſſerleitungsröhren und dergleichen. Schon die 
in einem einigermaßen größeren Teich, in einer Talſperre und der— 
gleichen gefaßte Waſſermaſſe ſpottet zwar nicht der menſchlichen Nutzung, 
wohl aber der menſchlichen Beherrſchung. Vollends aber eine den 
Naturgeſetzen der Schwere zufolge frei dahinfließende Waſſermenge 
von einigermaßen erheblicher Quantität, ganz ſicher aber die in dem 
Flußbett eines ſchiffbaren Stromes dahinflutende Waſſermaſſe entzieht 
ſich dem Mindeſtmaß menſchlicher Machtbetätigung, welches die Rechts— 
begriffe Beſiz und Eigentum erfordern. Dieſer Umſtand ſchließt es 
auch aus, Beſitz und Eigentum etwa an dem Flußwaſſer als Ganzem, 


1) So Baron in der ZVerglR. 1, 277. 

2) Anderer Meinung anſcheinend Pernice in der Berliner Feſtſchrift für 
Dernburg 1900, S. 142: „ . .. . oder follte man der verſtrömenden Waſſer⸗ 
ſäule nicht auf das Nachbargrundſtück folgen können?“ Die Ausführungen zu dieſer 
Frage bei Ed. Müller „Das Flußwaſſer ſteht im Eigentum!“ (Erlanger jur. 
Diſſ. 1899) ſind nicht überzeugend. Wie hier auch RG., z. B. in RGZ. 53 
S. 98, 99. 
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d. h. der jeweils in dem Flußbett von der Quelle bis zur Mündung 
befindlichen Waſſermenge zu denken. 

Kein Hindernis würde allerdings die durch das Zu⸗ und Ab⸗ 
ſtrömen, die Verdunſtung u. |. w. hervorgerufene unaufhörliche Vers 
änderung der Maſſe bilden, denn einen äußerlich ganz ähnlichen 
Vorgang ſtellen die Stoffwechſelveränderungen der Lebeweſen dar, 
ohne daß doch dieſe Veränderungen die Identität des Individuums 
vom Standpunkt der mit dem „Beſitz“ und „Eigentum“ verfolgten 
praktiſchen Lebenszwecke zu alterieren vermögen. 


2. Das Eigentum am Flußbett. 


a) Einfluß der natürlichen Eigenſchaften des Fluß— 
betts auf feine Eigentums fähigkeit. 


§ 4. 

Auch hinſichtlich des Flußbettes hat man aus Gründen ſeiner 
phyſikaliſchen Natur die Möglichkeit jenes tatſächlichen Subſtrates der 
Rechtsbegriffe Beſitz und Eigentum, nämlich der dauernden und ſub— 
ſtanziellen menſchlichen Beherrſchung, geleugnet ). 

Aber warum, ſo fragen wir, ſoll an jenem Stück Erdoberfläche 
nicht eine menſchliche Herrſchaft beſtehen können, die es durchaus 
rechtfertigt, ſie als Beſitz und Eigentum zu bezeichnen? Sicherlich 
iſt menſchlicher Beſitz nicht möglich an den auch mit den Mitteln der 
modernſten Technik nicht erreichbaren Teilen des Meeresbodens. Aber 
dieſe Vorausſetzung trifft doch bei dem Grunde auch unſerer tiefſten 
Flüſſe keineswegs zu. Allerdings iſt die Ausübung der tatſächlichen 
Gewalt über den Flußboden nicht in dem gleichen Maße möglich, 
wie über andere, trocken liegende Bodenflächen. Denn das ununter— 
brochen dahinſtrömende Waſſer verbietet gewiſſe Benutzungsarten, die 
an dem trockenen Lande möglich ſind. Dieſe beſchränkte Nutzungs— 
möglichkeit iſt aber nichts dem Flußbett Eigentümliches, findet ſich 
vielmehr ebenſo und vielleicht in noch höherem Grade bei anderen 
Teilen der Erdoberfläche (4. B. im Gebiet der Polarzone), ohne daß 
deshalb noch jemand an der Eigentumsfähigkeit ſolches Grund und 
Bodens gezweifelt hätte. Wollte man die Möglichkeit des Eigentums 
an von Waſſer überſtrömtem Land leugnen, ſo müßte man folge— 
richtig auch ſolchen Grund und Boden, über den ſich z. B. bei einer 


1) z. B. Ubbelohde, Interdikte Teil 4 S. 346; Wappäus, Zur Lehre 
von den dem Rechtsverkehr entzogenen Sachen nach römiſchem und heutigem Recht, 
Göttingen 1887, S. 22, 79; Windſcheid⸗Kipp, Pandekten 8. Aufl. 1, 630. 
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Ueberſchwemmung das ausgetretene Waſſer einen Weg fucht, während 
dieſer Zeit, wie den ins Meer geworfenen Becher in dem bekannten 
Pandektenbeiſpiel (1. 55 D. 41, 1), für eigentumslos erklären und 
nach Beendigung dieſes Zuſtandes freie Okkupation zulaſſen — ein 
völlig abſurdes Reſultat. 

Ueberdies iſt das Eigentum am Flußbett keineswegs wertlos. 
Das Bett liefert Schilf und andere Waſſergewächſe, die, wo die 
ſonſtigen natürlichen Bedingungen gegeben ſind, nach gärtneriſchen 
Grundſätzen gezogen werden können. Man entnimmt ihm Steine 
und Sand in ähnlicher Weiſe wie beim Tagbau derartiger Materi— 
alien. Das Flußbett gibt den Baugrund für Bauten zu mancherlei 
Zwecken her. Der Elektrotechniker benutzt dasſelbe mit Vorliebe, um 
für Blitzableiter und telegraphiſche Leitungen die die Erdleitung ver— 
mittelnden Leitungsenden hineinzutreiben oder Kabel darin zu vere 
legen. Man denke ferner daran, daß ſich das Eigentum am Fluß— 
bett gemäß § 905 BGB. auf den darüber befindlichen Raum und 
auf den darunter befindlichen Erdkörper (theoretiſch bis in die ewige 
Teufe) erſtreckt, ſowie an die Waſſerjagd. 

In der Tat ſchreiben die meiſten Waſſergeſetze ausdrücklich und un— 
bedenklich das Eigentum am Flußbett wenigſtens der Privatflüſſe gewiſſen 
Perſonen zu (z. B. Art. 21 des bayriſchen Waſſergeſetzes vom 23. März 
1907), ſiehe auch unten S. 21, 22 § 3a des ſächſiſchen Entwurfs. 


b) Einfluß der Oeffentlichkeit des Fluſſes auf die 
Eigentumsfähigkeit des Flußbetts.“ 
8 5. 

Gibt es ſonach kein natürliches Hindernis für das Beſtehen 
von Beſitz und Eigentum an dem Bett eines öffentlichen Fluſſes, ſo 
fragt es ſich weiter, ob nicht ein rechtliches Hindernis in dem Be— 
griff der Oeffentlichkeit ruht. 

Schon im alten römischen Recht zählte man die flumina publica 
zu den res publico usui destinatae, und noch heute bilden die 
öffentlichen Flüſſe neben den öffentlichen Wegen, Brücken und Plätzen 
und den Kirchen anerkannter Konfeſſionen den unbeſtrittenen eiſernen 
Beſtand des Kreiſes der „öffentlichen Sachen“ oder der „Sachen im 
Gemeingebrauch“. Gemäß dem überlieferten Dogma, daß die res 
publicae (neben den res omnium communes und den res divini 
juris) extra commercium ſeien, nahm man bis in die neuere Zeit 


1) Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt 1907 Nr. 18 S. 157 ff. 
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an, daß die öffentlichen Sachen völlig dem Wirkungskreis des Private 
rechts entrückt und keinerlei Privatrechte an denſelben möglich ſeien. 
Die neuere Rechtswiſſenſchaft hat mit dieſem Dogma aufgeräumt. 
Wir wiſſen heute, daß dieſe Sätze des römiſchen Rechts ſo eng mit 
ſpezifiſch römiſchen Einrichtungen und Anſchauungen auf ſtaatsrecht— 
lichem und kulturellem Gebiet verknüpft waren, daß ſie für das 
moderne Recht, dem dieſe hiſtoriſchen Bedingtheiten nicht mehr an— 
haften, keine unmittelbare Geltung mehr beanſpruchen können ). Nach 
unſerer heutigen Auffaſſung vom Weſen des Gemeingebrauchs iſt 
Eigentum im Sinne des Privatrechts an öffentlichen Sachen ſehr 
wohl möglich. Dies ſoll in folgendem in Kürze dargelegt werden. 

Im Gegenſatz zu Sachen, die durch ihren Eigentümer kraft freien 
Entſchluſſes dem großen Publikum zugänglich gemacht werden — 
das klaſſiſche Beiſpiel dürften die horti Sallustiani in Rom dare 
ſtellen — verſtehen wir unter öffentlichen Sachen ſolche, die zwar 
von Natur einer umfaſſenden menſchlichen Beherrſchung zugänglich 
ſind und demgemäß an ſich wohl den Gegenſtand ausſchließlicher 
Berechtigungen, insbeſondere des Eigentums, bilden können, die aber, 
ſei es unmittelbar durch die Rechtsordnung, ſei es durch einen be— 
ſonderen öffentlich-rechtlichen Akt der zuſtändigen Verwaltungsbehörde, 
in der Art für den allgemeinen Gebrauch beſtimmt ſind, daß ſie dieſer 
ihrer Beſtimmung nicht kraft Privatrechts wieder entzogen werden 
können. Dieſe Beſtimmung umfaßt mit dinglicher Wirkung die Sub— 
ſtanz der Sache ſelbſt und — um mit Gierke zu reden — „verſetzt 
dieſelbe in den Zuſtand einer objektiven Zweckgebundenheit“ ). 

Der Umfang des Gemeingebrauchs kann verſchieden ſein. Nach 
oben findet er ſeine begriffliche Grenze darin, daß tatſächlich gewiſſe 
Benutzungs arten unmöglich von jederman ausgeübt werden können, 
nach unten iſt eine Grenze nicht zu beſtimmen. Von dem verſchiedenen 
Maß des Gemeingebrauchs an öffentlichen Flüſſen war ſchon oben 
die Rede. Der Gemeingebrauch an Wegen kann ſehr veriſchiedenen 
Inhalt haben; fo gibt es Reit-, Fuß-, Kirch⸗, Schule, Kirchhofs⸗, 
Mühlwege, Treidelſteige oder Leinpfade und dergl. mehr; d. h. die 
betreffenden Wege ſtehen dem Publikum nur zum Reiten, Fußgehen, 
zum Kirchgang u. ſ. w. offen, während ihm die Benutzung zu allen 
anderen Zwecken verboten iſt. Der Gemeingebrauch kann auch auf 
beſtimmte räumlich abgegrenzte Teile der Sache beſchränkt ſein, ſo 

1) Vergl. Crome, Syſtem des deutſchen bürgerlichen Rechts Bd. 1, 1900, 


S. 299; Rehbein, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. 1, 1899, S. 74. 
2) Gierke, Deutſches Privatrecht 2. Bd., Sachenrecht Leipzig 1905, S. 20. 
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z. B. bei Parks auf die Wege, bei ſogenannten Durchhäuſern auf 
den Durchgang. 

Eine andere Art der Beſchränkung des Gemeingebrauchs beruht 
darauf, daß dem Publikum an ſich jede Art der Benutzung der Sache, 
die nur überhaupt mit dem Begriff des Gemein gebrauchs verträg— 
lich iſt, zuſteht, nur gewiſſe Arten der Nutzung, die an ſich gleich— 
falls recht wohl dem Gemeingebrauch überlaſſen werden könnten, dem 
Publikum entzogen find. So iſt nach geltendem preußiſchen Recht 
jedwede — an ſich erlaubte — Benutzung der Merresküſte grund— 
ſätzlich dem Publikum geſtattet, nur das Bernſteinſuchen daſelbſt iſt Regal. 

Es iſt klar, daß durch einen beſchränkten Gemeingebrauch das 
Eigentum eines einzelnen ebenſowenig ausgeſchloſſen wird, wie 
durch die bekannten Rechte an fremder Sache. Es bleibt dem Eigen— 
tümer die Möglichkeit ausſchließlicher Verfügung über die Sache in 
allen den Beziehungen, die von dem Gemeingebraud nicht berührt 
werden. Aber auch der denkbar ausgedehnteſte Gemeingebrauch 
ſchließt das Eigentum nicht aus. 


Unzweifelhaft können die jura in re aliena einen ſolchen Umfang 
annehmen, daß im Einzelfall die Herrſchaft des Eigentümers nahezu 
völlig ausgeſchaltet iſt und ſeine Befugniſſe auf einen verſchwindend 
kleinen Reſt zuſammengeſchrumpft ſind. Man denke an ein mit einem 
ewigen und unentgeltlichen Erbbaurecht belaſtetes Grundſtück! Das 
Eigentum beſteht ſeinem Begriffe nach fort, als ſchlummernder Keim, 
der ſich jederzeit entfalten kann, oder als die magnetiſche Kraft, die 
die einzelnen Befugniſſe jederzeit von ſelbſt wieder an ſich zieht, ſo— 
bald ſie durch den Wegfall jener Belaſtungen frei geworden ſind. 
Denn das Eigentum dehnt ſich kraft der ihm innewohnenden Elaſti— 
zität mit der Beſeitigung der ihm auferlegten Schranken wieder aus 
und füllt gleichſam vermöge eines horror vacui die leer gewordenen 
Räume aus. Es iſt „das Recht, welches beim Wegfall anderer Ge— 
rechtſame von ſelbſt aufſteigt zu voller Herrſchaft über die Sache“ ). 

Der ökonomiſche Wert dieſes Eigentums beruht auf der größeren 
oder geringeren Ausſicht auf Wegfall der Belaſtung. 

In allen dieſen Beziehungen ſteht den hergebrachten jura in re 
das Recht des Gemeingebrauchs gleich. Es unterſcheidet ſich von 
ihnen ja nur in der Art der Begründung und demgemäß der Auf— 


1) Dernburg, Rechtsgutachten über den zwiſchen den Kantonen Baſel⸗ 
Landſchaft und Baſel⸗Stadt obwaltenden Streit bezüglich der Feſtungswerke bei 
der Stadt Baſel, Halle 1862 bei C. E. Pfeffer, S. 10. 
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hebung, ferner darin, daß es nicht auf privatrechtlichen, ſondern auf 
Normen des öffentlichen Rechts beruht; und endlich darin, daß es 
keinem einzelnen Privatrechtsſubjekt zuſteht. Dieſe Unterſchiede be- 
gründen aber keine Verſchiedenheit in der Wirkung des Gemeinge— 
brauchs auf das Eigentum an der mit ihm belaſteten Sache. Auch 
hier beſteht das Eigentum, wenn man will: als ſchlummerndes, 
neben und hinter dem Gemeingebrauch fort und erwacht zu voller 
Kraft, wenn der Gemeingebrauch fortfällt; es kann aber auch ſchon 
vorher dem Eigentümer gewiſſe ausſchließliche Rechte gewähren, 
nämlich auf ſolche Verfügungen, die ihrer Natur nach nicht von allen 
gemeinſam ausgeübt werden können, andererſeits aber — von einem 
einzelnen ausgeübt — den Gemeingebrauch nicht beeinträchtigen 4). 

Ernſtliche Zweifel gegen die Richtigkeit dieſer Sätze werden wohl 
auch nicht oder doch wenigſtens heute nicht mehr geltend gemacht bei 
Sachen, die ſich im Eigentum eines Privatmannes befinden 
und nur in gewiſſen Beziehungen dem Gemeingebrauch unterliegen, 
z. B. bei Durchhäuſern 2). Für den Leinpfad ſpricht dies ſchon 
Ga jus (J. 5. pr. D. de rerum divisione 2, 1) aus: riparum 
usus publicus est jure gentium sicut ipsius fluminis . 
sed proprietas illorum est quorum praediis haerent. Und 
in unzähligen neueren Entſcheidungen wird anerkannt, daß der Grund 
und Boden öffentlicher Wege ſich im Privateigentum befinden kann 3), 
das eben nur die ihm durch den Gemeingebrauch auferlegten Be— 
ſchränkungen dulden muß, das aber gegen Ueberſchreitungen dieſes 
Gemeingebrauchs mit den zivilrechtlichen Rechtsbehelfen des wider— 
rechtlich geſtörten Eigentümers reagiert). 

Auch bezüglich der eigentlichen, d. h. dem Staate oder einem 
anderen öffentlich⸗rechtlichen Verbande gehörigen „öffentlichen Sachen“ 
nimmt die herrſchende Anſicht ein gleiches and). Nur eine kleine, 


1) Vergl. RGZ. 53, 100. 

2) Man rechnet zumeiſt dieſe Sachen überhaupt nicht zu „öffentlichen Sachen“, 
aber mit Unrecht. (Vergl. auch Oertmann, Bayriſches Landesprivatrecht, Halle 
1903, S. 122 bei Note 8, S. 388 bei Note 6.) 

3) Z. B. Seuff Arch. 34 Nr. 7; 37 Nr. 285; RGZ. 6, 207; 48, 299; 
OVG. 5, 229. 

4) Z. B. OVG. 36 S. 240 und 245; Seuff Arch. 32, 181; 55, 132; 
ROZ. 42, 205; JW. 1900 S. 569 Nr. 50; 1902 S. 170. 

5) Auf die gleichartige Rechtsnatur des Gemeingebrauchs an res publicae 
wie an res privatae weiſt zutreffend Thiele, Das Weſen des Gemeingebrauchs an 
den res privatae, unter Berückſichtigung ſeines Verhältniſſes zu den Servituten, 
nach gemeinem Recht, Erlanger Diſſertation 1898, S. 17ff., hin. 
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aber beachtliche Minorirät leugnet, daß an ſolchen öffentlichen Sachen 
überhaupt ein privatrechtliches Eigentum beſtehen könne. 

Es gilt in folgendem ſich mit dieſen Gegnern kurz auseinander— 
zuſetzen. | 

Die Frage der Eigentumsfähigkeit der öffentlichen Sachen wurde 
aus Anlaß des bekannten Baſeler Schanzenſtreites eifrig erörtert. 
Obwohl an Feſtungswerken, um die es ſich in dieſem Streite handelte, 
und deren Rechtsverhältniſſe den Ausgangspunkt der theoretiſchen 
Erörterungen bildeten, ſicherlich ein Gemeingebrauch in dem von und 
oben gebrauchten, übrigens allgemein üblichen Sinne gar nicht beſteht 
— denn zu keinem anderen Ort wird der Zugang dem Publikum 
ſtrenger verwehrt, wie zu Feſtungswerken — zählt man doch dieſe 
herkömmlich zu den Gemeingebrauchsſachen, indem man dabei von 
der richtigen Vorausſetzung ausgeht, daß die dem Feſtungsareal vom 
Staate gegebene Beſtimmung, der Verteidigung des Landes zu dienen — 
d. i. ein publicus usus im Sinne eines Gebrauchs zuöffentlichen 
Zwecken — den Erwerb dinglicher Rechte an ihm oder doch ſolcher 
Rechte, die mit jener Beſtimmung im Widerſpruch ſtehen, ausschließt, 
ſo daß allerdings inſofern hier die Rechtslage die gleiche iſt, wie bei den 
Gemeingebrauchsſachen im gewöhnlichen Sinne, die ja auch ihrer 
Beſtimmung, dem Gemeingebrauch zu dienen, durch Begründung 
entgegenſtehender privater dinglicher Rechte nicht entzogen werden können. 

Keller lehrt, daß die öffentlichen Sachen des Staates in jeder 
Beziehung dem bürgerlichen Recht entzogen ſind und nur durch Auf— 
hebung ihrer Individualität zum Gegenſtand desſelben werden können 4), 
Er räumt dem Staat ein „Recht der Verfügung und des Gebrauchs“ 
ein, meint aber, dies ſei nur ein jeden privatrechtlichen Momentes 
bares „reines Hoheits- und Polizeirecht“. Dieſe Sätze folgen für 
ihn unmittelbar aus der römischerechtlihen Lehre von den res extra 
commercium, ſtehen und fallen daher mit der Anwendbarkeit dieſer 
Lehre auf unſer heutiges Recht. 

Ihering meint, nicht jedes „Gehören“ bedeute „Eigentum“ ), 
vielmehr müſſe man von vornherein „zwei Sphären menſchlicher Be— 
rechtigung, zwei Formen der rechtlichen Unterwerfung der Sachen unter 
die Zwecke des Menſchen unterſcheiden: die des exkluſiven und 
die des allgemeinen Gebrauchs, die des Privateigentums und 


1) Bei Rüttiman, Nachtrag zu dem Gutachten betreffend die Baſeler Feſtungs⸗ 
werke u. ſ. w. Zürich 1860 [auf dem Titel fehlt der Name des Verfaſſers] S. 87. 
2) Beſitzesſchutz S. 150 am Ende. 
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die des Gemeingebrauchs“ ); beide Rechtsformen ſeien gleichberechtigte 
Aeſte, in die ſich das „Recht an der Sache“ ſpalte. Die Beſtimmung 
der öffentlichen Sachen gehe ſo vollſtändig in dem gemeinſchaftlichen 
Gebrauch auf, daß kein Raum für den Eigentumsbegriff bleibe. Das 
„Eigentum“ daran ſei ein Meſſer ohne Klinge, dem der Stiel fehle. 
In Wahrheit ſei es nur die „Rückſeite des Gemeingebrauchs“ ). 

Tatſächlich ſind aber Eigentum und Gemeinrecht keine ſich gegenſeitig 
ausſchließenden Rechte. Das Ganze der rechtlich möglichen Sachbe— 
herrſchung, welches den Inhalt des idealen Eigentums bildet, wird dieſem 
durch den beſtehenden Gemeingebrauch nur ſoweit entzogen, als eben der 
Gemeingebrauch reicht; andererſeits aber wachſen die von dem Gemein— 
gebrauch freigewordenen Beſtandteile der Sphäre der ausſchließlichen 
Berechtigungen wieder zu. Wenn Ihering behauptet, die „Kümmer— 
lichkeit“ der neben dem Gemeingebrauch dem „Eigentümer“ ver⸗ 
bleibenden Rechte (z. B. auf Obſtertrag öffentlicher Landſtraßen) 
verbiete die Unterordnung derſelben unter den Begriff des Eigentums, 
ſo muß dem entgegengehalten werden, daß einmal — bei nur be— 
ſchränktem Gemeingebrauch — die dem Eigentümer verbleibenden 
Nutzungen keineswegs gering find, dann aber, wie wir oben jaben, 
das Eigentum der weiteſtgehenden Beſchränkung überhaupt fähig iſt, 
ohne ſeine Lebenskraft zu verlieren. 

Eiſele ?) geht von einem ähnlichen Gedanken aus wie Ihering. 


Da den öffentlichen Sachen und dem Rechte an ihnen die 
Zweckbeſtimmung, dem öffentlichen Gebrauch zu dienen, „immanent“ 
ſei, „der Gemeingebrauch zur rechtlichen Beſtimmung der Sache ſelbſt 
gemacht ſei“, ſo drücke ſich darin ein unverſöhnlicher Gegenſatz zu dem 
privatrechtlichen Eigentum aus, deſſen Weſen in der totalen und 
prinzipiellen Abſtraktion von jedem ſpeziellen Zweck beruhe. Immerhin 
aber weiſe das Recht des Staates an den öffentlichen Sachen durchaus 
das Poſitiv-Charakteriſtiſche des privatrechtlichen Eigentums, voll— 
ſtändige Kongruenz von Inhalt des Rechts und Objekt des Rechts, 
auf. Aber dieſes Rechtsverhältnis gehöre ganz und nach allen Seiten 
dem jus publicum an, weil jener den öffentlichen Sachen immanente 
Zweck „gerade das für die Verhältniſſe des öffentlichen Rechts be— 
herrſchende Prinzip“ ſei. Eiſele bezeichnet daher das Recht des 


1) Vermiſchte Schriften S. 146. 

2) Vermiſchte Schriften S. 151. 

3) Ueber das Rechtsverhältnis der res in publico usu, Programm zur 
Rektoratsfeier der Univerſität Baſel, Baſel 1873, S. 21 ff. 
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Staates an den öffentlichen Sachen als „Eigentum des jus publicum“ 
oder „publiziſtiſches Eigentum“. 

Noch UÜbbelohde ) konnte über dieſes publiziſtiſche Eigentum 
als über ein „ungreifbares Gebilde“, einen „unbekannten Begriff“ 
zur Tagesordnung übergehen. Das geht ſeit der glänzenden Vertretung 
und Ausgeſtaltung dieſer Idee durch Otto Mayer nicht mehr an. 


Wie Ma yer den Fortſchritt vom alten Polizeiſtaat zum modernen 
Rechtsſtaat in der Ueberwindung der theoretiſchen fiktiven Zweiteilung 
des Staatbegriffs in eine ſchrankenloſe Hoheitsgewalt und eine rein 
privatrechtliche Perſönlichkeit (Fiskus) und in der Verſchmelzung beider 
Beſtandteile zu dem ſtreng einheitlichen, nach einem geſchloſſenen, ihm 
allein eigentümlichen — von dem Zbwilrecht durchaus verſchiedenen, 
aber gerade ſo wie dieſes auf ſich ſelbſt ſtehenden — Rechte lebenden 
Rechtsſubjekt erblickt 2), fo entzieht er auch das Herrſchaftsverhältnis 
des Staates zu den öffentlichen Sachen den Regeln des Privatrechts 
und unterſtellt es einem eigens dazu geſchaffenen öffentlichen Sachenrecht 3). 
Das dieſem angehörige Inſtitut des „öffentlichen Eigentums“ wird nun 
als die für den heutigen Stand des Verwaltungsrechts angemeſſenſte 
Form der vollfommenften 4) Zugehörigkeit der öffentlichen Sachen zum 
Staat bezeichnet und definiert als „eine vollkommene rechtliche Be— 
herrſchung dinglicher Art, dem Privateigentum vergleichbar, nur daß 
ſie den Regeln des Privatrechts nicht unterworfen iſt, ſondern begründet, 
beendet und ausgeübt wird nach den Regeln des öffentlichen Rechts“ 5). 
Der Begriff wird bewußtermaßen dem franzöſiſchen Verwaltungsrecht“) 
entlehnt, deſſen „domaine public“ damit auf das deutſche Verwaltungs— 
recht verpflanzt wird ). 


1) Interdikte IV S. 103 a. E. 

2) Dieſer Gedanke durchzieht die Ausführungen feines geſamten „deutſchen 
Verwaltungsrechts“ und wird zuſammenfaſſend dargelegt in der Rede: „Juſtiz und 
Verwaltung“. 

3) Dasſelbe bildet neben dem „Recht der beſonderen öffentlich - rechtlichen Schuld⸗ 
verhältniſſe“ und dem „Recht der öffentlich- rechtlichen juriſtiſchen Perſonen“ den 
Inhalt des 2. Bandes des deutſchen Verwaltungsrechts. 

4) Eine weniger vollkommene Herrſchaft gewährt dem Staate eine öffentlich⸗ 
rechtliche Grunddienſtbarkeit (Verwaltungsrecht 2, 163 ff.) 

5) Vgl. Artikel „Ströme“ in v. Stengels Wörterbuch des deutſchen Ver⸗ 
waltungsrechts § 2 (S. 591). 

6) Theorie d. franzöſ. Verwaltungsrechts, Straßburg 1886 S. 229 ff. 

7) Wie Mayer auch: Layer, Prinzipien des Eigentumsrechts, Leipzig 1902 
S. 607 ff. Vergl. auch: Matt, Einfluß des BGB. auf das Landesverwaltungs⸗ 
recht, Erlanger Diſſertation von 1899 S. 57. 
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Wie ſchon von Gierke) und Biermann) hervorgehoben 
worden iſt, hat dieſe Theorie jedenfalls in unſerem geltenden deutſchen 
Rechte keinen Ausdruck gefunden — abgeſehen von den Geltungd- 
gebieten des franzöſiſchen Rechts. Aber auch de lege ferenda iſt 
die Aufſtellung des beſonderen Begriffs eines „öffentlichen Eigentums“ 
durch keinerlei logiſchen Zwang, etwa aus der Richtung allgemeiner 
ſtaats⸗ oder privatrechtlicher Erwägungen geboten; die ihm zu unter⸗ 
ſtellenden Rechtsverhältniſſe laſſen ſich mit den hergebrachten Rechts⸗ 
begriffen, d. h. wenn wir das Recht des Staats an den ihm gehörigen 
öffentlichen Sachen als eine beſtimmte Unterart des Privateigentums, 
nämlich als ein „hinſichtlich der Mittel und Zwecke feiner Verwendung 
beſchränktes Eigentum‘ 3) denken, reſtlos erfaſſen. 

Die Theorie vom „publiziſtiſchen“ oder „öffentlichen“ Eigentum 
müßte den Beweis liefern, daß das Eigentum, welches in der Hand 
Privater an mit einem Gemeingebrauch belaſteten Sachen (z. B. 
Wegen) beſteht, dann zu exiſtieren aufhört, wenn es der Staat erwirbt. 
Dieſer Beweis kann aber weder aus allgemeinen Rechtserwägungen 
noch aus dem poſitiven Rechte (abgeſehen vom franzöſiſchen Recht) 
geführt werden; nichts zwingt uns z. B. anzunehmen, daß ein dem 
Grund und Boden nach im Eigentum eines Privaten ſtehender, dem 
öffentlichen Gebrauch dienender Weg mit dem Augenblick unter völlig 
andere Rechtsverhältniſſe tritt, in welchem dieſer Grund und Boden 
vom Staat oder der Gemeinde erworben wird. 

Eine weitere Stütze für ſeine Theorie glaubt Mayer neuerdings ) 
darin gefunden zu haben, daß, wenn das Recht des Staates an den 
öffentlichen Sachen privatrechtlicher Natur, insbeſondere privatrechtliches 
Eigentum wäre, mit dem Inkrafttreten des BGB. alle Beſchränkungen 
desſelben zu Gunſten des Gemeingebrauchs weggefallen wären. Denn 
— ſo argumentiert Mayer — ein Rechtsſatz, der die Beziehungen 
des Fiskus als Eigentümer zu anderen Privatleuten ordnet, iſt zivile 
rechtlich. Dieſes zivilrechtliche jus singulare der öffentlichen Sachen 
iſt aber dem BGB. fremd und — ſoweit es auf Landesrecht 
beruhte — durch Artikel 55 EG befeitigt. 


1) Sachenrecht S. 21 Anm. 5. 

2) Oeffentliche Sachen, Programm, auch ſeparat erſchienen, Gießen 1904, S. 15 
Anm. 3. 

8) Vgl. Jellinek i. VerwArch. 5, 311. 

4) „Eiſenbahn⸗ und Wegerecht“ im Arch OeffR. 16, 41 ff. und „der gegen⸗ 
wärtige Stand der Frage des öffentlichen Eigentums“ daſelbſt 21, 499 ff., insbe⸗ 
ſondere 506 ff. 
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Der Einwand kann uns, ſoweit das Recht der öffentlichen Flüſſe 
in Frage kommt, ſchon deshalb nicht ſchrecken, weil nach Art. 65 
des EG. die landesrechtlichen Normen des Privatrechts im Gebiete 
des Waſſerrechts unberührt weiter gelten. Aber er iſt überhaupt irrig. 
In der Tat mögen jene Normen „zivilrechtlich wirken“, — eine Funktion, 
die Mayer auch zweifellos öffentlich-rechtlichen Normen, wie einer 
Polizeiverfügung, einräumt +) — fie find und bleiben aber öffentlich-recht— 
lich ?), fo gut wie z. B. eine Baupolizeiordnung, welche das Bauen auf 
gewiſſen Grundſtücken verbietet oder beſchränkt und damit das Eigentum 
an dem Bauplatze in derſelben Weiſe einengt, wie die Oeffentlichkeit eines 
Weges das Eigentum am Wegekörper. Daß die Normen von den 
durch den Gemeingebrauch dem Eigentum auferlegten Beſchränkungen 
herkömmlich in den Zivilrechtslehrbüchern abgehandelt wurden und 
auch jetzt in den Ausführungsgeſetzen verſchiedener Staaten zum BGB. 
erſcheinen 3), iſt doch wahrlich kein Beweis für die zivilrechtliche Natur 
dieſer Sätze oder auch nur dafür, daß man ſie für zivilrechtlicher 
Natur gehalten habe. 

Aber ſelbſt wenn man ſie für zivilrechtlich erklären wollte, ſo be— 
ſteht immer noch keine Notwendigkeit, fie durch Art. 55 CG. für 
beſeitigt zu halten, (wie dies tatſächlich Windſcheid-Kipp, Pand. 
1906 Bd. 1 § 147 tut). Es lag ſicherlich nicht in der Abſicht des 
EG. oder BGB., jene Rechtsſätze anzutaſten.— Die Motive, ins— 
beſondere Bd. 3 S. 27, ſagen dies deutlich, indem ſie gerade die Sonder— 
ſtellung der res publicae dem öffentlichen Rechte zuweiſen. Eine den 
wirklichen Willen des Geſetzes erforſchende Auslegung müßte daher 
den Art. 55 CG. einſchränkend interpretieren. 


c) Das poſitive Recht. 


§ 6. 
Die bisherigen Unterſuchungen haben gezeigt, daß ein privat— 
rechtliches Eigentum, allerdings beſchränkt durch den Gemeingebrauch, 


1) Eiſenbahn⸗ und Wegerecht S. 58. 

2) Motive zum EG. S. 196 und zum BGB. 3, 27; JW. 1902 S. 218; 
Biermann S. 39, 40. Daraus dürfte ſich auch die beſonders früher weitver⸗ 
breitete Anſicht erklären, daß die Frage, ob ein Weg öffentlich ſei oder nicht, der 
Entſcheidung der Zivilgerichte entzogen ſei. Siehe auch Schmitt, Die grundſätzliche 
Stellung der dem öffentlichen Gottesdienſt gewidmeten Gebäude und anderer dem 
Gemeingebrauch gewidmeter Sachen im BGB., insbeſondere das Nachbarrecht und 
die Verkehrsunfähigkeit, in Bad Rpr. 1906 S. 202 ff., 214 ff., insbeſondere S. 215 ff. 

3) Z. B. HeſſAusfGeſ. Art. 17; Bad AusfGeſ. § 12; Eifloth. 88 44 ff. 
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an dem Bett öffentlicher Flüſſe wie überhaupt an öffentlichen Sachen 
nicht ausgeſchloſſen iſt. Damit iſt aber noch nichts entſchieden über 
die weitere Frage: Spricht unſer geltendes poſitives Recht dem 
Staate oder ſonſt jemandem Eigentum an dem Bett öffentlicher Flüſſe 
zu oder iſt dieſes res nullius? 

Dieſe Frage gehört zweifellos dem Waſſerrecht an, iſt alſo gemäß 
Art. 65 CG. z. BGB. nach Landesrecht zu beantworten. Kein einziges 
Landesrecht hatte bisher eine klare und deutliche Beſtimmung darüber, 
ſo daß eigentlich überall Streit über unſere Frage herrſcht. 


Es kann hier nicht unſere Aufgabe ſein, für jedes einzelne 
Rechtsgebiet eingehend zu unterſuchen, ob ein Eigentum am Flußbett 
öffentlicher Flüſſe anzunehmen iſt oder nicht; wir beſchränken und 
auf einen kurzen Ueberblick. 


Betrachten wir zunächſt das gemeine Recht. 

Hier muß als herrſchende Anſicht ), jedenfalls als die des Reichs- 
gerichts, gelten, daß ein privatrechtliches Eigentum — wenn auch 
beſchränkt durch Gemeingebrauch — am Bett öffentlicher Flüſſe von 
dem Staate nicht in Anſpruch genommen?), aber ſelbſtverſtändlich 
auch eine freie Okkupation nicht zugelaſſen wird. Die Richtigkeit 
dieſer Anſicht ergibt ſich am deutlichſten meines Erachtens aus einer 
Vergleichung der in Betracht kommenden Rechtsverhältniſſe an öffent— 
lichen Straßen u. ſ. w. mit denen öffentlicher Flüſſe. 


Erſtere ſtanden vor ihrer Ueberlaſſung zum Gemeingebrauch 
regelmäßig im gewöhnlichen privatrechtlichen Eigentum. 

Die Begründung eines Gemeingebrauchs ſteht begrifflich dem 
Fortbeſtand des Eigentums nicht entgegen. 

Der Gemeingebrauch an jenen Sachen umfaßt nur einzelne ganz 
beſtimmte Benutzungsarten (numerus clausus), während dem in 
Frage ſtehenden Sonderrecht alle übrigen denkbaren, mit dem Gemein— 
gebrauch verträglichen Nutzungen als exkluſives Recht zufallen. 

Nach Wegfall des Gemeingebrauchs beſteht gewöhnliches Privat: 
eigentum. 

1) Vergl. Regelsberger, Band. 1, 424 und die daſelbſt Anm. 19 Zitierten, 
zu denen noch Rüttimann (Nachtr. S. 14) und Nieberding⸗Frank, Waſſer⸗ 
recht und Waſſerpolizei im preußiſchen Staate, 2. Auflage Breslau 1889 S. 66, 
hinzuzuzählen wären. 

2) A. M. Roth, Bayr. Zivilrecht 3, 143 und die daſelbſt Note 52 Zitierten. 
Dernburg, Pand. 6. Aufl. 1, 167; Dernburg, Preuß. Privatrecht 5. Aufl. 
1, 251; Baron, Pand. 6. Aufl. § 46 S. 84; Pernice, Lc. S. 143 bei 
Note 83; Randa, Eigentumsrecht 1. Hälfte, 2. Aufl. Leipzig 1893, S. 47. 
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Eine Betrachtung der gleichen Momente im Hinblick auf die 
öffentlichen Flüſſe ergibt ein durchaus verſchiedenes Reſultat: 

Die Rechtsordnung knüpft die Oeffentlichkeit der Flüſſe unmittel⸗ 
bar an ihre natürliche Beſchaffenheit, die — in der Regel wenigſtens 
— von Anfang an gegeben iſt. Die öffentlichen Flüſſe ſind alſo 
nicht aus Privatrechtseigentum hervorgegangen. Anderes öffentliches 
Eigentum (z. B. an Straßen, Brücken, Parks) beruht auf einem 
konkreten Erwerbdaft — nicht fo das Recht an öffentlichen Flüſſen. 

Der Gemeingebrauch an öffentlichen Flüſſen iſt grundſätzlich 
(allumfaſſend und erſchöpfend, er ſtellt keinen numerus clausus dar) 1). 
Die Waſſerwelle ſteht grundſätzlich hinſichtlich jeder Benutzung, ſofern 
ſie nur ihrer Art nach mit dem Weſen des allgemeinen Gebrauchs 
zu vereinbaren iſt, dem Gemeingebrauch offen?). Dieſer Gemein— 
gebrauch ergreift auch das Flußbett, ſoweit er ſich auf ihm ſelbſt 
oder doch innerhalb des darüber befindlichen Raumes abſpielt. 
Aber auch in Anſehung des Flußbetts ſelber erſtreckt ſich der Gemein— 
gebrauch grundſätzlich auf alle Arten der Benutzung, die mit dem 
Weſen des Gemeingebrauchs verträglich find. 
| Einzelne Geſetze haben, und zwar in verſchiedenen Staaten vere 
ſchieden, die Grenzen des Gemeingebrauchs pofitiv feſtgelegt, um die 
oft ſchwierige Entſcheidung der Frage, was mit dem Prinzip des 
„gleichen Rechts für Alle“ vereinbar iſt, überflüſſig zu machen. So 
erklärt es ſich, daß die Vorſchriften über Entnahme von Steinen, 
Sand rc. nicht überall gleichmäßig find. Wo ſolche Entnahme ver— 
ſagt oder beſchränkt iſt, beſteht trotzdem der „Gemeingebrauch“ weiter. 
Die Beſchränkung dient lediglich der Aufrechterhaltung des Gemein— 
gebrauchs. Die etwa vorgeſchriebene polizeiliche Erlaubnis iſt lediglich 
polizeilicher Natur und bezweckt die Erhaltung des Fluſſes für den 
ſonſtigen Gemeingebrauch, Uferſchutz und dergleichen. Die etwa ge— 
forderten Abgaben haben den Charakter einer Gebühr und nicht einer 
vertragsmäßigen Gegenleiſtung (Kaufpreis, Pachtzins oder dergl.) ). 

Andererſeits ſind die dem Staate zuſtehenden ausſchließlichen 


1) Roſenfeld, Das Weſen des Rechts auf Gemeingebrauch an öffentlichen 
Flüſſen und Wegen nach heutigem gemeinen Recht und nach Partikularrecht. Berliner 
Diſſ. 1899 S. 8. 

2) Dies ſchließt nicht aus, daß einzelne Nutzungsarten zum Inhalt ſpezieller 
exflufiver Rechte gemacht find, fei es, daß fie an ſich Gegenſtand des Gemein- 
gebrauchs ſein könnten (z. B. Fiſcherei), ſei es, daß ihre Natur nur Einzelausübung 
zuläßt (z. B. Mühlengerechtigkeit). 

3) Bluntſchli, Deutſches Privatrecht, 2. Aufl. 1860, S. 221. 
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Nutzungen im einzelnen und ſpeziell bezeichnet und geregelt, z. B. das 
hie und da beſtehende Fiſchereiregal. 

Kein entſcheidendes Gewicht dürfte auf die poſitiven Beſtim⸗ 
mungen über die insula nata, den alveus derelictus u. ſ. w. 
wie auch nicht auf einzelne Redewendungen des Corpus juris zu 
legen ſein, denn alle dieſe Argumente werden von beiden Parteien 
gewürdigt und jeweilig durch verſchiedene Auslegung für die eigene 
Anſicht verwendet oder doch ihrer Beweiskraft für die gegneriſche 
Meinung entkleidet. 

Auch der von dem rezipierten römiſchen Recht vorgefundene 
Stand des einheimiſchen Rechts zeigte keine grundſätzlich andere Auf— 
faſſung. Zwar hatten im deutſchen Mittelalter König und Landes— 
herren bald ein allgemeines Waſſerregal, bald einzelne Nutzungen als 
niedere Regalien (3. B. Fiſcherei⸗, Floß⸗, Fabre, Mühlenregal) für ſich 
in Anſpruch genommen, niemals aber ſind ſie ſoweit gegangen, die 
Flüſſe ſelber etwa gleich den herrenloſen Waldungen zu Domänen zu 
machen ). 

Das Allgemeine Landrecht jagt im Teil II Titel 14 8 21: 

„Die Land- und Heerſtraßen, die von Natur ſchiffbaren 
Ströme, die Ufer des Meeres und die Häfen ſind ein gemeines 
Eigentum des Staates.“ 

Was iſt aber unter dem „gemeinen Eigentum des Staates“ zu 
verſtehen? Die herrſchende Anſicht, auch hier gebilligt vom Reichs— 
gericht, verneint, daß darunter ein privatrechtliches Eigentum zu vere 
ſtehen fet 7. 

Vom Standpunkt der zur Zeit der Entſtehung des ALR. herr⸗ 
ſchenden Lehre von der Extrakommerzialität der öffentlichen Sachen 
wird man das „gemeine Eigentum“ auf den Waſſerlauf als Ganzes 
beziehen und als die Summe der einzelnen daran möglichen Nutzungs— 
rechte, aber nicht als Privateigentum am Fluß bett auffaſſen müſſen. 

Ebenſo ſtreitig iſt, was der code civil Art. 538 unter dem 
domaine public (., Zubehörung des Staatseigentums“) verſteht, wenn 
auch hier wenigſtens für die rein franzöſiſch fortgebildeten Rechtsgebiete 
(Elſaß⸗Lothringen) 3) wohl mit Sicherheit anzunehmen iſt, daß irgend— 


1) Vergl. Heus ler, Inſtitutionen 1 367. 

2) Vergl. Nieberding-Frank S. 63ff; Trautmann in Gruchots 
Beiträgen 48, 330; Biermann, Oeffentl. Sachen S. 19; RGZ. 3, 234; 4, 260; 
32, 238; 35, 238; ObTrib. 42, 58; a. M. Dernburg, Preuß. Privatrecht 
1. Bd. 2. Aufl. S. 131; Rausnitz b. Gruchot 39, 525. 

3) Elſèvoth. AG. z. BGB. 88 44 ff. 
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welche privatrechtlichen Beſtandteile dieſem Begriff nicht zukommen ). 
Weniger ſicher ift das Reſultat für die rheiniſchen Provinzen Preußens 2). 

Das Heſſiſche Geſetz vom 1. Auguſt 1878 beſagt in Art. 48, 
daß das Bett (diffe und flößbarer Flüſſe im Eigentum des Staates 
ſteht. Ob dieſe ſcheinbar klare Beſtimmung im Sinne privatredt- 
lichen Eigentums (durch Gemeingebrauch beſchränkt) oder nur im 
Sinne des franzöſiſchen „Staatseigentums“ aufzufaſſen iſt, erſcheint 
zweifelhaft. 

Das Meininger Waſſergeſetz vom 6. Mai 18723) läßt, wie 
ſich aus der nicht veröffentlichten Begründung ergibt, die Frage des 
Eigentums an dem Flußbett der fließenden Gewäſſer bewußtermaßen 
offen. Soweit öffentliche Flüſſe (z. B. Werra, Saale) ins Grund— 
buch eingetragen find, was nicht durchgängig geſchehen iftt), iſt nicht 
etwa der Landesfiskus als Eigentümer aufgeführt, ſondern die Eigen— 
tümerſpalte unausgefüllt gelaſſen oder etwa eingetragen: „öffentlicher 
Fluß“ oder dergl. 

Das Altenburger Waſſergeſetz vom 18. Oktober 1865 5) (8 49), 
ebenſo das Schwarzburg-Rudolſtädtiſche vom 7. Februar 
1868) (§ 23) bezeichnen das Bett der öffentlichen Gewäſſer — ſo— 
fern nicht wohlerworbene Rechte Dritter entgegenſtehen — als Zubehör 
der anliegenden Ufergrundſtücke und nennen überdies das Recht des 
Anliegers ausdrücklich „Eigentum am Waſſerbett“. 

In den letztgenannten Geſetzen ſcheint ſich eine Wendung der 
Auffaſſung gegen früher anzudeuten. Während die früheren Geſetze 
in Uebereinſtimmung mit ihrer zeitgenöſſiſchen Theorie ſich ſträubten, 
das unter der Laſt des Gemeingebrauchs zurückbleibende, praktiſch 
allerdings wenig bedeutungsvolle Recht als „Eigentum“ anzuerkennen, 
ſchwindet dieſe Scheu, und in den e Geſetzen ſcheint ſie völlig 
überwunden. 


1) Mayer, Theorie d. franz. Verwaltungsrechts § 35 S. 227 ff.; Layer, 
Enteignungsrecht S. 623 ff. Zweifelhaft Zachariae, HB. 8. Aufl., beſorgt 
v. Crome, $ 108 S. 301; a. M., Crome, Allgem. Teil d. modern. franz. 
Privatrechtswiſſenſchaft 1892, 8 19 S. 204, und Gierke, Sachenrecht § 102 
Anm. 12 S. 23. 

2) Vergl. RGR. 12, 340 ff. und für das alte badiſche Recht Schenkel, 
Das badiſche Waſſerrecht, Karlsruhe 1877 S. 7. 

3) Sammlung landesherrlicher Verordnungen 19, 163 ff. 

4) Unger, Meininger Privatrecht I 2. Aufl. S. 181. 

5) Geſetzſammlung 1865 S. 253 ff. 

6) Geſetzſammlung Jahrg. 1868 S. 151 ff. : 
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Allerdings das Württembergiſche Waſſergeſetz vom 1. De- 
zember 18991) ſcheint ein Privateigentum am Bett öffentlicher Flüſſe 
nicht anzuerkennen ). 

Dagegen zeichnet fic) der freilich immer noch nicht Geſetz gee 
wordene Entwurf des preußiſchen Waſſergeſetzes von 1893 3) durch 
eine erfreuliche Klarheit aus. § 1 beſagt: 

„Die Gewäſſer unterliegen den für Grundſtücke geltenden Vor⸗ 
ſchriften des allgemeinen bürgerlichen Rechts, ſoweit nicht dieſes Geſetz 
ein anderes beſtimmt.“ 

§ 10 beſtimmt: 

„Die von Natur ſchiffbaren .. .. Waſſerläufe (Ströme) ſtehen 

. . . im Eigentum des Staates.“ 

Dazu ſagt die amtliche Begründung S. 92/93: „Die waſſer⸗ 
bedeckten Grundſtücke als herrenloſe zu behandeln, würde den Grund— 
ſätzen unſerer Grundbuchverfaſſung widerſprechen und eine bedenkliche 
Rechtsunſicherheit zur Folge haben. Von der Anerkennung des Eigen— 
tumsbegriffs an den Waſſerläufen geht auch das preußiſche Recht aus, 
wenngleich dieſes Eigentum kein unbeſchränktes iſt. Auch kann nicht 
eingewendet werden, daß die Anerkennung eines privatrechtlichen 
Eigentumsrechts an den Waſſerläufen mit den Anforderungen unver— 
einbar fei, welche im gemeinwirtſchaftlichen Intereſſe .. .. an die 
Geſtaltung des Waſſerrechts zu erheben ſind. Dieſen Anforderungen 
kann die Geſetzgebung auf einem doppelten Wege gerecht werden. 
Sie kann entweder die Gewäſſer zum Gemeingut erklären ..... 
oder ſie kann — und dies iſt der im Entwurf gewählte Weg — 
ein Eigentumsrecht an den Waſſerläufen ſtatuieren, aber deſſen Inhalt 
durch poſitive Vorſchriften ſoweit einſchränken, als es das mit den 
Waſſerläufen verbundene öffentliche und gemeinwirtſchaftliche Intereſſe 
erfordert . 2.2... „Wollte man ſelbſt in dieſer Richtung (d. i. in 
der Einſchränkung des Eigentums) noch weitergehen, ſo würde dies 
geſchehen können, ohne den Grundſatz aufzugeben, daß das Ge— 
wäſſer als ſolches einen Gegenſtand des Privateigentums bildet.“ 

Seite 160 ſagt die Begründung: „Das nach dem Entwurf an 
den Waſſerläufen beſtehende Eigentum iſt ein privatrechtliches in 
vollem Umfange ...“ Hier (S. 161) finden wir aud {don die 


1) Regierungsblatt 1900 Nr. 53 S. 921 ff. 

2) Vergl. Bierer, Das Württembergiſche Waſſergeſetz u. ſ. w., Ulm 
1902 S. 3. 

3) Entwurf eines preußiſchen Waſſergeſetzes ſamt Begründung. Amtliche 
Ausgabe. Berlin 1894. | 
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Bemerkung, daß die hiſtoriſche Entwicklung ſowohl im Gebiete des 
ALR. wie in dem des gemeinen Rechts und des Code civil dahin 
gegangen ſei, die fiskaliſchen Rechte immer mehr zu erweitern. 

Die praktiſchen Folgerungen der Anwendung des zivilrechtlichen 
Eigentumsbegriffs auf Gewäſſer werden S. 127 der Begründung 
näher erörtert, wovon hier beſonders intereſſiert, daß der Eigentümer, 
ſofern nicht die Vorſchriften über den Gemeingebrauch eingreifen, 
dritten Perſonen den Aufenthalt in und auf dem Waſſer unterſagen 
kann. 

Das neue badiſche Waſſergeſetz vom 26. Juni 1899 1) beſtimmt 
in § 1: 


ee für den öffentlichen Verkehr mit Schiffen oder ge— 
bundenen Flößen benutzbaren Flüſſe .. .. ſtehen ... .. im Eigen⸗ 
tum des Staates,“ 
und in § 2: 


„Die natürlichen nicht öffentlichen Waſſerläufe (Flüſſe, Bäche) 
ſtehen im Eigentum der Gemeinden. . ..“ 

Daß hier Eigentum im gewöhnlichen Sinn des Privatrechts 
gemeint ſei, iſt daraus zu ſchließen, daß alsbald in $ 4 von dem 
„Eigentum“ an geſchloſſenen Gewäſſern die Rede und nicht abzuſehen 
iſt, warum derſelbe terminus unmittelbar nebeneinander in völlig 
verſchiedenem Sinn angewandt ſein ſollte. Ueberdies heißt es in 
§ 20: „Die Gewäſſer unterliegen den für Grundſtücke geltenden Bors 
ſchriften des allgemeinen bürgerlichen Rechts, ſoweit nicht dieſes Geſetz 
ein anderes beſtimmt.“ 

Freilich iſt das Eigentum an Gewäſſern beſonders modifiziert: 

„Das dem Staate an öffentlichen Gewäſſern und den Gemeinden 
an natürlichen nicht öffentlichen Waſſerläufen zuſtehende Eigentum 
kann im Wege privatrechtlichen Rechtsgeſchäfts weder auf andere 
übertragen, noch mit Rechten belaſtet werden.“ (§ 5). 

Auch die Faſſung des § 6 iſt bedeutungsvoll: 

„Die Grenze zwiſchen dem Bett eines Gewäſſers und den im 
Eigentum anderer ſtehenden Ufergrundſtücken beſtimmt ſich u. ſ. w.“ 

Der noch nicht Geſetz gewordene Entwurf eines ſächſiſchen 
Waſſergeſetzes (den Ständen vorgelegt mit Dekret vom 30. N 
1905) 2) verordnet in § 3a: 


1) Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt Jahrg. 1899 Nr. 26 S. 309 ff. 

2) Sächſiſche Dekrete Bd. 3 Nr. 17. Dekret v. 30. November 1905 an 
die Stände, den Entwurf eines Waſſergeſetzes betreffend, eingegangen bei der 2. 
Kammer am 5. Dezember 1905. Dresden 1905. 
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„Die Betten der Elbe, der Freiberger, der Zwickauer und der 
vereinigten Mulde, ſowie der weißen Elſter ſtehen im Privateigen⸗ 
tum des Staates, ſoweit dieſes nicht von anderen erworben iſt,“ 
und in § 3: 

„Steht das Bett eines öffentlichen Gewäſſers im Privateigentum, 
ſo iſt dieſes den Beſchränkungen unterworfen, die ſich aus der 
Zweckbeſtimmung des öffentlichen Gewäſſer8 und den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes ergeben.“ 

Die Begründung ſagt S. 88 (in der Mitte): die Eigentums⸗ 
fähigkeit des Waſſerbetts ſtehe außer Zweifel, und S. 84 (oben): 
das Eigentum unterliege dann einer Grunddienſtbarkeit des öffent— 
lichen Rechts (unter Verweiſung auf Otto Mayer, Deutſches Ver— 
waltungsrecht 2, 163 ff.). | 

Die Zwiſchendeputationen beider Kammern haben § 3a des 
Entwurfs mit der einzigen Aenderung gebilligt, daß anſtelle des 
Wortes „Privateigentum“ das Wort „Eigentum“ tritt. Die Aenderung 
iſt — wie ſich aus dem Bericht der Zwiſchendeputation der zweiten 
Kammer ergibt — lediglich redaktioneller Art. ). 

§ 3 des Entwurfs hat hier folgende Faſſung erhalten: 

„Die Privatrechte an den fließenden Gewäſſern werden durch 
die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt. Ihre Ausübung iſt 
aber den Beſchränkungen unterworfen, die ſich aus dieſem Geſetz ergeben.“ 
Auch dieſe Aenderung iſt nur redaktioneller Natur 2) 3). 

Dagegen beſtimmt das ba yeriſche Waſſergeſetz vom 23. März 
1907 % in Artikel 2: „Die öffentlichen Gewäſſer ſtehen im Eigentum 
des Staates.“ Die dem Entwurf beigegebene amtliche Begründung 
motiviert S. 57 die darin liegende Aenderung gegenüber dem Art. 1 
Abſ. 1 des früheren Waſſerbenützungsgeſetzes vom 28. Mai 1852 
(wonach die öffentlichen Gewäſſer ein „zur allgemeinen Benutzung 
beſtimmtes Staatsgut“ waren), wie die Begründung des preußiſchen 
Entwurfs die entſprechende Fortbildung des preußiſchen Rechts damit, 
daß ohnehin die rechtliche Entwicklung dahin geführt habe, daß die 
öffentlichen Gewäſſer Staatseigentum im zivilrechtlichen Sinne ge— 
worden ſeien, ſofern nicht Dritte dieſes Eigentum (gleichfalls zivilrechtlich 
gedacht) erworben hätten. 


1) Berichte der II. Kammer 1. Band Nr. 1 S. 51. 

2) S. 37 dafelbſt. 

3) Der Entwurf nach den Beſchlüſſen der Zwiſchendeputationen beider Kammern 
findet fic) in den Berichten der I. Kammer 1. Band S. 57 —124. 

4) Geſetz⸗ oder Verordnungsblatt 1907 Nr. 18 S. 157 ff. 
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Man wird dem unbedingt beiſtimmen müſſen. (Vergl. auch 
S. 74 der Begründung und die daſelbſt zitierten Entſcheidungen des 
oberſten Gerichtshofs in Zivilſachen 7, 55 und 13, 279). Die 
gekennzeichnete Tendenz wird weſentlich gefördert durch den Ausbau 
unſerer Grundbuchverfaſſung einerſeits und durch die mit den Fort— 
ſchritten der Induſtrie und Technik immer intenſiver werdende Aus— 
nutzung der Waſſerkräfte, für deren gerechte Verteilung und rationelle 
Ausnutzung das hinter einem beſtimmt umgrenzten Gemeingebrauch 
ſtehende Staatseigentum unter allen Umſtänden eine ſicherere Gewähr 
bietet, als der ohne eine ſolche exkluſive Berechtigung nach möglichſter 
Schrankenloſigkeit hinſtrebende und ſo den Raubbau fördernde Ge— 
meingebrauch. 

Es ſei noch bemerkt, daß das Eigentum am Flußbett öffentlicher 
Flüſſe oder doch an gewiſſen Strecken derſelben unter Umſtänden auch 
Privaten zuſtehen kann. In manchen Waſſergeſetzen find wohler— 
worbene Rechte ausdrücklich unberührt gelaſſen (z. B. für das Württem— 
bergiſche Geſetz vergl. Bierer, S. 1; Badiſches Waſſergeſetz § 103) 
ſo daß ein etwa zur Zeit des Inkrafttretens des betreffenden Geſetzes 
beſtehendes Eigentum eines Privaten an dem Bett eines öffentlichen 
Fluſſes noch heute Wirkſamkeit beſitzt. Zu beachten iſt auch WLR. 
II 15 § 41: „Uebrigens gehen durch die — sc. in § 40 dem Staat 
geſtattete — Schiffvarmachung eines Privatfluſſes die Eigentums— 
rechte, ſoweit dieſelben mit der nunmehrigen Beſtimmung des Fluſſes 
beſtehen können, noch nicht verloren.“ 


3. Die Rechtsbehelfe des Flußbetteigentümers gegenüber dem 
Eigentümer des geſunkenen Schiffs. 


§ 7. 

Während naturgemäß dort, wo ein zivilrechtliches Eigentum am 
Bett des öffentlichen Fluſſes nicht anzunehmen iſt, gegen den Eigen— 
tümer des geſunkenen Schiffes irgend welche privatrechtlichen An— 
ſprüche aus dem Flußbetteigentum nicht erhoben werden können, wird 
dies allerdings da der Fall ſein, wo mae Partikularrecht cin folded 
Eigentum beftebt. 

Dieſes Eigentum iſt durch den am öffentlichen Fluß befteben- 
den Gemeingebrauch in der Weiſe beſchränkt, daß der Eigentümer 
Eingriffe, die kraft Gemeingebrauchsrechts geſchehen, nicht verbieten 
kann. Wie weit der Gemeingebrauch reicht, iſt in allen Waſſer— 
geſetzen in mehr oder weniger kaſuiſtiſcher Weiſe beſtimmt, ins— 
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beſondere finden wir meiſt ausdrückliche Normen über das Ein⸗ 
bringen feſter Körper in das Flußbett. Letzteres gefährdet den normalen 
Waſſerablauf wie auch die Schiffahrt. Mag man auch nach dem 
oder jenem Partikularrecht ein Einbringen irgendwie erheblicher feſter 
Körper in den Fluß nicht für unter allen Umſtänden verboten erachten, 
ſo kann es doch nur dann geſtattet ſein, wenn die eben erwähnten 
Gefahren ausgeſchloſſen ſind. Dies iſt auch nach gemeinem Recht 
anzunehmen. Ein Wrack könnte etwa dann — ohne am Flußbett 
beſtehende Eigentumsrechte zu verletzen — im Fluß liegen bleiben, 
wenn es zufällig an einer in der Sohle des Fluſſes vorhandenen 
Bodenſenkung ſo feſt liegt, daß weder der Waſſerablauf gehemmt noch 
die Schiffahrt gefährdet wird. Dieſer Fall wird indeſſen bei der 
verhältnismäßig geringen Tiefe unſerer Ströme und dem durch eine 
rationelle Schiffahrt gebotenen Streben nach tunlichſter Erhöhung des 
Tiefgangs kaum jemals eintreten. Vielmehr wird oft ein einziges in 
der Fahrſtraße geſunkenes Wrack genügen, die geſamte Schiffahrt zu 
hemmen. Es wird alſo regelmäßig eine Ueberſchreitung des Gemein— 
gebrauchs vorliegen, d. h. ein unberechtigter Eingriff des Dritten in 
fremdes Eigentum. Es erwachſen dann dem Flußbetteigentümer die 
zivilrechtlichen Anſprüche aus widerrechtlicher Störung ſeines Eigen— 
tums und — da das Flußbetteigentum nie ohne Beſitz beſtehen kann 
— aus widerrechtlicher Störung des Beſitzes. 

Die Rechtsbehelfe des Flußeigentümers unterfallen dem Vorbehalt 
des Artikel 65 EG., ſo daß alſo die Landesgeſetzgebung nicht gehindert 
wäre, ſie abweichend von den Beſtimmungen des BGB. zu regeln. 
Dies iſt meines Wiſſens nirgends geſchehen. Wir haben alſo die Bore 
ſchriften des BGB. — und zwar zufolge Artikel 180, 181 EG., auch bine 
ſichtlich des ſchon vor dem 1. Januar 1900 erworbenen Beſitzes bezw. 
Eigentums — anzuwenden. 

Das widerrechtliche Einwerfen des Schiffskörpers ſtellt einen 
rechtswidrigen Angriff auf Beſitz und Eigentum am Flußbett dar, 
loft alſo in erſter Linie das Recht der Notwehr aus (§ 227 BGB.). 
Der Angriff dauert fort, ſolange das Schiff im Fluß liegt, erneuert 
ſich alſo in jedem Moment und iſt ſtets „gegenwärtig“. Der Ange— 
griffene hat darnach das Recht, das Wrack ſelber mit allen erforder- 
lichen Mitteln zu entfernen, im Notfall z. B. zu ſprengen — freilich 
ein problematiſches Recht, ſolange er keinen Anſpruch auf Erſatz der 
erfahrungsgemäß außerordentlich hohen Wegräumungskoſten hat. Ein 
folder Erſatzanſpruch folgt aber aus § 227 BGB. unmittelbar nicht, 
da dieſe Vorſchrift auf ſeiten des Angreifers nur eine Duldungspflicht 


a, De 


begründet. Der Schiffseigentümer behält übrigens ſogar das Eigen⸗ 
tum an den Schiffstrümmern. 


Das gleiche Reſultat ergibt ſich aus § 859 Abſ. 1 BGB., der 
wohl nur als beſonderer Anwendungsfall des in § 227 allgemein 
ausgeſprochenen Notwehrprinzips aufzufaſſen iſt. 

Das Verſenken und Liegenlaſſen eines Schiffswracks im Flußbett 
ſtellt ferner eine Verletzung des Flußbetteigentums im Sinne des § 823 
BGB., aber auch eine Störung dieſes Eigentums nach § 1004 bezw. 
des Beſitzes nach § 862 BGB. dar. 

Die Klage aus § 823 geht auf Erſatz des durch die unerlaubte 
Handlung entſtehenden Schadens, gemäß § 249 in erſter Linie auf 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes des Flußgrundſtücks d. h. 
auf Wegräumung des Wracks. Der Eigentümer hat auch, ſei es 
zufolge § 249 Satz 2 ſofort, fei es nach § 250 nach fruchtloſem Ab- 
lauf einer angemeſſenen Friſt, Anſpruch auf Schadloshaltung in Geld, 
und zwar in Höhe der aufzuwendenden Wegräumungskoſten. Die 
Umwandlung der Wegräumungspflicht in die Pflicht zur Tragung der 
Wegräumungskoſten kann auch noch in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz 
gemäß § 887 ZPO. herbeigeführt werden. 

Der Anſpruch aus § 823 BGB. ſetzt Vorſatz oder Fahrläſſig— 
keit der Verletzung voraus. Der Schiffseigentümer haftet alſo jeden— 
falls dann ohne weiteres, wenn er ſelber das Sinken vorſätzlich oder 
fahrläſſig herbeigeführt oder auch nur mit herbeigeführt hat (§ 830 
BGB.). Jedoch haftet er kraft poſitiver Geſetzesbeſtimmung, wenn 
ſein Verſchulden nur ein ſogenanntes nautiſches Verſehen darſtellt, 
nicht perſönlich, ſondern nur mit Schiff und Fracht (§ 4 Abſatz 2 
Binnen SchG.). Der Schiffseigentümer haftet aber auch für das 
Verſchulden einer Perſon der Schiffsbeſatzung, freilich auch hier nur 
mit Schiff und Fracht ($ 4 Abſ. 1 Ziffer 3 1. c.). Letzterenfalls 
iſt zur Klagbegründung nicht der Beweis erforderlich, daß die be— 
treffende Perſon von dem Schiffseigentümer angeſtellt oder auch nur, 
daß die Schiffahrt mit ſeinem Willen ausgeübt worden war; viel— 
mehr iſt dem Schiffseigentümer nur der Gegenbeweis verſtattet, daß 
die Verwendung des Schiffs ihm gegenüber eine widerrechtliche und 
daß der Flußbetteigentümer nicht in gutem Glauben war (§ 2 Abſ. 2 
l. c.). 

Die Störungsklagen erfordern kein Verſchulden 1. Sie gehen 
jedenfalls dann gegen den Schiffseigentümer, wenn er ſelber den 


1) Dernburg, Bürgerl. Recht Bd. 3, 3. Aufl. S. 83. 


ſtörenden Zuſtand verurſacht oder doch mit verurſacht hat. Er kann 
ſich den Klagen nicht durch Veräußerung oder Dereliktion der Wracks 
entziehen, denn die Störung iſt ein rein tatſächlicher Zuſtand, ſie 
beginnt mit dem Verſinken des Schiffs und dauert fort, ſolange das 
Schiff auf dem Grunde des Fluſſes liegt. Der Kauſalzuſammenhang 
zwiſchen dieſem Zuſtand und der ihn begründenden Handlung kann 
durch irgend welche Rechtshandlungen des Störers nicht unterbrochen 
werden ). 

Störer iſt der Eigentümer des Schiffs aber auch dann, wenn er 
das ohne jedes Zutun ſeinerſeits geſunkene Schiff wiſſentlich in dem 
Fluſſe liegen läßt. Denn er erhält dadurch den durch die verbotene 
Eigenmacht hervorgerufenen Zuſtand aufrecht 2), er übt damit eine Art der 
Benutzung fremden Grund und Bodens, nämlich als Aufbewahrungsort 
für ſein Eigentum oder die von ihm derelinquierten Gegenſtände aus, 
auf die er kein Recht hat. Paſſiv legitimiert iſt alſo auch der je— 
weilige Erwerber des Wracks), ſofern er beim Erwerb Kenntnis von 
dem Geſunkenſein hatte. 

Die Störungsklage geht auf Beſeitigung der Störung, d. h. auf 
Wegräumung des Wracks. Und da Störung des Eigentums nur eine 
ſpezielle Art der Verletzung desſelben darſtellt, finden auch hier die 
88 249 Satz 2, 250 BGB., jedenfalls aber § 887 ZPO. Anwendung. 
Aber eben weil die Störungsklage im Prinzip eine Deliktsklage iſt, 
iſt die Haftung des Schiffseigentümers auch hier in der oben dare 
gelegten Weiſe beſchränkt. 


III. Die Pflichten des Schiffseigentümers gegenüber der 
Verkehrspolizei. 


§ 8. 

Aber auch wo ein Eigentum des Staates oder Privater an dem 
Flußbett öffentlicher Flüſſe nicht anzuerkennen iſt, iſt doch der Staat 
nicht machtlos gegenüber Störungen des Waſſerlaufs oder der Schiff— 
fahrt durch geſunkene, im Fluße liegende Schiffe. 

Freilich beſteht zwiſchen dem einen öffentlichen Fluß befahrenden 
Schiffer oder dem durch dieſen vertretenen Schiffseigentümer einerſeits 


1) Ob etwa außer dem urſprünglichen Eigentümer auch der Erwerber des 
Wracks haftet, beeinflußt die Haftung des erſteren nicht; a. M. Biermann, 
Sachenrecht des BGB. 2. Aufl. Anm. 3 zu § 862. 

2) Motive zum BGB. 3, 425. 

3) Crome, Syſtem des deutſchen bürgerlichen Rechts III 71. 
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und dem Staate andererſeits kein Vertragsverhältnis, auf Grund 
deſſen etwa durch das Sinken des Schiffs beſtimmte Vertragsver— 
bindlichkeiten in der Perſon des Schiffers erzeugt werden könnten. 
Denn indem der Staatsbürger die öffentliche Waſſerſtraße benutzt, 
übt er ebenſo wie bei der Benutzung einer öffentlichen Landſtraße, Brücke 
und dergl. eine ihm von Rechts wegen ohne weiteres zuſtehende 
öffentlich⸗rechtliche Befugnis aus. Es bedarf alſo nicht einer in jedem 
Einzelfall einzuholenden ſpeziellen Gewährung. Wer in einem Gaſt— 
haus abſteigt oder einen Konzertgarten beſucht, muß durch Abſchluß 
eines privatrechtlichen Vertrags die Befugnis dazu von dem Berechtigten 
erwerben, der ſie nach ſeinem Belieben verſagen kann. Aber auch 
wenn der andere geſetzlich verpflichtet iſt, den fraglichen Vertrag mit 
jedermann, der beſtimmte Anforderungen erfüllt, abzuſchließen, wird 
der Vertragungsgegenſtand nicht zu einer „öffentlichen Sache“. Es 
gehören alſo Eiſenbahnen trotz oder vielmehr gerade wegen des ge— 
ſetzlich beſtehenden Kontrahierungszwanges nicht zu den öffentlichen 
Sachen. Im Gegenſatz dazu gewährt unſer Recht dem Publikum 
nicht etwa bloß einen Anſpruch auf Erlaubniserteilung (Vertragsab— 
ſchluß), ſondern ohne weiteres das Recht auf Benutzung der öffentlichen 
Wege, u. ſ. w. 

Dem ſteht nicht entgegen, daß für die Benutzung gewiſſer öffent— 
licher Sachen eine amtliche Mitwirkung erforderlich iſt, wie bei der 
durch Schleuſen, Pontonbrücken u. ſ. w., oder Abgaben für die 
Benutzung der Wege, Ströme, Brücken u. ſ. w. erhoben werden. 
Bei Schleuſen u. ſ. w. behält der Staat aus praktiſchen und 
ordnungspolizeilichen Gründen die Bedienung der Anſtalten ſeinen 
Angeſtellten vor; dieſe werden im Einzelfall nicht kraft Vertrags mit 
dem Schiffer ꝛc., ſondern nach Maßgabe ihrer Amtspflicht tätig. 
Die genannten Abgaben ſind rein ſtaatsrechtlicher Natur, „zwar 
wirtſchaftlich vermittelt durch den Gedanken des Entgelts“ — alſo 
regelmäßig abgeſtuft nach der Größe des Schiffs und dergl. — aber 
rechtlich zurückzuführen auf einen „obrigkeitlichen Eingriff in die 
Freiheit“ ), fie find alſo keine vertraglichen Leiſtungen, ſondern vom 
Staat kraft feiner Steuerhoheit erhobene Gebühren. 

Stehen ſonach auch dem Staat keine Privatrechte gegen den 
auf einem öffentlichen Fluß Schiffahrt Treibenden aus einem zwiſchen 
ihnen beſtehenden Vertragsverhältniſſe zu, ſo beſitzt er doch andere 
Mittel, die Störung des Waſſerlaufs oder der Schiffahrt durch im Fluß 


1) Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht II S. 128, 129. 
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untergegangene Schiffe zu beſeitigen, Mittel, die den aus irgend einem 
Privatrechtstitel fließenden Rechtsbehelfen weit überlegen ſind. Dieſe 
Macht gewährt ihm ſeine Polizeihoheit. 

Die Aufrechterhaltung der guten Ordnung des Gemeinweſens und 
ihr Schutz gegen Störungen durch einzelne iſt die Aufgabe der Polizei 
im modernen Sinn ) oder, wie ſich ALR. II 17 § 10 ausdrückt: 

„Die nötigen Anſtalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publiko oder 
einzelnen Mitgliedern desſelben bevorſtehenden Gefahren zu treffen, 
iſt das Amt der Polizei.“ Und wie die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit am unmittelbarſten berührt wird an den Sachen, die den 
ausgeſprochenen Zweck der Benutzung durch das Publikum haben, 
fo wacht auch der Staat mit der ganzen Machtfülle feiner Polizei— 
gewalt über der Unverſehrtheit und Benutzbarkeit der öffentlichen 
Sachen. So regelt der Staat kraft feiner Polizeihoheit den Gemein— 
gebrauch an öffentlichen Sachen, geleitet von dem Ziel, die Vorteile 
der betreffenden Sache tunlichſt allen gleichmäßig zugute kommen zu 
laſſen und zu verhüten, daß einzelne einen Gebrauch von ihr machen, 
durch welchen andere an der gleichen Benutzung der Sache gehindert 
werden. So regelt die Polizei den Verkehr auf öffentlichen Wegen, 
ſo regelt ſie die Benutzung der öffentlichen Waſſerſtraßen 2). Dieſe 
Strompolizeihoheit beſteht ohne Rückſicht auf ein etwaiges ſtaatliches 
Eigentum am Flußbett öffentlicher Flüſſe oder ein ſtaatliches Fluß— 
regal. Sie ſetzt keinerlei privatrechtliche Befugnis des Staates in 
Bezug auf die öffentlichen Flüſſe voraus?), wie auch die Wegepolizei 
kein Eigentum des Staates am Grund und Boden der öffentlichen 
Wege erfordert, vielmehr die Polizei auch bezüglich privater Wege 
berechtigt iſt, die im Intereſſe der“ Ordnung, Ruhe und Sicherheit 
erforderlichen Anordnungen zu treffen, ſobald nur rein tatſächlich ein 
allgemeiner Verkehr dortſelbſt ſtattfindet. 

Wir beſitzen in Deutſchland kein einheitliches Polizeirecht, das 
Recht der Polizei wurzelt grundſätzlich im Landesrecht ſowohl 
was ihre Aufgabe als auch ihre Organiſation und ihre Vollmachten 
anlangt. 

Wie die einzelnen Bundesſtaaten in verſchieden raſchem Zeitmaß 
dem Zuge der rechtsgeſchichtlichen Entwickelung vom Polizeiſtaat zum 


1) Ma yer, a. a. O. I 249. 

2) Vergl. § 6 lit. b des preußiſchen Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850. 

3) Irreführend Crome I 300. 


Rechtsſtaat gefolgt find, fo ergeben die partikularrechtlichen Rechtsſäͤtze 
über Aufgaben, Organiſation, Vollmachten der Polizei ein mannigfach 
verſchiedenes Bild. 

Für den uns vorliegenden Tarbeſtand folgt aus dem allgemeinen 
Begriff der Polizei nur, daß ſie bloß dann — aber auch immer 
dann — einzuſchreiten Anlaß hat und befugt iſt, wenn das im Fluß 
liegende Schiff eine Beeinträchtigung der Intereſſen des Publikums 
hervorruft. Eine Beeinträchtigung der Schiffahrt wird indeſſen, wie 
oben S. 24 gezeigt iſt, regelmäßig ohne weiteres gegeben ſein. 

Trotz der in Art. 4 Ziff. 9 der Reichsverfaſſung dem Reich 
erteilten Zuſtändigkeit hat die Polizei der öffentlichen Binnen— 


gewäſſer — im Gegenſatz zu der ins einzelne gehenden reichs— 
rechtlichen Regelung der öffentlich-rechtlichen Verhältniſſe der See— 
ſchiffahrt — bisher keine irgendwie erhebliche Normierung von 


Reichs wegen erfahren. Auch das Binnenſchfffahrtsgeſetz enthält 
keine Regelung der polizeilichen Befugniſſe in Bezug auf die Binnen— 
gewäſſer. 

Einen reichsrechtlichen Verwaltungsſatz über die Befugniſſe der 
Polizei gegenüber Störungen der Schiffahrt durch verſunkene Wracks 
enthält § 25 der Strandungsordnung vom 17. Mai 1874, jetzt 
in der Faſſung des Reichsgeſetzes vom 30. Dezember 1901 (RGBl. 
1902 S. 1 und 2): 

„Wird die Schiffahrt dadurch beeinträchtigt, daß in einem Fahr— 
waſſer, auf einer Reede oder in einem Hafen ein Schiff oder 
Wrack .. . gefunfen ijt, .... ſo iſt die Behörde befugt, die Be— 
ſeitigung des Hinderniſſes zu veranlaſſen.“ 

„Sobald die Behörde eingeſchritten und dies öffentlich erkennbar 
oder den Beteiligten bekannt gemacht worden iſt, darf ohne Ge— 
nehmigung der Behörde das Hindernis nicht mehr beſeitigt und von 
dem Schiffe oder Wrack nichts mehr fortgeſchafft werden.“ 

„Zur Deckung der Koſten der Beſeitigung kann die Behörde die 
beſeitigten Gegenſtände öffentlich verkaufen, ſoweit nicht Sicherheit ge— 
ſtellt wird. Dieſes Recht erſtreckt ſich im Fall der Beſeitigung eines 
Schiffs oder Wracks auch auf alle Gegenſtände, welche zur Zeit des 
Einſchreitens der Behörde auf dem Schiff oder Wrack vorhanden waren, 
mit Ausnahme u. ſ. w.“ 

Die Strandungsordnung bezieht ſich an ſich nur auf die Verhältniſſe 
der Seeſchiffahrt, der zitierte § 25 insbeſondere in erſter Linie auf zur 
„See“ gehörige Fahrſtraßen, Reeden und Häfen. Der Begriff der 
See iſt nicht einheitlich geſetzlich beſtimmt; eine geographiſche Abgrenzung 
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gibt die Bekanntmachung vom 13. November 1873 (RGBl. ©. 367), 
will damit jedoch nur den Begriff der „Seefahrt“ im Sinne des 


Reichsgeſetzes vom 25. Oktober 1867 betreffend die Nationalität der 
Kauffahrteiſchiffe und ihre Befugnis zur Führung der Bundesflagge 


definieren, beſagt alſo an ſich nichts über die Frage, wieweit das 


Anwendungsgebiet der Strandungsordnung, insbeſondere des § 25 
derſelben, reicht. Jedenfalls freilich wird man ſagen können, daß 
alle Meeresteile außerhalb jener Grenzmarken unter allen Umſtänden 
den Normen der Strandungsordnung unterliegen. Die Seeſchiffahrt, 
d. h. der Verkehr der Seeſchiffe, geht aber weiter ins Binnenland hinauf, 
als die Grenzen jener Bekanntmachung reichen, ja es geht gerade das 
Streben der an der Schiffahrt Intereſſierten dahin, durch künſtliche 
Vertiefung der unteren Flußläufe den tiefgehenden Seeſchiffen die 
Möglichkeit tunlichſt weitgehender Binnenfahrt zu verſchaffen. 

Nun iſt ſchon nach dem Wortlaut des § 25 der Strandungsordnung 
ſoviel außer Zweifel, daß das Gebiet der von Seeſchiffen allgemein 
angelaufenen Häfen, auch wenn ſie, wie z. B. der Hamburger Hafen, 
im Unterlauf eines Stromes liegen, unter den Normen der Strandungs— 
ordnung ſtehen. Folgerichtig muß man dann auch den zwiſchen 
ſolchen Häfen und der hohen See liegenden Teil des Flußlaufs nach 
den gleichen Normen behandeln ). Eine weitere Ausdehnung aber 
des örtlichen Geltungsbereichs des § 25 1. c. etwa allgemein auf 
alle Seeſchiffen zugänglichen und von ihnen regelmäßig befahrenen 
Teile der Flußläufe wird ſich weder aus allgemeinen Erwägungen, 
noch aus Wortlaut und Sinn des § 25 J. c. rechtfertigen laſſen. Auch 
Beſtimmungen, wie unter C I der Bekanntmachung vom 31. Juli 
18872) oder die Kaiſerliche Verordnung vom 7. Januar 1880 oder 
unter I. (Einleitung) Abſ. 1 der neuen Seeſtraßenverordnung vom 
5. Februar 1906) beziehen fic) nur auf die in den betreffenden 
Rechtsſatzungen ſpeziell geregelten Materien und können keine weiter— 
gehende allgemeine Bedeutung beanſpruchen ). 

Andererſeits gilt aber § 25 der Strandungsordnung, ſoweit ſein 
örtliches Anwendungsgebiet reicht, in gleicher Weiſe wie für Seeſchiffe 
auch für Binnenſchiffe, denn daß ſeine Anwendbarkeit von der Zuge— 


1) So auch Perels, Des allgemeine öffentliche Seerecht im Deutſchen Reiche, 
Berlin 1901, Anm. 2 zu § 25 der Strandungsordnung (S. 202). 

2) Vergl. Perels S. 156. 

3) RGBl. 1906 S. 120. 

4) Vergl. Weyl, Zum Begriff „See“ im Deutſchen Reichsrecht, Kieler 
Feſtgabe zum 28. Deutſchen Juriſtentag, Berlin 1869, S. 97 unten. 


hörigkeit des geſtrandeten oder verſunkenen Gegenſtandes zur Gees 
oder zur Binnenſchiffahrt abhängig ſein ſolle, dafür fehlt es an jedem 
Anhalt 4). 

Die Strandungs ordnung hat in ihrem § 25 den Grundſatz der 
Beſchränkung der Reederhaftung auf die fortune de mer, wie er 
für das private Seerecht bereits im alten Handelsgeſetzbuch ausge— 
ſprochen war, auch auf das öffentliche Recht der See ausgedehnt. 
Sie beſeitigt damit für ihr Anwendungsgebiet nach dem Grundſatz 
des Art. 2 der Reichsverfaſſung alles entgegenſtehende Landesrecht, 
alſo insbeſondere ſolche landesrechtlichen Vorſchriften, die dem Staat 
weitergehende Anſprüche auf Erſatz ſeiner für die Wegräumung eines 
Wracks aufgewendeten Koſten geben 2). 

Soweit die Strandungsordnung keine Anwendung findet, iſt die 
polizeiliche Regelung der Schiffahrt auf den öffentlchen Strömen den— 
jenigen Staaten überlaſſen, durch deren Gebiet der betreffende Strom 
läuft und ſoweit er dieſes Gebiet berührt. 

Der Schiffahrtsverkehr auf den großen Strömen bindet ſich nicht an 
die Landesgrenzen, er hat das größte Intereſſe, zum mindeſten auf dem 
Waſſer jeweils eines beſtimmten Stromes allenthalben nach gleichen 
Grundſätzen behandelt zu werden; es haben daher die Anliegerſtaaten 
aller großen Ströme durch völkerrechtlichen Vertrag 3) für den jeweiligen 
gemeinſchaftlichen Strom übereinſtimmende Schiffahrtsordnungen ver— 
einbart, die in jedem einzelnen Staat als Landespolizeiverordnung für 
ſein Gebiet publiziert ſind. Soweit auch außerdeutſche Staaten in Frage 
kommen, ſpricht man von „konventionellen“ Strömen. Für die Fluß⸗ 
häfen ſind durch die jeweils zuſtändigen Behörde wohl überall noch 
beſondere Hafenordnungen erlaſſen. Dieſe „Ordnungen“ regeln vielfach 
ausdrücklich die Befugniſſe der Polizeibehörden für den Fall, daß durch 
geſunkene Schiffe die freie Schiffahrt geſtört wird. So beſtimmt 


1) Vergl. auch Mittelſtein, Deutſches Biunenſchiffahrtsrecht 1 S. 25 bei 
Note 4. 

2) RG. in JW. 1907, S. 43. 

3) Z. B. Rheinſchiffahrtsakte v. 31. März 1831; Revidierte Rheinſchiffahrts⸗ 
akte v. 17. Oktober 1868 (Preuß. Geſetzſammlung 1869 S. 798) nebſt AG. vom 
17. März 1870 (Geſetzſammlung S. 187); Elbſchiffahrtsakte v. 23. Juni 1821 
(Preuß. Geſetzſammlung 1822 S. 9); Additionalakte v. 13. April 1844 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 458); Weſerſchiffahrtsakte v. 22. November 1823 (abgedruckt bei 
Mittelſtein II S. 305 ff. Vergl. insbeſ. Art. VIII daſelbſt); Additionalakte v. 
3. September 1857; außerdem Abänderungen durch Schlußprotokolle v. 21. Dezem- 
ber 1825, 16. Auguſt 1835, 7. Oktober 1861; Donauſchiffahrtsakte v. 7. Novem⸗ 
ber 1857. 
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die gegenwärtig geltende Rheinſchiffahrtsordnung, in Kraft ſeit 1. Novem⸗ 
ber 18971) in § 24 Ziff. 5: 

„Die Beſeitigung von Schiffen .., welche geſunken .. . find, 
kann durch die zuſtändige Behörde, wenn ſolche nach deren Anſicht 
die Schiffahrt hindern oder gefährden, unbeſchadet des Anſpruchs auf 
Erſatz der ihr hierdurch erwachſenen Koſten, veranlaßt werden.“ Die 
Beſeitigung erfolgt, „wenn fie keinen Aufſchub leidet oder nicht an⸗ 
zutreffen ſind, ohne weiteres, in anderen Fällen nach erfolgloſem 
Ablauf einer angemeſſenen Friſt“. 


Die Elbſchiffahrtsordnung, in Kraft ſeit 1. April 1894 (abgedruckt 
bei Mittelſtein IL, 432 ff.) ſchreibt in § 45 vor: 

„Hindert oder gefährdet ein feſtgefahrenes oder geſunkenes 
Schiff .. . die Schiff⸗ oder Floßfahrt, fo hat der Führer oder Bee 
ſitzer ungeſäumt die Wiederflottmachung oder Herausſchaffung herbei— 
zuführen, widrigenfalls ſie auf ſeine Koſten von der Strompolizei 
veranlaßt werden kann.“ 

Für die Oder beſtimmt § 23 der Polizeiverordnung über die 
Schiffahrt auf der Oder vom 11. Auguſt 1885: 

„Wenn der zuſtändige Waſſerbauinſpektor die Beſeitigung des 
geſunkenen Schiffs für notwendig hält, ſo iſt der Führer und Eigen— 
tümer verpflichtet, binnen beſtimmmter Friſt Schiff und Ladung zu ent— 
fernen, widrigenfalls die Strombauverwaltung das Schiff auf Koſten der 
Säumigen beſeitigen laſſen kann.“ (Dazu vergl. RGZ. 43, 293 ff.). 

Als Beiſpiel für eine einſchlägige Beſtimmung einer Hafenordnung 
mag § 24 der Hafenpolizeiordnung für Mannheim 2) dienen: 

„Schiffe, die ſich ... nicht über Waſſer halten können, werden 


in dem Hafen nicht geduldet und auf Koften des Eigentümers aus 


demſelben entfernt, wenn der Aufforderung nicht binnen angemeſſener 
Friſt Folge gegeben wird.“ 

Und da — wie erwähnt — die Befugniſſe der Polizei unab— 
hängig vom Eigentum des Staates an dem Grund und Boden der 
öffentlichen Sachen ſind, alſo uch eine Polizeiverordnung für den Ver— 
kehr auf zweifellos in Staatseigentum ſtehenden Grundſtücken rein 
öffentlich⸗ rechtlicher Natur ijt, mag als weiteres Beiſpiel § 20 der 
Polizeiverordnung für den Plauer Kanal (abgedruckt bei Held, Geſetze 
und Verordnungen für die Polizeiverwaltung und Strafrechtspflege 
u. ſ. w. 1888 ©. 564ff.) hier Platz finden: 


1) Mittelſtein II 217ff. 
2) Mittelſtein II, 277ff. 
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„Sinkt ein Fahrzeug, fo iſt der Schiffsführer verpflichtet, ſofort 
die zur Hebung des Schtffes erforderlichen Anſtalten zu treffen. Zeigt 
ſich der Schiffer nach der Anſicht des Bezirks-Waſſerbauinſpektors hier⸗ 
bei ſäumig, ſo iſt die Kanalverwaltung berechtigt, zumal wenn durch 
das geſunkene Schiff der Schiffsverkehr geſtört wird, auf Koſten des 
Schiffseigentümers die Hebung oder Beſeitigung des Schiffs zu veran— 
laſſen und ſich, falls der Schiffseigentümer die Erſtattung der hieraus 
entſtandenen Unkoſten verweigert, aus dem Verkauf des Schiffs und 
der Ladung bezahlt zu machen.“ 

Die polizeiliche Pflicht zur Beſeitigung des untergegangenen 
Schiffs, das die Schiffahrt beeinträchtigt, iſt grundſätzlich öffentlich— 
rechtlich und weiſt keinerlei privatrechtliche Momente auf. Die Vor— 
ſchriften des bürgerlichen Rechts, etwa über Eigentumsſtörung, können 
daher unmittelbar nicht herangezogen werden zur Beantwortung der 
Frage, wem dieſe öffentlich- rechtliche Pflicht obliegt. Immerhin 
iſt das Verhältnis zwiſchen dem „Herrn“ der Schiffahrtsſtraßen, der 
Polizei, und dem Störer der Schiffahrt jenem privatrechtlichen Ver— 
hältniſſe analog, und wie überhaupt die Verwaltungsrechtswiſſenſchaft 
als jüngere Schweſter der zivilen Jurisprudenz vielfach ihre Grund— 
begriffe von dieſer entlehnt und ihr nachgebildet hat, ſo dürfen wir 
auch für unſere Frage die entſprechenden bürgerlichen Rechtsſätze uns 
gewiſſermaßen zur Vorlage nehmen. 

Die Gültigkeit dieſer Verordnungen wird einem Zweifel nicht 
unterliegen können, ſoweit ſie demjenigen, der den Untergang eines 
Schiffs verſchuldet hat, die Pflicht zur Beſeitigung auferlegen. 
Aber entſprechend den früher entwickelten Grundſätzen des bürgerlichen 
Rechts über Eigentumsſtörung erfordern wir auch zum Begriff der 
„Störung der Schiffahrt“ kein Verſchulden, es genügt vielmehr hier 
wie dort der objektive Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Tätigkeit 
des „Störers“ und dem rechtswidrigen Erfolg. Es haftet alſo als 
Störer ſowohl der Schiffseigentümer, der ſein Schiff zur Zeit des 
Unfalls ſelbſt geführt hat, als auch derjenige, mit deſſen Willen es 
zur Schiffahrt verwendet worden iſt. Wir befinden uns damit wieder— 
um in Uebereinſtimmung mit den zivilrechtlichen Vorſchriften des § 2 
Abſ. 2 Binnen SchG., nur mit dem Unterſchied, daß die für das 
Zivilrecht unentbehrliche Verteilung der Beweislaſt für das Verhältnis 
zwiſchen Polizei und Staatsbürger keine Anwendung findet. Auch 
auf guten oder böſen Glauben der Polizei kann es natürlich . 
ankommen. 

Aus dem Begriff der Polizei folgt ohne weiteres, zy ihr zur 

Blätter für Rechtspflege LV. N. F. XXXV. 
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Ausübung ihrer Befugniſſe gewiſſe Zwangsmittel zu Gebote ftehen, 
dies gilt alſo auch da, wo nicht durch poſitive Rechtsnorm dieſe 
Exekutivgewalt der Polizei geregelt iſt. Die Polizei kann durch An⸗ 
drohung und Vollſtreckung von Strafen die Erfüllung der dem 
einzelnen obliegenden polizeilichen Pflichten erzwingen. Sie kann 
aber auch, ſofern die betreffende Verpflichtung nicht eine rein perſönliche, 
alſo durch Dritte nicht erfüllbare iſt, die geſchuldete Leiſtung ſelbſt 
bewirken bezw. durch Dritte bewirken laſſen und die Koſten der Aus⸗ 
führung von dem Schuldner beitreiben. Es iſt dies eine Art der 
Vollſtreckung der polizeilichen Gebote, entſprechend der in § 887 ZPO. 
geregelten Art der zivilrechtlichen Zwangsvollſtreckung ). Dieſes Recht 
it — wo nicht etwa poſitiv- rechtliche Ausnahmen vorhanden find 
— an keine formellen Vorausſetzungen gebunden. Unter allen Um- 
ſtänden iſt es gegeben bei Verzug des Schuldners, aber auch dann, 
wenn die Dringlichkeit der Sache ſchleunige Abhilfe gebietet. 

Die Pflicht des Schuldigen (insbeſondere des Schiffseigentümers, 
wenn die Vorausſetzungen der Beſeitigungspflicht in feiner Perſon 
vorliegen) zum Erſatz der vom Staate zur Beſeitigung des Wracks 
aufgewendeten Koſten iſt, wie die Pflicht zur Beſeitigung ſelbſt, 
öffentlich-rechtlich und wird durch die Regeln des bürgerlichen Rechts 
unmittelbar nicht berührt. Insbeſondere gilt die im BinnenSchG. 
verordnete Beſchränkung der Haftung des Schiffseigentümers auf 
Schiff und Fracht für jene Erſatzpflicht nicht. Er haftet vielmehr 
perſönlich und unbeſchränkt. Dieſer Rechtszuſtand ſtellt einen bedauerns— 
werten Anachronismus dar. Während im Gebiete des Seerechts 
die Strandungsordnung den bürgerlich rechtlichen Grundſatz der Haftung 
nur mit der fortune de mer auch auf öffentlich-rechtliche Verhältniſſe 
zur Anwendung gebracht hat, iſt das öffentliche Recht der Binnen— 
gewäſſer dem Vorgang des Binnen SchG. noch nicht gefolgt. Dieſe 
Disharmonie zwiſchen privatem und öffentlichem Recht der Binnen— 
ſchiffahrt iſt um ſo weniger berechtigt, als der durch Unbeſchränktheit 
ſeiner Erſatzanſprüche Begünſtigte der Staat iſt, deſſen Finanzkraft 
eine ſolche Bevorzugung bei weitem weniger erfordert, als die Ver— 
mögenslage des geſchädigten Privatmannes. 

Da der Anſpruch des Staates auf Erſatz ſeiner Auslagen auf 
öffentlich-rechtlichem Grunde ruht, fo iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen. 
In den meiſten Staaten iſt die Beitreibung ſolcher Anſprüche im 
Verwaltungsweg ausdrücklich vorgeſchrieben 2). 


1) Vergl. Preuß. Geſetz über die Polizeiverordnung vom 11. März 1850 § 20. 
2) Vergl. RGZ. 43, 293 ff. 
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IV. Baftung gegenüber den Ränmungspflichtigen. 


§ 9. 

Wohl in allen Ländern hat die Geſetzgebung Vorſorge getroffen, 
wer zur Inſtandhaltung der Flußläufe, insbeſondere zur Räumung 
des Flußbetts von Hinderniſſen, ſei es des Waſſerablaufs, ſei es der 
Schiffahrt verpflichtet iſt. Die Inſtandhaltung der Schiffahrtsſtraßen 
hat meiſt der Staat ſelber übernommen ). Bei mehreren Staaten 
gemeinſchaftlichen Strömen haben ſich vielfach die Anliegerſtaaten 
völkerrechtlich zur Inſtandhaltung der Schiff- und Floßfahrt verbind— 
lich gemacht, z. B. Donauſchiffahrtsakte vom 8. November 1857 
Art. 39, Revid. Rheinſchiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 Art. 28. 
Möglich wäre es auch, wenn es auch tatſächlich, ſoweit ich ſehe, 
nicht vorkommt, daß der Staat, wie er meiſt bezüglich der Inſtandhaltung 
der nicht ſchiffbaren Flüſſe verfährt, jo auch die Räumungspflicht in Ane 
ſehung der Schiffahrtsſtraße als eine öffentlich-rechtliche Laſt irgend 
einer beſtimmten Perſon (etwa dem Uferanlieger oder der betreffenden 
Gemeinde, Kreis) auflegte. 

Damit wird kein klagbarer Zivilanſpruch gegen den Räumungs— 
pflichtigen geſchaffen, etwa mit der Wirkung, daß auch der Schiffs— 
eigentümer ſelber gegen jenen klagen könnte. Sondern der Staat 
erfüllt damit nur eine „Regiminalaufgabe“ ), ſein nobile officium, 
für freie Schiffahrt zu ſorgen (ſoweit der Staat ſelber räumungs— 
pflichtig ijt, haben die betreffenden Beſtimmungen auch budgetrecht— 
liche Bedeutung). Der ſonſtige Räumungspflichtige erfüllt lediglich 
eine ihm dem Staat gegenüber obliegende öffentlich-rechtliche Ver— 
pflichtung. | 

Andererſeits ſoll damit aber auch nicht ausgeſprochen fein, daß 
nur der Staat bezw. der betreffende andere Räumungspflichtige für 
die Koſten der Freihaltung der Schiffahrtsſtraße aufkommen und keinen 
Erſatzanſpruch gegen den einzelnen „Störer“ haben ſolle ). Es iſt 


1) Vergl. ALR. II 15 8 79: „Gegen die dem Staat zukommende Nutzung der 
ſchiffbaren Ströme iſt derſelbe verpflichtet, für die zur Sicherheit und Bequemlich— 
keit der Schiffahrt nötigen Anſtalten zu ſorgen.“ — Preuß. Entwurf von 1893 
§ 131 Z. 1: „Die Verpflichtung zur Unterhaltung liegt rückſichtlich der Ströme 
und ihrer Nebenarme dem Staate ob.“ — Sächſ. Entw. §§ 59, 59a Abſ. 1. — 
Bayr. Geſetz Art. 91. — Nach Artikel 51 des Meininger Waſſergeſetzes, in deſſen 
Geltungsbereich nur flößbare Flüſſe vorkommen, liegt dem Staate wenigſtens die 
Erhaltung der Floßſtraße ob. 

2) Siehe Begründung zum Bayr. Waſſergeſetz S. 111 zu Art. 91. 

3) Allerdings könnte natürlich irgend ein Landesrecht das Gegenteil beſtimmen. 
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vielmehr zu prüfen, ob und ergeblich welcher Regreßanſpruch dem 
Räumungspflichtigen als ſolchem auf Grund feiner Räumungspflicht 
gegenüber dem Schiffseigentümer zuſteht. 

Dieſer Regreßanſpruch iſt grundſätzlich zivilrechtlicher Natur, denn 
es ſtehen ſich hier Privatperſon und Privatperſon gegenüber. Er 
trägt den Charakter eines Schadenerſatzanſpruchs aus unerlaubter 
Handlung. Denn die Belaſtung des Vermögens mit der Verpflichtung, 
ein beſtimmtes Hindernis des Flußlaufs wegzuräumen, bildet für den 
Räumungspflichtigen einen Vermögensſchaden, der ihm durch die 
deliktiſche Handlung eines Dritten erwächſt. Der Anſpruch geht, je 
nachdem der Räumungspflichtige feine Pflicht bereits erfüllt hat oder 
nicht, auf Erſatz der objektiv notwendigen Aufwendungen oder auf 
Befreiung von der betreffenden Räumungs verpflichtung. 


Sofern ſich in den einzelnen Partikularrechten nicht abweichende 
ſpezifiſch waſſerrechtliche Beſtimmungen über den in Rede ſtehenden 
Regreßanſpruch finden, kommen die Beſtimmungen des BGB. zur 
Anwendung. 


Darnach iſt die Beſchädigung fremden Vermögens als ſolchen 
nur unter den Vorausſetzungen des § 826 mit der Verpflichtung zum 
Schadenserſatz verbunden, nämlich wenn der „Störer“ vorſätzlich in 
einer den guten Sitten zuwiderlaufenden Weiſe den Schaden ange— 
richtet hat, wenn er z. B. in ſchikanöſer Abſicht ein Fahrzeug zum 
Sinken bringt, um dem Räumungspflichtigen die Laſt der Wegräumung 
aufzubürden und ſo Schaden zuzufügen. 


Aber auch bei fahrläſſigem Handeln wird ein Erſatzanſpruch 
nicht zu verſagen fein, und zwar ſehe ich zwei Wege juriftifcher Kon⸗ 
ſtruktion. 

Nimmt man an, daß die Räumunglaſt den betreffenden Pflichtigen 
nicht endgültig treffen ſoll, ſo haften in ſolchem Falle für einen und 
denſelben rechtswidrigen Erfolg zwei verſchiedene Rechtsſubjekte. Iſt 
der Räumungspflichtige eine vom Staat verſchiedene Perſon, die alſo 
dem Staate gegenüber öffentlich-rechtlich zur Räumung verpflichtet iſt, 
fo könnte das Geſetz dem Räumungsdpflichtigen, der feiner Pflicht nach 
gekommen iſt, auf dem Wege der cessio legis den Anſpruch des 
Staates gegen den „Störer“ übertragen, wie beiſpielsweiſe in mehreren 
Arbeiterverſicherungsgeſetzen dem Träger der Verſicherung für die auf 
Grund ſeiner geſetzlichen Verpflichtung aufgewendeten Entſchädigungs— 
beträge ein Rückgriffsrecht gegenüber den Dritten, die den die Ente 
ſchädigungspflicht des Verſicherers begründenden Schaden verſchuldet 


— 
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haben, auf dem Wege der cessio legis gewährt iſt ). Der zedierte 
Anſpruch würde fic) dann im Augenblick der Zeſſion aus einem früher 
öffentlich⸗rechtlichen in einen privatrechtlichen verwandeln, und kann 
— da er erſt durch die Erfüllung der geſetzlichen Räumungspflicht 
entſteht — nur auf Erſatz der notwendigen Aufwendungen gerichtet ſein. 


Oder man könnte den Grundſatz des § 840 Abſatz 3 BGB. 
analog anwenden, und zwar würde von den mehreren durch ihn ge— 
regelten Fällen der des § 836 dem unſrigen am nächſten kommen, 
inſofern als in beiden Fällen die eine Perſon ſchlechthin auf Grund 
einer ihr zukommenden rechtlichen Eigenſchaft (Beſitzer des Gebäudes 
— Beſitzer bezw. Eigentümer des Ufergrundſtücks oder dergl.), die 
andere Perſon auf Grund perſönlichen Verſchuldens haftet. Es würde 
alſo im Verhältnis zwiſchen beiden der letztere allein haften. Das 
ſetzt natürlich voraus, daß die ſchuldhafte Herbeiführung eines Hinder— 
niſſes im Strombett überhaupt eine Verpflichtung zur Wegräumung 
erzeugt. Siehe oben §§ 7 und 8. Gleichgültig iff, ob dieſe 
Verpflichtung öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Charakter 
trägt. Das den Analogieſchluß rechtfertigende tertium comparationis 
beruht darin, daß in beiden Fällen zwei verſchiedene Perſonen auf 
die gleiche Leiſtung aus verſchiedenen Rechtsgründen haften, die eine 
ipso jure beim Eintritt eines beſtimmten von irgendwelchem eigenen 
Verſchulden unabhängigen Tatbeſtandes, die andere auf Grund eigener 
ſchuldhafter Handlung. 


Ein anderer Weg würde der ſein, und zwar käme dieſer auch 
in dem Falle in Betracht, daß der Staat ſelber räumungspflichtig iſt, 
daß man die Tätigkeit des geſetzlich Räumungspflichtigen als eine 
auftragsloſe Geſchäftsführung für den „Störer“ auffaßt. Allerdings 
erfüllt der Räumungspflichtige auch eine ihm ſelbſt von Geſetzes wegen 
obliegende Pflicht; aber man kann ſagen, daß er pflichtgemäß ein 
Geſchäft des Störers beſorgt, indem ihn eben das Geſetz zwingt, jenes 
eigentlich dem Störer obliegende Geſchäft zunächſt für jenen zu er— 
füllen. Ein etwa entgegenſtehender Wille des letzteren käme dann 
gemäß § 679 BGB. nicht in Betracht. Dieſe letztere Konftruftion 
liegt meines Erachtens dem Art. 55 des Meininger Waſſergeſetzes vom 
6. Mai 1872 zu Grunde, welcher beſagt: 


1) § 151 des Unfallverſicherungsgeſetzes für Land⸗ und Forſtwirtſchaft; § 138 
Abſ. 2 des Seeunfallverſicherungsgeſetzes; § 140 des Gewerbeunfallverſicherungs⸗ 
geſetzes. 
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„Bei den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts über die aus 
ſchuldhaften Handlungen entſpringenden Verpflichtungen, ingleichen 
bei den auf beſondern Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen zur 
Räumung, Uferunterhaltung und Beſeitigung der Hinderniſſe des 
Waſſerlaufs behält es das Bewenden. Die nach den vorhergehenden 
Artikeln Verpflichteten müſſen aber dieſe Arbeiten vorläufig vornehmen. 
Den hierdurch entſtandenen Aufwand hat ihnen der nach dem gegen— 
wärtigen Artikel Verpflichtete zu erſtatten. Hierüber haben die Gerichte 
zu entſcheiden; die Notwendigkeit und den Umfang des Aufwandes 
aber hat lediglich die Polizeibehörde feſtzuſtellen.“ 

Iſt der Unfall weder vorſätzlich noch fahrläſſig verurſacht worden, 
fo käme für das Verhältnis zwiſchen dem Räumungspflichtigen und 
dem Schiffseigentümer immer noch eine analoge Anwendung der § 840 
Abſ. 1, 426 BGB. in Frage, eine Entſcheidung ließe ſich natürlich 
nur nach Maßgabe der betreffenden Landesgeſetze fällen. Im Zweifel 
würde ich annehmen, daß in dieſem Fall der Räumungzpflichtige die 
Laſt allein zu tragen hat, wie ihn auch das Riſiko der durch die ge— 
wöhnlichen Naturereigniſſe nötig werdenden Räumung des Fluß— 
betts trifft. 

In Erwägung zu ziehen wäre etwa noch, ob auf das Ver— 
hältnis zwiſchen Störer bezw. Schiffseigentümer einerſeits und dem 
Räumungspflichtigen andererſeits § 823 Abſatz 2 BGB. Anwendung 
findet. Denkbar wäre an ſich, daß geſetzliche Normen gerade im 
Intereſſe und zum Schutz der Räumungspflichtigen ſich mit gewiſſen 
Imperativen an den Schiffseigentümer oder die Perſonen, deren Hand— 
lungen von jenem zu vertreten ſind, wendeten, ſo daß der Verſtoß 
gegen ſolche Normen für den Räumungspflichtigen einen Schaden— 
erſatzanſpruch begründen würde. Das Reichsrecht bietet derartige 
Normen nicht. Auch die oben in § 8 erwähnten polizeilichen Ge— 
und Verbote dürften hier nicht in Betracht kommen, da ſie nicht den 
Schutz der Räumungspflichtigen, ſondern den der allgemeinen Schiff— 
fahrt bezwecken. Jedenfalls iſt, da der Schutz einzelner oder auch 
beſtimmter Kreiſe von mehreren durch die gleiche tatſächliche oder recht— 
liche Lage verbundenen Perſonen zwar dem Begriff der Polizei an ſich 
nicht fremd iſt, aber doch nicht in der Richtung ihrer hier in Frage 
kommenden Aufgaben liegt, nicht zu vermuten, daß irgend eine ein— 
ſchlägige polizeiliche Vorſchrift dem Schutz gerade der Räumungs- 
pflichtigen zu dienen beſtimmt iſt. 
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V. Phliditen gegenüber den zum Gemeiungebrauch Beredtigter. 


8 10. 


Unmittelbaren Nachteil durch das im Flußbett liegende Schiff 
können diejenigen erleiden, welche in der Schiffahrt gehindert werden. 
Leicht kann ihnen dadurch Schaden erwachſen, daß ſie auf das viel— 
leicht gänzlich unter Waſſer liegende und nach außen nicht ſichtbare 
Wrack auffahren, oder auch dadurch, daß ſie infolge der Sperrung 
der Waſſerſtraße Aufenthalt erleiden. Denkbar wäre es, daß auch 
die Ausübung irgend einer anderen Art des Gemeingebrauchs geſtört 
und ſo Schaden angerichtet wird. Dies führt auf die Frage: „Haben 
die zum Gemeingebrauch an einem öffentlichen Fluß Berechtigten An— 
ſpruch auf Schadenserſatz wegen Beeinträchtigung des Gemeinge— 
brauchs?“ und im Fall der Bejahung auf die andere Frage: „Unter 
welchen Vorausſetzungen richtet ſich dieſer Anſpruch gegen den Eigen— 
tümer des geſunkenen Schiffs als ſolchen?“ 

Das römiſche Recht ging davon aus, die einzelnen Arten des 
Gemeingebrauchs an öffentlichen Sachen ſpeziell zu erfaſſen und recht— 
lichen Schutz nur gegen beſtimmte einzelne Beeinträchtigungen zu ge— 
währen. Dieſer Schutz wurde urſprünglich im Wege des Interdikten— 
verfahrens gewährt, und es hatten ſich im Laufe der Rechtsentwick— 
lung eine Reihe beſtimmter Interdiktentypen feſtgeſtellt. Dieſe näherten 
ſich mit der Zeit den gewöhnlichen Aktionen ſo weit, daß ſie ſich 
nur noch dem Namen nach von ihnen unterſchieden. Sie hatten den 
Charakter von Popularklagen ), find jedoch als ſolche in Deutſchland 
nicht rezipiert worden, ſondern haben hier nur inſoweit Geltung er— 
langt, als mit ihnen ein eigenes privatrechtliches Intereſſe verfolgt 
wurde 2). In dieſer Geſtalt fanden ſie noch vor Inkrafttreten des 
BGB. Anwendung ?). 

Gegen unerlaubte Vorrichtungen im Flußbett oder am Flußufer, 
welche die Schiffahrt beeinträchtigten, gab es 

a) das prohibitoriſche Interdikt ne quid in dialing publico 
ripave ejus facias, ne quid in flumine publico neve in ripa 


— —eê 


1) Nur bei einigen Interdikten iſt ihre Natur als wahre Popularklagen im 
klaſſiſchen römiſchen Recht beſtritten. 

2) Vergl. Gierke, Sachenrecht S. 26 Anm. 28 und die dort erſichtlichen 
Auführungen. 

3) RG. VI vom 2. Februar 1903 in der N Juriſtenzeitung 1903 
S. 202 und RGZ. 53 Nr. 95 S. 384 ff. . 
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ejus immittas, quo statio iterve navigio deterior sit fiat (1 
1 pr. D. de fluminibus 43, 12); 

b) das reſtitutoriſche quod in flumine publico ripave ejus 
factum, sive quid in id flumen ripamve ejus immissum habes, 
quo statio iterve navigio deterior sit fiat, restituas (L 1 § 11 
D. eod. tit.). 

Während das alte römiſche Recht nur die mit ſpeziellem Inter- 
diktenſchutz ausgeſtatteten Arten des Gemeingebrauchs ſchützte und 
nur, wenn die beſonderen Vorausſetzungen der actio injuriarum 
gegeben waren (d. i. insbeſondere dolus), ſubſidiär die in dieſer 
enthaltenen Klagrechte gewährte, machte ſich in der ſpäteren Rechts— 
entwickelung das Beſtreben geltend, jede im Gemeingebrauch enthaltene 
Benutzung einer öffentlichen Sache unter Schutz eines jenen Inter— 
dikten nachgebildeten interdictum utile zu ſtellen ), und wir müſſen 
für das vor dem Inkrafttreten des BGB. in Geltung geweſene 
gemeine Recht annehmen, daß jeder geſetzlich zugelaſſene Gemeinge— 
brauch nach den Grundſätzen der Interdikte geſchützt wird 2). 

Dieſer Interdiktenſchutz iſt als privatrechtlicher Natur durch das 
BGB. ſicherlich überall da beſeitigt, wo er nicht etwa durch beſondere 
Vorbehalte des Landesrechts fonferviert wird?). Nun bleiben zufolge 
Art. 65 EG. die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Waſſerrecht 
angehören, durch die Vorſchriften des BGB. unberührt, und man wäre 
verſucht anzunehmen, daß damit die fortdauernde Geltung jener 
Interdikte, ſoweit ſie den an öffentlichen Flüſſen beſtehenden Gemein— 
gebrauch betreffen, ſtatuiert ſei. Und doch wäre dies ein Irrtum. 

Das römiſche Schadenerſatzrecht hat ſich aus einzelnen, für ganz 
beſtimmte Einzelfälle gegebenen Rechtsbehelfen heraus entwickelt (ich 
erinnere an die Geſchichte der lex Aquilia) und im Wege der Erweiterung 
und Verfeinerung der einzelnen Klagrechte ganz allmählich eine ſyſte— 
matiſche Ausbildung gewonnen. Gerade auch die Interdikte zum Schutze 
des Gemeingebrauchs zeigen dies mit aller Deutlichkeit. Und wenn 
dieſem Interdiktenrecht wie dem geſamten Schadenserſatzrecht ſelbſt auf 
der letzten Stufe ſeiner Entwickelung noch manche kaſuiſtiſche Schlacken 


1) Ubbelohde IV, 494. | 

2) Davidſon, Der Rechtsſchutz des Gemeingebrauchs an den öffentlichen 
Sachen, Göttinger Diſſertation 1889, S. 55, 56, 66, 67; Windſcheid-Kipp, 
8. Aufl. S. 279 Z. 6. 

3) Vergl. RGZ. 53, 384; DIB. 1903 S. 202. — Mit Unrecht wird die 
privatrechtliche Natur dieſer Rechtsnormen angezweifelt in Staudingers Kommen- 
tar zum EG. 2. Aufl. S. 160. 


oo A iS 


anhaften, fo haben wir es doch nicht mit einzelnen untereinander je 
nach der Art der Gemeingebrauchsſache (öffentliche Wege — öffent⸗ 
liche Flüſſe u. ſ. w.) verſchiedenen Rechtsſchutznormen, ſondern mit 
einem allgemein den Gemeingebrauch als ſolchen betreffenden Syſtem 
des Rechtsſchutzes zu tun. Mit anderen Worten, die dem Schutz des 
Gemeingebrauchs am öffentlichen Fluß dienenden Rechtsnormen tragen 
im gemeinen Recht nicht einen ſpezifiſch waſſerrechtlichen Charakter, ſondern 
bilden einen Teil des Schutzes des Gemeingebrauchs überhaupt. Sie 
haben alſo mit dem 1. Januar 1900 ihre Rolle ebenſo ausgeſpielt, 
wie die ſonſtigen Interdikte zum Schutz des Gemeingebrauchs (z. B. 
das interdictum ne quid in loco publico, das ſogenannte inter- 
dictum de via publica, das interdictum de loco publico fruendo 
u. ſ. w.) 1), und der Schutz des Gemeingebrauchs an öffentlichen 
Flüſſen unterſteht den Regeln des BGB. — ſoweit nicht etwa, was 
meines Wiſſens nirgends der Fall iſt, das Partikularrecht hierfür eigene 
ſpezifiſch waſſerrechtliche Rechtsbehelfe gewährt. 

Auch hier iſt die bereits oben S. 25 erwähnte Beſchränkung 
der privatrechtlichen Schadenshaftung des Schiffseigentümers zu be— 
achten. | 
Von den Vorſchriften des BGB. ift unter allen Umſtänden 
anwendbar § 826 BGB. Er ſetzt voraus, daß der Schädiger das 
Schiffahrtshindernis in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe zum Schaden anderer vorſätzlich geſchaffen hat. Geſchützt 
wird durch § 826 das Vermögen als ſolches. Gleichgültig iſt, ob 
der Geſchädigte zur Ausübung der Schiffahrt berechngt war, denn 
auch z. B. der bereits des Landes verwieſene Ausländer wird durch 
die Ausweiſung nicht vogelfrei, bleibt vielmehr gegen doloſe Schädigung 
geſchützt. Der Anſpruch geht ſowohl auf Wegräumung des Hinter— 
niſſes (§ 249 Satz 1 BGB.), als auch auf Erſatz des ſonſtigen 
Schadens. Natürlich haftet der Schiffseigentümer unbeſchränkt, wenn 
ihm ſelber die vorſätzliche und gegen die guten Sitten verſtoßende 
Handlungsweiſe zur Laſt fällt. Nur kommt ihm auch in dieſem Fall 
die Befugnis des § 251 Abſ. 2 BGB. zu gute. 

Wenden wir uns nunmehr zur Prüfung der Frage, wie weit 
§ 823 BGB. dem Schiffahrts berechtigten zur Seite ſteht. 

Keine Schwierigkeit bietet der Fall, daß der Schiffseigentümer 
(bezw. eine Perſon, für deren Verſchulden er haftet) ſchuldhaft das 


1) A. M. Biermann, Die öffentlichen Sachen, S. 41, 42; anſcheinend 
auch RG Z. 53, 384 ff. 
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Sinken des Schiffs und dadurch die Beſchädigung eines anderen an 
Leben, Körper, Geſundheit oder Eigentum herbeigeführt hat. 

Einfach geſtaltet ſich auch die Anwendung des § 823 Abſ. 2, 
wonach zum Schadenderſatz verpflichtet iſt, wer gegen ein den Schutz 
eines anderen bezweckendes Geſetz ſchuldhaft verſtößt. Alle diejenigen 
Rechtsnormen, welche den Gemeingebrauch im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung regeln, bezwecken den Schutz der den Gemein⸗ 
gebrauch Ausübenden. Als ſolches reichsrechtliche Schutzgeſetz kommt 
§ 366 Ziffer 9 StGB. in Betracht, wonach beſtraft wird, „wer auf 
öffentlichen .. . Waſſerſtraßen Gegenſtände, durch welche der freie 
Verkehr gehindert wird, aufſtellt, hinlegt oder liegen läßt.“ Der 
Tatbeſtand dieſer Strafbedingung erfordert nicht, daß der Täter den 
Zuſtand durch ſeine eigne Handlung hervorgerufen hat, er muß nur 
in der rechtlichen Lage fein, über den Gegenſtand (hier das Wrack) 
tatſächlich zu verfügen 1). Dieſe Uebertretung ſtellt ein Dauerdelikt 
dar, inſofern der deliktiſche Zuſtand ſo lange fortdauert, als der 
Eigentümer der Wegräumungspflicht nicht nachkommt. Der Tatbeſtand 
wird nicht durch Dereliktion, wohl aber durch Veräußerung des 
Wracks beendet. 

Inwieweit der Schiffseigentümer als ſolcher — ohne weitere 
ſeine Perſon betreffende Vorausſetzungen — ſich dadurch nach 
§ 366 Ziffer 9 StGB. ſtrafbar und nach § 823 Abſ. 2 BGB. 
haftbar macht, daß er das Wrack „liegen läßt“, richtet ſich darnach, 
wieweit ihn eine abſolute polizeiliche Pflicht zur Wegräumung trifft. 
Wir gewinnen alſo hierfür aus § 366 Ziffer 9 StGB. unmittelbar 
keinen Anhalt, müſſen vielmehr dieſerhalb auf die oben in § 10 
gegebenen Erörterungen verweiſen. 

8 366 Ziffer 9 ſchützt ausdrücklich den „freien Verkehr“ auf den 
öffentlichen Waſſerſtraßen, der Verſtoß gegen ſeine Norm verpflichtet 
daher zum Erſatz allen Schadens, der durch die Beeinträchtigung des 
freien Verkehrs entſtanden iſt, alſo z. B. auch des durch Verzögerung 
der Fahrt, notwendiges Umladen und dergl. entſtandenen Schadens. 
Man wird aber gemäß § 249 BGB. auch einen Anſpruch jedes 
Schiffahrtberechtigten auf Wiederherſtellung des freien Verkehrs, d. h. 
Beſeitigung des Wracks, geben müſſen, freilich auch hier vorbehaltlich 
der allgemein beſchränkten Haftung des Schiffseigentümers und der 
befonderen Befugnis des § 251 Abſ. 2 BGB. 


1) Olshauſen, Kommentar zum StGB. 6. Aufl. Anm. c zu 8 366 
Ziffer 9. 
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Es erübrigt noch eine Prüfung der Frage, ob auch die Störung 
des Gemeingebrauchsrechts ſelber etwa den Beſtimmungen des § 823 
Abſ. 1 BGB. unterfällt, d. h. ob dieſes als „ſonſtiges Recht“ im 
Sinne dieſer Beſtimmung anzuerkennen iſt. Richtiger Auffaſſung nach 
verſteht § 823 Abſ. 1 BGB. unter den „ſonſtigen Rechten“ nicht 
rechtlich zu ſchützende Intereſſen, ſondern eigentliche ſubjektive Rechte. 
Ob das „Recht“ auf Gemeingebrauch ein ſubjektives Recht tft, be— 
urteilt ſich nach den öffentlich-rechtlichen Normen, auf denen der 
Gemeingebrauch überhaupt (wie z. B. auch die zu ſeinen Gunſten 
dem Eigentum auferlegten Beſchränkungen) beruhen, d. h. auch heute 
noch nach Partikularrecht. Ein ſubjektives Recht auf Gemeingebrauch 
in dem Sinne, daß jedes Mitglied des Publikums einen Anſpruch 
gegen den Staat bezw. deſſen Repräſentanten auf Gewährung 
des Gemeingebrauchs (alſo z. B. auch auf gebrauchsmäßige Ge— 
ſtaltung der öffentlichen Sachen) hätte, gibt es aber — ſoviel ich 
ſehe — in keinem einzigen Landesrecht 1). Wohl aber hat jeder zum 
Gemeingebrauch Zugelaſſene einen Anſpruch gegen jedermann, ſolange 
eine Sache dem Gemeingebrauch unterliegt, in der Ausübung dieſes 
Gemeingebrauchs nicht widerrechtlich geſtört zu werden ?), wie er ein 
„Recht“ auf körperliche Integrität und Freiheit hat. Das Recht auf 
Gemeingebrauch ſteht inſofern den im § 823 Abſ. 1 BGB. ſpeziell 
aufgeführten Rechtsgütern des Lebens, Körpers, der Geſundheit und 
Freiheit gleich, daraus folgt aber zugleich, daß es ebenſowenig wie 
dieſe ein ſubjektives Recht darſtellt. Der einem Rechtsgut gewährte 
rechtliche Schutz, beſtehend in dem an die übrigen Rechtsgenoſſen 
gerichteten Verbot, jenes Rechtsgut zu ſtören, genügt nicht, um das 
letztere zu einem ſubjektiven Recht zu ſtempeln s). Das „Recht“ des 
Gemeingebrauchs bleibt alſo auf der Stufe der rechtlich geſchützten 
Intereſſen-) oder, um mit Sellinef>) zu reden, es iſt nur eine 
Reflexwirkung des objektiven Rechts ) 7 9. 


1) Für das bayeriſche Landesrecht vergl. Oertmann S. 391 zu 1). 

2) So für bayeriſches Recht: Erkenntnis des Bayr. oberſten Landgerichtes vom 
8. Februar 1885 (Entſch. IX 16, S. 49); zitiert bei Oertmann S. 390 
Anm. 12). 

8) Dieſe Verbotsgeſetze kommen nur als Schutznormen im Sinne des § 823 
Abi. 2 in Betracht. 

4) So auch Oertmann, Recht der Schuldverhältniſſe, 2. Aufl. 1906, 
Anm. 3 zu $ 823, und Biermann, Oeffentliche Sachen S. 44. 

5) Syſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte S. 70, 113. 

6) Vergl. hierzu Mayer II 116, der es als ein Stück der perſönlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Freiheit auffaßt, mit welcher jeder Menſch in unſerer bürgerlichen Geſellſchaft 
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Zu erwägen wäre nur, ob etwa im konkreten Fall die Ausübung 
des Gemeingebrauchs zu einem eingerichteten Gewerbebetrieb geworden 
iſt, wie dies z. B. bei gewerbsmäßiger Sandbaggerei denkbar wäre. 
Einen eingerichteten Gewerbebetrieb unterſtellt das Reichsgericht mit 
Recht dem Schutz des § 823 BGB. (vergl. RGZ. 56, 229; 58, 29; 
IW. 1902, B. 228). 


Es verſteht ſich, daß einen Schadenserſatzanſpruch wegen Störung 
in der Ausübung des Gemeingebrauchs nur derjenige hat, der zur 
Ausübung befugt iſt, das iſt z. B. bei der Schiffahrt zunächſt jeder 
deutſche Staatsangehörige, dann die Angehörigen derjenigen fremden 
Staaten, denen das Deutſche Reich durch völkerrechtliche Verträge ) 
das Recht der Schiffahrt auf deutſchen Gewäſſern eingeräumt hat; 
ſchließlich aber auch jeder andere Ausländer, deſſen Verweilen auf deutſchem 
Gebiet die Staatsgewalt duldet, denn indem dieſe ihm die Freiheit 
des Aufenthalts gewährt, gibt ſie ihm die mit dieſer Befugnis ver— 
bundenen Rechte, nämlich den Anſpruch, von keinem Dritten in der 
Ausübung dieſer Freiheit geſtört zu werden. In der Freiheit des 
Aufenthalts liegt aber notwendig die Freiheit des Gemeingebrauchs 
an öffentlichen Flüſſen, für den ſpezielle Vorausſetzungen nicht exiſtieren. 
Ausgenommen von dem hier in Rede ſtehenden Schutz ſind alſo eigent— 
lich nur die tatſächlich bereits des Landes verwieſenen Ausländer. 


VI. Pflichten gegenüber den Sonderberedtigten. 


§ 11. 


Schon im römiſchen Recht finden ſich neben dem Gemeingebrauch 
an öffentlichen Sachen jura propria, d. i. Sonderberechtigungen 
einzelner, die über das Maß des usus publicus hinausgehen. Auch 


der öffentlichen Gewalt wie den Mitmenſchen gegenüber ausgeſtattet ſei. Gegen 
ihn: Jellinek im Verwaltungsarchiv 1897 S. 311, 312. Siehe auch RGR. 
58, S. 28 und 29. Ein weiteres Eingehen auf dieſe ſchwierige und beſtrittene Materie 
würde den Rahmen der vorliegenden Arbeit überſchreiten. 

7) Einen intereſſanten, aber meines Erachtens mißlungenen Verſuch, das 
Recht auf Gemeingebrauch unmittelbar zu ſchützen, zeigt das Urteil des RG. vom 
3. Mai 1902 (DJur Z. 1902 S. 335). Verunreinigung des Waſſers eines öffent⸗ 
lichen Fluſſes wird als Störung des Eigentums an der am Fluß gelegenen Wieſe 
betrachtet, von der aus die weidenden Kühe an den Fluß zur Tränke gehen. 

8) Anders Oertmann, Bayr. Landesprivatrecht S. 391 ff. 

1) Vergl. z. B. Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und Schwed vom 8. Mai 1906 (RGBl. S. 739 ff.) Art. 1 Abſ. 1. 
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heute beſtehen derartige ausſchließliche Sonderrechte insbeſondere auch 
an öffentlichen Flüſſen, z. B. Mühlenrechte, Fiſchereirechte, das Recht, 
zum Zweck der Schleppſchiffahrt eine Kette im Fluß zu haben und dergl. 
Heute beſteht kein Streit mehr, daß dieſe Rechte privatrechtlicher Natur 
ſind ), die allerdings eingeräumt werden durch einen öffentlichen Akt 
der Staatsgewalt (Konzeſſion, Verleihung), aber — einmal entſtanden — 
ſowohl dem Staat als auch dritten Privatperſonen gegenüber alle 
Merkmale ſubjektiver Privatrechte aufweiſen. Sie werden daher 
— freilich auch hier wieder mit dem Vorbehalt, daß nicht ein Parti— 
kularrecht ſpezifiſch dem Waſſerrecht, dem Mühlrecht oder dem 
Fiſchereirecht angehörige beſondere Rechtsbehelfe gibt — unbedenklich 
dem § 823 Abſ. 1 BGB. zu unterſtellen fein. Denn es kann nicht 
die Rede davon fein, daß § 823 BGB. etwa nur auf ſolche Private 
rechte ſich bezöge, die im BGB. ſelber anerkannt ſind und daſelbſt 
wurzeln. Oertmann?) gibt den Schutz des § 823 mit Recht 
z. B. auch ausſchließlichen Aneignun gsrechten, dieſe ſind aber meiſt 
außerhalb des BGB. geregelt, und zwar vielfach ſogar der Parti— 
kulargeſetzgebung überlaſſen, wie das Jagdrecht und Fiſchereirecht. 
Selbſtverſtändlich kann das Landesrecht auf den ihm vorbehaltenen 
Gebieten auch den Schutz der betreffenden Rechte abweichend von 
den Normen des BGB. regeln; wo dies aber nicht geſchehen iſt, 
unterfallen die Rechte den Normen des BGB. 3). 


VII. Verbindlichkeiten des Schiffseigentümers aus der 
Rettung des Schiffes durch Dritte, 


§ 12 


Einer Erörterung bedürfen weiter die dem Schiffseigentümer in dem 
Fall erwachſenden privatrechtlichen Verbindlichkeiten, daß ein Dritter das 
geſunkene Schiff aus dem Fluß heraufgeholt hat. Sofern der Dritte dieſe 
Tätigkeit in Erfüllung eines mit dem Schiffseigentümer abgeſchloſſenen 
Vertrags entwickelt, bietet die Frage nach den dem erſteren daraus 
erwachſenden Anſprüchen keine Beſonderſeiten, beurteilt ſich vielmehr 
nach den allgemein für den betreffenden Vertrag geltenden Grund— 
ſätzen. Hier intereſſiert nur die Frage, welche Anſprüche dem Dritten 


1) Bezüglich der Fiſchereirechte ſ. z. B. RG Z. 53 S. 98 ff. 

2) Dertmann, Schuldverhältniſſe Anm. 3e zu 8 823 und die daſelbſt 
Zitierten. 

3) Wegen des Fiſchereirechts ſiehe Haller, Der Schadenerſatzanſpruch der 
Fiſchereiberechtigten u. ſ. w. in Württ Z. 1906 S. 180. | 


gegen den Schiffseigentümer in dem Falle zuſtehen, wenn er aus 
eigenem Antriebe und ohne mit jenem in einem Vertrags verhältnis 
zu ſtehen, gehandelt hat. 

Als maßgebende Rechtsnorm kommen in erſter Linie §§ 93 ff. 
des Binnen Sch. in Betracht. 

Hier fragt es ſich: Fällt dieſe Tätigkeit des Dritten unter den 
Begriff der Bergung bezw. Hilfeleiſtung im Sinne des Binnen⸗ 
ſchiffahrtsgeſetzes? Je nachdem wir dieſe Frage bejahen oder verneinen, 
geſtalten ſich die Verpflichtungen des Schiffseigentümers verſchieden. 
Iſt der Tatbeſtand der Bergung und Hilfeleiſtung gegeben, ſo hat 
nach See⸗ wie nach Binnenſchiffahrtsrecht der Berger Anſpruch auf 
Vergütung — Binnen SchG. § 93 —, er kann dieſen Anſpruch aber 
nicht gegen den Schiffseigentümer perſönlich geltend machen — § 100 
Abſ. 1 daſelbſt —, ſondern ſich wegen desſelben nur aus dem ge— 
retteten Schiff befriedigen: § 97. Iſt der Tatbeſtand dieſer ſchiffahrts⸗ 
rechtlichen Sondervorſchriften nicht gegeben, ſo beurteilt ſich der 
Anſpruch des Bergers und die Verpflichtung des Schiffseigentümers 
nach bürgerlich-rechtlichen Grundſätzen, und zwar haftet der Schiffs— 
eigentümer nach Maßgabe der Vorſchriften des BGB. über Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag perſönlich, wogegen das geſetzliche Pfandrecht 
des Bergers an dem geretteten Schiff entfällt. 

Das Geſetz billigt in § 93 demjenigen, der „ein in Gefahr 
befindliches, von der Schiffsbeſatzung verlaſſenes Schiff geborgen 
hat“, einen Anſpruch auf Bergelohn, demjenigen, durch deſſen 
Hilfe „ein Schiff aus einer Schiffahrtsgefahr gerettet“ worden iſt, 
einen Anſpruch auf Hilfslohn zu. Das gemeinſame, für uns ent— 
ſcheidende Tatbeſtandsmerkmal der Bergung und Hilfeleiftung iſt 
demnach, daß das Schiff aus einer Schiffahrtsgefahr gerettet worden 
ſein muß. Dies trifft bei der Hebung eines bereits geſunkenen Schiffes 
ſchlechterdings nicht zu; denn ein auf dem Grunde des Fluſſes 
ruhendes Schiff ſchwebt nicht mehr in einer Schiffahrtsgefahr; die 
letzte Gefahr, die einem Schiffe drohen kann, „die“ Schiffahrtsgefahr 
ſchlechthin, der Untergang des Schiffes, iſt hier bereits zur Wirkſamkeit 
geworden und gehört der Vergangenheit an ). 


1) Ebenſo Makower⸗Löwe, Binnenſchiffahrtsgeſetz, Guttentagſche Samm⸗ 
lung, 3. Aufl. 1903 S. 529 a. E. Der entgegengeſetzten Anſicht ſcheint Landgraf, 
Binnenſchiffahrtsgeſetz 2. Aufl. Berlin 1900 S. 285 Anm. 7, zuzuneigen — ſofern 
die dort befindliche Bemerkung ſich nicht nur auf die mit dem Schiff geſunkene 
Ladung beziehen ſollte. 
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Es beftimmen ſich alſo die Anſprüche des Dritten im Falle 
außerkontraktlicher Tätigkeit ausſchließlich nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts über Geſchäftsführung ohne Auftrag. Die Hebung 
des Schiffes wird ſich ſtets als ein Geſchäft des Eigentümers dar— 
ſtellen aus dem Grunde, weil ſie eine Verfügung über die in ſeinem 
Eigentum ſtehende Sache enthält. Der Eigentümer iſt demnach 
als Geſchäftsherr perſönlich verpflichtet, dem Dritten nach Maßgabe 
der §§ 683, 679 BGB. feine Aufwendungen zu erſetzen, oder doch 
gemäß § 684 auf Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung. 
Dagegen hat der Dritte kein geſetzliches Pfandrecht an dem geretteten 
Schiffe. 

Zu der Haftung nach § 679 BGB. iſt noch zu bemerken, daß 
die Aufwendungen des Dritten natürlich nicht über dasjenige Maß 
der Leiſtungen hinausgegangen ſein dürfen, das auch von dem 
Eigentümer ſelber bloß verlangt werden kann, daß alſo der Eigen— 
tümer die Beſchränkung ſeiner eigenen Haftung, wie wir ſie in 
den vorigen Abſchnitten kennen gelernt haben, dem Dritten ent— 
gegenſetzen darf. 

Es kommen aber auch unter Umſtänden die Beſtimmungen der 
Strandungsordnung zur Anwendung. § 21 dieſes Geſetzes gewährt 
einen Anſpruch auf Bergelohn allerdings zunächſt nur demjenigen, 
der verſunkene Schiffstrümmer vom Meeres grunde heraufgebracht 
hat. Nach § 22 haben aber die Landesregierungen die Befugnis, 
nach ihrem Belieben andere Gewäſſer — alſo z. B. auch die Unterläufe 
der öffentlichen Ströme — bei Anwendung des § 21 der See gleichzu— 
ſtellen. Soweit dies geſchehen iſt, beurteilt ſich des Anſpruch des Bergers 
nach §§ 740 ff. HGB. Bemerkenswert iſt, daß nach § 753 Abſ. 1 
eine perſönliche Verpflichtung, insbeſondere auch des Schiffseigen— 
tümers, zur Entrichtung des Bergelohns an ſich nicht begründet 
wird, daß hingegen dem Berger wegen dieſen Bergelohns in ent— 
ſprechender Anwendung des § 751 ein Pfandrecht und zugleich Zu— 
rückbehaltungsrecht an den gehobenen Schiffstrümmern zuſteht. 


VIII. Die pflicht der Anmeldung zum Schiffsregiſter. 
§ 13. 

Gemäß § 126 Abſ. 1 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes iſt, wenn 
ein in Schiffahrtsregiſter eingetragenes Schiff zu Grunde geht oder 
reparaturunfähig wird, dies zur Eintragung in das Schiffsregiſter 
anzumelden. 
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Ein geſunkenes Schiff wird meiſt dauernd unbrauchbar fein, 
und auch wenn es gehoben iſt, nur wertloſe Trümmer darſtellen; es 
wäre alſo in dieſem Fall im Schiffsregiſter zur Löſchung zu bringen. 
Die Verpflichtung hierzu liegt nach § 123 Abſ. 1 dem Eigentümer 
des Schiffs als ſolchem ob, die Erfüllung derſelben wird von ihm 
durch die Regiſterbehörde (§ 120 1. c.) mittels Ordnungsſtrafen 
nach den für die Verhängung von Ordnungsſtrafen in Betreff der 
Anmeldungen zum Handelsregiſter geltenden Grundſätzen erzwungen 
(§ 27 1. c.). 


Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


I. Kommiſſion zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte in 
Coburg⸗Gotha. 


Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für Streitigkeiten 
über öffentliche Abgaben im Herzogtum Coburg. 
Auf Grund des mit Genehmigung des Herzoglichen Staats— 
miniſteriums erlaſſenen Ortsſtatuts der Gemeinde Neuſes bei Coburg 
vom 5. Februar 1904. in welchem beſtimmt iſt: 
„Wer im Bezirke der Gemeinde Neuſes Bier-, Weine oder 
Schnapsſchank, oder Handel mit Bier u. ſ. w. betreibt, hat je 
nach Umfang des Geſchäftsbetriebs eine Abgabe bis zu 4000 Mark 
jährlich zur Gemeindekaſſe zu entrichten“, 
ſind von den Klägern entſprechende Abgaben erhoben worden. Sie 
fordern in dem vorliegenden Prozeß die unter Vorbehalt gezahlten 
Beträge nebſt Zinſen ſeit den Zablungdtagen mit der Begründung 
zurück, das Ortsſtatut fer ungeſetzlich und daher wirkungslos; es ver— 
ſtoße ſowohl gegen das Gemeindegeſetz für das Herzogtum Coburg 
vom 22. Februar 1867 (G—S. 683), inſofern dort die Erhebung 
von allgemeinen Abgaben nur nach dem Maßſtabe der direkten 
Staatsſteuern geſtattet fei, als auch gegen den Zollvereinigungsvertrag 
vom 8. Juli 1867 (BGBl. S. 81) und das Coburgiſche Geſetz, die 
Erhebung der Kommunalabgabe von Bier betr., vom 23. März 1878 
(GS. 63), infofern die in dieſen Geſetzen zugelaſſene Höhe der Bee 
ſteuerung überſchritten ſei. 
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Die beklagte Gemeinde hat zunächſt die Verhandlung zur Haupt- 
ſache verweigert und die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
erhoben. Sie ſtützt dieſe auf § 12 der Verordnung über den Landed- 
verwaltungsorganismus der Herzoglich Sachſen-Coburg- und Gotha— 
iſchen Lande vom 30. Oktober 1828 (Landesgeſetz für das Herzogtum 
Coburg Bd. 6 S. 206) ſowie darauf, daß in dem gedachten Orts— 
ſtatut der Inſtanzenweg für Beſchwerden gegen die Erhebung der 
ſtreitigen Abgaben beſonders geregelt ſei. 

Das Landgericht Meiningen hat die Einrede der Unzuläſſigkeit 
des Rechtswegs durch Zwiſchenurteil vom 3. Februar 1906 als une 
begründet verworfen. Der Rechtsweg fei nach § 13 des GVG. 
gegeben, da der erhobene Anſpruch privatrechtlicher Natur ſei und 
keiner der in § 13 bezeichneten Ausnahmefälle vorliege; insbeſondere 
ſei eine den Rechtsweg ausſchließende Beſtimmung weder in der 
gedachten Beſtimmung über das Beſchwerdeverfahren in dem Orts— 
ſtatut noch in der Beſtimmung des Art. 170 des Gemeindegeſetzes 
zu ſehen, durch welche lediglich ein Inſtanzenzug innerhalb der Ver— 
waltung vorbehaltlich des Rechtsweges habe eröffnet werden ſollen. 
Zudem aber fet durch § 12 der Verordnung vom 30. Oktober 1828 
für derartige Anſprüche der Rechtsweg auch noch ausdrücklich zu— 
gelaſſen. Das Landgericht ſieht in dem erhobenen Anſpruch übrigens 
deshalb einen privatrechtlichen, weil er ſich als Entſchädigungsanſpruch 
wegen widerrechtlichen Eingriffs in die individuelle Rechtsſphäre 
eines Einzelnen darſtelle. Derartige Anſprüche ſeien in § 12 a. a. O. 
auch noch ausdrüklich als privatrechtliche charakteriſiert. Die beſondere 
Beſtimmung des § 12 a. a. O., daß eine Berufung auf den Rechts— 
weg nicht ſtattfinde, wenn ſie den Zweck habe, eine Verwaltungs— 
verfügung außer Wirkſamkeit zu ſetzen, treffe den vorliegenden Fall 
nicht, da die Klage nicht unmittelbar auf Beſeitigung des Orteftatutd 
und der auf deſſen Grund ergangenen Zahlungeverfügungen, ſondern 
lediglich auf Erſatz des durch die behördlichen Anordnungen verur— 
ſachten Vermögensſchadens gehe. Das Landgericht ſieht für ſeine 
Annahme, daß für die Rückforderung von zu Unrecht erhobenen 
öffentlichen Abgaben in den Herzogtümern Coburg und Gotha der 
Rechtsweg zuläſſig fet, eine Beſtätigung in den Beſtimmungen der 
88 4 Ziffer 4, 23 und 24 der Gothaiſchen Verordnung, die Bei— 
treibung öffentlicher Abgaben und Domanialgefälle betr., vom 5. Ok— 
tober 1840 (GS. 281). der Art. 82 und 83 des Coburguchen 
Geſetzes, den ſummariſchen Prozeß betr., vom 1. Dezember 1858 


(GS. 121) und insbeſondere des § 26 des eee ee 
Blätter für Rechtspflege LV. N. F. XXXV. 
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die Entrichtung und Einziehung der Staats- und Domanialeinkünfte 
betr., vom 13. Juli 1870 (GS. 119), deſſen Prinzip durch die 
denſelben Gegenſtand betreffenden Geſetze vom 7. Juli 1879 (GS. 
269) und 9. November 1899 (GS. 189) nicht verändert ſei. Es 
beruft ſich ferner unter Hinweis auf die Mitteilungen in den Thür. 
Blättern 21, S. 77, 163, 165 ſowie zwei in den Jahren 1896 und 
1898 ergangene Entſcheidungen des Oberlan desgerichts in Jena darauf, 
daß die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für die Rückforderung zu Unrecht 
erhobener öffentlicher Abgaben in ſtändiger Praxis der Coburgiſchen 
und Gothaiſchen Gerichte anerkannt ſei, und betont ſchließlich, 
daß die Tendenz der neueren Geſetzgebung auf Erweiterung, nicht 
auf Ausſchluß des Rechtsweges auch für öffentliche Rechtsſtreitig⸗ 
keiten gehe. 

Das Herzogl. Staatsminiſterium hat hierauf auf Grund des 
Geſetzes vom 8. April 1879 (GS. 251) den Kompetenzkonflikt erhoben. 
Es hält den Rechtsweg im Hinblick auf § 12 der mehrgedachten Ver⸗ 
ordnung vom 30. Oktober 1828 ſchon deshalb für ausgeſchloſſen, 
weil der Antrag der Kläger tatſächlich bezwecke, das ſtreitige Orts— 
ſtatut außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

Die erkennende Kommiſſion ſieht mit dem Landgericht die nach 
geltendem Reichsrecht grundlegende Beftummung über die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges in § 13 des Gerichteverfaſſungsgeſetzes. Danach 
iſt der ordentliche Rechtsweg, von Strafſachen abgeſehen, grund— 
ſätzlich nur für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten gegeben. Die Kommiſſion 
iſt der Anſicht, daß hierbei ein materieller Begriff der bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten vorausgeſetzt werden muß. Sie kann ſich der in 
der Theorie und Praxis auch vertretenen Auffaſſung nicht anſchließen, 
der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit in § 13 a. a. O. fet 
lediglich formal dahin zu fatjen, daß jeder Rechtsſtreit gemeint fei, 
für den nach Reichs- oder Landesrecht der Rechtsweg gegeben iſt. 
Bei dieſer Auffaſſung würde nicht nur die gedachte Gefegeäbeftimmung, 
ſondern auch die Beſtimmung des § 4 des EG. zum GG., welcher 
der Landesgeſetzgebung freiläßt, den ordentlichen Rechteweg auch für 
andere als die im Gerichtsverfaſſungegeſetz bezeichneten Streitigkeiten 
zu eröffnen, vollig nichtsſagend und ſinnlos ſein. Der aus den Worten 
des Geſetzes ſich ergebende vernünftige Sinn kann nicht mit dem 
Hinweis auf die bei der Beratung des Geſetzes hervorgetretenen Un— 
flarbetten beſeitigt werden. Danach glaubt ſich die Kommiſſion nicht 
der Prüfung der Frage entziehen zu können, ob der erhobene Anſpruch 
als bürgerlicher Anſpruch im materiellen Sine erſcheint. Sie faßt 
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dieſen Begriff im weſentlichen als übereinſtimmend mit dem der 
Privatrechtsſtreitigkeit im Gegenſatz zur öffentlich rechtlichen Streitig— 
keit ſo, wie er in der Wiſſenſchaft und Judikatur in neueſter Zeit 
mit immer größerer Beſtimmtheit ausgeprägt iſt (vergl. Stölzel, 
Rechtsweg und Kompetenzkonflikt in Preußen § 7). Danach iſt für 
den Begriff der „bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit“ entſcheidend, ob den 
unmittelbaren Gegenſtand des Streits ein öffentliches oder ein privates 
Rechtsverhältnis bildet. Im vorliegenden Fall iſt der unmittelbare 
Gegenſtand des Rechtsſtreits die Steuerpflicht der Kläger. Die Frage 
nach der Berechtigung zur Erhebung von Steuern und Abgaben 
aber gehört begriffsmäßig dem öffentlichen Rechte an (vergl. u. a. 
auch die Entſch. des RG. in der JW. 1884 S. 169 und 286). 
Daß der Anſpruch auf Freilaſſung von einer öffentlichen Abgabe da- 
durch nicht zu einem privatrechtlichen wird, daß er ſich in die Form 
einer Rückforderungsklage kleidet, ergibt ſich aus der gegebenen Begriffs 
beſtimmung und iſt in der Praxis auch anerkannt (vergl. außer den 
angeführten Erkenntniſſen noch die Entſcheidungen des RGZ. 25, 306 
und 32, 348 ſowie die Entſcheidung des Preuß. Gerichtshofs zur 
Entſcheidung der Kompetenzfonflifte vom 12. Juli 1881, abgedruckt 
bei Stölzel, Rechtſprechung des gedachten Gerichtshofs S. 134). 
Ebenſo unhaltbar iſt ferner die Auffaſſung des Landgerichts, die freilich 
auch der Entſcheidung des RGZ. 11, 67ff. 70 zu Grunde liegt, daß 
ſich der erhobene Anſpruch als Schadenserſatzanſpruch wegen objektiv 
widerrechtlicher Anordnung von Behörden darſtelle und als ſolcher 
privatrechtlicher Natur ſei. Abgeſehen davon, daß der erhobene An— 
ſpruch in der Klage nicht als Schadenserſatzanſpruch begründet tft 
und daß das Beſtehen eines Anſpruchs gegen Staat oder Gemeinden 
wegen der durch objektiv widerrechtliche Verwaltungsakte zugefügten 
Schädigungen (nicht zu verwechſeln mit der Haftung des Staats für 
ſchuldhaftes Verhalten ſeiner Beamten) im gemeinen Recht nicht an— 
erkannt iſt, ſo würde auch ein ſolcher Anſpruch grundſätzlich als 
öffentlich ⸗ rechtlicher zu qualifizieren fein (vergl. Loening, Bere 
waltungsrecht S. 785); denn es iſt die Anſicht abzuweiſen, daß ein 
Anſpruch ſich lediglich dadurch als ein privatrechtlicher und daher im 
ordentlichen Rechtsweg verfolgbarer daſtelle, weil er ſich darauf 
gründet, daß in die individuelle Rechtsſphäre des Einzelnen eingegriffen, 
insbeſondere ſeine Vermögenslage beeinflußt iſt. Bei dieſer An— 
ſchauung würde gegen jeden obrigkeitlichen Akt, z. B. gegen jede 
polizeiliche Anordnung, insbeſondere, wenn ihre Befolgung dem Be— 
troffenen irgend welche Koſten verurſacht, die Beſchreitung des Rechts- 
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wegs zuzulaſſen ſein. Es iſt denn auch in der neueren Judikatur 
überwiegend anerkannt, daß an der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
dadurch nichts geändert wird, daß der Akt der Behörden, welcher die 
öffentlich⸗rechtliche Pflicht begründen ſollte, ſich als ungeſetzlich erweiſt. 
(Vergl. Stölzel, a. a. O. § 7 II. E.), 

Nun nimmt das Landgericht aber weiter an, daß in einer Gonder- 
beſtimmung des Coburgiſchen Rechts, nämlich in dem mehrerwähnten 
§ 12 der Verordnung vom 30. Oktober 1828 Anſprüche der vor⸗ 
liegenden Art ausdrücklich als privatrechtliche charakteriſiert und für 
ſie der Rechtsweg ſogar beſonders zugelaſſen ſei, während umgekehrt 
die beklagte Gemeinde und das Herzogliche Staatsminifterium in jener 
geſetzlichen Beſtimmung den Ausſchluß des Rechts wegs beſonders 
ausgeſprochen finden. 

Daß überhaupt die Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs gegen obrigkeitliche Anordnungen des Staats analog auf 
die Anfechtung von Verwaltungsakten der Kommunen angewendet 
werden, unterliegt keinem Bedenken (vergl. die Entſch. des RG. in 
der JW. 1884 S. 169). Im übrigen iſt der rechtliche Geſichtspunkt, 
unter dem die Verordnung von 1828 für den vorliegenden Fall in 
Betracht kommt, ein mehrſeitiger. Wenn in der Tat der materielle 
Begriff des privatrechtlichen Anſpruchs im Coburgiſchen Landesrecht 
eine beſondere Ausprägung erhalten hätte, ſo daß die Anſprüche der 
Kläger darunter zu ſubſumieren wären, ſo wäre nach § 13 des 
GWG. der Rechtsweg nicht zu verſchränken. Zu demſelben Reſultat 
aber würde man kommen, wenn man die ausdrückliche Zulaſſung 
des Rechtswegs für Anſprüche der vorliegenden Art aus § 12 ent- 
nehmen müßte, ſelbſt wenn ſie ſich auch nach Coburgiſchem Recht 
nicht als privatrechtliche darſtellten; denn es iſt der Landesgeſetzgebung 
nach § 4 des EG. z. GWG. offengehalten, auch für öffentlichrechte 
liche Streitigkeiten den ordentlichen Rechtsweg zu eröffnen. Eine 
Verfügung andererſeits, durch welche der ordentliche Rechtsweg zu 
Gunſten der Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden ausgeſchloſſen 
würde, wäre nach § 13 des GWG. zu berückſichtigen, auch wenn 
die fragliche Rechtsſtreitigkeit eine privatrechtliche wäre. 

Die nach Vorſtehendem ſich ergebenden drei Fragen können nun, 
wie ſchon aus dem Wortlaut des § 12 a. a. O. erſichtlich iſt, nur 
im Zuſammenhang und einheitlich beantwortet werden. 

Der § 12 ſtellt ſich inhaltlich als weitere Ausführung des 
in § 11 derſelben Verordnung ausgeſprochenen Grundſatzes dar, 
der lautet: 
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„Unter ſich find alle dieſe Verwaltungsbehörden einander for 
ordinierte Stellen, und darum nicht nur in ihrem Range unter 
ſich völlig gleich, ſondern auch in ihrer Geſchäftstätigkeit von einander 
unabhängig. Eine Berufung von den Beſchlüſſen und Verfügungen 
der Einen an die Andere findet daher nie ſtatt, ſondern gegen 
Beſchlüſſe und Verfügungen Unſerer Juſtizkollegien in ſtreitigen 
Rechtsſachen, ſind die geeigneten geſetzmäßigen zuläſſigen Rechts— 
mittel einzuwenden; gegen Beſchlüſſe und Verfügungen der übrigen 
Landesverwaltungskollegien, desgleichen gegen ſolche Verfügungen 
Unſerer Juſtizkollegien, welche ſtreitige Rechtſachen nicht betreffen, 
hingegen kann bloß nur eine Berufung an Uns ſtatt finden, gegen 
das, was Wir hierauf beſchließen werden, aber kann eine weitere 
Berufung nicht zugelaſſen werden.“ 

Im Anſchluß daran beſtimmt nun § 12: 

„Auf keinen Fall kann gegen Verfügungen Unſerer Landesre— 
gierungen, Unſeres Oberkonſiſtoriums, Unſerer Kammer, der Ober— 
ſteuerkommiſion zu Coburg, des Oberſteuerkollegiums zu Gotha, 
uud der Militärverwaltungskammer über öffentliche Rechts- oder 
Landesverwaltungsverhältniſſe, und die desfallſigen Berechtigungen 
oder Verpflichtungen Unſerer Untertanen überhaupt oder Einzelner 
derſelben, eine Berufung auf den Rechtsweg ſtattfinden, inſofern 
dieſe Berufung den Zweck hat, die ergangene Verfügung der ge— 
dachten Behörden dadurch ſelbſt aufzuheben und außer Wirkſam— 
keit zu ſetzen. Bloß nur die privatrechtlichen Entſchädigungsanſprüche, 
des durch eine ſolche Verfügung ſich etwa für benachteiligt Achtenden, 
und das Maß der in ſolchen Fällen von Unſerem Fiskus zu 
leiſtenden Entſchädigung, können eine Beſchwerde bei der Juſtiz— 
behörde begründen. . . .“ 

Völlig klar wird in dieſen beiden Paragraphen als Grundſatz 
ausgeſprochen, daß gegen Verfügungen der Verwaltungsbehörden der 
Rechtsweg nicht beſchritten werden darf. Wenn dann weiter geſagt 
wird, bloß nur die privatrechtlichen Entſchädigungsanſprüche des durch 
eine ſolche Verfügung ſich etwa für benachteiligt Achtenden könnten 
eine Beſchwerde bei den Juſtizbehörden begründen, fo it zunächſt 
klar, daß damit nicht etwa ein neuer privatrechtlicher Anſpruch ge— 
ſchaffen wird, ſondern lediglich die nach bisherigem Recht als privat— 
rechtliche zu charakteriſierenden Rechte in Betracht gezogen ſind; und 
ebenſowenig iſt aus jenen Worten zu entnehmen, daß etwa alle 
Rechte, die aus einer Benachteiligung des Einzelnen durch eine Ver— 
fügung der Verwaltungsbehörde erwachſen, als ſubjektive Privatrechte 
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anerkannt fein. § 12 hält ſcharf die ſich ausſchließenden Fälle aus— 
einander: daß der Zweck der Rechtsverfolgung iſt, die ergangene 
obrigkeitliche Verfügung ſelbſt aufzuheben und außer Wirkſamkeit zu 
ſetzen, oder daß nur ein privatrechtlicher Entſchädigung8anſpruch vor— 
liegt. Dieſe Gegenüberſtellung ergibt klar, daß im zweiten Fall nur 
an Anſprüche gedacht ſein kann, die bei Anerkennung des Verwaltungs— 
akts beſtehen können. Das iſt bei den vorliegenden Anſprüchen aber 
nicht der Fall, da — wie bereits feſtgeſtellt — die Geltendmachung 
des Anſpruchs auf Rückzahlung einer Abgabe materiell nichts anderes 
bezweckt, als die Außerkraftſetzung der Beitreibungsverfügung. 

Kann ſonach aus § 12 der Verordnung von 1828 weder ein 
Anhalt dafür entnommen, werden, daß die eingeklagten Anſprüche 
nach Coburgiſchem Recht als privatrechtliche anzuſehen ſind, noch daß 
für fie als öffentlich rechtliche der Rechtsweg beſonders eröffnet wäre, 
erſcheint vielmehr in der Beſtimmung der SS 11 und 12 in ihrem 
Zuſammenhalt der ſchon aus allgemeinen Prinzipien gewonnene Grund— 
ſatz ausgeſprochen, daß gegen Verfügungen der Steuerbehörden der 
Rechtsweg nicht zuläſſig iſt, ſo erübrigt ſich eine weitere Erörterung 
darüber, ob durch die Eröffnung eines Inſtanzenzuges in dem ſtreitigen 
Ortsſtatut vom 5. Februar 1904 oder die allgemeinen Beſtimmungen 
der Art. 18, 122, 170 des Gemeindegeſetzes die Begründung einer 
beſonderen Zuſtändigkeit im Sinne des § 13 des GWG. gegeben iſt. 

Eine andere dispoſitive Beſtimmung über die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges in Steuerſachen als die des — formell auch noch nicht auf— 
gehobenen — § 12 a. a. O. iſt im Coburgiſchen Recht nicht erſichtlich, 
insbeſondere auch in den von dem Landgericht angeführten Coburgi⸗— 
ſchen Geſetzen nicht enthalten. Die letzteren berückſichtigen nur den 
Umſtand, daß die Beſchreitung des Rechtswegs bei der Einforderung 
öffentlicher Abgaben in Frage kommen kann, ſie treffen keine ſelb— 
ſtändige dispoſitive Verfügung dahin, daß er in allen Fällen offen 
ſtehe. Es iſt in dieſer Hinſicht bedeutſam, daß der Art. 26 des 
zitierten Geſetzes vom 13. Juli 1870, deſſen Faſſung vielleicht noch 
Zweifel übrig ließ, durch das Geſetz vom 7. Juli 1879 auddrücklich 
aufgehoben und gleichzeitig durch die Beſtimmung erſetzt wurde (vergl. 
Art. 5): 

Ulber die Einwendungen des Schuldners, welche die Zuläſſigkeit 
der Zwangsvollſtreckung oder den Anſpruch ſelbſt betreffen, 
entſcheidet in allen Fällen, in welchen eine Zwangs vollſtreckung 
ohne Mitwirkung eines Gerichts ſtattfinden ſoll, zunächſt die Be⸗ 


a 


hörde, welche die Zwangsvollſtreckung angeordnet, jedoch vorbehalt— 
lich der Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde (Landratsamt und 
bezw. Staatsminiſterium) ſowie vorbehaltlich der Beſchreitung 
des Rechtsweges, ſoweit derſelbe zuläſſig iſt, 
welche Beſtimmung dann in das jetzt geltende Geſetz vom 9. November 
1899 übergegangen iſt. 

Wenn man aber auch aus dem Wortlaut der früheren Geſetze 
des Herzogtums Coburg wie des verbundenen Gotha entnehmen 
wollte, daß man zur Zeit ihres Erlaſſes den Rechtsweg für Streitig— 
keiten über öffentliche Abgaben in weiterem Umfange für zuläſſig 
hielt, als nach vorſtehender Prüfung angenommen werden darf, ſo 
könnte dieſe Feſtſtellung nur etwa zur Begründung der Vermutung 
dienen, daß hinſichtlich dieſer Rechtsſtreitigkeiten ſich ein den allge— 
meinen Grundſatz des § 12 a. a. O. modifizierendes Gewohnheits— 
recht gebildet haben könnte. Man würde wohl einem derartigen 
Gewohnheitsrecht dieſelbe Bedeutung, wie einer auf Grund des § 4 
des EG. z. GVG. getroffenen ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmung, 
beimeſſen können. Es iſt nun nicht zu verkennen, daß für die An— 
nahme eines ſolchen bedeutſame Anhaltepunkte vorliegen. Es kommt 
in dieſer Hinſicht beſonders in Betracht, daß nach der hiſtoriſchen 
Entwickelung in Deutſchland tatſächlich Abgabeverhältniſſe, die jetzt 
einen zweifellos öffentlichrechtlichen Charakter haben, nach privat— 
rechtlichen Grundſätzen beurteilt und insbeſondere herkömmlich für 
Streitigkeiten über öffentliche Abgaben in weiteſtem Umfange der Rechts— 
weg zugelaſſen wurde. Im Hinblick auf dieſe Entwickelung gehen 
einige Entſcheidungen höchſter Gerichtshöfe ſogar ſo weit, ein gemeines 
deutſches Gewohnheitsrecht feſtzuſtellen, wonach für Klagen wegen 
ungerechtfertigter Erhebung von Steuern der Rechtsweg grundſätzlich 
gegeben und alſo der Ausſchluß beſonders nachzuweiſen fet (vgl. die 
Nachweiſe bei Stölzel a. a. O. § 14 S. 100, insbeſondere 
RG. 11. 65 ff., I. Senat; SW. 1885 S. 8 und 1887 S. 291 und 
493 III. Senat), und die Praxis in Thüringen iſt dem offenbar 
bisweilen gefolgt. Das Landgericht kann ſich in dieſer Hinſicht auf 
mehrere Präjudize des Oberlandesgerichts Jena (Gothaer Grundkredit— 
bank contra Staatsminiſterium I U 76/96, und Meerane contra 
Staatsminiſterium I U 122/98) berufen (vgl. auch ThürBl. 21, 77, 
162 ff. und 50, 1 ff. 15). 

Indeſſen genügen dieſe Vorgänge doch nicht, um ein Gewohn— 
heitsrecht des behaupteten Inhalts für das Herzogtum Coburg feſt— 
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ſtellen zu können. Die Begründung der Entſcheidung RG. 11, 65 ff. 
hat mit Recht lebhaften Widerſpruch erfahren (vergl. Wach, Handbuch 
des deutſchen Zivilprozeßrechts 1, 82; Note) und der dort aufgeſtellte 
Grundſatz iſt auch von anderen Senaten desſelben Gerichts nicht ane 
genommen (vergl. die oben angeführten Erkenntniſſe). Ebenſo be⸗ 
ruhen die angeführten Erkenntniſſe des Oberlandesgerichts auf der 
Auffaſſung des Begriffs der privatrechtlichen Streitigkeit, die oben 
zurückgewieſen werden mußte. Was ſpeziell das in den ThürBl. 21 
mitgeteilte Urteil der Göttinger Juriſtenfakultät betrifft, fo iſt zu ber 
achten, daß hier nur folgender Grundſatz angenommen iſt: 
„Nach freiwilliger oder erzwungener Zahlung findet gegen die ver- 
fügende Adminiſtrativbehörde der Rechtsweg in beſonderer Klage 
über die Frage ſtatt, ob und inwieweit, jedoch unter voraus— 
geſetzter Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Ver⸗ 
fügung ein Entſchädigungs- reſp. Befreiungs oder Erſtattungs— 
anſpruch dem Kläger nach dem Geſetz zuſtehe.“ 

Uebrigens aber hat das Oberlandesgericht in Sena wie ſchon 
früher (vgl. die zit. Thür Bl. 17, 189) jo wiederum in einer neueren 
Entſcheidung in Sachen Mälzer contra Crawinkel vom 20. Februar 
1905 3 U 131/04 die Zuläſſigkeit des Rechtswegs zur Rückforderung 
von Kommunalſteuern für das Herzogtum Gotha verneint, und auch 
die erkennende Kommiſſion hat in der Entſcheidung vom 30. De— 
zember 1897 bereits in Sachen der Deutſchen Grundkreditbank wider 
den Stadtrat in Gotha denſelben Standpunkt vertreten. Was endlich 
die vom Landgericht berufene Tendenz der neueren Geſetzgebung an— 
langt, ſo geht dieſe zweifellos dahin, für Streitigkeiten über öffent— 
liche vermögensrechtliche Anforderungen des Staats und der Kom— 
munen gegen den Einzelnen den Rechtsweg zuzulaſſen, nicht aber den 
ſogenannten ordentlichen Rechtsweg, ſondern den Verwaltungsrechts— 
weg. Es fehlt hiernach für das in Betracht kommende Gebiet an 
der nötigen Unterlage, um eine in feſtſtehender Praxis betätige Rechts— 
überzeugung dahin anzunehmen, daß der Rechtsweg für Streitigkeiten 
über öffentliche Abgaben grundſätzlich zuzulaſſen fet. 

Urteil vom 11. Oktober 1907 K 1/06. 
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II. Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


I. Reichsrecht. 
: 1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. In den Fällen der §§ 823 — 826 BGB. kann im 
ordentlichen Rechtsweg auf Unterlaſſung künftiger 
Schädigung geklagt werden, wenn ein unerlaubtes 
Verhalten vorliegt und weitere Schädigungen zu 
beſorgen ſind. 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß ſich der Beklagte den 
Bauunternehmern W. und N. gegenüber mehrfach abfällig über die 
Fähigkeit des Klägers, Bauzeichnungen anzufertigen, ausgeſprochen 
hat, ſo mit den Worten: „K. kann überhaupt keine Zeichnungen 
machen“, „ob der Mann mal eine ordentliche Zeichnung einreichen 
kann, das gibt es gar nicht“, und indem er die Leiſtungen eines im 
Ort allgemein als minderwertig geltenden Technikers als gleichwertig 
oder beſſer als die des Klägers hinſtellte, daß er ferner, als ſein 
Blick bei der Abnahme eines Neubaues auf das Geſchäftsſchild 
des Klägers fiel, die Bemerkung fallen ließ: „Was, K. ſchimpft 
ſich Architekt?“ Die Behauptung, Kläger könne keine Bauzeichnungen 
machen, erſcheint nach der ſtattgehabten Beweisaufnahme als un— 
zutreffend. Mögen auch die Zeichnungen des Klägers, wie aus den 
Ausſagen des Zeugen H. und des Sachverſtändigen K. hervorgeht, 
manchmal Mängel aufgewieſen haben, ſo waren ſie doch, wie der 
Sachverſtändige ausdrücklich bezeugt, im großen und ganzen nicht 
ſchlechter, als die anderer Bautechniker am Ort. Grade auch der 
Zeuge H. hat ſich mit ſeinem nach den Zeichnungen des Klägers 
ausgeführten Neubau ſchließlich ganz zufrieden erklärt. Das Berufungs— 
gericht nimmt weiter mit dem Landgericht an, daß in der Tat die 
begründete Beſorgnis beſteht, Beklagter werde die gedachte unrichtige 
Behauptung noch öfters dritten Perſonen gegenüber aufſtellen. Wenn 
dieſe auch in der beſtimmten Form, wie den Zeugen W. und N. 
gegenüber nur einmal ausgeſprochen iſt, ſo ſind doch dem Sinne 
nach bereits ähnliche Aeußerungen vom Beklagten getan, und da 
ſowohl aus der beleidigenden Form, in der er ſich über die Berufs— 
ſtellung des Klägers geäußert hat, wie aus den Ausſagen der Zeugen 
W. und N. hervorgeht, daß er animos gegen den Kläger geſinnt 
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iſt, ſo muß dieſer eine Wiederholung jener Behauptung durch den 
Beklagten gewärtigen. Daß der Beklagte bei ſeinen Aeußerungen 
direkt wider beſſeres Wiſſen geſprochen hat, hält das Berufungs— 
gericht nicht für erwieſen und auch durch die in zweiter Inſtanz vom 
Kläger unter Beweis geſtellten Tatſachen nicht für erweisbar, wenn— 
ſchon feſtgeſtellt werden muß, daß der Beklagte als Sachverſtändiger 
ebenſo wie der vernommene Sachverſtändige bei ruhiger, von Vorein⸗ 
genommenheit freier Beurteilung in der Lage war, zu erkennen, daß 
die von ihm aufgeſtellte Behauptung unrichtig war. Endlich hält 
es das Berufungsgericht ohne weiteres für erſichtlich, daß wenn 
ſeitens eines Beamten, der, wie der Beklagte, die Bauzeichnungen 
für Neubauten behufs behördlicher Genehmigung zu prüfen hat, den 
Bauunternehmern mitgeteilt wird, daß ein beſtimmter Bautechniker 
keine ſachgemäßen Zeichnungen anfertigen könne, hierdurch Nachteile 
für deſſen Erwerb und Fortkommen herbeigeführt werden. Es kann 
daher von einer Beweiserhebung darüber, ob ſich ein ſolcher Schaden 
bereits ziffermäßig berechnen läßt, abgeſehen worden (RG. 56, 284). 

Was nun die rechtliche Subſumtion des feſtgeſtellten Tatbeſtandes 
anlangt, fo hält das Landgericht die Unterlaſſungsklage für zuläſſig 
auf Grund der Erwägungen, die das Reichsgericht zu der in Bd. 60 
S. 6, veröffentlichten Entſcheidung vom 5. Januar 1905 geführt haben 
ſowie ferner auf Grund der §§ 823 und 824 BGB. Das 
Reichsgericht hat in der bezeichneten, wie auch noch in einer ſpäteren 
Entſcheidung (Bd. 61 S. 366, 369) in Uebereinſtimmung mit einer in der 
Literatur weit verbreiteten Anſicht (vergl. Eltzbacher, Die Unter⸗ 
laſſungsklage S. 78ff.) den Satz entwickelt, daß zum Schutze jedes 
Rechts gegen drohende Störungen nach Analogie der actio negatoria 
im ordentlichen Rechtsweg auf Unterlaſſung geklagt werden könne. 
Der Beklagte will einen ſo weit gehenden Satz nicht anerkannt 
wiſſen. Das Berufungsgericht glaubt in die darüber beſtehende 
Kontroverſe nicht eintreten zu müſſen, da im vorliegenden Fall das 
Recht des Klägers, vom Beklagten Unterlaſſung weiterer Schädigung 
zu fordern, aus dem anderen Geſichtspunkt einer analogen Anwendung 
des § 824 BGB. begründet erſcheint. Damit teilt das Berufungs- 
gericht nicht den Standpunkt des Landgerichts, welches zur Verurteilung 
des Beklagten auf Grund unmittelbarer Anwendung der in den §§ 823 ff. 
gegebenen geſetzlichen Beſtimmungen kommt. Dieſe Begründung würde 
nur dann zutreffend ſein, wenn man, wie Kläger will, in Hinblick 
auf § 249 BGB. die Unterlaſſungs forderung als eine Art Schadens— 
erfabforderung anſehen könnte, eine Konſtruktion, die vom Reichs⸗ 


gericht früher abgelehnt (Bd. 48 S. 114, 119), neuerlich (Bd. 56 
S. 271, 286) für vertretbar angeſehen zu werden ſcheint. Das Be— 
rufungsgericht kann dem nicht folgen. Gegenſtand der Leiſtung der „Her— 
ſtellung des früheren Zuſtandes“, wie fie § 249 BGB. im Auge hat, 
iſt das Rückgängigmachen einer vom Schädiger veranlaßten Veränderung 
zum Zweck der Herbeiführung eines beſtimmten rechtlich faßbaren 
Zuſtandes, der ſich durch objektive Merkmale von dem gegenwärtigen 
Zuſtand unterſcheidet. Derart iſt die Leiſtung, wie ſie in Unterlaſſungs— 
klagen der vorliegenden Art gefordert wird, erſichtlich nicht. Der 
Unterlaſſungsanſpruch geht auf Nichtherbeiführung einer Veränderung 
der beſtehenden Rechtslage und richtet ſich gegen eine künftige Rechts— 
verletzung. Der Zuſtand, der zur Zeit der Geltendmachung des An— 
ſpruchs beſteht, weiſt keine objektiv erkennbaren Merkmale auf, die 
ihn als rechtswidrig erſcheinen ließen, und an dieſem Zuſtand ſoll 
auch derjenige, von dem Unterlaſſung gefordert wird, nichts verändern. 
So kann die in der vorliegenden Klage geforderte Unterlaſſung nicht 
als Schadenserſatz im Sinne der 88 823ff. angeſehen und damit 
das Recht auf Unterlaſſung nicht unmittelbar aus dieſen Paragraphen 
abgeleitet werden. Wohl aber iſt ihre analoge Anwendung in der 
Weiſe gerechtfertigt, daß in den Fällen, in denen das Geſetz hier den 
Anſpruch auf Schadenserſatz gibt, auch ein Anſpruch auf Unterlaſſung 
der bezüglichen Schädigung als gegeben erſcheint, wenn ein uner— 
laubtes Verhalten bereits verwirklicht wurde und weitere Eingriffe 
zu beſorgen ſind. Bei dieſer engeren Umſchreibung eines im Sinne 
des Geſetzes liegenden allgemeinen Rechtsſatzes iſt die Zulaſſung 
einer Unterlaſſungsklage nicht zu beanſtanden. Denn in dieſen Fällen 
kann die Zuläſſigkeit der Unterlaſſungsklage nicht nur mit der all— 
gemeinen Erwägung begründet werden, daß ein Rechtsſchutz gegen 
normwidriges Verhalten, durch welches Rechtsgüter verletzt werden 
können, gegeben fein müſſe (vergl. RG. 48, 120) — einer Gre 
wägung, die allein noch nicht auf die Zulaſſung gerade des ordent— 
lichen Rechtswegs führen würde (vergl. darüber auch Eltzbacher 
a. a. O. S. 81. 83), — ſondern mit dem Hinweis darauf, daß 
hier der Gedanke geſetzgeberiſchen Ausdruck gefunden hat, daß eine 
zivilrechtliche Verantwortlichkeit für geſetzmäßiges Verhalten beſtehen 
ſoll. Hier liegt es alſo offenbar nur im Sinne des Geſetzes, wenn 
man den als notwendig erkannten Schutz durch Eröffnung des 
ordentlichen Rechts weges gewährt. 

Hiernach bedarf es nur noch der Nachprüfung, ob im vor- 
liegenden Fall die tatſächlichen Vorausſetzungen gegeben ſind, unter 


zu 360,2 


denen das Geſetz einen Schadenserſatzanſpruch zuläßt. Dieſe Prüfung 
führt zu dem Reſultat, daß der Tatbeſtand des § 824 BGB. 
jedenfalls gegeben iſt und daß es ſomit einer Erörterung darüber, 
ob die in den §§ 823 Abſ. 1 und 2 und 826 vorausgeſetzten Tate 
beſtände erfüllt ſind, nicht weiter bedarf. In der Aeußerung, Kläger 
könne überhaupt keine Bauzeichnungen machen, liegt die Behauptung 
einer Tatſache. Mit Recht hat das Landgericht jene Aeußerung dahin 
gedeutet, daß Beklagter nicht nur ein ſubjektives Urteil über die Fähig— 
keit des Klägers, Bauzeichnungen anzufertigen, abgegeben, ſondern 
den Bauunternehmern gegenüber die Behauptung ſeiner Unfähigkeit 
hierzu aufgeſtellt hat. Die Unfähigkeit Jemandes, ſachgemäße Bau— 
zeichnungen anzufertigen, iſt aber eine Tatſache, denn ſie ſtellt einen 
Konkret umſchriebenen und beweisbaren Tatbeſtand dar [vergl. hier— 
über u. a. Finger, Unlaut. Wettbewerb (2) S. 166]. Nichts anderes 
beſagt die vom Beklagten angezogene Entſch. des RGSt. 31, 281, 
welche im Gegenteil das hervorgehobene Kriterium beſonders betont. 
Wenn jenes Urteil in ſeinem Falle nur von Vorgängen ſpricht, ſo 
hat es damit nicht Zuſtände als Tatſachen ausſchließen wollen. Daß 
die vom Beklagten behauptete Tatſache objektiv der Wahrheit zuwider 
iſt, daß ihre Behauptung geeignet iſt, den Kredit des Klägers zu 
gefährden und ſonſtige Nachteile für ſeinen Erwerb und ſein Fort— 
kommen herbeizuführen, ergibt ſich aus den oben getroffenen tatſäch— 
lichen Feſtſtellungen, und ebenſo ijt das in § 824 vorausgeſetzte Er- 
fordernis der Fahrläſſigkeit gegeben, die im vorliegenden Fall darin 
liegt, daß der Beklagte in ſeiner ärgerlichen und animoſen Stimmung 
die infriminierte Behauptung aufſtellte, ohne ſich gewiſſenhaft klar zu 
machen, ob er ihre Richtigkeit in vollem Umfange vertreten könne. Der 
beſondere Ausnahmefall des Abſ. 2 § 824 endlich liegt nicht vor. 
Denn das berechtigte Intereſſe, über die Qualität der Bauzeichnungen 
ſich zu äußern oder informiert zu werden, geht auf Seiten des Be— 
klagten und der Baugeſuchſteller nicht über die Beurteilung der einzelnen 
zur amtlichen Prüfung jeweilig eingereichten Zeichnung hinaus. Da— 
nach hat nach dem oben angenommenen Rechtsſatz der Kläger das 
Recht, vom Beklagten die Unterlaſſung von Behauptungen der frag— 
lichen Art zu verlangen. Die Rüge, daß das Gericht erſter Inſtanz 
ſich nicht im Rahmen des Klageantrags gehalten habe, indem es 
die Verurteilung auf Unterlaſſung einer beſtimmt angegebenen Be— 
hauptung abſtellte, während Kläger die Unterlaſſung jeder geſchäfts— 
ſchädigenden Aeußerung bezw. üblen Nachrede gefordert hatte, iſt 
unbegründet, denn es liegt darin nur eine Einſchränkung und nähere 
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Umgrenzung des Klagepetitums. In der getroffenen Formulierung 
erſcheint das Urteil auch genügend beſtimmt, um die Verpflichtung 
des Beklagten richtig begrenzt und eine Zuwiderhandlung als feſt— 
ſtellbar erſcheinen zu laſſen. 

Die Berufung des Beklagten iſt daher zurückzuweiſen. 

Urteil des 1. Zivilſenats vom 13. Juli 1907 U76/ 6 (nach 
Eiſenach). N 


2. Die Einrede beſchränkter Erbenhaftung iſt im Urteil 
zu berückſichtigen. Bei völliger Erſchöpfung des 
Nachlaſſes tft die Klage abzuweiſen. 

Es wird zwar in der Literatur die Anſicht vertreten, daß über 
das Beſtehen der vom Erben des Schuldners behaupteten Be— 
ſchränkung ſeiner Haftung auf den Nachlaß im Urteil nicht zu entſcheiden 
ſei, daß dieſes vielmehr nur den allgemeinen Vorbehalt der Haftungs— 
beſchränkung auszuſprechen und die ſachliche Entſcheidung über deren 
Beſtehen dem nach § 781 ZPO. einzuleitenden beſonderen Prozeſſe 
zu überlaſſen habe (vergl. beſonders Hagen in Iherings J. 32, 135.). 
Die für dieſe Meinung geltend gemachten Gründe können jedoch als 
ſtichhaltig nicht anerkannt werden. Insbeſondere kann es nicht für 
zutreffend erachtet werden, daß durch §§ 780 — 785 ZPO. die Einrede 
der Haftungsbeſchränkung in das Zwangsvollſtreckungsverfahren vers 
wieſen werde. Die §§ 780 — 785 3] O. verbreiten ſich überhaupt 
nicht über die Geltendmachung der Einrede im eigentlichen Prozeſſe. 
Sie regeln nur die Frage, ob, unter welchen Vorausſetzungen und 
mit welcher Wirkung die Beſchränkung der Haftung im Zwangs— 
vollſtreckungs verfahren geltend gemacht werden kann, indem 
§ 780 beſtimmt, daß hier die Beſchränkung der Haftung regelmäßig 
nur geltend gemacht werden kann, wenn ſie im Urteil vorbehalten 
it, § 781 daß fie unberückſichngt bleibt, bis der Erbe auf Grund 
derſelben Einwendungen gegen die Zwangsvollſtreckung erhebt, und 
§ 785, daß die Erledigung der Einwendungen gemäß §§ 767, 769 
770 zu erfolgen habe. Daß die Haftungsbeſchränkung uur im 
Zwangs vollſtreckungs verfahren geltend gemacht werden könne, 
iſt nirgends geſagt. Wenn man dies daraus folgern will, daß es 
der Zweck der 88 780 — 785 3] O. fet, dem Gläubiger den raſchen 
Zugriff auf den Nachlaß zu ſichern, ſo läuft das auf eine petitio 
principii hinaus. Mit demſelben Rechte könnte man ſagen, der Zweck 
der genannten Paragraphen ſei der, dem Schuldner die Möglichkeit 
zu verſchaffen, die Einrede der beſchränkten Haftung, die er im Prozeſſe 
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noch nicht zu beweifen vermöge, noch in der Zwangsvollſtreckung 
vorzubringen. Richtig iſt allerdings, daß der Prozeß unter Umſtänden 
verlängert und verwickelt wird, wenn der Erbe ſchon in ihm eine 
Entſcheidung über das Beſtehen der Haftungsbeſchränkung verlangen 
kann, es geht aber zu weit, aus ſolchen praktiſchen Schwierigkeiten, 
die keineswegs immer vorhanden ſein müſſen, zu ſchließen, daß es 
nicht im Willen des Geſetzes liege, den Erben jene Berechtigung zu 
geben. Vorwiegend wird denn auch angenommen, daß in dem durch 
Erhebung der Klage auf Leiſtung anhängig gemachten Prozeſſe der 
Erbe die Wahl hat, ob er ſich das Recht auf Beſchränkung ſeiner 
Haftung dadurch wahren will, daß er es ſich im Urteil vorbehalten 
läßt, oder ob er bereits im Prozeſſe das Beſtehen der Haftungsbe— 
ſchränkung einredeweiſe geltend machen will, und daß dann der Richter, 
wenn der Kläger den Verluſt der Beſchränkung behauptet, ſachlich 
über das Beſtehen der Beſchränkung zu entſcheiden hat. (Vergl. 
Planck, Kommentar zum BGB. Anm. 2b zu § 1991 und die 
dort Zitierten, ferner Kreß, Erbengemeinſchaft, 2. Aufl. S. 155 
Anm. 21, auch RG. 61. 294). 

Unter allen Umſtänden beſchwert hiernach das angefochtene Urteil 
die Beklagte inſofern, als es die Frage, ob Beklagte für die geklagte 
Schuld ihres Ehemannes unbeſchränkt oder nur beſchränkt hafte, offen 
läßt. Um ſo weniger durfte dies geſchehen, als Kläger ſchon in erſter 
Inſtanz ausdrücklich erklärt hatte: „er ſei damit einverſtanden, daß 
der Beklagten im Urteil die Geltendmachung der Beſchränkung ihrer 
Haftung auf den Nachlaß ihres Ehemannes für das Zwangsvoll— 
ſtreckungs verfahren vorbehalten werde“, unter den Parteien alſo über 
das Beſtehen der Haftungsbeſchränkung gar kein Streit war, ihr 
Streit ſich vielmehr ausſchließlich darum drehte, welche Ein— 
wirkung das Beſtehen der Haftungsbeſchränkung auf die Zahlungs— 
pflicht der Beklagten habe. Ob hierüber im Urteil zu entſcheiden fet, 
iſt ebenfalls ſtrittig. Vielfach (namentlich Gaupp-Stein, Kom— 
mentar zur ZPO. Anm. II zu $ 780 und RGZ. 49, 417) wird 
angenommen, daß ſich der Richter mit den künftigen Wirkungen des 
von ihm bewilligten Vorbehalts nicht zu beſchäftigen habe, und daß 
darüber, welchen Einfluß die beſchränkte Haftung des Beklagten auf 
den Urteilsvollzug zu äußern vermag, auf Parteianregung im Volle 
ſtreckungsverfahren zu verhandeln und zu entſcheiden ſei. Im Gegen— 
fag dazu verlangt Dernburg (Bürgerliches Recht V. § 170 unter W, 
daß der Kläger, wenn er von vornherein bloß auf Befriedigung aus 
dem Nachlaß klagt oder den entſprechenden Antrag ſtellt, nachdem 
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eine Einrede des Erben ihn hierauf verweiſt, die Nachlaßgegenſtände 
ſpeziell bezeichne, aus denen er Befriedigung erſtrebt. Einer allgemeinen 
Stellungnahme zu dieſer Streitfrage bedarf es im vorliegenden Falle 
nicht. Es handelt ſich hier nur darum, ob der Beklagte, der als 
Erbe beſchränkt haftet, — wenn er den Nachweis zu erbringen ver— 
mag, daß ein Nachlaß überhaupt nicht vorhanden war oder nicht 
mehr vorhanden iſt — Abweiſung der Klage begehren kann. 
Bejaht wird das von Planck, Kommentar zum BGB., Anm. 2 b 
zu § 1991, von Eccius in Gruchots Beitr. 43, 617, 630 und von 
Strohal in der neueften (3.) Aufl. ſeines Erbrechts § 85 Anm. 8. 
Für die Richtigkeit dieſer Anſicht, welcher der Senat beipflichtet, 
ſpricht ſchon der Wortlaut des 8 1990 BGB. Wenn der Erbe des 
dürftigen Nachlaſſes „die Befriedigung eines Nachlaßgläubigers in- 
ſoweit verweigern kann, als der Nachlaß nicht ausreicht“, 
ſo folgt daraus, daß der Erbe die Befriedigung völlig verweigern 
kann, wenn gar kein Nachlaß da iſt. Der Anſpruch des Nachlaß— 
gläubigers auf Verurteilung des Erben iſt alsdann unbegründet und 
ſeine Klage deshalb abzuweiſen. Den praktiſchen Bedürfniſſen ent— 
ſpricht dieſes Verfahren, denn es wäre eine unnötige Weiterung, 
wollte man den Erben unter Vorbehalt der beſchränkten Haftung 
verurteilen und ihn dadurch nötigen, ſo oft und ſobald der Gläubiger 
die Zwangsvollſtreckung betreibt, die Vollſtreckungsgegenklage zu er— 
heben, wenn bereits zur Zeit des Urteils feſtſteht, daß dieſe jedem 
Vollſtreckungsverſuche gegenüber ſiegreich fein wird. 

Für die Anwendung des § 1990 BGB. iſt es gleichgültig, ob 
die Unzulänglichkeit des Nachlaſſes zur Deckung der Koften der Nach— 
laßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes ſchon zur Zeit des Erbfalls 
vorhanden war oder erſt hinterher dadurch eingetreten iſt, daß der 
Erbe den Nachlaß zur Befriedigung der ihm bekannt gewordenen 
Nachlaßgläubiger verwendet hat (Planck a. a. O. Anm. a zu § 1990, 
Dernburg ea. a. O. § 170 unter I mit Note 3, Strohal a. a. O. 
§ 81 unter I, Binder, Rechtsſtellung des Erben, II S. 207 
Note 15, Rechtſprechung der OLG. VIII, 271). Im letzteren Falle 
iſt der Erbe, welcher die Ueberſchuldung des Nachlaſſes kennt oder 
infolge feiner Fahrläſſigkeit nicht kennt, gemäß § 1991 verbd. mit 
§§ 1978, 1979 BGB. verpflichtet, aus ſeinem Eigenvermögen zu 
erſetzen, was erforderlich iſt, damit die Nachlaßgläubiger ſo weit 
befriedigt werden, als ſie im Falle rechtzeitiger Eröffnung des Nach— 
laßkonkurſes zur Befriedigung gelangt wären. Die Geltendmachung 
der im § 1990 beſtimmten Haftungsbeſchränkung wird ihm dadurch 
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jedoch nicht verſchloſſen (Planck, a. a. O. Anm. 1d zu $ 1991, 
DRG. Dresden ZU. FG., VI 414). 


Urteil des 1. Zivilſ. vom 26. Oktober 1907 U 28/07. (nach 
Weimar). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Ort der Begehung bei Diſtanzvergehen. — Spott, 
Ironie und Verallgemeinerung als Aeußerungs⸗ 
formen, aus denen das Vorhandenſein einer Belei— 
digung entnommen werden kann. — Beleidigende 
Form einzelner Teile eines Briefes. 

Die Strafkammer findet, daß die Handlung, die den Gegenſtand 
der Privatklage bildet, im Gebiete des Deutſchen Reichs begangen 
iſt, inſofern als der Angeklagte den beleidigenden Brief in Schmölln, 
Herzogtum Sachſen-Altenburg, abgefaßt und zur Abſendung an den 
in Oeſterreich wohnhaften Privatkläger gebracht hat. Dieſe Auf— 
faſſung ſteht mit der heute faſt allgemein vertretenen Anſicht über den 
Begriff der Begehung der Tat im Einklang und iſt im Gegenſatz zu 
der Meinung der Reviſion, daß die Beleidigung lediglich da als 
begangen anzuſehen ſei, wo ſie zur Kenntnis eines andern gelangt 
iſt, für richtig zu erachten. Die letztere Meinung vermengt den Be— 
griff der Begangenſchaft mit dem der ſtrafrechtlichen Verbrechenskon— 
ſumtion (vergl. insbeſondere Entſch. d. RG. 13, 338; 23, 155.). 

Die Strafkammer findet weiter, daß der Brief des Angeklagten 
zwar zur Ausführung des Rechtes, die ihm angeſonnene Zahlung zu 
verweigern, geſchrieben fei, aber den Angeklagten inſofern nach § 185 
StGB. ſtrafbar mache, als das Vorhandenſein der Beleidigung aus 
der Form, nämlich der mit Abſicht gewählten ſpöttiſchen und ironiſchen 
Ausdrucksweiſe und der Verallgemeinerung des an ſich nicht unbe— 
fugten Vorwurfs einer unreellen Handlungsweiſe hervorgehe. Wenn 
die Reviſion demgegenüber beſtreitet, daß der Brief ſpöttiſch und 
ironiſch gehalten ſei, ſo begibt ſie ſich damit auf das dem Reviſions— 
richter verſchloſſene tatſächliche Gebiet. Die Begriffe des Spottes 
und der Ironie ſind nicht ſtrafrechtliche Begriffe. Daß ſie aber Aus— 
drucksformen bezeichnen, aus deren Wahl die Abſicht zu beleidigen 
zwar nicht entnommen werden muß, aber entnommen werden kann, 
beſtreitet auch die Reviſion nicht. Auch der Gedanke, der der Be— 
merkung der Strafkammer über die in dem Briefe enthaltene Ver— 
allgemeinerung der Vorwurfs der Unreellität zugrunde liegt, iſt nicht 
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zu beanſtanden. Der von der Urteilsbegründung hervorgehobene Satz 
lautet: „Wenn Sie ſich vor Schaden ſchützen wollen, ſo heißt es 
aufpaſſen und reell fein.” Der Berufungsgrichter faßt dieſen 
Satz augenſcheinlich dahin auf, daß mit ihm weiter nichts geſagt ſein 
ſoll, als daß das Vorgehen des Privatklägers in dem vorliegen» 
den Falle gegen die Forderung der Reellität verſtoße. Dieſen 
Inhalt der Aeußerung des Angeklagten hält es für einen nicht 
rechtswidrigen. Er meint aber, der Angeklagte habe ſeinen Vorwurf 
zwar nicht dem Sinne, aber der Form nach verallgemeinert und ent- 
nimmt dieſer verallgemeinernden Form die Beleidigungsabſicht. Denf- 
bar wäre auch eine Auslegung des mitgeteilten Satzes dahin, daß 
der Angeklagte mit ihm den Privatkläger ſchlechthin als einen unreellen 
Geſchäftsmann bezeichnen, den Vorwurf der Unreellität alſo inhaltlich 
habe verallgemeinern wollen. Solchenfalls entſtünde die Frage, ob 
ſich die Aeußerung überhaupt im Rahmen des § 193 StGB. halte, 
mit anderen Worten, als eine zur Ausführung des Rechts der Zah— 
lungsverweigerung getane anzuſehen fei. Indeſſen die das Reviſions— 
gericht bindende Auffaſſung des Berufungsrichters iſt die andere, oben 
dargelegte. Einen Rechtsirrtum, insbeſondere eine Verkennung des 
Rechtsbegriffs „Form der Aeußerung“, läßt ſie nicht erkennen. Es 
iſt nicht rechtsirrig zu ſagen: die anſcheinend auf Unreellität im all— 
gemeinen gehende Aeußerung iſt in Wahrheit nicht ſo gemeint, wohl 
aber eine in Beleidigungsabſicht gewählte Form für den inhaltlich 
beſchränkten und als ſolcher an ſich nicht rechtswidrigen Vorwurf der 
Unreellität im konkreten Falle. 

Der Bemerkung der Reviſionsbegründung, es ſei nicht angängig, 
einen Satz eines Briefes herauszugreifen, es müſſe die Aeußerung 
vielmehr in ihrem ganzen Umfange, als eine einheitliche, gewürdigt 
werden, genügt es entgegenzuhalten, daß zur Begründung der Straf— 
barkeit wegen eines eine formelle Beleidigung enthaltenden Briefs 
ſelbſtverſtändlich nicht erforderlich iſt, daß der Brief von Anfang 
bis zu Ende in beleidigender Form gehalten ſei. 

Urteil des Strafſenats v. 10. Oktober 1907 V 26/07 (nach Altenburg). 


2. Muß bei neuem Vorbringen in der Beſchwerde— 
inſtanz des Wiederaufnahme verfahrens (§ 412 
StPO.) die Formvorſchrift des § 406 Abſ. 2 StPO. 
gewahrt werden? 

Der Angeklagte iſt wegen eines Raubes, der am 9. April 1898 


abends gegen 7 Uhr an einem von Blankenburg etwa 1/, Stunde 
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entfernten Orte begangen worden ift, verurteilt worden. Er hat 
verſchiedentlich Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens geſtellt, 
in denen er Beweis angetreten hat, daß er fic zur Zeit des Raubes 
in Blankenburg aufgehalten habe. In ſeinem letzten Wiederaufnahme⸗ 
geſuch hat er ſich lediglich auf einen früheren Wiederaufnahmeantrag 
bezogen, über den bereits zweimal entſchieden worden war. Das 
Wiederaufnahmegeſuch iſt deshalb von der Strafkammer, weil bereits 
rechtskräftig erledigt, als unzuläſſig zurückgewieſen worden. Gegen 
den abweiſenden Beſchluß hat der Angeklagte ſofortige Beſchwerde ein⸗ 
gelegt und hat, allerdings nicht bei Einlegung der Beſchwerde, die 
nach § 341 StPO. erfolgt iſt, ſondern nur in einer von ihm vere 
faßten Eingabe an die Staatsanwaltſchaft in Rudolſtadt, in der er 
ſich gegen den angefochtenen Beſchluß wendet, mehrere im Wieder⸗ 
aufnahmeantrag nicht aufgeführte neue Zeugen benannt, die ihn am 
9. April 1898 in der Zeit von 6—1/,8 Uhr auf der Straße in 
Blankenburg geſehen haben ſollen. 

Die Beſchwerden in Wiederaufnahmeverfahren können, wie alle 
Beſchwerden im Strafprozeß, auch mit neuem Vorbringen begründet 
werden (vergl. Löwe⸗ Hellweg SPO. Anm. 3 zu § 346). Wenn 
das Oberlandesgericht in Celle in ſeinem Beſchluſſe vom 2. Juni 
1896 (Goltd Arch. 44, 68, ebenſo übrigens der Beſchluß des Ober— 
landesgerichts zu Breslau vom 12. April 1904 a. a. O. 51, 375) 
für neues Vorbringen in der Beſchwerdeinſtanz des Wiederaufnahme— 
verfahrens die Wahrung der Formvorſchrift in § 406 Abſ. 2 StPO. 
allgemein erfordert, geht es zu weit. Der Zweck der Beſtimmung in 
8 406 Abſ. 2 StPO., ungeeignete Anträge auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens tunlichſt zu hindern, kann dieſe Anſicht in ihrer Allge— 
meinheit nicht rechtfertigen. Er wird, weil er ta tſächlich nicht gefährdet 
wird, in all den Fällen als Rechtfertigungsgrund nicht ausreichen, 
in denen durch das neue Vorbringen der Wiederaufnahmeantrag 
ergänzt oder erweitert wird, ohne daß er auf eine neue Grundlage 
geſtellt wird. Innerhalb des ſo gekennzeichneten Rahmens iſt neues 
Vorbringen ohne Einhaltung der Form des § 406 Abſ. 2 StPO. 
unbeſchränkt zuläſſig. Dagegen muß mit dem Oberlandesgericht in 
Celle die Beobachtung der im § 406 Abſ. 2 StPO. vorgeſehenen 
Form verlangt werden, wenn das neue Vorbringen in der Beſchwerde— 
inſtanz dem Wiederaufnahmeantrag eine ganz neue Grundlage gibt. 
Denn wollte man ſolchenfalls von der mehrerwähnten Formvorſchrift 
abſehen, ſo würde man ſich allerdings mit dem Zweck der Geſetzes— 
beſtimmung des § 406 Abſ. 2 StPO. in Widerſtreit ſetzen, weil 
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man dann in der Beſchwerdeinſtanz einen neuen Wiederaufnahme- 
antrag formlos ſtellen könnte, während doch die Wiederaufnahme⸗ 
anträge aus guten Gründen an eine beſondere Form gebunden 
ſein ſollen. 

Im vorliegenden Falle könnte man auf den erſten Blick der Meinung 
ſein, das neue Vorbringen ergänze nur den urſprünglich geſtellten 
Antrag. Beachtet man aber, daß der urſprüngliche Antrag lediglich 
einen früher erledigten Antrag wiederholt hat, ſo ſteht das neue 
Vorbringen in der Beſchwerdeinſtanz ſelbſtändig da. Wie es ohne 
die zweckloſe Wiederholung des bereits erledigten Antrags in der 
Form des 8 406 Abſ. 2 StPO. hätte angebracht werden müſſen, 
fo kann es auch in Anlehnung an den erledigten Antrag die Forme 
vorſchrift nicht umgehen. Iſt das neue Vorbringen ſonach, weil der 
Formvorſchrift des § 406 Abi. 2 StPO. nicht entſprechend, m un⸗ 
suldffiger Weiſe geltend gemacht, fo hat es nicht weiter beachtet 
werden können und die ſonſt zutreffende Entſcheidung der Strafkammer 
nicht berühren können. 

Die ſofortige Beſchwerde iſt demgemäß zurückgewieſen worden. 

Beſchluß des Straſſenats vom 9. Januar 1908 W 2/08 (nach 
Rudolſtadt). 


II. Fandesrecht. 
1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Rechtshilfe in Grundbuchſachen zwiſchen Mei— 
ningiſchen und Weimariſchen Gerichten. 

Das Herzoglich Sachſen-Meiningiſche Amtsgericht zu C. hatte 
an das Großh. Sächſ. Amtsgericht zu A. in Sachen, betreffend die 
Löſchung einer Hppothek des Rentners Karl Pf. in A. an den Grund— 
ſtücken der Eheleute W. in L. (Bezirk des Amtsgerichts C.), ein Er— 
ſuchen um Rechtshilfe durch Entgegennahme der Löſchungsbewilligung 
des Gläubigers zu richterlichem Protokoll gerichtet. Das Amtsgericht 
A. hatte dies Erſuchen abgelehnt. Das gemäß § 160 GWG. ange— 
rufene Oberlandesgericht hat die Weigerung des Amtsgerichts A. für 
ungerechtfertigt erklärt mit folgender Begründung: 

Der Rentner P. in A. hatte Anfang April 1907 ſchriftlich bei 
den Amtgericht C. unter Einreichung eines Hypothekeneintragszeugniſſes 
dieſes Gerichts vom 26. März 1891 nebſt Nachträgen beantragt, die 
darin verbriefte Hypothek für 15000 M. Kaufgelderforderung an die 
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Eheleute W. in L. zur Löſchung in Grundbuche zu bringen, da die 
Schuldner die Rückzahlung der Summe verſprochen hätten. Das 
Amtsgericht C. benachrichtigte den Antragſteller davon, daß die 
Löſchungsbewilligung vor Gericht erklärt werden müſſe, und forderte 
ihn auf, dieſe bei dem Amtsgerichte ſeines Wohnortes zu Protokoll 
zu erklären; gleichzeitig gab es den Vorgang an das Amtsgericht zu 
A. ab mit dem Erſuchen, die Löſchungsbewilligung von P. entgegen⸗ 
nehmen zu wollen. Am 6. April 1907 nahm der Gerichtsſchreiber 
des Amtsgerichts A. die Erklärung der Löſchungsbewilligung durch 
P. protokollariſch auf, ohne daß dabei ein Richter mitwirkte. Nach 
Rückkunft der Aktenblätter leitete das Amtsgericht C. dieſe nochmals 
an das Amtsgericht A. zurück mit dem Erſuchen, die Erklärung des 
P. vor dem Richter abgeben zu laſſen, da die nur vor dem Gerichts 
ſchreiber erklärte Löſchungsbewilligung den Vorſchriften des in Mei- 
ningen geltenden Grundbuchrechts nicht entſpräche. Das Amtsgericht 
A. lehnte es unter dem 18. Mai 1907 ab, dieſem Erſuchen ſtattzu⸗— 
geben, da eine Rechtshilfe jim eigentlichen Sinne nicht erbeten fei, 
und da ferner nach den maßgebenden Vorſchriften des Weimariſchen 
Rechts in einem ſolchen Falle eine Gerichtsperſon — Richter oder 
Gerichtsſchreiber — zur Beſetzung der Gerichtsbank genüge. Das 
Amtsgericht C. ordnete hierauf die Vornahme der Löſchung vorbehaltlich 
der nachträglichen Beibringung einer ordnungsmäßigen Urkunde an und 
ließ ſodann unter dem 16. Auguſt 1907 die Akten unter Wiederholung 
des abgelehnten Erſuchens dem Amtsgericht A. nochmals zugehen, 
indem es ſeine abweichende Auffaſſung ſowohl hinſichtlich der Frage, 
ob ein Rechtshilfeerſuchen vorliege, als auch darüber, nach welchem 
Recht die Beurkundung der Löſchungsbewilligung zu erfolgen habe, 
eingehend begründete. Für den Fall, daß das Amtsgericht A. ſich 
dennoch weigern ſollte, dem Erſuchen zu genügen, wurde gebeten, die 
Akten dem Oberlandesgericht Jena zur Entſcheidung vorzulegen. Mittels 
Beſchluſſes vom 30. September 1907 bewirkte das Amtsgericht A. 
dieſe Vorlegung mit dem Bemerken, daß es bei ſeiner Ablehnung des 
angeblichen Rechtshilfeerſuchens verbleibe. 

Um feſtzuſtellen, ob in dieſer Angelegenheit das Oberlandesgericht 
überhaupt zur Fällung einer Entſcheidung gemäß § 160 GVG. be- 
rufen iſt, bedarf es zunächſt der Prüfung der grundſätzlichen Frage, 
ob das vom Amtsgericht C. an das Amtsgericht A. gerichtete Er- 
ſuchen als ein auf Leiſtung von Rechtshilfe abzielendes anzuſehen iſt. 
Es handelt ſich um die Einholung der formellen Löſchungsbewilligung 
des Hypothekengläubigers, deren Beſchaffung an fic) nach dem Grund— 
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fake des § 13 GBO. dem Privatbeteiligten obliegt, ohne daß dazu 
eine gerichtliche Mitwirkung; vorgeſchrieben wäre. In der Recht. 
ſprechung finden ſich zwei entgegengeſetzte Meinungen vertreten. Einer⸗ 
ſeits wird unter Hinweis eben darauf, daß hier zur geſetzmäßigen 
Erledigung der Angelegenheit eine Hilfsleiſtung durch das erſuchende 
Gericht nicht erforderlich ſei, einem ſolchen Erſuchen der Charakter 
eines Aktes der Rechtshilfe abgeſprochen — RſprOèL G. 2, 236; 4, 
219; 9, 374; fo auch Delius, Handbuch des Rechtshilfeverfahrens 
(3) S. 48. — Demgegenüber wird von anderen Oberlandesgerichten 
dieſe Auslegung des Begriffes der „den Gerichten übertragenen An— 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ als zu eng erachtet, und 
die Auffaſſung vertreten, daß dazu auch ſolche Geſchäfte zu rechnen 
ſeien, die — wie die Einholung einer Löſchungsbewilligung — zur 
Erledigung anhängig gewordener Sachen im Gebiete der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zweckmäßig und geboten erſcheinen, ohne gerade kraft 
Rechtſatzes unmittelbar der gerichtlichen Initiative zugewieſen zu ſein 
— RfprOLG. 4, 220; Recht 1901, ©. 564 Nr. 2376, 1905 S. 112 
Nr. 526; ThürBl. 54, 62. — Der beſchließende Senat tritt in Ueber— 
einſtimmung mit der unter dem 18. Januar 1905 von ihm erlaſſenen Ent— 
ſcheidung der letzteren Meinung bei. Mit vollem Rechte führt namentlich 
das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. (Thür Bl. 54, 62) in ſeiner be- 
achtenswerten Darlegung, der durchweg zuzuſtimmen iſt, aus, daß es 
beſonders in Grundbuchſachen als durchaus zuläſſig und deshalb in den 
Rahmen dieſer Angelegenheiten hineinfallend anzuſehen iſt, wenn der 
Grundbuchrichter nach Anbringung eines Löſchungsantrages den be— 
teiligten Intereſſenten einen Termin bekannt gibt, in welchem ihnen ohne 
Ausübung eines Zwanges zum Erſcheinen Gelegenheit gegeben wird, 
das behufs Herbeiführung der Eintragung im Grundbuche von ihrer 
Seite Erforderliche vorzunehmen, und daß demnach, falls dem Grund— 
buchrichter ſelbſt hierzu die örtliche Zuſtändigkeit mangelt, das von 
ihm an ein anderes Gericht gerichtete Erſuchen, ihn in Erledigungs 
einer ſolchen Maßnahme zu unterſtützen, als ein Erſuchen um Rechts— 
hilfe betrachtet werden muß. 

Weiter ſteht außer Zweifel, daß durch Art. 11 Abſ. 1 des 
Weimariſchen AG. zum FGG. vom 12. April 1899 die im § 2 des 
Reichsgeſetzes ausgeſprochene Pflicht zur Rechtshilfeleiſtung auch auf 
diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ausgedehnt 
worden iſt, welche durch Landesgeſetze den ordentlichen Gerichten über— 
tragen ſind. Daß hierzu die Grundbuchſachen zählen, wird in ſtändiger 
Rechtſprechung angenommen (RG. 55, 275). Nun gilt allerdings jene 
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Beſtimmung des Weimariſchen Geſetzes an fic) nur für die Rechtshilfe 
zwiſchen den Gerichten dieſes Bundesſtaates (vergl. Delius a. a. O. 
S. 35), zufolge Art. 1 des Staatsvertrags zwiſchen Sachſen⸗Weimar und 
Sachſen⸗ Meiningen über die beiderſeitigen Gerichtsbarkeitsverhältniſſe 
vom 6. Mai 1861 (WeimRegBl. 1861, S. 99) haben aber die Gerichte 
beider Staaten — von hier nicht in Betracht kommenden Einſchrän⸗ 
kungen abgeſehen — ſich gegenſeitig alle diejenige Rechtshilfe zu 
leiſten, welche ſie den Gerichten des Inlandes nach deſſen Geſetzen 
und Gerichtsverfaſſung nicht verweigern dürfen. 

Da demnach auch in letzterer Hinſicht kein Bedenken beſteht, ſo 
muß das von dem Amtsgericht C. ausgehende Erſuchen als ein zu- 
läſſiges Erſuchen um Rechtshilfe betrachtet werden, das von dem 
Amtsgerichte A. nicht abgelehnt werden darf, es ſei denn, daß ihm 
die örtliche Zuſtändigkeit mangelte oder die vorzunehmende Handlung 
nach dem bei ihm geltenden Rechte verboten wäre (§ 159 Abſ. 2 
GVG. in Verbindung mit § 2 FGG.). Das Amtsgericht A. 
hat eine Ablehnung ausgeſprochen, denn als ſolche iſt auch jede 
dem Erſuchen nicht völlig entſprechende Ausführung zu erachten 
(vergl. Delius a. a. O. S. 20 Anm. 2 Mot. S. 193). Demzu⸗ 
folge iſt das Oberlandesgericht nach § 160 GWG. zur Fällung einer 
Entſcheidung berufen. 

Die örtliche Zuſtändigkeit des erſuchten Gerichts ſteht außer 
Frage; es könnte deshalb die Ablehnung nur aus der Erwägung 
gerechtfertigt werden, daß die nach dem Inhalt des Erſuchens vor— 
zunehmende Handlung — die Entgegennahme einer Löſchungsbe⸗ 
willigung zu richterlichem Protokoll — nach Weimariſchem Rechte 
verboten oder — was dem gleichſteht (vergl. Delius S. 18) — 
unzuläſſig ſei. Was die Rechtslage in Sachſen⸗Weimar betrifft, ſo 
iſt dem Amtsgerichte A. zwar zuzugeben, daß nach dem dort gemäß 
Art. 189 EG. z. BGB. für das Liegenſchaftsrecht noch geltenden 
Landesgeſetzen (Nachtrag vom 8. Dezember 1838 zu dem Geſetze vom 
13. April 1833 über die Beſetzung der Gerichtsbank, ſowie Art. 5 AG. 
zum FGG. vom 12. April 1899) bei Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, von hier nicht in Frage kommenden Ausnahmen abge- 
ſehen, eine Gerichtsperſon, alſo auch der Gerichtsſchreiber allein, zur 
Beſetzung der Gerichtsbank genügt. Sowohl aus allgemeinen Grund- 
ſätzen, als auch aus der Faſſung des Einganges des § 3 des Ge— 
ſetzes vom 13. April 1822: „Die Anweſenheit und Mitwirkung des 
Richters iſt nicht erforderlich“ iſt aber zu entnehmen, daß auch die 
Vornahme der Handlung durch Zuſammenwirken beider Gerichtsperſonen 
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zuläſſig if. Demnach ſteht dem Amtsgericht A. kein Grund zur Seite, 
das Erſuchen des Amtsgerichis C., das auf — ſei es alleinige, ſei 
es mitwirkende — Vollziehung des fraglichen Protokolls durch einen 
Richter gerichtet iſt, abzulehnen. Wenn das erſuchte Gericht den 
Standpunkt einnimmt, daß ſich das erſuchende Gericht mit der Be— 
urkundung der Löſchungsbewilligung durch den Gerichtsſchreiber allein 
begnügen müſſe, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß es hier, da es ſich 
nicht um eine innerhalb des Großherzogtums Sachſen vorzunehmende 
Löſchung handelt, ohne Bedeutung iſt, ob nach Weimariſchem Recht 
eine einfachere Form der Beurkundung ausreicht. In Sachſen-Mei⸗ 
ningen iſt gemäß Art. 7 des AG. z. GBO. vom 14. Auguſt 1899, 
wenn eine Erklärung, welche der in § 29 GBO. vorgeſchriebenen 
Form bedarf, vor dem Grundbuchamte abgegeben wird, das Protokoll 
von dem Richter aufzunehmen; daher muß dem Amtsgericht C. das 
Recht zuerkannt werden, ſchon allein zur Ausſchließung von Zweifeln 
wegen der Rechtsbeſtändigkeit ſeiner grundbuchmäßigen Unterlagen die 
Entgegennahme der Löſchungsbewilligung in der Weiſe, wie das 
bei ihm geltende Grundbuchrecht ſie erfordert, zu verlangen. Dies 
iſt ſchon aus allgemeinen Rückſichten auf die Ordnungsmäßigkeit 
des Geſchäftsbetriebs der Grundbuchämter anzunehmen, ohne daß es 
einer Entſcheidung der nicht unzweifelhaften Frage bedürfte, ob eine 
nur von dem Gerichtsſchreiber eines Weimariſchen Amtsgerichts 
beurkundete Löſchungsbewilligung im Herzogtum Sachſen-Meiningen 
der Rechtswirkſamkeit entbehren würde (vergl. dazu Güthe, Grund— 
buchordnung Bd. 1 Anm. 84 zu § 29, Centralblatt f. freiw. Gerichts⸗ 
barkeit 2. Jahrgang, S. 121, No. 35.) 
Beſchluß des 1. Zivilſenats v. 21. Oktober 1907. 


2. Die zur Einſtellung einer Verwaltungszwangsvoll— 
ſtreckung im Großherzogtum S.-Weimar zuſtändige 
Behörde. f 
Auf Grund der §§ 1, 2 und 10 des Ortsſtatuts der Stadt 
Apolda über die Erhebung einer Abgabe bei Grundbeſitzveränderungen 
vom 8. Februar 1906 iſt dem Gaſtwirt K. von der Stadt eine Kez 
ſitzberänderungsabgabe abgefordert, und weil er dieſe nicht bezahlt hat, 
im Wege der Verwaltungszwangsvollſtreckung ein Pianino gepfändet 
worden. 

Der Schuldner hat beim Amtsgericht A. gegen die Stadt Klage 
eingereicht mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß er zur Zahlung der 
Abgabe nicht verpflichtet iſt. 


i, MO, a5 


Gleichzeitig hat er beantragt, die Zwangsvollſtreckung der Gläu⸗ 
bigerin gegen ihn einftweilen einzuftellen. 
Dieſem Antrage hat das Amtsgericht entfprochen. 


Der ſofortigen Beſchwerde gegen dieſen Beſchluß hat das Land⸗ 
gericht W. ftattgegeben, indem es den Beſchluß des Amtsgerichts auf⸗ 
gehoben hat. 

Die von dem Schuldner eingelegte weitere ſofortige Beſchwerde 
iſt als unbegründet zurückgewieſen worden. 

Nach § 5 Abi. 1 Ziff. 2 des Geſetzes über die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung im Verwaltungsweg vom 8. Dezember 1899, auf welches 
§ 10 Abſ. 5 des Ortsſtatuts verweiſt, findet zur Beitreibung der 
Beſitzveränderungsabgabe die Zwangsvollſtreckung im Verwaltungs⸗ 
wege ſtatt. § 18 Abſ. 2 dieſes Geſetzes beſtimmt, daß die Anordnung 
darüber, ob die Zwangszvollſtreckung einſtweilen einzuſtellen fei, der 
Vollſtreckungsbehörde, welche die Entſcheidung erteilt hat, zuſteht. 
Danach war zur Entſcheidung darüber, ob die Zwangsvollſtreckung 
einſtweilen einzuſtellen ſei, der Gemeindevorſtand zu A., nicht aber das 
Amtsgericht daſelbſt zuſtändig. Das letztere hat als Prozeßgericht 
nach § 769 ZPO. nur die Befugnis, anzuordnen, daß bis zur Er— 
laſſung des Urteils über Einwendungen der in den §§ 767, 768 BPO. 
bezeichneten Art die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen ſei. Um eine 
Einwendung dieſer Art handelt es ſich aber hier nicht. Insbeſondere 
handelte es ſich hier nicht um eine Einwendung, welche einen An⸗ 
ſpruch beträfe, der durch ein Urteil oder durch einen der dem Urteil 
nach §§ 795, 794 ZPO. gleichzuachtenden Schuldtitel feftgeftellt iſt. 

Der Umſtand, daß in § 23 Ziffer 2 des Geſetzes vom 8. De⸗ 
zember 1899 die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung angeordnet iſt, 
wenn die Ausfertigung einer gerichtlichen Entſcheidung vorgelegt wird. 
aus der ſich ergibt, daß die einſtweilige Einſtellung der Vollſtreckung 
angeordnet iſt, rechtfertigt nicht den Schluß, daß eine ſolche gerichtliche 
Anordnung für Fälle der vorliegenden Art zuläſſig wäre. Denn die 
Beſtimmung des § 23 Ziffer 2 J. c. findet ihre Begründung in § 19 
I. c., wonach im Falle einer Widerſpruchsklage in Sinne des 
§ 771 ZPO. auf die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung die Vor⸗ 
ſchriften der §§ 769, 770 ZPO. entſprechende Anwendung finden. 


Beſchluß des 1. Zivilfenat® vom 7. Dezember 1907 W 211/07 
(nach Weimar). 
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2. Strafrecht und Strafverfahren. 


Ortsſtatut der Stadt Zeulenroda vom 22. Februar 
1902. Inwiefern ſteht §11 mit 841 der Reichsge⸗ 
werbeverordnung im Widerſpruch? 

Der Angeklagte iſt verurteilt worden wegen Uebertretung des § 11 
des Ortsſtatuts für die Stadt Zeulenroda vom 22. Februar 1902, 
das polizeiliche Meldeweſen in der Stadt Zeulenroda betreffend. 

Dieſer § 11 beſtimmt: 

Frauensperſonen (Kellnerinnen, Dienſtmädchen u. |. w.) zum 
ausſchließlichen oder teilweiſen Bedienen der Gäſte in Wirtſchaften 
dürfen nur auf Grund obrigkeitlicher Zeugniſſe darüber angenommen 
oder beſchäftigt werden, daß ſie in den letzten drei Jahren wegen 
Vergehens oder Verbrechens gegen das Eigentum nicht beſtraft worden 
find, und daß während des nämlichen Zeitraums in ſittlicher Be— 
ziehung wider ſie Nachteiliges nicht bekannt worden iſt, und ſind unter 
Vorlegung dieſer Zeugniſſe binnen 24 Stunden polizeilich anzumelden. 


Verſagt iſt alſo die Annahme und Beſchäftigung von Kellnerinnen, 
die die vorgeſchriebenen Zeugniſſe aus irgend welchen Gründen nicht 
beibringen können; ſolche ſoll der Schankwirt nicht annehmen und 
beſchäftigen dürfen. 

Inſoweit iſt die Beſtimmung des § 11 des Ortsſtatuts ungültig. 

Der Schankwirtſchaftsbetrieb iſt ein Gewerbe und er unterſteht 
den Vorſchriften der Gewerbeordnung. 

Nach § 41 der Gewerbeordnung begreift die Befugnis zum 
ſelbſtändigen Betriebe eines ſtehenden Gewerbes das Recht in ſich, 
in beliebiger Zahl Geſellen, Gehilfen, Arbeiter jeder Art anzunehmen, 
und in der Wahl des Arbeits- und Hilfsperſonals finden keine anderen 
Beſchränkungen ſtatt als die durch die Gewerbeordnung feſtgeſtellten. 

Ein Gaſtwirt, der nur Kellnerinnen annehmen dürfte, die für 
die 3 letzten Jahre Zeugniſſe über gute Führung und Unbeſtraftheit 
beibringen könnten, wäre in der Wahl ſeines Arbeitsperſonals be— 
ſchränkt. Die Gewerbeordnung enthält keine Beſtimmung, daß eine 
ſolche Beſchränkung zuläſſig wäre. Weder in der Annahme männlichen 
noch weiblichen Perſonals ſind die Gaſt- und Schankwirte Beſchränkungen 
unterworfen (Entſcheidung des preußiſchen Oberverwaltuugsgsgerichts 
10, 288; 32, 288). 

Nach Art. 14 der Gemeindeordnung für das Fürſtentum Reuß ä. L. 
vom 25. Januar 1871 dürfen Ortsſtatute, wie das übrigens ſelbſt— 


verſtändlich ift, niemals mit Reichs⸗ oder Landesgeſetzen in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen und werden durch ſolche ſtets aufgehoben. Dies trifft 
alſo auf obige Beſtimmung zu. 

Gültig iſt die Vorſchrift des Ortsſtatuts, daß die Kellnerinnen 
binnen 24 Stunden polizeilich anzumelden find, inſoweit ſteht § 41 
der Gewerbeordnung nicht entgegen. 

Urteil des Strafſenats vom 19. Sept. 1907 S 67/07 (nach Greiz.) 


Verzeichnis 


der im Jahre 1907 beim Oberlandesgericht geprüften Gerichts⸗ 
Aſſeſſoren und Referendare. | 


(Vergl. Bd. 54 S. 70.) 
Zuſammengeſtellt von Gerichtsſekretär Helmrich. 


1. Großherzogtum S.⸗Weimar. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Waldem. Ackermann aus Buttſtädt, 17. Mai 
(jetzt RAnwalt in Gera). — Dr. Max Flegel aus Jena, 17. Mai. — 
Paul Sedlaceck aus Apolda, 21. Juni. — Karl Wuttig aus All⸗ 
ſtedt, 21. Juni. — Dr. Rud. Kummer aus Weimar, 8. November. — 
Dr. Arno Hartmann aus Blankenhain, 18. Dezember. — Guſtav 
Peters aus Apolda, 18. Dezember. (7 beſtanden ausreichend 2 nicht.) 

b) Referendare: Werner Schmid aus Jena, 26. Januar (in Alten⸗ 
burgiſchen Vorbereitungsdienſt getreten). — Gerh. Oßwald aus Eiſenach, 
23. Februar. — Ignatz Sachs aus Weimar, 1. Juni. — Karl Ebert 
aus Vacha, 22. Juni. — Ernſt Hartung aus Berterode, 22. Juni. — 
Otto Herbſt aus Horſchlitt, 13. Juli. — Rud. Däumler aus Jena, 
16. November. — Erich Reimann aus Remda, 14. Dezember. (2 gut, 
6 ausreichend, 3 nicht beſtanden.) 


2. Herzogtum S.⸗Meiningen. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Emil Schlegelmilch aus Heinersdorf, 1. Fe⸗ 
bruar. — Dr. Ottomar Benz aus Sonneberg, 17. Mai. — Werner 
Hoßfeld aus Steinach, 17. Mai. — Walter Graf aus Meiningen, 
8. November. — Georg Eckardt aus Heinersdorf, 8. November (jetzt 
RAnwalt in Salzungen). — Dr. Franz Jahn aus Meiningen, 18. De⸗ 
zember. (3 beſtanden gut, 3 ausreichend.) 

b) Referendare: Heinrich Höhn aus Crock, 26. Januar. — Friedrich 
Hermann aus Salzungen, 23. Februar. — Werner Ullrich aus 
Schwallungen. (2 gut, 1 ausreichend beſtanden.) 


3. Herzogtum S.⸗Altenburg. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Paul Nitzſche aus Altenburg, 21. Juni. — 
Joh. Patuſchka aus Schmölln, 21. Juni. — Dr. Rich. Schmidt 
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aus Altenburg, 21. Juni. — Dr. Rudolf Senf aus Ronneburg, 8. No⸗ 
vember. (1 gut, 3 ausreichend, 2 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Arthur Fiſcher aus Mörsdorf, 23. Februar. — Georg 
Peipelmann aus Eiſenach, 2. März. — Walter Schulze aus Kahla, 
22. Juni. — Fried. Haſe aus Schmölln, 5. Oktober. (2 gut, 2 aus: 
reichend beſtanden.) 


4. Herzogtümer S.⸗Coburg und Gotha. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Alfr. Höfer aus Coburg, 1. Februar. — 
Hans Schack aus Neuſtadt b. Cob. 1. Februar (jetzt Rechtsanwalt in 
Gotha). — Alfr. Gundlach aus Coburg, 1. Februar. — Dr. Karl 
Krug aus Gotha, 19. April. (2 gut, 2 ausreichend beſtanden.) 

b) Referendare: Walter Doebel aus Gotha, 8. Juni. — Martin 
Baer aus Coburg, 3. Auguſt. (1 mit Auszeichnung, 1 ausreichend be— 
ſtanden.) 


5. Fürſtentum Schwarzburg⸗Rnudolſtadt. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Kurt Bangert aus Rudolſtadt, 1. Februar. 
— Alfr. Mehrboth aus Blankenburg, 1. Februar. — Dr. Rudolf 
Knauth aus Esperſtedt, 19. April. — Dr. Phil. Mayer aus Rudol⸗ 
ſtadt, 19. April. — Georg Sattler aus Rudolſtadt, 19. April. (1 gut, 
4 ausreichend beſtanden.) 

b) Referendare: (1 nicht beſtanden). 


6. Fürſtentum Reuß ä. L. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Fritz Kühn aus Greiz, 19. April. — Walter 
Seyfart aus Greiz, 17. Mai. (2 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 
b) Referendare: vacat. 


7. Fürſtentum Reuß j. L. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Rudolf Ritter aus Lobenſtein, 17. Mai (jetzt 
Rechtsanwalt in Schleiz und Gera). — Johannes Kratzſch aus Gera, 
18. Dezember. — Karl Böttcher aus Gera, 18. Dezember. — Andreas 
Weber aus Roſchütz, 18. Dezember. (1 beſtand gut, 3 ausreichend.) 

b) Referendare: Alexander Geipel aus Schleiz. 8. Juni. — Eugen 
Dorgerloh aus Gera, 22. Juni. — F. A. Schneider aus Neu: 
Debſchwitz, 8. Auguſt. — Friedrich Ey aus Gera, 30. November. (4 aus⸗ 
reichend, 2 nicht beſtanden.) 


8. Andere Staaten. 
(17 aus dem Königreich Preußen, 1 aus dem Herzogt. Anhalt, 5 aus Hamburg, 
1 aus Kübeck.) 

Referendare: Konr. Heithecker aus Jemgum (Pr.), 23. Februar. — 
Ad. Schmidt aus Altona (Pr.), 3. März. — Henry Francke aus 
Hamburg, 25. Mai. — Paul Hübner aus Neiße (Pr.), 1. Juni. — 
Gerhard Volkmann aus Elberfeld, 1. Juni. — Freih. v. Münch⸗ 
hauſen aus Herrengoſſerſtedt (Pr.), 1. Juni. — Manfred Heckſcher 
aus Hamburg, 8. Juni. — Wilh. Wahnſchaff aus Hamburg, 8. Juni. 
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— Hans Fock aus Lübeck, 13. Juli. — Bruno Luis aus Hamburg, 
13. Juli. — Karl Werdemann aus Charlottenburg, 3. Auguſt. — 
Herm. Behrend aus Windbergen (Schleswig), 5. Oktober. — Wilh. 
Wohlenberg aus Gadenſtedt (Pr.), 19. Oktober. — Graf v. Medem 
aus Berlin, 19. Oktober. — Adolf Sperling aus Labes (Pr.), 19. Ok⸗ 
tober. — Heinrich Friedländer aus Brieg (Pr.), 16. November. — 
Bernh. Biehle aus Schönebeck (Pr.), 16. November. — Mart. Werther 
aus Eutin (Schleswig), 16. November. — Hermann Müller aus 
Havelberg (Pr.), 14. Dezember. — Fritz Muſſhel aus Tempelhof (Pr.), 
14. Dezember. (1 mit Auszeichnung, 8 gut, 11 ausreichend, 4 nicht beſtanden.) 

Summa: Aſſeſſor⸗Prüfungen 37, wovon 8 gut, 24 ausreichend und 5 nicht 
beſtanden haben. 

Suuma: Reſerendar⸗Prüfungen 51, wovon 2 mit Auszeichnung, 14 gut, 
25 ausreichend, 10 nicht beſtanden haben. (Darunter 1 zurückgetreten.) 


— 


Bücherbeſprechungen. 


1. Danz, Dr. Erich (ord. Profeſſor der Rechte und Oberlandesgerichts⸗ 
rat), Die Auslegung der Rechtsgeſchäfte, zugleich ein Beitrag 
zur Rechts- und Tatfrage. Zweite, auf Grund des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buds völlig umgearbeitete Auflage. Jena (Guftav Fiſcher) 1906. 251 ©. 
Geheftet 6 M. 

Die erſte Auflage dieſes Buchs iſt in den Thür Bl. 44, 284 ff. ausführlich 


beſprochen worden. Sie war mehrere Jahre vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erſchienen. Beim Erſcheinen der zweiten iſt das neue Recht ſchon längere 
Zeit in Kraft, und Wiſſenſchaft und Praxis haben emſig gearbeitet, den Buchſtaben 
des Geſetzes mit dem nötigen Leben zu erfüllen. Dem Leben, dem pulſierenden, 
nie raſtenden, immer neue Geſtaltungen erzeugenden Verkehrsleben gilt in erſter 
Linie auch Danzens Buch. Jede Zeile darin redet von dem Beſtreben, eine Rechts⸗ 
anwendung herbeiführen zu helfen, die den vielgeſtaltigen Intereſſen der Menſchen, 
ihren wirtſchaftlichen Bedürfniſſen gerecht wird, und eine Rechtſprechung zu verhüten, 
die mit dem Rechtsempfinden des Volks in Widerſpruch tritt und bei der der un⸗ 
beteiligte Laie den Kopf ſchüttelt. (Die Beteiligten ſind befangen und nicht zuſtändig, 
über die Güte eines Urteils zu befinden.) 

Unleugbar hat Danz damit recht, daß die richtige Auslegung der im Rechts⸗ 
leben vorkommenden Willenserklärungen in hohem Maße geeignet iſt, ein Mittel 
gegen eine Rechtſprechung zu bilden, die den Beifall der Volksgenoſſen nicht findet. 
Und auch darin hat er recht, daß in unzähligen Fällen, wo der oberflächliche 
Beobachter nur äußere Vorgänge fieht, der kundige Richter Willen s erklärungen 
mit entſprechender Rechtsfolge wird feſtſtellen können. Immerhin möchte ich vor 
einer Ueberſpannung dieſer Methode warnen. Nicht als Allheilmittel gegen ſämtliche 
Gebrechen der Rechtsordnung darf die Auslegung der Willenserklärung 
betrachtet werden. Und vielleicht iſt Danz bereits an der Grenze angelangt, wo 
das Aufſpüren von verborgenen Willenserklärungen noch zuläſſig iſt. Dem § 833 
BGB. z. B. wird man mit feiner Methode (vergl. S. 118 und DIZ. 1908, 32) 
zwar einige, aber nicht alle Giftzähne ausbrechen können: man denke daran, daß 
auch Geſchäftsunfähige und beſchränkt Geſchäftsfähige aus Gefälligkeit vom Fuhr⸗ 
werksbeſitzer mitgenommen werden und verunglücken können. 

Damit will ich keineswegs Danz ſelbſt zum Einhalten auf ſeinem Wege 
veranlaſſen. Er möge weiter der lebhafte Rufer im Streite bleiben. Nur ſo wirkt 
er ſicher auch das Erreichbare. Wer ſich von vornherein beſchränkt, bleibt vi inertiae 
hinter ihm zurück. 
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Es kann gar nicht genug anerkannt werden, daß uns eigentlich erſt Danz 
mit ſeinen eingehenden, durch zahlreiche Beiſpiele erläuterten, eindringlich redenden 
Ausführungen die Sinne dafür geſchärft hat, welche Feinfühligkeit, Sorgſamkeit, 
Umſicht der Richter entfalten muß, wenn er mit Hilfe der ſog. „Umſtände des 
Falls“ die Deutung von Willenserklärungen vorzunehmen und aus ihnen die zu 
treffenden Rechtsfolgen abzuleiten ſich anſchickt. Wer ſeine Darlegungen geleſen 
hat, dem wird die bisher vielſach anzutreffende fatale Redensart „nach Lage der 
Sache“ bei der Begründung einer Auslegung nicht mehr in die Feder fließen 
können. Und deshalb weil ſeine Darlegungen den Anfänger in der juriſtiſchen 
Praxis darauf hinweiſen, das Gebiet der Auslegung der Willenserklärungen als 
die wichtigſte Tätigkeit des Richters betrachten zu lernen, und weil fie den er⸗ 
fahrenen Praktiker in dieſer Erkenntnis beſtärken, und weil fie beiden durch die 
Mitteilung zahlreicher, aus den verſchiedenſten Gebieten zuſammengetragener An- 
wendungsfälle eine Fülle praktiſcher Winke und Ratſchläge geben, deshalb ſollte 
Danzens Buch, wie des großen Sebaſtian „Wohltemperiertes Klavier“ für den 
Klavierſpieler, das „tägliche Brot“ für den Ziwilrichter fein. 

Wie ſchwer die Kunſt der Auslegung iſt, das empfindet der am meiſten, der 
ſie in Danzens Sinne übt. Daß dabei mitunter der Ausleger „bei der Fülle der 
Geſichte“ fehl greift, darf niemanden wundern. Auch dem Meiſter begegnet es, daß 
er irrt. So möchte ich z. B. glauben, daß die Entſcheidung des Verfaſſers zu dem 
auf S. 49 unter Ziffer 9 angeführten Rechtsfalle nicht richtig iſt. Wenn der 
Schwiegervater — Millionär — ſeinem Schwiegerſohn zum Geburtstage neben 
andern Geſchenken geringfügiger Art einen Scheck von 20000 M. auf den Ge⸗ 
burtstagstiſch legt, ſo kommt es meiner Meinung nach auf den Umſtand, ob der 
Schwiegervater regelmäßig ſolche wertvolle Geburtstagsgeſchenke zu machen 
pflegte, nicht entſcheidend an. Tat er es, ſo liegt darin allerdings ein für die 
Auslegung „Schenkung“ ſprechender Umſtand. Nicht aber umgekehrt. Dagegen 
kommt in Betracht, daß ein Millionär ſeiner Tochter nicht eine Barmitgift 
von lumpigen 20 000 M. zu geben pflegt — er fei denn ein ausgeſprochener Geiz— 
hals —, daß zur Zeit jenes Geburtstags die Beteiligten noch im beſten Einvernehmen 
miteinander ſtanden und niemand an eine ſpätere Scheidung der Ehe dachte, und 
daß die Reichhaltigkeit des Geſchenks gerade dadurch erklärt wird, daß ein Geſchenk 
an den Mann bei normalem Verlaufe der Ehe zugleich der Tochter zu gute kam. 
Nicht haltbar aber ſcheint mir der Satz zu ſein, mit dem Danz ſchließlich die 
Eniſcheidung dieſes Falls begründet (S. 50): „Da es ſich um eine Schenkungs— 
erklärung des Schwiegervaters handelte — und Schenkungen im Zweifel zugunſten 
des Geſchenkgebers auszulegen ſind, ſo hat man im vorliegenden Falle die Hingabe 
der Summe als Hingabe als eingebrachtes Gut auszulegen.“ Alſo war es 
nach der richtigen Auslegung gerade keine Schenkungserklärung! Weil es 
eine war, war es keine!? Das geht nicht. Ich will bemerken, daß das Ober⸗ 
landesgericht Jena dieſen Rechtsfall anders als Danz entſchieden hat: es hat die 
20 000 M. als ein Geſchenk an den Schwiegerſohn angefehen. 

Doch dies nur nebenbei. Dem verdienſtvollen Werke, das namentlich in 
ſeinem „Beſondern Teile“ eine wahre Fundgrube lehrreicher Beiſpiele enthält, tun 
ſolche einzelne Meinungsverſchiedenheiten keinen Abbruch. Daß fie in verlea 
magistri ſchwören, verlangt Danz von ſeinen Schülern und Leſern nicht. Er 
will ſie zu hellſichtigen, feinfühligen, ſelbſtändig urteilenden, mitten im Leben ſtehenden 
und deſſen Bedürfniſſe verſtehenden, ſorgſamen Beobachtern des Rechts- und Ver⸗ 
kehrslebens und damit zur „feinſten juriſtiſchen Kunſt“ (DJ Z 1908, 32) erziehen. 
oe ee ihm durch weiteſte Verbreitung feines Buchs in immer fteigendem Maße 
gelingen! 


2. Kronacher, Dr. Auguſt, Der Werklieferungsvertrag 
nach § 381 Abſ. 2 HGB. München (J. Schweitzer Verlag) 1906. 
64 S. 1 M. 80 Pf. 

Nach § 651 Satz 2 BGB. wird ein Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, 
eine vertretbare Sache aus einem von ihm zu beſchaffenden Stoffe herzuſtellen, nach 
den Regeln des Kaufs beurteilt; handelt es ſich jedoch um eine nicht vertretbare 
Sache, ſo finden zum Teil die Regeln des Kaufes, zum Teil die Regeln des Werk⸗ 


vertrags Anwendung. Für das Gebiet des Handelskaufes ſchreibt aber § 381 
Abſ. 2 HGB. außerdem vor, daß auch bei Herſtellung einer nicht vertretbaren be⸗ 
weglichen Sache die Vorſchriften der SS 373—380 HGB. Anwendung finden follen. 
Aus dieſem Ineinandergreifen der Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
des Handelsgeſetzbuchs ergeben ſich für den handelsrechtiichen Werklieferungsvertrag 
eine Reihe von Eigentümlichkeiten, deren Aufdeckung und Darſtellung der Verfaſſer 
der vorliegenden Schrift ſich zur Aufgabe gemacht hat. Er löſt dieſe Aufgabe in 
einer ſorgfältigen, durchſichtig angeordneten, klar geſchriebenen Unterſuchung, in 
der er das Verhältnis des § 381 Abſ. 2 HGB. zum § 651 Satz 2 BGB. namentlich in 
Bezug auf die Vergütung, die Abnahme, den Abnahmeverzug, die Mitwirkung des 
Beſtellers bei der Werkherſtellung, das Vorliegen eines Fixgeſchäfts, die Gewähr⸗ 
leiſtung des Lieferanten wegen Sachmängel, die Mängelrüge eingehend erörtert. 


3. Staubs Kommentar zum Handelsgeſetzbuch. Achte 
Auflage, unter Benutzung des handſchriftlichen Nachlaſſes bearbeitet von Heinrich 
Könige (FReichsgerichtsrat), Dr. J. Strang (Juſtizrat), Albert Pinner 
(Juſtizrat). Zweiter Band. Buch 3 (SS 343— 373). Berlin (Guttentag) 
1907. Geh. 18 M. 

Das Erſcheinen der neuen Auflage von Staubs Kommentar zum Handels⸗ 
geſetzbuche iſt bereits in dieſen Blättern Bd. 53 S. 309 angekündigt worden. Mit 
dem vorliegenden 2. Bande iſt das Werk wieder vollſtändig geworden. Zu ſeinem 
Lobe noch etwas zu ſagen, iſt überflüſſig. N 

orzig. 


4. Stölzel, Adolf, Schulung für die ziviliſtiſche Praxis. 
Bd. 1 7. Aufl. Bd. 2 4. Aufl. Berlin (Vahlen) 1906. Gbon 9 und 11 M. 

Die Thüringer können auf ihren Landsmann Stölzel ſtolz ſein — nicht zum 
kleinſten Teil wegen des vorliegenden Werkes, ſeiner „Schulung für die ziviliſtiſche 
Praxis“. Es gibt kein zweites Buch, aus dem der junge Juriſt lernen kann, wie 
er Zıvilrechtsfälle in materiellrechtlicher und prozeſſualer Beziehung zu behandeln, 
welche Fehler er zu vermeiden hat. Aber nicht nur der Lernende, auch der Erfahrene 
wird dem Werke eine Fülle von Anregungen und Belehrungen entnehmen. Im erſten 
Teil ſind es verſchiedene Rechtsfälle aus dem juriſtiſchen Seminar, an die die wertvollen 
Ausführungen des Verfaſſers anknüpfen. Darunter befindet ſich die berühmte 
Streitfrage nach der Beweislaſt, wenn der Beklagte behauptet, es ſeien dem Vertrage 
beſondere in der Klage nicht erwähnte Abreden über den Preis der gekauften Sache 
und dergl. hinzugefügt. Dieſer Teil iſt in der neuen Auflage — von einigen 
Zuſätzen abgeſehen — unverändert geblieben. Der zweite Teil geht aus von dem 
Problem der Aufrechnungslehre, behandelt aber nicht etwa nur dieſe Lehre, ſondern 
auch die wichtigſten allgemeinen Grundſätze des Prozeſſes. Er iſt in der neuen 
Auflage von Grund auf neubearbeitet, vertieft und erweitert. An der Klagabweiſungs⸗ 
theorie bei ſtreitiger Klage- und anerkannter Gegenforderung hält Stölzel natürlich 
feſt. Einer Empfehlung bedarf des angeſehene Werk nicht mehr. 


5. Makower, Handelsgeſetzbuch mit Kommentar. 13. Aufl. 
Bearbeitet von F. Makower. 2 Bände. Berlin (Guttentag) 1906 u. 1907. 
26 M. 60 Pf. 


Der bekannte Kommentar liegt ſchon wieder in einer neuen Auflage vor: 
ein Zeichen des Anſehens, deſſen er ſich rühmen kann. Die Beſorgnis, daß er ſich 
neben Staub nicht werden halten können, hat ſich als unbegründet erwieſen. Er 
tritt gleichwertig neben jenen, ja der 2. Band, der die Handelsgeſchäfte behandelt, iſt 
ergiebiger und tiefer angelegt als irgend ein anderer Kommentar. Man leſe nur 
die ſelbſtändigen Abhandlungen über den Leiſtungsverzug und die Sachmängel beim 
Kauf. Zur beſſeren Ueberſicht über den vorgetragenen Stoff iſt hier und gelegent- 
lich an anderen Stellen ein raſch orientierendes Inhaltsverzeichnis an die Spitze 
geſtellt. Die neuſten Forſchungen ſind natürlich ebenſo wie die Entſcheidungen 
der Gerichte verwertet. Das Seerecht iſt ausgeſchaltet. Die handelsrechtlichen 
Nebengeſetze (Bd. 3) ſind noch nicht neu aufgelegt. 
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6. Emter, A. (Gerichtsſekretär), Der Rechnungsverſtändige. 
Praktiſches Handbuch des geſamten in Deutſchland geltenden ehelichen Güter: 
und Erbrechts. 3 Bände. Haigerloch (C. Albrecht) 1901, 1904, 1905. 
25 M. 50 Pf. 

Der Berfaffer iſt ſelbſt Rechnungsverſtändiger und hat das Werk in erſter 
Linie für die Praxis der Rechnungsverſtändigen geſchrieben. Bd. 1 enthält eine 
Zuſammenſtellung des Familien- und Erbrechts nach dem BGB. und feinen Neben- 
geſetzen. Bd. 2 und 3 behandeln das Partikulargüterrecht und die Ueberleitung 
der Güterſtände durch die Landesgeſetze bei Gelegenheit des Inkrafttretens des BGB. 
Der ſchwierige Rechtsſtoff ift mit Erläuterungen verſehen. Angeknüpft find Bei- 
ſpiele für Inventare, Auseinanderſetzungen und dergl. mehr, die nicht ausgeklügelt, 
ſondern aus dem Leben gegriffen ſind. Der Fleiß des Verfaſſers iſt zu rühmen. 
Der Wert des Buches liegt in der Zuſammentraguug des vielfach zerſtreuten Rechts- 
ſtoffes und in den Muſterbeiſpielen, die einen breiten Raum einnehmen. Jeder 
Band iſt für ſich käuflich. Bd. 2 behandelt das preußiſche Recht, Bd. 3 das der 
übrigen deutſchen Bundesſtaaten. 


7. Koehne, Dr. Carl, Grundriß des Eiſenbahnrechts mit 
beſonderer Berückſichtigung Deutſchlands, Oeſterreichs und der Schweiz. Berlin 
(Liebmann) 1906. 2 M. 


Die beſonderen die Eiſenbahnen betreffenden Rechtsvorſchriften find teils ſtaats— 
rechtlicher, teils verwaltungsrechtlicher, teils privatrechtlicher Natur. Im Deutſchen 
Reich find fie infolge Durcheinandergreiiens von Reichs- und Landesrecht recht kom- 
plizierter Art. Es ſind zwar gute Handbücher vorhanden (Eger, Gleim, Endemann), 
dieſe find aber durch die veränderte Gejetgebung teilweiſe veraltet, beziehen ſich auch 
nicht auf das deutſche Ausland. Mit ihnen will Koehne auch nicht konkurrieren, 
er will ſich einerſeits kürzer faſſen und ſich andererſeits nicht auf das Reich be— 
ſchränken. Von polemiſchen Ausführungen wird meiſt abgeſehen. Der Verfaſſer 
ſtellt ſich auf den Standpunkt der herrſchenden Meinung, dieſe wird ſyſtematiſch 
vorgetragen. So kommt in der Tat ein kurzgefaßtes Lehrbuch heraus, das über 
alle Fragen des geltenden Rechts orientiert. Der Grundriß eignet ſich vortrefflich 
zum Selbſtſtudium. Wer in Einzelfragen weiter bauen will, findet die Literatur 
angegeben. Auf die beſonderen Komplikationen, die das Eiſenbahnrecht Thüringens 
durch die Stuatsverträge mit Preußen und Sachſen erlitten hat, konnte der Grund— 
riß (112 S.) nach ſeiner Anlage nicht eingehen. 


8. Warneyer, Dr. Otto (Amtsrichter in Leipzig), Das Bürgerliche 
Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz erläutert durch die Rechtſprechung. 2 Aufl. 
Leipzig (Roßberg) 1907. gbdn. 7 M. 

Neben den Handausgaben des BGB. von Fiſcher-Henle und Achilles 
hat ſich die Warneyerſche bei den Gerichten eingebürgert, weil fie einem praktiſchen 
Bedürfnis entſpricht. Sie enthält die geſamte Rechtſprechung vollſtändig und in 
überſichtlicher Anordnung neben dem Geſetzestext. Die neue Auflage, die ſchon nach 
2 Jahren ſeit dem Erſcheinen des Buchs nötig geworden iſt, bringt das Werk auf 
den Stand der Entſcheidungen von Juni 1907. 


9. Gutmann, Dr. Fritz (Amtsrichter in Dresden), Das Handels— 
geſetzbuch (ohne Seerecht) nebſt dem Einführungsgeſetz erläutert durch 
die Rechtſprechung. Leipzig (Roßberg) 1907. Gbdn. 4 M. 80 Pf. 

Dieſe Ausgabe des Handelsgeſetzbuchs iſt der Warneyerſchen Ausgabe des 
BGB. nachgebildet. Sie enthält den Geſetzestext und zu jedem einzelnen Paragraphen, 
die dazu dis zum Sommer 1907 ergangenen Entſcheidungen des Reichsoberhandels⸗ 
gerichts, des Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte in kurzem Anszug. Materien 
des Bürgerlichen Geſetzbuches, z. B. der Abſchluß von Handelsgeſchäften, ſind nicht 
behandelt, ſo ergänzen Warneyer und Gutmann einander. Es iſt nicht zu zweifeln, 
daß der Erfolg des Buches der gleiche ſein wird, wie der ſeines Vorbildes. 
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10. Pinoff, F. (Landgerichtspräſident in Bartenſtein), Die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts zur Strafprozeßordnung. Berlin 
(Vahlen) 1907. 13 M., gbdn. 14 M. 50 Pf. 

Das vorliegende Buch iſt als der erſte Teil eines größeren Werkes gedacht, 
welches alle auf dem Gebiete des Strafrechts, des Strafprozeſſes und der ſg. ſtraf⸗ 
rechtlichen Nebengeſetze ergangenen Entſcheidungen des Reichsgerichts umfaſſen ſoll. 
Der Gedanke iſt ein ähnlicher, wie der dem Stengleinſchen Lexikon zu Grunde 
liegende. Es werden die Reichsgerichtsentſcheidungen nicht nur in ihren Sentenzen, 
ſondern auch in ihren Leitſätzen möglichſt wortgetreu wiedergegeben, ſo daß das 
Nachſchlagen erſetzt wird. Der Stoff iſt aber nicht lexikographiſch, ſondern nach 
der Legalordnung geordnet, und innerhalb der Paragraphen ſyſtematiſch eingeteilt. 
Durch in die Augen fallenden Vordruck des Paragrapheninhalts und Rand⸗ 
bemerkungen iſt das Aufſuchen ſehr erleichtert. Der Geſetzestext iſt nicht mit 
abgedruckt. Wenn eine Entſcheidung mehrere Paragraphen des Geſetzes berührt, 
iſt verwieſen. Außerdem führt ein ſorgfältig gearbeitetes Sachregiſter zum Ziele. 
Berückſichtigt ſind alle in den amtlichen Ausgaben enthaltenen Urteile, ferner die 
wichtigſten bis 1906 in den Zeitſchriften veröffentlichten Entſcheidungen des Reichs⸗ 
ah Das Buch wird ein unentbehrliches Hand- und Nachſchlagebuch für den 

riminaliſten (Richter und Anwalt) werden, eignet ſich aber auch zur Benutzung 
der Verwaltungsbehörden, insbeſondere der Polizeibehörden. 


11. Von der Neuauflage des v. Staudingerſchen Kommen: 
tars zum Bürgerlichen Geſetzbuche, München (J. Schweitzer Verlag) 1907, 
iſt bis jetzt erſchienen: 

Bd. 1 Allgemeiner Teil. Erläutert von Dr. Th. Loewenfeld⸗ 
Münden und Dr. E. Riezler⸗Freiburg. | 


Bd. 3 Sachenrecht. Erläutert von K. Kober:Münden. 

Vom 2. Bd. liegt die erſte Lieferung (BGB. SS 241—389), erläutert 
von Dr. Kuhlenbeck⸗Lauſanne vor. Vom 4. Bd., den Engelmann⸗München bear⸗ 
beitet, find 3 ftattliche Lieferungen fertig. Sie behandeln die Abſchnitte „Bürger⸗ 
liche Ehe“ und „Verwandtſchaft“ (SS 1297 —1715). Der 5. Bd., das 
Erbrecht, iſt von Dr. Herzfelder⸗München in Angriff genommen. Der Anfang 
davon (SS 1922 1974) ijt ſoeben, im Februar 1908 erſchienen. Das große Werk 
wird alſo bald abgeſchloſſen in der 3./4. Auflage vorliegen. Samwer. 


12. Roehren, Hermann (Geheimrat), Die Sittlichkeits⸗Geſetz⸗ 
gebung der Kulturſtaaten. Kempten und München (Joſ. Köſel) 1907. 
136 S. 1 M. 

Die Schrift will nicht⸗juriſtiſchen Kreiſen ermöglichen, den öffentlichen Er⸗ 
örterungen über diejenigen Teile der Strafrechtsreform, welche die Sittlichkeitsver⸗ 
gehen betreffen, mit ſelbſtändigem Urteil zu folgen; ſie iſt meines Erachtens dazu 
wohl geeignet, wird aber auch für diejenigen Juriſten nicht ohne Wert ſein, 
welchen größere ſtrafrechtliche Werke nicht zur Verfügung ſtehen. Die Schrift bringt 
vllerdings nicht alle einſchlagenden Geſetze aller Kulturſtaten, aber doch eine ganze 
Reihe von Geſetzen der Niederlande, Norwegens, Frankreichs, Belgiens, Oeſterreichs, 
Englands, Italiens, Ungarns, der Schweiz und Nordamerikas, und ſie erörtert 
gut und gemeinverſtändlich die jetzigen deutſchen Geſetze, ſowie die für und gegen 
deren Juhalt vorhandenen Bewegungen, insbeſondere die ſchamloſe Aktphotographie 
und die ebenſo ſittengefährliche Propaganda des von Dr. med. Hirſchfeld zu 
Charlottenburg geleiteten ſog. wiſſenſchaftlichen humanitären Komitees. 

Hannover. W. Ch. Francke. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Redtsfällen rc. 


Abänderungsbedürftigkeit des § 82 b des Krankenverſicherungs⸗ 
| geſetzes. 
Von Herrn Landgerichtsdirektor Dr. Fürbringer in Eiſenach. 


Selten wohl hat ein Strafgeſetz der Rechtſprechung ſoviel Schwierig— 
keiten bereitet wie der § 82 b des Krankenverſicherungsgeſetzes, der 
durch die Novelle vom 10. April 1892 dem Hauptgeſetz vom 15. Juli 
1883 eingefügt wurde. Man braucht nur die letzten 15 Bände der 
Reichsgerichtsentſcheidungen in Strafſachen, in denen doch immer nur 
die für die Auslegung des Geſetzes wichtigſten Entſcheidungen mit— 
geteilt werden, einer näheren Durchſicht zu unterziehen — faſt jeder 
dieſer 15 Bände enthält eine oder mehrere für die Auslegung des 
8 82 wichtige Entſcheidungen —, um ermeſſen zu können, in welch 
un verhältnismäßig großer Anzahl von Fällen das Geſetz unrichtig 
angewendet worden iſt und welcher Aufwand an Scharfſinn und Aus— 
legungskunſt ſeitens des Reichsgerichts erforderlich geweſen iſt, um der 
von dieſem als richtig erkannten Rechtsanſicht Geltung zu verſchaffen. 

Wenn gleichwohl das Ergebnis noch immer ein durchaus unbe— 
friedigendes iſt, wenn der erſtinſtanzliche Richter auch heute noch in 
den meiſten zur Aburteilung gelangenden Fällen nur notgedrungen 
im Hinblick auf § 398 Abſ. 1 StrppO. und weil er dem nach allen 
Richtungen hin auf das ſorgfältigſte begründeten Standpunkt des 
Reichsgerichts keine neuen Gründe entgegenzuſetzen hat, ſich entſchließt, 
auf Grund dieſes Geſetzes eine Verurteilung auszuſprechen und dann 
ſeinem widerſtreitenden Rechtsgefühl dadurch Rechnung zu tragen 
ſucht, daß er die Strafe möglichſt niedtig greift, ſo dürfte der Gedanke 
nicht von der Hand zu weiſen ſein, daß entweder das Geſetz fehlerhaft 
oder daß der vom Reichsgericht mit ſolcher Entſchiedenheit einge— 
nommene und ſo beharrlich feſtgehaltene Rechtsſtandpunkt doch viel— 
leicht nicht ganz einwandsfrei iſt. | 
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Das Geſetz iſt ein Gelegenheitsgeſetz und unter Schmerzen ge— 
boren. Aus der in § 53 des früheren Geſetzes vom 15. Juni 1883 
den Arbeitgebern eingeräumten Befugnis, ihren Arbeitern die von 
dieſen zu tragenden ¼ Beiträge zur Krankenverſicherung bei der 
regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug bringen zu dürfen, hatten ſich 
ſchwere Unſtatten ergeben, indem in zahlreichen Fällen die Arbeitgeber 
zwar von dieſer Befugnis ausgiebigen Gebrauch machten, dagegen 
mit der Erfüllung der ihnen in § 51 des Geſetzes auferlegten Ver— 
pflichtung, die vollen Verſicherungsbeiträge (jene ¼ ihrer Arbeiter 
ſowie das von ihnen als Arbeitgebern zu tragende 1) zu den vor- 
geſchriebenen Terminen an die Krankenkaſſe ) einzuzahlen, um fo {due 
miger waren, ſo daß die Krankenkaſſen, wenn es bei den betreffenden 
Arbeitgebern zum Zuſammenbruch kam, nicht ſelten empfindliche 
Verluſte erlitten. Hiergegen ſollten die Krankenkaſſen nachdrücklich 
geſchützt werden und das ſuchte man im Jahre 1891 bei Gelegenheit 
einer ziemlich umfaſſenden Aenderung des Geſetzes vom 15. Juni 
1883 dadurch zu erreichen, daß man die Nichterfüllung jener zwar 
geſetzlichen aber darum nicht weniger privatrechtlichen Verpflichtung 
— ſelbſtverſtändlich nur unter gewiſſen Vorausſetzungen — unter 
Strafe ſtellte. Man hatte eine ſolche Beſtimmung ſchon im Jahre 
1882 bei Beratung des Geſetzes vom 15. Juni 1883 in Erwägung 
gezogen, war aber damals, wie der Abgeordnete Gutfleiſch bei 
Beratung der Novelle nicht gerade ſchön aber überaus treffend be— 
merkte, bedenklich geweſen, einen Tatbeſtand zu kriminali⸗ 
ſieren, der unter Umſtänden auf weiter nichts hinaus 
läuft, als darauf, daß der Angeſchuldigte kein Geld 
bat. Unter dem Druck der inzwiſchen gemachten ungünſtigen Er- 
fahrungen glaubte man bei Beratung der Novelle dieſes Bedenken 
zurückſtellen zu dürfen. Den Anſtoß dazu gab der Reichstag, aus 

„deſſen Mitte mehrere auf Verſchärfung der Strafbeſtimmungen gegen 
die Arbeitgeber gerichtete Anträge geſtellt wurden. Die Regierung 
hatte ſo weitgehende Vorſchläge in ihrer Vorlage nicht gemacht, er— 
klärte ſich aber „im Prinzip und der Tendenz nach“ mit einem Antrage 
einverſtanden, der dem jetzigen § 82 b am nächſten kam (Antrag 
Gröber und Gen.). Dieſer Antrag wurde ſchließlich, nachdem er für 
die dritte Leſung der Novelle eine weſentliche Ergänzung bezw. Umar⸗ 
beitung erfahren hatte, in der Faſſung des jetzigen § 82 b angenommen. 

1) Der Kürze halber ſoll in dieſem Aufſatze immer nur von Krankenkaſſe 


anftatt von „berechtigter Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder Krankenkaſſe“ geſprochen 
werden. . 
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Daß ein auf ſolchem Wege zuſtande gekommenes Geſetz, mögen 
auch noch ſo vortreffliche geſetzgeberiſche Kräfte daran mitgewirkt 
haben, nicht die gleiche Gewähr für ſeine Güte in ſich trägt wie ein 
von langer Hand und in voller Ruhe vorbereitetes Geſetz, liegt in 
der Natur der Sache begründet. Jedenfalls iſt das Geſetz mit einer 
Reihe von Mängeln behaftet, die ſich nur durch die vorſtehend kurz 
gekennzeichnete Art und Weiſe feiner Entſtehung erklären laſſen. 

Fehlerhaft erſcheint es zunächſt, daß man bei dem Delikt nicht 
an einen poſitiven, ſondern an einen rein negativen Tatbeſtand, 
nämlich an das Vorenthalten der Verſicherungsbeiträge geknüpft hat. 
Denn das Wort „vorenthalten“ iſt zwar an ſich ein poſitives, und 
feine Bedeutung wird auch mit dem Ausdruck „nicht abliefern“ keines- 
wegs vollſtändig wiedergegeben, da es, was bei letzterem Ausdruck 
nicht der Fall iſt, vorausſetzt, daß von ſeiten des anderen (berechtigten) 
Teiles eine Anforderung erfolgt iſt. Allein aus der Entſtehungs— 
geſchichte des Geſetzes ergibt ſich, daß es hier nicht in dieſer letzteren 
Bedeutung, ſondern gleichbedeutend mit „nicht abliefern“ oder „nicht 
abführen“ gebraucht iſt. Beſtraft werden ſoll derjenige Arbeitgeber, 
der Lohnbeträge ſeiner Arbeiter, die er ihnen auf Grund des § 53 
KrankVG. in Abzug gebracht hat, unredlicherweiſe nicht an die Kranken— 
kaſſe abführt oder abzuführen unterläßt. 

Die Anwendung einer ſolchen, auf bloßes Unterlaſſen abgeſtellten 
Strafbeſtimmung begegnet aber deshalb den größten Schwierigkeiten, 
weil der Zeitpunkt der Begehung des Vergehens, d. h. der Zeitpunkt, 
mit dem das unredliche Verhalten einſetzt, ſoweit dieſer Zeitpunkt nicht 
mit der Erhebung oder Verabzugung der Lohnbeträge zuſammenfällt, 
ſich kaum jemals mit irgendwelcher Sicherheit feſtſtellen läßt, und 
zwar um ſo weniger wenn, wie das faſt regelmäßig der Fall iſt, eine 
ganze Reihe nacheinander erfolgter, alſo zeitlich auseinanderliegender 
Verabzugungen in Betracht kommt. Der einzige Vorgang, an dem 
der Richter behufs tatſächlicher Feſtſtellung anpacken kann, iſt in der 
Regel die Erhebung, d. h. Verabzugung der Beiträge, und auf dieſen 
Vorgang hätte daher das Vergehen auch abgeſtellt werden müſſen. 
Daß dies nicht geſchehen iſt, daß man ſich vielmehr damit begnügt 
hat, den Ausdruck „nicht abführt“ oder „abzuführen unterläßt“, für 
die dritte Leſung durch den Ausdruck „vorenthält“ zu erſetzen, erſcheint 
um ſo befremdlicher, als die Notwendigkeit, ein Kommiſſivdelikt, nicht 
ein Omiſſivdelikt zu konſtruieren, von verſchiedenen Seiten nachdrücklich 
betont worden war und ſich auch der Regierungsvertreter nur unter 
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klärt hatte, wenn darin ausgedrückt ſei, daß, um die Strafvorſchrift 
zur Anwendung zu bringen, aus dem ganzen Verhalten des Arbeit— 
gebers, aus der ganzen Lage der Sache hervorgehen müſſe, daß es 
{hon bei der Erhebung der Beiträge auf die Verkürzung der Kaſſe 
abgeſehen geweſen ſei, daß die Beiträge erhoben worden ſeien mit 
der Abſicht, ſie rechtswidrig für ſich oder für einen anderen zu ver— 
wenden und ſie nicht der Kaſſe zukommen zu laſſen. 

Man wird hiergegen nicht einwenden dürfen, daß die Erhebung 
der Beiträge, ſoweit ſie eigenmächtig durch den Arbeitgeber — nur 
dieſe Art der Erhebung kann hier in Frage kommen — bei der 
Lohnzahlung erfolgen darf, ebenfalls in einer negativen Handlung, 
nämlich in der nicht vollſtändigen Lohnzahlung, in der Nichtzahlung 
eines Lohnteiles beſtehe. Denn einer ſolchen Nichtzahlung oder 
nicht vollſtändigen Zahlung geht regelmäßig eine Berechnung voraus, 
durch die der Arbeitgeber den Willen betätigt, einen dem Beitrag 
zur Krankenverſicherung entſprechenden Teil des Lohnes nicht zur Aus— 
zahlung zu bringen, ſondern einzubehalten, und dieſer letztere Vorgang 
enthält zweifellos ein poſitives Handeln des Arbeitgebers, das voll— 
ſtändig ausreichend erſcheint, um den Tatbeſtand des Vergehens dar— 
auf abzuſtellen. Uebrigens wird ſich eine andere Gelegenheit, bei 
der die Abſicht, ſich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen 
oder die Krankenkaſſe zu ſchädigen, in dem Arbeitgeber rege werden 
könnte, überhaupt kaum denken laſſen, da der Arbeitgeber nach § 82 
KrankVG. von vornherein, bei Entſtehung des Anſpruchs der Kranken— 
kaſſe, verpflichtet iſt, die auf ſeine Arbeiter entfallenden Verſicherungs— 
beiträge — ſogar wöchentlich im voraus — an die Krankenkaſſe 
einzuzahlen, und daher ein Vermögensvorteil erſt für ihn in Betracht 
kommen kann, wenn er den Arbeitern entſprechende Lohnabzüge macht. 
Jedenfalls iſt auch, wie der Abgeordnete von Münch bei der Be— 
ratung der Novelle mit vollem Recht geltend machte, in unſerem 
Strafgeſetzbuch kein einziges Analogon zu finden, wo ein doloſes 
Delikt zugleich ein reines Omiſſionsdelikt ſein könnte, oder um— 
gekehrt. 

Ein weiterer Mangel des Geſetzes beſteht darin, daß es ſprachliche 
Unrichtigkeiten enthält, die geeignet ſind, Unklarheiten über das dem 
Tatbeſtand der Strafbeſtimmung zugrunde liegende Sachverhältnis 
aufkommen zu laſſen. 

Sprachlich unrichtig iſt es ſchon, wenn das Geſetz von Arbeit— 
gebern ſpricht, die ihren Arbeitern auf Grund des § 53 „Lohnbeträge 
in Abzug bringen“. Der tatſächliche Vorgang beſteht darin, daß 
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dem Arbeiter weniger Lohn ausgezahlt wird, als er an fid zu fordern 
hat, daß ihm bei der Lohnzahlung ein Teil ſeines Lohnes auf Grund 
des § 53 — inſoweit enthält dieſe Geſetzesbeſtimmung eine Ausnahme 
von dem in § 115 Gewd. aufgeſtellten Grundſatz — einbehalten 
wird, was, wie oben geſagt, auf Grund einer dem Auszahlen des 
Lohnes vorausgehenden Berechnung geſchieht, bei der ein den Ver— 
ſicherungsbeiträgen entſprechender Geldbetrag an dem Betrage des 
Lohnes in Abzug gebracht wird. Es werden alſo, wenn man den 
Vorgang genau bezeichnen will, nicht Lohnbeträge in Abzug gebracht 
— dieſer Ausdruck iſt für ſich allein überhaupt nicht verſtändlich —, 
ſondern es wird ein den Verſicherungsbeiträgen entſprechender Geld— 
betrag an dem Lohne in Abzug gebracht. 

Noch weniger wird der Wortlaut des Geſetzes den tatſächlichen 
Verhältniſſen gerecht, indem Arbeitgeber mit Strafe bedroht werden, 
die der berechtigten Krankenkaſſe „Lohnbeträge vorenthalten“. Wenn 
dieſer Ausdruck, über deſſen Bedeutung kein Zweifel aufkommen kann, 
hier richtig angewendet wäre, ſo müßte die Krankenkaſſe dem Arbeit— 
geber gegenüber Anſpruch auf Lohn haben. Denn man kann Lohn— 
beträge nur demjenigen vorenthalten, der Lohn zu beanſpruchen hat. 
Die Krankenkaſſe hat aber dem Arbeitgeber gegenüber keinen Anſpruch 
auf Lohn, ſondern nur Anſpruch auf Bezahlung von Verſicherungs— 
beiträgen und wenngleich daher das Geſetz nur die Fälle im Auge 
hat, daß der Arbeitgeber dem Arbeiter einen den Verſicherungsbei— 
trägen entſprechenden Lohnbetrag einbehalten hat, ſo wird man doch 
auch in dieſen Fällen, wenn man das Sachverhältnis genau bezeichnen 
will, nur davon ſprechen dürfen, daß ein dem einbehaltenen Lohn— 
betrag entſprechender Geldbetrag vorenthalten wird, oder daß die Ver— 
ſicherungsbeiträge vorenthalten werden. Man könnte wohl 
einwenden, daß dies unnütze Wortklauberei ſei, daß es auf derartige 
ſprachliche Ungenauigkeiten nicht ankommen könne, wenn nur der 
Sinn des Geſetzes klar verſtändlich ſei, im vorliegenden Falle aber 
jedermann auf den erſten Blick erkennen müſſe, was mit den beiden 
beanſtandeten Ausdrücken gemeint ſei. Abgeſehen aber davon, daß 
ein ſolcher Einwand nicht am Platze iſt, wenn die Frage zur Er— 
örterung ſteht, ob ein gutes Geſetz zuſtande gekommen iſt oder nicht, 
würde er hier um deswillen unberechtigt ſein, weil die Ausdrücke 
auch ſachlich bedenklich erſcheinen, inſofern ſie die Vorſtellung erwecken, 
als handele es ſich um beſtimmte Lohnbeträge, die der Arbeitgeber 
für die Krankenkaſſe verwahre, alſo um fremde Gelder, hinſichtlich 
deren ſich der Arbeitgeber der Unterſchlagung oder Untreue ſchuldig 
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machen könnte, während doch in Wirklichkeit nur ein Schuldverhältnis 
wegen einer Geldforderung zwiſchen Arbeitgeber und Krankenkaſſe 
beſteht. Die Geſtaltung dieſes Schuldverhältniſſes iſt zwar eine ſehr 
eigentümliche, indem derjenige, der eigentlich nur als Bürge in Bee 
tracht kommen kann (der Arbeitgeber) zufolge Geſetzesvorſchrift an 
Stelle des eigentlichen Schuldners (des Arbeiters) Zahlung zu leiſten 
hat, der letztere aber gegenüber der Gläubigerin keinerlei Verpflichtung 
hat, ſondern ſich nur gefallen laſſen muß, daß ihm vom Arbeitgeber 
die Schuld an feiner Lohnforderung gekürzt wird. Allein dieſe eigen« 
tümliche Geſtaltung hat nach dem Geſetz keinen Einfluß auf die 
rechtlichen Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Krankenkaſſe. Die 
Lohnbeträge, die der Arbeitgeber dem Arbeiter einbehält, gehen mit 
der Einbehaltung zufolge einer geſetzlich ausdrücklich zugelaſſenen Auf— 
rechnung in das Vermögen des Arbeitgebers über oder verbleiben 
vielmehr im Vermögen des Arbeitgebers, beſtehen alſo als ſolche, 
d. h. als Lohnbeträge überhaupt nicht weiter. Die Krankenkaſſe aber 
hat gegen den Arbeitgeber nur Anſpruch auf Bezahlung der Ver— 
ſicherungsbeiträge, die dem einbehaltenen Lohnbetrage gleichkommen 
müſſen; fie erlangt dieſen Anſpruch nicht erſt durch die Lohneinbes 
haltung des Arbeitgebers, ſondern ganz unabhängig von dieſer und 
ſchon von dem Zeitpunkt ab, von dem ab der Arbeitgeber einen 
verſicherungspflichtigen Arbeiter beſchäftigt. Jene Vorſtellung, die 
durch die in Rede ſtehenden Ausdrücke erweckt wird, ift alſo zweifellos 
eine falſche. 

Erhebliche Bedenken ſind endlich auch gegen die angedrohte 
Strafe zu erheben, die ganz die gleiche iſt wie die Strafe des Betrugs 
nach § 263 StGB., wenn man außer Betracht läßt, daß in letzterer 
Strafbeſtimmung auch der Verſuch für ſtrafbar erklärt iſt, der bei dem Vere 
gehen des § 82 b Krank VG. als einem Unterlaſſungsdelikt nicht in Frage 
kommen kann. Dieſe Strafe, wenn man ſie mit denjenigen des Strafge— 
ſetzes vergleicht, ſteht in einem offenbaren Mißverhältnis zur Schwere des 
unter Strafe geſtellten Vergehens, zu dem Maße der dabei in Betracht 
kommenden Schuld. Das Strafgeſetzbuch kennt nur ein einziges Unter— 
laſſungsdelikt, das mit Gefängnisſtrafe bis zu deren Höchſtbetrage be⸗ 
droht iſt: das Vergehen des 8 139. Hier wird die Schwere der Strafe 
dadurch gerechtfertigt, daß die Unterlaſſung ſich auf eine Gefährdung 
der höchſten Rechtsgüter und zwar auf die denkbar ſchlimmſten Arten 
der Gefährdung bezieht. Unterlaſſungsdelikte, bei denen wie bei dem 
Vergehen des § 82 b Krank VG. ausſchließlich Vermögenswerte 
in Frage ſtehen, ſind überhaupt nicht mit Gefängnisſtrafe, geſchweige 
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denn mit Gefängnisſtrafe bis zu deren Höchſtbetrage bedroht. Das 
Mißverhältnis tritt beſonders klar zutage, wenn man das Vergehen 
des § 82 b KrankVG. mit dem Vergehen des Betrugs vergleicht, 
was naheliegt, weil auch bei dem Betrug nur Vermögenswerte in 
Frage ſtehen, weil beiden Vergehen das gleiche Motiv zugrunde liegt 
und weil die Beſtimmung des § 82 b KrankV G. dem Betrugspara- 
graphen augenſcheinlich nachgebildet iſt. Der einzige weſentliche Unter— 
ſchied zwiſchen den beiden Vergehen beſteht darin, daß bei dem 
Betrug die gewinnſüchtige Abſicht poſitiv dadurch betätigt wird, daß 
durch Vorſpiegelung falſcher oder durch Entſtellung oder Unterdrückung 
wahrer Tatſachen ein Irrtum erregt oder unterhalten wird, während 
bei dem Vergehen des § 82 b Krank G. nur ein negatives Verhalten, 
die Nichterfüllung einer privatrechtlichen Verbindlichkeit, von ihr be— 
herrſcht wird. Dieſer Unterſchied iſt aber wahrlich tiefgreifend genug, 
um eine unterſchiedliche Beſtrafung der im übrigen weſentlich gleich— 
artigen Vergehen geboten erſcheinen zu laſſen. Denn mag bei dem 
Vergehen des § 82 b Krank. die gewinnſüchtige Abſicht, weil fie 
ſich gegen eine ſoziale Einrichtung richtet, beſonders verwerflich ſein, 
ſo kann dies doch die Stärke des verbrecheriſchen Willens, die ſich 
bei dem Betrug in der Vorſpiegelung falfcher Tatſachen u. ſ. w. äußert, 
unter keinen Umſtänden aufwiegen. Das ſtrafrechtliche Verſchulden 
iſt bei dem Betrug zweifellos ein ungleich ſchwereres als bei dem 
Vergehen des § 82 b KranfVG. und die Androhung der gleich 
hohen Strafe für das letztere muß daher als eine befremdliche Härte 
erſcheinen. 

Nach alledem dürfte auf den $ 82 b KrankVG. dasjenige jue 
treffen, was Profeſſor Laband in ſeinem Aufſatze „Rechtspflege und 
volkstümliches Rechtsbewußtſein“ (DIZ. 05 S. 10 ff.) bei Beſprechung 
der Mängel unſerer Geſetzgebung ſo überzeugend ausführt. „Die 
Geſetze ſind“, ſagt er, „zum ſehr großen Teil Gelegenheitsgeſetze; ſie 
find nicht der Ausdruck eines in der Volksſeele lebenden Rechtsbewußt— 
ſeins oder der Abſchluß einer geſchichtlichen Entwickelung, ſondern ſie 
ſollen einem augenblicklichen, wirklichen oder eingebildeten Bedürfnis 
genügen, den Forderungen einer Gruppe von Intereſſenten oder den 
Wünſchen einer Partei entſprechen, oder ſie ſollen Maßregeln und 
Einrichtungen, die an ſich außerhalb der eigentlichen Rechtsordnung 
liegen, zum rechtlichen Schutz dienen und ihre Durchführung ſichern, 
fo insbeſondere ein großer Teil der Polizei-, Gewerbe-, Steuere und 
Militärgeſetzgebung. Dieſe Geſetze enthalten, ihrem Zweck entſprechend, 
faſt immer Strafbeſtimmungen; ja man kann ſagen, daß größere 
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Geſetze ohne einen Beſtandteil von Strafbeſtimmungen felten find. 
Der Tatbeſtand dieſer Delikte kann nun nicht dem volkstümlichen 
Rechtsbewußtſein entnommen werden, ſondern er muß dem wirt— 
ſchaftlichen, politiſchen, finanziellen u. ſ. w. Zweck des Geſetzes gemäß 
beſtimmt, alſo vom Geſetzgeber künſtlich konſtruiert werden. Solche 
Geſetze finden daher keinen Widerhall in der Volksſeele, ſie werden 
nicht getragen von dem Gefühle der ethiſchen Schuldbarkeit und der 
gerechten Sühne; ſie erſcheinen als willkürliche Machtgebote des Staates, 
denen man gehorchen muß, welche aber nicht aus der ewigen Quelle 
des Rechts fließen, ſo wenig wie die Anſätze eines Zolltarifs oder 
einer Steuerſkala. Dabei iſt die Faſſung nicht immer klar u. ſ. w.“ 

Solchen Geſetzen gegenüber dürfte aber die Stellung des Richters, 
zum mindeſten die Stellung des Reichsgerichts, eine weſentlich andere 
ſein als gegenüber einem in ſich klaren, mit dem volkstümlichen Rechts— 
bewußiſein im Einklang ſtehenden Geſetz. Auch das Reichsgericht 
darf ja, wie dies Laband a. a. O. vom Richter im allgemeinen 
ausſpricht, das Geſetz nicht aus eigener Machtvollkommenheit verbeſſern, 
ſondern iſt durch Pflicht und Gewiſſen gebunden, es anzuwenden. 
Anders liegt aber die Sache, wenn ſich aus Mängeln des Geſetzes 
Zweifel über deſſen Auslegung ergeben. Denn es handelt ſich dann 
zunächſt um die Frage, ob dem Geſetze eine Auslegung zu geben iſt, 
die deſſen Anwendung auf den einzelnen Fall ermöglicht oder viel— 
mehr geboten erſcheinen läßt, und für die Beantwortung dieſer Vore 
frage darf der Zweck, den das Geſetz nach dem Willen des Geſetz— 
gebers erfüllen ſoll, nicht unter allen Umſtänden ausſchlaggebend ſein. 
Vielmehr wird man von dem Reichsgericht als einem der wichtigſten 
Faktoren für die Fortentwickelung unſeres Rechts erwarten dürfen, 
daß es, wenn nach dem Wortlaut des Geſetzes verſchiedene Auslegungen 
möglich ſind, ſich unter Hintanſetzung des vom Geſetzgeber angeſtrebten 
Zweckes für diejenige Auslegung entſcheidet, die dem volkstümlichen 
Rechtsbewußtſein am beſten Rechnung trägt. 

Fragt man nun, ob und wie weit das Reichsgericht dem in 
Rede ſtehenden § 82 b KrankVG. gegenüber von dieſer Füglichkeit 
Gebrauch gemacht hat, fo ift vorzugsweiſe auf folgende drei Punkte 
hinzuweiſen: | 

1) Vielfach wird zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei Ein⸗ 
gehung des Arbeitsverhältniſſes vereinbart, daß der Arbeitgeber einen 
beſtimmten Stunden⸗, Tage- oder Wochenlohn zu bezahlen und da- 
neben die den Arbeitnehmer treffenden ) Beiträge zur Krankenkaſſe 
zu tragen hat. — In Fällen dieſer Art iſt die Rechtslage zweifellos 
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die, daß die gefeglih vom Arbeitnehmer zu tragenden / Beiträge 
zur Krankenkaſſe einen Teil des vereinbarten Lohnes bilden und der 
Arbeitgeber, indem er zufolge der getroffenen Vereinbarung bei der 
Lohnzahlung nur den beſtimmten Stunden-, Tage- oder Wochenlohn 
zur Auszahlung bringt, ſtillſchweigend die vom Arbeitnehmer zu 
tragenden Beiträge in Abzug bringt. Zivilrechtlich kann hierüber 
kein Zweifel aufkommen: dem wirtſchaftlichen Erfolge nach wird in 
dieſen Fällen nicht der ganze vereinbarte Lohn ausgezahlt, ſondern 
ein Lohn, der um die vom Arbeitgeber durch Vertrag übernommenen 
73 Beiträge des Arbeitnehmers gekürzt iff. Ob aber in dieſen Fällen 
der vom Strafgeſetz zugrunde gelegte tatſächliche Vorgang des In— 
abzugbringens als gegeben erachtet werden kann, erſcheint doch recht 
zweifelhaft, wenn man berückſichtigt, daß die Beteiligten die Beitrags— 
zahlung in der Regel mit der Vereinbarung als endgültig geordnet an— 
ſehen werden und keiner von ihnen daran denken, geſchweige denn etwas 
davon erwähnen wird, daß der einfache Vorgang der Lohnzahlung eine 
Kürzung oder Verabzugung der Verſicherungsbeiträge in ſich birgt. 
Jedenfalls iſt der rechtliche Vorgang, wie die Erfahrung gelehrt hat, 
einfacheren Gewerbetreibenden kaum klar zu machen. Mag der Richter 
noch ſo behutſam und gründlich damit vorgehen, ſie werden ihm, 
ſelbſt wenn ſie den einzelnen Darlegungen anſcheinend mit voller Ueber— 
zeugung zugeſtimmt haben, ſchließlich faſt ſtets entgegenhalten: „aber 
ich habe doch gar nichts abgezogen, da kann ich doch auch nicht be— 
ſtraft werden“. Der an logiſches Denken nicht gewöhnte Mann wird 
eben dem Schlußergebnis einer ſolchen Darlegung ſtets verſtändnislos 
gegenüberſtehen, ſein natürliches Rechtsempfinden wird ſich energiſch 
dagegen auflehnen. Daß aber dieſes Rechtsempfinden ein falſches 
ſei, wird man in der Regel ſchwerlich ſagen dürfen. 

Gleichwohl ſoll nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts der 
Begriff des Inabzugbringens nichts anderes erfordern als eine tat— 
ſächliche Kürzung des vollen Lohnbetrags (E. 40, 341), ja es ſoll 
ſogar (E. 40, 42) der bei dem Arbeitgeber etwa vorhandene 
Irrtum, in ſeinem Verfahren der Lohnzahlung und Einbehaltung der 
23 Beiträge zur Krankenkaſſe liege kein Inabzugbringen im Sinne 
des Geſetzes, als auf ſtrafrechtlichem Gebiete liegend die Beſtrafung 
nicht ausſchließen. Nur dann ſoll die Anwendbarkeit des § 82 b 
entfallen, wenn der Arbeitgeber, wie z. B. der Gaſtwirt, deſſen Kellner 
nur auf Trinkgelder der Gäſte geſtellt ſind, überhaupt keinen Lohn 
zu zahlen hat, weil diesfalls ein Lohnabzug begrifflich unmöglich ſei 
(E. 36, 30). — Daß eine ſo weitgehende Auslegung der Be— 


griffes „Inabzugbringen“ durch den Wortlaut der Geſetzesbeſtimmung 
nicht gerechtfertigt wird, dieſer vielmehr ein bei der Lohnzahlung er— 
folgtes wirkliches Inabzugbringen erfordert, iſt ſchon mehrfach nad: 
drücklich betont worden (4. B. in dem Beſchluß des OLG. zu Jena 
vom 20. Juli 1895, mitgeteilt in dieſen Blättern Bd. 42 S. 338 und 
in Goldt Arch. 43, 279). Neuerdings wird fie auch von Reichs— 
gerichtsrat a. D. Galli in der DIZ. (1907 Nr. 24 S. 1335) bei 
Beſprech ung des 40. Bandes der RG. Entſch. i. Strafſ. als unhalt⸗ 
bar bezeichnet unter treffendem Hinweis darauf, daß dem Arbeitgeber 
in Fällen der oben beſprochenen Art überhaupt die rechtliche Möglichkeit 
eines auf Grund des 8 53 Krank VG. zu machenden Abzugs fehle, weil 
er durch die nach § 80 gültige Abrede zur vollen Tragung der on: 
beiträge verpflichtet fei. 

Wie unvollkommen aber der Begriff „Lohnbeträge vorenthalten“ 
den dabei in Frage kommenden rechtlichen Vorgang bezeichnet, wie 
wenig er ſich mit dem Tatbeſtande eines doloſen Vorgehens verträgt 
und wie mißlich es in der Regel iſt, eine dieſem Begriffe entſprechende 
tatſächliche Feſtſtellung zu treffen, iſt oben bei Beſprechung der Mängel 
des Geſetzes näher dargelegt. Mit Rückſicht hierauf dürfte vom Stand- 
punkte einer volkstümlichen Rechtſprechung zu wünſchen ſein, daß 
dieſer Begriff eine ſtrenge Auslegung erführe, daß neben dem bloßen 
Nichtzahlen der Verſicherungsbeiträge beſtimmte tatſächliche Momente 
gefordert würden, um ein Vorenthalten im Sinne des Geſetzes als 
gegeben zu erachten. . 

2) Das Reichsgericht will ein vorſätzliches Vorenthalten ſchon 
dann angenommen wiſſen, wenn ein Arbeitgeber verſicherungs pflichtige 
Perſonen mit dem Bewußtſein beſchäftigt, daß feine Mittel zur Deckung 
der für ſie zu zahlenden Krankenverſicherungsbeiträge nicht ausreichen, 
oder wenn er ſeine geſamten Barmittel zur Auszahlung der Arbeiter 
verwendet und ſich damit bewußt unfähig macht, die Abzüge für die 
Krankenkaſſe an dieſe abzuliefern (E. 25, 194; 30, 161). Freilich wird 
dabei erfordert, daß die Nichterfüllung der Zahlungsverbindlichkeit 
auch ſubjektiv als ein Vorenthalten in gewinnſüchtiger Abſicht ſich 
darſtellt, daß ſie ſich auf die geſetzlich den Arbeitern auferlegten Beiträge 
zur Krankenverſicherung erſtreckt (E. 39, 333). Aber wie ſoll dieſes 
ſubjektive Moment jemals mit irgendwelcher Sicherheit feſtgeſtellt 
werden? namentlich wenn der Arbeitgeber ſich darauf beruft, daß 
er den nötigen Kredit gehabt oder doch zu haben geglaubt habe, 
um die Beiträge zur Krankenverſicherung jederzeit aufbringen zu 
können? — 
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3) Am empfindlichſten widerſtreitet es ſchließlich dem volkstüm— 
lichen Rechtsbewußtſein, daß der Begriff „Abſicht“ in § 82 b Krank VG. 
nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts gleichbedeutend ſein ſoll 
mit dem Begriff „Vorſatz“ oder „Bewußtſein“, eine Auslegung, der 
das Reichsgericht bis zu den äußerſten Folgerungen nachgegangen iſt, 
inſofern es auch den bloßen Eventualdolus zur Anwendung des Geſetzes 
für ausreichend erklärt hat. 

Das Reichsgericht ſagt, das Bewußtſein, daß mit dem Lohn— 
abzug ein eigener unberechtigter Vermögensvorteil oder eine Schädigung 
der Krankenkaſſe notwendig verbunden ſei, erfülle den Begriff der 
auf Erlangung eines rechtswidrigen Vermögendvorteils oder Schädigung 
der Krankenkaſſe gerichteten Abſicht. Wenn der Arbeitgeber zur Zeit 
der Lohnzahlung außerſtande ſei, der Kaſſe gegenüber ſeine Verbind— 
lichkeit zu erfüllen, und gleichwohl Lohnabzüge mache, ſo ſtelle ſich 
die alsdannige Nichterfüllung ſeiner Zahlungspflicht als ein vorſätz— 
liches Handeln gegen § 82 b Krank VG. dar (E. 28, 5; 25, 104). Die 
Hoffnung des Arbeitgebers, er werde ſeiner Zahlungsverpflichtung der 
Kaſſe gegenüber wohl ſpäter einmal nachkommen können, ſchließe ſein 
Bewußtſein, daß er durch Nichtabführen der geſchuldeten Beiträge einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil ſich verſchaffe und die Krankenkaſſe 
ſchädige, keineswegs aus. Dieſes Bewußtſein ſei vielmehr ſchon dann 
vorhanden, wenn der Arbeitgeber zu der Zeit, zu der er die Abzüge 
macht, wiſſe, daß er die Beiträge am nächſten Zahlungstermin nicht 
werde abführen können. Selbſt ein bei ihm in dieſer Beziehung 
beſtehender Zweifel über fein Zahlungs vermögen genüge zur Beſtrafung 
aus § 82 b, wenn er den nachher eingetretenen, als möglich erkannten 
rechtswidrigen Erfolg in ſeinen Willen aufgenommen gehabt habe. 
Denn das Geſetz begnüge fic) auch mit dem bloßen Cventualdolus 
(E. 36, 161 a. E.). 

Dieſe Auslegung trägt nicht nur den Mängeln des Geſetzes 
keine Rechnung, ſondern verſchärft das Geſetz noch weſentlich gegen— 
über dem Betrugsparagraphen, und eine ſolche Verſchärfung dürfte 
in der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes keine Rechtfertigung finden. 
Der weitaus häufigſte Fall der Vorenthaltung von Verſicherungs— 
beiträgen iſt der, daß der Arbeitgeber wegen ſchlechten Geſchäftsgangs, 
ſei es mit, ſei es ohne ſein Verſchulden, in wirtſchaftliche Bedrängnis 
gerät und dann notgedrungen die Bezahlung der Verſicherungs— 
beiträge unterläßt. Seine Verfehlung beſteht ſolchenfalls im weſent— 
lichen darin, daß er ſeine geſchäftlichen Maßnahmen zu ſehr auf den 
eigenen wirtſchaftlichen Erfolg abgeſtellt und dabei nicht oder nicht 
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ausreichend die vom Geſetz geforderte Gewiſſenhaftigkeit hinſichtlich 
der mit ſeinem Geſchäftsbetrieb verbundenen ſozialen Verpflichtungen 
bewährt hat, obwohl er die hierzu erforderlichen Mittel — durch 
Einbehaltung entſprechender Lohnbeträge ſeiner Arbeiter — ſeinem 
Vermögen einverleibt hat, daß er, mit anderen Worten, bei Wahr— 
nehmung der eigenen Intereſſen das Intereſſe der Krankenkaſſe leicht⸗ 
fertigerweiſe — auf die Gefahr hin, daß die Krankenkaſſe Schaden 
erleidet — hintenangeſetzt hat. Allerdings iſt bei Beratung des Geſetzes, 
als Ausgangspunkt für die Verſchärfung der Strafbeſtimmungen gegen. 
die Arbeitgeber, von Fällen die Rede geweſen, „die offenbar zeigen, 
daß von Arbeitgebern, die keineswegs zahlungsunfähig ſind, zum Teil 
in ganz raffinierter Weiſe die Kaſſen um ihre Bezüge gebracht werden“, 
ferner von „Manipulationen“, die in größeren Unternehmergeſchäften 
bei der Lohnzahlung vorgekommen ſeien, ſowie ſeitens des Regierungs- 
vertreters von „ſyſtematiſcher Schädigung der Kaſſen“, wie ſie vielfach 
betrieben worden ſei. Bedauerlicherweiſe geben aber die Reichstags— 
verhandlungen keinerlei Aufſchluß darüber, wie die betreffenden Fälle 
im einzelnen gelagert waren, worin bei ihnen das Raffinement, die 
Manipulationen der Arbeitgeber, das Syſtematiſche der Schädigung 
beſtanden hat, ſo daß nicht beurteilt werden kann, ob dieſe Ausdrücke 
mit Recht auf die betreffenden Fälle angewendet worden ſind. Sind 
ſie mit Recht angewendet worden, ſo ſpricht jedenfalls ein hoher Grad 
von Wahrſcheinlichkeit dafür, daß in jenen Fällen der Tatbeſtand 
des Betrugs vorgelegen hat und die Strafverfolgung wegen Betrugs 
nur an der Schwierigkeit des Beweiſes geſcheitert iſt. Denn ein Fall, 
in dem der Arbeitgeber Verſicherungsbeiträge mit Raffinement, 
durch Manipulationen oder ſyſtematiſch in der Abſicht, ſich 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen oder die berechtigte 
Krankenkaſſe zu ſchädigen, der Krankenkaſſe vorenthält, ohne ſich 
zugleich der Irrtumserregung durch Vorſpiegelung falſcher Tatſachen 
uſw. ſchuldig zu machen, wird ſich kaum denken laſſen, und für 
ſolche Fälle wäre daher ein neues Strafgeſetz überhaupt nicht erforderlich 
geweſen. 

Werden alſo durch das Geſetz im weſentlichen nur jene zuerſt 
gekennzeichneten, ungleich milder gelagerten Fälle getroffen, ſo liegt, 
ſollte man meinen, kein Grund vor, das für ein Omiffivdelift an 
ſich ſchon ungewöhnlich harte Strafgeſetz im Wege der Auslegung 
ſo, wie es vom Reichsgericht geſchehen iſt, zu verſchärfen. 

Die Beweisführung, auf Grund deren das Reichsgericht (25, 106) 
zu der in Rede ſtehenden Auslegung gelangt, erſcheint auch keineswegs 
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zwingend, namentlich wenn man berückſichtigt, daß in § 82b KranfVG. 
das Wort „Abſicht“ genau in der gleichen Verbindung wie im Betrugs— 
paragraphen, nämlich als „Abſicht, ſich einen rechtswidrigen Vermögens— 
vorteil zu verſchaffen“ gebraucht wird. Es muß danach zum mindeſten 
als etwas Außergewöhnliches empfunden werden, daß dieſe ſelbe 
Abſicht hier eine ganz andere Bedeutung haben ſoll wie im Betrugs— 
paragraphen, wo ſie zweifellos den auf einen beſtimmten Erfolg 
gerichteten Willen bedeutet und nicht ſchon durch das Bewußtſein des 
Täters, ſein Tun könne möglicherweiſe den Erfolg herbeiführen, erfüllt 
wird (E. 27, 219). Das Reichsgericht ſchließt ſeine Beweisführung mit 
dem Hinweis darauf, daß andernfalls, d. h. wenn das Wort Abjicht 
nicht als gleichbedeutend mit Bewußtſein genommen werde, die Miß— 
ſtände, denen durch die Strafbeſtimmung habe entgegengetreten werden 
ſollen, nur in geringem Umfang beſeitigt ſein würden. Offenbar iſt 
- alfo der vom Geſetzgeber angeſtrebte Zweck am letzten Ende für die 
Stellungnahme des Reichsgerichts ausſchlaggebend geweſen, und das 
muß, da jene andere Auslegung an und für ſich, d. h. dem Wort— 
laute des Geſetzes nach, gleichfalls berechtigt geweſen wäre, im Hinblick 
auf die Mängel des Geſetzes bedauert werden. Denn das Reichs— 
gericht würde, wenn es ſich für jene andere Auslegung entſchieden 
hätte, einer durchgreifenden und baldigen Verbeſſerung des Geſetzes, 
wie ſie nach den obigen Ausführungen dringend gewünſcht werden 
muß, in wirkſamſter Weiſe die Wege geebnet haben. 

Iſt nun auch nicht zu erwarten, daß das Reichsgericht von dem 
einmal eingenommenen, mit aller Entſchiedenheit und Folgerichtigkeit 
durchgeführten Standpunkt wieder abgehen wird, ſo darf man doch 
hoffen, daß die beſprochenen Mängel der Strafbeſtimmung bei der, 
wie man hört, bereits in Angriff genommenen Neubearbeitung des 
ganzen Krankenverſicherungsgeſetzes zur Abſtellung gelangen werden. 
Dies anzuregen, iſt der Zweck vorſtehender Ausführungen, von denen 
übrigens die Strafbeſtimmung in § 182 Abſ. 2 des Invaliden— 
verſicherungsgeſetzes vom 19. Juli 1899, da dieſe dem § 82 b Krank G. 
genau nachgebildet iſt, ebenmäßig betroffen wird. 
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Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
I. Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


I. Xeichsrecht. 
1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Sind Einwendungen nach 8 766 BPO. gegen die 
Pfändung eines Geldbetrags zuläſſig, wenn das 
gepfändete Geld dem Gläubiger abgeliefert, das 
Zwangs vollſtreckungs verfahren bezüglich anderer - 
gleichzeitig gepfändeter Gegenſtände aber noch im 
Gange iſt? 

Der Gerichtsvollzieher hat am 16. Auguſt 1907 bei dem Schuldner 
außer anderen Vermögensgegenſtänden 20 M. gepfändet und dieſen 
Betrag am 17. Auguſt an die Gläubigerin abgeliefert. Zufolge einer 
von dem Schuldner am 19. Auguſt erhobenen Einwendung hat das 
Vollſtreckungsgericht gemäß §§ 766, 811 Ziffer 2 ZPO. die Pfändung 
der 20 M. für unzuläſſig erklärt. Dieſe Entſcheidung iſt vom Land⸗ 
gericht mit der Begründung aufgehoben worden, daß die Einwendung 
des Schuldners, weil nach Beendigung des Verfahrens erhoben, nicht 
mehr zuläſſig geweſen ſei. 

Der Beſchwerdeführer vertritt dagegen den Standpunkt, daß eine 
Beendigung des Vollſtreckungsverfahrens hinſichtlich der 20 M. zur 
Zeit der Antragsſtellung deswegen noch nicht eingetreten geweſen ſei, 
weil ſich damals die gleichzeitig mit den 20 M. gepfändeten Gegen- 
ſtände noch im Pfandverbande befunden hätten. 

Dem iſt nicht beizupflichten. Man muß vielmehr, ſoweit es ſich 
wenigſtens um die die Zuläſſigkeit von Rechts behelfen nach § 766 ZPO. 
bedingende Fortdauer des Zwangsvollſtreckungs verfahrens handelt, 
davon ausgehen, daß zur Pfändung mehrerer ſelbſtändiger Objekte 
ebenſoviele rechtlich ſelbſtändige Pfändungsakte gehören, die nur gleich— 
zeitig vorgenommen werden, fonft aber in keinen weſentlichen Zuſammen⸗ 
hang untereinander treten. Dies führt notwendig zu der Auffafjung, 
daß das auf ein einzelnes Pfandobjekt bezügliche Verfahren als beendet 
angeſehen werden muß, wenn die feinen Inhalt bildende, auf die Reali- 
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ſierung des Pfandrechtes gerichtete Tätigkeit mit der Befriedigung des 
Gläubigers ihr Ende erreicht, auch wenn bezüglich anderer gleichzeitige 
gepfändeter Gegenſtände das Vollſtreckungsverfahren noch fortdauert. 

Auch die Erwägung, daß alle im Intereſſe des Schuldners denk— 
baren Entſcheidungen des Vollſtreckungsgerichts höchſtens die Tragweite 
haben können, eine ungerechtfertigte Befriedigung des Gläubigers zu 
verhüten, läßt erkennen, daß im vorliegenden Falle der Antrag 
des Schuldners vom 19. Auguſt nicht mehr zuläſſig war, denn die 
Befriedigung der Gläubiger war damals erfolgt und damit der für 
die beantragte Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts erreichbare 
Zweck vereitelt. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 30. September 1907, 3 W 
44/07 (nach Gotha). 


2. Perſönliche Haftung des Vollſtreckungsſchuldners 
für die Koſten im Falle der Immobiliarzwangs⸗ 
verſteigerung. 

Die Landeskreditanſtalt zu Gotha hat auf Grund einer vollſtreck— 
baren Urkunde im Sinne des § 794 Ziff. 5 BPO. die Zmangdver- 
ſteigerung des Eichen Grundſtücks in G. wegen einer fälligen Darlehns— 
hypothek eingeleitet, vor dem Verſteigerungstermin aber den Verſteiger— 
ungsantrag zurückgenommen. Da fie nach § 8 CobGoth. GKG. vom 
13. Dezember 1899 von Gebühren befreit iſt, ſind die angefallenen und 
nach § 107 desſelben Geſetzes dem Gläubiger zur Laſt fallenden 
Gebühren für Anordnung der Zwangsverſteigerung und für den Erlaß 
der Verſteigerungstermins-Bekanntmachung außer Anſatz geblieben. 
Der Staatsfiskus erinnert dagegen, daß die Gebühren auf die Voll— 
ſtreckungsſchuldnerin E. auszuſchreiben ſeien. Das Amtsgericht hat das 
abgelehnt und das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. 

Dagegen richtet ſich die weitere Beſchwerde des Fiskus, die nach 
dem Koſtengeſetz zuläſſig iſt. 

Der Gedanke, die Haftung der Schuldnerin auf § 4 Cob GothGKG. 
zu gründen, läßt ſich nicht halten. Danach iſt Koſtenſchuldner neben 
dem zur Zahlung Verpflichteten, wer durch eine dem Gericht 
mitgeteilte Erklärung die Koſten übernommen hat. Ganz abgeſehen 
davon, daß hier ein zur Zahlung Verpflichteter, neben dem zu haften 
wäre, infolge der Befreiungsvorſchrift nicht vorhanden iſt, mangelt 
es an der Uebernahmeerklärung. In der dem Gericht mitgeteilten 
Hppothekenurkunde hat die Schuldnerin zwar die Prozeßkoſten für den 
Fall der Beitreibung übernommen, aber doch nur der Gläubigerin 
gegenüber. Das genügt nicht. Vergl. Mügel, PrGͤKG. (5) 39. 
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Die Frage iſt, ob nach dem Geſetz auch der Vollſtreckungs— 
ſchuldner für diejenigen Koſten der die Befriedigung aus dem 
Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung aufzukommen hat, 
die nach § 107 CGGK GG. dem Gläubiger zur Laſt fallen und 
ob der Vollſtreckungsſchuldner für ſolche Koſten, für die er mit dem 
Grundſtück aufzukommen hat und die nach § 107 daſelbſt — vergl. 
§ 109 ZwVerſtGG. — im Falle der Verſteigerung aus der Teilungs— 
maſſe entnommen werden, a uch perſönlich haftet. 

Das Reichsrecht hat die Regelung der Gerichtskoſten in Zwangs— 
verſteigerungsſachen dem Landesrecht mit der Einſchränkung überlaſſen, 
die ſich aus dem vereinzelten Erlaß von reichsrechtlichen Koſtenbe— 
ſtimmungen ergibt. Solche reichsrechtlichen Beſtimmungen werden nach 
Art. 2 der Reichsverfaſſung von dem Landeskoſtengeſetz nicht berührt. 

Das Zwangsͤverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897 enthält 
keine hier einſchlagende Beſtimmung. Aber neben ihm gelten, ſoweit 
der Inhalt des Zwangsverſteigerungsgeſetzes nicht widerſpricht, die 
Vorſchriften der ZPO., insbeſondere die allgemeinen Beſtimmungen 
im 8. Buche (Zwangsvollſtreckung). Entſprechend dem Grundſatz 
des § 91 ZPO., wonach die Koften des Prozeſſes dem unterliegenden 
Teil zur Laſt fallen, beſtimmt § 788 ZPO.: Die Koften der 
Zwangs vollſtreckung fallen dem Schuldner zur Laſt. 
Schuldner iſt im Zwangsͤverſteigerungsverfahren der Eigentümer. 
Mit zutreffenden Gründen hat das Landgericht in der Entſcheidung 
vom 7. Mai 1906 T. 119/05 ausgeführt, daß 8 788 cit. ſich nicht 
nur auf die Koſtenerſtattung zwiſchen Gläubiger und Schuldner bezieht, 
ſondern auch auf das Verhältnis des Schuldners zur Staatskaſſe. 
Dieſe kann die Bezahlung der Gerichtskoſten vom Schuldner verlangen. 

Vergl. RVfg. des Pr. Juſtizminiſters vom 25. Oktober 1902; 
Mügel 392. 

Die Streitfrage iſt, ob der Schuldner für die Koſten der zwangs— 
weiſen Durchführung der Hypothefenflage nur dinglich (mit dem 
Grundſtück) haftet oder auch perſönlich. 

Gleichgültig iſt, ob der Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner 
der hypothekariſch geſicherten Hauptſchuld iſt oder nicht. Es iſt kein 
Grund erſichtlich, wegen der Koſten dinglicher Rechtsverfolgung 
eine verſchiedene Haftung in dem einen oder anderen Falle anzunehmen. 
Der Anſpruch auf Erſtattung (Zahlung) dieſer Koſten richtet ſich aus: 
ſchließlich gegen den Eigentümer als ſolchen, nicht gegen den perſönlichen 
Schuldner, deſſen Verbindlichkeit ſich um jene Koſten nicht erweitert. 

Die Streitfrage iſt dieſelbe für die Zwangsvollſtreckung wie für den 
Prozeß über den dinglichen Hypothekenanſpruch überhaupt. Auch hier 
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erhebt ſich die Frage, ob der Eigentümer im Falle feiner Verurteilung 
für die Prozeßkoſten nur dinglich oder auch perſönlich zu haften hat. 

Hieran zu erinnern iſt einmal wegen der Konſequenzen nötig, 
die eine Entſcheidung über die Haftung für die Vollſtreckungskoſten 
für die Prozeßkoſtenfrage hat, dann aber auch deswegen, weil die 
lebhaften Erörterungen in der Literatur und der Praxis der Gerichte 
gerade an die Frage nach der perſönlichen Haftung für die Prozeß— 
foften anknüpfen. (Vergl. Planck, BGB. III § 1147, 2d und 
Dernburg, Bürgerliches Recht 4. Aufl. 3, 790 Anm. 4 und die 
dortigen Zitate, insbeſondere Berg in Gruchots Beitr. 48, 774.) 

Daß der Eigentümer für Prozeß- und Vollſtreckungskoſten der 
Hypothekenbeitreibung dinglich haftet, ergibt ſich aus § 1118 BGB. 
(vergl. § 10 Abſ. 2 3WGeſ.). Dort heißt es: Kraft der Hypothek 
haftet das Grundſtück auch für die geſetzlichen Zinſen der Forderung 
ſowie für die Koſten der Kündigung und der die Befriedigung aus dem 
Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung. 

Die Koſtenforderung folgt dem Hauptanſpruch, zu dem ſie gehört. 
Damit iſt nicht gefagt, daß der Eigentümer nur dinglich hafte. 
§ 1118 BGB. läßt auch die Auffaſſung zu, daß die Grundſtückhaftung 
für die Beitreibungskoſten nur dazu beſtimmt iſt, eine bereits vorhandene 
oder zukünftige entſtehende Forderung auf Erſtattung (Zahlung) jener 
Koſten akzeſſoriſch zu ſichern. 

Die perſönliche Haftung des im Prozeß über den Hypotheken— 
anſpruch unterliegenden Eigentümers folgt aus § 91 ZPO. Diefer 
weiſt ohne Rückſicht auf die Natur der Berechtigung, aus der die 
Klage erhoben wurde, die perſönliche Koftenlaft der unterliegenden Partei 
zu. Für eine Ergänzung der §§ 91 ff. ZPO. oder auch nur für ihre 
nähere Beſtimmung durch das bürgerliche Recht in der Richtung, daß die 
Koſtenhaftung auf ein beſtimmtes Objekt beſchränkt werde, läßt die 
Prozeßordnung keinen Raum. Die Prozeßkoſtenpflicht hat ihren Rechts— 
grund im Prozeſſe, nicht in der Natur des Anſpruchs, über den im Prozeß 
entſchieden wird. Das Verhältnis des 8 91 ZPO. zu § 1118 BGB. 
ergibt die Folgerung, daß der auf der ſelbſtändigen Grundlage des Prozeß— 
verhältniſſes erwachſene perſönliche Koſtenanſpruch dinglich geſichert iſt. 

Warum nun, was die Art der Haftung anlangt, hinſicht— 
lich der Koſten der Zwangsvollſtreckung andere Grundſätze gelten 
ſollen als hinſichtlich der Koſten des Rechtsſtreits, iſt nicht erſichtlich. 
§ 788 ZPO. beruht auf demſelben Gedanken wie § 91 BPO. 
Der verurteilte Schuldner, gegen den ſich nun die Vollſtreckung des 
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Dies Ergebnis ift auch dann kein anderes, wenn der Verſteiger— 
ungsantrag im Laufe des Verfahrens zurückgenommen wird. Gewiß 
laſſen ſich Fälle denken, wo die Koſten eines zurückgenommenen 
Antrags nicht zu den Koſten der Rechtsverfolgung im Sinne der 
88 91, 788 ZPO. und des § 1118 BGB. gehören, das find aber 
nicht die Regelfälle. Die Erfahrung lehrt, daß ſehr oft Zahlungen und 
Friſterteilungen zur Aufhebung und Einſtellung des Verfahrens führen. 
Daß der vorliegende Antrag auf Zwangsverſteigerung zur Rechtsver— 
folgung notwendig war, kann bis auf weiteres angenommen werden. 

Aus dieſen Gründen ſtellt ſich das Verlangen des Staatsfiskus 
auf Ausſchrift der Gebühren auf die Vollſtreckungsſchuldnerin als ge— 
rechtfertigt dar. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 16. Januar 1908, 3 W 41/07 
(nach Gotha). | 


3. Nach welchem Streitwerte ift die Prozeßgebühr des 
Anwalts des Berufungsbeklagten zu berechnen, 
wenn der gegneriſche Anwalt bei Einlegung der 
Berufung einen Antrag für die Verhandlung nicht 
angekündigt, ſpäter aber die Berufung auf einen 
Teil des erſtinſtanzlichen Streitgegenſtandes be— 
ſchränkt hat? 

Unbegründet iſt die Beſchwerde inſofern, als ſie die Herabſetzung 
der Prozeßgebühr des Rechtsanwalts Dr. X. von 40 M. auf 4 M. 
erſtrebt. Mit Recht hat das Landgericht bei Bemeſſung der dem An⸗ 
walt des Berufungsbeklagten zukommenden Prozeßgebühr einen Streit— 
wert von 2100 —2700 M. zugrunde gelegt. Der Berufungskläger 
hatte bei Einlegung des Rechtsmittels keinen beſtimmten Sachantrag 
für die Verhandlung angekündigt. Bei dieſer Sachlage durfte und 
mußte der Berufungsbeklagte annehmen, daß das Urteil im vollen 
Umfang — ſoweit es den Gegner beſchwerte — angefochten werde. 
Dies um ſo mehr, als in der Berufungsſchrift angegeben war, der Wert 
des Streitgegenſtandes betrage ſoviel, wie in erſter Inſtanz. Dem⸗ 
entſprechend mußte der Berufungsbeklagte ſeine Informationstätigkeit 
— für die die Prozeßgebühr die Vergütung bildet ($ 13 Ziff. 1 GO, 
für RA.) — auf den Gegenſtand der Klage und Widerklage (— 2500 M.) 
erſtrecken. Daß nachträglich der Berufungskläger ſein Rechtsmittel 
auf einen Teil des erſtinſtanzlichen Streitgegenſtandes (100 M.) be⸗ 
ſchränkte, kann hieran nichts ändern. Denn inzwiſchen hatte ſich der 
Berufungs beklagte ſchon mit der Sache in vollem Umfang befaſſen 
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müſſen (RGZ. 17, 374 ff.; 25, 380 ff.). Dieſe Anſicht ſteht nicht im 
Widerſpruch mit dem, was der Senat in Sachen O. contra O. (Urteil 
vom 21. Januar 1907, 3. U 136/06) ausgeſprochen hat: Hier iſt nur 
geſagt, daß für den Umfang der Berufung die in der mündlichen Ver— 
handlung geſtellten Anträge maßgebend ſeien, und daß demgemäß der 
Berufungskläger bis dahin ohne fachliche, insbeſondere Koſtennachteile 
fein Rechtsmittel beliebig beſchränken könne (ſ. auch RG. 17, 376). 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 23. September 1907, 3 W 43/07 
(nach Gotha). 


4. Hat der Verkäufer im Falle des § 321 BGB. einen 
Anſpruch auf Leiſtung Zug um Zug? — Wie be— 
freit ſich der Verkäufer aus dem durch § 321 BGB. 
geſchaffenen Schwebezuſtand? — Eine Erfüllungs— 
verweigerung, wegen der die Setzung einer Nach— 
friſt nach 8 326 BGB. unterlaffen wird, muß une 
zweideutig ſein. 

Mit der vorliegenden Klage verlangt die Klägerin vom Beklagten 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines Vertrags, worin dieſer von 
ihr 50—75 Doppelwagen Briketts zur ſukzeſſiven Lieferung auf Ab— 
ruf bis zum 31. März 1906 gekauft und ſich verpflichtet hatte, jede 
Faktura bis zum 15. des der Lieferung folgenden Monats zu regulieren. 

Der Beklagte hat bis zum 31. März nur 3 Doppelwagen 
Briketts abgenommen. 

Die Klägerin hat ſich zur Begründung ihres Anſpruchs auf 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung in erſter Linie darauf berufen, 
daß fie dem im Verzuge befindlichen Beklagten gemäß $ 326 BGB. 
eine Nachfriſt geſetzt und dabei erklärt habe, ſie werde nach Ablauf 
der Friſt die Leiſtung aus dem Vertrage ablehnen und Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung fordern, und daß der Beklagte die geſetzte Nach- 
friſt habe verſtreichen laſſen, ohne den Vertrag zu erfüllen. 

Der Brief vom 25. Juni 1906, worin die Klägerin durch ihre 
Anwälte dieſe Erklärungen abgegeben hat, lautet folgendermaßen: 

„Auf Ihr Schreiben vom 19. d. Mts. erwidern wir Ihnen, 
daß nachdem Sie ſelbſt eine erhebliche Verſchlechterung Ihrer Bere 
mögensverhältniſſe ſeit Vollziehung des Abſchluſſes zugegeben haben, 
unſere Auftraggeberin das Recht hat, nach § 321 BOB. von Ihnen 
Sicherheit wegen der Zahlung zu fordern, ehe ſie weiter liefert. 
Namens unſerer Mandantin fordern wir Sie daher nun hiermit auf, 
die Abnahme des noch rückſtändigen Schluſſes im Umfange von 48 
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Wagen Briketts laut Schluß vom 14. April 1905 bis zum 28. d. Mts. 
zu bewirken. Dazu müßten Sie aber vorher Sicherheit wegen 
Zahlung des Kaufpreiſes leiſten. Nach Verlauf der geſetzten Friſt 
wird unſere Mandantin ihre Leiſtung aus dem Vertrage ablehnen 
und Schadenerſatz wegen Nichterfüllung von Ihnen fordern.“ 

Die Klägerin hat alſo bei der Setzung der Nachfriſt nicht den 
urſprünglichen Inhalt des abgeſchloſſenen Vertrages zur Grundlage 
genommen, wonach ſie vorzuleiſten hatte, ſondern unter Berufung auf 
§ 321 BGB. ihrem Erfüllungsbegehren einen anderen Vertragsinhalt 
zugrunde gelegt. Sie ſteht demnach auf dem rechtlichen Standpunkte, 
daß § 321 eine Umwandelung der Vertragsbeſtimmungen, die den 
Verkäufer vorzuleiſten, den Käufer erſt nach Ablauf einer beſtimmten 
Friſt zu zahlen verpflichten, bewirke und anſtelle dieſer Pflichten grund— 
ſätzlich die Pflicht zur Leiſtung Zug um Zug oder wenigſtens gegen 
Sicherſtellung des Kaufpreiſes eintreten laſſe. Dieſe Auffaſſung des 
§ 321 iſt unrichtig. Er hat nicht dieſe weittragende Bedeutung, 
ſondern gibt dem Verkäufer nur eine dilatoriſche Einrede gegen den 
auf Vorleiſtung gerichteten Anſpruch des Käufers. Das Recht, an— 
griffsweiſe auf Leiſtung Zug um Zug oder auf Sicherheitsleiſtung 
zu klagen, wird dem Verkäufer nicht gegeben (Oertmann, Recht 
der Schuldverhältniſſe, 8 321 Anm. 3b und d; Dernburg, BR. II. 
1 8 95 Anm. 10; RGZ. 53, 64; 54, 358). Daraus folgt aber 
auch, daß der Verkäufer in einem ſolchen Falle, wenn er nach § 326 BGB. 
eine Nachfriſt ſetzen will, nicht die Erfüllung des durch § 321 abge- 
änderten Vertrags verlangen und an die Weigerung der Erfüllung 
dieſes abgeänderten Vertrages die Androhung der in § 326 vorge— 
ſehenen Folgen knüpfen kann. 

Der Vertreter der Klägerin hat in der Berufungsverhandlung 
auch die Anſicht geäußert, daß — ſelbſt wenn man dem Verkäufer 
beim Vorliegen des § 321 eine Klage auf Erfüllung Zug um Zug 
oder auf Sicherſtellung des Kaufpreiſes nicht zugeſtehen wollte — der 
Verkäufer doch in der Lage bleiben müſſe, die ihm in § 326 ge- 
gebenen Rechte auszuüben und das Vertragsverhältnis auf dieſem 
Wege zur Löſung zu bringen, weil er doch unmöglich dauernd daran 
gebunden fein könne. Dem iſt entgegenzuhalten, daß ein folded Bers 
fahren eben gerade nur unter der Annahme möglich wäre, daß § 321 
dem Verkäufer das Recht gäbe, poſitiv Erfüllung Zug um Zug oder 
Sicherſtellung des Kaufpreiſes zu verlangen. Die Friſt des § 326 
wird geſetzt „zur Bewirkung der Leiſtung“ die dem andern Teile nach 
dem abgeſchloſſenen Vertrage obliegt. Dieſe Leiſtung, deren Bee 
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wirkung begehrt wird, kann alſo nur den Inhalt haben, den der 
Verkäufer, wenn er wollte, auch klageweiſe durchſetzen könnte. 

Nun verlangt freilich der Verkehr, namentlich im Handel, daß 
eine Möglichkeit gegeben ſein muß, den Verkäufer aus dem durch 
§ 321 geſchaffenen Schwebezuſtande zu befreien, und die Rechtslehre 
und Rechtſprechung wird die Aufgabe haben, die hier vorhandene 
Lücke im Geſetze durch Rechtsregeln, die der Sachlage entſprechen, 
auszufüllen (Dernburg, BR. II. 2 § 173 Ziff. IJ. Man wird 
demgemäß vielleicht auch dazu gelangen, das in ähnlichen Fällen vom 
Bürgerlichen Geſetzbuche angewendete Mittel, Schwebezuſtände zur Er— 
ledigung zu bringen (Dernburg a. a. O. Anm. 8), auch hier zu 
verwenden und dem Verkäufer das Recht einer Friſtſetzung zu ge— 
währen. Die Folge des unbenutzten Friſtablaufes kann aber keine 
andere und weitergehende ſein, als die einfache Löſung des Vertrags— 
verhältniſſes (vergl. auch 8 610 BGB.). Schadenerſatzanſprüche find 
ausgeſchloſſen. Wenn das Geſetz beſtimmte Rechte nicht gewährt und 
es ſich darum handelt, im Wege der Analogie einer Vertragspartei 
ſolche zuzuſprechen, ſo darf die Auslegung nicht weitergehen, als zur 
Wahrung der Intereſſen der durch die Lücke des Geſetzes benach— 
teiligten Vertragspartei unbedingt erforderlich iſt. Dem Verkäufer in 
einem Falle wie dem vorliegenden iſt aber Genüge geſchehen, wenn 
er den unleidlichen Schwebezuſtand zu beenden in der Lage iſt. 
Wollte man ihm mehr geſtatten, ſo würde er zum Schaden des Ver— 
tragsgegners begünſtigt. Er behielte alle Vorteile des urſprünglichen 
Vertrages und bekäme die Vorteile der Leiſtung Zug um Zug hinzu. 
Die Preisbemeſſung bei Vorleiſtungspflicht des Verkäufers pflegt das 
Riſiko der Vorleiſtung mit in Rechnung zu ſtellen. Dies Riſiko wird 
durch § 321 abgeſchwächt, die volle Gegenleiſtung trotz dieſer Ab— 
ſchwächung ſoll dem Verkäufer aber nur zuſtehen, wenn der Käufer 
durch das Verlangen der Erfüllung ſeinerſeits ſein Einverſtändnis 
damit zu erkennen gibt. Tut er es, ſo geſchieht ihm kein Unrecht; 
ihn ohne ſeinen Willen ungünſtigeren Vertragsbedingungen zu unter— 
werfen und fie gegen ihn zwangsweiſe durchzuführen, würde der Gee 
rechtigkeit nicht entſprechen. In gleicher Weiſe wie dieſer Sinn des 
Geſetzes es verbietet, dem zur Vorleiſtung verpflichteten Vertragsteile 
die Befugnis einzuräumen, nach Eintritt der in § 321 bezeichneten 
Umſtände poſitiv Erfüllung Zug um Zug zu verlangen, ebenſo hindert 
er es, dem in Vermögensverfall geratenden Teile eine Schadenerſatz— 
pflicht wegen des Eintritts dieſer Tatache aufzuerlegen. Das Reichs— 
gericht hat die Frage der Schadenerſatzpflicht zwar offengelaſſen 
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(RG3Z. 53, 65), zeigt aber in der Faſſung der Entſcheidungsgründe, 
daß es ſie für zweifelhaft hält. 

Die auf Schadenerſatz gerichtete Klage läßt fic) alſo auf §§ 321, 
326 BGB. nicht gründen. 

In zweiter Inſtanz hat die Klägerin verſucht, ihren Anſpruch 
auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung auch unabhängig von der 
Nachfriſtſetzung im Briefe vom 25. Juni 1906 zu ſtützen. Der Bee 
klagte ſei ſchon vorher im Verzuge geweſen und habe ſich im Briefe 
vom 19. Juni 1906 geweigert, den Vertrag zu erfüllen. Eine ſolche 
Weigerung entbinde den andern Teil davon, eine Nachfriſt zu ſetzen, und 
berechtige ihn, ſofort Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. 

Richtig iſt, daß bei ernſtlicher Erfüllungsverweigerung des im 
Verzuge befindlichen Vertragsteils die Setzung einer Nachfriſt für die 
Erfüllung entbehrlich iſt und vom Rechte nicht gefordert wird (RG. 51, 
347; 52, 150, 53, 11; 56, 233). Nicht zutreffend iſt aber die 
Meinung der Klägerin, daß hier im Briefe des Beklagten vom 
19. Juni 1906 eine ſolche ernſtliche Erfüllungsverweigerung vorliege. 
Der Brief des Beklagten enthält zwar das Beſtreiten ſeiner Ver— 
pflichtung zur Abnahme, aber mit ſoviel andern Klauſeln und Mög— 
lichkeiten verbrämt, daß man darin weiter nichts als die Verſuche 
erblicken kann, die Klägerin zu einem billigen Arrangement zu be— 
ſtimmen (wird näher ausgeführt). Eine Erfüllungsverweigerung, die 
die Nachfriſtſetzung überflüſſig macht, muß aber klar, unzweideutig und 
beſtimmt ſein. Denn das in § 326 geordnete Verfahren hat auch 
den Zweck, die Rechtsbeziehungen der Vertragsteile zur zweifelsfreien 
Entſcheidung und Löſung zu bringen (vergl. 8 326 Satz 2). Ein 
Surrogat der Friſtbeſtimmung muß, wenn es zugelaſſen werden ſoll, 
dieſen Zweck auch erfüllen. Das trifft nur zu auf eine ernſtliche, 
klare und unzweideutige Erklärung, daß der ſäumige Teil die Er— 
füllung verweigere. Eine ſolche liegt hier nicht vor. 

Iſt dies der Fall, fo braucht auf die weitere Frage, ob der Bee 
klagte ſich in dem in § 326 vorausgeſetzten Leiſtungsverzuge befunden 
hat (RGZ. 57, 106 ff.), nicht eingegangen zu werden. Die Klage 
iſt auch mit dieſer Begründung unhaltbar. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 25. Februar 1907 (nach Gotha) 
U 167/06. 


5. Kann der Unternehmer für die einem anderen ge- 
lieferten Vorarbeiten zu einem Werke (Pläne, 
Koſtenanſchläge, Zeichnungen) eine beſondere Ver— 
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gütung verlangen, wennerdenerwarteten Auftrag 

sur Ausführung des Werkes ſelbſt nicht erhält? 

Aus den Gründen: Eine grundſätzliche Beantwortung dieſer Frage 
iſt nicht wohl möglich. Ihre Löſung kann vielmehr nur aus den 
Umſtänden des einzelnen Falles gewonnen werden (Jur. Wochen— 
ſchrift 1902, S. 441). 

Das entſcheidende Kriterium iſt, ob nach dem Parteiwillen die 
Anfertigung des Entwurfes den Gegenſtand eines ſelbſtändigen 
Vertrages zwiſchen dem Unternehmer und dem Beſteller bilden oder 
ob der Unternehmer mit dem erbetenen Entwurfe nur ein „eingehend 
ſpezialiſiertes“ Angebot machen ſollte, um den Gegner zur Ver: 
gebung der projektierten Arbeit an ihn zu veranlaſſen. Erſterenfalls 
iſt der Anſpruch auf Vergütung begründet, letzterenfalls nicht (vergl. 
dazu Oertmann, Schuldverhältniſſe, Nr. 3 zu § 631 S. 632; 
Seuff Arch., Bd. 34 Nr. 114; Blätter für Rechtsanwendung 71, 
468 ff., Wenglers Arch. (N. F.) 1, 654 ff.). Die Vermutung 
ſpricht weder für die eine noch für die andere Parteiabſicht. Insbe— 
ſondere kann mangels ſonſtiger Anhaltspunkte der Umſtand, daß die 
gefertigten Vorarbeiten einen ſelbſtändigen Wert für den Beſteller be— 
ſitzen, noch nicht die Annahme eines auf Lieferung jener Arbeiten ge— 
richteten Vertrages begründen (abw. Oertmann, a. a. O. S. 632). 
Denn auch jene wertvollen Arbeiten können nach dem Parteiwillen 
nur dazu gedient haben, dem Reflektanten ein beſonderes detailliertes 
Angebot zu unterbreiten. Für die hierauf verwendete Zeit und Mühe 
kann aber der Unternehmer eine Vergütung nicht beanſpruchen. Er 
leiſtet jene Arbeit nicht im Intereſſe und zum Nutzen des Empfängers, 
ſondern für ſich, zu dem Zwecke, ein ſpezialiſiertes Angebot zu machen 
und daraufhin den Auftrag zu erhalten. Vorarbeiten ſind zu jeder 
Offerte erforderlich. Ihr Maß hängt davon ab, ob es ſich um eine 
einfache oder komplizierte Leiſtung handelt. In einem Fall bedarf 
es bloß einer Kalkulation des Preiſes, im anderen iſt die Wusare 
beitung eines bis ins einzelne gehenden Entwurfes erforderlich, damit 
ſich der” Unternehmer über die zweckmäßigſte Art der Ausführung, 
über ſeine Selbſtkoſten und über die Rentabilität unterrichte, und der 
Reflektant über die Beſtellung ſchlüſſig mache. Die graduellen Unter— 
ſchiede, die zwiſchen den die Offerte vorbereitenden Arbeiten beſtehen, 
können eine verſchiedene Behandlung der Vergütungsfrage nicht recht— 
fertigen. Der Umfang und die Schwierigkeit der erforderlichen Bor: 
arbeiten kann für ſich allein den Anſpruch auf Vergütung nicht be— 
gründen. Vielmehr iſt an dem Grundſatz feſtzuhalten, daß der 
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Unternehmer das Riſiko trägt, wenn die von ihm zur Erlangung 
eines Auftrages aufgewendete Arbeit vergeblich war. Die Ausgaben, 
die ihm durch nutzloſe Vorarbeiten verurſacht werden, gehören zu den 
allgemeinen Geſchäftsunkoſten. Ob dies volkswirtſchaftlich geſund iſt, 
kann hier ununterſucht bleiben. Jedenfalls bringt es der verſchärfte 
Konkurrenzkampf mit ſich, daß der Unternehmer, um Aufträge zu ers 
langen, die mit der Ausarbeitung der Offerten verbundenen Koſten 
auf ſich nehmen muß. Ein gewiſſer Ausgleich liegt in der Preise 
kalkulation, bei der die Geſchäftsunkoſten in Rechnung geſetzt werden, 
und in dem vielfach hohen Nutzen, den große Aufträge abwerfen. 
Dadurch wird das Riſiko zum Teil wieder vom Produzenten auf den 
Abnehmer abgewälzt. Sind im Einzelfall dem Unternehmer die 
Koſten der Vorarbeiten zu groß, als daß er ſie wieder einbringen 
könnte, ſo kann und muß er ſich von vornherein eine Vergütung 
ausbedingen (Seuff Arch., Bd. 34 Nr. 114; Apt, Gutachten, 
1. Folge S. 81; vergl. auch v. Staudinger, Schuldverhältniſſe, 
Nr. 6 zu § 632 S. 453; Dernburg, Bürgerliches Recht II. 2 
S. 491 Nr. 11; Recht 1903 S. 573, 1904 S. 133 ff.). Dieſe 
Erwägungen führen hier zu der Annahme, daß der Klägerin die Koſten— 
anſchläge und Zeichnungen nur als Unterlagen für ihre Offerte dienen 
ſollten, nicht als Gegenſtände eines ſelbſtändigen Vertrages gedacht 
waren. Das beweiſt mit voller Deutlichkeit die zwiſchen den Parteien 
gewechſelte Korreſpondenz. In dem die Verhandlungen einleitenden 
Brief vom 21. Juli 1906 erbittet die Beklagte die Entſendung eines 
Ingenieurs an Ort und Stelle zum Zwecke einer Beſprechung, damit 
ihr die Klägerin alsdann „mit Koſtenanſchlag an die Hand 
gehen“ könne. Damit iſt zweifelsfrei zum Ausdruck gebracht, daß 
die Vorbeſprechung, die örtliche Beſichtigung und der auf Grund 
davon auszuarbeitende Koſtenanſchlag die Unterlage für eine Offerte 
der Klägerin ſein ſollte. Daß die Aufforderung dazu, die Initiative 
von der Beklagten ausging, ſchließt dieſe Annahme nicht aus (vergl. 
Seuff Arch., Bd. 34 Nr. 114). Nicht anders faßte auch die 
Klägerin das Schreiben vom 21. Juli 1906 auf; in ihrer Antwort 
vom 21. Juli 1906 kennzeichnet ſie es ausdrücklich als „Anfrage“ 
der Beklagten. Nachdem ſie weiter mit Brief vom 4. Auguſt 1906 
der Beklagten mitgeteilt hat, ſie habe mit der Ausarbeitung der 
Offerte () begonnen, überſendet ſie ihr mit Begleitſchreiben vom 
16. und 21. Auguſt drei Koſtenanſchläge nebſt Projektzeichnungen zur 
gefl. Bedienung und fügt zur Erläuterung ihres Angebotes 
eine Reihe von Einzelerklärungen hinzu. Deutlicher kann nicht wohl 
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gelagt werden, daß die Anſchläge und Zeichnungen nichts als ein 
Angebot — keine Vertragsleiſtung — enthalten ſollten. Dem ent— 
ſpricht es auch, daß bei allen drei Anſchlägen den einzelnen Poſitionen 
die Worte: „Wir offerieren“ vorangeſtellt, und daß in den Be— 
gleitſchreiben bemerkt iſt, die Klägerin ſehe der Ueberweiſung des 
Auftrags, der Beſtellung, entgegen. Aus dem Schreiben vom 
16. Auguſt 1906 ergibt ſich zugleich, daß die Klägerin mit der Mög— 
lichkeit rechnete, daß die Beklagte auch bei der Konkurrenz Offerten 
einhole. Daß dies tatſächlich der Fall war, wurde ihr zudem durch 
das Schreiben der Beklagten vom 30. Auguſt 1906 zum Bewußtſein 
gebracht, in dem dieſe ausdrücklich von dem Unterſchied zwiſchen der 
Offerte der Klägerin und denen der Konkurrenz ſpricht. Trotzdem 
hält die Klägerin an ihrem früherem Standpunkt feſt; ſie betrachtet 
ſich nach wie vor als Offerentin und bittet um Erteilung des Auf— 
trages (Briefe der Klägerin vom 1. und 4. September 1906). Dem- 
nach kann ſich die Klägerin nicht darauf berufen, daß die Beklagte 
ihr die Beiziehung von Konkurrenzofferten verheimlicht habe. Sie 
mußte vielmehr wiſſen und wußte auch, daß die Beklagte ſich zugleich 
an Konkurrenzfirmen gewendet hatte. 

Selbſt nachdem die Klägerin aus dem Briefe der Beklagten vom 
17. September 1906 erſehen hatte, daß die projektierte Arbeit ander— 
weit vergeben war, ändert ſie ihre Stellungnahme nicht. Sie ſpricht 
auch jetzt noch von ihrem „Angebot“, kennzeichnet ihre Tätigkeit als 
„Ausarbeitung einer Offerte“, beſchwert ſich darüber, daß die Beklagte 
ihr keine Gelegenheit gegeben habe, ihr „Angebot“ zu vertreten, 
meint, daß dieſe „moraliſch verpflichtet“ geweſen ſei, vor der Beauf— 
ttagung der Konkurrenz mit ihr wegen der Beſtellung zu verhandeln, 
und „macht ſie auf die hohen Koſten der Projektbearbeitung — eben 
die Klagſumme — aufmerkſam“ (Briefe der Klägerin vom 11. und 
22. Oktober 1906). Die jetzt im Prozeſſe vertretene Anſicht, daß ein 
ſelbſtändiger Vertrag über die Anfertigung des Anſchlags und der 
Zeichnungen zuſtandegekommen ſei und daß ihr ein Rechtsanſpruch 
auf Erſtattung der durch die Bearbeitung des Projekts entſtandenen 
Koſten zuſtehe, deutet ſie im Verlaufe der ganzen Korreſpondenz mit 
keinem Worte an. 

Nach alledem iſt bewieſen, daß die Klägerin mit ihren Anſchlägen 
und Zeichnungen eine Offerte machen wollte, und daß dies allein 
dem Willen der Beklagten entſprach. Es iſt auch nicht auffallend, 
daß die Klägerin verhältnismäßig erhebliche Koſten auf die Ausar— 
beitung der Offerte verwendete. Sie zählte die Beklagte zu ihren 
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langjährigen Kunden (vergl. Briefe der Klägerin vom 8. September 
und 11. Oktober 1906) und rechnete beſtimmt darauf, daß fie den 
Auftrag erhalten und dadurch für die Koſten der Vorarbeiten ents 
ſchädigt werde. Darauf, daß die Klägerin auf Wunſch der Beklagten 
einen ihrer Ingenieure an Ort und Stelle entſandte, und daß dieſer 
in ein⸗ bis zweitägiger Arbeit den Situationsplan aufgenommen hat, 
kommt bei Beurteilung der Sache nichts an. Dieſe Vorarbeit war 
zur Herſtellung des Projekts erforderlich, ſie wurde von der Klägerin 
in ihrem Intereſſe vorgenommen und diente dem Zwecke, eine genaue 
Ausarbeitung der Offerte zu ermöglichen. Hat aber hiernach die 
Klägerin nichts als ein Angebot gemacht, ſo kann ſie nach dem ein— 
gangs Ausgeführten eine Vergütung nicht beanſpruchen. Denn daß 
etwa eine Verkehrsſitte beſtünde, nach der der Empfänger einer der— 
artigen Offerte für die mit deren Ausarbeitung verbundenen Koſten 
— im Falle der Nichtannahme — dem Offerenten aufkommen müſſe, 
hat die Klägerin ſelbſt nicht behaupten können. Die Erklärung des 
Verbandes der Zentralheizungs-Induſtriellen vom Juni 1902 trifft 
auf die Klägerin nicht zu, da ſie weder dieſem Verbande angehört, 
noch Arbeiten liefert, die in den Geſchäftsbereich der Zentralheizungs— 
Induſtrie einſchlagen. Im übrigem vermag auch die einſeitige Kund— 
gebung der in dieſem Verbande vereinigten Produzenten eine rechtliche 
Bindung für die Abnehmer um ſo weniger zu begründen, als ſie 
ſelbſt das Vorhandenſein gegenteiliger Auffaſſungen verrät. 

Es bleibt ſonach nur noch die Frage übrig, ob und unter wel— 
chem rechtlichen Geſichtspunkte die Beklagte zur Zahlung einer Vere 
gütung an die Klägerin verpflichtet wäre, wenn ſie die gelieferten 
Koſtenanſchläge und Zeichnungen durch Weitergabe an eine Konkurrenz— 
firma verwertet hätte. Das kann indes dahingeſtellt bleiben. Denn 
durch die beeidigte Ausſage des Zeugen T. iſt widerlegt, daß die 
Beklagte mit den Anſchlägen und Zeichnungen der Klägerin eine ſolche 
Manipulation gemacht hätte. (Wird weiter ausgeführt.) 

Damit fällt auch dieſe Klagbegründung. Denn daß die Be— 
klagte die klägeriſchen Zeichnungen und Entwürfe etwa in anderer 
Weiſe als durch Weitergabe an die X.ſche Maſchinenfabrik nutz— 
bringend verwertet hatte, hat die Klägerin ſelbſt nicht behauptet. Daß 
die Beklagte aus dem klägeriſchen Projekt gelernt hat, und die daraus 
gewonnene Sachkenntnis bei der anderweiten Vergebung der Arbeit 
ſich hat zunutze machen können, iſt ohne weiteres klar. Dieſe ſelbſt— 
verſtändliche Folge kann aber einen Vergütungsanſpruch unter keinerlei 
rechtlichem Geſichtspunkt begründen. 
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Von einem Bereicherungsanſpruch könnte höchſtens dann die Rede 
ſein, wenn die Beklagte den klägeriſchen Entwurf verwertet hätte. 
Dies iſt aber als widerlegt anzuſehen. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 26. September 1907, 3 U 38/07 
(nach Altenburg). 


6. Kann dem Ehemann durch einſtweilige Verfügung 

im Eheprozeß die Zahlung eines Koſtenvorſchuſſes 

an die Ehefrau aufgegeben werden, wenn dieſe im 

Armenrecht ſtreitet? 

Die Frage iſt verneint worden. Der Senat hat bereits in einer 
nicht veröffentlichten Entſcheidung vom 26. Januar 1907 in Ueber— 
einſtimmung mit der RGEntſch. IV. Senat vom 2. Februar 1903 
(JW. 1903, 98) im Gegenſatz zu einer früheren Entſcheidung (ThürBl. 
53, 187) ausgeſprochen, daß dem Ehemann der armen Ehefrau, 
ſolange ihr das Armenrecht erteilt fei, die Zahlung eines Koſten— 
vorſchuſſes mittels einer einſtweiligen Verfügung nicht angeſonnen 
werden könne. 

Mit Recht wird in jener Reichsgerichtsentſcheidung hervorgehoben, 
daß es in ſolchen Fällen an den Vorausſetzungen des § 940 der ZPO. 
in der Regel inſofern mangle, als die Ehefrau in dem Prozeß nicht 
unvertreten ſei, da ihr ein Rechtsanwalt zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung ihrer Rechte zur Verfügung ſtehe, als die Befreiung 
von der Verpflichtung zur Gewährung einer Gebühr oder eines Vor— 
ſchuſſes an dieſen bis zum Erlaß eines Gerichtsbeſchluſſes im Sinne 
des § 126 BPO. fortdauere und als mit Rückſicht hierauf die 
Notwendigkeit der beantragten Maßregel aus den im § 940 ZPO. 
erwähnten „andern Gründen“ nicht anerkannt werden könne. 

Der für die gegenteilige Anſicht geltend gemachte Umſtand, daß 
der armen Ehefrau die freie Wahl eines Anwaltes offen gehalten 
werden müſſe, kann nicht als durchſchlagend anerkannt werden, es 
muß vielmehr in Uebereinſtimmung mit dem in Seuff A. 62, 41 abe 
gedruckten Urteil des Oberlandesgerichts Hamburg vom 16. Dezember 
1905 davon ausgegangen werden, daß der vom Gericht der armen 
Partei beigeordnete Anwalt deren Intereſſen in zweckentſprechender 
Weiſe wahrzunehmen gewillt iſt, und daß das Geſetz, da es die 
zwangsweiſe Zuordnung eines Anwalts vorſchreibt und Vorſorge für 
einen genügenden Rechtsſchutz gewähren will, von der Annahme aus— 
geht, es ſei dem Bedürfnis nach Rechtsſchutz durch die Zuordnung 
eines beliebigen Anwalts in der Regel Genüge geleiſtet. 
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Für die gegenteilige Anſicht kann im vorliegenden Falle auch der 
Umſtand nicht ins Feld geführt werden, daß es nach der in SeuffA. 
62, 43 ff. abgedruckten RGEntſch. IV. Senat vom 9. Juli 1906 nicht zu⸗ 
läſſig ſein ſoll, den Erlaß der einſtweiligen Verfügung mit der Begründung 
abzulehnen, es ſtehe frei, die Erteilung des Armenrechts zu erbitten. 

Es mag im einzelnen Falle eine Notlage vorliegen, wenn die 
Ehefrau mit Rückſicht auf ihren Kredit und ihre ſoziale Stellung 
Bedenken tragen muß, um das Armenrecht einzukommen. Eine ſolche 
kann aber dann nicht ohne weiteres angenommen werden, wenn die 
Ehefrau dieſen Schritt getan und dadurch zu erkennen gegeben hat, 
daß ſie ſelbſt den Mangel der zur Prozeßführung nötigen Mittel nicht 
als Notlage empfinde. 

Daß die Frau zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung etwa eines 
auswärtigen bei dem Prozeßgericht nicht zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwalts benötigt wäre, hat ſie nicht behauptet. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom Januar 1908, W 3/08 (nach 
Weimar). 


7. Unterbrechung der zur Scheidung wegen böslicher 
Verlaſſung erforderlichen Jahresfriſt durch Briefe 
an den Folgepflichtigen, in denen Kränkungen aus⸗ 
geſprochen und unberechtigte Bedingungen für die 
Rückkehr geſetzt werden. — Berechnung der erneut 
laufenden Friſt. 

Das Urteil, das der Beklagten gebot, die eheliche Gemeinſchaft 
mit dem Kläger wiederherzuſtellen, ift am 15. November 1905 ers 
gangen und am 9. Dezember 1905 zugeſtellt worden. Die Rechts- 
kraft des Urteils iſt mit Ablauf des 9. Januar 1906 eingetreten. 
Der Scheidungsgrund aus § 1567 Abſ. 1, 2 Nr. 1 BGB., auf den 
der Kläger ſeine Klage ſtützt, ſetzt daher voraus, daß die Beklagte ſeit 
dem 10. Januar 1906 ein Jahr gegen den Willen des Klägers in 
böslicher Abſicht dem Urteil nicht Folge geleiſtet hat. 

Die Klage ſcheitert daran, daß der Kläger ſelbſt die geſetzliche 
Friſt durch feinen am 2. November 1906 an die Beklagte gerichteten 
Brief unterbrochen hat. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das Verlangen der Beklagten 
in ihrem Briefe vom 30. Oktober 1905, daß der Kläger die Wirt. 
ſchaftsgegenſtände anſchaffen ſollte, unberechtigt war. Jedenfalls durfte 
der Kläger nun nicht ſeinerſeits die Aufnahme der Beklagten an un— 
zuläſſige Bedingungen knüpfen. Solche enthält ſein Brief vom 2. No⸗ 
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vember 1906 insbeſondere in dem Verlangen nach Beibringung eines 
ärztlichen Atteſtes über das Fehlen der Schwangerſchaft. Die Be— 
dingungen waren nicht nur unzuläſſig, ſondern auch ehrenkränkend. 
Er hat damit ſeinen Willen kundgegeben, daß er ſie nicht anders als 
unter dieſen Bedingungen aufnehmen werde, alſo zum Ausdruck ge— 
bracht, daß er nicht den Willen habe, daß die Beklagte die häusliche 
Gemeinſchaft herſtelle, wie er es allein verlangen konnte. Der Be— 
klagten konnte andererſeits wegen des ehrenkränkenden Inhalts des 
Briefes nicht zugemutet werden, zu ihm zurückkehren. In ſeinem 
Brief vom 9. November 1906 läßt der Kläger nun zwar alle Bes 
dingungen fallen, nimmt die beleidigenden Ausdrücke zurück und bittet 
ſie, zurückzukehren. Aber ſelbſt wenn dieſer Umſchwung ernſtlich war, 
ſo folgt daraus nicht, daß lediglich die Zeit zwiſchen beiden Briefen 
von der einjährigen Friſt abzurechnen iſt. Die Unterbrechung der Friſt 
iſt vom Kläger durch ſeine eigene Handlungsweiſe verſchuldet, indem 
er ſelbſt den Mangel des Willens, ſie in gebührender Weiſe aufzu— 
nehmen, zu erkennen gegeben und ihr Grund zum Fernbleiben gegeben 
hat. Damit hat ‘er dem bisherigen Friſtenlauf feine Wirkung ge: 
nommen und konnte, nachdem wieder ein zum Lauf der Friſt erforder— 
licher Zuſtand eingetreten war, erſt nach Ablauf eines neuen Jahres 
auf Scheidung klagen (vergl. Dernburg, Bürgerliches Recht 4, 88, 
Anm. 23; Rechtſprechung der OLG. 7, 407; Entſch. des RG. 60, 
194). Aber auch bei Einrechnung der bis zum 2. November 1906 
verſtrichenen Zeit war bei der Klageerhebung die Jahresfriſt noch 
nicht vollendet. Trotz der Abbitte des Klägers im Briefe vom 9. No— 
vember 1906 wirkte die durch den Brief vom 2. November 1906 
zugefügte Kränkung eine Zeitlang fort. Es konnte der Beklagten 
nicht zugemutet werden, ſofort nach Empfang der Abbitte zurückzu— 
kehren. Ihr mußte Zeit gelaſſen werden, die Kränkung zu über— 
winden und allmählich die Ueberzeugung zu gewinnen, daß es dem 
Kläger mit dem Widerruf ernſt war. Es war daher nicht böswillig, 
wenn ſie ſich nach Empfang des Briefes vom 9. November 1906 
von ihrem Gatten eine Zeitlang fernhielt. Den Verhältniſſen ent— 
ſpricht es, dieſen Zeitraum mindeſtens auf 2 Monate zu bemeſſen. 
Hieraus folgt, daß der Lauf der Friſt für den Kläger früheſtens erſt 
am 10. Januar 1907 wieder begann und von dieſem Zeitpunkt an 
noch 2 Monate und 7 Tage erforderlich waren, um den Scheidungs— 
grund zur Entſtehung zu bringen. 

Hat demnach der Kläger am 5. Februar 1907 die Eheſcheidungs— 
klage zu früh erhoben, ſo konnte ſich auch während des Prozeſſes 
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die Friſt nicht mehr vollenden, da der Kläger mit der Erhebung der Klage 
feinem Willen kundgegeben hat, die eheliche Gemeinſchaft für immer aufs 
zuheben (Entſch. des RG. 60, 194). Die Klage war daher abzuweiſen. 

Urteil des 2. Zivilſenats vom 29. Oktober 1907, U 115/07 
(nach Rudolſtadt). 


8. Genügt bei der Teſtamentserrichtung nach § 2242 
BGB. die Feſtſtellung zu Protokoll, daß der Teſtie⸗ 
rende das Teſtament nicht unterſchreiben könne 
weil er infolge Schlaganfalls gelähmt fei? 

Der Beklagte ſtützt das von den Klägern ihm ſtreitig gemachte 
Erbrecht auf das von der Erblaſſerin gemäß § 2231 Ziffer 1 vor 
dem Richter errichtete Teſtament vom 5. Juni 1902, in welchem er 
zum Erben eingeſetzt und das die Kläger zu Erben einſetzende ältere 
Teſtament vom 1. Juni 1896 zurückgenommen worden iſt. Das 
über den Akt der Teſtamentserrichtung aufgenommene Protokoll iſt 
aber weder von der Erblaſſerin unterſchrieben (§ 2242 Abſ. 1 BGB.) 
noch weiſt es die ausdrückliche Feſtſtellung der Erklärung der 
Erblaſſerin auf, daß fie nicht ſchreiben könne (§ 2242 Abſ. 2 BGB.). 
Es enthält vielmehr zum Schluß den Paſſus: 

„Hiermit ſchloß die Witwe Sch. ihre letztwillige Verfügung und 
genehmigte fie ausdrücklich nach nochmaliger langſamer Verlaut— 
barung. Teſtatrix war außer Stande, dieſes Teſtament zu unter⸗ 
ſchreiben, da ſie infolge Schlaganfällen gelähmt war.“ 

Eine ſich ſtreng an den Wortlaut des § 2242 BGB. anſchließende 
Geſetzesauslegung würde zu dem Ergebniſſe führen, daß das vorliegende 
Teſtament der Rechtswirkſamkeit entbehrt, denn es iſt nicht ausdrücklich 
die Erklärung der Erblaſſerin feſtgeſtellt, daß ſie nicht ſchreiben könne. 

Dieſe Folgerung iſt aber hier aus einem zweifachen Grunde 
abzulehnen; einmal, weil die Feſtſtellung des Unvermögens an ſich 
ein gleichwertiger Erſatz für die vom Wortlaut des § 2242 Abſ. 2 
geforderte Feſtſtellung der Erklärung der Erblaſſerin iſt, und ferner, 
weil in tatſächlicher Beziehung feſtzuſtellen iſt, daß das Protokoll zum 
Ausdruck bringt, die Erblaſſerin habe dem Richter erklärt, daß ſie 
nicht zu ſchreiben vermöge, und der Richter habe die Ueberzeugung 
gewonnen, daß ſie tatſächlich dazu nicht imſtande ſei. 

Bei Auslegung der Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die Beurkundung der Teſtamentserrichtung und der damit korre— 
ſpondierenden Beſtimmungen des Geſetzes betr. die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit über die Beurkundung der Rechtsge— 
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ſchäfte find Wiſſenſchaft und Praxis zunächſt überwiegend von einer 
ſchroff formaliſtiſchen Auslegung ausgegangen. Dieſe hat ihre ſchärfſte 
Ausprägung in der Anſicht gefunden, daß ſogar die Feſtellung der 
vor eigenhändigen Unterzeichnung, da ſie „im Protokolle“ enthalten 
müſſe, dieſer Unterzeichnung räumlich vorangehen müſſe (vergl. 
Planck, Komm. zu § 2242 BGB. Anm. 2d; ferner die Kommentare 
zu § 177 FGG. von Raußnitz. Anm. 4, von Joſef Anm. 9b, 
an Birkenbiehl Anm. 2). Dieſer Anſicht hat ſich auch das 
Reichsgericht im Urteil vom 11. Juli 1905 angeſchloſſen (JW. 1905 
S. 241; DIZ. 1905 S. 961), um fie jedoch in dem Beſchluß vom 
15. Februar 1906 wieder aufzugeben (RG. 62, 1 ff.), nachdem auch 
in der Literatur vielfach Widerſpruch gegen die übermäßige Betonung 
die Formerforderniſſe erhoben war (RG. 62, S. 6, 7). Dabei führt 
das Reichsgericht aus: 

„Schließlich ſpricht noch der in der Rechtſprechung des Reichs— 
gerichts wiederholt hervorgehobene Umſtand, daß den Geſetzes— 
vorſchriften über die Teſtamentserrichtung ebenſo wie den ihnen 
nachgebildeten Vorſchriften des § 176, 177 FGG. die Tendenz gue 
grunde liegt, nach Möglichkeit eine Formungültigkeit abzuwenden, 
gegen eine Geſetzesauslegung, die bei der vorhandenen ungenauen 
Geſetzesfaſſung ſich für die Häufung ſachlicher wertloſer Forman— 
forderungen entſcheidet.“ 

Eine ebenſo formaliſtiſche Auffaſſung iſt hinſichtlich der Vorſchrift 
des § 2242 Abſ. 2 BGB. in Literatur und Rechtſprechung vertreten 
worden. Es iff u. a. von Planck (Komm. zu § 2242 BGB. 
Anm. 3) die Anſicht aufgeſtellt worden, daß die Feſtſtellung der Er— 
klärung, nicht ſchreiben zu können, „im Protokoll“ erfolgen und daher 
mit vorgeleſen werden und genehmigt werden müſſe (vergl. Jaſt row, 
Formularbuch I ©. 51, 179; Raußnitz, Komm. zum FGG. 
§ 177 Anm. 12). Auch in dieſer Beziehung hat fic) eine die Ueber— 
ſpannung der Formſtrenge ablehnende Auslegung Bahn gebrochen. 
Im Urteil vom 20. Februar 1902 (RG. 50, 215) hatte das Reichs⸗ 
gericht die Frage noch offen gelaſſen; in dem Urteil vom 6. März 
1906 (RG. 63, 31 ff.) dagegen hat es im Anſchluß an die zitierte 
Entſcheidung vom 15. Februar 1906 gegen die von Planck ver— 
tretene Anſicht Stellung genommen, indem es den Satz aufſtellt: 

„daß von der urkundlichen Feſtſtellung des Erblaſſers gemäß 
§ 2242 Abſ. 2 dasſelbe gilt, was von der in § 2242 Abſ. 1 
Satz 2 und § 177 Abſ. 1 Satz 2 FGG. vorgeſchriebenen Feſt— 
ſtellung der Vorleſung, Genehmigung und Unterzeichnung des Pro— 
tokolls anzunehmen iſt: ſie iſt ein Zeugnis, deſſen Ausſteller die 
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mitwirkenden Perſonen allein find, und deſſen Vollwirkſamkeit das 
Geſetz an die Bedingung einer hinzukommenden Beſtätigung durch 
den Erblaſſer nicht gebunden hat.“ 

So auch u. a. Staudinger, Komm. zu § 2242 BGB. 
Anm. III, 1; Wellſtein, Komm. zu § 177 FGG. Anm. 5b; 
KG. in OL Gꝗſpr. 7, 138; dagegen Fuchs in Lobes ZBlFG. 
5, 123 ff. 

Daraus ergibt ſich für den vorliegenden Fall, daß die Rechts- 
wirkſamkeit des Teſtaments vom 5. Juni durch den Umſtand nicht 
beeinträchtigt wird, daß die das Unvermögen zu ſchreiben betreffenden 
Worte dem Vermerk über Vorleſung und Genehmigung nachfolgen. 

Die Praxis iſt aber auch noch in einer anderen Beziehung beſtrebt 
geweſen, die Strenge der Formerforderniſſe zu mildern, indem ſie 
von der Feſtſtellung einer ausdrücklichen Erklärung, nicht ſchreiben 
zu können, abſieht. Das Reichsgericht hat im Urteil vom 7. Januar 
1904 (Entſch. 56, 366) das Erfordernis ſakramentaler Worte verneint, 
und es für zuläſſig erklärt, eine Erklärung des Erblaſſers darin 
zu finden, daß er das Protokoll genehmigt, in welchem objektiv feſt— 
geſtellt werde, daß er nicht ſchreiben könne. Es iſt alſo dem Geſetze 
Genüge geſchehen, wenn das Protokoll ergibt, ohne es ausdrücklich 
zu beurkunden, daß der Erblaſſer zum Ausdruck gebracht habe, er 
könne nicht ſchreiben, wenngleich er dies nicht ausdrücklich erklärt hat. 

Es ſoll zunächſt nicht geprüft werden, ob im vorliegenden Falle 
das Protokoll eine ſolche Aeußerung der Erblaſſerin erkennen läßt. 

Es ſoll vielmehr wegen der prinzipiellen Wichtigkeit der Sache 
an die Frage herangetreten werden, ob das Feſthalten an dem Er— 
fordernis der Beurkundung der Erklärung des Erblaſſers dem Zweck 
und Sinn des Geſetzes gerecht wird, ob nicht vielmehr anzunehmen iſt, 
daß der Geſetzgeber die Feſtſtellung der Erklärung zwar als genügend 
habe hinſtellen wollen, ohne jedoch damit der objektiven Feſtſtellung 
des Unvermögens zu ſchreiben, die Wirkſamkeit verſagen zu wollen. 

Die letztere Anſicht wird unter anderen von Dernburg (Erbrecht, 
§ 33) vertreten, welcher ausführt, daß die Feſtſtellung des Richters, 
der Teſtator könne nicht ſchreiben, auch genügen müſſe, denn es ſei 
der gewöhnliche und nach dem ordentlichen Lauf der Dinge ſelbſt— 
verſtändliche, alſo auch aus dem Vermerk zu ſchließende Hergang, 
daß dieſe Feſtſtellung auf Grund einer Erklärung des Erblaſſers 
erfolgt ſei; die Bezeugung durch den Richter ſei mehr als die bloße 
Erklärung durch den Erblaſſer, und es beſtehe kein Grund, das 
Teſtament für unwirkſam zu erklären, weil nur jene im Protokoll 
ſtehe. Allerdings führt Dernburg für ſeine Auffaſſung auch den 
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durch die neuere Rechtſprechung des Reichsgerichts hinfällig gewordenen 
Grund an, daß die Bezeugung ja mit dem Protokoll dem Erblaſſer 
vorgeleſen werden müſſe; durch die Hinfällig keit dieſer nebenher 
gegebenen Begründung wird aber das Gewicht der Ausführungen 
Dernburgs im übrigen nicht beeinträchtigt. 

Das Oberlandesgericht Hamburg hat in der RIA. 5, 48 
veröffentlichten Entſcheidung die Streitfrage geſtreift, jedoch ohne ſie 
zu entſcheiden, da die Rechtswirkſamkeit des Teſtamentes auf anderem 
Wege aus den tatſächlichen Feſtſtellungen hergeleitet werden konnte. 

Eine beſtimmte Stellung zu der Frage hat das BayObLlG. 
eingenommen, als es infolge einer gemäß § 27 FGG. eingelegten 
weiteren Beſchwerde damit befaßt wurde. Es hat ſich dahin entſchieden, 
daß die Feſtſtellung der Urkundsperſonen, daß der Erblaſſer nicht 
ſchreiben könne, genügend ſei. Eine Entſcheidung in dieſem Sinne 
vermochte es allerdings mit Rückſicht auf entgegenſtehende frühere Ent— 
ſcheidungen ſelbſt nicht zu geben, und das Reichsgericht, welchem die 
Sache gemäß § 30 Abſ. 2 FGG. zur Entſcheidung vorgelegt wurde, 
bat die Frage unentſchieden gelaſſen, da es die Rechtswirkſamkeit 
daraus herleitete, daß das Landgericht im Wege der Protokollauslegung 
feſtgeſtellt hatte, der Erblaſſer habe die Feſtſtellung der Unvermögens 
zu ſchreiben genehmigt, und damit ſeine Erklärung abgegeben (vergl. 
Beſchluß vom 21. März 1907, IW. 1907 S. 260.) 

Bei der Auslegung des § 2242 Abſ. 2 BGB. iff davon auszu⸗ 
gehen, daß dieſe Vorſchrift eine Ausnahme von § 2242 Abf. 1 zuläßt, um 
demjenigen, welcher nicht zu ſchreiben vermag und daher das Protokoll 
nicht unterſchreiben kann, die Errichtung eines Teſtamentes vor Richter 
oder Notar zu ermöglichen. Dagegen fehlt jeder Anhalt dafür, daß 
es der Zweck des Geſetzes ſei, demjenigen die Unterſchrift zu erſparen, 
der ſie nur aus Bedenken, denen der Geſetzgeber keine Bedeutung 
beimißt, oder vielleicht aus Laune verweigert. Der redtfertiqende 
Grund für die Vorſchrift des § 2242 Abſ. 2 beruht ſonach nicht in 
dem ſubjektiven Willen des Erblaſſers, ſondern in der objektiven 
Tatſache. Wenn der Geſetzgeber nicht die Feſtſtellung der Tatſache 
ſelbſt verlangt, fo geſchieht das, wie die Motive zu Entwurf I. 5, 27 
ausweiſen, lediglich aus dem Grunde, weil dem Gegenbeweis kein 
Raum bleiben ſollte, daß der Erblaſſer imſtande geweſen ſei zu ſchreiben. 
Dadurch, daß die Feſtſtellung der bloßen Erklärung für genügend 
erklärt wurde, ſollte die Möglichkeit, ein Teſtament aus formalem 
Grunde anzufechten, beſchränkt werden. Dieſer Zweck führt aber nicht 
zu der Auslegung, daß der in § 2242 BGB. ee zugelaſſene 
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Erſatz der Unterſchrift der einzig zuläſſige ſei, daß der Geſetzgeber der Feſt⸗ 
ſtellung der Tatſache ſelbſt jede Wirkſamkeit habe verſagen wollen, 
und zwar ſogar dann, wenn die Tatſache, wie in vorliegendem Falle, 
außer Streit iſt. Dieſe Auslegung würde vielmehr in zweifacher 
Beziehung mit dem Zweck des Geſetzes in Widerſpruch treten: ſie 
würde dem Umſtand nicht Rechnung tragen, daß die Tatſache der 
Grund für die Zulaſſung der Ausnahme iſt, und ſie würde, auf der 
einen Seite eine Unſicherheit beſeitigend, auf der anderen einen For⸗ 
malismus in das Geſetz hineintragen, welcher neue Gefahren für die 
Rechtswirkſamkeit der Teſtamente mit ſich bringt. 

Das Reichsgericht benutzt allerdings gerade den Wortlaut der 
Motive zur Begründung ſeiner entgegengeſetzten Anſicht. In der 
Entſcheidung 56, 367 f. wird darauf hingewieſen, daß in den Motiven 
weiter ausgeführt wird, es beſtehe kein Bedürfnis, die Feſtſtellung 
des Grundes der Verhinderung im Protokolle vorzuſchreiben, und 
es würde zu hart ſein, an die Nichteinhaltung einer ſolchen Vorſchrift 
die Nichtigkeit des Errichtungsaktes zu knüpfen. In dieſer Bee 
tonung ergibt der Wortlaut allerdings den ihm vom Reichsgericht 
untergelegten Sinn, nämlich daß an die Verletzung anderer Form⸗ 
vorſchriften die Nichtigkeit geknüpft werden müſſe. | 

Allein der Wortlaut der Motive bedingt keineswegs dieſe Betonung; 
in dem Text der amtlichen Ausgabe fehlt auch die Hervorhebung 
einzelner Worte, auf welche das Reichsgericht feine Auslegung ſtützt. 

Daraus, daß § 177 FGG., welcher nach Ausweis der Denk— 
ſchrift dem § 2242 BGB. im weſentlichen nachgebildet tft, die Vor⸗ 
ſchrift enthält, daß die Erklärung im Protokoll feſtgeſtellt werden 
müſſe, iſt gegen die hier vertretene Anſicht nichts herzuleiten. Es 
iſt nicht geboten, dieſe Vorſchrift dahin auszulegen, daß die Erklärung 
feſtgeſtellt werden müſſe, ſie iſt vielmehr dahin zu verſtehen, daß die 
Erklärung, um zu wirken, feſtgeſtellt werden muß. Damit iſt 
aber nicht geſagt, daß jede andere Feſtſtellung unwirkſam ſei. Es 
liegt bei der Auslegung des § 2242 Abſ. 2 nahe, an die Auslegung 
anzuknüpfen, welche die Vorſchrift des § 2267 BGB. in der Recht- 
ſprechung erfahren hat. Die Vorſchrift, daß es ein genügender Erſatz 
für die Beobachtung der in § 2231 Ziffer 2 geforderten Form fei, 
wenn dem von einem Ehegatten gemäß jener Vorſchrift errichteten 
Teſtament von dem anderen Ehegatten die mit Datum und Untere 
ſchrift verſehene Erklärung beigefügt wird, daß das Teſtament auch 
als fein Teſtament gelten ſoll, wird durchaus nicht wörtlich ausgelegt. 
Die Rechtſprechung hat, ohne Zweifel im Sinne des Geſetzgebers, 
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die Vorſchrift nicht dahin ausgelegt, daß fie den Gebrauch ſakramentaler 
Worte fordere. Sie iſt aber noch weiter gegangen und hat die Bei— 
fügung einer ſolchen Formel überhaupt für entbehrlich erklärt; ſie 
fordert nur, daß der Wille der Erblaſſer, ein gemeinſchaftliches Teſtament 
zu errichten, klar zum Ausdruck gekommen ſei, z. B. durch Nieder— 
ſchreibung und gemeinſchaftliche Unterzeichnung des Teſtamentstextes 
in zwei gleichlautenden Exemplaren (vergl. KG. vom 9. Juli 1904, 
OL Ggſpr. 9, 419; BayObLG. vom 10. Juni 1904, im Recht 8, 
387, KG. vom 5. Oktober 1905, im Recht 10, 265f.). Die 
Freiheit der Auslegung, welche die Rechtſprechung bei § 2267 BGB. 
hinſichtlich des Erſatzes der regelmäßigen Form walten läßt, iſt nicht 
weniger gegenüber § 2242 am Platze. 

Auch das Verhältnis des § 2242 und § 2244 zu § 2243, ſowie 
des § 177 FGG. zu §§ 178 und 179 legt den Schluß nahe, daß 
der Geſetzgeber in der Feſtſtellung der Erklärung ein Mindermaß der 
Form erblickte im Vergleich zu der Feſtſtellung der Ueberzeugung der 
Urkundsperſon und zu der Feſtſtellung der objektiven Tatſache. § 2242 
BGB. und § 177 F GF. fordern die Erklärung und deren Feſtſtellung, 
§ 2243 BOB. und § 178 FGG. dagegen die Ueberzeugung der 
Urkundsperſon und deren Feſtſtellung. Während § 2244 BGB. ſich 
wieder mit dem in § 2242 aufgeſtellten Erfordernis begnügt, wird 
nach dem Wortlaut des § 179 FGG. neben der Erklärung des 
Beteiligten nicht etwa die Feſtſtellung der Ueberzeugung der Urkunds— 
perſon verlangt, ſondern weitergehend die Feſtſtellung der Tatſache 
ſelbſt. Beſonders die Faſſung des § 179 FGG. weiſt darauf hin, 
daß der Geſetzgeber das Verhältnis der objektiven Feſtſtellung zur 
Feſtſtellung der Erklärung nicht ſo aufgefaßt habe, wie die heute 
noch herrſchende Anſicht. Sonſt wäre es ein unverſtändlicher Wider— 
ſpruch, daß der Geſetzgeber die Einhaltung des in § 179 geordneten 
Verfahrens ſchon dann vorſchreibt, wenn der Beteiligte erklärt, 
daß er des Deutſchen nicht mächtig ſei, und daß er dann in Abſ. 3 
lic. die Rechtswirkſamkeit der Beurkundung davon abhängig macht, 
daß die Urkundsperſon feſtſtellt, daß der Beteiligte tatſächlich des 
Deutſchen nicht mächtig iſt. 

Allerdings wird die Beweiskraft eines aus § 179 hergeleiteten 
Arguments dadurch weſentlich beeinträchtigt, daß dieſer Paragraph 
ſeine heutige Faſſung infolge eines Kampfes der politiſchen Parteien 
im Reichstag erhalten hat, und daß dabei der ausſchlaggebenden 
Mehrheit inſofern ein Verſehen untergelaufen iſt, als man es unter— 
laſſen hat, den Abſ. 3 entſprechend der in Abſ. 1 vorgenommenen 
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Abänderung umzugeſtalten. Es unterliegt kaum einem Zweifel, daß 
die Mehrheit, welche im Reichstag ſchließlich bei der Beſchlußfaſſung 
über den § 179 den Ausſchlag gab, die Faſſung des § 2244 BGB. 
zum Vorbild genommen hatte. Wie der Bundesrat das Verhältnis 
des erſten und dritten Abſatzes zueinander aufgefaßt hat, iſt nicht 
bekannt. Keinesfalls hat er angenommen, daß beide Vorſchriften in 
einem unüberbrückbaren Gegenſatz zueinander ſtehen, denn in dieſem 
Falle würde er das Geſetz als in einem weſentlichen Punkte wider— 
ſinnig und unbrauchbar kaum haben genehmigen können. Der ſchein— 
bare Widerſpruch aber fällt weg, wenn man ſich zu der Auslegung 
entſchließt, daß die Feſtſtellung der Tatſache gegenüber der Feſtſtellung 
der bloßen Erklärung, deren Feſtſtellung in § 179 übrigens nicht 
beſonders verlangt wird, ſich als ein Mehr darſtelle, d. h. als das 
Ergebnis einer aus Anlaß der Erklärung des Beteiligten und haupt— 
ſächlich auf Grund dieſer Erklärung von der Urkundsperſon vorge— 
nommenen Sacherörterung und Feſtſtellung. Ob dieſe Auslegung 
mit den Abſichten der im Fragefall ausſchlaggebenden Reichstagsmehr— 
heit vereinbar iſt, mag dahingeſtellt bleiben; jedenfalls iſt ſie mit dem 
Verhalten des Bundesrats vereinbar. Für die Rechtſprechung aber 
beſteht kein Grund die Formvorſchriften der hier in Frage kommenden 
Paragraphen ſtrenger aufzufaſſen, einen ſchrofferen Gegenſatz zwiſchen 
Feſtſtellung der Erklärung und objektiver Feſtſtellung zu konſtruieren, 
als dies von ſeiten jenes geſetzgebenden Organes geſchehen iſt. 

Das Ergebnis der vorſtehenden Erörterungen kann dahin zu— 
ſammengefaßt werden, daß, wenngleich § 2242 Abſ. 2 BGB. die 
Feſtſtellung des Unvermögens zu ſchreiben nicht aus drücklich als 
Erſatz für die Unterſchrift anerkannt hat, doch überwiegende Gründe, 
insbeſondere auch der Zweck des Geſetzes dafür ſprechen, daß die 
Feſtſtellung der Tatſache gegenüber der Feſtſtellung der bloßen Er— 
klärung als ein Mehr zu erachten iſt, und daß durch ſie der Form— 
vorſchrift des § 2242 ebenfalls genügt wird. Dieſe Auslegung folgt 
der vom Reichsgericht im Beſchluß vom 18. Februar 1906 gegebenen 
Richtſchnur: Es iſt zu beachten, daß den Vorſchriften des BGB. 
über die Form der Beurkundung der Teſtamente und der Rechts— 
geſchäfte die Tendenz zugrunde liegt, die Formungültigkeit nach Möglich— 
keit abzuwenden, und daß man ſich gegen eine Gejegedaudlegung 
zu wenden hat, welche ſich für die Häufung ſachlich wertloſer Form— 
anforderungen entſcheidet. 

Weiter iſt aber im vorliegenden Falle feſtzuſtellen, daß die bei der 
Teſtamentserrichtung mitwirkenden Beamten mit der von ihnen im 
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Protokoll getroffenen Feſtſtellung, daß die Erblaſſerin nicht ſchreiben 
könne, nichts anderes zum Ausdruck bringen wollten und zum Aus— 
druck gebracht haben, als daß die Erblaſſerin ihnen zu erkennen 
gegeben habe, daß ſie nicht ſchreiben könne, und daß dieſe Erklärung 
als mit dem objektiven Sachverhalt übereinſtimmend befunden worden 
ſei. Die Erblaſſerin hat dem Richter ihren letzten Willen in ihrer 
Wohnung mündlich erklärt. Sie hat nicht etwa ein ſchriftliches 
Teſtament dem Richter übergeben. Sie war bei der Teſtamenterrichtung 
verfügungsfähig, aber infolge Schlaganfällen gelähmt. Sie errichtete 
ihr Teſtament in der Weiſe, das ſie ein 6 Jahre vorher zu Gerichts— 
protokoll gegebenes Teſtament widerrief, den Beklagten zum alleinigen 
Erben einſetzte, und eine Reihe von Vermächtniſſen beſtimmte. Die 
Errichtung eines ſolchen letzten Willens erforderte, daß der Richter 
mit der Erblaſſerin eine ausgedehnte und eingehende Unterredung hatte. 
Daß bei dieſer Unterredung alles andere beſprochen, dagegen die Frage 
der Schreibunfähigkeit infolge des körperlichen Zuſtands der Erblaſſerin, 
die der Richter dann im Protokolle beurkundet hat, nicht berückſichtigt 
worden ſei, erſcheint dem Senate völlig ausgeſchloſſen. Jeder, der in 
Krankenſtuben Teſtamente entgegengenommen hat, wird das glauben. 
Dazu kommt weiter: Ob eine kranke Perſon ihre Unterſchrift zu geben 
vermag, kann der Richter, von ſeltenen Ausnahmefällen abgeſehen, von 
denen hier keiner vorliegt, eigentlich nicht entſcheiden. Das gilt auch 
bei einer Perſon, die infolge von Schlaganfällen gelähmt iſt. 

Das wichtigſte, wenn nicht ausſchließliche Mittel, ſich über dieſe 
Frage zu informieren, iſt die Erklärung der betreffenden Perſon. 

Hier ſpricht alles dafür, daß der Richter auf Grund einer ſolchen 
Erklärung, die ihm bei dem Leiden der Erklärenden glaubhaft erſchien, 
die Feſtſtellung getroffen hat. Hätte der Richter von einer ausdrück— 
lichen oder ſtillſchweigenden Erklärung, wo ſie leicht zu erlangen war, 
ohne jeden vernünftigen Grund abgeſehen, ſo würde ihm der Vorwurf 
des pflichtwidrigen, ja unverſtändigen Verhaltens zu machen ſein. 
Daß hier der Richter ſo verfahren ſei, erſcheint bei unbefangener 
Würdigung der Sachlage ausgeſchloſſen. 

Dieſes Ergebnis der tatſächlichen Erwägungen bietet nebenbei 
eine weſentliche Unterſtützung für die oben gegebenen rechtlichen Aus— 
führungen: es zeigt, daß die objektive Feſtſtellung gegenüber derjenigen 
der Erklärung ein Mehr bedeutet. 

Es ergibt ſich ſomit, daß das Teſtament vom 5. Juni 1902 
formell zu Recht beſteht. Da kein Streit darüber beſteht, daß das 
die Kläger als Erben einſetzende Teſtament vom 1. Juni 1896 durch 
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das neue Teſtament zurückgenommen worden iſt, ergibt ſich die Sad 
fälligkeit der Kläger. 


Urteil des 3. Zivilſenats vom 13. Juni 1907, U 51/07 (nach 
Gotha.) 


9. Sit weitere Beſchwerde zuläſſig, wenn das Lande 
gericht in der Beſchwerdeinſtanz den Antrag auf 
Wiederaufhebung der Entmündigung abgelehnt 
hat? 

Aus den 88 678 und 679 APO. ergibt ſich eine Verſchiedenheit 
der Rechtsbehelfe, je nachdem, ob der Antrag auf Wiederaufhebung 
einer Entmündigung abgelehnt oder die Entmündigung aufgehoben 
worden iſt. Iſt der Antrag abgelehnt worden, ſo kann die Wieder— 
aufhebung nur im Wege der Klage beantragt werden. Iſt dem An— 
trage dagegen ſtattgegeben und die Entmündigung aufgehoben worden, 
jo iſt ſofortige Beſchwerde zuläſſig. In 8 679 ZPO. wird dieſer 
Grundſatz zwar nur im Hinblick auf einen amtsgerichtlichen Beſchluß 
ausgeſprochen, er gilt aber allgemein, alſo auch dann, wenn etwa 
der Antrag auf Wiederaufhebung erſt in der Beſchwerdeinſtanz vom 
Landgericht abgelehnt worden iſt. Dieſer Fall liegt hier vor. Das 
Landgericht hat als Beſchwerdegericht den Antrag auf Wiederauf— 
hebung abgelehnt. Dagegen iſt nur die Wiederaufhebungsklage ge— 
geben, eine Beſchwerde aber nicht zuläſſig. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 4. November 1907, W 57/07 
(nach Gotha.) | 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 

1. Begriff der Ungebühr. — Iſt es zuläſſig, der wegen 
Ungebühr an erſter Stelle erkannten Geldſtrafe 
für den Fall der Unbeitreibbarkeit eine Haftſtrafe 
zu ſubſtituieren? 

Nach dem Zuſammenhang des Hauptverhandlungsprotokolls muß 
angenommen werden, daß die Angeklagte deshalb mit einer Ordnungs— 
ſtrafe belegt worden iſt, weil fie „die Urteilsverkündung mit fort— 
geſetztem Lächeln begleitete“. Dies Verhalten der Angeklagten ſtellte 
allerdings eine Ungebühr, d. h. eine gröbliche Verletzung der Ordnung 
dar und rechtfertigte deshalb die Beſtrafung. Indes wog die Verfehlung, 
zumal hingeſehen auf die Perſönlichkeit der Angeklagten, nicht ſo ſchwer, 
daß die ausgeſprochene Geldſtrafe von 20 M. angemeſſen wäre. Die 
ſubſtituierte fünf tägige Haftſtrafe überſchreitet zudem den geſetzlich 
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zuläſſigen Höchſtbetrag (3 Tage: § 179 GBG.). Vielmehr erſchien 
eine Geldſtrafe von 3 M., an deren Stelle im Falle des Unvermögens 
eine eintägige Haftſtrafe zu treten hat, als eine ausreichende Sühne. 

Es war daher auf die eingelegte Beſchwerde (§ 183 GG., vergl. 
§ 353 SPD.) die erkannte Strafe, wie geſchehen, herabzuſetzen. Die 
Umwandelung der an erſter Stelle ausgeſprochenen Geldſtrafe in eine 
Haftſtrafe (vergl. §§ 28, 29 StGB.) iſt mit Rückſicht darauf, daß das 
Geſetz (§ 179 GWG.) beide Strafarten wahlweiſe androht, für zu— 
läſſig erachtet worden (Goltd Arch. 39, 377; abw. Johow 8, 25 ff.; 
Dresdener Annalen 20, 494). 

Beſchluß des Strafſenats vom 23. September 1907, W 142/07 
(nach dem Amtsgericht Brotterode). 


2. Zum Tatbeſtand des 8 36013 StGB. Iſt die Zu— 
fügung von Schmerz erforderlich? Roheit der Miß— 
handlung. Erregung von Aergernis. 

Mit dem Revidenten geht der Senat davon aus, daß zur Miß— 
handlung eines Tieres im Gegenſatz zu der eines Menſchen, unter 
allen Umſtänden eine Schmerzzufügung gehört. Das Vorliegen einer 
ſolchen iſt aber auch bei zweien der in Betracht kommenden drei Hähne 
in den Gründen des angefochtenen Urteils einwandfrei feſtgeſtellt. Sie 
ſprechen deutlich aus, daß die Hähne infolge des Einſteckens der 
Nadeln in die Schwanzfettdrüſe Schmerz empfunden haben und zwar 
ſowohl im Augenblick des Einſtechens als auch ſo lange als die Nadeln 
ſich in ihrem Körper befunden haben. 

Irrtümlich iſt die Auffaſſung der Reviſion, daß der Begriff der 
rohen Mißhandlung eine gewiſſe Intenſität erfordere. Das Tatbe— 
ſtandsmoment der Roheit liegt ausſchließlich auf dem innerlichen, 
ſubjektiven Gebiete. Wenn das Landgericht die Roheit darin findet, 
daß der Angeklagte ſich aus Geldgier — um die von dem Geflügel— 
zuchtverein für die ſchönſten der ausgeſtellten Hähne ausgeſetzten 
Preiſe zu erlangen — über die Leiden der Tiere hinweggeſetzt 
habe, ſo ſoll damit augenſcheinlich eine aus niedriger Geſinnung 
hervorgehende Gleichgültigkeit gegen den Schmerz der Tiere bezeichnet 
werden. Die dem Geſetze damit gegebene Auslegung entſpricht 
dem Sprachgebrauch und der Rechtsſprechung (vergl. Olshauſen— 
Zweigert, StGB. 8 360 zu Nr. 13 unter c). 

Bedenken erregen allerdings die Ausführungen des Landgerichts, 
mit denen die Oeffentlichkeit der Mißhandlung als vorliegend dargetan 
werden ſoll. Hierzu genügt nicht, daß die Tiere, ſolange ſie den Schmerz 
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empfanden, öffentlich gezeigt wurden. Es hätte vielmehr die Schmerz⸗ 
empfindung der Tiere auch öffentlich wahrgenommen werden müſſen. 

Indeſſen kommt hierauf nichts an, da die Verurteilung durch 
die weitere Feſtſtellung getragen wird, daß die Mißhandlung in 
Aergernis erregender Weiſe erfolgt iſt. Hierbei braucht nicht zu der 
Kontroverfe Stellung genommen zu werden, ob es erforderlich iſt, 
daß der Mißhandlungsakt unmittelbar wahrgenommen, oder ob es 
genügt, daß er nachträglich, beiſpielweiſe an ſeinen Folgen, erkannt 
worden iſt und ſo Aergernis erregt hat. Im vorliegenden Falle iſt 
nämlich feſtgeſtelltermaßen das erſtere der Fall. Die Mißhandlung 
beſtand, wie ſchon hervorgehoben, nicht nur in dem Einſtechen, ſondern 
auch in dem Steckenlaſſen der Nadeln. Gerade auch das letztere hat 
den Tieren Schmerz verurſacht, und gerade auch hierauf erſtreckte ſich 
der Vorſatz des Angeklagten. Die Tiere ſollte durch die Schmerzzu— 
fügung veranlaßt werden, den Schwanz ſo lange in der unnatürlichen 
Stellung zu laſſen, bis ſie von der Ausſtellung an den Angeklagten 
zurückgelangt ſein würden. Ehe dies geſchah, alſo zu einem Zeitpunkte, 
als die Schmerzzufügung objektiv und ſubjektiv fortgeſetzt wurde, iſt ſie 
bemerkt worden und hat ſie bei denen, die ſie bemerkten, nach der 
Feſtſtellung des Landgerichts Aergernis erregt. Die Tat des Ange— 
klagten iſt alſo unmittelbar wahrgenommen worden, nicht erſt nach— 
träglich zur Kenntnis Dritter gelangt. 


Urteil des Strafſenats vom 3. Oktober 1907. S 68/07 (nach 
Meiningen). 


3. Stellung des Strafrichters gegenüber Behörden. 
Ermächtigt $ 163 StPO. den Richter zu einer bin- 
denden Anordnung an den Fahrdienſtleiter, den 
Zug halten zu laſſen? | 
Der Gerichtsaſſeſſor A. fuhr am 7. Oktober 1907 in dem Zuge, 

von dem auf dem Bahnhof in Oeslau ein Mann beim Einſteigen 
überfahren wurde. Als der Tod feſtgeſtellt war, forderte der Bahn— 
hofsvorſteher R. die Reiſenden, die die Unfallſtelle beſehen hatten, auf, 
wieder einzuſteigen, damit der Zug abfahren könne. Dem widerſprach 
nach der Anzeige A. unter Berufung auf ſein Amt als zuſtändiger 
Richter — Oeslau liegt im Amtsbezirk A.8 — kraft deſſen er zunächſt 
Erhebungen über die Schuld an dem Unglück vornehmen wollte 
(StPO. § 163). Auf die Gegenvorſtellung R.s erklärte er, „er gebe 
den Befehl, den Zug nicht abfahren zu laſſen; der Zug fahre nicht 
eher, bis er ſeine Genehmigung gegeben habe“. Der Bahnhofsver— 
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walter ließ infolgedeſſen den Zug nicht abfahren. Dieſer blieb viel- 
mehr in Oeslau ſo lange, bis A. ſeine Erörterungen beendigt hatte, die 
den Verdacht einer ſtrafbaren Handlung nicht ergeben haben. 

Im Abſchnitt VI der Eiſenbahn-Bau⸗ und Betriebsordnung vom 
3. November 1904 unter den „Beſtimmungen für das Publikum“ 
findet ſich das Verbot der Vornahme betriebsſtörender Handlungen, 
deſſen Uebertretung mit Geldſtrafe bedroht iſt (§§ 80, 82). Der 
Amtsanwalt und ſodann die Staatsanwaltſchaft in Meiningen haben 
die Verfolgung A.8 wegen dieſer Uebertretung abgelehnt, die Staats— 
anwaltſchaft mit der Begründung, daß nur die unbefugte Vornahme 
betriebsſtörender Handlungen ſtrafbar ſei, der Richter aber im Falle 
des § 163 SHPO. das Recht habe, einen Zug aufzuhalten, wenn 
ihm dies nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen notwendig erſcheine. 

Dieſe Auffaſſung bekämpft der rechtzeitig und in gehöriger Form 
geſtellte Antrag der Eiſenbahndirektion auf gerichtliche Entſcheidung 
gemäß 8 170 StPO. Und in der Tat läßt ſich ein Recht des 
Richters, einen Eiſenbahnzug von der Abfahrt abzuhalten, nicht an— 
erkennen. Daß der Richter nicht durch eigenen Eingriff in den Eiſen— 
bahnbetrieb den Zug aufhalten darf, etwa indem er durch ſeine Organe 
die Ingangſetzung der Lokomotive verhindern oder das Signal auf 
„Halt“ ſtellen läßt, iſt ſo ſeblſtverſtändlich, daß es keiner Begründung 
bedarf. Um einen eigenen Eingriff A.s handelt es fic) im vorliegen— 
den Fall auch nicht. Die Frage iſt vielmehr die, ob der Richter bei 
Vornahme von Unterſuchungshandlungen eine Anordnung an den für 
die Erteilung der Abfahrtserlaubnis zuſtändigen Beamten erlaſſen 
darf, daß der Zug nicht oder eine Zeitlang nicht abfahre, mit der 
Wirkung, daß ſie dieſer befolgen muß. Dieſe Frage iſt nicht ſchon 
mit dem zutreffenden Hinweis darauf erledigt, daß nach der ſtaats— 
rechtlichen Auffaſſung der Behördenorganiſation, die der Strafprozeß— 
ordnung zugrunde liegt, der Richter nicht in einem Vorgeſetztenverhält— 
nis zu Beamten ſtehe, die anderen Behörden angehören, als der Juſtiz 
— und die noch dazu Behörden eines anderen Staates (Preußen) 
als desjenigen angehören, in deſſen Dienſten er ſelbſt ſtehe (Coburg— 
Gotha). Denn nicht um einen Ausfluß des Unterordnungsverhältniſſes 
handelt es ſich bei der geſtellten Frage, ſondern um die Kraft richterlicher 
Anordnungen, mögen ſie an Privatperſonen in der Form des Befehls 
oder an koordinierte Behörden im Wege des Erſuchens gelangen. 

§ 163 StPO., auf den ſich die Staatsanwaltſchaft ſtützt, ſagt 
nichts über den Umfang der richterlichen Befugnis zu bindenden An— 
ordnungen, ſondern legt dem Amtsrichter nur die Pflicht auf, bei Ge— 
fahr im Verzug ohne Antrag der Staatsanwaltſchaft die erforder— 
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lichen Unterſuchungshandlungen von Amts wegen vorzunehmen. Fragt 
man ſich, welche bindende Anordnungen der Richter im Falle des 
§ 163 und auch ſonſt im Bereiche der Bewegungsfreiheit eines Dritten 
treffen darf, fo zählt fie die Strafprozeßordnung nicht im 3ufammene 
hang einzeln auf, fie behandelt aber die verſchiedenen zuläſſigen Mage 
nahmen an der paſſenden Stelle (1. Buch, 2. Buch 8. Abſchnitt). 
Nach der Regelung dieſer Materie in der StPO. kann jedenfalls 
nicht davon die Rede ſein, daß der Richter das Recht habe, jede wie 
auch immer geartete Maßregel zu treffen, die ihm nach pflichtmäßigem 
Ermeſſen zur Erreichung eines Ziels, das er ſich geſteckt hat, zweck— 
dienlich erſcheint. Die Rechtspflege kann auskommen auch ohne ſo 
weitgehende Eingriffe in die Rechtsſphäre Dritter. Wohl kann der 
Richter Zeugen und Sachverſtändige vorladen, der Tat Verdächtige 
verhaften, Räume durchſuchen, Sachen beſchlagnahmen, ja das Ver— 
mögen des Abweſenden mit Beſchlag belegen, aber er kann ſchon dem 
Privatmann z. B. nicht befehlen, von dem Ort, wo er ſich befindet, 
nicht abzureiſen oder ſich nicht von einer beſtimmten Stelle (3. B. aus 
ſeiner Wohnung) fortzubewegen. Eine Folgepflicht gegenüber einer 
ſolchen richterlichen Anordnung beſteht nicht. Eine Ausnahmevor— 
ſchrift enthält § 162 StPO.: Zur Durchführung einer Amtshandlung 
an Ort und Stelle iſt der leitende Beamte, hier der Richter, befugt, 
Perſonen, welche ſeine amtliche Tätigkeit vorſätzlich ſtören oder ſich 
den von ihm innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen 
widerſetzen, feſtnehmen und bis zur Beendigung feiner Amtsverrich— 
tungen feſthalten zu laſſen. Die Vorſchrift bezweckt, wie die Motive 
ſagen, die Aufrechterhaltung der Ordnung bei Unterſuchungshandlungen 
außerhalb der Gerichtsſtelle, ſie geht aber darüber hinaus, wie auch 
in der Reichstagskommiſſion — die übrigens die Zufügung der 
Worte „amtliche“ und „innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit“ veranlaßt hat 
(Hahn 728) — zum Ausdruck gekommen iſt. Der Richter ſoll auch 
Anordnungen erlaſſen können gegen Perſonen, deren Verhalten die 
Durchführung ſeiner Amtshandlung an Ort und Stelle unmöglich 
macht. Er kann alſo z. B. einem Kutſcher befehlen, eine Zeitlang 
mit ſeinem Geſchirr anzuhalten, wenn deſſen Weiterfahren feine Augen— 
ſcheinseinnahme unmöglich macht. Damit aber ſind die Fälle er— 
ſchöpft, in denen der Richter bindende Anordnungen an Privatperſonen 
des Inhalts, daß deren Bewegungsfreiheit beeinflußt wird, erlaſſen kann. 

Noch enger begrenzt iſt die Stellung des Richters gegenüber Vee 
hörden. Hier iſt er auf Erſuchen angewieſen, bezüglich deren Be— 
folgung in der Strafprozeßordnung grundſätzlich nichts beſtimmt iſt. 
Daß die Verfügungen des Richters, die Verhaftungen, Beſchlag⸗ 
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nahmen, Durchſuchungen (ſ. jedoch § 96 StPO. und Löwe— 
Hellweg, SPO. Noten 6—8 dazu) zum Gegenſtand haben, auch 
in den Machtbereich fremder Behörden wirken ſollen — freilich mit 
Einſchränkungen für Militärbehörden — iſt der Strafprozeßordnung 
unmittelbar zu entnehmen. Es bedurfte auch keiner reichsrechtlichen 
Erlaubnisvorſchrift — Betriebsordnung § 78 — um den Richter zu 
ermächtigen, Augenſcheinseinnahmen auf Eiſenbahnanlagen und dergl. 
vorzunehmen. Im übrigen aber kann er bindende Anordnungen, die 
in den Geſchäftsbetrieb der Behörde eingreifen, nicht treffen. Der 
Grund liegt eben darin, daß die Juſtizbehörden nicht über, ſondern 
neben den ſonſtigen Staatsbehörden ſtehen. Wären die Erſuchen des 
Richters Befehle für die Beamten, an die ſie ſich wenden, ſo würden 
dieſe in einen unlöslichen Konflikt verſetzt zwiſchen der Pflicht, den 
dienſtlichen Anweiſungen des Vorgeſetzten gehorſam zu fein und der 
Pflicht, dem Erſuchen des Richters nachzukommen, falls zwiſchen dem 
letzteren und den dienſtlichen Anweiſungen ein Widerſpruch beſtehen 
ſollte. Eine Gefahr für die Rechtspflege iſt aus dieſer Ordnung nicht 
herzuleiten; denn die erſuchten Behörden ſind in gleicher Weiſe wie 
die Juſtizbehörden an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
intereſſiert. Gegen unverſtändige Weigerung verlangter Unterſtützung 
bietet das Beſchwerderecht hinreichende Garantie. Der Befehl des 
Gerichtsaſſeſſors A. war deshalb materiell nicht mehr als ein Er— 
ſuchen, über deſſen Gewährung der Bahnhofsverwalter frei zu ent— 
ſcheiden hatte. Daraus ergibt ſich, daß A. ſich durch den Erlaß des 
Befehls nicht ſtrafbar gemacht hat. 

Die betriebsſtörende Handlung wird in dem Aufhalten des Zuges 
geſehen. Aufgehalten iſt der Zug von dem Bahnhofsverwalter R., 
der es unterließ, die Erlaubnis zur Abfahrt zu geben. Dieſer iſt der 
phyſiſche Urheber der Tat. Als der für die Erteilung der Erlaubnis 
zuſtändige Beamte kann er eine Betriebsſtörung nicht vornehmen. 
Da eine ſtrafbare Handlung ſeinerſeits nicht vorliegt, iſt auch A., der 
ihn zu ſeinem Tun unter Anmaßung eines Rechts zu bindenden An— 
ordnungen angeſtiftet haben ſoll, nicht ſtrafbar (§ 48 StGB.), ganz ab» 
geſehen davon, daß auf ſeiten 2.3 der ſubjektive Tatbeſtand nicht vorliegt. 

Der Geſichtspunkt einer mittelbaren Täterſchaft A. trifft nicht 
zu. Denn weder liegt der Fall ſo, daß A. den Bahnhofsvorſteher 
als ſein gutgläubiges Werkzeug benutzt hat, noch ſo, daß der Bahn— 
hofsvorſteher bewußt rechtswidrig gehandelt, aber das ſelbſtändigen 
Täterwillend entbehrt hat (RG. 31, 81). A. hat die Handlung nicht 
als ſeine durch Benutzung des Bahnhofsvorſtehers ausgeführt, er hat 
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fie vielmehr von jenem als Handlung des Betriebsbeamten verlangt 
und ſo iſt ſie ausgeführt worden. 

Aus dieſen Gründen war der Antrag auf Erhebung der öffent— 
lichen Klage zurückzuweiſen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 9. März 1908, W 25/08 (nach 
Meiningen). 


4. Eine Polizeiverordnung, durch die den Fleiſchern 
der Aushang eines Preis verzeichniſſes aufgegeben 
wird, iſt ungültig. 

Nach der Polizeiverordnung, deren Uebertretung dem Angeklagten 
zur Laſt gelegt wird, ſollen die Fleiſchhändler Preisverzeichniſſe aufe 
ſtellen und an oder in ihren Läden ſo anbringen, daß ſie von der 
Straße aus geleſen werden können. Die ſo kundgemachten Preiſe 
ſollen nicht überſchritten, nicht aufgeführte Fleiſchſorten ſollen nicht ver— 
kauft werden dürfen. Die Behörde ſtellt demnach nicht etwa von 
ſich aus Fleiſchpreiſe feſt. Immerhin beſchränkt ſie die Freiheit der 
Preisbeſtimmung, indem ſie zur Aufſtellung von Preistarifen zwingt. 
Der Verkäufer darf dem Käufer, und zwar bei Strafe, keinen Preis 
abnehmen, der nicht aus der Preistafel erſichtlich iſt. Unverkennbar 
trägt eine ſolche Verordnung den Charakter derjenigen Maßnahmen, 
die in den §§ 73 und 75 der Gewerbeordnung den Bäckern und 
Gaſtwirten gegenüber zugelaſſen, in 8 75a den Geſindevermietern und 
Stellenvermittlern gegenüber getroffen werden. 

Allerdings gehen dieſe Paragraphen in einigen Punkten weiter. 
Nicht nur der Anſchlag, ſondern auch die Einreichung des Preisver— 
zeichniſſes bei der Polizeibehörde iſt vorgeſehen, bei den Bäckern auch 
die polizeiliche Stempelung. Für die letzteren kann die Polizeibehörde 
den Zeitraum beſtimmen, während deſſen das Preisverzeichnis in 
Geltung bleiben muß. Im übrigen find die Gewerbetreibenden nicht 
nur ſo lange daran gebunden, als die Abänderung dem Publikum, 
ſondern ſo lange, als ſie der Polizeibehörde nicht angezeigt iſt. Dieſe 
Abweichungen betreffen indeſſen nicht das Weſen der Sache, das 
darin beſteht, daß überhaupt ein Tarif aufgeſtellt und kundbar ge— 
macht werden muß. Die Strafbarkeit des Angeklagten hängt daher 
davon ab, ob Verpflichtungen, wie fie kraft der 88 73 und 75 der 
Gewerbeordnung den Bäckern und Gaſtwirten polizeilicherſeits auferlegt 
werden können, kraft Landesgeſetzes auch anderen Gewerbetreibenden 
auferlegt werden dürfen. Dieſe Frage iſt außerordentlich beſtritten. 
Die Vorinſtanzen haben ſie verneint. Der Senat tritt dem bei. 
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Der 5. Titel der Gewerbeordnung, der die §§ 72—80 umfaßt, 
trägt die Ueberſchrift „Taxen“. Er ftellt an die Spike (§ 72) den 
Satz. daß „polizeiliche Taxen, ſoweit nicht ein anderes nachſtehend 
angeordnet worden, künftig nicht vorgeſchrieben werden ſollen, da, wo 
ſie gegenwärtig beſtehen, in einer von der Ortspolizeibehörde zu be— 
ſtimmenden, höchſtens einjährigen Friſt, aufzuheben ſind“. Die gemeine 
Meinung ſieht in den 88 73, 75, 75 a vorgeſehenen Preisfeſtſetzungen 
zwar Taxen im Sinne der Titelüberſchrift, nicht aber des § 72. Der 
Senat teilt ſchon dieſe Anſicht nicht. Es iſt nicht ſprachwidrig, das 
Vorſchreiben einer Taxe auch da anzunehmen, wo nur das Vorhanden— 
ſein und nicht auch die Höhe der Taxe vorgeſchrieben wird. Die 
polizeiliche Eigenſchaft kommt einer Taxe dann zu, wenn ſie ihr Daſein 
nicht dem freien Willen des Gewerbetreibenden oder einem ſonſtigen 
Umſtand, ſondern einer polizeilichen Charakter tragenden Anordnung 
der Obrigkeit verdankt, die überdies ihre Einhaltung überwacht und 
ſchützt. Es erſcheint alſo vom Standpunkt grammatiſcher Auslegung 
aus nicht unzuläſſig, das Verbot des § 72 auch auf die polizeiliche 
Anordnung von ſogenannten Selbſttaxen zu beziehen, wie die in den 
88 73, 75, 75 a behandelten Preisfeſtſetzungen im Gegenſatz zu den 
eigentlichen Taxen (88 76, 77, 78, 80) genannt werden. Die Gee 
werbeordnung ſelbſt verwendet allerdings den Ausdruck „Taxe“ in den 
88 73, 75 nicht. Allein fie hat doch dieſen Paragraphen ihren Platz 
in dem die Ueberſchrift „Taxen“ tragenden Titel angewieſen, und 
innerhalb desſelben das in § 72 ausgeſprochene Verbot nicht unmittel— 
bar vor die von den Taxen im engeren Sinne handelnden § 76 ff., 
ſondern an die Spitze geſtellt. Infolgedeſſen liegt es nahe, daß der 
Refer im § 72 die Worte „ſoweit nicht ein Anderes nachſtehend 
angeordnet worden“ auch auf die unmittelbar nachſtehenden 
§ 73 ff. und damit das Verbot des § 72 auch auf Selbſttaxen mit 
Ausnahme der in den folgenden Paragraphen zugelaſſenen oder an— 
geordneten bezieht. Läge dieſe Beziehung nicht auch im Sinne der 
Gewerbeordnung ſelbſt, ſo hätte man durch eine andere Paragraphen— 
folge einem Mißverſtändnis doch wohl vorgebeugt. Der neue § 75a 
bezeichnet übrigens die ſogenannte Selbſttaxe auch ſeinerſeits als Taxe. 
Daß ihre Anordnung einen Eingriff in die Freiheit der privaten 
Preis beſtimmung enthält, ergibt ſich aus dem eingangs dieſer Urteils— 
gründe Geſagten. Polizeiverordnungen der hier in Frage ſtehenden Art 
müſſen daher als durch § 72 der Gewerbeordnung unterſagt gelten. 

Aber auch hiervon abgeſehen iſt anzunehmen, daß die Materie 
der ſogenannten Selbſttaxen in den §§ 73, 75, 75a der Gewerbe— 
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ordnung ausſchließend geregelt fein fol. Bei der gegenteiligen 
Auffaſſung entſteht die Frage, was den Geſetzgeber veranlaßt haben 
könnte, für die Bäcker, Gaſtwirte und Stellenvermittler ſeinerſeits 
Vorſchriften zu geben, eine entſprechende Regelung bezüglich anderer 
Gewerbetreibender aber der Landesgeſetzgebung zu überlaſſen. Gerade 
bei Betrachtung des vorliegenden Falles drängt ſich dieſe Frage un— 
abweisbar auf. Bäcker und Fleiſcher, Brot- und Fleiſchhandel ſtehen 
doch nahe beieinander. Das Bedürfnis, dem der § 73 der Gewerbe— 
ordnung Rechnung trägt, war ſchon vor Erlaſſung dieſes Geſetzes 
nicht nur für den Brote, ſondern auch für den Fleiſchhandel eme 
pfunden worden und hatte auch bereits bezüglich des letzteren zu Maße 
regeln im Sinne des § 73 geführt; vergl. das Bayeriſche Polizeiſtraf— 
geſetzbuch von 1861, Art. 198, und die Mitteilung bei Rohrſcheidt, 
Polizeitaxen S. 22/23 und 34. Warum alſo überließ die Gewerbe- 
ordnung nicht entweder die ganze Materie der Landesgeſetzgebung 
oder regelte ſie dieſe nicht ſelbſt im ganzen Umfange, ſtatt ſie 
bloß anzuſchneiden? Eine Antwort auf dieſe Frage iſt ſchwerlich zu 
finden. Nelken, Gewerberecht § 28 meint, der Geſetzgeber habe nur 
dem Umſtande Rechnung tragen wollen, daß in gewiſſen Gewerbe— 
zweigen ein Schutz des Publikums vor Uebervorteilungen unbe- 
dingt erforderlich iſt, und deshalb für dieſe Gewerbebetriebe An— 
ordnungen erlaſſen, welche das Mindeſtmaß des zu gewährenden 
Schutzes enthalten. Allein dieſe Erklärung überſieht, daß die §§ 73, 
75 der Gewerbeordnung den vermeintlichen Schutz des Publikums 
gar nicht darbieten. Wäre der Geſetzgeber in der Tat der Meinung 
geweſen, im Brothandel und Gaſtwirtsgewerbe fet ein Mindeſtmaß 
von Schutz des Publikums unbedingt erforderlich, während die Ent- 
ſcheidung bezüglich anderer Gewerbebetriebe den einzelſtaatlichen In— 
ſtanzen überlaſſen bleiben könne, ſo hätte er ſich in ſeinen Mitteln 
merkwürdig vergriffen. Er hätte dann bezüglich der Bäcker und Gaſt⸗ 
wirte dasſelbe tun müſſen, was er fpäter durch Schaffung des § 75a 
bezüglich der Geſindevermieter und Stellenvermittler getan hat, name 
lich ſelbſt den Anſchlag einer Taxe vorſchreiben. In Wirklichkeit hat 
er, indem er die Polizeibehörden zum Erlaß einer ſolchen Vorſchrift 
berechtigte, nicht aber verpflichtete, die Beurteilung der Notwendigkeit 
von Selbſttaxen im Bäcker- und Gaſtwirtsgewerbe genau jo den 
einzelſtaatlichen Inſtanzen überlaſſen, wie er es nach der gegneriſchen 
Meinung bezüglich aller anderen Gewerbszweige getan hat. Die 
Nelkenſche Erklärung enthält alſo die Löſung der oben aufge⸗ 
worfenen Frage nicht. Dieſe Frage taucht dagegen überhaupt nicht 
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auf, wenn man die §§ 73 ff. nicht anders als die §8 76 ff. als das 
betrachtet, was fie find, nämlich als Ausnahmevorſchriften. 
Es entſpricht der Grundtendenz der Gewerbeordnung. Schranken der 
perſönlichen Freiheit in Handel und Wandel nicht aufzurichten, ſondern 
niederzulegen, und der beſonderen Tendenz des 5. Titels, Taxen 
nicht einzuführen, ſondern zu beſeitigen. Nur aus beſonderen Gründen 
werden Vorbehalte zu gunſten der Polizeigewalt ſtatuiert, die dann 
ſelbſtverſtändlich der Ausdehnung durch die Geſetzgebung der Einzel— 
ſtaaten unzugänglich ſind. 

Daß es ſich bei den §§ 73 und 75 in der Tat um ſolche Vor— 
behalte handelt, wird durch die Motive zum 5. Titel der Gewerbe— 
ordnung auf das unzweideutigſte beſtätigt: „Die Ausſchließung polizei— 
licher Taxen iſt eine notwendige Konſequenz der Gewerbefreiheit. Die 
Vorbehalte, welche die §§ 73—75 gegenüber dieſem in § 72 aufge- 
ſtellten Grundſatze machen, können als eigentliche Ausnahmen von 
der Regel nicht betrachtet werden, da den betreffenden Gewerbe— 
treibenden die Preiſe ihrer Waren und Leiſtungen nicht vorgeſchrieben, 
dieſelben vielmehr nur angehalten werden, die Preiſe, welche ſie ſelbſt 
feſtſetzen, zur Kenntnis des Publikums zu bringen. Die Anwendung 
der in den §§ 73 und 74 gegenüber den Bäckern und Verkäufern 
von Backwaren aufrechterhaltenen Befugnis der Ortspolizeibehörde hat 
ſich in Teuerungszeiten als geeignet erwieſen, beſtehendes Mißtrauen 
zu beſchwichtigen. Die Befugnis der Ortspolizeibehörde, von welcher 
§ 75 handelt, liegt im Intereſſe des reiſenden Publikums, ohne dem 
redlichen Gewerbebetriebe Beſchränkungen aufzuerlegen ...“ (folgt 
die Rechtfertigung der Tapvorſchriften der § 76 ff.), vergl. Rohr— 
ſcheidt, Gewerbeordnung § 72. Hier werden alſo die Beſtimmungen 
der 88 73— 75 direkt als Vorbehalte und als Ausnahmen von der 
Regel des § 72 bezeichnet, wenn auch nur als nicht-eigentliche Aus— 
nahmen. Es liegt hierin zugleich eine Beſtätigung der obigen Dar— 
legungen in betreff der Bedeutung des § 72. Von allen Taxvor— 
ſchriften (Selbfttaren wie Taxen im engeren Sinne) werden nur die 
in den §§ 73—80 behandelten der Erhaltung würdig befunden 
und zwar aus ganz ſpeziellen, für jede einzelne Vorſchrift beſonders 
angegebenen Gründen. Nichts ſpricht dafür, daß es ſich nur um 
Beiſpiele handeln ſollte, alles für die Auffaſſung der einzelnen Taxen 
als Singularitäten. Warum die Fleiſchtaxen nicht aufgenommen 
worden ſind, darüber ſprechen ſich die Motive nicht aus. Man kann 
vermuten, daß ſie für weniger unentbehrlich und andererſeits für 
läſtiger gehalten wurden, als die Brottaxen. Der letzte Grund aber 
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liegt augenſcheinlich darin, daß die preußiſche Gewerbeordnung vom 
Jahre 1845 ſie nicht aufgenommen hatte, und daß dieſe mit einigen 
durch die Verordnung vom 9. Februar 1849, betreffend die Errich- 
tung von Gewerbebetrieben pp., bewirkten Aenderungen der Bundes- 
(Reichs-/Gewerbeordnung gerade auch in Betreff der Regelung des 
Taxweſens als Vorbild gedient hat (vergl. Rohrſcheidt, a. a. O. 
Bem. 3, § 73 Vem. 1, § 75 Bem. 1, § 78 Bem. 1). 

Da die Entwickelung der preußiſchen Geſetzgebung auf diefem 
Gebiete überhaupt für das Verſtändnis der Vorſchriften der Gewerbe- 
ordnung über Selbſttaxen nicht ohne Bedeutung iſt, ſo ſoll auch 
hierauf unter Bezugnahme auf die Darſtellung von Rohrſcheidt in 
ſeiner Schrift „Polizeitaxen“ S. 19 ff. noch eingegangen werden. 

Das Edikt vom 7. September 1811 über die polizeilichen Bere 
hältniſſe der Gewerbe machte den ſämtlichen bisherigen Taxvorſchriften 
für den damaligen Umfang der Monarchie ein Ende. Nur die Wirte 
in den Städten erſter und zweiter Klaſſe ſollten verpflichtet fein, 
monatlich ſich ſelbſt eine Taxe zu ſetzen, dieſe in allen Gaſtſtuben an— 
zuſchlagen und im Laufe des Monats bloß darnach zu liquidieren. 
Für Städte dritter Klaſſe die gleiche Einrichtung einzuführen, blieb 
den Polizeiobrigkeiten überlaſſen. Die Aufhebung ſämtlicher polizei— 
licher Taxen entſprach indeſſen in ihren Wirkungen nicht den Er— 
wartungen. Schon im Jahre 1816 wurde auf die Berichte mehrerer 
Behörden vom Polizeiminiſterium und dem Staatskanzler genehmigt, 
daß den Bäckern u. a. der Aushang von polizeilich viſierten Selbſt— 
taxen ähnlich wie den Gaſtwirten auferlegt werden dürfe. Die Maß— 
regel wurde zur Kenntnis ſämtlicher Regierungen gebracht und ihnen 
ihre Anwendung und Ausdehnung auf andere Lebensbedürfniſſe über— 
laſſen. Hiervon wurde in verſchiedenem Umfang und in verſchiedener 
Weiſe Gebrauch gemacht, und da außerdem in den nach 1811 zur 
Monarchie hinzugekommenen Gebietsteilen in betreff der Geltung des 
Edikts vom 7. November 1811 Unklarheit herrſchte, ſo entwickelte ſich 
ein ziemlich bunter Rechtszuſtand. Wo das Edikt nicht als verbind— 
lich angeſehen wurde, ſchwankten die behördlichen Maßregeln zwiſchen 
eigentlichen Polizeitaxen, Selbſttaxen und Taxfreiheit hin und her. So 
wurden im Regierungsbezirk Minden zunächſt die Taxen für die nots 
wendigen Lebensbedürfniſſe aufgehoben, im Jahre 1823 aber in der 
Form eigentlicher polizeilicher Taxen wieder eingeführt. Im Jahre 
1834 kam es dann wieder zur Aufhebung der letzteren und ihrer Er— 
ſetzung durch freiwillige ſeitens der Bäcker und Fleiſcher ans 
zufertigende Nachweiſungen. In der Stadt Poſen wurde ſeit dem 
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Jahre 1836 dasſelbe Verfahren wie in Minden gehandhabt. Die 
Verſchiedenheit der beſtehenden gewerbepolizeilichen Vorſchriften er— 
weckte den Wunſch nach Erlaſſung eines bezüglichen Geſetzes für die 
ganze Monarchie. Die Vorarbeiten hierzu wurden im Jahre 1825 
einer Kommiſſion übertragen. Dabei ging man davon aus, daß die 
leitenden Ideen für die ganze Monarchie die gleichen ſein ſollten, 
auch im allgemeinen die Verhältniſſe der einzelnen Landesteile nicht 
derart verſchieden ſeien, daß für jeden noch eine beſondere Gewerbe— 
polizeigeſetzgebung erforderlich wäre. Inſoweit die Freiheit des ein— 
zelnen das richtige ſei, ſei ſie es in allen Landesteilen; wo zur Be— 
kämpfung von Gefahren für das Gemeinwohl behördliche Befugniſſe 
am Platze ſeien, verhalte es ſich ebenſo. Und das gelte von ſämtlichen 
Verhältniſſen und Einrichtungen, die Gegenſtand der Gewerbepolizei ſeien. 

Auf dieſer Grundlage, an der im Laufe der geſetzgeberiſchen Are 
beiten nichts geändert worden iſt, kam die Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845 zuſtande. Sie hielt, was die Taxen anbetrifft, an 
dem Standpunkt des Edikts vom Jahre 1811 nicht völlig feſt. Bei 
den Beratungen hatten ſich die widerſtreitendſten Beſtrebungen geltend 
gemacht, und namentlich die Frage der Brottaxen war eine lebhaft 
umſtrittene. Aber auch bezüglich der ſonſtigen wichtigſten Lebensbe— 
dürfniſſe, insbeſondere des Fleiſches, wurde die Frage der Taxen er— 
örtert. Im Staatsrat befürwortete der Referent der Juſtiz die Bei— 
behaltung von Taxen für Fleiſch und Brot, ſoweit ſie bisher beſtanden 
hatten, der Referent der Finanzen hielt nur eine Brottaxe für aus— 
fuͤhrbar und gerechtfertigt. Das Reſultat war die Ablehnung aller 
polizeilichen Taxen im Prinzip, das faſt wörtlich gleichlautend mit dem 
§ 72 der Reichsgewerbeordnung ausgeſprochen wurde. Nur die Bei— 
behaltung oder Neueinführung von Brottaxen an einzelnen Orten, 
wenn und ſolange dies durch beſondere Umſtände gerechtfertigt er— 
ſcheine, wurde geſtattet. Außerdem wurde die Behörde ermächtigt, 
die Bäcker anzuhalten, monatlich Preiſe und Gewicht ihrer Backwaren 
im Verkaufslokal anzuſchlagen. Ebenſo ließ man der Polizei die 
Kompetenz, den Gaſtwirten die Einreichung und den Aushang ihrer 
Preiſe vorzuſchreiben. Endlich wurden für eine Reihe anderer Ge— 
werbetreibender eigentliche Polizeitaxen zugelaſſen. 

Daß hiernach die preußiſche Gewerbeordnung vom Jahre 1845 
nicht auf dem Standpunkt geſtanden hat, es dürften die Polizeibe— 
hörden, ſei es kraft ihres allgemeinen Verordnungsrechts, ſei es auf 
Grund einer in einem älteren Geſetze enthaltenen ſpeziellen Ermäch— 
tigung, Verordnungen erlaſſen, durch die auch anderen Gewerbetreiben— 
den als den Bäckern und Gaſtwirten Selbſttaxen ö werden, 
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bedarf keines weiteren Beweifes. Dann ſpricht aber alles dafür, daß 
die ihr folgende Reichsgewerbeordnung in dieſem Punkte nicht von ihr 
abweicht und nicht außer dem den Ortspolizeibehörden in den 88 73, 
74 eingeräumten Verordnungsrecht eine irgendwie geartete partikulare 
Rechtsquelle neben ſich dulden will. 

Die Vertreter der gegenteiligen Anſicht (vergl. insbeſondere Land 
mann, Gewd. Bem. 1 Abſ. 2 zu § 73; Schicker, GewO. Vem. 2 
zu § 72; Kayſer-Steinger, Bem. 4 zu § 72; Schenkel, 
GewO. Bem. 1 zu § 73; Nelken, Gewerberecht a. a. O.; der 
oberſte Gerichtshof für Bayern, Erkenntnis vom 4. Juni 1875, 
Sammlung der Entſcheidungen in Gegenſtänden des Strafrechtes 
und Strafprozeſſes 5, 255 ff.; das Oberlandesgericht Dresden, Ent— 
ſcheidung vom 23. Mai 1890, Annalen 12, 200 ff.) — laſſen den 
Zuſammenhang der Reichsgewerbeordnung mit der preußiſchen Ge— 
werbeordnung vom Jahre 1845 und deren Entſtehungsgeſchichte völlig 
unberückſichtigt. Wenn die erwähnte Entſcheidung des oberſten bayeri— 
ſchen Gerichtshofs, auf die ſich faſt alle oben aufgeführten Schrift— 
ſteller berufen, aus der vorher mitgeteilten Stelle der Motive zur 
Bundes ⸗(Reichs⸗) Gewerbeordnung entnehmen zu können glaubt, daß 
dieſes Geſetz die Preisfeſtſetzungen der Bäcker und Gaſtwirte nur des— 
halb herausgehoben habe, weil bei ihnen das öffentliche Intereſſe 
„gleichmäßigerweiſe im ganzen Reichsgebiete“ weſentlich 
beteiligt ſei, der Landesgeſetzgebung aber überlaſſen habe, ähnliche oder 
gleiche Maßregeln in Bezug auf andere Gewerbetreibende mit Rück— 
ſicht auf beſondere Intereſſen ihres Landesgebietes ane 
zuordnen, fo kann nicht anerkannt werden, daß eine ſolche Untere 
ſcheidung an der gedachten Stelle irgendwie zum Ausdruck komme. 
Zu demſelben Ergebnis wie der erkennende Senat gelangen denn 
auch u. a. Rohrſcheidt, Polizeitaxen S. 52; Hoffmann, GewO. 
§ 72 Note 1 Abſ. 2; Stenglein, Strafrechtliche Nebengeſetze, Bem. 1 
zu § 73 der GewO.; das KG., Entſch. vom 5. Februar 1894 (Samm⸗ 
lung 15, 236). 

Urteil des Strafſenats vom 10. Februar 1908, S 3/08 (nach Gera). 


5. Verſuch iſt Betätigung eines verbrecheriſchen Wil— 
lens (ſubjektive Theorie). — Un wahre Angabe des 
Zeugen bei Begründung der Gebühr für Zeitver— 
ſäumnis. 

Der Angeklagte, ein Gaſtwirt, der 1800 M. verſteuert, war vom 
Gericht als Zeuge vernommen. Er forderte 8,25 M. als Reiſekoſten⸗ 
entſchädigung und Zehrungsaufband und 5 M. als Verfäumnidge- 
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bühr, die letztere mit der unwahren Begründung, er habe einen 
beſonderen Vertreter in der Wirtſchaft annehmen müſſen, dem er 
5 M. Lohn bezahlen müſſe. Das Gericht erörterte den Fall und 
ſtellte die Unwahrheit feſt. Die Auszahlung unterblieb. 

Das Berufungsgericht hat den Angeklagten von der Anklage des 
Betrugsverſuchs freigeſprochen, weil ihm als Gaſtwirt, der einen Tag 
verſäumt habe, eine Verſäumnisgebühre von 5 M. zuſtehe, die Staats⸗ 
kaſſe alſo durch die begehrte Zahlung nicht geſchädigt worden wäre. 

Hiergegen richtet ſich die Reviſion der Staatsanwaltſchaft. Dieſer 
iſt ſtattgegeben warden. 

Der § 2 der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
gewährt dem Zeugeu einen Anſpruch auf Entſchädigung für Zeitver— 
ſäumnis, ſeine Höhe beſtimmt ſich nach dem vom Zeugen verſäumten 
Erwerb. 

Bei Erhebung des Anſpruchs werden die Tatſachen, die ihn 
begründen ſollen und für die Höhe von Bedeutung ſind, angegeben. 

Zu ſolchen Tatſachen gehört auch die Angabe, man habe 
einen Vertreter nötig gehabt und dieſem eine beſtimmte Entſchädigung 
zahlen müſſen. 

Eine ſolche Angabe iſt natürlich von Einfluß bei Bemeſſung der 
Höhe der zuzubilligenden Gebühren; ſie iſt geeignet, einem Zeugen 
eine höhere Entſchädigung zu verſchaffen, als ihm zuerkannt werden 
würde, wenn der Umſtand, daß eine Stellvertretung ſich nötig gemacht 
habe, nicht berückſichtigt würde. 

Es handelt ſich hiernach, wenn ein Zeuge den Anſpruch auf 
Erſatz von Koſten für Stellvertretung erhebt, nicht um die Geltend— 
machung eines beſonderen, noch neben dem Anſpruch auf Ent— 
ſchädigung für Zeitverſäumnis beſtehenden Anſpruchs, ſondern lediglich 
um die des Anſpruchs auf Entſchädigung für Zeitverſäumnis, aller— 
dings unter einer beſonderen Subſtantiierung; das ändert aber nichts 
an der Natur des Anſpruchs ſelbſt; dieſer iſt und bleibt nichts anderes 
als der Anſpruch auf Entſchädigung für Zeitverſäumnis. 

Es würde daher die Staatskaſſe, wenn die 5 M. tatſächlich 
ausgezahlt worden wären — in Berückſichtigung der über die Erwerbs— 
und Vermögensverhältniſſe getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts — nicht geſchädigt worden ſein; das Tatbeſtands— 
merkmal der Vermögensbeſchädigung in § 263 StGB. würde fehlen. 
Eine Beſtrafung wegen vollendeten Betrugs könnte nicht erfolgen. 

Das ſchließt aber nicht, wie das Berufungsgericht auszuführen 
verſucht hat, eine Beſtrafung wegen Betrugsverſuchs aus. 

9* 
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Es kann dahingeſtellt bleiben, ob man einen Verſuch, wie er 
hier vorliegt, als Verſuch am untauglichen Objekt oder mit untaug⸗ 
lichen Mitteln oder als ſolchen, bei dem die Unmöglichkeit des Eintritts 
des erſtrebten rechtswidrigen Erfolges von vornherein gegeben war, 
bezeichnen will. 

Jedenfalls iſt nicht ausſchlaggebend, ob unter den konkreten 
Umſtänden die Möglichkeit der Vollendung eines beabſichtigten Delikts 
wirklich gegeben war, ſondern es iſt entſcheidend, ob der Täter die 
Möglichkeit der Ausführung und dieſe ſelbſt in ſeinen Vorſatz auf— 
genommen hatte. Ob bei Vollendung der beabſichtigten Handlung 
ſämtliche Tatbeſtandsmerkmale des vollendeten Delikts vorhanden 
geweſen wären, iſt nicht maßgebend, es genügt, wenn ſie ſich ſämtlich 
in dem auf Verwirklichung der verbotenen Tat gerichteten Vorſatz 
des Täters fanden, gleichgültig iſt dabei, ob ſich der Täter geirrt hat, 
und in welcher Weiſe (vergl. Rſprüi G. 6, 523; 7, 249). 

Natürlich iſt nötig, daß ſich der verbrecheriſche Vorſatz genügend 
in Handlungen umgeſetzt hat, um äußerlich als ſolcher erkennbar zu fein, 
die Handlungen müſſen außerdem über das Stadium der Vorbe— 
reitungshandlungen hinausgegangen fein ($ 43 StGB.). 

Dieſe hier entwickelte Auffaſſung, die allgemein als die „ſubjek— 
tive Theorie“ bezeichnet wird, hat das Reichsgericht von Anfang an 
vertreten (RG. 1, S. 439 ff., 451) und hat fie aud trotz heftiger 
Angriffe der Rechtslehre und auch der Praxis bei wiederholter Nach— 
prüfung bis in die neuſter Zeit aufrecht erhalten, insbeſondere auch 
da, wo es ſich um Fälle des Betrugsverſuchs handelt (RG. 11, 72, 
insbeſondere S. 77; 17, 160; 34, 218; 38, 424; 39, 426; Goltd Arch. 
51, 412). Die anderen oberen Gerichtshöfe haben ſich dem Reichs- 
gericht angeſchloſſen (Bay Obe G. in Strafſ. N. F. 3, 202 [1904]; 
Annalen des Dresdener OLG. 26, 113 ꝛc.). Auch der erkennende 
Senat iſt der Anſicht des Reichsgerichts. Die ſich dagegen wendenden 
Ausführungen des Berufungsgerichts, die ſich zudem nur auf einige 
Andeutungen beſchränken, ohne die Frage gründlich zu behandeln, ſind 
nicht geeignet, den Senat zu veranlaſſen, von der in langjähriger 
Praxis gefeſtigten Rechtſprechung abzugehen. 

Er bleibt bei dieſer um ſo unbedenklicher ſtehen, als ſeiner An— 
ſicht nach die herrſchende Praxis den Anforderungen des Lebens und 
dem allgemeinen Rechtsgefühl weit mehr gerecht wird als die gegen— 
teiligen Anſchauungen von der Strafloſigkeit derartiger Verſuchshand— 
lungen, und als auch das Reichsgericht in neuerer Zeit ſelbſt den 
Weg gewieſen hat, wie einer Ueberſpannung der aus der fubjeftiven 
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Theorie gezogenen Schlußfoigerungen vorgebeugt werden kann, ins— 
beſondere in Fällen, wo, wie zum Beiſpiel bei den von den Gegnern 
der reichsgerichtlichen Auffaſſung hervorgehobenen Fällen des Totbetens, 
Handlungen in Frage ſtehen, die außerhalb jeder phyſiſchen und 
pſychiſchen Kauſalität liegen (RG. 33, 322). 

Urteil des Strafſenats vom 1. Juli 1907, S 47/7 (nach 
Weimar). 
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II. Fandesrecht. 
Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Zur Auslegung der Reuß j. L. Miniſterialverord— 
nung, die Veranſtaltung von Tänzen betreffend, 
vom 1. Juni 1894. Bedarf eine Privatperſon zur 
Veranſtaltung eines Tanzvergnügens der behörd— 
lichen Erlaubnis nur, wenn es den Charakter eines 
öffentlichen annimmt? Begriff des öffentlichen 
Tanzvergnügens. 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer hat der 
eine Angeklagte, der Tanzlehrer D., für ſeine 24 Schüler und 100 
weitere, eingeladene Perſonen einen Ball veranſtaltet. Jeder Teilnehmer 
hatte ein als „Feſtbeitrag“ bezeichnetes Eintrittsgeld zu entrichten. 
Der Mitangeklagte K. hat am Eingang des Tanzlokals die Einladungs— 
karten kontrolliert und das Eintrittsgeld erhoben. Indeſſen ſind 3 Per— 
ſonen feſtgeſtellt worden, die kein Eintrittsgeld entrichtet haben, auch 
nicht nach der Einladungskarte gefragt worden ſind. Der Eintritt 
dieſer Perſonen, von denen 2 nicht im Beſitze einer Einladungskarte 
waren, iſt nach der Annahme der Strafkammer im Drange der Geſchäfte 
überſehen worden. Der Ball hat in einem Gaſthofe an einem nicht 
tanzfreien Tage ſtattgefunden; er iſt dem Gemeindevorſtand von D. an— 
gezeigt, eine Erlaubnis zu ſeiner Abhaltung iſt nicht eingeholt worden. 

Nach Anſicht der Strafkammer iſt in dieſem Tatbeſtand keine 
von der bezeichneten Verordnung mit Strafe bedrohte Handlung 
enhalten. Dieſe Anſicht iſt rechtsirrtümlich. 

Der Geſamtinhalt der Verordnung läßt deutlich erkennen, daß 
ſie alle Arten von Tanzluſtbarkeiten, ſofern ſie nur eine beſondere 
Veranſtaltung vorausſetzen, einer mehr oder weniger weitgehenden 
polizeilichen Beſchränkung unterwerfen will. Dabei macht ſie eine 
dreifache Abſtufung: öffentliche Tanzvergnügungen, Tanzvergnügungen, 
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von Vereinen, rein private Tanzvergnügungen. Für die erſteren wird, 
ſoweit ſie nicht an einem ſogenannten tanzfreien Tage veranſtaltet 
werden, unbedingt die Einholung behördlicher Erlaubnis vorgeſchrieben 
(§ 2). Das gleiche gilt grundſätzlich für die zweite Gruppe, auch 
wenn ſich das Vergnügen auf den Kreis der Vereinsmitglieder beſchränkt. 
Nur dann bedarf ein Verein der behördlichen Erlaubnis zur Abhaltung 
eines nicht⸗ öffentlichen Tanzvergnügens nicht, wenn er die Eintragung 
in ein bei der Bezirksverwaltungsbehörde geführtes beſonderes Ver— 
zeichnis erlangt hat. Er hat dann ein ſolches Vergnügen nur beim 
Gemeindevorſtand anzuzeigen (§ 10 Ziffer 1, 2, §§ 11, 12). Auch 
für reine Privatbälle gilt lediglich dieſe Anzeigepflicht und auch ſie 
nicht, wenn es fic) um einen Hausball handelt (§ 10 Ziffer 3, § 11 
Abſ. 5, § 18). Letzterenfalls beſtehen nur Beſchränkungen hinſichtlich 
des Tags und der Dauer der Veranſtaltung. Dabei werden aber 
die Vorausſetzungen, unter denen ein Privatball der einen oder anderen 
Art anzunehmen iſt, von der Verordnung genau bezeichnet: „Tanz— 
vergnügungen, welche von Privatperſonen für ihre Familie und ein— 
geladene Gäſte oder bei beſonderen Gelegenheiten wie Hochzeiten, 
Kindtaufen, Schlittenfahrten und dergl. nur für die Teilnehmer 
an denſelben (die geſperrten Worte ſind durch Fettdruck her— 
vorgehoben) veranſtaltet werden“ (§ 10 Ziffer 3), „Tänze, welche 
auf Koſten eines Einzelnen in deſſen Behauſung ausſchließlich für 
von demſelben eingeladene Perſonen ſtattfinden“ (§ 18). Es tft klar, 
daß dieſe ſorgfältige Umſchreibung nicht gemacht iſt, damit ſich ein von 
einer Privatperſon veranſtaltetes Tanzvergnügen, bei dem die angegebenen 
Vorausſetzungen nicht zutreffen, größerer Freiheit erfreue, als wo das 
der Fall iſt, ſondern daß gerade der entgegengeſetzte Zweck verfolgt 
wird. Es kann alſo nur im Sinne der Verordnung liegen, daß ein 
von einer Privatperſon veranſtaltetes Tanzvergnügen, das den Rahmen, 
wie er in § 10 Ziffer 3 und § 18 bezeichnet iſt, nicht einhält, nicht 
einer bloßen Anzeige beim Gemeindevorſtand, ſondern der Erlaubnis 
der Bezirkspolizeibehörde bedarf, gleichgültig, ob es geradezu den 
Charakter eines öffentlichen Tanzvergnügens im Sinne des § 2 
annimmt, oder ſich nach Art der in § 10 Ziffer 1 und 2 bezeichneten 
Veranſtaltungen in immerhin engeren Grenzen hält. Allerdings iſt 
das ausdrücklich in der Verordnung nicht ausgeſprochen, wie es in 
§ 12 für die Tanzbeluſtigungen der nicht in das Verzeichnis ein- 
getragenen Vereine geſchehen iſt: „So lange der Eintrag in das in 
§ 11 gedachte Verzeichnis nicht erfolgt iſt, fallen auch die in § 10 
unter 1 und 2 bezeichneten Tanzvergnügen unter die Beſtimmungen 
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von 8 2ff. dieſer Verordnung.“ Aber auch fo iſt die Meinung des 
Geſetzes zu hinreichend deutlichem Ausdruck gelangt. 

Hiernach ſind diejenigen Ausführungen des angefochtenen Urteils, 
die ſich mit der Frage beſchäftigen, ob der von dem Angeklagten D. 
unter Mitwirkung des Angeklagten K. veranſtaltete Ball ein „öffent— 
licher“ geweſen ſei, gegenſtandslos. Nur darauf kommt es an, ob 
er ſich im Rahmen des § 10 Ziffer 3 der Verordnung gehalten hat 
(8 18 kommt von vornherein nicht in Frage, weil der Tanz in einem 
Gaſthof ſtattfand). 

Dieſe Frage iſt entgegen der Anſicht der Strafkammer zu verneinen. 
Die Inhaber der von D. ausgegebenen 100 „Einladungskarten“ 
waren nicht eingeladene Gäſte im Sinne des § 10 Ziffer 3. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob nicht ſchon die Erhebung eines Eintrittsgeldes 
die Annahme eines Gaſtverhältniſſes in dieſem Sinne ausſchließt. 
Jedenfalls erfordert der Begriff des Gaſtes nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrach das Vorhandenſein einer beſonderen perſönlichen Be— 
ziehung zum Wirt, ſei es derjenigen der perſönlichen Bekanntſchaft 
oder des Berufes oder eines anderen Verhältniſſes (vergl. Reger, 
Verwaltungsrechtliche Entſcheidungen 9, 380). Dieſer Sprachgebrauch 
liegt auch der Verordnung zugrunde. Das Vorliegen einer der— 
artigen Beziehung zwiſchen D. und den Inhabern der Einladungs— 
karten wird von der Strafkammer nicht feſtgeſtellt. Vielmehr kam 
es den Angeklagten D. augenſcheinlich nicht auf die Perſon der 
„Eingeladenen“, ſondern auf ihre „Feſtbeiträge“ an. Auch der 
zweite Fall des § 10 Ziffer 3 iſt nicht gegeben. Als „beſondere 
Gelegenheit“, bei der der Tanz veranſtaltet wurde, könnte allenfalls 
der Tanzſtundenkurſus D. in Frage kommen. Auf die Teilnehmer 
an dieſem Kurſus beſchränkte ſich aber der „Tanzſtundenball“ eben nicht. 

Auf der aus Vorſtehendem erſichtlichen Verletzung des § 10 Ziffer 3 
der angezogenen Verordnung beruht das angefochtene Urteil und unter— 
liegt deshalb der Aufhebung. Nur beiläufig ſei bemerkt, daß auch der 
Begriff des „öffentlichen“ Tanzvergnügens verkannt iſt. 

Allerdings verſteht die Verordnung im Gegenſatz zu manchen 
anderen Verordnungen über den gleichen Gegenſtand (vergl. Blätter 
für Rechtsfl. 51, 228 ff.) dieſen Begriff im Sinne von „für alle 
beſtimmt, jedermann zugänglich, der Teilnahme nach Zahl, Art und 
Individualität unbeſtimmte Mehrheit von Perſonen, alſo dem großen 
Publikum offenſtehend“ (vergl. S. 254 a. a. O.). Das ergibt ſich 
mit Sicherheit aus der Beſtimmung in § 11 Abſ. 4 und 6. Im 
Gegenſatz dazu ſtehen ſowohl die Privattänze des § 10 Ziffer 3, 
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deren Weſen darin beſteht, daß fie für einzelne beftimmt find, als 
auch die Tänze der Vereine (§ 10 Ziffer 1 und 2), die den Typus 
der zwar nicht für alle, aber für viele beſtimmten Tanzveranſtaltungen 
repräſentieren. Aber auch der Begriff des öffentlichen Tanzvergnügens 
in dieſem Sinne wird nicht ohne weiteres dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Zutritt nur mit Eintrittskarten verſehenen Perſonen geſtattet wird. 
Das iſt ſo wenig der Fall, wie etwa eine parlamentariſche oder 
Gerichtsverhandlung dadurch eine öffentliche zu ſein aufhört, daß nur 
eine den räumlichen Verhältniſſen entſprechende Zahl von Eintritts— 
karten ausgegeben wird, die allein zum Zutritt berechtigen. 

Auch inſofern wäre daher eine Feſtſtellung nach der Richtung 
erforderlich geweſen, welches der Grund und Zweck der Ausgabe von 
„Einladungskarten“ geweſen iſt, und wie bei der Verteilung dieſer 
Karten verfahren worden iſt. Erſt dann hätte beurteilt werden können, 
ob der Tanz wirklich mit Rückſicht auf den in Rede ſtehenden Umſtand 
als ein nichtöffentlicher anzuſehen war. 

Urteil des Strafſenats vom 2. April 1908, S 15/08 (nach Gera). 


2. Treibjagd im Sinne des Jagdgeſetzes für Reuß j. L. 

vom 7. April 1897. 

Die Entſcheidung hängt lediglich davon ab, ob die vom An— 
geklagten als Jagdpächter am 19. Dezember 1906 veranſtaltete, nicht 
angemeldete Jagd als eine Treibjagd im Sinne des Jagdgeſetzes 
für Reuß j. L. vom 7. April 1897 anzuſehen iſt oder nicht. 

In Betracht kommen die §§ 20, 21, 22 dieſes Geſetzes. Nach 
§ 20 dürfen die Flurſchützen zwar andere Perſonen mit auf die Jagd 
nehmen, jedoch für jeden Jagdbezirk nicht mehr als drei und ſtets nur 
unter ihrer perſönlichen Leitung und Verantwortung. Dann heißt es: 

821. Den Jagdgenoſſenſchaften ſteht das Recht zu, alljährlich bis zu 
drei Treibjagden unter Leitung ihrer Flurſchützen abzuhalten, an welcher 
jeder, welcher jagdbaren Grund und Boden im Revier beſitzt und 
mit dem Schießgewehr umzugehen verſteht, teil zu nehmen berechtigt 
iſt. Die Treibjagden ſind ſpäteſtens 2 Tage vorher bei dem Land— 
ratsamte ſchriftlich anzuzeigen. Die Einladung von Gäſten iſt zuläſſig. 

§ 22. Die Beſtimmungen der 88 20 und 21 finden auf die vers 
pachteten gemeinſchaftlichen Jagdbezirke analoge Anwendung. 

Es dürfen ſich jedoch an den von den Jagdpächtern abzuhaltenden 
Treibjagden nur die von ihnen geladenen Perſonen beteiligen .. .. 

Das Berufungsgericht hat in dieſer Beziehung feſtgeſtellt, daß 
der Angeklagte zur Jagd, an der außer ihm drei andere Jäger teil— 
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nahmen, noch zwei Hilfsperſonen hinzugezogen hat, die hauptſäch— 
lich als Wildträger und nicht als Treiber Verwendung finden ſollten, 
daß die Jäger und Wildträger meiſt in einer Reihe gegangen ſind 
und das Wild vor ſich hergeſcheucht haben; daß aber auch bisweilen, 
nämlich wenn ſie an eine Dickung kamen, die Jäger, die dann dieſe 
umſtellten, das Wild von den hindurchgeſchickten Wildträgern ſich haben 
zutreiben laſſen. 

Dieſe Feſtſtellungen erfüllen den Begriff der Treibjagd im Sinne 
der §§ 21 und 22 des Jagdgeſetzes. 

Mit dem Berufungsgericht iſt davon auszugehen, daß einer Jagd 
die Eigenſchaft einer Treibjagd nicht ſchon um deswillen abzuſprechen 
iſt, weil außer dem Jagdpächter nicht mehr als drei von dieſem mit— 
genommene Perſonen beteiligt waren. Es entſcheidet vielmehr ledig— 
lich die Art des Jagdbetriebes. 

Aus dem Umſtand, daß die Jagden, die gemäß §§ 20 und 22 
des Jagdgeſetzes von dem Flurſchützen oder dem Jagdpächter unter 
Mitnahme von nicht mehr als drei anderen Perſonen veranſtaltet 
werden, den Einſchränkungen nicht unterliegen, die in §§ 21 und 22 
für die Treibjagden vorgeſchrieben ſind, läßt ſich ein Grund gegen die 
obige Auffaſſung nicht herleiten. Denn das Verhältnis der Beſtimmung 
des § 20 zu derjenigen des § 21 iſt folgendes: In § 21 wird eine 
Einſchränkung für die Ausübung des Jagdrechts feſtgeſetzt, ſoweit ſie 
in Geſtalt der Treibjagd erfolgt, ohne daß auf die Zahl der dabei 
beteiligten Jäger Gewicht gelegt wird. In § 20 dagegen wird die 
Jagdausübung auch im übrigen inſofern beſchränkt, als dem, der die 
Jagd auszuüben hat, die Mitnahme von mehr als drei anderen 
Perſonen unterſagt wird. In der Form der Treibjagd darf nur 
dreimal im Jahre die Jagd ausgeübt werden, die Jagdausübung in 
anderer Form iſt in dieſer Weiſe nicht beſchränkt, aber in einer anderen, 
nämlich in der, daß neben dem Jagdberechtigten nicht mehr als drei 
Perſonen mitjagen dürfen. 

Die Entſcheidung darüber, ob eine Treibjagd vorliegt oder nicht, 
hat nur im Wege der Auslegung des Geſetzes durch das Gericht zu 
erfolgen. Es iſt allerdings nicht unzuläſſig, bei dieſer Feſtſtellung das 
Gutachten eines Sachverſtändigen heranzuziehen, beſonders zur Klar— 
ſtellung der in Frage kommenden tatſächlichen Verhältniſſe. Jeden— 
falls aber muß es beanſtandet werden, wenn das Berufungsgericht das 
Vorliegen einer Treibjagd mit der Begründung verneint, daß ein 
Sachverſtändiger überzeugend bekundet habe, es liege nicht eine Treib— 
jagd, ſondern eine Suchjagd vor. Das iſt um ſo weniger zuläſſig, als 
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weder der Begriff der Treibjagd, noch der der Suche ſcharf umgrenzt 
und nicht einmal angeführt wird, worin das Ueberzeugende der Be— 
kundungen des Sachverſtändigen beruht. 

Für den Begriff der Treibjagd iſt es, wie im Urteil des Reichs— 
gerichts vom 5. Februar 1894 (JW. 1894, 170) ausgeführt wird, 
charakteriſtiſch, daß das Treiben einen weſentlichen Beſtandteil der Form 
der Jagdausübung bildet, ſo daß ſie ohne Treiben überhaupt nicht ge— 
dacht werden kann. Von dieſer an den allgemeinen Sprachgebrauch 
ſich anſchließenden Begriffsbeſtimmung iſt auch bei Auslegung des 
§ 21 des Jagdgeſetzes für das Fürſtentum Reuß j. L. auszugehen. 
Eine Treibjagd im Sinne dieſes Geſetzes iſt jedenfalls dann als vor— 
liegend zu erachten, wenn, wie hier, eine Mehrheit von Jägern mit 
Zuhilfenahme von mehreren Perſonen, die kein Gewehr führen, in 
bewußtem Zuſammenwirken derartig jagt, daß das in dem bejagten 
Gebiet vorhandene Wild aufgetrieben und den Jägern zugetrieben 
wird. Darum liegt nach den Feſtſtellungen des Landgerichts eine 
Treibjagd augenſcheinlich inſoweit vor, als das Wild von den durch 
die Dickungen geſchickten Hilfsperſonen den darum aufgeſtellten Jägern 
zugetrieben worden iſt. Es iſt aber keineswegs notwendig, daß das 
Zutreiben in einem Entgegentreiben beſteht. Auch wenn die Jäger 
und die zum Treiben herangezogenen Hilfsperſonen das Jagdgebiet 
in einer Linie abtreiben, wird das Wild den Jaägern inſofern zu— 
getrieben, als das von den Hilfsperſonen aufgetriebene Wild den 
Jägern zugetrieben wird, und als ferner das von dem einen Jäger 
aufgetriebene Wild den anderen zugetrieben wird. 

Somit ſtellt ſich die Jagdausübung des Angeklagten, auch ſo— 
weit ſie in einer Linie erfolgte, als Treibjagd dar. 

Allerdings würde es zu weit gehen, wenn man jedes Jagen, 
bei welchem gelegentlich ein Stück Wild dem Jäger zugetrieben wird, 
als eine Treibjagd bezeichnen wollte. Eine ſolche liegt z. B. nicht 
vor, wenn ein einzelner Jäger die ſich zufällig bietende Hilfe einer 
anderen Perſon annimmt, um ein beſtimmtes Stück Wild in einer 
Dickung aufzutreiben (vergl. das oben angeführte Urteil des Reichs— 
gerichts). Dann iſt der Begriff der Suchjagd gegeben. So iſt aber 
der vorliegende Fall nicht geartet. 

Bemerkt ſei noch, daß es auch rechtsirrig iſt, wenn das Be— 
rufungsgericht Gewicht darauf legt, daß im vorliegenden Falle die 
mitgenommenen Perſonen hauptſächlich als Wildträger benutzt 
worden ſind, und daraufhin auch dem Abtreiben der Dickungen den 
Charakter der Treibjagd abſpricht. Es genügt, daß getrieben worden 
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iſt, und es iſt gleichgültig, daß die Treiber außer dieſer Tätigkeit 
noch eine andere ausgeübt haben, ſelbſt wenn die letztere Tätigkeit 
quantitativ die überwiegende war. 

Urteil des Strafſenats vom 20. Juni 1907, S 45/07 (nach Gera). 


II. Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes für die 
Herzogtümer S.⸗Coburg und Gotha. 
Mitgeteilt vom Herausgeber. 

1. Stimmzählung bei der Wahl mehrerer Ausſchuß— 
mitglieder in Gothaiſchen Dorfgemeinden, wenn 
einzelne Namen auf dem Stimmzettel unleſerlich 
geſchrieben ſind. 

Bei der am 14. Dezember 1906 erfolgten Wahl von fünf Mit— 
gliedern des Gemeindeausſchuſſes für die Gemeinde Tambach wurden 
von der Wahlbehörde der Sattlermeiſter F., der Maurer M., der 
Zimmermeiſter K., der Waldwart K. und der Kläger, Zimmergeſelle 
K. als mit Stimmenmehrheit gewählt proklamiert. Die Wahlbehörde 
hatte 14 Stimmzettel, auf denen ein oder mehrere Namen unleſerlich 
oder nicht genügend bezeichnet waren, ihrem ganzen Inhalt nach, alſo 
auch bezüglich der Namen, bei denen dieſer Mangel nicht vorlag, für 
ungültig erklärt. Nachdem gegen dieſes Verfahren innerhalb der ge— 
ſetzmäßigen Friſt Beſchwerde beim Gemeindevorſtand erhoben war, 
erkannte das Landratsamt Ohrdruf die Wahlen der vier erſtgenannten 
Perſonen als geſetzmäßig an, erklärte aber die Wahl des Klägers für 
ungültig und ordnete eine neue Wahl an. Das Landratsamt ging 
hierbei von der Anſicht aus, daß nur die auf unleſerliche oder nicht 
genügend bezeichnete Namen lautenden Stimmen ihrem Inhalt nach 
nicht zu berückſichtigen ſeien, daß aber die übrigen auf demſelben 
Zettel abgegebenen Stimmen, bei denen ein ſolcher Mangel nicht 
vorlag, als gültig zu behandeln und und den angegebenen Kandidaten 
zuzurechnen ſeien. Das Verfahren der Wahlbehörde ſei auf die Wahl 
der vier erſtgenannten Perſonen ohne Einfluß, dagegen ſei es nicht 
ausgeſchloſſen, daß bei richtigem Verfahren der Wahlbehörde ſtatt des 
Klägers der Dielenſchreiner G. gewählt worden wäre. 

Gegen den am 10. Januar 1907 an den Gemeindevorſtand in 
Tambach erlaſſenen Beſcheid hat Kläger bei dem Verwaltungsgerichts— 
hof mit dem Antrage Klage erhoben, unter Aufhebung dieſes Be— 
ſcheides ſeine Wahl für gültig zu erklären. Er hält das Verfahren 
der Wahlbehörde für geſetzlich begründet, zugleich aber für einflußlos, 
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da er auch bei einem der Auffaſſung des Landratsamts entiprechen- 
den Verfahren mit Stimmenmehrheit gewählt ſei. Das Landratsamt 
hat unter Wiederholung der Ausführung ſeines angegriffenen Be— 
ſcheides um Abweiſung gebeten. 

Die Zuläſſigkeit der Klage vor dem Verwaltungsgerichtshof gegen 
die angefochtene Verfügung des Landratsamts unterliegt keinen Be— 
denken. Durch § 1, II. Ziff. 6 des Gothaiſchen Geſetzes, betr. die 
Erweiterung der Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes, vom 
23. Mai 1906 ſind Streitigkeiten über die Gültigkeit der Wahlen 
zur Gemeindevertretung auf erhobene Klage der Entſcheidung des 
Gerichtshhofes unterſtellt worden. Nach § 97 des Gothaiſchen Ge— 
meindegeſetzes vom 11. Juni 1858 hat die „Staatsbehörde“, d. i. 
nach § 218 daſelbſt im vorliegenden Falle das Landratsamt in Ohr— 
druf, über die Gültigkeit der Wahlen zum Gemeindeausſchuß „end— 
gültig“, d. h. nach § 220 daſelbſt unter Ausſchluß einer Berufung 
an das Staatsminiſterium zu entſcheiden. Die Klage gegen das 
Landratsamt Ohrdruf iſt daher nach § 9 Abſ. 1 und 3 des Gefeges, 
betr. die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes, vom 14. November 
1899 zuläſſig. 

In der Sache ſelbſt war der Auffaſſung des Landratsamts — 
ſoweit es ſich um die Gültigkeit verſchiedener für ungültig erklärter 
Stimmzettel handelt — beizutreten. Nach § 91 des Gothaiſchen Ge— 
meindegeſetzes erfolgt, wenn von denſelben Wählern mehrere Ausſchuß— 
mitglieder zu wählen ſind, deren Wahl gleichzeitig mittels eines und 
desſelben Stimmzettels. Der § 89 daſelbſt, nach dem Stimmzettel, 
welche unleſerlich geſchrieben ſind oder die Perſon des Vorgeſchlagenen 
nicht hinlänglich bezeichnen, zwar zu zählen, bei erfolgloſer Meldung 
zur Beſeitigung des Mangels aber ihrem Inhalte nach nicht zu be— 
rückſichtigen ſind, bezieht ſich zunächſt nur auf den Fall der Wahl 
eines Ausſchußmitgliedes. Bei ſeiner Anwendung auf den erſt im 
8 91 behandelten Fall der gleichzeitigen Wahl mehrerer Ausſchuß— 
mitglieder iſt kein Grund erſichtlich, weshalb die auf deutlich be— 
zeichnete Perſonen entfallenen Stimmen um deswillen nicht berück— 
ſichtigt werden ſollten, weil die Namen anderer auf dem Stimmzettel 
ebenfalls genannter Perſonen unleſerlich geſchrieben oder ſonſt nicht 
hinlänglich deutlich bezeichnet ſind. Eine ſolche Annahme wäre nur 
dann zuläſſig, wenn das Geſetz die Wahl mehrerer Ausſchußmitglieder 
als eine einzige, einheitliche und untrennbare Wahl auffaßte und da— 
her eine dem Geſetz entſprechende Bezeichnung für die Geſamtheit der 
zu wählenden Ausſchußmitglieder, alſo für fo viele Kandidaten ind- 
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geſamt verlangte, als Ausſchußmitglieder zu wählen ſind. Das Ge— 
meindegeſetz ſteht aber nicht auf dieſem Standpunkte, denn es erklärt 
in 8 91 Abſ. 2 Wahlzettel, auf denen zu viel oder zu wenig Namen 
verzeichnet ſind, für zuläſſig und läßt im erſten Falle nur die in der 
Reihenfolge letzten, zu viel geſchriebenen Namen unberückſichtigt. Das 
Geſetz ſieht alſo die Wahl mehrerer Ausſchußmitglieder als mehrere 
Wahlen an, bei denen nur ein und derſelbe Stimmzettel benutzt wird, 
und die Frage nach der Gültigkeit der abgegebenen Stimmen iſt da— 
her für jeden auf dem Stimmzettel angegebenen Namen ebenſo be— 
ſonders zu prüfen, wie die Frage der Wählbarkeit eines jeden Ge— 
wählten nur nach ſeiner Perſon zu entſcheiden iſt, ohne daß hiervon 
der übrige Inhalt des Stimmzettels berührt wird. Stimmzettel, die 
unleſerlich geſchrieben ſind, oder die Perſon des Vorgeſchlagenen nicht 
hinlänglich bezeichnen, ſind daher nach erfolgloſer Aufforderung zur 
Beſeitigung dieſes Mangels nur ſoweit dieſer Fehler vorliegt, nicht 
aber bezüglich der übrigen hinlänglich bezeichneten Vorgeſchlagenen 
unberückſichtigt zu laſſen. 

Das Landratsamt hat, von dieſer Auffaſſung ausgehend, die 
Wahl des Klägers nicht für geſetzmäßig anerkannt, weil es nicht aus— 
geſchloſſen ſei, daß bei Anwendung der eben dargelegten Rechts— 
auffaſſung das Wahlergebnis hinſichtlich des Klägers und des Dielen— 
ſchneiders G. ein anderes geworden wäre. Dieſe Möglichkeit genügt 
nicht, um die getroffene Entſcheidung bezüglich der Wahl des Klägers 
zu rechtfertigen, das zur Entſcheidung über die Geſetzmäßigkeit der 
Wahlen nach § 97 Abſ. 2 des Gemeindegeſetzes berufene Land— 
ratsamt hätte vielmehr beſtimmt feſtſtellen müſſen, welche Stimmzettel 
für ungültig erklärt ſind, und wie ſich zahlenmäßig das Verhält— 
nis der auf die einzelnen Vorgeſchlagenen abgegebenen Stimmen 
geſtaltet hätte, wenn bei der Frage nach der Gültigkeit der Stimmen 
nicht die falſche Auffaſſung der Wahlbehörde, ſondern die oben ent— 
wickelte Anſicht entſcheidend geweſen wäre. Hierdurch hätte ſich 
zahlenmäßig berechnen laſſen, wieviel gültige Stimmen einerſeits auf 
den Kläger, andererſeits auf die übrigen Vorgeſchlagenen entfallen 
ſind, und ob hiernach der Kläger gewählt war oder nicht. Die Ent— 
ſcheidung des Landratsamts unterliegt hiernach der Aufhebung. Für 
die von neuem zu treffende Entſcheidung ſei noch folgendes bemerkt: 

Das Gemeindegeſetz unterſcheidet in § 97 bei der Wahlprüfung 
zwiſchen den Wahlen zur Stadtverordentenverſammlung und denjenigen 
zum Gemeindeausſchuß in den Dorfgemeinden. In den erſteren wird 
die Staatsbehörde mit der Frage der Gültigkeit der Wahlen nur im 
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Falle rechtzeitig eingelegter Beſchwerde befaßt. Sie hat alſo nicht in 
erſter Linie zu entſcheiden, wer gewählt iſt, vielmehr iſt dieſes Auf— 
gabe der Wahlbehörde (§ 92). Die Staatsbehörde iſt in ihrer Ent— 
ſcheidung inſofern beſchränkt, als fie nach Abſ. 1 Satz 2 des § 97 
nur die Ungültigkeit der Wahl ausſprechen und eine neue Wahl ane 
ordnen, nicht aber an Stelle einer von ihr für ungültig erklärten 
Wahl die Wahl einer anderen Perſon für gültig erklären kann. 

Im Gegenſatz hierzu hat nach Abſ. 2 a. a. O. in den Dorf— 
gemeinden die Staatsbehörde ſtets, gleichgültig ob Beſchwerde gegen 
das Wahlverfahren eingelegt iſt oder nicht, über die Geſetzmäßigkeit 
der Wahlen zu entſcheiden. Hier iſt ſie alſo allein zur Feſtſtellung 
des Wahlergebniſſes berufen, und das von der Wahlbehörde ver— 
kündigte Ergebnis der Wahl hat nicht wie bei den Städten die; Des 
deutung einer rechtlichen, nur mit der Beſchwerde angreifbaren Feſt— 
ſtellung des Wahlergebniſſes, ſondern iſt nur eine vorläufige, die 
Staatsbehörde nach keiner Richtung bindende Bekanntmachung. Dem— 
gemäß iſt dieſe auch bei ihrer Entſcheidung hier nicht der Beſchränkung 
in Abſ. 1 Satz 2 des § 97 unterworfen. Das Landratsamt wird 
alſo bei ſeiner erneuten Entſcheidung ſich nicht damit begnügen dürfen, 
feſtzuſtellen, ob der Kläger gewählt iſt oder nicht, ſondern es wird 
weiter feſtzuſtellen haben, wer nach den obigen Ausführungen als 
gewählt anzuſehen iſt, falls es zu dem Ergebnis gelangt, daß der 
Kläger nicht gewählt iſt. 

Entſcheidung vom 22. November 1907, B 3/07. 


2. Pflicht der Steuerbehörde, zur Aufklärung des 

Sachverhalts Fragen zu ſtellen. 

Die Klägerin hat bei der Berechnung des Einkommens Hypo— 
thekenzinſen in Abzug gebracht, aber entgegen der Vorſchrift des Art. 9 
Abſ. 2 GothCinfStG. vom 12. März 1902 weder den Gläubiger 
bezeichnet, noch das Datum der Schuldurkunde angegeben. Die 
Steuerbehörden haben die Folgerung gezogen, die das Geſetz an die 
Unterlaſſung knüpft, und die Schuldzinſen bei der Veranlagung un— 
berückſichtigt gelaſſen. Die Klägerin gibt an, es liege ein Verſehen vor, 
auf das man ſie hätte aufmerkſam machen müſſen. Aus den Gründen: 

Die Klage iſt begründet. Art. 9 Abi. 2 Eink StG. hat nicht 
die Bedeutung, daß in Fällen, wo die Steuererklärung die dort 
bezeichneten Einzelangaben über Schulden und Laſten nicht enthält, 
die Veranlagungsbehörde ohne jeden Verſuch der Klarſtellung den 
Anſpruch auf Abzug unberückſichtigt laſſen müſſe; jene Vorſchrift 
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ſchließt vielmehr die Pflicht zur Frageſtellung keineswegs aus, wie 
denn auch alle ſonſtigen nach Art. 9 beanſpruchten Abzüge gegebenen— 
falls der näheren Erörterung durch die Veranlagungsbehörden unter— 
liegen. Dafür, daß das Geſetz etwa nach dieſer Richtung eine unter— 
ſchiedliche Behandlung der in Art. 9 aufgeführten Abzüge beab— 
ſichtigt habe, fehlt jeglicher Anhalt. Und da auch noch in der 
Berufungsinſtanz Erhebungen zur genauen Feſtſtellung der Vermögens— 
und Einkommensverhältniſſe der Steuerpflichtigen ſtatthaft find, fo 
hätte die Berufungskommiſſion den Anſpruch der Klägerin auf Abzug 
der erwähnten Schuldzinſen klarſtellen müſſen', wenn ſolches über— 
haupt noch erforderlich geweſen wäre. Kennt doch ausweislich der Akten 
der Vorſitzende der Einſchätzungskommiſſion die hier in Frage ſtehende 
Hypothek und hat er doch tatſächlich die darauf zu leiſtenden Zinſen 
bei früheren Steuerveranlagungen als abzugsberechtigt anerkannt. 
In der Unterlaſſung ſachdienlicher Klarſtellung der Angaben der 
Steuerpflichtigen liegt eine Verkennung des Art. 9 Abſ. 2 des Ein— 
kommenſteuergeſetzes. Die Entſcheidungen beider Verwaltungsinſtanzen 
beruhen daher auf unrichtiger Anwendung des beſtehenden Rechtes. 


Entſcheidung vom 22. November 1907, B 18/06. 


3. Begriff der Polizeiverfügung. Kein klagbares 

Recht auf Erlaß ſolcher. 

Der Angriff der Kläger richtet ſich nicht gegen eine polizeiliche 
Verfügung im Sinne des 87 Ziff. 1 des Geſetzes vom 14. November 
1899. Nach dem Vorbringen der Kläger könnte es zweifelhaft ſein, 
ob man ihre Beſchwerde zugleich auch gegen die Erteilung der Bau— 
erlaubnis an den Tiſchler L. gerichtet anſehen kann, oder ob Gegen— 
ſtand der Beſchwerde lediglich die Verſagung polizeilichen Einſchreitens 
gegen den Betrieb des Petroleummotors und der Kreisſäge iſt. In 
keinem Falle liegt eine polizeiliche Verfügung vor, gegen welche die 
Klage im verwaltungsgerichtlichen Verfahren gerichtet werden könnte. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht der Begriff der Polizei— 
verfügung im techniſchen Sinne auf Gebote und Verbote zu be— 
ſchränken iſt, die ein initiatives zwangsweiſes Eingreifen der Obrigkeit 
darſtellen; jedenfalls gehört es zum Begriff der polizeilichen Verfügung, 
daß durch den obrigkeitlichen Akt in irgend einer Weiſe die 
perſönliche Handlungsfreiheit jemandes beſchränkt 
wird (vergl. Stengels Wörterbuch des Verw. 2, 270). Eine 
ſolche Beſchränkung liegt aber weder in der Erteilung der Bauerlaub— 
nis noch in der Ablehnung des gewünſchten beſonderen polizeilichen 
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Einſchreitens. Ein im gerichtlichen Wege verfolgbares ſubjektives Recht 
des einzelnen, eine nach ſeinem Erachten im öffentlichen Intereſſe 
erforderliche polizeiliche Aktion herbeizuführen iſt, wie anderen Staaten 
mit ausgebildeter Verwaltungsgerichtsbarkeit (vergl. PrOVwG. 14, 
382), ſo auch dem inländiſchen Rechte fremd. 


Urteil vom 8. Februar 1907, B 1/06. 


III. Aus der Praxis des Landgerichts Meiningen. 
Mitgeteilt von Herrn Landgerichtsrat Geh. Juſtizrat Graf in Meiningen. 

Anwendung des Rechtsſatzes, daß Grunddienſt— 

barkeiten mit tunlichſter Schonung des Eigen— 

timer auszuüben find, in der Zwangsvoll— 
ſtreckungsinſtanz gegenüber einem rechtskräftigen 

Urteil. 

Die Gemeinde L. — ein Badeort — hatte gegen den Beſitzer 
des Bades Klage erhoben auf Anerkennung einer Reihe von Grund— 
gerechtigkeiten, welche die politiſche Gemeinde an verſchiedenen Grund— 
ſtücken des Badbeſitzers erworben haben wollte. Sie iſt mit ihren 
auf Erſitzung gegründeten Anſprüchen durchweg abgewieſen worden. 
Im Laufe des Prozeſſes hatte der Badeigentümer aber ſich aus 
freien Stücken herbeigelaſſen, anzuerkennen, daß den Mitgliedern der 
politiſchen Gemeinde ein Wegerecht über den Kurplatz, zu welchem auch 
die Kurhausanlagen gehören, nach der Kirche an Sonn- und Feier— 
tagen zwecks Beſuchs der Kirche und Rückkehr von dieſer in ihre 
Behauſung zuſtehe und iſt er ſeinem Anerkenntnis gemäß rechtskräftig 
zur Duldung dieſes Kirchwegs verurteilt worden. Nach eingetretener 
Rechtskraft des Urteils fand er ſich aber durch dieſen am Kurhaus 
vorbei und durch die dort befindlichen Anlagen führenden Kirchweg 
weſentlich geſtört, insbeſondere auch weil dieſe Anlagen beſchädigt und 
ſeine Kurgäſte durch die Kirchgänger geniert wurden, er umzäunte 
deshalb den ganzen Platz am Kurhaus, ſo daß die jenſeits desſelben 
wohnenden Einwohner von L., wenn ſie ihren Weg zur Kirche und 
von da zurück nehmen wollten, nicht mehr am Kurhaus entlang und 
durch die dasſelbe umgebenden Anlagen gehen konnten, ſondern ihren 
Kirchgang auf einem außerhalb des Kurplatzes führenden mit dieſem 
parallel laufenden Weg gehen mußten, zu welchem ſie auf einem 
Umweg von einigen wenigen Schritten von ihren Behauſungen ge— 
langten, um ſchließlich auf den auch vom Kurplatz nach der Kirche 
führenden ebenfalls zum Kurplatz gehörenden Weg wieder einzumünden. 
Die Gemeinde L. fühlte fic durch dieſe Maßnahme des Badbefigerd 
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in ihrem ihr durch rechtskräftiges Urteil zugeſprochenen Rechte be— 
einträchtigt und ſtellte deshalb beim Landgericht M. den Antrag, den 
Badebeſitzer P. wegen Zuwiderhandlung gegen ſeine Verpflichtung, 
den Bewohnern von L. den Weg zur Kirche und von dieſer zurück durch 
den jetzt eingezäunten Teil des Kurplatzes zu geſtatten, zu einer Geldſtrafe 
von 50 M. zu verurteilen. Die 1. Zivilkammer des Landesgerichts 
wies dieſen Antrag durch Beſchluß ab, indem ſie folgendes ausführte: 

Erwägt man, daß der Servitutberechtigte ſich Einſchränkungen 
gefallen laſſen muß, die für ihn nicht weſentlich ſind, daß das Betreten 
der jetzt eingezäunten Teile des Kurplatzes für den Badebeſitzer und 
ſeine Kurgäſte in hohem Maße beläſtigend iſt, daß das Betreten des 
Kurgartens mit allerhand Unfug verbunden war, daß endlich der 
Umweg, den nach Abſperrung des Kurgartens die Bewohner von 
L. auf ihrem Weg zur Kirche machen mußten, nur ein ganz gering— 
fügiger iſt, der für die Kirchgänger, die zu ihrem Zweck am Sonntag 
ausreichend Zeit haben, gar nicht in Betracht kommt, ſo kommt man 
zu dem unabweisbaren Reſultat, daß der Badbeſitzer mit Abſperrung 
des Platzes um das Kurhaus nichts getan hat, was gegen den 
Zweck und Sinn des rechtskräftigen Urteils verſtieße. Er hat den Weg 
über den Kurplatz den Bewohnern 8.8 entſprechend feiner Verurteilung 
nach wie vor geſtattet, wenn auch mit einer unweſentlichen Einſchränkung. 
Ihn wegen einer Handlung, die ſein gutes Recht iſt und welche das 
den L. ern von ihm gutwilligerweiſe eingeräumte Recht in nur ganz 
unweſentlicher Weiſe einſchränkt, zu beſtrafen, iſt nicht angängig. 
Wollte man das rechtskräftige Urteil dahin auslegen, daß der Bad— 
beſitzer den Vern den Weg zur Kirche über den jetzt eingezäunten 
Teil des Kurplatzes nach wie vor zu geſtatten habe und deshalb, weil 
er denſelben zur Zeit nicht mehr geſtattet, die beantragte Strafe aus— 
ſprechen und der Badbeſitzer würde dann eine Klage auf Feſtſtellung 
erheben, daß er berechtigt ſei, den betr. Teil des Kurplatzes einzu— 
zäunen, weil dadurch zu ſeinen gunſten das Recht der Lier in keiner 
erheblichen Weiſe beſchränkt würde, ſo würde er ohne Zweifel ein 
obſiegendes Urteil erlangen. In einem ſolchem Fall aber eine Strafe 
auszuſprechen wegen einer Handlungsweiſe, die das Gericht ſchließlich 
als vollberechtigt anerkennen müßte, erſcheint nicht angängig. 

Die gegen dieſen Beſchluß von der Gemeinde L. erhobene ſo— 
fortige Beſchwerde wurde vom OLG. Jena zurückgewieſen, indem es 
ausführte: Den Ausführungen des Landgerichts, daß Servituten nach 
den allgemeinen für dieſe geltenden Grundſätzen in einer für das 
belaſtete Eigentum ſchonenden Weiſe auszuüben ſeien und daß im 
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vorliegenden Fall ſich die Gemeinde L. die Verweiſung ihrer Bewohner 
auf den bezeichneten teilweiſe veränderten Kirchweg gefallen laſſen 
müſſe, fet aus den dafür vom Langericht angeführten Gründen durch— 
aus beizuſtimmen, fie erſchienen in rechtlicher wie in tatſächlicher Bee 
ziehung als ſachgemäß und würden den beiderſeitigen Intereſſe der 
Beteiligten gerecht. Eine gänzliche Verdrängung der Bewohner 2.8 
durch die teilweiſe Einzäunung der betr. Parzelle für ihren Gang zur 
Kirche, die ſelbſtverſtändlich eine unzuläſſige Verkümmerung des der 
Gemeinde zuerkannten Rechtes in ſich ſchließen würde, komme aber nicht 
in Frage, da der Weg immerhin noch über Teile des Kurplatzes führe. 


Bücherbeſprechungen. 


13. Herrmann, W. (Paſtor in Wittenberg), Die geſetzlichen 
Beſtimmungen über die religiöfe Erziehung der Kinder in 
Miſchehen und andere wiſſenswerte Beſtimmungen über die 
religidje Erziehung überhaupt, ſoweit fie die 9 alten 
preußiſchen Provinzen betreffen. Leipzig (C. Braun) 1907. 
30 S. 0,40 M. 


Die Schrift mag als fleißige Sammlung von Verordnungen, Reſkripten 
und Erkenntniſſen einigen Wert haben; übrigens iſt ſie ein leicht irreführender 
Wirrwarr. Stellen des Preuß. Landrechts, welche 1803 außer Kraft geſetzt ſind, 
und Arbeiten der ehemaligen Preußiſchen Miniſterien für Geſetzesreviſion, welche 
nicht einmal amtlich publiziert ſind, werden als heutzutage gültige Geſetze auf⸗ 
geführt und behandelt, während die Verordnung vom 21. Nov. 1803, welche das 
Preußiſche Recht der Miſchehen von Grund aus umgeſtaltete, nur kleingedruckt als 
teilweiſe Abänderung von LR. II 2 § 76 fic) fiudet und demgemäß erörtert wird. 
Derartig iſt denn auch die Mehrzahl der Angaben über Einrichtungen des Rechts. 


14. Rhamm, A., Die Neuordnung der Regierungsver-⸗ 
hältniſſe in Braunſchweig. Braunſchweig (Schulbuchhandlung) 1907. 
23 S. 0,60 M. 


Die Schrift iſt ein Sonder-Abdruck aus der von J. C. B. Mohr verlegten 
neuen Zeitſchrift „Das öffentliche Recht der Gegenwart“ I 1907. Ihren Inhalt 
bilden weſentlich die Aktenſtücke der bezüglichen Vorgänge zwiſchen 13. Sept. 1906 
und 5. Juni 1907, dem Tage des Todes des Prinzen Albrecht von Preußen und 
dem Tage des Einzuges des Herzogs Johann Albrecht von Mecklenburg. Die 
verbindende Darſtellung iſt rein objektiv, man müßte denn die S. 12 ſich findende 
Bemerkung nicht dazu rechnen, daß zur Heftigkeit welfiſcher Treibereien der Zwiſchen⸗ 
zeit weſentlich beigetragen habe „der von der Mehrzahl der preußiſchen Zeitungen 
bei Beurteilung der Braunſchweiger Vorgänge angeſchlagene überhebende und ſchul⸗ 
meiſterliche Ton, der dem beſcheidenen Maß der Einſicht in die Sach- und Rechts- 
lage durchaus nicht entſprach“. 


15. Grunow, Dr. Georg, Die Tierhaftung nach dem BGB. 
für das Deutſche Reich und gemäß 1. 188 4—11 D. 9, 1. Berlin 
(E. Ebering) 1907. 75 S. 2 M. 


G. führt zunächſt (S. 3 fg.) auf 4 Seiten Literatur auf, erklärt ſich ſodann 
(S. 9 fg.) gegen Abänderung des § 833 BGB., ſtellt kurz die Actio de pauperie 
(S. 11 fg.) und umfänglicher deren Geſchichte dar (S. 16 fg.), erwähnt die haupt⸗ 
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ſächlichſten fpäteren Rechte ähnlicher Art (S. 20fg.), erzählt die Geſchichte der Ent⸗ 
ſtehung des § 833 (S. 28 fg.) und das Aufkommen der Gefährdungshaftung (S. 26 fg.) 
und ſieht (S. 29 fg.) mit Kohler Gefährdungshaftung des Tierhalters dadurch begründet, 
daß Halten von Tieren das Stück eines auf unberechenbare Weiſe in den Verkehr 
eingreifenden Wirtſchafts-Unternehmens fei. Aus dieſer Auffaſſung vom Halten 
eines Tieres leitet G. (S. 41 fg.) ab, daß wir nur außerhalb unſeres Wirtſchafts— 
kreiſes und alſo nicht unſeren Dienſtboten und Gäſten, auch nicht unſeren aus 
Gefälligkeit aufgenommenen Fahrgäſten für Beſchädigung durch unſere Tiere haf- 
ten. G. beſpricht weiter (S. 33 fg.) die verſchiedenen Kauſalitäts-Theorien, und 
läßt in Anſchluß daran eine Reihe eigener Erörterungen folgen (S. 43 fg.), deren 
weſentlichſtes Ergebnis für die Auslegung des § 833 laut S. 54/55 iſt: „Der Tiers 
halter haftet für allen Schaden, der im Bereich der ſpezifiſchen Gefährdung durch 
tieriſche Lebensfunktionen liegt, welche ſich einerſeits als vom tieriſchen Willen bes 
dingte Handlungen, andererſeits als eine rein phyſiologiſche Tätigkeit der Organe 
darſtellen, es ſei denn, daß ſich das Tier in unmittelbarer und unbedingter 
(wenigſtens de facto) Abhängigkeit vom menſchlichen Willen befindet.“ 

Hiermit ſtimmt offenſichtlich, daß G. (S. 48fg.) höherer Gewalt hier keine 
Bedeutung zumißt für die Beurteilung des Tuns der Tiere, keineswegs aber, daß 
er — was meines Erachtens allerdings richtig — hinſichtlich der Vorausſetzungen 
für * § 833 dem römiſchen Rechte völlig gleich erklärt (S. 10, 
56 und 75). — 

Das römiſche Recht ſtellt G. ſodann dar (S. 56 fg.) nicht nur aus den im 
Titel der Schrift angeführten Stellen, ſondern aus allen für die Tierhaftung in 
Betracht kommenden Stellen des Corpus juris. Sämtliche Stellen ſind meines 
Erachtens richtig ausgelegt. Auch weiſt G. das bekannte sui generis als Zuſatz 
der Gloſſe zurück, ebenſo die vom gemeinen Recht angenommene Bedingung der 
Tierhaftung als irrtümliche Auslegung der in zwei Stellen vorkommenden Worte 
„contra naturam“ (S. 65fg.) 


16. Brenner, Dr. J. (Gerichtsrat), Der kaufmänniſche Dienſt— 
vertrag nach deutſchem Recht. Nürnberg und Leipzig (U. E. Sebald) 
1908. 137 S. 1 M. 20 Pf. 


Der Vorſitzende des Gewerbe- und Kaufmannsgerichts München hat 1902 
ein inzwiſchen ſchon in zweiter Auflage erſchienenes Büchlein „Der gewerbliche Ar— 
beitsvertrag nach deutſchem Recht; ein Leidfaden vornehmlich für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer“ bei L. H. Beck in München herausgegeben und läßt dieſem Büchlein 
jetzt das in der Ueberſchrift bezeichnete, in gleicher Weiſe bearbeitete folgen als „ein 
Leidfaden vornehmlich für Kaufleute und Handelsangeſtellte“. Das gut und ane 
ſprechend ausgeſtattete Büchlein iſt ein vortrefflicher Leidfaden für die Benannten, 
daneben indes auch für Juriſten, welche mit kaufmänniſchen Dienſtverträgen ſich 
zu beſaſſen haben, und es wird auch andere Juriſten erfreuen durch die Klarheit 
und Gefälligkeit ſeiner Darſtellung. Nr. 1 beantwortet die Frage, welche Geſetze 
den kaufmäniſchen Dienftvertrag regeln, Nr. 2 die Frage, wer einen ſolchen Ver— 
trag gültig ſchließen kann, Nr. 3 die Frage, welchen Inhalt ein ſolcher Vertrag 
haben muß; dabei werden insbeſondere behandelt der Vertragsabſchluß, Scherzge— 
ſchäfte, Scheingeſchäfte, Irrtum, argliſtige Täuſchung und widerrechtliche Drohung, 
Verträge gegen die guten Sitten und gegen geſetzliche Beſtimmungen. Nr. 4 be⸗ 
ſpricht die Verpflichtungen des Prinzipals und dabei insbeſondere Gehalt, Pro— 
viſionen, Tantiemen, Speſen, Gratifikationen, Ueberſtunden, Zeiten ohne Dienſt— 
leiſtungen, Abzüge, Lohnbeſchlagnahme, Zeugnis, Schutzpflicht in Bezug auf das 
körperliche und geiſtige Wohl der Handlungsgehilfen. Nr. 5 beſpricht deren Vere 
pflichtungen und dabei insbeſondere die Dieuſte der Reiſenden, das Handels- und 
das Konkurrenzverbot, das Geſchäftsgeheimnis, die Schadenserſatzpflicht. Nr. 6 handelt 
von Zeit und Art für die Erfüllung des Dienſtvertrages. Nr. 7 vom Kündigungs- 
recht, ordentlichem und außerordentlichem, ſowie von der Konkurrenzklauſel, der An- 
hang vom Verfahren vor den Kaufmannsgerichten ſowie von deren Gutachten und. 
Anträgen. 

In einem Punkte, indes nur in dieſem, möchte der Unterzeichnete dem Vere 
faſſer widerſprechen: die Zeugniſſe können laut $ 73 und 80 HGB. nur „bei 
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Beendigung des Verhältniſſes“ verlangt werden, alfo wohl nicht, wie der Verfaſſer 
auf S. 49 unter Berufung auf $ 195 BGB. ſagt, 30 Jahre lang. 


17. Jung, Erich (ord. Prof. d. R. in Greifswald), Poſitives 
Recht; ein Beitrag zur Theorie von Rechtsquelle und Aus⸗ 
legung. Gießen (Alf. Töpelmann) 1907. 50 S. 1 M. 60 Pf. 


Den Namen „freie Rechtsfindung“ zurückweiſend, ftellt J. eine neue Theorie 
derartiger Rechtsfindung auf und zwar auf der Grundlage, welche nach ihm der 
Urgrund alles Rechts ift, dem Empfinden der Rechtsverletzung, indes mit Rückſicht 
auf Tradition; er tut dies folgendermaßen: 

Davon ausgehend (S. 3/4), daß Art. 2 EGBGB. neben dem Geſetzesrecht 
anderes Recht anerkenne, unterſucht er zunächſt das Weſen des Gewohnheitsrechts, 
obwohl er behauptet, daß ſolches neben dem BGB. zur Zeit nicht beſtehe (S. 3): 
er meint (S. 5/6), weder die Geſtattungs- noch die Ueberzeugungstheorie gebe den 
Grund der Geltung an und es ließe ſich auch niemals „ein Zeitpunkt des formellen 
Poſitivwerdens feftitellen, während freilich auch das Geſetz nicht ohne weiteres Recht 
ſchaffe, ſondern mehr ein Plan dazu ſei (S. 6); es müſſe hier unterſchieden werden 
zwiſchen der „rechtlichen Einzelerſcheinung, welche allemal menſchliche Aktion“ ſei 
und dem als Maſſenwirkung piychiicher Kräfte aus dieſen Einzelerſcheinungen ab⸗ 
ſtrahierten, daher bedingten und abhängigen Allgemeinbegriff oder Rechtsſatz (S. 7). 
Das BGB., fährt J. weiter fort (S. 8 fg.), laſſe ganz offenbar noch Lücken in 
Gebieten, die es vollſtändig habe ordnen wollen, z. B in den Vorſchriften über 
gegenſeitige Verträge hinſichtlich des Anſpruches auf Erſatz von Schaden wegen 
Nichterfüllung; man ſuche daher mit Recht jetzt nach der neben dem BGB. für 
deſſen Gebiete nötigen Rechtsquelle (S. 9 fg.); dafür fei Rechts ſatz und Rechtsbefehl 
auseinander zu halten, erſterer gleich „Ausſage darüber, daß ein allgemein charal- 
teriſierter Tatbeſtand eine beſtimmte rechtliche Folge habe“, letzterer gleich „Aus⸗ 
ſage darüber, daß das oder das in concreto Rechtens iſt“ (S. 10/11). „Dieſes 
logiſche Einzelurteil“ unterſucht nun J. (S. 11). 

„Sehr viele Richterſprüche, ſagt J. (S. 12), „ſind nicht logiſche Folgerungen 
aus dem überlieferten Rechtsſatz, als welche fic) alle formell geben, ſondern Wert- 
urteile und Willensentſcheidungen“; als Beiſpiel gibt er (S. 13) ein Urteil an, 
durch welches vor dem Haftpflichtgeſetz eine Eiſenbahn dieſem gemäß auf Grund 
der lex Aquilia verurteilt worden ſein ſoll. „Die Tatſache, daß wir zwiſchen recht 
und unrecht, moraliſch und unmoraliſch gefühlsmäßig unterſcheiden, einfach als ge⸗ 
geben“ annehmend, ſieht J. für die ſolche Richterſprüche veranlaſſenden „Zwecker⸗ 
wägungen unter Berufung auf W. Wundt und Schopenhauer den Grund im 
Rechtsgefühl, dem Empfinden der Verletzung jemandes, der ein Recht auf Pflicht- 
befolgung hat (S. 14 fg.). Das Rechtsgefühl, fährt J. fort (S. 20 fg.), ſei nicht 
nur zu verſchiedenen Zeiten ſehr verſchieden, ſondern auch zu derſelben Zeit und in 
demſelbeu Volke bei den verſchiedenen Klaſſen ſo ſehr verſchieden, daß es auch ſchon 
deshalb verkehrt ſei, völlige Rechtsgleichheit aller Staatsbürger zu fordern; moraliſches 
Gebot ſei oft verſchieden von rechtlichem Gebot, doch zuweilen fähig, ohne geſetzliche 
Vorſchrift zu ſolchem zu werden; imperativiſtiſch ſei nicht einmal jedes Urteil, 
ſondern nur die Verurteilung auf Leiſten (S. 22 fg.); der angebliche Imperativ 
der Strafgeſetze fei jedenfalls lediglich ſittlicher Natur (S. 23); aber Moral und 
Recht ſeien nur zwei Arten der Ethik (S. 23 f.). J. ſagt ſodann (S. 25): „der 
bei dem konkreten Fall als der tatſächlichen ſozialen Erſcheinung der Rechtsnorm 
ſtets erfolgende Rückgriff auf die oberſte pſychologiſche Unterlage rechtlicher Ausſagen 
iſt das, was ſich Zweckmäßigkeitserwägung, Folgerung aus der Natur der Sache, 
aus dem Bedürfnis u. ſ. w. nennt, was ſich früher Billigkeit, natürliches Recht 
nannte. Dieſe Befugnis zum richtigen Recht iſt aber dem Richter gegeben oder 
vielmehr ſie iſt gerade der Kern der Aufgabe des Rechtſprechenden.“ Hierauf ſucht 
J. darzulegen (S. 26 fg.), daß für das poſitive, auch das „allerpoſitivſte“ Recht, 
wie z. B. betreffs der Dauer der Verjährungsfriſten, eine Urteilsfindung aus der 
konkreten Verletzung möglich ſei: „nach der Art der Beweismittel im einzelnen Fall 
und ihrer Beeinfluſſung durch Zeitablauf, alſo verſchieden bei Notwendigkeit des 
Beweiſes durch Zeugen als beim Vorhandenſein von Schriftbeweiſen, nach den 
Gründen des Nichtgeltendmachens, nach dem dafür zu verlangenden Grade der Sorg⸗ 
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falt“. Auch das pofitive Recht, meint J. (S. 28), wolle richtiges Recht fein, aber 
„als Maßſtab dafür, was als Verletzung anzuſehen iſt, ein bisher beobachtetes Ver— 
halten nehmen; insbejoudere tue auch alſo das poſitive Staatsrecht (S. 29). Das 
pofitive Urteil, folgert J. hieraus S. 30 fg.), fet ein Schluß aus Empfinden mit 
Anſchluß an Tradition. Eine dem richtigen Recht nicht entſprechende und daher 
eigentlich verletzende Handlung könne man, meint J. dann weiter (S. 32 fg.), als 
zu Recht geſchehen anſehen, wenn ſie dem poſitiven Recht entſpreche, jedoch nur ſo 
lange, als jene Verletzung geringeren Schadens erſchiene wie der bezügliche Verſtoß 
egen das poſitive Recht. Rechtfertigende Beiſpiele ſollen fein die ſpätere Hintan— 
fauna der Karolina, das Aufkommen der Verträge zu Gunſten Dritter, die rhein— 
ländiſche Behandlung des Verbots der recherche de la paternité. 

Weiter (S. 34 fg.) führt J. aus, Lücken⸗Ergänzung ſei ſtets Abweichung vom 

überlieferten Recht, Aenderung des Rechts; er ſieht (S. 35 fg.) Lücken⸗Ergänzung 
— meines Erachtens mit Unrecht — in den bekannten Entſcheidungen des Reichs- 
gerichts über exceptio doli generalis, Hansſchwamm, Anfechtung wegen Irrtums 
auf Grund ſogenannter ädiliziſcher Mängel und Nachrichtsverhinderung ſeitens 
des Adreſſaten. 
; Nachdem J. ſodann (S. 40 fg.) einige der früheren Ausführungen wiederholt 
und ergänzt hat, weiſt er (S. 45 fg.) fremde Formulierungen für Rechtſprechung 
nach rechtlichem Empfinden zurück, um gleichzeitig ſeine Rechtsfindung gegen den 
Vorwurf der Willkürlichkeit zu verwahren; die „Entſcheidungsrichtung“, ſagt er von 
dem nach feiner Theorie urteilenden Richter (S. 46), iſt vieimehr bedingt und ihm 
vorgeſchrieben eben durch jene Empfindung, die um deswillen, weil ihr Zuſtande— 
kommen nicht begriffsmäßig aufzulöſen tft, doch nicht eine zufällige und willkürliche 
it’; der einzelne fei doch immer „ein Produkt und Teil der Sozialpſyche“ ſeines 
Volkes und der Richter nach poſitivem Recht fet „auch faſt nur ſubjektiv kontrol— 
liert“, da das poſitive Recht „eben die Einzelbefehle nicht enthalte“ (S. 46/47). J. 
leugnet ſodann (S. 46) einen Widerſpruch zwiſchen feiner Theorie und S 1 GG., 
§ 839 BGB., SS 334, 336 HGB., ſowie der Formel des Richtereides, beſtreitet 
S. 46/47), daß Poſitiwität notwendig fei, die Rechtsordnung aufrecht zu erhalten, 
eruft ſich (S. 47 fg.) gegen Poſitivität auf die Möglichkeit, Bazillen zu den Tieren 
des § 833 BOB. zu rechnen, ſowie auf die durch die geſamte Rechtsgeſchichte 
hindurch oftmals unter Wahrung der alten Formen ſich vollziehende Umbildung 
des Rechtes. 

Auch J.s Ausführungen werden, darf man wohl hoffen, den deutſchen Richter 
ſtand nicht davon abbringen, nur in Geſetz und Rechtsgewohnheit die Grundlagen 
ſeiner Rechtsfindung und in bezug auf dieſe ſelbſt in der Rechtswiſſenſchaft nur 
ein Mittel für die Auslegung von Geſetz und Rechtsgewohnheit zu ſehen. 


18. Wagner, Dr. j. Klaus. Juſtizgeſundung. Eine Pro— 
grammſchrift über Gerichtsorganiſation, Trennung der 
Straf⸗ und Streitgerichte, Geſetzesſyſtematik, Verbrecher— 
behandlung. Hannover (Helwing) 1908. 96 S. 1 M. 50 Pf. 

In Häckelſcher Luft auf Adickes ſchem Nährboden erwachſene Phantaſien 
eines begabten und gedankenreichen jungen Mannes, der ſeine Gaben und Ge— 


danken maßlos überſchätzt und von den Gegenſtänden der Schrift aus eigener Er— 
fahrung offenſichtlich nichts kennt als das Rechtsſtudium der deutſchen Univerſitäten. 


19. Leonhard, Dr. Rudolf (Profeſſor), Der Verſtoß gegen die 
guten Sitten. Weimar (H. Böhlaus Nachfolger) 1907. 20 S. 0,60 M. 


Dieſes kleine Stück der E. J. Bekker zum 16. Auguſt 1907 gewidmeten 
Feſtſchrift verſchiedener Gelehrter führt aus: Ein „Verſtoß gegen die guten Sitten“ 
jege eine Sitte mit gewiſſem Werbot oder Gebot voraus, nicht nur tatſächliche 
Uebung; jeder Verſtoß gegen die Sitte gefährde fie; es gefährdeten fie unter Um- 
ſtänden aber auch Handlungen, welche nicht ſelbſt Verſtöße ſeien, indes durch die 
Macht des Beiſpiels Verſtöße anderer herbeizuführen vermöchten; ſtrenger als meiſtens 
geſchehe, fet zwiſchen Sittenwidrigkeit und Unſittlichkeit zu unterſcheiden; einer auf 
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rechtliche Wirkſamkeit gerichteten Handlung verſage dieſe das Recht, insbeſondere 
auch das BGB. in den §§ 138 und 817, nicht, wenn und weil ſie unſittlich, 
ſondern wenn und weil ſie — unſittlich oder nicht — ſittenwidrig oder ſittenge⸗ 
fährdend ſei; in der Beſtimmung deſſen, was gute Sitte ſei, habe der deutſche 
Richter geſetzgeberiſche Vollmacht vom Geſetzgeber erhalten. Die Schrift ſchließt 
mit den Worten: „Der Verſtoß gegen die guten Sitten liegt in der Gefährdung 
ihrer Fortdauer.“ 


20. Hölder, Eduard, Zur Lehre von der Auslegung der 
Willenserklärungen und der Bedeutung des Irrtums über 
ihren Inhalt. Weimar (H. Böhlaus Nachfolger) 1907. 16 S. 0,50 M. 


Gleichfalls ein Stück der E. J. Bekkerſchen Feſtſchrift, wenden dieſe Zeilen 
des Leipziger Pandektiſten ſich gegen den von Erich Danz in DID. von 1906 
Sp. 1277 fg. aufgeſtellten Satz, daß bei den Verkehrsgeſchäften die ſogenannte 
Erklärungstheorie, bei den (einſeitigen) Verfügungen von Todes wegen die ſogenannte 
Willenstheorie vom BGB. befolgt fei; fie ſchreiben zwar die S$ 118, 119, 120, der 
Erklärungstheorie, $ 116 aber der Willenstheorie zu; ferner ſtellen fie $ 119 BGB. 
als abweichend vom gemeinen Rechte dar, erörtern, ob im einzelnen Fall durch 
Anfechtung wegen Irrtums auch eine poſitive Behauptung aufgeſtellt ſei, und ob 
eine etwaige Behauptung dieſer Art als Stück der ſrüheren Behauptung gelten könne 
oder nicht. 


21. Schmidt, Otto (L.⸗G.⸗Rat, Mitglied des Reichstags und des 
preußiſchen Abgeordnetenhauſes), Fragen der Juſtizreform in Zivil— 
ſachen. Paderborn (Junkermann) 1907. 56 S. 1 M. 20 Pf. 


Das kleine Buch widerlegt zunächſt ſehr gut Adickes nebſt ſeinen beiden hervor⸗ 
ragendſten Parteigängern, dem preußiſchen Inſtizminiſterialrat Mügel und dem 
preußiſchen OL G.-Präſidenten Holtgreven in dem, was fie au Neuem und Bee 
ſonderem vorgebracht haben. S. weiſt auf die Mangelhaftigkeit und Unvolkstüm⸗ 
lichkeit der engliſchen Rechtspflege hin, beſtreitet die angebliche Minderwertigkeit und 
Weltfremdheit des deutſchen Richterſtandes ebenſo wie das angebliche Sinken bis— 
heriger Autorität der deutſchen Gerichte, weiſt die geforderten Zwangskurſe im Bank- 
inſtitut, Exporthaus, Schiffahrtskontor, Eiſenwerk, Fabriketabliſſement als ſtändige 
Einrichtung für alle Aſſeſſoren zurück, ſieht einer Verminderung der Richterzahl eine 
Verbeſſerung des Richterſtandes keineswegs folgen, lehrt die Richterzahl Deutſchlands 
als eine verhältnismäßig geringe kennen, zeigt die Notwendigkeit eines Tatbeſtandes 
für mündliches Verfahren jetziger Art, bekämpft nur mündliche Entſcheidungsgründe, 
die Abfaſſung ſchriftlicher Entſcheidungsgründe durch Dritte und führt (S. 20 fg.) 
aus, daß ein Kollegialgericht mehr Garantie bietet für gute Rechtſprechung als ein 
Einzelrichter, und ein größeres Kollegium mehr als ein kleineres, ſowie daß Ver— 
kleinerung der Zahl der mitwirkenden Richter Vermehrung der Kollegien bedingt. 
S. legt ſodann (S. 27 fg.) die üblen Folgen dar, welche die von Mügel vorge» 
ſchlagene Organiſation des Reichsgerichts haben würde; ſpricht für Beibehaltung 
von ſieben Mitgliedern der Senate des Reichsgerichts (S. 32 fg.), für Erhöhung 
der amtsgerichtlichen Prozeßzuſtändigkeit auf den Betrag von 500 M., gegen eine 
Berufungsſumme, für Erweiterung des Bereichs der Ferienſachen, für Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung durch die Gerichtſchreiber, für die von den Regierungen vorgeſchlagenen 
Aenderungen im Zuſtellungsweſen, gegen den vorgeſchlagenen neuen § 501 ZPO., 
für die ueuen SS 502, 504, 505, 507, 508, 509, 510, 511, 577, 604, 609, 610, 
693, 697, 699, 788, 794, 798, gegen den neuen § 866, für die neuen §§ 900, 
915, 924 ZPO., gegen den neuen S 48 GKGG., für die neuen 88 76 c, 80 GKG. 


Die Kammern für Handelsſachen, die Gewerbegerichte und die Kaufmanns⸗ 
gerichte, wie ſie jetzt ſind, völlig billigend, wendet ſich S. dann (S. 50 fg.) noch 
gegen die Zuziehung von Laien zu den ſonſtigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 
Zum Schluß wird von S. (S. 55 fg.) für Rechnungsſachen u. dgl. ſchriftliches 
Verfahren mit mündlicher Schlußverhandlung und (S. 55 fg.) zwecks ſchleunigerer 
Erledigung der Zivilprozeſſe Vermehrung des Richterperſonals empfohlen. 
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22. Harnapp, Dr. jur. Paul, Die Beendigung des kauf— 
männiſchen Lehrverhältniſſes. Hannover (Helwing) 1908. 74 S. 
1,20 M. 


H. will die Beendigung des kaufmäuniſchen Lehrverhältniſſes unter Berück— 
ſichtigung der geſamten höchſtrichterlichen Rechtſprechung und des geſamten Schrift— 
tums wiſſenſchaftlich erörtern und darſtellen, zugleich aber dem Kaufmannsſtande 
ein handliches Buch der Beratung liefern. Alles beides iſt H. meines Erachtens 
völlig gelungen, und es kaun daher die Schrift Juriſten wie Kaufleuten beſtens 
empfohlen werden. 

Die einleitende Nr. 1 gibt eine Ueberſicht über die „geſchichtliche Entwickelung“ 
der Ordnung des Gegenſtandes; fie erwähnt insbeſondere J. 13 § 3 Dig. loc. 
cond. 19, 2, die italieniſchen und deutſchen Zunſtrollen des Mittelalters, Lud— 
wigs XIV. Ordonnance vom März 1673, das preußiſche LR. II 8 S 546, den 
öſterreichiſchen Entwurf zum DHGB., das DHGY. Art. 61 Abſ. 2, das HGB. 
§ 77 Nr. 2 (S. 5—55), behandelt ſodann die Beendigung durch Zeitablauf, durch 
Kündigung innerhalb Probezeit, aus wichtigem Grunde, beim Tode des Lehrherrn, 
mittels Erklärung des Rücktritts oder des Berufswechſels. Nr. 3 beſpricht „die 
Schadenserſatzpflicht bei unbefugtem Austritt“ und Nr. 4 „das Lehrzeugnis bei Be— 
endigung des Lehrverhältuiſſes“. Den Schluß macht ein, nach Stichproben zu ur— 
teilen, gutes Sachregiſter. 

Die einzelnen Ausführungen H.s überzeugen ſämtlich mit folgenden Aus— 
nahmen. 1) S. 10 und 11 ſoll an die Stelle einer vereinbarten mehr als drei- 
monatigen Probezeit einmonatige, nicht dreimonatige Probezeit treten. — 2) Laut 
S. 42 fg. ſoll für SS 77, 4 HGB. dem Tode des Lehrherrn gleichſtehen Verände— 
rung im Perſonalbeſtand einer Geſellſchaft oder des Vorſtandes einer juriſtiſchen 
Perſon, bei welchen jemand in die Lehre getreten iſt, ja ſogar die Umwandlung der 
rechtlichen Form ſolcher Geſellſchaft oder juriſtiſchen Perſon. — 3) Laut S. 50 fg. 
ſoll in S 78 HGB. unter anderem Gewerbe nicht andere Handelsbranche verftanden 
werden können. — 4) Laut S. 50 ſoll in einer „Anzeige“ des §S 78 HGB. die 
Bezeichnung des Gewerbes oder Berufes, zu welchem der Lehrling übergehen will, 
nicht erforderlich ſein. — 5) Laut S. 51 ſoll der Lehrling zum Austritt auch be— 
rechtigt ſein, wenn er in derſelben Brauche anderswo nicht Lehrling, ſondern tech— 
niſcher, gewerblicher oder ſonſtiger Arbeiter werden kann. — 6) Laut S. 59 fol 
dasjelbe gelten, wenn der Lehrling irgendwo Prinzipal wird. 

Vermißt habe ich nur eine Erörterung der Frage, wie lange nach Ves 
endigung des Lehrverhältniſſes der Lehrling das Zeugnis noch verlangen kann, wenn 
es ohne Verſchulden des Lehrherrn, etwa weil der Lehrling im voraus jedwede 
Annahme entſchieden weigerte, bei Beendigung der Lehrzeit nicht ausgeſtellt ward. 


23. Grünwald, Dr. (Kriegsgerichtsrat bei der 1. Garde-Diviſion), 
Das Luftſchiff in völkerrechtlicher Beziehung. Hannover (Helwing) 
1907. 61 S. 1 M. 


Die gut ausgeſtattete, in jeder Beziehung treffliche Schrift ſpricht zuerſt über 
die Bedeutung der Luft als Verkehrsmittel, deren Beſchaffenheit und Höhe, den 
Luftdruck und die Möglichkeit, in den Luftraum einzudringen, vergleicht den Luftraum 
mit dem Meer und ſtellt ſodann die völkerrechtlichen Grundſätze für Meer und 
Seeſchiffe dar. Hierbei werden insbeſondere beſprochen: das freie Meer, die Eigen- 
gewäſſer, die Küſtengewäſſer, Staatsſchiffe und Privatſchiffe, auf Staatsſchiffen oder 
von ihnen aus begangene Delikte, Stellung der Beſatzung eines Staatsſchiffes an 
Land (§ 7 Mil StGB.), Stellung der Privatſchiffe, Verleihung der Nationalität an 
ſie, Notwendigkeit der Regiſtrierung, Privatſchiffe auf hoher See, in Eigengewäſſern 
in Küſtengewäſſern eines fremden Staates, Erlaß von Beſtimmungen für die 
Küſtengewäſſer durch den Uferftaat. Die letzten zwei Drittel der Schrift gelangen 
durch entſprechende Anwendung der Rechtsſätze über Meer und Seeſchiffe, zu folgen- 
dem Ergebnis: 

1) Der Luftraum über einem Staate iſt deſſen Eigentumsſphäre; der Luft- 
raum über den Küſtengewäſſern eines Staates iſt deſſen Intereſſenſphäre; der 
Luftraum über der hohen See oder ſtaatenfreien Landſtrecken iſt freies Gebiet. 
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2) Das Eigentum des Grundſtaates an dem Raum über ihm darf nicht 
weiter ausgeübt werden, als das Intereſſe des Grundſtaates es erfordert. Dem 
internationalen Verkehr dürfen nur die Beſchränkungen auferlegt werden, die das 
Intereſſe des Grundſtaates dringend erheiſcht. 

3) Nur ſoweit das Intereſſe des Grundſtaates reicht, iſt er zur Ausübung 
der Jurisdiktion über die in ſeiner Eigentumsſphäre verübten Delikte befugt. 

4) Zu unterſcheiden ſind Staats- und Privatluftſchiffe. Erſtere ſind ſchwebende 
Teile ihres Heimatſtaates; fie find exterritorial in fremdem Gebiet. Die Privat- 
luftſchiffe können den Seeſchiffen analog nur dann behandelt werden, wenn ihnen 
die Nationalität ihres Heimatſtaates verliehen iſt. 


24. Mannhardt, Dr. W. (Landrichter in Hamburg), Aus dem 
engliſchen und ſchottiſchen Rechtsleben. Material zur Bee 
urteilung der deutſchen Strafprozeßreform. Berlin (Karl Cure 
tius) 1907. 35 S. 1 M. 


Die internationale kriminaliſtiſche Vereinigung, Landesgruppe Deutſchland, ver⸗ 
anlaßte einige deutſche Juriſten, in Hinblick auf die bevorſtehende Reform des 
deutſchen Strafverfahrens gemeinſchaftlich Großbritannien zu bereiſen und die dortigen 
Zuſtände zu erforſchen. Seitens dieſer Juriſten, unter welchen der Verfaſſer ſich 
befand, „erfolgten ein mehrmonatiges praktiſches Studium in den ſtädtiſchen und 
ländlichen Gerichtshöfen, beſonders in den courts of summary jurisdiction, und 
in den Polizeiämtern, vielfache Unterredungen mit zum Teil leitenden Richtern und 
Anwälten und Privatperſonen in England und Schottland, ſowie theoretiſches Studium 
der zur Zeit gangbarften Literatur“. Auf Grund deſſen verſucht die Schrift, nicht 
alle, aber einzelne der Adickes ſchen Vorſchläge „zu illuſtrieren und zu unterſtützen“. 
Dem Unterzeichneten ſcheint der Verſuch nicht gelungen. 

Unter Nr. 1 (S. 19 fg.) erzählt M., wie in England zur anſcheinenden Be⸗ 
friedigung des ganzen Volkes die Strafverfolgung nur in den wenigſten Fällen der 
Staatsanwaltſchaft, in den meiſten Fällen dagegen entweder dem Verletzten oder 
auch jedermann zuſteht, und wie in Schottland mit Beifall aller die Strafverfolgung, 
welche allerdings in kleineren Sachen auch dem Verletzten unter Beiſtand der Staats⸗ 
anwaltſchaft zuſteht, tatſächlich von dieſer nach ihrem freien Ermeſſen geübt wird; 
er folgert hieraus die Zweckmäßigkeit einer Beſchränkung des ſog. Legalitätsprinzips. 

M. ſtellt ſodann unter Nr. 2 (S. 27 fg.) das ſchottiſche und das engliſche 
Polizeigerichtsverfahren dar, er berichtet insbeſondere, wie der dieſem Verfahren 
eigene „Fortfall jeglichen ſchriftlichen Tatbeſtandes und irgendwie eingehender Be⸗ 
gründung des Urteils“ niemals, ſelbſt nicht bei Beſchreiten einer zweiten Inſtanz, zu 
Klagen Veranlaſſung gegeben habe und folgert hieraus, daß ſolcher Fortfall im ge- 
ſamten deutſchen Strafverfahren paßlich ſein werde. i 

In Nr. 3 (S. 46 fg.) erzählt und preiſt M. ſchließlich, wie in England und 
Schottland dem erkennenden Strafrichter in geringen Sachen lediglich die Beſchuldigung 
und in den größeren Sachen lediglich eine Anklageſchrift mit Angabe der Beweis⸗ 
mittel, aber ohne Darſtellung der Ergebniſſe ſtattgehabter Beweisaufnahme vorliege, 
und wie dort Sammlung und Aufnahme der Beweiſe lediglich in der Hand des 
Anklägers und des Angeklagten ſtehe; nur dort, meint er, ſei daher wahre Münd⸗ 
lichkeit und unbefangene Rechtſprechung. 


25. Gerland, Dr. H. (a. o. Profeſſor zu Jena), Die engliſche 
Gerichts verfaſſung in ihrer gegenwärtigen Entwicklung und 
die deutſche Gerichtsreform. Berlin (Karl Curtius) 1908. 68 S. 
1 M. 


Dieſer in der juriſtiſchen Geſellſchaft zu Berlin am 9. November 1907 gee 
haltene Vortrag, welchem umfangreiche Studien zur engliſchen Gerichtsverfaſſung 
in Hinblick auf die deutſche Reformbewegung bald folgen ſollen, iſt die Frucht 
einer ſechsmonatigen Studienreiſe in England und Wales, er iſt — wie überhau 
auch die Reiſe — veranlaßt durch Adickes Schriften und beweiſt, wie unrichtig 
manche von deſſen Angaben und Schlußfolgerungen ſind. Aus der Fülle des 
Intereſſanten mag hier nur das folgende hervorgehoben ſein. 
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Es beftehen in England und Wales neben den gleichfalls teilweiſe fehr vere 
ſchiedenen ordentlichen Gerichten ſehr viele Sondergerichte verſchiedenſter Art, ſo daß 
hier eine Buntſcheckigkeit vorhanden iſt, deren Beſeitigung von manchen Seiten an- 
geſtrebt wird (S. 15 fg.). Die Zahl der Friedensrichter beträgt nach ſachverſtändiger 
Schätzung 17248; von ihnen amtieren nach Parlamentsbericht 8606 (S. 21). 
In den aus (beliebig vielen) Friedensrichtern gebildeten Kollegialgerichten werden 
dieſe Laien vom rechtsgelehrten Sekretair (clerc) beraten und tatſächlich gelenkt 
(S. 25 fg.). Nur felten find andere als ſehr wohlhabende Leute in der Lage, 
Friedensrichter zu ſein (S. 20). Den Mitgliedern der höheren Stände ſtehen 
meiſtens Befreiungsgründe vom Amt eines Urteilsgeſchworenen zur Seite (S. 27). 
Die bei den Grafſchaftsgerichten und den Bezirksgerichten angeſtellten Regiſtrars 
ſind ebenſo wie die „Meiſter“ der Königsbankabteilung nicht Gerichtsſchreiber, ſondern 
Richter (S. 37 und 45 fg.). Die Klagen über den Mangel an Richtern in den 
Grafſchaftsgerichten find ebenſo allgemein wie deren Klagen über Geſchäftsüber⸗ 
häufung (S. 48 und 52). Die Zivilprozeſſe zu einem Wertbetrage von über 
2000 M. werden infolge verſchiedener Eigentümlichkeiten der Gerichtsverfaſſung 
meiſtens in London geführt, nicht anderswo im Lande (S. 32 fg.). Aber Gegen⸗ 
teiliges wird angeſtrebt und dem muß Vermehrung der Richter und Gehaltsminderung 
für die Richter des Londoner Obergerichts folgen (S. 37 fg.). Die Zweimänner⸗ 
berufungskammern in Zivilſachen haben ſich fo wenig bewährt, daß die neuen Bee 
rufungskammern in Strafſachen mit drei Richtern beſetzt ſind (S. 44). Die Prozeſſe 
werden in England ſtärker verſchleppt als in Deutſchland (S. 52). Die Juſtiz iſt 
im engliſchen Handelsſtande fo wenig beliebt, daß er ſtändig ſchiedsrichterliche Ente 
ſcheidung paktiert (S. 54). Richter und richterliche Urteile werden in den engliſchen 
Zeitungen ſehr häufig ſchroff kritiſiert (S. 56). Rechtsmittel ſind verhältnismäßig 
ſelten zuläſſig, und wo fie zuläſſig, über alle Maßen teuer (S. 57 fg.)! 


26. Jellinek, Georg, Der Kampf des alten mit dem neuen 
Recht. Heidelberg (Carl Winter) 1907. 63 S. 1 M. 


Die geiſtvolle und ſchöne Heidelberger Prorektoratsrede erwähnt zunächſt die 
Umwandlung beſtehender Rechtsordnungen durch Eroberung, Revolution und Ge— 
ſetzgebung und handelt ſodann von dem alten und dem neuen Götterrecht in den 
Eumeniden des Anſchylos, vom jus civile und jus honorarium, von der katholiſchen 
Kirche und dem „Modernismus“, von dem Lehnsſtaat und der Souveränität, von 
dem Konſtitutionalismus und dem Abſolutismus, von der dogmatiſch-juriſtiſchen 
Schule der deutſchen Staatsrechtswiſſenſchaft und wiederbelebten alten Staatsrechts— 
theorien, von Völkerrecht und Recht der Einzelſtaaten. Alle Erörterungen enthalten 
hübſche kleine Bilder geſchichtlicher Vorgänge, viele auch intereſſante Skizzen ſtaats- 
techtlicher Streitigkeiten. Die hierbei ſich ergebenden Kritiken gegueriſcher Anſichten 
werden größtenteils in den der Schrift angehängten Anmerkungen begründet und 
ausgeführt. Es ſind dies insbeſondere Lehren aus Arndt, „Können Rechte der 
Agnaten auf die Thronfolge nur durch Staatsgeſetz ausgeſchloſſen werden?“, aus 
Opitz, „Das Staatsrecht des Königsreichs Sachſen“, aus Bornhak, „Preußiſches 
Staatsrecht“, vor allem aber aus Rehm, „Die überſtaatliche Stellung der deutſchen 
Dynaſtien“. 


27. Bamberger, G. (Juſtizrat), Erbrechts reform; ein Bor: 
ſchlag zur Befeſtigung der Reichs finanzen. Berlin (Guttentag) 
1908. 78 S. 1 M. 


Die Schrift beſteht aus 9 Aufſätzen, von denen ſechs, weſentlich gleichen oder 
doch ähnlichen Inhalts, bereits in den Jahren 1905, 1906 und 1907 in Zeitſchriften 
verſchiedener Gattung erſchienen ſind; ſie iſt daher voller Wiederholungen. Der 
Verfaſſer verficht mit größtem Eifer die löbliche Anſicht, daß ein Erbrecht ſämtlicher 
Verwandten für die heutigen Verhältniſſe Unſinn iſt, und will das Erbrecht der 
Verwandten auf die näheren Grade, am liebſten auf die jetzigen Pflichtteilsberechtigten 
beſchränken, das bisherige Erbrecht der übrigen Verwandten aber dem Deutſchen 
Reiche zuweiſen. Das Deutſche Reich, hofft er, werde dadurch eine jährliche Mehr⸗ 
einnahme von einer halben Milliarde Mark haben (27). Die Teſtierfreiheit foll 
beſtehen bleiben, allen Verwandten dem Reiche gegenüber ein Recht zum Kouf ihm 
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anfallender Landgüter zuftehen, und Abkömmlingen wie Vorfahren die Freiheit von 
Erbſchaftsſteuer erhalten werden. 

Intereſſant ſind die Nachrichten über die von mehreren Staaten Südamerikas 
unlängſt beſtimmten Beſchränkungen des Verwandtenerbrechts (S. 69). 


28. Weinberg, Dr. j. Siegfried, Soziales Strafrecht. Gautzſch 
bei Leipzig (Felix Dietrich) 1908. 31 S. 50 Pf. 


Die klar und gut geſchriebene, eng gedruckte Schrift bildet die Nr. 138 und 139 
von „Kultur und Fortſchritt, Hefte für Volkswirtſchaft, Sozialpolitik, Frauenfragen und 
Kulturintereſſen“; ſie entwickelt auf Grund einer geſchickten Zuſammenſtellung von 
Stücken kriminalrechtlicher und volkswirtſchaftlicher Statiſtik (S. 5—9, 12 — 17, 19—20) 
die Urſachen des Verbrechens (S. 9 — 20) und (S. 21—30) die Forderungen, welche deter⸗ 
miniſtiſcherſeits aufzuſtellen ſeien, damit das jetzige deutſche Strafrecht aus einem un⸗ 
ſozialen ein ſoziales werde. Andere Urſachen von Verbrechen wie zu ſozialer Not in 
Gegenſatz ſtehende Verhältniſſe nicht berückſichtigend, ſtellt die Schrift ſoziale Not dar 
als die weſentliche Urſache der Verbrechen, auch der Verbrechen jugendlicher Perſonen; 
ſie fordert auf Grund deſſen insbeſondere Erhöhung der Arbeitslöhne, Wohnungs⸗ 
reform, Mutterſchutz ſür Frauen und Mädchen, beſſere Fürſorge für Jugend und 
Greiſenalter, Abſchaffung der Todesſtrafe, für alle nicht auf ehrloſer Geſinnung be— 
ruhenden Strafhandlungen eine Strafe nach Art der Feſtungsſtrafe, Umwandelbar⸗ 
keit und Ratenmöglichkeit für Geldſtrafen, Verweis auch für Erwachſene, in mehr 
Fällen Strafarbeit, mehr bedingte Verurteilung, Beſeitigung der Strafe der Polizei- 
aufſicht, ſtärkere Berückſichtigung geiſtiger Minderwertigkeit, Minderung der meiſten 
Strafdrohungen, Beſeitigung der Vergehen der Gottesläſterung und der Majeſtäts⸗ 
beleidigung, mehr Laien richter, Verbilligung des juriſtiſchen Studiums, Zulaſſung 
von Frauenzimmern zum Richteramt, mehr Rechte des Angeklagten in der Vor— 
unterſuchung, Beſchräukung der Unterſuchungshaft, ausnahmsloſe Entſchädigung aller 
nicht verurteilten Verhafteten, Berufung in allen Strafſachen, mildernde Umge⸗ 
ſtaltung der Strafen des Zuchthauſes und des Gefängniſſes, ſtaatliche Fürſorge für 
entlaſſene Sträflinge. 


Es mag dahingeſtellt bleiben, ob auch nur die Mehrzahl dieſer Forderun 
gerechtfertigt iſt; jedenfalls iſt eine Mehrzahl nicht ſozialen, ſondern rechts⸗ techniſche 
Weſens. Wenn aber W. (S. 25) für ſein Schelten auf jetzige Geſetze die bee 
kannten Worte im Goetheſchen Kauft vom ewigen Sichforterben der Geſetze anführt, 
ſo überſieht er, daß es Mephiſtopheles iſt, den Goethe dieſe Worte ſprechen läßt; 
und wenn er (S. 26) die Todesſtrafe ſo ganz ſchroff verdammt, ſo überſieht 
er, was vor einigen Jahrzehnten bei Beratung eines franzöſiiſchen Geſetzes ein 
Südfranzoſe kurz dahin faßte: „Laſſen Sie nur erſt die Herren Mörder ſelbſt mit 
der Abſchaffung beginnen.“ 


29. Breßler, Dr. Joh. (Oberarzt an der Provinzialheil- und Pflege⸗ 
anſtalt zu Lublinitz, Schleſien), Die Willensfreiheit in moderner 
theologiſcher, pſychiatriſcher und juriſtiſcher Beleuchtung; 
nebſt einer Abwehr gegen Oberſtaatsanwalt P. Halle a. S. 
(Carl Marhold) 1908. 46 S. 0,80 M. 


P. der Ueberſchrift iſt Oberſtaatsanwalt Peterſen zu Hamm und die Abwehr 
der Ueberſchrift iſt Abwehr gegen den nach Anſicht des Unterzeichneten in jeder Be⸗ 
ziehung zu billigenden Aufſatz Peterſens in DIZ. vom 1. September 1907 S. 908 
bis 914, überſchrieben „Die Bedeutung der Sachverſtändigen“. Die Schrift beſteht 
aus einem „Vorwort“ (S. 3—17) und einem am 14. Oktober 1907 vor ſchleſiſchen 
Aerzten und Juriſten gehaltenen Vortrag (S. 18—48). Das Vorwort ſagt für 
alle Punkte des Peterſonſchen Aufſatzes das gerade Gegenteil, die Entſcheidung, ob 
ein Tatbeſtand des § 51 StGB. vorliegt, unbedingt dem ärztlichen Gutachten zu⸗ 
weiſend, und druckt zum Beweiſe dafür (S. 9— 16) eine Reihe preußiſcher Miniſterial⸗ 
erlaſſe ab, welche zwar über ärztliche Feſtſtellung von Geiſteskrankheit ſich aus⸗ 
ſprechen, nicht aber über Entſcheidung, ob hinſichtlich eines zur Aburteilung . 
den Angeklagten der Tatbeſtand des § 51 StGB. vorliegt oder nicht. 


Der Vortrag zerfällt in einen Hauptteil (S. 18—44) und eine Schlußbe⸗ 
trachtung (S. 44/45); der Hauptteil enthält indes lediglich Auszüge aus drei 
Schriften. Es ſind dies 1) eine Studie des Lizentiaten Th. Steinmann aus 
Gnadenfeld über Naturgeſetze, Gott und Freiheit im Märzheft der Zeitſchrift für 
Theologie und Kirche von 1907; 2) Prof. Dr. Hochs Die Willensfreiheit vom 
Standpunkt der Pſychopathie, Wiesbaden 1902; 3) Prof. v. Hippels Willens— 
freiheit und Strafrecht, Berlin 1903. 

Steinmann (S. 19—29) lehnt allerdings die metaphyſiſche Theorie vom 
liberum arbitrium und der ſubjektiven Willensfreiheit ab, erachtet auch die durch— 
gängige Geſetzlichkeit alles Geſchehens für verträglich mit lebendigem Allwalten eines 
perſönlichen Gottes. Nach Hoch (S. 30—35) gilt allerdings folgendes: Die Motiv⸗ 
komplexe ſind der Niederſchlag bisheriger Erlebniſſe und bilden die Konſtanten des 
Bewußtſeins; zu dieſen Konſtanten gehört das Gewiſſen; das Freiheitsbewußtſein 
beruht auf dem unmittelbaren, einen großen Teil unſerer Willensvorgänge begleiten= 
den Gefühl der Freiheit, ſowie auf der vielen Täuſchungen unterworfenen Vor— 
ſtellung von der Möglichkeit einer anderen Entſchließung, als der tatſächlich ſtatt— 
gefundenen; das bewußte Geſchehen iſt alſo denſelben Geſetzen der Kauſalität unter— 
worfen wie die materiellen Vorgänge, und das Freiheitsbewußtſein iſt folgeweiſe 
eine geſetzmäßige Illuſion. Und allerdings lehrt v. Hippel (S. 37—44): Unſere 
ethiſchen Werturteile beruhen nicht auf der Willensfreiheit; Determinismus und 
Indeterminismus nötigen daher nicht zu weſentlich verſchiedenen Anſchauungen über 
Strafbarkeit; den zureichenden Grund für das Handeln eines Menſchen bildet nicht 
eine ſelbſtändige unberechenbare Größe — freier Wille — ſondern die in dem be— 
treffenden Augenblick gegebene ſeeliſche und körperliche Eigenart des Menſchen, be— 
einflußt durch die betreffende äußere Situation, welche in ihm ſeiner Eigenart ent— 
ſprechende Vorſtellungen und Gefühle hervorrief; Freiheitsgefühl iſt kein Beweis für 
Wahlfreiheit; Reflexion über zukünftiges Tun iſt nur ein Mööglichkeitsurteil; das 
wirkliche Tun tft doch kauſal notwendig; wir berechnen ja auch zukünftiges Tun 
unſerer Mitmenſchen nur durch Erforſchen der Urſachen früherer Handlungen der— 
ſelben; das Gewiſſen ijt nur eine Summe erworbener, mit konſtanten Gefühlen ver- 
knüpfter Anſchauungen; das Verantwortlichkeitsgefühl berubt auch nur auf kauſalem 
Urteil, darauf nämlich, daß man ſich als Urheber ſeiner Taten fühlt; die Zurück— 
führung einer Tat auf verwerfliche Geſinnung und verwerfliche Gefühlswerte, wie 
ſie dem Determinismus eigen, enthält die Aufſtellung eines Schuldbegriffes, und 
wenn dem Determinismus die Strafe nur ihrer Zwecke wegen beſteht, ſo gehört zu 
dieſen Zwecken doch auch die vom Indeterminismus der Strafe zugrunde gelegte 
Vergeltung. 


30. Braun, Adolf, Die Tarifverträge und die deutſchen 
Gewerkſchaften. Stuttgart (J. H. W. Dietz Naſch.) 1908. 100 S. 
0,75 M. 


Der gelehrte ſozialdemokratiſche Verfaſſer hat eine Reihe Artikel, welche er 
1907 in der Holzarbeiterzeitung erſcheinen ließ, mehrfacher Aufforderung aus den 
Kreiſen der deutſchen Gewerkſchaften entſprechend, weſentlich zu deren Belehrung 
und Unterſtützung zu dieſer ſelbſtändigen Schrift verarbeitet, allerdings im Sinne 
der Gewerkſchaften ſozialdemokratiſcher Farbe, aber in anerkennungswerter Mäßigung 
und in wiſſenſchaftlicher Weiſe. Er beſpricht außer Allgemeinem den Begriff des 
Tarifvertrags, deſſen Geſchichte, die Vertragsparteien, Vertragsgebiet und Geltungs- 
zeit eines Tarifvertrages, Einfluß techniſcher Fortſchritte, Löhne, Arbeitszeit, Ueber— 
ſtunden, Pauſen, Arbeitszeit und Organiſation, Ausdehnung der Tarife, deren 
Sicherung, Sicherung des Koalitionsrechtes, § 616 BGB., Schmutzkonkurrenz, 
Lehrlingsweſen, Kündigung des Arbeitsverhältniſſes, Dauer der Tarifverträge, deren 
volkswirtſchaftliche Bedeutung, deren Vorteile für die Arbeiter und die Organiſationen, 
deren Verhältnis zu den Unternehmern und der Staatsgewalt, deren Rechtszuſtand, 
Rechtsverbindlichkeit und Geltungsbereich, die Tarifgeſetzgebuug in Deutſchlaud, 
Oeſterreich, Schweiz, Frankreich, Holland, Großbritannien, Dänemark, Schweden, 
Norwegen, Italien, Nordamerika und Auſtralien, die Verbreitung der Tarifver— 
träge nach den einzelnen Arbeitszweigen. Für klagberechtigt aus einem Tarifver⸗ 
trag erklärt B. jeden einzelnen Unterzeichner desſelben (S. 79 fg.); im übrigen 
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ſchließt er mit der bürgerlich⸗ rechtlichen Auffaſſung des Tarifvertrages ſich Lotmar 
an (Lotmar, Der Arbeitsvertrag. Bd. 1, Leipzig [Dunker und Humblot] 1902). 


31. Sehling, Dr. Emil (ord. Prof. d. Rechte in Erlangen), Kirchen⸗ 
recht. Leipzig (Göſchen) 1908. 146 S. 0,80 M. 


Ein allerliebſtes Büchlein der wohlbekannten Sammlung Göſchen in deren 
gefälliger Ausſtattung, welches nicht nur Freunden allgemeiner Bildung, Männern 
des öffentlichen Lebens und Kandidaten, ſondern auch im Amte ſtehenden Geiſt⸗ 
lichen und Juriſten beſtens empfohlen werden kann. Denn wenngleich in dem 
Buche weder Einzelſchriften noch Erkenntniſſe ſich nachgewieſen finden, wird es, 
gleichwohl oftmals dem Praktiker die nötige Auskunft in Fällen bringen, wo, wie 
es in firchenrechtlichen Dingen wohl ziemlich überall fo häufig tft, der geſchriebene 
Buchſtabe des Landesrechts ihm nicht genügt. S. behandelt nacheinander Grund⸗ 
begriffe, Quellen, Verſaſſung, Rechtsbildung, Gerichtsbarkeit, Aemtergewalt, Kultus- 
verwaltung, Eherecht, Vermögensrecht, Verhältnis des Staats zur Kirche, Verhält⸗ 
nis der Religionsgeſellſchaften zueinander. 

Mit Rückſicht auf neuerliche Verhandlung zweier Streitfragen mag aus der 
gewaltigen Fälle des Stoffes hier nur hervorgehoben werden, daß S. (S. 96) nicht 
die Todeserklärung, ſondern erſt die (nicht bösgläubig) auf Grund der Todeser⸗ 
klärung erfolgte anderweitige Eheſchließung die Ehe auflöſen läßt, und daß er 
(S. 106) bei formell nichtiger Eheſchließung den Verbundenen ohne Gericht aus⸗ 
einanderzugehen geſtattet. 


32. Loewenfeld, L., Homoſexualität und Strafgeſetz. 
Wiesbaden (J. F. Bergmann) 1908. 35 S. 1 M. 


L. L., Spezialarzt für Nervenkrankheiten zu München ſowie von radikalen 
kriminaliſtiſchen und ſexuellen Zeitſchriften gefeierter Schriftſteller, gibt in dieſer aus 
einem Vortrage im akademiſch⸗juriſtiſchen Verein zu München eutſtandenen Schrift 
ein Bild aller Arten von Homoſexualität und deren Schrifttums. Nachdem er im 
Eingang den kürzlich laut gewordenen Widerſpruch gegen homoſexuelles Treiben als 
eine der Hexenverfolgung früherer Jahrhunderte gleichwertige und gleichgefährliche 
Epidemie des Wahnes geſchildert hat, erkennt er zunächſt Homoſexualität als 
Abnormität an, ſtellt fie ſodann aber dar als natürliche und mit der Geſchlechtsliebe 
gleichberechtigte beſondere Art ſinnlichen Lebens, welche, wie Sparta gezeigt habe, 
weder die Kriegstüchtigkeit noch fonſtige Geſundheit ſchädige. S. entſchuldigt zwar 
die Richter, welche jüngſt im Vorwurf der Homoſexualität eine Beleidigung er⸗ 
kannten, einigermaßen mit der Pflicht des Richters, im Volke herrſchende Anſichten 
nicht unberückſichtigt zu Laffer, erhofft aber bald außerhalb und innerhalb der Ge⸗ 
richte andere Urteile durch den Sieg von Humanität und Gerechtigkeit. Sollte L. 
Recht bekommen oder der Apoſtel Paulus, Römer 1, 27? 


33. Geffken, Dr. jur. et phil. Heinrich (Prof. des öffentl. Rechts 
an der Handelshochſchule Cöln), Das Geſamtintereſſe als Grund: 
lage des Staats- und Völkerrechts, Prolegomena eines 
Syſtems. Leipzig (A. Deichert) 1908. 61 S. 1 M. 20. 


„Grundlage aller geſellſchaftlichen Beziehungen der Menſchen, ſoweit dieſelben 
aus bewußten Vorſtellungen reſultieren“ — fo beginnt G. — „find deren ſubjektive 
Intereſſen oder Zwecke“, und er fügt erläuternd hinzu: „Intereſſe im objektiven 
Sinne heißt Auteil haben; Intereſſe im ſubjektiven Sinne bedeutet Anteil nehmen; 
in dieſem letzteren Sinne iſt das Intereſſe alſo die ſubjektive Vorſtellung des Inter⸗ 
eſſierten von der Verbeſſerung, die ein zukünftiger Zuſtand in Vergleich zu einem 
gegenwärtigen für das intereſſierte Subjekt bedeutet; Intereſſe in des Wortes fub- 
jektiver Bedeutung iſt daher identiſch mit Zweck.“ Gleiche Intereſſen können nun, 
wie G. fortfährt, zu einem Geſamtintereſſe werden, d. h. zu einer Vereinigung be⸗ 
hufs wirkſamerer Verwirklichung (S. 2), und gleiche Geſamtintereſſen zu einem 
Intereſſenverband, geeigneten Falls zu einem dauernden (S. 3). Weiter werden 
nach G. Zweckverwirklichungsmittel vorgeſtellt; der Verſtand wählt die tauglichen 
aus, das Gemüt gibt der Willensvorſtellung ihre Richtung, und „erreicht die 
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Willensvorſtellung einen beſtimmten Grad ungehinderter Intenſität, fo kommt es 
endlich zur Projektion der Zweckvorſtellungen in die Außenwelt, d. h. zur Tat“ 
und bei dauernden Geſamtverbänden „zwecks Stetigkeit der Uebereinſtimmung“ zu 
Normen und damit zum „ſozialen Organismus“ (S. 4) u. ſ. w. 


34. Mittermaier, Dr. W. (Prof. in Gießen) und Lie pmann, 
Dr. M. (Prof. in Kiel), Schwurgerichte und Schöffen gerichte; 
Beiträge zu ihrer Kenntnis und Beurteilung, Bd. 1, H. 1, 
Heidelberg (Karl Winter) 1906. 48 S. 1 M. 20 Pf., bezw. 1 M. 50 Pf. 


Die Herausgeber bekennen ſich im Vorwort (S. 2) als Anhänger der Schwur. 
gerichte, wollen aber durch etwa 2 Bände eigener und fremder Abhandlungen zur 
wiſſenſchaftlichen Erkenntnis, zur Aufklärung des Geſetzgebers und zur Ausbildung 
der Praxis unparteiiſch Stoff ſammeln hinſichtlich der Gerichte beider Art 

. 2—7). 


(S 

Die Seiten 7—28 enthalten einen am 2. Februar 1906 von Kahl zu Berlin 
gehaltenen Vortrag: Schwur⸗ oder Schöffengerichte? K. erklärt die 
Schwurgerichte für reformfähig. Er will die Willkür der Geſchworenenablehnung 
abſchaffen (S. 10, 12), die Auswahl der Geſchworenen beſſern (S. 11), etwa wöchent— 
liche Schwurgerichtstage einführen (S. 11), die Geſchworenen an der Beweisauf— 
nahme und der Straffrage beteiligen (S. 11 fg. u. S. 22/23), die Frageſtellung 
zweckmäßiger geſtalten (S. 15 fg.), die Rechtsbelehrung nicht dem Vorſitzenden, 
ſondern einem anderen Richter übertragen (S. 21 fg.), für den Wahrſpruch Gründe 
ſchriftlich angegeben wiſſen (S. 23 fg.). 

Auf den Seiten 29—34 erläßt L. G. Dir. Delbrück „eine Warnung 
vor Erſetzung der Strafkammern durch Schöffengerichte; er meint, 
Verhandlung und Beratung würde bei großen Schöffengerichten doppelt ſo viel Zeit 
in Anſpruch nehmen als bei den Strafkammern, fo daß ſtatt 5 Richter 2X 3 Richter 
nebſt einer Unzahl Schöffen nötig ſein würden; die Schöffen „ſtänden regelmäßig 
nicht mehr im Leben“ als die Richter und ſeien ſozial befangener als dieſe; die bis- 
herige Bewährung der kleinen Schöffengerichte beweiſe nichts zugunſten großer 
Schöffengerichte mit ihren nicht fo einfachen Gegenſtänden und ihrer Mehrzahl von 
Juriſten; nur wenigen Auserwählten werde es gelingen, die Beratung einer Anzahl 
von Juriſten und Nichtjuriſten gut zu leiten. 

Auf den Seiten 35—48 bemüht ſich Liepmann, darzulegen, daß Erfah— 
rungen über den Wert von Schwur⸗ und Schöffengerichten bisher 
nur in ungenügender Menge und nur in ungenügender Güte feſtgeſtellt ſeien; er 
ſucht ſogar darzutun, daß auch ein Schöffenrichter unfähig ſei, über den Wert der 
Schöffengerichte ein Gutachten abzugeben, das als Grundlage für bezügliche wiſſen— 
ſchaftliche Unterſuchung dienen könne. 

Gegen letzteres proteſtiert der Unterzeichnete als ehemaliger Schöffenrichter 
hiermit ausdrücklich und entſchieden. 


35. Gedanken zur Reform der Rechtspflege: L Gerichts- 
verfaſſung. II. Vorbereitungsdienſt. Richter. Rechtsan⸗ 
wälte. Staatsanwälte. Leipzig (Thüringiſche Verlagsanſtalt) 1907. 
20 S. 


Der ungenannte Verfaſſer will in dieſem Heft 10 der Bibliothek für modernes 
Geiſtesleben, deſſen Inhalt von ihm urſprünglich für die Tagespreſſe beſtimmt war, 
„nur die Grundlagen einer Reform geben, damit weiteren Kreiſen ein Eingehen 
ermöglicht wird und die Ueberſicht bleibt“, und gedenkt „bei genügender Unter— 
ſtützung“ die behandelten Punkte näher zu erläutern, ſowie die Reformfragen des 
Verfahrens zu beſprechen. Die zu J vorgeſchlagenen Aenderungen „zeigen ſich“ — 
nach den eigenen Worten des Verfaſſers (S. 11) — „für das Gebiet der bürger— 
lichen Rechtsſtreitigkeiten namentlich in dem größeren Vertrauen in den Einzel- 
richter, das in der weitergehenden Zuſtändigkeit der Amtsgerichte und ſeiner Ver— 
wendung am Landgerichte ſichtbar wird, in der Verminderung der Mitgliederzahl 
der oberen Kollegien ſowie in der bemerkenswerten (112?) Beiordnung von Mit- 
gliedern der Oberlandesgerichte zum Reichsgericht; für die Strafgerichte tritt dazu 
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noch eine verſtärkte Heranziehung von Laienrichtern und die grundſätzliche Zulaſſung 
der Berufung“. Zu Nr. II wird ſodann ſtatt Prüfung Erziehung zur Begeiſterung 
für die Idee der Gerechtigkeit verlangt, ferner Vermiſchung von Richtertum, Rechts⸗ 
anwaltſchaft und Staatsanwaltſchaft, möglichſte Bodenſtändigkeit der Richter und 
für diejenigen gewiſſer Zweige Vorſchlagsrecht der Kreiſe, bezw. der Anwaltſchaften. 


36. Lewinski, Karl von (G.⸗Aſſ. in Berlin), England als Er- 
zieher? — Sonderabdruck aus „Beiträge zur Erläuterung 
des deutſchen Rechts“ Jahrg. 51. Berlin (Vahlen) 1907. 47 S. 1 M. 


Auszüge aus 4s teils deutſchen teils engliſchen Schriften und Schriftſtücken 
tun hier dar, wie die meiſten der Angaben über engliſches Juſtizweſen, auf welche 
der Oberbürgermeiſter Adickes ſeine erſten Schriften für deutſche Juſtizreform ge⸗ 
gründet hat, mehr oder weniger unrichtig ſind. 


37. Pfannkuche, Dr. phil. A. (evang. Pfarrer zu Osnabrück), Gegen 
den Religionsſchutz durch das Strafgeſetz. Halle a. S. (Otto 
Thiele) 1907. 24 S. 40 Pfg. ö 


Die Seiten 7— 24 enthalten den Vortrag, welchen Pf. als Korreferent über 
die Frage einer Abänderung des § 166 StGB. am 12. September 1907 auf dem 
Deutſchen Pfarrertage zu Hannover gehalten hat, die Seiten 3—6 ein Vorwort, 
deſſen weſentlichen Inhalt die neun langen Leitſätze des Referenten, Pfarrers Schleg⸗ 
tendal, bilden. Die Nr. 7 dieſer Leitſätze ſchlägt für den jetzigen 8 166 vor: „Wer 
öffentlich in beſchimpfender Weiſe Gott läſtert oder wer öffentlich eine im Reiche 
mit Religionsübung zugelaſſene Religionsgeſellſchaft oder ihre Lehren oder Gegen— 
ſtände ihrer religiöſen Verehrung oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche beſchimpft 
oder wer in einer Kirche oder in einem anderen zu religiöſen Verſammlungen be⸗ 
ſtimmten Ort beſchimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängnis bis zu 1 Jahr 
beſtraft.“ „Wenn die Beſchimpfung nicht in gemeiner Abſicht erfolgte oder mildernde 
Umſtände vorliegen, kann an Stelle des Gefängniſſes eine Geldſtrafe bis zur Höhe 
von 1500 M. verhängt werden“. 

Der Pfarrertag hat weder für den Referenten noch für den Korreferenten ſich ere 
klärt, ſondern war ſo uneinig, daß er beſchloß, nichts zu beſchließen. Schon hieraus 
erhellt die Unrichtigkeit von Pfs. Behauptung (S. 8), daß uns Evangeliſchen all⸗ 
gemein „weltliche Strafgewalt auf dem kirchlichen und religiöſen Gebiete“ als ver- 
werflich erſcheine, und für ebenſo unrichtig muß Pfs. weitere Behauptung (S. 9 fg.) 
erklärt werden, daß der Staat kein Intereſſe am Schutz einer Religion haben könne, 
deren Geſellſchaft ſolchen Schutz nicht begehre, und daß ſtrafrechtlicher Schutz religiöſer 
Lehren und Einrichtungen Religionszwang fet. Wenn Pf. ſodann gegen ſtraf— 
rechtlichen Religionsſchutz noch anführt, daß das Strafgeſetz auch als Kampfmittel im 
Parteienkampf gemißbraucht werde (S. 14 fg.), fo iſt zu bedenken, daß es kaum ein 
Gut gibt, das nicht auch gemißbraucht wird, und das meines Erachtens allerdings 
mehr als bedenkliche Vergehen der Gottesläſterung kann ja ohne allen Schaden fehlen, 
wenn, wie Pfarrer Schlegtendal vorſchlägt, religiöfe Lehren wieder geſchützt würden. 


38. Schultetus, Heinrich (L GRat in Roſtock), Die Verteidigung 
in Strafſachen; ein Beitrag zur Kritik der Vorſchläge der 
Kommiſſion für die Reform des Strafprozeſſes. Berlin (Struppe 
& Winkler) 1907. 53 S. 1 M. 60 Pf. 


Sch. erachtet „die von der Kommiſſion hinſichtlich der Verteidigung gemachten 
Vorſchläge in manchen ſehr weſentlichen Beziehungen nicht als zutreffend bezw. nicht 
als erſchöpfend“ .. „jedoch als ausreichende Grundlage für den weiteren Ausbau 
eines Syſtems der Verteidigung“ . . .. „durch welches die ungenügend vorbereitete 
und Ueberraſchungen ausgeſetzte Poſition des Angeklagten beſeitigt wird, ohne daß 
radikale den Unterſuchungszweck gefährdende Mittel zur Anwendung gelangen“ (S. 53). 
Insbeſondere will Sch. noch mehr Fälle einer Notwendigkeit der Verteidigung 
(S. 5—18), noch weniger Fälle einer Beſchränkung des dem Verteidiger beigelegten 
Rechts auf Akteneinſicht (S. 18), gleiche Freiheit ſchriftlichen und mündlichen Ver⸗ 
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kehrs zwiſchen Beſchuldigten und Verteidiger in den verſchiedenen Stadien des 
Verfahrens (S. 31—43), Erhöhung mancher Gebühren des Verteidigers (S. 43 
bis 49) und Verlängerung einzelner Friſten desſelben (S. 49—53). 


39. Galli, F. (ReichSgeridtsrat a. D.) Die Aufgaben der 
Rechtsordnung gegenüber den Gefahren der Proſtitution. 
Leipzig (J. L. Hinrichs) 1908. 16 S. 


Der am 10. März 1908 im Leipziger Verein zur Hebung der öffentlichen 
Sittlichkeit gehaltene und von demſelben in Druck gegebene Vortrag gibt eine Ueber- 
ſicht über die verſchiedenen Ordnungen betreffs der Proſtitution und ihrer Gefahren, 
beſpricht unparteiiſch Vorzüge und Nachteile der verſchiedenen Ordnungen und be— 
gründet in intereſſanter Weiſe das Verlangen eines bezüglichen Reichsgeſetzes ſowie 
Grundzüge eines ſolchen Geſetzes. Gewerbsmäßige Unzucht ſoll ſtrafbar ſein, indes 
nur auf polizeilichen Antrag und nur bei einem Alter von über 18 Jahren; jeder 
Verurteilte ſoll von der Polizei unter Aufſicht geſtellt werden können, ſolange er 
noch der Gewerbsunzucht verdächtig iſt; fahrläſſige Gefährdung durch Geſchlechts— 
krankheiten ſoll beſtraft werden und für Perſonen unter 18 Jahren polizeiliche 
Zwangsmaßregeln veranlaſſen; Kurpfuſcher ſollen beſtraft werden, wenn ſie Ge— 
ſchlechtskrankheiten behandeln; in öffentlichen Krankenhäuſern ſollen öffentliche 
„ für Geſchlechtskrauke mit koſtenloſer Abgabe von Arzneien eingerichtet 
werden. 


40. Leonhard, Dr. Franz (Profeſſor an der Univerſität Marburg), 
Erfüllungsort und Schuldort. Berlin (Vahlen) 1907. 216 S. 5 M. 


L. unterſcheidet Erfüllungs- oder Leiſtungsort als den Ort, an welchem ſich 
die geſchuldete Leiſtung tatſächlich vollziehen muß, ſcharf von Schuldort als dem Ort, 
welcher für das rechtliche Schickſal der Schuld in örtlicher Beziehung entſcheidend 
iſt; er behauptet, in der Theorie ſowohl wie in der Praxis ſeien bisher dieſe beiden 
Orte faſt ausnahmslos in eins gerechnet und hier wie da ſei dadurch ein großer 
und verderblicher Wirrwarr entſtanden; der Fehler ſtamme aus dem Corpus juris. 
Was die Theorie anlangt, fo wagt der Unterzeichnete 28. Augaben nur info= 
weit zu widerſprechen, als er doch den alten Auslegern der in Betracht kommenden 
Stellen des Corpus juris mehr Schuld beimeſſen möchte, als deren Verfaſſern. 
Was aber die Praxis anlangt, ſo ſind wenigſtens ſeine eigenen Erfahrungen gegen— 
teilige, und er war Richter bei zehn verſchiedenen Gerichten und zwar bei 7 Kollegial— 
gerichten mit Fünfmännerabteilungen. Auch dem muß widerſprochen werden, wenn, 
wie es wenigſtens ſcheint, L. dafür hält, daß auch für die zuſammengeſetzteſten Ge— 
ſchäfte nur ein einziger Erfüllungsort beſtehe und angenommen werde. Daß aller— 
dings im geſchäftlichen Verkehr Erfüllungsort vielfach ſtatt Schuldort geſagt wird, 
beweiſen die zahlreichen von L. eingezogenen Aeußerungen kaufmänniſcher Korpora— 
tionen, welche die Seiten 183 —211 füllen. Auch in den Einzelausführungen Ls. 
wird der Lefer, ſogar inſoweit er fie nicht gerade für erforderlich hält, des Inter- 
eſſanten und Lehrreichen gar manches finden. 


41. Stampe, Prof. Dr. Ernſt, Unſere Rechts- und Begriffs⸗ 
bildung. Greifswald (J. Abel) 1907. 89 S. 1 M. 50 Pfg. 


Dieſer „Studien“ find fünf: 1) Rechtsfindung durch Konſtruktion; 2) Rechts- 
findung durch Intereſſenwägung; 3) Geſetz und Richtermacht; 4) Die Fehlgriffe 
unſerer Zivilrechtsjudikatur und ihre Urſache; 5) Der Dilettantismus in unſerer 
juriſtiſchen Begriffsbildung; die vier erſten ſind bereits veröffentlicht, die vierte im 
„Tag“ vom 28. März 1906, die erſte, zweite und dritte in der DIZ. vom 1. Mai 
1905 S. 417 fg., 1. Auguſt 1905 S. 713 fg., 15. November 1905 S. 1017 fg. 
Der Wiederabdruck geſchah, wie St. im Vorwort ſagt, weil Sts. Anſichten über die 
Ziele der Begriffsbildung mit feinen Auſchauungen über die Methode der Rechts— 
bildung ſo eng verknüpſt ſind, daß ſie ohne Kenntnis der letzteren nicht verſtanden 
werden können, und unverändert geſchah der Wiederabdruck, wie St. dort weiter 
ſagt, weil „.. anderer zu geſchweigen — weder Heck noch Bülow noch Unger — 
ihn von der Ueberzeugung haben abbringen können, daß dem Richter nicht nur die 
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Befugnis zur Ergänzung des Geſetzes, ſondern unter angemeffenen Kautelen auch 
die Macht zur Aenderung des Geſetzes gebühren müſſe“. St. fügt dem noch hin⸗ 
zu, „es würde auch zwecklos fein, neue Debatten mit denen zu beginnen, welche die 
Notwendigkeit dieſer Ausdehnung der richterlichen Macht angeſichts der Zuſtände, 
die ihr Fehlen in unſerer Rechtſprechung herbeigeführt hat, noch weiter beſtreiten“. 
Von der Richtigkeit dieſer einen Behauptung wird ſicher die überwiegende Mehrzahl 
der deutſchen Richter und Anwälte überzeugt ſein; man wird das Behauptete ohne 
Zweifel auch auf die fünfte Studie ohne Kautelen frei ergänzend ausdehnen können. 

Die erſte Studie führt aus, daß Rechtsfindung durch Konſtruktion un⸗ 
wiſſenſchaftlich fet und ſchwere ſoziale Gefahren in ſich berge (S. 2 fg.); die logiſche 
Expanſionskraft eines Satzes der Rechtsordnung reiche nicht weiter, als nach dem 
Ergebnis der Auslegung das Geſetz den Inhalt des Tatbeſtandes begrenze (S. 4), 
entſprechende Anwendung aber operiere nicht mit logiſchen, ſondern mit ſozialen Er⸗ 
wägungen (S. 4); von Rechtsſyſtemen bilde geeignete Grundlage für Rechtsfindung 
durch Konſtruktion nur ein ſolches, deſſen Lehrſätze an Kongruenz mit dem jeweilig 
vorhandenen Rechtsſtoffe ſich nicht binden (S. 6); trotz ihrer großen Gelenkigkeit fet 
die Rechtsfindung durch Konſtruktion nicht fähig, den Nüancierungen eines Tat⸗ 
beſtandes überall hin zu folgen (S. 6); ſie erhebe ſozial Bedenkliches zu Recht 
S. 6/7) und begründe meiſtens in einer dem Laien unverſtändlichen Weiſe (S. 7 fg.). 

Die zweite Studie bekämpft entſprechende Anwendung als Erzeugnis 
törichter Theorie von Lückenloſigkeit des Geſetzes (S. 10 fg.) und ſtellt die angeb⸗ 
lichen großen Vorzüge einer Rechtsfindung durch Intereſſenwägung deren angeblich 
geringe Gefahren gegenüber (S. 15 fg.). 

Die dritte Studie ſucht darzulegen, daß ſolche Rechtsfindung nicht mehr 
1 20 6 ſich ſchließe, als von jeher mit Auslegung der Geſetze geübt ſei 
S. 20 fg.). 

Die vierte Studie ſchildert eine von Savigny und Windſcheid geführte 
„Begriffsjurisprudenz“ mit „Normendeduktion“ und „Tatbeſtandsdeduktion“ als die 
Urſache der „Fehlgriffe unſerer Zivilrechtsjudikatur“ und des angeblich jetzt gegen 
die deutſchen Gerichte allgemein gehegten Mißtrauens (S. 29 fg.). 

Die fünfte Studie führt folgendes aus: die Begriffsbildung, das weſent⸗ 
lichſte Stück der Rechtswiſſenſchaft, leide noch immer an einem Dilettantismus, der 
das Grundgeſetz der Kongruenz des Rechtsbegriffes mit den Rechtsſätzen nur wenig 
und das Grundgeſetz der Plaſtik kaum kenne (S. 38 fg.); das beweiſe u. a. der 
herrſchende Begriff vom Rechtsgeſchäft als der auf Aenderung rechtlicher Zuſtände 
gerichteten erlaubten Privatwillenserklärung mit ſeiner Einteilung von einſeitig und 
zweiſeitig, kauſal und abſtrakt, lukrativ und onorös, inter vivos und mortis Causa 
(S. 10 fg.) und mit ſeiner Verkennung der wirtſchaftlichen Funktion der Rechts⸗ 
geſchäfte als Wertzuweiſungen, Wertausſcheidungen und Wertbewegungen (S. 43 fg.); 
das beweiſe ferner die herrſchende Lehre von den Rechten, welche dieſe gleichfalls 
nicht nach den Funktionen einteile (S. 45 fg.) und daher nicht, wie allein richtig, 
unterſcheide zwiſchen den bei Knüpfung oder Löſung der Beziehungen von Werten 
und Jutereſſen in Funktion tretenden „Aktionenrechten“, den Nutzungsrechten und den 
Schutzrechten (S. 46 fg.) (Schutzrechte nach S. 49 fg. insbeſondere: Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch, Selbſthilfe, Leiſtungsklage, Durchſetzung im Konkurſe, Abwickelungseinrede); 
das Privatrechtsſyſtem gliedere man am anſchaulichſten in 1) die Intereſſenkreiſe, 
2) die ſozialen Werte, 3) die Vorgänge, welche die An- und Abgliederung der Werte 
bewirken, 4) die Rechte, welche zwiſchen den Intereſſenkreiſen und den Werten in 
Betracht kommen (S. 52fg.); „der nachteilige Einfluß dilettantiſcher, die funktionellen 
Unterſchiede nicht beachtender Begriffsbildung auf die Rechtsbildung zeige ſich z. B. 
bei RE. 54 Nr. 77, VII 1903 (S. 53 fg.), bei der ſog. ſtillen Stellvertretung 
(S. 59 fg.), bei 1. 22 Dig. de pecunia constituta 13, 5, 1. 12 §1 Dig. de dis- 
tractione p. et h. 20, 5, und der actio de in rem verso (S. 63fg.), bei 88 556, 
604, 311, 419, 1088, 1388, 1459, 1480, 1380, 1400, 1438 fg., 571, 1056, 1381, 
2111, 2019, 1382, 5882, 2111, 1438 BGB. (S. 64 fg.), bei dem Sicherungs⸗ 
eigentum (S. 73 ßfg.), bei der Lebensverſicherung zu gunſten eines Dritten (S. 85 fg.). 


Hannover. W. Ch. Francke. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen ꝛc. 


Denlmalpflege und Heimatſchutz in der Geſetzgebung 
der Gegenwart. 


Vortrag, gehalten in der Staatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft zu Jena 
von Prof. Dr. Paul Weber, Jena. 


Wenn Sie in der alten Kaiſerſtadt Goslar zur Pfalz hinaufſteigen, 
führt Sie der Weg vorüber an einem ſeltſamen kleinen Bauwerk, 
deſſen Giebel mit großen in Stuck modellierten Geſtalten aus dem 
12. Jahrhundert geſchmückt iff. Dieſes kleine Bauwerk iſt die ehe- 
malige Vorhalle des alten Kaiſerdomes von Goslar. Der Dom 
ſelbſt wurde im Jahre 1820 um den Preis von 1505 Talern durch 
die damalige engliſch-hannoverſche Regierung auf Abbruch verkauft, 
ein intereſſantes, mächtiges Bauwerk, voll von Erinnerungen an die 
Kaiſergeſchichte des deutſchen Mittelalters. Um 1505 Taler! 

Kaum ein halb Jahrhundert ſpäter iſt der gegenüberliegende alte 
Kaiſerpalaſt aus tiefer Verwahrloſung mit großer Liebe und erheb— 
lichen Koſten zu neuem Glanze erhoben worden. Das geſchah von 
1867 an. 

Alſo muß zwiſchen 1820 und 1867 eine Wandlung des Vers 
hältniſſes zu den Baudenkmälern der Vergangenheit liegen. So iſt 
es in der Tat. Das 19. Jahrhundert iſt auf dieſem Gebiete ein 
Jahrhundert größter Gegenſätze. Bis etwa 1830 hat es unter der 
Nachwirkung der Ideen der franzöſiſchen Revolution geſtanden, dann 
erfolgte der Umſchlag ins Gegenteil. 

Die franzöſiſche Revolution hatte das Beſtreben, möglichſt gründlich 
mit den Denkmälern der Vergangenheit aufzuräumen. Namentlich 
alles, was an die Kirche und den Feudalismus des Mittelalters 
erinnerte, mußte fallen. Unermeßlich groß iſt die Zahl der Kunft- 

Blätter f. Rechtspfl. LV. N. F. XXXv. 11 
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ſchätze, die von 1790 an in Frankreich zerſtört und vernichtet worden 
ſind. Eine Anzahl der berühmteſten mittelalterlichen Bauwerke, ſo 
die Abteikirche zu Cluny und der Dom St. Martin zu Tours, 
wurden dem Erdboden gleich gemacht. die Gruft der franzöſiſchen 
Könige zu St. Denis entehrt und zerſtört, die Kirchenſchätze und 
Glocken eingeſchmolzen und zu Kurrantgeld umgeprägt. In Straß⸗ 
burg wurden auf Befehl des vom Konvent eingeſetzten Bürgermeiſters 
im Jahre 1793 innerhalb dreier Tage 235 Statuen, die das Münſter 
ſchmückten, herabgeſtürzt. Die wenigen damals geretteten Figuren 
— Meiſterwerke aus der Blütezeit der Plaſtik im 13. Jahrhundert — 
geben einen Begriff davon, welchen Verluſt für die deutſche Kunſt⸗ 
geſchichte die Zerſtörung der übrigen bedeutet. Das amtliche Protokoll 
verzeichnet die Vernichtung jener 235 Statuen mit Genugtuung. Das 
Münſter wurde auch im Innern gräßlich verwüſtet und durch (dame 
loſe Orgien entweiht, dann in einen „Tempel der Vernunft“ ver⸗ 
wandelt. Der hochragende Turm, das Wahrzeichen Straßburgs, ent= 
ging nur dadurch dem Schickſal der Niederlegung, daß ihm an 
Stelle des Kreuzes eine rote Jakobinermütze aus Blech aufgeſtülpt 
wurde. 

Der Haß gegen alles hiſtoriſch Gewordene, die Pietätloſigkeit 
gegen die Denkmäler der Vergangenheit, haben die franzöfifche 
Revolution um mehrere Jahrzehnte überdauert, jenſeits und diesſeits 
des Rheines. Der Speyerer Dom, die Gruftfirde unſerer deutſchen 
Kaiſer im Mittelalter, entging im Jahre 1808 mehr durch Zufall 
dem Schickſal, als Steinbruch verſteigert zu werden. Im gleichen 


Jahre wurde der Frankenturm zu Rothenburg ob der Tauber, das 


älteſte Bauwerk der Stadt und eines der älteſten Deutſchlands, auf 
Beſchluß der kgl. bayriſchen Regierung zu Straßenſchotter zerklopft. 
In Köln wurden zwiſchen 1803 und 1815 eine lange Reihe von 
Kirchen und Kapellen dem Erdboden gleich gemacht. Ihre koſtbaren 
Gemälde und Schnitzaltäre wurden buchſtäblich auf die Straße 
geworfen. Einige Kunſtfreunde erbarmten ſich ihrer. Heute bilden 
ſie Zierden der Muſeen von München und Berlin. Ganz allgemein 
dienten Burgen und Kirchen, die nicht mehr im Gebrauch waren, als 
Steinbruch, ſo — um ein beſonders wertvolles Denkmal zu nennen — 
das Heidelberger Schloß. Bei uns in Thüringen haben gerade in 
den erſten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts die herrlichen Kloſter⸗ 
ruinen zu Paulinzella, Thalbürgel, Kloſterlausnitz, Georgenthal die 
rückſichtsloſeſte Ausbeutung über ſich ergehen laſſen müſſen. Die 
Wartburg war bis 1780 noch in allen ihren mittelalterlichen Bau⸗ 
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lichkeiten ſo gut wie vollſtändig erhalten geweſen. Erſt nach dieſer 
Zeit bis in das zweite Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts hinein wurde 
der Hauptturm, die Kemenate, die Dirnitz und was ſonſt baufällig 
zu werden drohte, niedergelegt, „mit möglichſt wenig koſten Menage“, 
wie es in den Anordnungen des Miniſters Johann Wolfgang v. Goethe 
heißt. Mit großer Mühe und vielen Koſten hat dann Carl Alexander 
von Weimar einige Jahrzehnte ſpäter das alles wieder aufzubauen 
begonnen. Mit ein paar hundert Talern Unterhaltungskoſten fürs 
Jahr hätten ſich die alten echten Gebäude ſeinerzeit bequem erhalten 
laffen. 

Bis etwa 1830 galt der „von obrigkeitswegen betriebene Denkmal⸗ 
frevel als eine gute Verwaltungsmaxime“ ). Dann trat der Umſchwung 
auch in der Verwaltung ein. In den Anſchauungen der Gebildeten 
war er ſchon längſt eingetreten, unter dem Einfluß der Romantik. 
Schon feit einem Menſchenalter hatte ſich in Deutſchland die roman— 
tiſche Strömung, die Schwärmerei für das Mittelalter, langſam ane 
gebahnt. Sie wurde vorerſt nur von wenigen feineren Geiſtern ge— 
tragen (Tieck, Schlegel, Novalis, Boiſſerée), dann von 
immer weiteren Kreiſen. Bereits im Jahre 1814 erklärte der Hiſtoriker 
Görres aus der vaterländiſchen Begeiſterung der Befreiungskriege 
heraus die Vollendung des ſeit dem Mittelalter halbfertig daſtehenden 
Kölner Domes als eine nationale Ehrenpflicht der Deutſchen. Aber 
erſt gegen 1830 wurde es mit der Verwirklichung Ernſt. Nach dem 
Jahre 1830, das man als die Scheide der geiſtigen Strömungen 
bezeichnen kann, warf ſich das 19. Jahrhundert, von den irrigen 
Anſchauungen der franzöſiſchen Revolution gründlich geheilt, dem 
entgegengeſetzten Ideale in die Arme. Es beginnt die Herrſchaft des 
Hiſtoris mus, der fortan für das 19. Jahrhundert die charakteriſtiſche 
geiſtige Verfaſſung bleibt. Die große Zeit der Geſchichtswiſſenſchaft 
hub an. Die Altertümer des Rechts, die Altertümer der Sprache 
und Sitte wurden ſozuſagen neu entdeckt und eifrig erforſcht, mit 
ihnen auch die Altertümer der Kunſt, die plötzlich als wertvolle 
Denkmäler deutſcher Vergangenheit erkannt wurden, nachdem man 
ſie Jahrzehnte hindurch in der ſinnloſeſten Weiſe mißachtet und zerſtört 


1) Dehio, Denkmalſchutz und Denkmalpflege im 19. Jahrhundert. Rede 
zur Kaiſergeburtstagsfeier, Straßburg 1905. Wir lehnen uns im Folgenden mehrfach 
an ſeine Ausführungen an. An verwandter Literatur ſind ferner zu nennen: 
C. A. Wieland, Prof. der Rechte in Baſel, Der Denkmal- und Heimatſchutz in 
der Geſetzgebung der Gegenwart. Rektoratsrede, Baſel 1905, und P. Clemen, 


Die Erhaltung der Kunſtdenkmäler in Deutſchland. Vortrag, Lübeck 1900. 
11* 


— 164 — 


hatte. Hier liegt der Urſprung der modernen Denfmal- 
pflege, der Fürſorge für die Bau- und Kunſtdenkmäler der Bere 
gangenheit. Die Dichter der Romantik und die Gelehrten der 
hiſtoriſchen Schule haben ihr den Boden bereitet. Die Grund⸗ 
geſinnung, auf der ſich ihre Beſtrebungen aufbauen, iſt die Pietät 
gegen das Ueberkommene, iſt der Glaube, daß ein Volk, welches 
viele alte Denkmäler beſitzt, ein vornehmes Volk iſt, 
daß ein Ort mit monumentalen Erinnerungen ein wertvoller Ort iſt. 
Aus dieſer Anſchauung entwickelte ſich weiter das Gefühl für die 
Pflicht, das von den Vorfahren überkommene Kulturgut auch den 
Nachfahren möglichſt gut und vollſtändig zu überliefern, etwa wie 
ein Burgherr das Schloß ſeiner Ahnen gut und vollſtändig ſeinen 
Söhnen und Enkeln zu überliefern beſtrebt iſt. 


Neben dem geſchichtlich- nationalen Ausgangspunkt hat aber die 
moderne Denkmalpflege noch einen anderen, ſcheinbar ganz entgegen- 
geſetzten, den ſozialen oder richtiger ſozialiſtiſchen ). Von 
Jahrzehnt zu Jahrzehnt iſt das Empfinden dafür erſtarkt, daß die 
Allgemeinheit ein Anrecht, eine Art Mitbeſitzrecht an 
den Kulturdenkmälern der Vergangenheit hat. Sie will 
ſich nicht mehr abſperren laſſen von dem Mitgenuſſe deſſen, was die 
Vorzeit geſchaffen, ſie empfindet es als eine perſönliche Kränkung, 
wenn der zufällige Beſitzer eines alten Denkmales, etwa einer Burg, 
eines Stadttores, eines kunſtreichen alten Patrizierhauſes, dieſes ver⸗ 
ändert oder verfallen läßt oder abreißt oder etwa ein wertvolles be— 
wegliches Kunſtwerk, das ein Stolz der Stadt oder des Landes war, 
ins Ausland verkauft, bloß weil es ihm ſo behagt. „Das Intereſſe, 
das die Geſamtheit an dieſen Denkmälern hat, überwiegt ganz un⸗ 
ermeßlich das Intereſſe des Individuums.“ 

Dieſes Gefühl des Mitbeſitzrechtes führt naturgemäß zu der 
Forderung der Beſchränkung des Privateigentums und 
damit zum Konflikte zwiſchen dem alten römiſchen Rechtsbegriff, der 
heute noch in vielen Köpfen unerſchütterlich feſtſitzt, und dem neuen 
Rechtsgefühl und Rechtsanſpruch der Allgemeinheit. In dieſem 
Kampfe ſtehen wir jetzt mitten drinnen. Aber ſchon kann es dem 
aufmerkſamen Beobachter nicht mehr ehe ſein, nach welcher 
Seite ſich der Sieg neigt. 

Verſchaffen wir uns zunächſt, ehe wir die deutſchen Verhältniſſe 
betrachten, einen gedrängten Ueberblick darüber, wieweit in anderen 


— 


1) Dehio, a. a. O. S. 11. 
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Kulturſtaaten die Geſetzgebung dem geſchichtlichen Füblen und dem 
neuen Rechtsanſpruch nachgekommen iſt. 

Die Krone für zielbewußtes energiſches Vorgehen gebührt Frankl. 
reich. Das Urſprungsland der Revolution hat ſich nach Kräften 
bemüht, den unermeßlichen Schaden, den es angerichtet, nach Mög⸗ 
lichkeit wieder gutzumachen. Frankreich iſt ſeit langem das Mufter- 
land der Denkmalpflege und noch heute das leuchtende Vorbild auf 
dieſem Gebiete. 

Auch hier ging die Bewegung von den Romantikern aus (Victor 
Hugo und Graf Montalembert). Als der Hiſtoriker Guizot 
1830 Miniſter des Julikönigtums geworden war, richtete er ſogleich 
eine Generalinſpektion der Baus und Kunſtdenkmäler der Vergangen⸗ 
heit ein, die ſeit 1837 als „Commission des monuments 
historiques“ feſt ſtatuiert iſt und noch heute beſteht ). Von 
Anfang an ſtellte der franzöſiſche Staat der Kommiſſion bedeutende 
Machtbefugniſſe und vor allem auch bare Mittel für Ueberwachung 
und Erhaltung der Denkmäler zur Verfügung. Die begeiſternde 
Parole war: „Les longs souvenirs font les grands 
peuples“. 

Im Jahre 1887 hat dann der franzöſiſche Staat die Rechte der 
Kommiſſion noch weſentlich erweitert und ein ausführliches Denkmal— 
ſchutzgeſetz geſchaffen, das in feinem logiſchen Aufbau und feiner klaren 
Abgrenzung als ein geradezu klaſſiſches Vorbild für alle ähnlichen 
Geſetzgebungsakte zu bezeichnen iſt. Die beſten der franzöſiſchen Juriſten 
haben daran mitgewirkt 2). 

Der franzöſiſche Denkmalſchutz beruht auf dem Syſtem des 
„Classement,“ der Aufnahme aller wertvollen beweglichen und 
unbeweglichen Denkmäler in eine beſondere Schutzliſte. Die rechtlichen 
Folgen dieſes ſtaatlichen Schutzes ſind in der Hauptſache dieſe: 
1) Ein klaſſiertes unbewegliches Denkmal darf ohne Genehmigung 
des Unterrichtsminiſters nicht abgebrochen, hergeſtellt, weſentlich aus— 
gebeſſert oder verändert werden. 2) Ein klaſſiertes bewegliches Denf- 
mal darf ohne Genehmigung des Miniſteriums nicht veräußert, zerſtört, 
hergeſtellt oder verändert werden. 3) Ausgrabungen auf Staats-, 


1) Nach dem franzöſiſchen Worte „monument“ iſt der unglückliche deutſche 
Ausdruck „Denkmal“ geprägt worden, der nun in dem Worte „Denkmalpflege“ 
dauernd fefigelegt iſt, aber infolge feines Doppelſinnes noch immer, ſelbſt in gee 
bildeten Kreiſen, Anlaß zu den ſchnurrigſten Mißverſtändniſſen gibt. 

2) Vergl. dazu: P. Clemen, Die Denkmalpflege in Frankreich. Berlin 1898. 
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Stadt-, oder Gemeindegebiet bedürfen der Genehmigung von Seiten 
des Minifteriumd. 4) Im Eigentum von Privatperſonen befindliche 
klaſſierte unbewegliche Denkmäler können enteignet werden, ebenſo 
der Grund und Boden, der Denkmäler birgt. Bewegliche Denkmäler, 
die unrechtmäßig veräußert ſind, können binnen dreier Jahre zurück⸗ 
gefordert werden. Soweit ſie dem Staate gehören, ſind ſie überhaupt 
unveräußerbar und unerſitzlich. 

Selbſtverſtändlich ſtehen die durch Klaſſierung geſchützten Denk⸗ 
mäler unter beſonderer Pflege der Kommiſſion. Dazu iſt ein Stab 
geſchulter Beamter erforderlich, über den Frankreich infolge der ſeit 
vielen Jahrzehnten dort blühenden kunſtwiſſenſchaftlichen Studien in 


weiteſtem Umfange verfügt. Die Erfahrungen, die mit dem Classement 


gemacht worden ſind, werden als vortrefflich bezeichnet. Allerdings 
hat dieſes Syſtem auch einen großen Nachteil: Die nicht in die 
Schutzliſte aufgenommenen Denkmäler. von geringerem abſoluten 
Werte, die aber innerhalb ihrer Umgebung doch von wejent- 
licher Bedeutung ſein können, ſind ungeſchützt und ſozuſagen vogelfrei. 
Andererſeits wirkt die Tatſache, das dieſes oder jenes Denkmal „klaſſiert“ 


iſt, erziehlich und belehrend auf die Verwaltungsorgane und die ganze 


Bevölkerung und kommt ſomit indirekt auch den unklaſſierten Denk— 
mälern zugute. 

Dem durch Miniſter Guizot im Jahre 1830 eingeleiteten Vor⸗ 
gehen Frankreichs folgte bereits vier Jahre ſpäter das damals jüngſte 
europäiſche Staatengebilde, Griechenland. Aus dem nationalen 
Befreiungskampfe heraus erwuchs hier ein Geſetz, das kühn alle 
Reſte des klaſſiſchen Altertums für helleniſches Nationaleigentum erklärte. 
Der Verfaſſer des Geſetzes war der deutſche Profeſſor Ludwig Maurer. 
Für die Art, wie die modernen Griechen dies Geſetz handhaben, iſt 
er nicht verantwortlich. Es war eine großartige prinzipielle Löſung 
der Frage. Allerdings erſtreckt ſich das Geſetz nur auf die Denkmäler 
klaſſiſcher Zeit. Alle Schöpfungen fpäterer Jahrhunderte find une 
geſchützt. 

Dann folgte Schweden. Von den Zeiten des genialen 
Guſtav Adolf (1611 —1632) her war hier eine gute Tradition für 
den Schutz der Denkmäler vorhanden in der Einrichtung der 
Antiquarii Regni (noch heute „Riksantiquarius“), welche die 
Provinzen zu bereiſen hatten, um den baulichen Zuſtand der be— 
merkenswerten Denkmäler zu unterſuchen. Einer Erweiterung ihres 


Arbeitskreiſes im Jahre 1814 folgte im Jahre 1867 eine umfaſſende 


geſetzliche Regelung des Denkmalſchutzes und vor allem der Be⸗ 
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ſtimmungen über Funde aus dem Boden, an denen fid der Staat das 
Recht ſicherte +). 

Die Denkmalſchutzgeſetzgebung in Italien hat zwar noch viel 
früher eingeſetzt, als in Frankreich und Schweden, wie das ja bei 
dieſem an Denkmälern dreier Jahrtauſende ſo überreichen Lande 
verſtändlich iſt, aber die Tendenz der Geſetzgebung ging hier von 
Anfang an mehr auf Erſchwerung und Verbot der Ausfuhr von 
Kunſtwerken, als auf eigentlichen Schutz und Erhaltung der Denk— 
mäler. Gerade die Päpſte, welche ſich durch die erſten Ausfuhrverbote 
bekannt gemacht haben, Paul II. und Sixtus IV. (1462 und 1474), 
haben ſchlimm unter den antiken Reſten gehauſt. Im Jahre 1515 
wurde unter Papſt Leo X. die Anzeigepflicht für Ausgrabungs— 
funde eingeführt und Raffael zum Aufſeher aller Ausgrabungen in 
und bei Rom ernannt. Der Zweck war aber in erſter Linie, ſchöne 
Bauſtücke für den Bau des Petersdomes zu gewinnen. Auch im 
17. und 18. Jahrhundert erneuerten die Päpſte das Verbot der 
Ausfuhr von antiken Kunſtwerken. Im Jahre 1802 wurde die 
Lex Doria Pamphili und 1821 die Lex Pacca erlaſſen, die bis 
1902 in Kraft geblieben ſind. Sie erſchwerten die Ausfuhr von 
Kunſtwerken nicht nur des Altertums, ſondern auch der ſpäteren Zeiten 
und ſicherten dem Staate ein Vorkaufsrecht. 

Aehnliche Verfügungen erließen im Laufe des 19. Jahrhunderts 
Toskana, Venedig, Parma, Modena, Neapel. Aber das geeinigte 
Königreich Italien hat noch Jahrzehnte zu ringen gehabt, bis die 
verſchiedenen Beſtimmungen einheitlich geregelt waren. Immer wieder 
wußte der Einfluß der Privatintereſſen die nationalen Geſichtspunkte 
zu durchkreuzen, bis endlich im Jahre 1902 die Lex Nasi von 
beiden Kammern angenommen wurde, die den geſamten Kunſtbeſitz 
Italiens ſozuſagen unter Zollverſchluß legt, allerdings mit erheblichen 
Abſtrichen und Kompromiſſen zugunſten des Privatbeſitzes. Die 
Einrichtung der eigentlichen Denkmalpflege im Innern entſpricht un⸗ 
gefähr dem franzöſiſchen Vorbilde. 

Von den Schweizer Kantonen haben Waadt (1898) 
Bern (1901) und Neuenburg (1902) ihren Kunſtbeſitz durch Bee 
ſtimmungen ähnlich den franzöſiſchen zu ſchützen geſucht. In Wallis 
und Teſſin ſind Geſetzentwürfe sum Schutze der hiſtoriſchen Denkmäler 
zurzeit in Vorbereitung 2). 


1) Vergl. Frhr. v. Helfert, Denkmalpflege. Wien, Braumüller, 1897. 
2) Vergl. die Seite 3 zitierte Arbeit Wielands. 
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| In Dänemark wurde ſchon im Jahre 1807 eine Kommiſſion 
für Denkmäler und Altertümer eingeſetzt. Seit 1869 iſt dort der 
ſtaatliche Schutz auf alle Arten von Denkmälern ausgedehnt worden. 


In England wurden durch den „Anciens Monuments 
Protection Act“ vom Jahre 1882 beſtimmte Klaſſen von Denk⸗ 
mälern, namentlich aus vorgeſchichtlicher Zeit, unter Staatsſchutz 
geſtellt. 

1881 wurde in Aegypten dieſer Grundſatz für die arabiſchen, 
1883 auch für die ägyptiſchen Denkmäler durchgeführt, 1891 folgte 
Britiſch⸗Oſtindien, 1892 Rumänien und Portugal mit 
dem Classement nach franzöfiſchem Vorbilde. 

Theoretiſch am weiteſten hat es im Denkmalſchutze die Türkei 
gebracht. Sie beſitzt ſeit 1907 ein Geſetz, wonach ſchlechthin alles, 
was Kunſt⸗ und AltertumBwert hat, der Verfügung der Regierung 
unte rſteht. Die Generaldirektion der Altertümer, die ihrerſeits dem 
Unterrichts⸗Miniſterium untergeordnet iſt, hat über alle Denkmäler, 
einſchließlich der in den kleineren Lokalſammlungen, zu wachen, gleicher⸗ 
maßen über die antiken Bauwerke, wie über die türkiſchen Moſcheen, 
über Kirchen und Klöſter, Feſtungen und Stadtmauern, plaſtiſche 
Werke und Feldarbeiten, Handſchriften und Kleinkunſtwerke, kurzum 
über die Erzeugniſſe aller Völker, die nacheinander auf dem Boden 
des osmaniſchen Reiches gelebt haben. Sie alle find in antiquariſchem 
Zuſtande Eigentum der Regierung, die das alleinige Ver⸗ 
fügungsrecht hat. Die Generaldirektion hat das Recht, jedes Grund⸗ 
ſtück durch Verſuchsgräben zu unterſuchen, — gegen Entſchädigung an 
den Eigentümer. Die Funde gehören ausnahmslos der Regierung. 
Der Verkauf, die Ausfuhr von Altertümern iſt unterſagt, der Kunſt⸗ 
handel nur unter gewiſſen Bedingungen und mit beſonderer Er⸗ 
laubnis der Generaldirektion zugelaſſen. (Dieſe Beſtimmungen erklären 
ſich aus dem Wetteifer der Ausgrabungen, welche fait alle Kultur⸗ 
ſtaaten ſeit einiger Zeit auf dem Boden des osmaniſchen Reiches 
veranſtalten.) 


Der Denkmalſchutz in Dentſchland 


ſteht weit hinter dem in Frankreich, England, Schweden und Dänemark, 
Schweiz, Italien und Portugal, und vollends hinter dem in Indien, 
Aegypten und der Türkei zurück. Im Anfang des neunzehnten Jahre 
hunderts ſchien es einmal, als ſollte Deutſchland die Führung auf 
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dieſem Gebiete übernehmen. Das war im begeiſterungsfähigen Zeit⸗ 
alter der Befreiungskriege. Damals entwarfen der Hiſtoriker Görres, 
deſſen Eintreten für den Kölner Dom bereits geſtreift wurde, Sulpice 
Boiſſerée der berühmte Kunſtfreund, der Architekt Karl Friedrich Schinkel, 
ſchließlich auch Goethe ſchöne Progamme für Erhaltung und Schutz 
der vaterländiſchen Denkmäler. Aber eine Zeit, der nicht einmal 
die politiſche Einigung des zerriſſenen Vaterlandes gelang, verſagte 
natürlich auch auf dieſem Teilgebiete nationalen Empfindens. Nur 
in einigen deutſchen Staaten kam es zu ſchwachen Anläufen. Im 
übrigen blieben die ſchönen Programme auf dem Papier ſtehen und 
bald ward es unter der Stickluft der „heiligen Allianz“ ganz ftill 
davon. Erſt viel ſpäter als in den anderen Ländern beginnt ein 
langſames Vorwärtsſchreiten zum gleichen Ziele hin, aber nicht auf 
einer gemeindeutſchen Grundlage, ſondern auf dem mühſeligen Wege 
einzelſtaatlicher Geſetzgebung. Und nicht als eine Angelegenheit von 
allgemeinem öffentlichen Intereſſe wurde die Frage behandelt, wobei 
den Architekten und Kunſtgelehrten das erſte Wort verſtattet geweſen 
wäre und die Preſſe im Namen aller hiſtoriſch Gebildeten ſekundierte 
— wie in Frankreich und Italien, in England, Schweden und 
Dänemark —, ſondern als eine Privatangelegenheit der Kabinette 
und Bureaux. Der Zeitpunkt, wo eine große nationale Angelegenheit 
daraus hätte gemacht werden können, war verpaßt. An den Folgen 
dieſer Unterlaſſungsſünde tragen wir noch heute und mitunſäglicher 
Mühe muß nun in zerſplittertem Einzelkampfe langſam zu erreichen 
geſucht werden, was vor neunzig Jahren als ſelbſtverſtändlich begrüßt 
worden wäre. ö 

Die Schwierigkeit, den nationalen Geſichtspunkten zum Durchbruch 
zu verhelfen, wird aber noch durch eine andere Urſache verſtärkt: Die 
führenden Beratungs- und Verwaltungsorgane unſeres Volkes empfingen 
und empfangen größtenteils noch heute ihre Vorbildung auf dem 
humaniſtiſchen Gymnaſium, wo in den eindrucksfähigſten Jahren ihr 
Herz erfüllt wird mit Intereſſe für das klaſſiſche Altertum und ſeine 
Reſte, neben denen die deutſchen Kulturdenkmäler zurücktreten. Wie 
es im alten Athen und Rom ausſah, haben wir alle auf der Schule 
gelernt; wo die deutſchen Kaiſerpfalzen des Mittelalters lagen und 
was von ihnen noch heute erhalten iſt, davon werden die älteren unter 
uns kaum je auf dem Gymnaſium eine Vorſtellung empfangen haben. 
Daher das lebhafte Intereſſe unſerer führenden Kreiſe und damit 
der führenden Zeitungen, wenn im Nemiſee nach den Prachtſchiffen 
des Tiberius getaucht oder eine antike Statue irgendwo in Klein⸗ 
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afien gefunden wird, während ſich über den bejammernswerten Zuſtand 
der ſchönſten deutſchen Burgen des Mittelalters, über die grauſame 
Verreſtaurierung ſchöner alter Kirchen, über den oft ganz unnötigen 
Abbruch der Stadtbefeſtigungen, über Moderniſierung altehrwürdiger 
Rathäuſer, über ſinnloſe Zerſtörung unzähliger kleiner und großer Kultur⸗ 
denkmäler aller Art in der eigenen Heimat bis vor ganz kurzer Zeit 
kaum irgend jemand ſich ernſtlich aufregte. Erſt in den letzten zehn 
Jahren iſt es unter dem Einfluß der heimatkundlichen Strömung 
langſam beſſer geworden. Aber noch heute ſind eine ganze Reihe 
deutſcher Bundesſtaaten, darunter ſolche, die reich ſind an wertvollen 
nationalen Denkmälern, ohne die einfachſten geſetzlichen Schutzmaß⸗ 
regeln gegen ſinnloſe Vernichtung, geſchweige denn, daß ſie eine 
Kommiſſion zur regelmäßigen Bereifung und Unterſuchung aller wert— 
vollen Denkmäler beſäßen, wie Schweden ſeit den Zeiten Guftav 
Adolfs, oder gar einen ausreichenden feſten Etat⸗Poſten für Er⸗ 
haltung der Denkmäler, wie Frankreich ſeit 70 Jahren. 

Ein Ueberblick über den Geſetzgebungsſtand in den verſchiedenen 
deutſchen Bundesſtaaten zeigt vielmehr, welche unendliche Mannig⸗ 
faltigkeit auch auf dieſem Gebiete deutſchen Lebens innerhalb des 
nun bereits ſeit 37 Jahren glücklich geeinigten Deutſchen Reiches 
möglich iſt. 

Beginnen wir mit dem Muſterlande geordneten ſtaatlichen Denk: 
malſchutzes und ſorgfältig organiſierter Denkmalpflege unter den deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten, dem Großherzogtum Heſſen. Es iſt der 
einzige Staat, der die in der Zeit der Befreiungskriege entworfenen 
nationalen Programme ſogleich in die Tat umgeſetzt hat. Bereits im 
Jahre 1818 hat Großherzog Ludwig eine Verordnung erlaſſen, welche, 
„in Erwägung, daß die noch vorhandenen Denkmäler der Baukunſt 
zu den wichtigſten und intereſſanteſten Urkunden der Geſchichte gee 
hören, indem ſich aus ihnen auf die früheren Sitten, Geiſtes bildung 
und den bürgerlichen Zuſtand der Nation ſchließen läßt, und daher 
die Erhaltung derſelben höchſt wünſchenswert iſt“, befiehlt, daß alle 
wertvollen Baudenkmäler des Landes ſamt ihrem Inhalte inventari⸗ 
ſiert und in Zeichnungen feſtgelegt, auch ſoweit nötig, ausgebeſſert 
werden. Abbrüche find nur mit landesherrlicher Genehmigung ge- 
ſtattet. Für Funde wird Anzeigepflicht eingeführt. Alle Behörden 
erhalten Verzeichniſſe der zu ſchützenden Denkmäler. — Bereits in den 
Jahren 1824—1826, zum zweiten Male 1833 —1835 wurden dieſe 
Verzeichniſſe angefertigt und verteilt. 1837 wurden auch Beſtimmungen 
für den Schutz der Akten erlaſſen, die noch heute in vielen deutſchen 
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Landen ſchutzlos zugrunde gehen. Dann trat Stillftand ein. Ane 
träge verſchiedener Körperſchaften und Vereine auf Ausbau der Schutz 
geſetzgebung im weiteren Verlaufe des 19. Jahrhunderts hatten gue 
nächſt keinen Erfolg, bis im Jahre 1900 der Vertreter der heſſiſchen 
Regierung der in Dresden verſammelten deutſchen Tagung für Denk— 
malpflege einen ausführlichen Geſetzentwurf zur Mitberatung vorlegte, 
der am 16. Juli 1902 die landesherrliche Beſtätigung erhalten hat. 
Als wichtiges Vorbild für die Denkmalſchutzgeſetzgebung der andern 
deutſchen Bundesſtaaten ſeien die wichtigſten Beſtimmungen hier her— 
ausgehoben 1): 1) Die im öffentlichen Beſitze befindlichen Baudenk— 
mäler dürfen nur mit behördlicher Genehmigung veräußert, verändert, 
hergeſtellt oder abgebrochen werden. 2) Bauliche Anlagen und Ver⸗ 
änderungen in der Umgebung des Baudenkmals bedürfen behördlicher 
Genehmigung. 3) Bewegliche Denkmäler (auch Urkunden) im Be⸗ 
ſitze einer juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechtes, ferner die Wud. 
ſchmückung eines Baudenkmals mit neuen Kunſtwerken unterliegen den⸗ 
ſelben Beſtimmungen. 4) Die im Privatbeſitze befindlichen Baudenkmäler 
werden in eine Denkmalliſte eingetragen (Classement nach franzöſiſchem 
Syſtem) und unterliegen dann denſelben Beſtimmungen wie die öffent⸗ 
lichen Denkmäler. Der Staat übernimmt Entſchädigungspflicht. 
Fehlen dazu die Mittel, ſo iſt die Genehmigung zum Abbruch oder zur 
Veränderung zu erteilen. Für die Höhe der Entſchädigung gelten die 
Grundſätze des Enteignungsverfahrens. 5) Der Staat iſt berechtigt, 
Grundeigentum zu beſchränken und zu enteignen im Intereſſe der 
Erhaltung oder Freilegung eines Baudenkmals. 6) Politiſche und 
Kirchgemeinden können gezwungen werden, ihre Bau- oder beweg— 
lichen Denkmäler zu erhalten, herzuſtellen oder freizulegen. 

Das Land iſt eingeteilt in eine Anzahl Bezirke, deren jedes einen 
„Denkmalpfleger“ beſitzt. In allen einſchlägigen Fällen iſt deſſen 
Urteil einzuholen. Auch hat er ein aufſchiebendes Vetorecht bei Ab- 
brüchen uſw. Die Denkmalpfleger ſind vereinigt im „Denkmalrat“, 
mit dem das Miniſterium des Innern kollegialiſch berät. 

Die Erfahrungen, die in den 6 Jahren ſeit Beſtehen dieſes in 
das Privatrecht tiefeingreifenden Geſetzes gemacht worden ſind, werden 
als vortrefflich geſchildert. Widerſprüche gegen die Eintragung eines 
Privatdenkmals in die Denfmallifte find ſelten, viele Beſitzer ſollen 
ſtolz darauf ſein, ein klaſſiertes Denkmal ihr eigen zu nennen. 


1) Die Denkmalpflege in Heſſen 1818—1905. Amtliche Handausgabe des 
Denkmalſchutzgeſetzes vom 16. Juli 1902, feine Entſtehung und Ausführung. Darm⸗ 
ſtadt 1905. Staatsverlag. 
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In Bayern?!) begannen die erſten Beſtrebungen, die Denkmäler 
der Heimat zu ſchützen, bereits im Jahre 1808. Aber erſt nach dem 
Regierungsantritte des für Kunſt begeiſterten Königs Ludwig I. 
(1825—1848) erhielten fie geſetzliche Formulierung. Im Jahre 1826 
erfolgte der amtliche Erlaß zum Schutze der alten Stadtbefeſtigungen, 
1829 der gegen Veränderungen und Reſtaurierungen öffentlicher Denk⸗ 
mäler. 1830 entſtanden die hiſtoriſchen Kreisvereine, die ſich eifrig 
des Denkmalſchutzes annahmen. 1835 wurde Sulpice Boifferse 
zum „Konſervator der plaſtiſchen Denkmäler“ ernannt, 1868 ein 
„Generalkonſervator der Kunſtdenkmäler und Altertümer Bayerns“ 
eingeſetzt. In die Gemeindeordnung von 1869 wurden Beſtimmungen 
aufgenommen, welche das Verfügungsrecht der Gemeinden über ihre 
Bau⸗ und Kunſtdenkmäler zugunſten der Entſcheidung der Krone ſtark 
beſchränkten. Im Jahre 1872 und in größerem Umfange 1884 wurde 
das Aufſichtsrecht des Staates auch auf die in kirchlichem Befitze be⸗ 
findlichen Denkmäler ausgedehnt. Die Konſervierung der Denkmäler 
und die ſo notwendige Beratung der Behörden und Gemeinden in 
Denkmalpflegefragen iſt verbunden mit der Leitung des bayriſchen 
Nationalmuſeums, wodurch zugleich ein Stab geſchulter Beamter 
immer zur Verfügung ſteht. Daneben entfaltet der bayriſche Archi⸗ 
tekten⸗ und Ingenieurverein und der 1902 gegründete bayriſche 
Verein für Volkskunſt und Volkskunde eine reiche, unentgeltlich ge⸗ 
leiſtete Tätigkeit im Dienſte der Denkmalpflege. 

In Preußen) forderte bereits im Jahre 1815 Schinkel in einer 
wichtigen Denkſchrift die Einſetzung eigener Behörden für die Ver⸗ 
waltung der Denkmäler. Noch im gleichen Jahre wurde der Verſuch 
gemacht, ſämtliche Veränderungen an geſchichtlichen Bauwerken von 
der Genehmigung der Oberbaudeputation abhängig zu machen. Aber 
da die geſetzlichen Handhaben und vor allem vorgebildete Beamte 
fehlten, wurde nicht viel daraus. Verfügungen der Jahre 1823 und 
1830 ſuchten die Genehmigung der oberſten Baubehörde wenigſtens 
bei Veränderung und Zerſtörung der „wichtigeren“ Denkmäler in 
öffentlichem Beſitze herbeizuführen. Aber erſt nach der Thronbeſteigung 
Friedrich Wilhelm IV., des „Romantikers auf dem Throne“, im 
Jahre 1840 kam Zug in die Sache. Durch Kabinetdordre vom 
1. Juli 1843 wurde ein Konſervator der Kunſtdenkmäler eingeſetzt, 


1) W. M. Schmidt, Anleitung zur Denkmalpflege im Königreich Bayern. 
München 1897. 

2) Während der Drucklegung erſchien: H. Lezius, Das Recht der Denk⸗ 
malpflege in Preußen. Berlin, Cotta, 1908. 
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dem durch Verfügung vom 24. Januar 1844 weitgehende Befugniffe 
eingeräumt wurden: Sämtliche Behörden und Korporationen im 
Sinne des öffentlichen Rechts haben zu jeder beabſichtigten Verände⸗ 
rung eines Kunſtdenkmals vorher die Genehmigung des (vom Konſer⸗ 
vator beratenen) Kultusminiſteriums einzuholen, einerlei ob es ſich um 
Baulichkeiten handelt, welche künſtleriſche und monumentale Bedeutung 
haben, oder um Bildwerke, Gemälde und Kunſtgeräte, einerlei ob die 
Gegenſtände königliches oder ſtädtiſches Eigentum ſind oder ſich im Beſitze 
von Korporationen befinden oder Privatperſonen übergeben ſind gegen 
die Verpflichtung, fie in statu quo zu erhalten. Der Konſervator 
hat bei dringlicher Gefahr aufſchiebendes Vetorecht, bis der Miniſter 
auf feinen ſofort zu erſtattenden Bericht entſchieden hat. Der Konfer- 
vator hat ferner das Recht, ſich mit allen Behörden direkt in Ver⸗ 
bindung zu ſetzen. 


Noch heute ſind dieſe Beſtimmungen von 1844 die Grundlage 
der ſtaatlichen Denkmalpflege in Preußen. Im Jahre 1891 wurde 
zur Entlaſtung des überbürdeten Generalkonſervators für jede einzelne 
preußiſche Provinz ein Provinzialkonſervator ernannt, dem für ſeine 
Provinz die gleichen Machtbefugniſſe übertragen wurden, wie dem 
Generalkonſervator. Die Dezentraliſation hat ſich bewährt, nament— 
lich auch inſofern, als die Provinzen, ſeit ihnen die Beaufſichtigung 
und Erhaltung ihrer Denkmäler in größerer Selbſtändigkeit übertragen 
iſt, ein viel lebhafteres Intereſſe für ihre Denkmäler gewonnen haben 
und für Unterhaltungszwecke immer größere Beträge bewilligen. Jede 
Provinz hat ihr eigenes Denkmälerarchiv, das als Auskunftsſtelle 
für alle Fragen der Denkmalpflege dient. 


Da die geſetzlichen Grundlagen für die Pflege der Denkmäler, 
namentlich derer im Beſitze der kirchlichen Gemeinſchaften, in Einzel— 
heiten nicht ganz klar, auch nicht ohne Widerſprüche ſind, da ferner 
Handhaben zu Eingriffen in das Privatrecht zurzeit noch fehlen, ſo 
iſt ein eigenes Denkmalſchutzgeſetz mit grundſätzlicher Regelung aller 
einſchlägigen Fragen für Preußen in Vorbereitung. 


In Württemberg und Baden liegen die Verhältniſſe un— 
gefähr ſo wie in Bayern: Ein Generalkonſervatorium der Kunſt— 
denkmäler, Aufſichtsrecht des Staates über alle in öffentlichem Be— 
ſitze befindlichen Denkmäler, Auskunftsſtelle und Archiv. Ein mufter« 
gültiger, ſehr ausführlicher Entwurf eines Schutzgeſetzes wurde für 
Baden 1883/84 ausgearbeitet, aber ſchließlich aus politiſchen Gründen 
der Kammer nicht vorgelegt. Die Aufſicht über die kirchlichen und 


— 174 — 


die über die profanen Denkmäler ift in Baden an zwei verſchiedene 
Organe verteilt. | 

Das Königreich Sachſen hat feit 1894 Anfänge einer ge⸗ 
ordneten Denkmalpflege. Eine Kommiſſion zur Erhaltung der Kunfte 
denkmäler hat ſich — allerdings nur begutachtend — zu den Fragen 
zu äußern, die ihr vom Miniſterium und vom Landkonſiſtorium vor⸗ 
gelegt werden. Dieſe verfügen dann. Eine perſönliche Behörde für 
die Denkmalpflege, die ſich überall, wo Ernſt gemacht werden ſoll, 
als unumgänglich nötig herausgeſtellt hat, und ihre Ausſtattung mit 
entſprechenden Machtbefugniſſen, fehlt zurzeit noch. 

Ueberaus traurig ſieht es mit dem Denkmalſchutz in den deute 
ſchen Kleinſtaaten aus. Einige von ihnen haben in der Zeit 
zwiſchen 1830 und 1850 auch Anläufe zu geſetzlichen Einrichtungen 
genommen, die wenigen Beſtimmungen aber, die da und dort erlaſſen 
wurden, ſind inzwiſchen der Vergeſſenheit anheim gefallen. Und doch 
wäre gerade in den kleinen Staaten der Denkmalſchutz am wirk— 
ſamſten durchzuführen, weil hier die Verwaltung einheitlich, das Gee 
biet leicht zu überſehen, die regelmäßige Inſpektion bequem durch⸗ 
zuführen iſt, auch das Intereſſe der Landesherren nutzbar gemacht 
werden könnte. 

Ein Geſamtüberblick über den ſtaatlichen Denkmalſchutz in Deutſch⸗ 
land zeigt uns alſo, daß wir noch weit von dem Ideale entfernt ſind, 
welches den begeiſterten Vaterlandsfreunden zur Zeit der Befreiungs⸗ 
kriege vorſchwebte, ein Ideal, das andere europäiſche Kulturſtaaten 
und außereuropäiſche Halbkulturſtaaten inzwiſchen erreicht haben. 


Heimatſchutz. 


Die Aufgaben der Denkmalpflege haben unterdeſſen noch bee 
deutende Erweiterung erfahren, denn es handelt ſich in unſerer Zeit 
nicht mehr bloß um die Erhaltung des wertvollen Alten, ſondern auch 
um das Verhältnis des Alten zum Neuen. Das Neue tritt oft in 
einer Form neben das Alte, daß alle Wirkung des mühſam konſer⸗ 
vierten Denkmales verloren geht. Die harmoniſche Umgebung iſt für 
ein Denkmal oft ebenſo wichtig, wie ſeine Erhaltung überhaupt. 
Ganz logiſch beſtimmt daher das heſſiſche Denkmalſchutzgeſetz von 
1902 in Artikel 2, daß „bauliche Anlagen oder Veränderungen in der 
Umgebung des Baudenkmals, welche dieſes in mißſtändiger Weiſe 
zu verdecken oder das Baudenkmal oder deſſen Umgebung zu vers 
unſtalten geeignet ſind“, der behördlichen Genehmigung bedürfen. 
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Aber auch das reicht noch nicht aus. Was ift ein Denkmal? 
Unſere Zeit empfindet einen maleriſchen altertümlichen Marktplatz mit 
allem, was dazu gehört, als ein Denkmal, ja einen ganzen Straßen— 
zug oder eine ganze Altſtadt. Ein einziger häßlicher Neubau iſt ime 
ſtande, einen altertümlichen Marktplatz, einen maleriſchen Straßenzug 
um ſeine Wirkung zu bringen. Ganz Deutſchland ſtrotzt von ent— 
ſetzlichen Belegen für dieſen Satz. Nicht jede Stadt hat einen ſo 
umſichtigen Bürgermeiſter wie Hildesheim. Er hat es durchgeſetzt, 
daß die Stadt Hildesheim alle baugeſchichtlich wichtigen Häuſer um 
ihren Marktplatz herum aufkaufte. Ein Städtebild von allerdings 
faſt einzigartiger Schönheit iſt dadurch auf die Dauer geſichert worden. 
Aber nicht alle Städte ſind, ſchon rein finanziell betrachtet, in der 
Lage, dies nachzutun. So ergab ſich immer zwingender die Not— 
wendigkeit, Schutzbeſtimmungen zur Wahrung des ge— 
ſchichtlichen und künſtleriſchen Charakters wertvoller 
Altſtädte zu treffen. 

Dieſe Erweiterung des Denkmalſchutzes wurde in Deutſchland 
zuerſt von der Stadt Nürnberg in Angriff genommen. Es iſt 
jetzt wohl ſchon ein Menſchenalter her, ſeit ſie die Beſtimmung traf, 
daß innerhalb der Altſtadt nur im „Alt⸗Nürnberger“ Stile gebaut 
werden dürfe. Die Herkunft dieſes Statuts aus der romantiſchen 
Bewegung iſt deutlich zu erkennen: Die Ehrfurcht vor dem Alten iſt 
noch ſo groß, daß das Neue gezwungen wird, in der Sprache der 
Vergangenheit zu reden. Bei der Bedeutung des Altertümlichen für 
die Anziehunskraft Nürnbergs iſt das Geſetz verſtändlich, aber es ent— 
ſprang doch einem grundſätzlichen Irrtum. Niemals darf man lebende 
Kunſt zwingen, die Sprache der Vergangenheit zu ſtammeln. Nicht 
durch Nachahmung des Alten wird ein künſtleriſch wertvolles Stadt— 
bild erhalten, ſondern dadurch, daß jedes Gebäude ehrlich die Sprache 
ſeiner Zeit redet, aber in künſtleriſcher Form und mit der ſchuldigen 
Rückſichtnahme auf die ehrwürdigen alten Herren in ſeiner Umgebung. 
Nicht Altertümelei ſondern harmoniſche Einpaſſung des Neuen in den 
hiſtoriſchen Rahmen muß der Wahlſpruch lauten ). 

Der Erfolg der Nürnberger Baubeſchränkung iſt denn auch tat— 
ſächlich unbefriedigend: Selbſt der Fachmann kann beim Durchwandern 


1) Vergl. dazu P. Weber, „Was können die Stadtverwaltungen für die 
Erhaltung des hiſtoriſchen Charakters ihrer Städte tun?“ Vortrag auf der Gene- 
ralverſammlung des thüringiſchen Städteverbandes 1902. Jena, Frommann, 1902; 
und derſelbe: „Ungeſunde Altertümelei im Städtebau“ in der e „Der 
Städtebau“. Berlin 1904. 
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der Altſtadt kaum noch das echte Alte von dem imitiert Alten unter⸗ 
ſcheiden, fo daß ein unbehagliches Gefühl des Mißtrauens gegen beides 
wach wird. 

Auch das Hildesheimer Bauſtatut vom 17. Juni 1899 geht 
meines Erachtens zu weit, wenn es in beſtimmten Straßen der Alt⸗ 
ſtadt nur Bauformen zuläßt, „die ſich an die deutſchen Stilarten bis 
zur Mitte des 17. Jahrhunderts anſchließen“. 

Weſentlich fortgeſchrittener find ſchon die Bauſtatute von Augs⸗ 
burg und Frankfurt a. M. vom Jahre 1902, welche Baube⸗ 
ſchränkungen für Neubauten aus Rückſicht auf den künſtleriſchen und 
geſchichtlichen Charakter des Straßenbildes fordern, ohne doch be- 
ſtimmte Stilarten vorzuſchreiben. Seither hat noch eine ganze 
Reihe von Städten ähnliche Statuten errichtet. Sie laufen immer 
mehr neben der Forderung der ſchuldigen Rückſichtnahme auf das 
hiſtoriſch Gewordene, auf eine, ja nicht bureaukratiſch zu handhabende 
Schönheits polizei für das Neue hinaus. Das kann meines 
Erachtens auch nur das zu erſtrebende Ziel dieſer Bewegung ſein. 
Zur Beurteilung der Entwürfe wird neben dem Landeskonſervator an 
manchen Orten eine Kunſtkommiſſion herangezogen, eine „Schutz⸗ 
deputation”, wie fie Schinkel ſchon 1815 gefordert hatte. In 
Bayern bildet der bayriſche Architekten- und Ingenieurverein eine 
von obrigkeitswegen empfohlene Beratungsſtelle. 

Aber auch mit dem Schutze des Stadtbildes allein ſind die 
erweiterten Aufgaben der Denkmalpflege noch nicht erſchöpft. Die 
Ausbreitung der Induſtrie aufs Land, die Aenderung des 
Dorfbildes und der Landſchaft haben ſchwierige neue Probleme auf— 
gerollt. Alles wird ja in unſerer Zeit „nutzbar gemacht“. Häßliche 
Reklameſchilder verunzieren die maleriſchſten Dorfbilder, die einſamſten 
Waldtäler, die erhabenſten Felspartien. Die Rheinfälle bei Laufenburg 
ſollen in eine Kraftanlage umgewandelt werden, Stauwerke geſtalten die 
Gebirgstäler um, Fabriken verunreinigen die Flüſſe und töten durch 
ihre Gaſe die Vegetation; Steinbrüche und Schutthalden, Kalköfen 
und Schwebebahnen reißen Löcher in die entzückendſten Landſchafts⸗ 
bilder. Die Schönheiten der Heimat werden im Geſchwindſchritt 
von der „modernen Entwickelung“ aufgefreſſen und vorläufig meiſt 
ratlos von der Allgemeinheit, die dadurch immer mehr verarmt, 
preisgegeben. | 

Hiergegen hat aber feit einigen Jahren eine ſtarke Reaktion ein⸗ 
geſetzt. Neben die ſeit 1900 beſtehende „Tagung für Denfmal- 
pflege“, in der ſich für Denkmalpflege intereſſierte Körperſchaften 
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und Einzelperſonen alljährlich mit den Vertretern der Regierungen zu 
gemeinſamer Beratung zuſammenfinden ), iſt ſeit 1904 der „Bund 
Heimatſchutz“ getreten, der bereits über ganz Deutſchland vers 
breitet iſt und ſtarke Orts- und Landesgruppen beſitzt 2). Er hat die 
Löſung all der Aufgaben auf ſeine Fahne geſchrieben, die in dieſem 
zweiten Abſchnitte geſchildert ſind, vor allem den Schutz der heimiſchen 
Landſchaft und Natur mit ihren beſonderen Schönheiten und erhaltens— 
werten Eigenheiten. 


Bereits ſind nennenswerte Erfolge auf geſetzgeberiſchem Gebiete 
zu verzeichnen. Das heſſiſche Denkmalſchutzgeſetz von 1902 enthält 
einen eigenen Abſchnitt über Schutz der „Naturdenkmäler“. Die 
wichtigſten Beſtimmungen daraus lauten: „Natürliche Bildungen der 
Erdoberfläche, wie Waſſerläufe, Felſen, Bäume u. dergl., deren Er— 
haltung aus geſchichtlichen oder naturgeſchichtlichen Rückſichten oder 
aus Rückſichten auf landſchaftliche Schönheit oder Eigenart im öffent— 
lichen Intereſſe liegt (Naturdenkmal), können auf Antrag des 
Miniſteriums einem beſonderen Schutz unterſtellt werden. Dieſer 
Schutz kann auch auf die Umgebung eines Naturdenkmals ausgedehnt 
werden.“ — Folgen dieſes Schutzes: „Arbeiten, welche den Fortbeſtand 
eines amtlich geſchützten Naturdenkmales zu gefährden oder dieſes 
oder deſſen amtlich geſchützte Umgebung zu verunftalten geeignet find, 
dürfen nur nach vorgängiger Genehmigung des Kreisamtes aus— 
geführt werden. Eine beantragte Genehmigung iſt zu verſagen 
(nicht: „kann“ verſagt werden), wenn Bedenken entgegenſtehen, 
welche die anderweiten durch Verſagung der Genehmigung berührten 
öffentlichen oder privaten Intereſſen überwiegen.“ Dasſelbe 
Geſetz verbietet auch Entſtellungen durch Reklameſchilder ꝛc. 

Im Jahre 1904 erließ dann Preußen ein Verbot der An— 
bringung von Reklamen in landſchaftlich hervorragenden Gegenden 
und im Jahre 1905 richtete es eine Zentralſtelle für Nature 
ſchutz ein, deren Sitz zurzeit Danzig iſt?). Von allergrößter Bee 
deutung für die ganze Heimatſchutzbewegung iſt aber das preußiſche 


1) Stenographiſche Berichte der Tagungen für Denkmalpflege, Berlin, Verlag 
von Ernſt & Sohn. — Zeitſchrift: „Die Denkmalpflege“, jetzt im 10. Jahrgange. 
Ebenda. 

2) Geſchäftsſtelle: Meiningen, Feodorenſtr. 8. Zeitſchrift „Heimatſchutz“, jetzt 
im 4. Jahrgange. Zu beziehen von der Geſchäftsſtelle. 

3) H. Conwentz, Die Gefährdung der Naturdenkmäler und Vorſchläge zu 
ihrer Erhaltung. Denkſchrift dem Herrn Miniſter der geiſtl. ꝛc. Angelegenh. über⸗ 
reicht von H. Con wentz. Berlin, Bornträger. 
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„Geſetz gegen Verunſtaltung von Ortſchaften und land- 
ſchaftlich hervorragenden Gegenden“ vom 15. Juli 1907. 
Die wichtigſten Beſtimmungen daraus lauten: „Die baupolizeiliche 
Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen Aenderungen 
iſt zu verſagen (nicht: „kann“ verſagt werden), wenn dadurch 
Straßen oder Plätze der Ortſchaft oder das Ortsbild gröblich verunſtaltet 
werden.“ — „Durch Ortsſtatut kann für beſtimmte Straßen und Plätze 
von geſchichtlicher oder künſtleriſcher Bedeutung vorgeſchrieben werden, 
daß die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und 
baulichen Aenderungen zu verſagen iſt, wenn dadurch die Eigenart 
des Orts- oder Straßenbildes beeinträchtigt werden würde.“ „Durch 
Ortsſtatut kann vorgeſchrieben werden, daß die Anbringung von 
Reklameſchildern ꝛc. der Genehmigung der Baupolizeibehörde bedarf.“ 
„Der Beſchlußfaſſung über das Ortsſtatut hat eine Anhörung Sach⸗ 
verſtändiger vorauszugehen.“ „Der Regierungspräſident iſt befugt, mit 
Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für landſchaftlich hervor— 
ragende Teile des Regierungsbezirks vorzuſchreiben, daß die Gee 
nehmigung zu Bauten 2c. außerhalb der Ortſchaften verſagt werden 
kann, wenn dadurch das Landſchaftsbild gröblich verun⸗ 
ſtaltet werden würde.“ Nicht minder wichtig iſt ferner der 
Runderlaß der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und 
des Innern vom 10. Januar 1908 betr. die Heranziehung bereit⸗ 
williger ſachverſtändiger Kräfte zu tatkräftiger Mitarbeit im Sinne 
des Geſetzes vom 15. Juli 1907. 

Die neue Landesbauordnung für das Großherzog— 
tum Baden vom 1. September 1907, die am 1. November 1907 
in Kraft getreten iſt, enthält Beſtimmungen, die das gleiche Ziel wie 
das preußiſche Geſetz erſtreben und bietet ſie zugleich ſozuſagen in 
pıaftifcher Ausführung dar!). Ganz ähnlich die neue Landes— 
bauordnung für das Königreich Württemberg, die dem⸗ 
nächſt in Kraft treten wird. Wichtig iſt in beiden Ordnungen das 
Angeben der gangbaren Wege zur Erreichung des Zieles, das Ein- 
gehen auf die bodenſtändige charakteriſtiſche Bauweiſe der einzelnen 
Landesteile und die Empfehlung der Zuziehung von „Fachleuten, die 
mit der kunſtgeſchichtlichen Entwicklung der Orte vertraut und auf 
gewiſſen Einzelgebieten beſonders erfahren find”. 


1) Fr. J. Roth, Badiſche Landesbauordnung mit Erläuterungen und Er⸗ 
gänzungsvorſchriften. Karlsruhe, Brauns Verlag. — Schluſſers, Bau⸗ und 
feuerpolizeiliche Vorſchriften im Großh. Baden, enthaltend die Landesbauordnung 
vom 1. September 1907. Karlsruhe, Lang. 
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Bayern hat 1906 einen ftaatlihen „Landesausſchuß für Natur- 
pflege“ gebildet mit Ausſchüſſen in den einzelnen Regierungsbezirken 
unter Obmännern ). Im übrigen arbeitet, wie ſchon erwähnt, der 
„bayriſche Verein für Volkskunſt und Volkskunde“ und der bayriſche 
Architekten⸗ und Ingenieurverein Hand in Hand mit der Regierung 
höchſt ſegensreich und energiſch für die Ziele auch der erweiterten 
Denkmalpflege und des Heimatſchutzes. 


In verſchiedenen anderen Bundesſtaaten ſind Geſetzentwürfe nach 
dem Vorbilde des heſſiſchen und preußiſchen und Landesbauordnungen, 
die dieſen Geſichtspunkten Rechnung tragen ſollen, in Vorbereitung. 


Zum Schluß die Frage: Wie ſteht es mit 


Denkmalpflege und Heimatſchutz in unſeren thüringiſchen Staaten? 


Einige Zeit ſchien es, als ob auf dieſem Gebiete ein gemein— 
ſames Vorgehen der acht in Betracht kommenden Staaten möglich 
ſein würde. Nachdem in den ſiebziger und achtziger Jahren des 
19. Jahrhunderts faſt alle deutſchen Bundesſtaaten daran gegangen 
waren, genaue wiſſenſchaftliche Inventariſationen ihrer ges 
ſamten Baus und Kunſtdenkmäler aufzunehmen und durch 
Druck, mit zahlreichen Illuſtrationen verſehen, der Allgemeinheit zus 
gänglich zu machen, entſchloſſen ſich Mitte der achtziger Jahre auch die 
Regierungen der thüringiſchen Staaten hierzu. Eine genaue Denk— 
mäler⸗Inventariſation iſt ja die unentbehrliche Grundlage und Vor— 
bedingung jeder ſtaatlichen Denkmalpflege. Sie ließen durch ihre 
Landtage Mittel zur Verfügung ſtellen, wählten 1884 eine Kommiſſion 
und dieſe betraute mit der Aufgabe der Inventariſation den Jenaer 
Profeſſor der Kunſtgeſchichte Friedrich Klopfleiſch. (Nur Schwarz⸗ 
burg⸗Sondershauſen ſonderte ſich von vornherein beſonders ab.) In 
Jena wurde auch ein gemeinſames „Denkmälerarchiv“ eingerichtet, 
eine Sammlung von Abbildungen, Grundriſſen und Photographien 
der thüringiſchen Denkmäler, nach Amtsgerichtsbezirken geordnet. Krank: 
heit zwang im Jahre 1886 den Profeſſor Klopfleiſch, der ſchon fünf— 
undzwanzig Jahre lang für die Verwirklichung des Planes gewirkt und 
gekämpft hatte, zur Niederlegung der Arbeit. An ſeiner Stelle wurde 
der Berliner Privatgelehrte Dr. P. Lehfeldt mit der Aufgabe 


1) Amtsblatt des k. Staatsminiſteriums des k. Hauſes, des Aeußeren und 
Innern in Bayern vom 4. November 1907. 
12* 
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betraut. Im Jahre 1888 erſchien der erſte Band der ſtaatlichen 
Inventariſation: „Bau- und Kunſtdenkmäler Thüringens, im Auf 
trage der Regierungen bearbeitet von P. Lehfeldt, Jena, Ver⸗ 
lag von Guſtav Fiſcher.“ Nach dem Tode Lehfeldts (1898) 
wurde der Berliner Privatgelehrte Dr. Georg Voß mit der Weiter 
führung der Snventarifationsarbeit beauftragt. Jetzt, zwanzig Jahre 
nach Erſcheinen des erſten Bandes, iſt das Werk noch immer nicht 
beendet. 33 Hefte find bis jetzt erſchienen. Etwa 6 ſtehen noch aus. 

Leider ſind die thüringiſchen Staaten ſeit vierundzwanzig Jahren auf 
dieſen Vorſtufen zu einer geordneten Denkmalpflege ſtehen geblieben. Der 
Inventariſator der Denkmäler erhielt zwar den Titel „Konſervator 
der Kunſtdenkmäler Thüringens“, in Wirklichkeit aber wurden ihm 
keinerlei geſetzliche Befugniſſe und Vollmachten erteilt, neben der 
inventariſierenden auch eine konſervatoriſche Tätigkeit zu entfalten. 
Weder hat er ein Aufſichts⸗ nod ein Vetorecht noch die Pflicht, zu 
den praktiſchen Fragen der Denkmalpflege Stellung zu nehmen und 
Auskünfte zu erteilen. Da er nicht einmal im Lande wohnt, ſondern 
in Berlin, iſt auch die urſprünglich beabſichtigte Zentrale für Auskünfte, 
das Denkmälerarchiv in Jena, lahm gelegt. Es ruht ſo gut 
wie unbenutzt und ſchwer benutzbar hinter verſchloſſenen Türen. 

Die Lage iſt geradezu unhaltbar geworden, feit nun das Fürſten⸗ 
tum Schwarzburg-Sondershauſen im Jahre 1907, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt 1908 jedes einen beſonderen Landeskonſervator ernannt 
haben, übrigens, ſoweit bekannt, ebenfalls ohne gleichzeitige Schaffung 
geſetzlicher Handhaben und Vollmachten für eine erſprießliche fonfer 
vatoriſche Tätigkeit. 

Somit ergibt ſich, daß von einer geordneten Denkmalpflege 
in den thüringiſchen Staaten nicht wohl die Rede fein kann. Bere 
einzelte Erlaſſe aus den 1830er Jahren in Meiningen und Coburg, 
Rundſchreiben einzelner Kirchenbehörden aus neuerer Zeit betreffend 
Schutz der kirchlichen Altertümer, vermögen an dem unerfreulichen 
Geſamtbilde nichts zu ändern. Der Beſtand Thüringens an Bau— 
und Kunſtdenkmälern der Vergangenheit nimmt daher auch von Jahr 
zu Jahr in geradezu erſchreckender Weiſe ab. Was geſchieht alles 
mit den Burgruinen, den Stadtbefeſtigungen, den Dorffirden, den 
Rathäuſern! Die beweglichen Kunſtdenkmäler vollends, namentlich 
die aus den Kirchen, verſchwinden immer mehr. Es iſt ein offenes 
Geheimnis, daß Thüringen heute bei den Altertumshändlern ganz 
Deutſchlands als das gelobte Land gilt, weil da — faſt allein 
noch in Deutſchland — noch ſehr viel „zu machen“ iſt. Es fehlt 
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eben die überwachende Zentralſtelle. Ohne eine regelmäßige ſtaatliche 
Inſpektion der inventariſierten Denkmäler iſt ja auch die Inventariſa— 
tion ſelbſt zwecklos. — Und wie ſteht es mit dem Schutze gegen die 
bauliche Verunſtaltung von Stadt und Land? Von allen thüringiſchen 
Städten hat bisher nur Weimar ein Ortsſtatut „gegen Verun— 
ſtaltung des Stadtbildes“ errichtet. (27. Februar 1907). In 
Eiſenach, wo ein gleiches Statut vom Thüringerwald-Zweigverein, 
und in Jena, wo es von der Ortsgruppe Heimatſchutz beantragt 
worden war, haben die ſtädtiſchen Behörden die Angelegenheit 
verſchoben, bis die neue Landesbauordnung heraus wäre, auf die 
ſeit langer Zeit vieler Orten ſehnſüchtig gewartet wird. Unterdeſſen 
geht die rückſichtsloſeſte Ausbreitung des ödeſten Bauſpekulantentums 
weiter. Und das in den Staaten, die wegen ihrer reizvollen 
Städtebilder und ihrer reichen landſchaftlichen Schönheiten all— 
jährlich von einem Strome von Fremden aufgeſucht werden! 
Im Oktober 1907 ſtand in der Deutſchen Tageszeitung zu leſen: 
„Bayriſche Architekten und Kunſtkenner, die zu den beſten in 
Deutſchland zählen, haben neulich den Bund Heimatſchutz 
um Hilfe angerufen, weil die alten Städte in Thüringen ihres 
Reizes, den ſie aus einer großen Vorzeit übernommen hätten, mehr 
und mehr entkleidet würden. Es handelt ſich hier um Erinnerungs— 
ſtätten, die durch Geſchichte und Lage mit dem Leben unſeres Volkes 
ſo innig verwachſen ſind, daß ſie zu dem ſchönſten Beſitzſtand der 
deutſchen Nation gerechnet werden müſſen. Das ganze Volk hat 
daher auch einen Anſpruch darauf, daß hier der brutalen Ausnutzung 
von Grund und Boden endlich die gebührenden Schranken ge— 
zogen werden. Wir erinnern nur an die Städte Coburg, Eiſenach, 
Gotha, Erfurt, Weimar und Jena von einſt und jetzt. Was ſind 
dieſe Orte noch, wenn ſie einmal das troſtloſe Bild einer unſerer 
zahlreichen modernen Dutzendſtädte zeigen, in denen jede weihevolle 
Stimmung totgeſchlagen wird durch häßliche öde Straßenfluchten, 
welche dem Beſchauer nur von der ungezügelten Gewinnſucht unſerer 
Zeit erzählen können. Noch iſt es Zeit zur Umkehr, noch iſt vieles 
zu retten.“ 

Laſſen Sie mich ſchließen mit der Hoffnung, daß die Thüringi— 
ſchen Regierungen den vor vierundzwanzig Jahren betretenen Weg 
gemeinſamen Vorgehens zum Schutze der Denkmäler der Heimat 
nun endlich weiter beſchreiten und ungeſäumt, Geſetze erlaſſen und 
Einrichtungen treffen, ehe es für alles zu ſpät iſt. 
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Beſtimmung der Perſönlichkeit eines Beklagten. 
Von W. Ch. Francke, Os GRat a. D. in Hannover. 


Die Urſchrift einer im Jahre 1905 Namens des Klägers A dem 
B und dem C als Beklagten zugeſtellten Klage lautete auf B und 
C als Beklagte, die dem Gericht übergebene Abſchrift dieſer Klage 
aber nur auf B. B und C ſtellten gemeinſchaftlich die Prozeß⸗ 
vollmacht aus. Bei den Verhandlungen erſter Inſtanz iſt nicht zur 
Sprache gekommen, ob der Anwalt der beklagten Partei für 1 Perſon 
oder für 2 Perſonen auftrete. Das Urteil erſter Inſtanz lautete nur 
auf B, nicht auch auf C. Dasſelbe war hinſichtlich der Berufungs⸗ 
ſchriften der Fall. In der Berufungzverhandlung (von 1906) ließ 
B den C als Zeugen vorſchlagen, und nunmehr kam es zum Streit 
darüber, ob C Prozeßpartei ſei, ob insbeſondere das Urteil erſter In⸗ 
ſtanz auch zwiſchen A und ihm gelte. Soviel ich weiß, hat das Bee 
rufungsgericht die Frage ſolcher Gültigkeit verneint. 

War in dieſem Falle das ergangene Urteil nicht auf den Namen 
jemandes ergangen, welchem die Klagſchrift ordnungsmäßig zugeſtellt 
worden, fo erging es in dem in DIZ. von 1906 S. 422/423 er⸗ 
zählten Falle umgekehrt auf den Namen jemandes, welchem die Klag⸗ 
ſchrift gar nicht zugeſtellt war. X wollte ſich ſcheiden laſſen, um feine 
mit ihm bereits zuſammen lebende Geliebte Y zu heiraten; er veranlaßte, 
daß die Klagſchrift der Y, welche ſich für ſeine Frau ausgab, zugeſtellt 
wurde, und erreichte denn auch ein die Scheidung feiner Ehe aus⸗ 
ſprechendes Urteil, nachdem Namens ſeiner Ehefrau ein Anwalt 
aufgetreten war, den eine Vollmacht mit gefälſchter Unterſchrift 
getäuſcht hatte. Der Erzähler dieſes Falles, Rechtsanwalt Dr. 
Lippmann, erklärt es für zweifellos, daß das Urteil gegen die Ehe⸗ 
frau X gelte und dieſe ſich nur mit der Nichtigkeitsklage dagegen 
helfen könne. 

Weil aber der Ehefrau X die Klagſchrift nicht zugeſtellt iſt, 
geht ſie das Urteil nichts an, obwohl es auf ihren Namen erging, 
ebenſo wie im anderen Fall, weil dort die Klagſchrift auch dem C 
zugeſtellt iſt, das Urteil auch dieſen angeht, obwohl es ihn nicht 
benennt. 
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Schreibfehler, Rechnungsfehler und ähnliche offenbare Unrichtig— 
keiten, welche in dem Urteile vorkommen, ſind jederzeit von dem 
Gerichte auch von Amts wegen zu berichtigen, jagt § 319 BPO. 
Eine einem Schreibfehler ähnliche offenbare Unrichtigkeit iſt es aber 
ſicher, wenn in einem Urteile der Name eines Beklagten fehlt. Der— 
jenige, welchem richtiger Maßen die Klagſchrift zugeſtellt ward, hört 
nicht etwa dadurch auf Beklagter zu ſein, daß den Richtern nicht zum 
Bewußtſein kommt, er ſei Beklagter; ſie wollen nicht Recht ſprechen 
zwiſchen Menſchen, deren Perſönlichkeiten vor ihren geiſtigen Augen 
ſtehen und deren Namen ihnen bewußt ſind, ſondern ſie wollen Recht 
ſprechen zwiſchen denjenigen, welche in der verhandelten Sache Partei 
ſind; bezügliche Irrtümer betreffs der Perſon einer Partei ſchaden 
daher rechtlich ſelbſt dann nicht, wenn ſie, insbeſondere z. B. durch 
Weglaſſung eines Namens in der Ueberſchrift des Urteils, zum Aus— 
Druck gelangten. 

Dagegen kann der Irrtum der Richter, eine beſtimmte Perſon 
ſei Partei, welche es nicht iſt, auch wenn er, insbeſondere z. B. durch 
Aufführung ihres Namens in der Ueberſchrift des Urteils, zum Aus— 
druck gelangt, dieſe Perſon niemals zur Partei machen, ſintemalen es 
an einer ſolchen Vorſchrift in der ZPO. — insbeſondere in § 313 
— mangelt, die 88 263 und 253 ZPO. vielmehr das Prozeßverhältnis 
zwiſchen dem Kläger und demjenigen entſtehen laſſen, welchem er die 
Klagſchrift zuſtellen läßt. 

Eben nach dem Vorſtehenden kann die Ehefrau X auch gar nicht 
einmal die Nichtigkeitsklage gegen das Eheſcheidungsurteil anſtellen. 
Denn wenn es, worauf Lippmann a. a. O. S. 423 ſo gewaltiges 
Gewicht legt, in § 5794 ZPO. auch heißt: „Die Nichtigkeitsklage 
findet ſtatt, wenn eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorſchrift 
der Geſetze vertreten war“, ſo handeln dieſe Worte doch nur von 
einer Partei, und das iſt die Frau X nicht geweſen, wie (don 
Hellwig in DSF. von 1906 S. 69 oben hervorgehoben hat. Die 
Frau X kann die Geltung des Urteils ohne weiteres ablehnen. 
Tatſächlich wird ſolche Ablehnung freilich mit Schwierigkeiten ver— 
bunden fein; denn das Urteil als öffentliche Urkunde beweiſt zu— 
nächſt gegen fie und fie muß daher darlegen, daß nicht fie die Bee 
klagte geweſen. 
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Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Leidet die Vorſchrift des 8850 3 3 3 PO, auch auf 
ein Kapital Anwendung, das an die Stelle fort— 
laufender Einkünfte getreten iſt? 


Die Schuldnerin hat von ihrem verſtorbenen Mann ſtatt ihres 
geſetzlichen Erbteils den Nießbrauch an feinem Nachlaß vermacht ers 
halten. Am 19. März 1903 hat ſie zu Gunſten ihrer Kinder den 
Nießbrauch gegen Einräumung des lebenslänglichen freien Inſitzrechts 
an einer Etage des zum Nachlaß gehörigen Wohnhauſes und Mit— 
benutzung von Stall und Scheune ſowie gegen eine Baralimentation 
von wöchentlich 2 M. aufgegeben. Neuerdings hat ſie auf das 
Inſitzrecht gegen eine Kapitalabfindung von 300 M. verzichtet. 
Die Forderung auf Auszahlung der Abfindungsſumme hat die 
Gläubigerin pfänden laſſen. Mit dem Landgericht iſt dieſe Pfändung 
für zuläſſig zu erachten. 

§ 850 Ziff. 3 der ZPO. verbietet die Pfändung der fortlaufenden 
Einkünfte, welche ein Schuldner aus Stiftungen oder ſonſt auf Grund 
der Fürſorge und Freigebigkeit eines Dritten bezieht, inſoweit der 
Schuldner zur Beſtreitung des notdürftigen Unterhalts für ſich, ſeinen 
Ehegatten und ſeine noch unverſorgten Kinder dieſer Einkünfte bedarf. 
Unbedenklich litt dieſe Beſtimmung auf die Einkünfte der Schuldnerin 
aus dem ihr vermachten Nießbrauche Anwendung. Der jetzt ent— 
ſcheidende Senat hat ſich hierfür auch in Anſehung der oben erwähnten 
Baralimentation in feinem Beſchluß vom 4. Juli 1904 Bl. f. Rechtspfl. 
Bd. 52 S. d9ff. ausgeſprochen, der auf die Beſchwerde der 
Schuldnerin gegen dieſelbe Gläubigerin erging. Er nahm an, daß 
auch der Bezug der Baralimentation trotz des inmitten liegenden Ver— 
trags vom 19. März 1903 als auf der letztwilligen Fürſorge des 
Mannes der Schuldnerin beruhend gelten könne. Denn dieſer Vertrag 
habe lediglich wirtſchaftliche Bedeutung und ſetze nur eine andere Art 
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der Verwertung des hinterlaſſenen Nießbrauchs an die Stelle der 
bisherigen. 

Die Frage, von der die gegenwärtig zu erlaſſende Entſcheidung 
abhängt, iſt aber eine andere. Sie geht dahin, ob der durch § 850 
Ziff. 3 der ZPO. dem Schuldner gewährte Schutz auf eine Kapital— 
forderung erſtreckt werden kann, die infolge einer Verfügung des 
Schuldners an die Stelle der dort genannten forlaufenden Einkünfte 
getreten iſt. Die Frage muß verneint werden. Sicherlich liegt dem 
§ 850 Ziff. 3 wie der großen Mehrzahl der übrigen Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen und des § 811 der 3) O. die allgemeine Abſicht 
zugrunde, die Exiſtenz des Schuldners und ſeiner Familie gegen rück— 
ſichtsloſe Zugriffe der Gläubiger auf ſolche Vermögensſtücke zu ſchützen, 
auf denen dieſe Exiſtenz beruht. Allein dieſe allgemeine Abſicht in 
Form eines ebenſo allgemeinen Rechtsſatzes zu verwirklichen, hat der 
Geſetzgeber Bedenken getragen. Unmöglich kann es ihm entgangen 
ſein, daß derjenige, der für einen anderen ſorgen will, dieſe Fürſorge 
nicht ſelten durch Zuwendung nicht einer Rente, ſondern eines Kapitals 
betätigt. Nichtsdeſtoweniger hat er die Schutzvorſchrift des § 850 
Ziff. 3 auf „fortlaufende Einkünfte“ beſchränkt, die Pfändung eines 
noch ſo geringfügigen und zum Unterhalt des Berechtigten noch ſo 
unumgänglich erforderlichen Geldkapitals aber freigegeben. Die Form, 
in welcher die Fürſorge betätigt wurde, iſt alſo dem Geſetze nicht gleich— 
gültig. Auch die Rente eines dem Bedachten zu Eigentum zuge— 
wendeten Kapitals unterſteht zwar dem Schutze des § 850 Ziff. 3, 
aber nur dann und ſolange, als die freie Verfügung des Bedachten 
über das Kapital ausgeſchloſſen iſt. Vergl. RG. 12, 386. 

Iſt es aber keineswegs unerheblich, ob die fürſorgliche Zuwendung, 
um die es ſich hier handelt, von vornherein die Geſtalt eines Kapitals 
oder einer Rente erhalten hatte, ſo kann es auch nicht unerheblich 
ſein, wenn nachträglich die letztere Geſtalt in die erſtere umgewandelt 
wird. Der Grundſatz der Surrogation findet bezüglich der Pfänd— 
barkeit von Sachen und Rechten keine Anwendung. Bares Geld, 
das durch die Einziehung einer unpfändbaren Forderung erlangt 
iſt, iſt nicht als ſolches, ſondern nur inſoweit unpfändbar, als ſich 
das aus den Beſtimmungen des § 811 Ziff. 2, 3, 8 der ZPO. ergibt. 
Der Erlös, den der Schuldner durch den Verkauf einer nach § 811 
Ziff. 3 a. a. O. unpfändbaren Milchkuh erzielt hat, iſt der Pfändung 
nicht entzogen, ſelbſt wenn er zur Anſchaffung einer anderen Kuh 
aufbewahrt wurde und erforderlich war. Das ergibt ſich, wenn es 
überhaupt eines beſonderen Beweiſes bedarf, mittels des Schluſſes vom 
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Gegenteil aus den Beſtimmungen über die Unpfändbarfeit von Geld⸗ 
beträgen, die zur Beſchaffung von Nahrungs-, Feuerungs⸗, Beleuchtungs⸗ 
mitteln, Futter⸗ und Streuvorräten erforderlich find (a. a. O. Ziff. 2 
und 3). Sonach kann auch eine Kapitalforderung nicht unpfändbar 
ſein, die der Schuldner gegen Aufgabe eines unpfändbaren Renten⸗ 
bezugs oder Wohnungsrechtes erworben hat, wenn er in der Vers 
fügung über fie frei iſt, da der ZPO. eine die Unpfänd barkeit 
anordnende Beſtimmung nicht zu entnehmen iſt. 
Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 5. Dezember 1907 3 W 69/07 

(nach Gotha). ö 


2. Uebergabe und Constitutum possessorium. Die 
Vereinbarung des Rechtsverhältniſſes beim c. p. 
kann nicht zwiſchen dem Erwerber und einer dritten 
Perſon erfolgen. Das geſetzliche Beſitzrecht erſetzt 
nicht die Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes, 
das den Erwerber zum Beſitzer macht. 

Der Kläger hat Klage auf Pfandfreigabe von Mobilien erhoben, 
die in der Wohnung des Veräußerers geblieben ſind. Er ſtützt ſeinen 
Anſpruch auf Uebergabe mit der Behauptung, der Veräußerer habe 
ihm die Sachen vorgezeigt, in dem Kaufvertrage heiße es auch, daß 
die Uebergabe erfolgt und Beſitz und Eigentum von dem Erwerber 
ergriffen ſei, und auf Constitutum possessorium: die Ehefrau des 
Veräußerers habe gleich bei dem Verkauf die Sachen von ihm gemietet. 

Die Klage iſt abgewieſen worden mit folgender Begründung: 

An einem inneren Widerſpruche leidet es, wenn der Kläger ſeinen 
Eigentumserwerb ſowohl auf § 929 BGB., wie auf § 930 BGB. 
ſtützt; er kann ihn nicht auf beide Beſtimmungen, ſondern nur auf 
die eine oder die andere ſtützen. 

Iſt er Eigentümer nach § 929 durch Uebergabe geworden, hat 
eine wirkliche Uebergabe ſtattgefunden, ſo iſt kein Raum dafür, daß 
noch ein Erſatz der Uebergabe ſtattfindet, eines Erſatzes bedarf es nicht, 
wenn die Tatſache ſelbſt in die Wirklichkeit getreten iſt. 

Eine wirkliche Uebergabe der verkauften Sachen von dem an— 
geblichen Veräußerer an den Kläger iſt nicht erfolgt. Den Erforderniſſen 
des 8 929 BGB. iſt nicht genügt. Zur Uebergabe gehört, daß der Ver⸗ 
äußerer die tatſächliche Gewalt über die Sache zugunſten des Cre 
werbers aufgibt und dieſer ſie erlangt. Bewegliche Sachen müſſen 
in eine Beziehung zur Perſon des Erwerbers oder in von dieſem be— 
herrſchte Räume gebracht werden. Es hat in dem vorliegendem Falle 
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keine Veränderung in dem äußeren Verhältniſſe der Sachen zu dem 
bisherigen Eigentümer ſtattgefunden. Sie blieben in ſeiner Wohnung, 
er war imſtande, wie bisher darüber zu verfügen, der Kläger hatte 
keine Verfügungsmacht über die Räume und kein äußeres Zeichen 
war ſonſt dafür vorhanden, daß er nunmehr die Herrſchaft über die 
Sachen ausüben könne. Damit, daß ſie ihm vorgezeigt wurden, 
traten ſie nicht in ſeine Verfügungsgewalt. Das äußere Moment, 
das nach § 854 BGB. zum Beſitz gehört, iſt damit nicht gegeben. 

Auch die Beſtimmung des Vertrages: Die Uebergabe der einzelnen 
Gegenſtände ſeitens des Veräußerers iſt erfolgt, Käufer hat Beſitz und 
Eigentum ergriffen, vermag für ſich allein die äußerliche Uebergabe 
nicht herbeizuführen, ſie iſt eine leere Formel ohne jede Bedeutung. 
Der als Zeuge vernommene Veräußerer geht von einem ganz ge— 
ſunden Rechtsgefühl aus, wenn er ſagt, eine Uebergabe habe nicht 
ſtattgefunden. Er brauchte die Sachen weiter, konnte die Verfügungs— 
macht über ſie nicht aufgeben, deshalb mußte aus wirtſchaftlichen 
Rückſichten die Uebergabe unterbleiben. 


Um aber in ſolchen Fällen eine Eigentumsübertragung zu er— 
möglichen, hat § 930 BGB. den Erſatz der Uebergabe eingeführt. 
Es muß zwiſchen dem bisherigen Eigentümer und dem Erwerber ein 
Rechtsverhältnis vereinbart werden, vermöge deſſen der Erwerber den 
mittelbaren Beſitz erlangt. 


Aber auch dieſem Erfordernis iſt nicht genügt. Der Kläger als 
Erwerber hat ſich nach § 2 des Vertrags verpflichtet, die Gegenſtände 
mietweiſe der Frau des Veräußerers zu überlaſſen und hat mit dieſer 
einen beſonderen Mietvertrag geſchloſſen. Die Beſtandteile des Con- 
stitutum possessorium nach $ 930 BGB. find damit nicht gegeben. 

Nicht zwiſchen dem Veräußerer und Erwerber iſt ein Rechts— 
verhältnis, das den Erwerber zum mittelbaren Beſitzer macht, vere 
einbart, ſondern zwiſchen dem Erwerber und einer dritten Perſon, 
der Frau des Veräußerers. 


| Die Uebergabe geht zwiſchen dem Veräußerer und Erwerber vor, 
das den Erſatz der Uebergabe bildende Rechtsverhältnis muß auch 
zwiſchen dieſen beiden abgeſchloſſen ſein, wird der Veräußerer ganz aus⸗ 
geſchaltet, ſo fehlt, daß er den Beſitz behält, und es iſt doch das 
Charakteriſtiſche der Uebergabe durch Constitutum possessorium, 
daß nur der Eigentümer, der im Beſitze iſt, in dieſer Weiſe Eigen- 
tum übertragen kann, weil er, wenn er das Eigentum aufgibt, immer 
noch den Beſitz behält. 
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Es muß der Veräußerer dem Erwerber gegenüber zum weiteren 
Beſitz der Sache berechtigt oder verpflichtet ſein. 

Nicht der Veräußerer hat aber das Mietsverhältnis mit dem 
Kläger vereinbart, nicht er iſt alſo in ein Rechtsverhältnis zum Cre 
werber getreten, wonach er zum weiteren Beſitz berechtigt und ver⸗ 
pflichtet war. 

Daß der Veräußerer ein Mietverhältnis vereinbart, die Rechte 
daraus an ſeine Frau abgetreten und als deren Vertreter gleichzeitig 
die Abtretung angenommen hätte (§ 181 BGB.), iſt nach dem vor⸗ 
liegenden ſchriftlichen Verträgen, die das Rechtsverhältnis erſchöpfend 
ordnen, ausgeſchloſſen; der Veräußerer iſt nicht als Vertreter ſeiner 
Frau aufgetreten, hat nicht Rechte für fie erworben, dieſe hat viele 
mehr ſelbſtändig mit dem Kläger den Mietvertrag abgeſchloſſen. 

Wenn darauf verwieſen wird, daß der Veräußerer als Ehemann 
kraft ſeines geſetzlichen Verwaltungsrechts zum Beſitz an den ein— 
gebrachten Sachen berechtigt geweſen fei (§ 1373 BGB) und er das 
durch dem Erwerber gegenüber zum Beſitz berechtigt oder verpflichtet 
fei, fo kann dadurch § 930 BGB. auch noch nicht erfüllt werden, 
denn es wird hierbei die Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes 
verlangt, während dort das Geſetz das Beſitzrecht begründet. Beruht 
aber das Rechtsverhältnis auf Geſetz, ſo liegt kein gültiges Con— 
stitutum possessorium vor. 

Urteil des 1. Zivilſen. vom 5. Okt. 1907 U 74/07 (nach Weimar). 


3. Iſt, wenn der gegen Haftpflicht für Betriebsun— 
fälle Verſicherte in Konkurs gerät, der Verſicherer 
verpflichtet, wegen eines vor der Eröffnung des 
Konkurſes eingetretenen Schadensfalles die Scha— 
den sſumme in voller Höhe zur Konkursmaſſe einzu— 
zahlen oder hat er nur die dem Verletzten (oder der 
Berufs genoſſenſchaft) zufließende Konkursdividende 
zu entrichten? 

Der Bauunternehmer A. N. war auf die Zeit vom 21. Januar 
1904 bis dahin 1909 bei der Beklagten gegen Haftpflicht wegen 
der in ſeinem Betriebe vorkommenden körperlichen Unfälle verſichert. 
Nach § 1 der Verſicherungsbedingungen hatte die Beklagte „in jedem 
Schadensfalle die vollen Erſatzleiſtungen für die gegen ihn geltend 
gemachten Anſprüche zu übernehmen.“ Am 26. Mai 1905 kam 
der Tagelöhner F. Sch. in dem N.ſchen Betrieb bei einem Neubau 
durch herabfallendes Gebälk zu Schaden. Von der Thüringiſchen 
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Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaft in Erfurt, bei der Sch. verfichert 
war, wurde ihm wegen der Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit eine 
Rente von jährlich 190,20 M. und daneben zum Erſatz von Aus— 
lagen den Betrag von 52,70 M. zugebilligt. Der Kapitalwert der 
Rente beträgt nach den für die Berechnung maßgebenden Vorſchriften 
1536,82 M. 

Nach dem Unfalle wurde das Konkursverfahren über das Ver— 
mögen des A. N. eröffnet. Zu dieſem meldete die Thüringiſche 
Baugwerks⸗Berufsgenoſſenſchaft die ihr gegen N. zuſtehende Erſatz— 
forderung mit 1589,52 M. (1536,82 plus 52,70 M.) an. Der 
Konkursverwalter erkannte ſie mit Billigung der Beklagten an. Mit 
der gegenwärtigen Klage verlangt der Konkursverwalter die Zahlung 
dieſer 1589,52 M. nebſt 4 Proz. Zinſen daraus ſeit Klagezuſtellung 
— d. i. 5. Oktober 1907 — zur Konkursmaſſe. Die Beklagte hält 
ſich nur zur Zahlung desjenigen Teils der Schadensſumme für ver— 
pflichtet, der auf den Anſpruch der Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 
als Konkursdividende entfallen werde. Dementſprechend beantragte 
ſie in erſter Inſtanz: die Klage inſoweit koſtenpflichtig abzuweiſen, 
als der geltend gemachte Anſpruch die aus der Konkursmaſſe an 
die Thüringiſche Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft zu Erfurt zu zahlende 
Konkursdividende überſteige. 

Das Landgericht mißbilligte den Standpunkt der Beklagten und 
verurteilte ſie zur Zahlung von 1589,52 M. nebſt 4 Proz. Zinſen 
ſeit dem 5. Oktober 1907 an den Konkursverwalter. 

Die Berufung hiergegen iſt zurückgewieſen worden. 

Aus den Gründen: 

Unzweifelhaft iſt, daß die Beklagte die volle, ihr nach dem Ver— 
ſicherungsvertrag obliegende Erſatzleiſtung zu bewirken hat. Die 
gegenteilige Annahme würde zu einer durch nichts gerechtfertigten 
Bereicherung der Beklagten führen, die in den nach ihrem Riſiko 
bemeſſenen Prämien den Gegenwert für ihre Erſatzleiſtung empfangen 
hat und deren Vertragspflichten die Inſolvenz des Verſicherungs— 
nehmers nicht berührt (RGZ. 5, 120). Die Frage iſt nur die 
— und darin gipfelt die hier zu entſcheidende Kontroverſe — ob die 
Beklagte an die Konkursmaſſe den ganzen Schadensbetrag oder nur 
den Betrag der auf den Erſatzberechtigten (Verletzten bezw. Baugewerks— 
Berufsgenoſſenſchaft) entfallenden Konkursdividende, den Reſt aber nach 
Konkursbeendigung an den Verſicherungsnehmer zu zahlen hat. 

Bei der Entſcheidung dieſer Streitfrage iſt davon auszugehen, 
daß nach § 1 KO. das Konkursverfahren das geſamte der Zwangs— 
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vollſtreckung unterliegende Vermögen des Gemeinſchuldners umfaßt, 
das ihm zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens gehört (Konfurd- 
maſſe). Hierzu iſt der vor der Konkurseröffnung entſtandene Ane 
ſpruch des verſicherten Gemeinſchuldners gegen den Verſicherer auf 
die Entſchädigungsſumme ohne Zweifel zu rechnen (vergl. Jäger, 
KO. 3. 4. Aufl. Anm. 18, 26, 47, 56, 57 zu § 1 S. 9, 13, 22, 
28, 29; RGZ. 52, 49 ff.). Dieſer Anſpruch des Gemeinſchuldners 
erleidet durch die Konkurseröffnung keine Aenderung, er geht mit 
demſelben Inhalt, mit dem er vorher beſtand, auf die Konkursmaſſe 
über (RGZ. 55, 94). Wäre er vor der Konkurseröffnung befriedigt 
worden, ohne daß der Verſicherungsnehmer den empfangenen Betrag 
an den Erſatzberechtigten (Verletzten bezw. Baugewerks⸗Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft) abgeliefert hätte, ſo würde die Entſchädigungsſumme in die 
Aktivmaſſe gefallen ſein und ihr nicht wieder entriſſen werden können. 
Das gleiche muß gelten, wenn die Zahlung des Verſicherers zur Zeit 
der Konkurseröffnung noch ausſteht. Dafür, daß der durch den An⸗ 
ſpruch repräſentierte Vermögenswert in dieſem Fall nicht unverkürzt 
zur Konkursmaſſe gezogen werden ſoll, iſt kein Grund erſichtlich. 
Dem ſteht auch nicht entgegen, daß nach den Verſicherungsbe⸗ 
dingungen (8 1 bf. 4) die Beklagte dem Verſicherungsnehmer zur 
Uebernahme der vollen Erſatzleiſtung, d. h. desjenigen, aber auch nur 
desjenigen verpflichtet iſt, was dieſer an Erſatz zu leiſten hat. Damit 
ſteht die Einziehung des ganzen Schadensbetrages zur Konkursmaſſe 
nicht in Widerſpruch. Allerdings können in dem Verhältnis zwiſchen 
dem Verſicherungsnehmer und dem Verletzten Umſtände eintreten, die 
die Entſchädigungsforderung gegen den Verſicherer aufheben oder 
mindern. Dies wird z. B. dann der Fall ſein, wenn der Verletzte 
auf Erſatz ſeines Schades verzichtet oder ſich vergleichsweiſe zur Cre 
mäßigung ſeines Anſpruchs herbeiläßt (RGZ. 55, 90fg. abw. 
Ehrenberg, Rückverſicherung S. 126 ff.). Wenn auch die Beklagte 
(der Verſicherer) mit dem Verletzten in keinem Vertragsverhältnis fteht, 
fo wirken doch derartige Abmachungen auch zu ihren Gunſten. Es 
ergibt ſich dies aus dem allgemeinen, den Regeln des Mandats zu 
entnehmenden Grundſatz (§ 667 BGB.), daß bei der Abwickelung 
eines Geſchäfts, das für Rechnung eines Dritten geht, jeder im 
Verlauf der Abwickelung für den Beauftragten entſtehende Vorteil 
auch dem Dritten zugute kommt, es ſei denn, daß anderweite, mit 
dem Geſchäft und deſſen Erledigung nicht zuſammenhängende Umſtände 
dabei mitwirkten (RGZ. 55, 91). Dieſes Prinzip kann aber keine 
Anwendung finden auf die Veränderung (Minderung), die die Ent⸗ 
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ſchädigungsforderung des Verletzten (bezw. der an feine Stelle gee 
tretenen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft) durch den Konkurs des 
Pflichtigen (Verſicherungsnehmers) erleidet. Daß hier der Verletzte 
keine volle Befriedigung erlangt, iſt eine Folge der perſönlichen Ver— 
hältniſſe des Erſatzpflichtigen, die zur Eröffnung des Konkurſes geführt 
haben und hat mit dem Verhältnis zwiſchen beiden und der Ab— 
wickelung dieſes Kauſalverhältniſſes nichts zu tun. Im übrigen er— 
fährt auch die Entſchädigungsforderung des Verletzten durch den 
Konkursfall keine inhaltliche Aenderung. Soweit fie durch die fonfurd- 
mäßige Befriedigung nicht gedeckt wird, dauert die Haftung des 
Gemeinſchuldners fort. Es findet alſo grundſätzlich diejenige volle 
Erſatzleiſtung ſtatt, die der Verſicherungsnehmer nach dem Vertrag auf 
den Verſicherer abwälzen kann. 

Unrichtig iſt die Anſicht der Beklagten, daß ſie nur die Befrei— 
ung des Verſicherungsnehmers durch Befriedigung des Verletzten, 
nicht die Zahlung an die Konkursmaſſe ſchulde. Die Beklagte (als 
Verſicherer) ſteht mit dem Verletzten überhaupt in keiner Rechtsbe— 
ziehung, die ihr die Befugnis zur Zahlung an ihn verliehe. Jeden— 
falls aber ſteht einer ſolchen Befreiung die Tatſache der Konkurs— 
eröffnung entgegen. Denn damit iſt der Anſpruch auf die Erſatzleiſtung 
der Beklagten ein Maſſeaktivum geworden, das zur gleichmäßigen 
Befriedigung der Konkursgläubiger beſtimmt if. Durch die Zahlung 
an einen Gläubiger (den Verletzten bezw. die Berufsgenoſſenſchaft) 
würde ſich die Beklagte von ihrer Schuld an die Maſſe, nicht be— 
freien. Dies kann ſie vielmehr nur durch Einzahlung der ganzen, 
Entſchädigungsforderung zur Konkursmaſſe. Zahlte ſie nur den 
Betrag, der auf die Erſatzforderung des Verletzten bezw. der Berufs— 
genoſſenſchaft als (mutmaßliche) Konkursdividende entfiele, 
ſo würde hierdurch das Intereſſe der Konkursgläubiger verletzt. 
Dieſes beſteht in der Befreiung der Maſſe von der ganzen gegen» 
über der Berufsgenoſſenſchaft beſtehenden Schuld. Zur Durchführung 
dieſes Befreiungsanſpruchs müßte daher zunächſt die vorhandene Teile 
nugsmaſſe unter die Konkursgläubiger verteilt und der auf die 
Berufsgenoſſenſchaft entfallende Betrag von der Beklagten eingefordert 
werden. Der beigetriebene Betrag wäre dann wiederum unter alle 
Gläubiger auszuſchütten und die anteilige Dividende der Berufs- 
genoſſenſchaft abermals von der Beklagten beizuziehen. Denn um 
dieſe Dividende würden die anderen Konfurdgläubiger, wenn die 
Befreiung bewirkt wäre, beſſer geſtellt werden. Mit dieſer ſukzeſſiven 
Ausſchüttung der Maſſe und der Beiziehung der jeweils auf die 
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Berufsgenoſſenſchaft entfallenden Dividendenbeträge von der Beklagten 
müßte dann ſolange fortgefahren werden, bis der den Konkurs— 
gläubigern ohne die Konkurrenz der Berufsgenoſſenſchaft 
zukommende Betrag erreicht wäre. (RG3. 37, 93 fg.) Zuzugeben 
iſt der Beklagten, daß die Einzahlung des ganzen Schadensbetrages 
zur Konkursmaſſe die Folge hat, daß die unbeteiligten Konkurs— 
gläubiger eine entſprechende höhere Befriedigungsquote erhalten, 
während der Verletzte das Nachſehen hat. Denn er iſt, wie jene, 
auf die Konkursdividende angewieſen, und muß fic im übrigen mit 
der meiſt ſchwer realifierbaren Ausfallsforderung gegen den Gemein— 
ſchuldner begnügen (vergl. § 164 KO.). Indes folgt dies mit Not⸗ 
wendigkeit einmal aus dem Konkursprinzip, wonach die vorhandene 
Aktivmaſſe zur gleichmäßigen Befriedigung der Gläubiger dienen ſoll 
(RG3, 55, 92), und ſodann daraus, daß zwiſchen dem Verletzten 
(bezw. der Berufsgenoſſenſchaft) und der Beklagten keine Rechts 
beziehung beſteht, die Beklagte kein Intereſſe und keinen Anſpruch 
hat, daß die Entſchädigungsſumme zur Befriedigung des Verletzten 
verwendet werde (RGZ. 5, 121). Wäre die Verſicherung zugunften 
des Verletzten genommen (§§ 328 329 BGB.), fo käme in Frage, 
ob ihm nicht ein Ausſonderungsrecht an der Entſchädigungs— 
forderung (§§ 43 — 46 KO.) zuſtände. Dies kann hier jedoch unent- 
ſchieden bleiben, da unzweifelhaft der Verſicherungsvertrag nicht zu— 
gunſten des Verletzten abgeſchloſſen iſt und dieſer kein unmittelbares 
Recht auf die Entſchädigung gegen den Verſicherer erworben hat 
(§ 329 BGB., ſiehe dazu § 2015 ALR. 2, 8; Bähr im Archiv 
für bürgerl. Recht Bd. 7; 8 31 des Entwurfs eines Geſetzes über 
den Verſicherungsvertrag nebſt Begründung, S. 11, 47; RG3. 
5, 121). Ein anderes Mittel, dem Verletzten volle Befriedigung zu 
verſchaffen, wäre die Einräumung des Rechtes auf abgeſonderte 
Befriedigung aus der Entſchädigungsforderung (fo § 154 des 
Entwurfs eines Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag), Dieſen 
Weg hat indes die KO. nicht eingeſchlagen (§§ 47—52 KO. vergl. 
§ 61 Ziff. 3 KO. — und dazu NG}. 22, 139; 30, 7; — ſiehe 
NG. 55, 86ff. Zeitſchrift für Verſicherungswiſſenſchaft 5, 229f. 
Ehrenberg, Rückverſicherung S. 121, aber auch derſelbe, Verſicher⸗ 
ungsrecht § 32 Anm. 14 S. 386). 

Ungangbar iſt der Weg, auf dem die Beklagte dem Verletzten 
zur Befriedigung verhelfen will. Sie verweiſt darauf, daß nach der 
Konkursbeendigung der Verletzte (bezw. die Berufsgenoſſenſchaft) den 
Verſicherungsnehmer in Anſpruch nehmen und dieſer ſeinerſeits den 
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Reſt der Entſchädigungsſumme vom Verſicherer zwecks Befriedigung 
des Verletzten einziehen könne. Dem ſteht jedoch entgegen, daß die 
volle Erſatzleiſtung des Verſicherers ein Maſſeaktivum iſt. Die Bee 
ſchreitung dieſes Weges würde alſo darauf hinauslaufen, daß der 
Gemeinſchuldner einen Maſſenbeſtandteil der Konkurs maſſe entfremdete 
und an ſich zöge. Der Verletzte (bezw. die Berufsgenoſſenſchaft) 
kann ſich zwar außerhalb des Konkurſes aus nicht zur Maſſe ge— 
hörigen Vermögenswerten (konkursfreiem Vermögen, Neuerwerb) be— 
friedigen, nicht aber aus Maſſeaktiven. Das widerſpräche der par 
condicio creditorum. Materiell würde alſo die Zulaſſung dieſes 
Auskunftsmittels zu der dem Geſetz unbekannten abgeſonderten Be— 
friedigung des Verletzten führen. Eine Benachteiligung des Gemein— 
ſchuldners iſt mit der hier vertretenen Anſicht nicht verbunden. Denn 
die Einwerfung der ganzen Entſchädigungsſumme in die Konkursmaſſe 
kommt ihm durch entſprechend höhere Tilgung der Konkursforderungen 
zugute. 

Urteil des 2. Zivilſenats vom 24. März 1908, 2 U 1/08 (nach 
Meiningen). 


4. Wer trägt die Koſten einer gegen den Erben vor 
Ablauf der Aufſchubsfriſt des § 2014 BGB. auf 
Erfüllung einer Nachlaßverbindlichkeit erhobenen 
Klage? 

Der Senat iſt im Gegenſatz zu der herrſchenden Meinung der 
Anſicht, daß es die Vorſchrift des § 2014 BGB. nicht rechtfertigt, 
einem Nachlaßgläubiger die Koſten eines vor Ablauf der Dreimonats— 
friſt von ihm gegen den Erben angeſtrengten Prozeſſes aufzuerlegen. 
Das Gegenteil wird damit begründet, daß der Erbe, ſolange die 
Friſt läuft, nicht im Verzuge ſei. Allein dieſer Grund würde nicht 
durchſchlagen, ſelbſt wenn er zuträfe. 

Zunächſt hindert § 2014 BGB. weder die Verurteilung des 
Erben noch die Zwangsvollſtreckung gegen ihn. Das beſtimmen 
direkt die §§ 305 und 782 ZPO. Nur das kann der verklagte Erbe 
verlangen, daß ihm im Urteil die beſchränkte Haftung vorbehalten, 
und daß die Zwangsvollſtreckung für die Dauer der im $ 2014 BGB. 
beſtimmten Friſt auf ſolche Maßregeln beſchränkt werde, die zur Voll— 
ziehung eines Arreſtes zuläſſig find. Auf dem Wege über § 91 ZPO. 
kann alſo der § 2014 BGB. nicht zu einer Verurteilung des klagenden 
Nachlaßgläubigers in die Koften des Rechtsſtreits führen. Durch die 
Aufnahme des Vorbehalts der beſchränkten Haftung in das Urteil 
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wird er nicht zum unterliegenden Teil. Dieſer iſt der verklagte Erbe 
und als folder hat er die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen (Ecciu$ 
in Gruchots Beitr. 43, 829; Gaupp-Stein, ZPO. § 305. IV). 
Das verkennt auch die herrſchende Meinung nicht, ſie folgert aber, daß 
der verklagte Erbe, weil er infolge der Beſtimmung in § 2014 BGB 
nicht im Verzug ſei, auch nicht durch ſein Verhalten zur Erhebung 
der Klage Veranlaſſung gegeben habe und deshalb gemäß § 93 ZPO. 
mit Koſten verſchont werden müſſe, wenn er den Anſpruch ſofort 
anerkenne. (Vergl. u. a. Gaupp⸗Stein, a. a. O.; Rechtſpr. 
2, 388; 3, 131 und 434; JW. 1901 S. 398 Nr. 8; Neumann, 
BGB. § 2014, Anm. 2 a; dagegen Hagen in Iherings J. 42, 68; 
Staudinger BGB., Vorbem. 2 Abi. 6 vor § 2014 wenigſtens 
für den Fall, daß der Kläger im Antrag die Beſchränkung des 
§ 782 ZPO. berückſichtigt.) 

Aber dieſe Folgerung geht fehl. Was anders ſoll wohl die 
Veranlaſſung des Prozeſſes gebildet haben, als das Verhalten des 
Beklagten, wenn er — wie im vorliegenden Falle — trotz des Vers 
langens des Klägers die Erfüllung der Nachlaßverbindlichkeit verweigert? 
Nicht irre führen darf der Umſtand, daß die Weigerung berechtigt 
iſt. Die Frage der Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit der Weigerung. 
iſt ohne Belang, wenn es ſich darum handelt, ob die Weigerung 
Veranlaſſung zu einem Prozeſſe geworden iſt oder nicht. Die Recht- 
mäßigkeit der Weigerung führt in der Regel zur Abweiſung des 
Klägers und deshalb zu ſeiner Verurteilung in die Koſten des 
Rechtsſtreits. Wo dies aber ausnahmsweiſe nicht der Fall iſt, dem 
Kläger vielmehr ein Recht zur Klage und Zwangsvollſtreckung trotz 
des Erfüllungsweigerungsrechts des Beklagten zuſteht, da kann die 
Rechtmäßigkeit der Weigerung nicht dazu herangezogen werden, anſtelle 
der Nichtveranlaſſung der Klageerhebung die Verſchonung des Bee 
klagten mit den Prozeßkoſten zu begründen. Die Koſtenhaftung regelt 
ſich nach dem reinen Verurſachungsprinzip (Gaupp- Stein, BPO. 
§ 93, I). Die Frage der Verſchuldung iſt für fie unerheblich. 

Der Sinn des § 93 ZPO. iſt, daß dem Kläger trotz ſeines 
Obſiegens die Koſten treffen ſollen, wenn ſich aus dem ſofortigen 
Anerkenntnis des Beklagten, ſofern dem nicht ſein Verhalten vor dem 
Prozeſſe entgegenſteht, ergibt, daß der Kläger den Prozeß überflüſſiger⸗ 
weiſe angeſtrengt hat. (Vergl. auch Gaupp- Stein, ZPO. § 93, 
III Abſ. 2.) So liegt aber die Sache im Falle einer auf 
§ 2014 BGB. geftiigten Erfüllungsweigerung keineswegs. Man 
kann nicht geltend machen, aus dieſer Weigerung ergebe ſich kein 
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Grund zu der Annahme, daß der Erbe auch nach Ablauf der Friſt, 
alſo zu einer Zeit, wo er zu leiſten verpflichtet ſein würde, die Leiſtung 
verweigern werde. Denn auf dieſe ſpätere Zeit braucht ſich eben der 
Gläubiger nicht vertröſten zu laſſen. Er hat Anſpruch auf als⸗ 
baldige Herſtellung mindeſtens desjenigen Zuſtandes, den er durch 
Klage und Zwangsvollſtreckung ausweislich der §§ 305 und 782 ZPO. 
herbeiführen darf. Wie er ihn bei der Weigerung des Erben anders 
als durch Anſtrengung des Prozeſſes herbeiführen könnte, iſt uner⸗ 
findlich. 

Mindeſtens müßte man daher vom Erben, der den § 93 ZPO. 
für ſich anruft, verlangen, daß er dem Erfüllung heiſchenden Nachlaß⸗ 
gläubiger die Herſtellung des bezeichneten Zuſtandes auf anderem 
Wege, etwa dem durch § 494 Z. 5 ZPO. — vollſtreckbare Urkunde 
— vorgezeichneten, angeboten habe. (So Hagen und Staudinger, 
a. a. O.). 

Aus dieſem Grunde iſt auch die Gleichſtellung des hier zur Be— 
urteilung ſtehenden Falles mit dem des § 275 ZPO. (Rechtſpr. 
4, 434) abzulehnen. Denn im letzteren hat der Gläubiger zwar 
Anſpruch auf alsbaldiges Urteil, nicht aber auf alsbaldige Urteils— 
vollſtreckung. 

Schließlich können dem hier angenommenen Ergebnis auch nicht 
etwa Billigkeitserwägungen entgegengehalten werden. Vom Stand» 
punkt der Intereſſenabwägung iſt dieſes Ergebnis dem gegenteiligen 
ſogar vorzuziehen. Dafür, daß der Gläubiger, der ohnedies durch 
die möglicherweiſe ganz unbegründete Sorge des Erben wegen der 
Zulänglichkeit des Nachlaſſes und die hierdurch veranlaßte Berufung 
auf den § 2014 BGB. eine gewiſſe Verkümmerung ſeines Rechtes 
erfährt, auch noch die Durchſetzung deſſen, was ihm an Befugniſſen 
bleibt, mit den Prozeßkoſten erkaufen ſoll, ſprechen keinerlei Billigkeits— 
gründe, ganz zu ſchweigen von den Fällen, wo der Erbe ſich die 
Friſt des § 2014 BGB. geradezu entgegen ihrer Zweckbeſtimmung 
zu Nutze macht. 

Nach alledem iſt der Hinweis darauf, daß ſich der Erbe vor 
Ablauf der Friſt des § 2014 BGB. nicht im Verzug befinde, nicht 
geeignet, feine Verſchonung mit Prozeßkoſten auf Grund des § 93 ZPO. 
zu rechtfertigen. Iſt doch der Verzug überhaupt nur einer der 
der Umſtände, durch die einem Gläubiger Veranlaſſung zur Klage— 
erhebung gegeben werden kann. (Gaupp-Stein, ZPO, § 93 III.) 

Der Senat iſt aber auch nicht der Anſicht, daß die Beſtimmung 
des § 2014 den Verzug des Erben während der Aufſchubsfriſt aus⸗ 
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ſchließe. Dieſe Anſicht konnte einft als die allgemein herrſchende be⸗ 
zeichnet werden. Jetzt iſt ſie es nicht mehr. Gegen ſie haben ſich 
ausgeſprochen nicht nur Eccius in GruchotsBeitr., 44, 898 ff., ſondern 
auch Müller in der DIZ. 1905, S. 685; Fuchs im „Recht“ 
1905 S. 339 und 425; Staudinger BGB., gemeinſame Bemer⸗ 
kungen zu §§ 2014, 2015, Bem. 1 Abſ. 6ff. und der Bearbeiter des 
5. Bandes des Planckſchen Kommentars zum BGB. in der 3. Aufl. 
Vorbemerkung 6 vor § 2014 — im Gegenſatz zu dem Herausgeber. 
Sie muß als unrichtig bezeichnet werden vor allen Dingen, weil 
ſie zu unerträglichen und durch den Zweck des Geſetzes keineswegs 
geforderten Konſequenzen führt, wie fie namentlich von Eccius, 
aber auch bei Staudinger und Planck a. a. O. im einzelnen 
entwickelt werden. Auf dieſe Einzelheiten iſt hier nicht einzugehen. 
Es genügt der Hinweis auf folgendes: Der Zweck der §§ 2014, 
2015 BGB. iſt anerkanntermaßen fein anderer, als dem Erben Zeit 
zu gewähren, ſich über die Zulänglichkeit des Nachlaſſes zu vergewiſſern 
und über ſeine Haftungsbeſchränkung ſchlüſſig zu machen. Dazu iſt 
es aber keineswegs erforderlich, die Fälligkeit der Nachlaßforderung 
mit ihren Folgen hinauszuſchieben und ſo einem vollkommen zu— 
länglichen Nachlaß Vorteile durch Erſparung von Zinſen, Verſchonung 
mit Schadenserſatzpflichten uſw. auf Koſten des Nachlaßgläubigers 
zuzuwenden. Selbſtverſtändlich wäre es dem Geſetzgeber unbenommen 
geweſen, gleichwohl in ſolcher Weiſe zu verfahren und dem Erben 
eine materiellrechtliche Einrede zu gewähren, wie fie ihm die §§ 2014, 
2015 BGB. auf den erſten Blick zu gewähren ſcheinen. Er hätte 
dem Gläubiger eine Hemmung ſeines Anſpruchs auferlegen und ſich 
damit begnügen können, ihm außerordentliche Rechtsbehelfe zur Sicherung 
der künftigen Erfüllung des Anſpruches zur Verfügung zu ſtellen. 
Er hat aber dieſen Weg nicht eingeſchlagen, wie die §§ 305, 782 ZPO. 
zeigen. Der Anſpruch des Klägers iſt nicht gehemmt, ſonſt müßte 
ſeine Klage zur Zeit abgewieſen werden. Der Richter erkennt nicht 
auf Verurteilung zu künftiger Leiſtung, ſondern ſchlechthin nach Mahe 
gabe des klägeriſchen Rechts, wie es ohne Rückſicht auf den Eintritt 
eines Erben auf der Gegenſeite beſteht, nur mit einer gewiſſen Whe 
weichung von der Norm hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung. Der 
Gläubiger hat während des Laufs der Dreimonatsfriſt nicht etwa 
ſtatt des Erfüllungs- einen bloßen Sicherungsanſpruch. Er bedarf 
nicht neben dem Urteil nach § 305 ZPO. eines beſonderen Schuld- 
titels, wenn er nach Ablauf der Friſt die Zwangsvollſtreckung forte 
ſetzen will, die Fortſetzung erfolgt auf Grund jenes Urteils ſelbſt. 
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Aus alledem muß man entnehmen, daß es ſich in §§ 2014, 
2015 BGB. nicht um materiellrechtliche Einreden, ſondern nur um 
die allerdings außerordentlich unglücklich gefaßte Normierung eines 
Mittels für den Erben handelt, eine die Geltendmachung ſeiner 
Haftungsbeſchränkung gefährdende prozeſſuale Durchführung des An— 
ſpruchs des Nachlaßgläubigers bis zum letzten Ziel der Zwangsvoll— 
ſtreckung abzuwehren. Die entgegenſtehenden Ausführungen in den 
Geſetzes materialien (Prot. 5, 790; Denkſchrift S. 397) können nicht 
ausſchlaggebend ſein. Denn das Geſetz ſelbſt, wenn man es ſo ver— 
ſteht, daß nicht zwiſchen dem BGB. und der ZPO. ein innerer Wider— 
ſpruch klafft, ſteht dieſen Ausführungen entgegen. 

Läßt alfo der § 2014 BGB. die materielle Seite des Rechts— 
verhältniſſes zwiſchen Nachlaßgläubiger und Erben unberührt, ſo ſteht 
auch der Möglichkeit des Verzugs des letzteren vor Ablauf der Ueber— 
legungsfriſt nichts entgegen (vergl. im übrigen hierzu beſonders bei 
Planck a. a. O. 6d). Iſt aber der Erbe im Verzug, ſo fällt die 
Schlußfolgerung, mit der die Anwendung des § 93 BRO. auf Fälle der 
vorliegenden Art zu begründen verſucht wird, erſt recht in ſich zuſammen. 

Beſchluß des 3. Zivilſ. vom 27. Jan. 1908 W. 6/08 (nach Gotha). 


5. Tatbeſtand der beſchwerdegerichtlichen Entſcheidung 
in Grundbuchſachen. — Entſtehung von Eigen— 
tümerhypotheken durch Amortiſation des Hypo— 
thekenkapitals. — Kann der urfprünglide Glaus 
biger den in eine Eigentümerhypothek umge— 
wandelten Teil der Hypothek mit grund buchrecht— 
licher Wirkung abtreten, wenn die Entſtehung der 
Eigentümerhypothek noch nicht gebucht, aber 
durch öffentlich beglaubigte Quittung dem 
Grundbuchamt nachgewieſen iſt? — Pfändung und 
Ueberweiſung einer Eigentümerhypothek. — 
Eigentümerhypothek (Grundſchuld) und Hypothek 
des Eigentümers. — Erwerb der Eigentümer» 
hypothek nach Bruchteilen durch Zahlung eines 
der Miteigentümer des belaſteten Grundſtücks; 
Erwerb der ganzen Eigentümerhypothek auf 
Grund des Ausgleichungsanſpruchs des zahlen- 
den Miteigentümers. 

Die Firma J. V. & Co. in M. beantragte unter Ueberreichung 
einer als „Aktiv⸗Ueberſchreibungsbewilligung“ bezeichneten Erklärung 
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der Kreisſparkaſſe in S. vom 23. November 1907 bei dem Grund⸗ 
buchamt daſelbſt, die Abtretung des Teilbetrags von 156 M. 84 Pf. 
der unter Hpt.⸗Ziffer 287 E. Ziffer 1 des Grundbuchs für H. für 
die Kreisſparkaſſe eingetragenen Hypothek, die ſich inſoweit in eine 
Eigentümergrundſchuld verwandelt habe, zu ihren Gunſten in das 
Grundbuch einzutragen. Die von dem Vorſtand der Kreisſparkaſſe 
unterſchriebene und unterſtempelte Erklärung vom 23. November 1907 
beſagte: Die für die Kreisſparkaſſe in Sonneberg auf dem Grundbeſitz 
des Robert Sch. und ſeiner Ehefrau in H. nach Hpt.⸗Ziffer 287, 
E. Ziffer 1 des Grundbuchs daſelbſt eingetragene Hypothek von 
5000 M. nebft 41/, 9% Zinſen und 1% Tilgungsrente fei von dem 
Miteigentümer Robert Sch. in Höhe von 156 M. 84 Pfg. abgetragen. 
Durch Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchluß des Herzoglichen Amts— 
gerichts S. vom 31. Oktober 1907 ſei die durch den Abtrag dem 
Robert Sch. zugefallene Eigentümergrundſchuld zugunſten der Firma 
J. V. & Co. in M. gepfändet und dieſer zur Einziehung überwieſen 
worden. Die Kreisſparkaſſe bewillige die Aktivüberſchreibung des 
nach Abzug ihrer Reſtforderung von 4843 M. 16 Pfg. ſamt Zinſen 
und Koſten verbleibenden Betrags der Hypothek auf die Firma J. 
V. & Co. im Grundbuche und zwar mit Rang nach dem Reſt von 
4843 M. 16 Pfg. ſ. A. 

Das Herzogliche Amtsgericht in S., als Grundbuchamt, lehnte 
durch Beſchluß vom 4.9. Dezember 1907 die Eintragung der Teil- 
abtretung ab. Es ging davon aus, daß über die durch den Kapital. 
abtrag entſtandene Eigentümerhypothek nur von den Eigentümern, 
als Berechtigten, durch Abtretung verfügt werden könne, nicht von 
der Kreisſparkaſſe. Eine Eintragung der Pfändung und Ueberweiſung 
— die die Antragſtellerin übrigens von ſich aus nicht nachgewieſen 
habe — hielt das Grundbuchamt deshalb für nicht angängig, weil 
nicht dargetan ſei, ob der Miteigentümer Robert Sch. die durch den 
Abtrag von 156 M. 84 Pf. entſtandene Eigentümerhypothek ganz 
oder nur zum Teil erworben habe. Die Beſchwerde, die die Antrag⸗ 
ſtellerin gegen dieſe Entſcheidung erhob, wurde durch Beſchluß der 
erſten Zivilkammer des Landgerichts zu Meiningen vom 6./11. Januar 
1908 zurückgewieſen. In der Begründung dieſes Beſchluſſes iſt aud«- 
geführt, die Eintragung der Abtretung ſetze nach § 19 GBO. die 
Bewilligung des Eigentümerhypothekars als des Betroffenen voraus, 
an dieſer fehle es hier; die Pfändung und Ueberweiſung der Eigen- 
tümerhypothek könne die Eintragungsbewilligung nicht erſetzen, da 
ihre Vollziehung — durch Zuſtellung des Beſchluſſes an die Dritte 
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ſchuldnerin (die Kreisſparkaſſe) oder durch Eintrag ins Grundbuch 
— nicht dargetan ſei; überdies ſei der Nachweis nicht erbracht, zu 
welchem Betrag Robert Sch. die Eigentümerhypothek erworben habe 
und ob ſie als Grundſchuld oder Hypothek auf ihn übergegangen ſei. 

Hiergegen richtet ſich die von Rechtsanwalt X in Meiningen, als 
legitimiertem Vertreter der Antragſtellerin eingelegte weitere Beſchwerde 
vom 16./17. Januar 1908. Mit ihr wird geltend gemacht, die in 
gehöriger Form abgegebene Abtretungserklärung der durch das Grund— 
buch ausgewieſenen Gläubigerin, der Kreisſparkaſſe in Sonneberg, 
genüge zur Begründung des Eintragungsantrags; eine Prüfung der 
materiellen Berechtigung der Gläubigerin komme dem Grundbuchamt 
nicht zu; überdies ſei die Antragſtellerin durch die von ihr gegen 
Robert Sch. ausgebrachte Pfändung und Ueberweiſung der Eigen— 
tümergrundſchuld legitimiert; dieſe fet in Höhe des ganzen Abtrags 
auf Robert Sch. übergegangen, da er die Tilgungsraten kraft ehe— 
männlicher Nutznießung gezahlt habe. 

Die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig (§ 78 GBO.) und unter Vee 
obachtung der geſetzlichen Form eingelegt (§ 80 GBO.). Sachlich iſt 
fie jedoch unbegründet. 

Die beſchwerdegerichtliche Entſcheidung läßt zwar die durch § 77 
bd. mit § 78 GBO., § 561 BPO. erforderte Feſtſtellung des Tat— 
beſtands vermiſſen. Indes nötigte dies nicht zur Aufhebung der 
Entſcheidung, da ſich aus ihrer Begründung der Sachverhalt mit ge— 
nügender Deutlichkeit ergibt. Bei der ſachlichen Beurteilung kommt 
folgendes in Betracht: | 

Durch die Zahlung des Abtrages von 156 M. 84 Pfg. ift eine 
Eigentümerhypothek entſtanden (§§ 1163, 1177; 1143, 1153 BGB.) 
Die als Zuſchläge zu den Zinſen zum Zwecke allmählicher Tilgung 
des Kapitals zu entrichtenden Beiträge (Amortiſations raten) find nicht 
Nebenleiftungen im Sinne des § 1178 BGB., ſondern haben die 
Natur von Kapitalrückzahlungen (vergl. 88 6, Abſ. 2; 21 Abſ. 2 
des Hypothekenbankgeſetzes vom 13. Juli 1899; RGz. 54, 88 ff.). 
Der durch ſie berichtigte Kapitalteil geht alſo, wie in jedem anderen 
Fall der Kapitalabtragung, auf den Eigentümer, ſoweit er die Tilgung 
bewirkt hat, als Eigentümerhypothek über (Turnau-Foerſter, 
Liegenſchaftsrecht, Bd. I No. II2 zu 8 1178, S. 9651, OL Ggſpr. 
7, 9). Dabei iſt es gleichgültig, ob es ſich — was hier nicht feſt— 
ſteht — um eine nach dem 1. Januar 1900 eingetragene Hypothek 
oder um eine zuvor entſtandene handelt. Denn nach Art. 192 EG. 
z. BGB. gilt ein früher begründetes Grundſtückspfandrecht von dem 


— 200 — 


Zeitpunkt der Grundbuchsanlegung (d. i. für das Herzogtum Meiningen 
der 1. Januar 1900: ſ. Verordnung vom 16. Dezember 1899) als 
Buchhypothek im Sinne des BGB. 

Die durch die Tilgung herbeigeführte Umwandlung des Hypo- 
thekenteils in eine Eigentümerhypothek hat ſich kraft Geſetzes — 
außerhalb des Grundbuchs — vollzogen. Mit ihr iſt das Grund- 
buch unrichtig geworden (§ 894 BGB.) Das Buchrecht der bis⸗ 
herigen Gläubigerin, der Kreisſparkaſſe in Sonneberg, entſpricht nicht 
mehr der wirklichen Rechtslage. Zur Verfügung über den zur Eigen- 
tümerhypothek gewordenen Teil der Poſt iſt allein der Eigentümer⸗ 
hypothekar befugt. Er iſt der „Betroffene“ im Sinne des § 19 
GBO. und feiner Umſchreibungsbewilligung bedarf es alſo zur 
Uebertragung der Eigentümerhypothek (§ 40 Satz 1 GBO.) Daran 
kann auch der Umſtand nichts ändern, daß ſein Hypothekenrecht formell 
durch das Grundbuch nicht ausgewieſen wird. Dies könnte höchſtens 
die Notwendigkeit einer das Entſtehen der Eigentümerhypothek flare 
ſtellenden Zwiſcheneintragung begründen. Im übrigen iſt aber auch 
eine ſolche Zwiſchenbuchung nicht erforderlich, vielmehr geht das Recht 
auf die Eigentümerhypothek aus der Eintragung des Eigentums 
am Grundſtück genugſam hervor, der gebuchte Eigentümer iſt als der 
eventuelle Inhaber der Eigentümerhypothek anzuſehen und zur Bere 
fügung über fie formell⸗grund buchrechtlich legitimiert. (OL Ggſpr. 
1, 303 fg. 3, 198g.) 

Dagegen läßt ſich nicht mit der Beſchwerdeführerin einwenden, 
daß nach dem Buchſtand die bisherige Gläubigerin noch verfügungd- 
berechtigt ſei und dem Grundbuchamt eine materielle Prüfung nicht 
zukomme. Die Auffaſſung beruht auf einer Verkennung des Be⸗ 
griffs des „Betroffenen“ im Sinne des § 19 GBH. und verleugnet 
das für den Grundbuchrichter maßgebende Legalitätsprinzip. „Bes 
troffener“ im Sinne des § 19 GBO. iſt bei Rechtsänderungen der 
wirklich Berechtigte und nicht der nur buchmäßig Berechtigte, alſo hier 
der Eigentümerhypothekar (Arg. § 40 Satz 1 GBO). 

Allerdings iſt die Eigentümerhypothek als ſolche nicht gebucht. 
Dies könnte jedoch ihre Berückſichtigung nur dann hindern, wenn ihre 
Entſtehung nicht oder nicht hinlänglich dargetan wäre. Hier aber 
liegt der urkundliche Nachweis dafür vor, daß ſich die Hypothek der 
Kreisſparkaſſe zu Sonneberg zum Betrage von 156 M. 84 Pfg. in 
eine Eigentümerhypothek verwandelt hat. Denn die Erklärung des 
Vorſtandes der Kreisſparkaſſe in Sonneberg vom 23. November 1907 
enthält ausdrücklich eine Quittung über die Rückzahlung jenes Teil- 
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betrages. Sie ift auch in einer den Vorſchriften des 8 29 GBO. ente 
ſprechenden Weiſe abgegeben (Art. 11 Abſ. 1 und 2 des Meiningiſchen 
Landesgeſetzes vom 14. Auguſt 1899, GS. 23, 400) und hat mite 
hin für den Grundbuchverkehr volle Beweiskraft. Demgegenüber kann 
ſich die Antragſtellerin nicht auf den Buchſtand berufen. Die durch 
ihn gegebene formell⸗grundbuchrechtliche Legitimation ijt durch den 
Nachweis der Unrichtigkeit des Grundbuchs entkräftet. Die gegen— 
teilige Annahme würde dazu führen, daß das Grundbuchamt entgegen 
ſeiner Aufgabe und dem Zwecke des Grundbuchs zu einer Verſchleie— 
rung und Verſchiebung der wirklichen Rechtslage ſeine Hand bieten 
müßte (OLGRipr. 1, 264; 3, 199). Nach alledem iſt die Eintragung 
der Teilabtretung zu Recht abgelehnt worden. 

Daß auch der Eintrag der Pfändung und Ueberweiſung 
der Eigentümerhypothek nicht verfügt worden iſt, iſt gleichfalls be— 
rechtigt. Allerdings bedurfte es hierzu des Nachweiſes, daß der 
Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchluß zugeſtellt worden fei, nicht. 
Denn die Wirkung der Pfändung und Ueberweiſung der Eigentümer— 
hypothek tritt nicht mit der Zuſtellung, ſondern mit der Eintragung 
ins Grundbuch ein (88 857 Abſ. 6, 837, 830, 829 Abi. 3 ZPO.; 
Gaupp⸗Stein, ZPO. Bd. II No. III zu 830, S. 585f; vergl. 
auch § 857 Abſ. 2 ZPO. und dazu RGzZ. 43, 427fg.) Indes 
ſtand dem Eintrag der Pfändung und Ueberweiſung (wegen letzterer 
ſiehe Arch. für bürg. Recht, 14, 293) der Umſtand entgegen, daß der 
Gintragungsantrag nach feinem Wortlaut und Sinn überhaupt nicht 
auf die Buchung dieſer Rechtsakte, ſondern der Abtretung gerichtet 
war. Wollte man ihn aber auch anders auslegen, ſo müßte er doch 
daran ſcheitern, daß nicht klargelegt iſt, inwieweit der Pfandſchuldner 
Robert Sch. die Eigentümerhypothek erworben hat und ob ſie als 
Grundſchuld oder als Hypothek auf ihn übergegangen iſt (SS 1163, 
1177 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 BGB.). Letzteres würde dann der Fall 
ſein, wenn Sch. nicht perſönlicher Schuldner geweſen wäre und dahar 
nach § 1143 BGB. die Forderung und nach § 1153 die Hypothek 
erlangt hätte (§ 1177 Abſ. 2 BGB). In dieſem Falle bedürfte es 
bei der Weiterbegebung der Eigentümerhypothek der Umwandlung in 
eine Hypothek nicht, während die forderungsentfleidete Eigentümer— 
hypothek nur als Grundſchuld übertragen werden könnte, bei Unter- 
legung einer anderen Forderung aber erſt in eine Hypothek umge— 
wandelt werden müßte ($ 1198 BGB.). Weiter kommt in Betracht, 
daß das belaſtete Grundſtück in Miteigentum (Geſamteigentum?) 
der Sch.ſchen Eheleute ſteht, die Zahlung der Tilgung rate aber von 
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Robert Sch. allein bewirkt iſt. Solchenfalls finden nicht die Vor⸗ 
ſchriften über die Geſamthypothek (§§ 1172, 1173 BGB.), die die 
Belaſtung mehrerer Grundſtücke (§ 1132 BGB.) (oder doch mehrerer 
Miteigentumdanteile als folder: § 1114 BGB.) vorausſetzen, 
Anwendung; auch die Vorſchrift des § 1164 iſt nicht wohl anwend⸗ 
bar. Vielmehr erwerben die Miteigentümer die Eigentümerhypothek 
gemeinſam. Ihre Anteile oder ihr Rechtsverhältnis an der Hypothek 
beſtimmen ſich nach dem für das Miteigentum maßgebenden Rechts⸗ 
verhältnis. Sind ſie zu gleichen Rechten als Eigentümer des be— 
laſteten Grundſtücks eingetragen, fo erwerben fie auch die Eigentümer: 
hypothek in demſelben Verhältnis (Planck, BGB. Bd. 3 No. 3d 
und 4d zu § 1163, S. 638 fg., Predari, Grundbuchordnung, zu 
§ 22 S. 421, RG3. 51, 400; Lobes Zentralblatt Bd. 3 S. 817, 
33 P. 33, 86.). Danach hat aber Robert Sch. im Zweifel die Eigen- 
tümerhypothek nur zu dem ſeinem Miteigentumsanteil entſprechenden 
Bruchteil erlangt. Der Umſtand, daß er allein die Gläubigerin be- 
friedigt hat, verſchaffte ihm noch nicht die ganze Eigentümerhypothek 
(88 1142, 744, Abſ. 2 BGB. 33P. 33, 86; Rehbein, Entſch. 
des DbTrib. 3, 688, 698). Dazu bedürfte es eines beſonderen Cre 
werbsgrundes, an deſſen Nachweis es bisher fehlt. Ein ſolcher kann 
darin, daß Robert Sch. zugleich als Nießbraucher am Vermögen 
feiner Frau gezahlt hat, jedenfalls nicht gefunden werden (88 1383 
—1385, 1047 BGB.). Denn wenn er auch als Nutznießer zur 
Zahlung der Kapitalabträge nicht verpflichtet war, ſo zahlte er doch 
nicht als Dritter auf Grund des ihm zuſtehenden Ablöſungsrechtes 
(§§ 1150, 1153, 401, 268, Abſ. 3 BGB.), ſondern als dinglicher 
und — eventuell zugleich — perſönlicher Schuldner. Ob das Buse 
gleichungsrecht aus § 426 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 Satz 1 BGB. 
verbd. mit § 1153 BGB. den Erwerb der ganzen Eigentümer⸗ 
hypothek begründen kann, mag dahingeſtellt bleiben (ſ. Predari, 
a. a. O.) 

Nach alledem war die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 28. Januar 1908, 2 1 
2/08 (nach Meiningen). 


6. Notwendiger Wechſel in der Perſon des Anwaltes 
infolge Aſſioziation des Vertreters der einen 
Partei mit dem gegneriſchen Anwalt. — Verliert 
der Anwalt, der infolge der Aſſoziation ſeiner 
Partei das Mandat kündigt, feinen Gebühren⸗— 
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anſpruch? — Erſtattbarkeit der Gebühren dieſes 

Anwaltes. 

Der Kläger und Widerbeklagte iſt in der Berufungsinſtanz 
zunächſt von dem Rechtsanwalt X. in Jena, ſpäter von dem Rechts⸗ 
anwalt Y. daſelbſt vertreten geweſen. Der Grund des Wechſels in 
der Perſon der Anwälte war, daß ſich der Rechtsanwalt K. im Laufe 
des zweitinſtanzlichen Verfahrens mit dem Vertreter der Beklagten 
und Widerklägerin Rechtsanwalt Z. in Jena, aſſoziiert hatte und 
infolgedeſſen die Vertretung des Klägers niederlegte. 

Das Landgericht hielt den Eintritt eines zweiten Anwaltes nicht 
für notwendig im Sinne des § 91 Abſ. 2 Satz 2 BRO. und ließ 
deshalb und zugleich im Hinblick auf 8 628 BGB. die mit 106 M. 
berechneten Gebühren des Rechtsanwalts K. nicht zur Erſtattung zu. 

Hiergegen richtet ſich die forme und friſtgerecht eingelegte ſofortige 
Beſchwerde des Klägers. Sie iſt begründet. 

Nach § 91 Ab}. 2 Satz 2 ZPO. find die Koften mehrerer An- 
wälte nur inſoweit zu erſtatten, als ſie die Koſten eines Rechtsanwaltes 
nicht überſteigen oder als in der Perſon des Rechtsanwalts ein 
Wechſel eintreten mußte. Dieſer letztere Fall liegt hier vor. Nachdem 
der Rechtsanwalt X. ſich mit den gegneriſchen Anwalt aſſoziiert und zur 
Vermeidung von Intereſſenkolliſionen die Vertretung des Klägers 
aufgegeben hatte, ergab ſich für dieſen die Notwendigkeit, einen 
zweiten Anwalt zuzuziehen. Ob die Kündigung des Mandats durch 
den Rechtsanwalt X. eine abſolute Notwendigkeit war, kann dahin» 
geſtellt bleiben. Jedenfalls entſprach es der Würde des Anwalts, 
auch nur den Schein einer Vertretung kollidierender Intereſſen zu 
vermeiden, und dieſe Erwägung mußte ihm die Niederlegung des 
Mandats geboten erſcheinen laſſen (§ 31 Ziff. 1 und 2, 28 RAD. 
Friedländer RAD. Anm. 13 zu § 31 S. 137). Damit iſt aber 
dem Erfordernis eines notwendigen Wechſels der Anwälte 
— das nach freiem richterlichem Ermeſſen zu beurteilen iſt (ſ. RGZ. 
15, 394) — genügt. 

Eine andere Frage iſt es, ob der Gebührenanſpruch des Rechts— 
anwalts X. trotz der Kündigung des Mandats beſtehen blieb. Aber 
auch dies ijt nach Lage des Falles zu bejahen. Nach § 50 der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte ſtehen dem Rechtsanwalt bei 
Erlöſchen des Auftrages vor Beendigung der Inſtanz die Gebühren 
in gleicher Weiſe zu. als wenn die Inſtanz zur Zeit der Aufhebung 
des Auftrages durch Zurücknahme der geſtellten Anträge erledigt 
wäre. Einen Unterſchied, je nachdem der Grund für die Aufhebung 
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des Auftrages in der Perſon des Anwaltes oder des Auftraggebers 
liegt, macht hierbei das Geſetz nicht. Nur inſofern ſchränkt es den 
Gebührenanſpruch ein, als es durch die Schlußworte des § 50 a. a. O. 
die aus einem Verſchulden ſich ergebenden zivilrechtlichen Folgen 
ausdrücklich vorbehält. Danach entſcheidet darüber, ob der Gebühren 
anſpruch des erſten Anwaltes mit Rückſicht auf die durch die Zuziehung 
eines zweiten Anwaltes entſtehenden Mehrkoſten wegfällt oder ſich 
mindert, das Bürgerliche Recht. Ob dieſes das Verhältnis des Ans 
waltes zur Prozeßpartei ſchlechthin den Vorſchriften über den Dienſt⸗ 
vertrag (§ 611 ff insbeſondere §§ 627, 628 BGB.) oder über die 
Geſchaͤftsbeſorgung (§ 675 BGB.) unterſtellt oder als ein Vertrags⸗ 
verhältnis eigener Art betrachtet wiſſen will, kann hier dahingeſtellt 
bleiben. Denn jedenfalls finden die allgemeinen Grundſätze über 
gegenſeitige Verträge Anwendung (88 325, 323 BGB.; vergl. Bl. 
f. Rechtspfl. im Bezirk des KG. 14, 17/18), und dieſe führen dahin, 
daß der Anwalt, den an der Aufhebung des Auftrags ein Ver— 
ſchulden trifft, den Anſpruch auf ſeine Gebühren inſoweit verliert, 
als der Auftraggeber dem neu zu beſtellenden Anwalt die gleichen 
Gebühren noch einmal zu zahlen hat (vergl. JW. 1898 S. 39019 
1899 S. 30%. Dabei kann der Umſtand, daß der Anwalt das Mandat 
freiwillig niederlegt, ihm nicht ohne weiteres als Verſchulden ange- 
rechnet werden. Mit der Annahme des Auftrages übernimmt der 
Anwalt nicht die Verpflichtung, den Prozeß unter allen Umftänden 
ohne Rückſicht auf etwaige in ſeinen Verhältniſſen eintretende Aen⸗ 
derungen durchzuführen. Es kann ihm daher auch nicht als ein 
vertragswidriges Verhalten ausgelegt werden, wenn er, ſei es durch 
Aufgabe ſeiner Stellung, ſei es durch Aſſoziation mit dem gegneriſchen 
Anwalt, zur Durchführung eines Auftrages ſich außerſtande ſetzt. 
Die Entſcheidung über die Angemeſſenheit ſolcher Maßnahmen muß 
lediglich ihm überlaſſen bleiben; der Umſtand, daß ihm noch uner: 
ledigte Aufträge vorliegen, kann eine Beſchränkung feiner Entſchluß⸗ 
freiheit nicht rechtfertigen. Nur dann könnte in dem Verhalten des 
Anwaltes ein Verſchulden erblickt werden, wenn er feinem Auftrag- 
geber bei Uebernahme des Mandats ſeine ſchon beſtehende Abſicht, 
ſich mit dem gegneriſchen Anwalt zu aſſoziieren, verſchwiegen hätte 
(RG. 33, 369 ff.). Davon kann hier keine Rede fein. 

Nach alledem ift die Gebührenforderung des Rechtsanwalts X. 
und damit auch der Erſtattungsanſpruch begründet. 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 11. Februar 1908, 2 W 10/08 
(nach Meiningen). 
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2. Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Bei Mitteilung eines fremden Berichts mit rufge— 
fährdendem Inhalt kann der Inhalt des Berichts 
die Tatſache fein, die verbreitet wird. Bewußt— 
ſein des Täters hiervon. Wahrheitsbeweis. Der 
Glaube, eine Aeußerung ſei dienlich, berechtigte 
Intereſſe wahrzunehmen, gibt den Schutz des 
§ 193 dann nicht, wenn er nach der objektiven 
Sachlage ganz willkürlich und haltlos iſt. Macht ſich 
der Beleidiger durch die Mitteilung zugleich einer 
Verletzung der Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit 
ſchuldig, ſo liegt nicht die Wahrnehmung berech— 
tigter Intereſſen vor. Vertraulichkeit einer Mit— 
teilung iſt für ſich allein kein Strafausſchließungs— 
grund. Zwiſchen § 186 und § 185 des StGB. 
beſteht an ſich keine Idealkonkurrenz. 

Der Angeklagte, ein Bürgermeiſter, hat einem anderen erzählt, 
es ſei bei ihm eine Anzeige gegen den Privatkläger eingegangen, 
daß er während der Abweſenheit ſeiner Frau nachts im Zimmer ſeines 
Dienſtmädchens geweſen ſei. Das Landgericht hat üble Nachrede 
nach § 186 StGB. angenommen. 

Mit Unrecht bemängelt die Reviſion, daß der mitgeteilte Inhalt 
der Anzeige, die darin angezeigte Handlung des Privatklägers, eine 
Tatſache, die der Angeklagte verbreitet habe, ſei. Bei einer Mit— 
teilung, daß jemand einen Brief geſchrieben, eine Ausſage gemacht, 
eine Anzeige erſtattet habe, kann der ganze Nachdruck auf dieſem Bors 
gange (Erſtatten der Anzeige etc.) liegen, der Inhalt der Anzeige, der 
Ausſage, des Briefs kann ſo nebenſächlich und andeutend behandelt 
ſein, daß er nicht als ſelbſtändige rufgefährdende Tatſache in Betracht 
kommt, dem Mitteilenden es wenigſtens nicht bewußt wird. Da 
nach den weiteren Feſtſtellungen des Landgerichts der Angeklagte 
die Folgen der ihm gemachten Anzeige ſchilderte, legte er zunächſt 
auf die Tatſache der Anzeigerftattung Wert. Die genaue Wiedergabe 
des angezeigten Vorganges machte aber auch dieſen zu einer Tatſache, 
die als ſolche verbreitet wurde. Wenn es auch von dem Landgerichte 
nicht ſcharf hervorgehoben iſt, ſo liegt doch in den Worten: „das 
Beleidigende ſei nicht in der bloßen Tatſache der Anzeige, ſondern in 
der Wiedergabe des Inhalts zu erblicken und das ſei ein Verbreiten“, 
die Feſtſtellung, der Inhalt ſei eine Tatſache und ſei als ſolche ver— 
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breitet. Der Begriff des Verbreitens iſt nicht verkannt, es genügt 
die Weitergabe einer fremden Mitteilung, nicht erforderlich iſt, daß 
ſich der Erzählende die fremde Mitteilung aneignet. 

Mit der nicht erſchöpfenden Feſtſtellung, der Angeklagte ſei ſich 
des beleidigenden Charakters ſeiner Aeußerung bewußt geweſen, ſollte 
die beſtrittene ſubjektive Seite des § 186 begründet werden. Es 
wurde zuſammengefaßt in eine kurze Wendung, daß ſich das Bewußt⸗ 
ſein des Angeklagten darauf erſtrecke, der Inhalt der Anzeige ſei eine 
Tatſache, er gebe ſie als ſolche weiter, und ſie ſei geeignet, den 
Kläger in der öffentlichen Meinung herabzuſetzen. So aufgefaßt er⸗ 
gibt ſich eine ausreichende Begründung des Vorſatzes. 

Bedeutungslos iſt es für den Begriff der Verbreitung, ob der 
Zuhörer die mitgeteilte Tatſache bereits gekannt oder der Erzähler 
dies geglaubt hat. 

Gemäß der verbreiteten Tatſache mußte ſich die Prüfung, ob 
die Wahrheit erwieſen ſei, erſtrecken. Was war verbreitet und iſt 
dies, wenn auch nicht in allen Einzelheiten, ſo doch im weſentlichen 
erwiefen ? 

Der Kläger hat ſich eines Sittlichkeitsdelikts ſchuldig oder 
wenigſtens verdächtig gemacht. Dieſe Auslegung beruht auf unan⸗ 
greifbarer Beweiswürdigung, ebenſo die Feſtſtellung, der Angeklagte 
habe gewußt, ſeine Aeußerung laufe darauf hinaus. 

Das Landgericht hat für erwieſen angeſehen, daß dieſe Verdäch⸗ 
tigung nicht begründet geweſen ſei (wird weiter ausgeführt). 

Daß eine rufgefährdende Mitteilung in vertraulichem Geſpräch 
gemacht worden iſt, iſt für ſich allein kein Grund, die Strafbarkeit 
auszuſchließen. Wenn Gerichte Vertraulichkeit als Strafausſchließungs⸗ 
grund anerkannt haben, ſo haben ſie dies nicht unbedingt, ſondern nur 
unter beſonderen Vorausſetzungen getan, und das Reichsgericht ſteht 
aus zu billigenden Gründen auf dem Standpunkt, daß auch eine 
vertrauliche Mitteilung Verbreitung ſei (vergl. Darſtellung des 
Strafr. 4, 329, 389). Würde durch die Vertraulichkeit der Vorſatz 
des Erzählers, eine Tatſache weiterzugeben, ausgeſchloſſen, ſo würde 
das ein Strafausſchließungsgrund fein. Der Vorſatz iſt aber aus⸗ 
reichend dargelegt. 

Der Schutz des § 193 des StGB. iſt dem Angeklagten verſagt 
worden. 

Die Ausführung des Landgerichts, es hätte zur Wahrnehmung 
(nicht wie immer wieder zu leſen iſt: in Wahrnehmung) berechtigter 
Intereſſen genügt, daß der Angeklagte die Tatſache der Anzeige 
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mitteilte, und es jei, wenn er ſich damit begnügt habe, weiter not= 
wendig geweſen, daß er auch die Ergebniſſe der Ermittelungen nicht 
verſchwiegen hätte, legen die Annahme nahe, daß die Zweckdienlichkeit 
der Aeußerung zur Intereſſenwahrnehmung lediglich nach der ob— 
jektiven Sachlage zu beurteilen ſei. Das wäre nicht richtig. In 
erſter Linie iſt zu fragen, ob der Beleidiger die Abſicht gehabt hat, 
berechtigte Intereſſen durch ſeine Aeußerung wahrzunehmen oder nicht. 
Hat er das gar nicht gewollt, ſo iſt der Schutz des § 193 ausgeſchloſſen, 
wenn auch objektiv die Aeußerung zur Intereſſenwahrnehmung geeignet 
geweſen iſt. 

Nun gibt allerdings auch nicht lediglich die ſubjektive, etwa 
ganz haltloſe und willkürliche Annahme des Täters, ſeine Aeußerung 
diene der Intereſſenwahrnehmung, den Schutz des § 193. Es muß 
eine Sachlage gegeben ſein, kraft deren der Täter die rufgefährdenden 
Aeußerungen als zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen notwendig 
oder geeignet hat anſehen können; nur dann iſt der urſächliche Bue 
ſammenhang erkennbar (RG. in DIZ. 02 S. 436). Den Gefichtd- 
punkt, die Unzweckmäßigkeit ſei objektiv wirklich ſo groß und ſo 
offenſichtlich geweſen, daß der Glaube des Täters, ſein Aeußerung 
ſei geeignet zur Intereſſenwahrnehmung, ganz willkürlich und haltlos 
geweſen ſei, hat das Landgericht offenbar nicht geprüft. 

Die Verſagung des Schutzes des § 193 läßt ſich aber halten 
bei Würdigung der vom Landgericht am Schluß gebrachten Ausführung, 
den Angeklagten hätte ſeine Pflicht zur Wahrnehmung des Dienſt— 
geheimniſſes von der Preisgabe der Anzeige abhalten müſſen. Be— 
rechtigt find die Intereſſen, deren Wahrnehmung 8 193 ſchützt, dann, 
wenn ſie nicht gegen das Geſetz und die guten Sitten verſtoßen. 
Nichtberechtigt aber nicht nur dann, wenn das Ziel, das erreicht 
werden ſoll, dem Recht oder den guten Sitten zuwiderläuft, ſondern 
dann, wenn zu dem Ziel ein Mittel gewählt wird, das verboten iſt. 

Dies gilt bei einem ſtrafgeſetzlichen Verbot. Eine Beleidigung, 
die begrifflich zugleich auch falſche Anſchuldigung iſt, ſteht nicht unter 
§ 193 (RG. in DIzZ. 07 1087, ob wirklich Idealkonkurrenz jo zu 
behandeln iſt, bedenklich O38. 07. 515). 

Es gilt aber auch für andere Verbote. 

Um ſeine amtliche Unparteilichkeit zu verteidigen, darf ein Beamter 
ungeſtraft nach § 193 beleidigen. Er darf es aber nicht tun durch 
unbefugte Mitteilung von Tatſachen, auf die ſich ſeine Pflicht zur 
Geheimhaltung bezieht. Eine ſolche Mitteilung enthält notwendigerweiſe 
in ſich ein Dienſtvergehen, eine geſetzlich verbotene Handlung. Das 
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Verbot iſt gegeben nicht nur im Intereſſe des inneren Dienſtes, ſondern 
auch um Schaden von der Allgemeinheit oder einzelnen außenſtehenden 
Perſonen abzuwenden. Es iſt alſo bei der Prüfung der vorliegenden 
Frage wohl zu berückſichtigen. Der Beamte darf nicht, um ſein Amt 
nach außen vor Mißdeutuug zu wahren, ſelbſt deſſen Pflichten nach 
außen hin verletzen. Der angegebene Satz des Landgerichts enthält 
die Feſtſtellung, daß der Angeklagte unbefugt das Dienſtgeheimnis 
preisgegeben habe. Er hat alſo einen verbotenen Weg zur Intereſſen⸗ 
wahrnehmung gewählt. 

Nicht alles, was ein Beamter erfährt, iſt Dienſtgeheimnis. 
Daß der Angeklagte hier eine private Kenntnis weitergegeben habe 
oder habe weitergeben wollen, iſt ausgeſchloſſen. 

Daß der Inhalt der Anzeige ſeiner Natur nach geheim zu halten 
war, iſt nicht beſtritten und auch nicht zweifelhaft. In einem Konflikt 
der Pflichten oder aus ſonſtigen Gründen kann unter Umſtänden 
die Mitteilung ſolcher Tatſachen zuläſſig ſein, ſie iſt dann nicht verboten 
und iſt dann auch kein anſtößiges Mittel zur Intereſſenwahrnehmung. 
Allein der Ausſchluß der Rechtswidrigkeit der Offenbarung von 
Dienſtgeheimniſſen iſt nach beſonderen Rechtsſätzen zu beurteilen, nicht 
nach § 193. Ein Grund, der der Offenbarung des Dienſtgeheimniſſes 
die Rechtswidrigkeit genommen hätte, iſt nicht gegeben. 

Der Tatbeſtand des § 186 iſt alſo ohne einen die Aufhebung 
rechtfertigenden Rechtsirrrum angenommen. 

Die Ausführung des Landgerichts, der Angeklagte ſei nach 
88 185, 186 des StGB. zu beſtrafen, wobei die Reviſion die Bei⸗ 
fügung des § 185 rügt, iſt kein Grund das Urteil aufzuheben. 
Nur Idealkonkurrenz könnte allerdings rechtfertigen, daß § 185 zu— 
geſetzt iſt. Solche läge vor, wenn die Aeußerung des Angeklagten 
den Vorwurf rufgefährdender Tatſachen und gleichzeitig ein Mißachtung 
ausdrückendes Urteil enthielte. Das iſt nicht feſtgeſtellt. Im übrigen 
betreffen § 185 und § 186 Handlungen, die in verſchiedener Art die 
Ehre angreifen, Idealkonkurrenz an ſich liegt alſo nicht vor. Die faſt 
regelmäßige Anführung beider Beſtimmungen durch die Inſtanzgerichte 
iſt aus dieſem Grunde und weil ſie ſachliche Unklarheiten herbeiführen 
kann, nicht zu billigen und zu vermeiden. Hier iſt allerdings klarge— 
ſtellt, daß § 186 erfüllt iſt, §S 185 hat auch auf die Strafzumeſſung 
keinen Einfluß gehabt; daß er angezogen worden iſt, iſt zwar falſch, 
aber unſchädlich. Die Reviſion war daher zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 14. Mai 1908, V 13/08 (nach 
Meiningen). 
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2. Iſt die im Urteil getroffene Feſtſtellung über den 
Zweckeines Flugblattes als tatſächliche Feſtſtellung 
für das Reviſionsgericht ſchlechthin bindend, oder 
kann ſie unter Umſtänden aus dem Inhalt des Flug— 
blattes ergänzt werden? Iſt eine Boykotterklärung, 
die unter Beleidigungen erfolgt, eine Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen? 

Der Angeklagte, der Bäckergeſelle L. in G. hatte als Vorſtand 
der Filiale des Bäckerverbandes in G. infolge einer Lohnbewegung 
der Bäckergeſellen im April 1907 ein Flugblatt verbreitet, in dem er 
unter anderem geſagt hatte: „Beim Bäckermeiſter H. in G. wird 
Waſſer verwendet, welches ausdrücklich mit der Bezeichnung „kein 
Trinkwaſſer“ bezeichnet iſt“. Er wurde daraufhin vom Schöffen» 
gericht wegen Beleidigung des Bäckermeiſters H. nach 88 186, 188, 
200 R StGB. verurteilt, feine Berufung wurde von der Strafkammer 
zurückgewieſen. Die Strafkammer ſtellte feſt, der Angeklagte habe 
dem H. in dem Flugblatt den Vorwurf gemacht, er verwende be— 
wußtermaßen ungenießbares Waſſer zum Backen, und der angetretene 
Wahrheitsbeweis fei nicht geglückt. Die Anwendbarkeit des § 193 
RStGB. ſchloß die Strafkammer mit folgenden Erwägungen aus: 

„Der Angekagte hat allerdings mit der Verbreitung des Flug— 
blattes als an den Lohnkampf beteiligter Bäckergeſelle eigene berechtigte 
Intereſſen und als Vorſtand der Filiale des Bäckerverbandes ihn 
nahe angehende fremde berechtigte Intereſſen verfolgt. Denn der 
Zweck des Flugblattes iſt der geweſen, eine Verbeſſerung der Lage 
der Bäckergeſellen im Kofte und Logisweſen bei den Arbeitgebern in 
Gotha und Umgegend anzuſtreben. Die Aeußerung gegen den Bäcker— 
meiſter H. ſteht aber mit dem wahrgenommenen Intereſſe in gar 
keinem oder doch nur in ſo loſem Zuſammenhange, daß dem An— 
geflagten inſofern jedenfalls der Glaube, die Aeußerung fet der Intereſſen— 
wahrnehmung dienlich, gefehlt hat. Er hat alſo dieſe Aeußerung nur bei 
Gelegenheit der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen getan (Urteil des 
Reichsgerichts in Gold Arch. 41, 46). Der Zweck der Aeußerung iſt 
geweſen, den Betrieb Hs. in den Augen des Publikums zu brand— 
marken und durch dieſe Kennzeichnung der Betriebe der Bäckermeiſter 
dieſe für die Forderungen der Geſellen fügſamer zu machen.“ 

Die Reviſion des Angeklagten, die Verletzung des § 193 RStGB. 
rügte, wurde zurückgewieſen aus nachſtehenden Gründen: 

Bei der Prüfung, ob die Strafkammer die Beſtimmungen in 


§ 193 RStGB. ohne Rechtsirrtum angewendet hat, . ta Senat 
Blätter für Rechtspflege LV. N. F. XXXV. 
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zunächſt vor der Entſcheidung geſtanden: Hat ſich das Revifionds 
gericht bei der Frage nach dem Zweck des Flugblattes auf die bee 
treffenden Ausführungen des Urteils als Erkenntnisquelle zu beſchränken, 
oder kann es ergänzend auch den Inhalt des Flugblattes verwerten? 
Das Letztere würde jedenfalls nicht angehen, wenn das Urteil eine 
in ſich abgeſchloſſene Erörterung über den Zweck des Flugblattes 
gäbe und ſo oder ſonſt mit klaren Worten eine ſolche Heranziehung. 
des Inhaltes des Flugblattes ausſchlöſſe. Im Urteil iſt aber nichts 
davon zu leſen, daß der Zweck des Flugblattes ein anderer als der 
im Flugblatt ſelbſt ausgeſprochene geweſen ſei. Und wenn das Urteil 
nur ſagt, der Zweck des Flugblattes fei geweſen, eine Verbeſſerung, 
der Lage der Bäckergeſellen im Kofte und Logisweſen anzuſtreben, 
ohne ſich näher darüber auszulaſſen, auf welche Weiſe mit dem 
Flugblatt dieſer Zweck hat erreicht werden ſollen, ſo findet dieſe Feſt⸗ 
ſtellung des Urteils ihre natürliche und notwendige Ergänzung in 
dem Inhalt des Flugblattes. 

Die Ausführungen der Strafkammer, der gegen H. erhobene 
Vorwurf habe mit dem wahrgenommenen Intereſſe keinen oder doch 
nur ganz loſen Zuſammenhang, ſtehen im Widerſpruch mit dem klar 
ausgeſprochenen Gedankengang des Flugblattes und find deshalb 
verfehlt, ganz abgeſehen davon, ob das von der Strafkammer zur 
Unterſtützung ihrer Anſicht angeführte Urteil des Reichsgerichts (Gold Arch. 
41, 46) hier überhaupt einſchlagen würde und nicht vielmehr weil 
ſchroffere Anforderungen für die Annahme mangelnden Zuſammenhanges 
ſtellen will, als die Strafkammer herauslieſt. Hier iſt jedenfalls im 
Flugblatt ausdrücklich hervorgehoben, daß die darin geſchilderten 
Unſauberkeiten (darunter auch die den H.ſchen Betrieb betreffenden) 
in erſter Linie ihre Urſache in dem Koft- und Logisweſen beim Meifter 
haben, und damit iſt der vermißte Zuſammenhang hergeſtellt. Die 
Strafkammer hat dies überſehen. Es müßte deshalb das Urteil auf⸗ 
gehoben werden, wenn ſich nicht ergeben würde, daß der Irrtum der 
Strafkammer für die Entſcheidung ohne Einfluß iſt. 

Im Flugblatt ſteht klar, was mit ſeiner Verbreitung bezweckt iſt. 
Der Zweck iſt ausgeſprochenermaßen geweſen, die Bäckermeiſter den 
Forderungen der Geſellen gegenüber gefügig zu machen, und dies hat er⸗ 
reicht werden ſollen durch eine Boykottierung der Betriebe der nicht— 
gefügigen Bäckermeiſter. Die Rechtsfrage iſt alſo die, ob eine derartige 
Boykottierung als eine Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ane 
zuſehen iſt. Ziviliſtiſch iſt die Streitfrage, ob ein Boykott rechtswidrig 
oder unſittlich ſei, noch nicht ausgetragen. Das Reichsgericht hat in 
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neuerer Zeit die Rechtswidrigkeit und Unſittlichkeit eines Boykotts an 
ſich verneint (vergl. hierzu: Günther, Gewerbefreiheit und Gewerbe— 
zwang in der Rechtſprechung des Reichsgerichts in Hirths Ann. 1907 
S. 342 ff.). Mag man zu der ziviliſtiſchen Frage Stellung nehmen 
wie man will, ſo muß doch der Anſpruch auf Ehre höher ſtehen, 
als das Intereſſe an beſſerer Regelung der Arbeitsverhältniſſe. Es 
kann deshalb eine beleidigende Boykotterklärung als eine Wahr— 
nehmung berechtigter Intereſſen jedenfalls nicht erachtet werden. 
Dieſer Gedanke iſt in allerjüngſter Zeit auch in einem Urteil des 
Reichsgerichts vom 2. Dezember 1907 (JW. 1908 S. 3814) zum 
Ausdruck gekommen. Es wird dort — bei zivilrechtlicher Charafteri- 
ſierung des Boykotts — hervorgehoben, daß der Boykott zwar an 
ſich nicht unerlaubt und unſittlich ſei, daß er dies aber nach ſeinem 
Zweck oder nach den gewählten Kampfmitteln werden könne, daß 
unter anderem die Boykottanten in ihren Erklärungen bei der Wahr- 
heit bleiben müßten und nicht höherwertige fremde Intereſſen rück— 
ſichtslos opfern dürften. Vorliegend iſt die Boykotterklärung unter 
Beleidigung H.8 erfolgt und die Wahrnehmung von Intereſſen iſt 
dadurch jedenfalls zur unberechtigten geworden. Sollte der Angeklagte 
ſich deſſen nicht bewußt geweſen ſein, und geglaubt haben, er nehme 
berechtigte Intereſſen wahr, ſo würde ihm ein Irrtum über den 
Inhalt der ſtrafrechtlichen Norm des § 193 RStGB. untergelaufen 
ſein, der ihn vor Strafe nicht ſchützen könnte. 


Urteil des Strafſen. vom 17. Februar 1908 S. 6/08 (nach Gotha). 


3. Wechſelſtempelſteuerhinterziehung und Verwen— 
dung bereits gebrauchter Stempelmarken (§ 276 
StGB) Realkonkurrenz zwiſchen beiden Delikten. 
Iſt ein akzeptierter an die eigne Ordre gerichteter 
Wechſel, bei dem die Unterſchrift des Ausſtellers 
fehlt, ein Zahlungs verſprechen an Ordre? Wechſel— 
ſtempelſteuerhinterziehung ein Formaldelikt. Bor: 
ſatz bei § 276 StGB. hinſichtlich der Stempel— 
pflichtigkeit des Schriftſtücks. 

Das Landgerichl hat zwei dem Anklagten beigemeſſene in Real— 
konkurrenz zueinander ſtehende (vergl. die Worte des § 276 StGB. 
„außer der Strafe, welche durch die Entziehung der Stempelſteuer 
begründet iſt“) Straftaten behandelt: 

a) daß er wiſſentlich ſchon einmal verwendete Stempelmarken zu 


ſtempelpflichtigen Schriftſtücken verwendet habe (§ 276 des StGB.); 
14* 
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b) daß er die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe 
nach dem Wechſelſtempelſteuergeſetz nicht erfüllt habe (§§ 15, 24 
des Wechſelſtempelſteuergeſetzes vom 10. Juni 1869). 

Die Steuerbehörde war formell befugt, in beiden Fällen Reviſion 

einzulegen. In materieller Beziehung iſt ſie aber im Unrecht. 

Die Urkunde, die der Beurteilung unterſtand, war in der Form 
eines gezogenen Wechſels ausgeſtellt und enthielt alle Erforderniſſe 
eines ſolchen bis auf die Unterſchrift des Ausſtellers. 

Daß ſie als Wechſel ſtempelpflichtig geweſen ſei, wird von der 
Steuerbehörde dieſes Mangels wegen (Art. 7, 4 Z. 3 der WO.) 
nicht behauptet, das Landgericht hat es verneint und auch eine ſelbſt⸗ 
ſtändige Nachprüfung hat eine andere Beurteilung nicht ergeben. 

Enthielte die als Wechſel nicht rechtsbeſtändige Urkunde ein 
Zahlungsverſprechen an Ordre in ſich, ſo würde ſie nach § 24 des 
Wechſelſtempelſteuergeſetzes ſtempelpflichtig ſein. Sie trägt ein Akzept. 
Ob akzeptierte derartige unvollſtändige Wechſel, wenn ſie den Namen 
des Remittenten enthalten, die Erforderniſſe eines Zahlungsverſprechens 
in ſich ſchließen, kann dahin geſtellt bleiben. 

Im vorliegenden Falle war die Urkunde in der Form einer an 
die eigene Ordre des Ausſtellers gerichteten Tratte ausgeſtellt. Zum 
Zahlungsverſprechen iſt erforderlich, daß in der Urkunde der Name der 
Perſon, an die die Zahlung verſprochen wird, angegeben iſt. Dieſer 
Name fehlt hier bei dem Akzept an eigne Ordre des Ausſtellers, da 
dieſer gar nicht erkennbar ijt, Die Annahme, daß das Indoſſament 
auf der Rückſeite der Urkunde den Empfänger des Verſprechens und der 
Zahlung bezeichne, iſt unrichtig. Der dort befindliche Name iſt nicht 
Teil der (auf die Vorderſeite geſchriebenen) Urkunde, er ſteht nicht zu dem 
Zweck, dieſe zu ergänzen, ſondern um ein Indoſſament zu ſchaffen, dort. 

Aus dieſem Grunde lag ein an Ordre lautendes Zahlungsver— 
ſprechen und damit eine ſtempelpflichtige Urkunde nicht vor. 

Mit der Verneinung der Stempelpflicht war, da eine vollendete 
Straftat darnach nicht vorlag und die verſuchte in keinem der beiden 
Fälle unter Strafe geſtellt iſt, die Freiſprechung ausreichend begründet 
und da die Stempelpflichtigkeit ohne Rechtsirrtum verneint iſt, iſt die 
Verwerfung der Reviſion gerechtfertigt. 

Bemerkt ſei aber noch, daß die von dem Landgericht hilfsweiſe 
aufgeſtellte, aus der ſubjektiven Seite hergeleitete Begründung der 
Freiſprechung rechtlich nicht haltbar iſt und für ſich allein die Auf— 
rechterhaltung des Urteils nicht zulaſſen würde. 

War der unvollſtändige Wechſel, wie das Landgericht hilfsweiſe 
annimmt, ein der Stempelpflicht unterworfenes Zahlungsverſprechen, 
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fo verfiel der Angeklagte der Hinterziehungsſtrafe ſchon durch 
die Tatſache allein, daß er der Verpflichtung zur Entrichtung der 
Abgabe nicht genügte. Es handelt ſich bei der Strafbeſtimmung 
des § 15 des Wechſelſtempelſteuergeſetzes um ein Formaldelikt, es wird 
weder eine auf Steuerhinterziehung gerichtete Abſicht, noch Vorſatz, 
noch Fahrläſſigkeit gefordert. 

Bei Beurteilung der Tat nach § 276 StGB. — wiederum 
unter der von dem Landgericht vorgenommenen Unterſtellung, daß eine 
ſtempelpflichtige Urkunde vorläge — würde die Strafbarkeit entfallen, 
wenn dem Angeklagten das Bewußtſein gefehlt hätte, daß das Schrift— 
ſtück ſtempelpflichtig ſei. Der Mangel dieſes Bewußtſeins würde aber 
nicht vorliegen, da er es, wie aus der Beklebung mit der gebrauchten 
Marke hervorgeht, für ſtempelpflichtig gehalten hat, daß er es als 
Wechſel für ſtempelpflichtig gehalten hätte, es aber objektiv als 
Zahlungsverſprechen der Stempelpflicht unterfiele, würde gleichgültig 
fein; der § 276 des StGB. verlangt nur das Wiſſen, daß das 
Schriftſtück ſtempelpflichtig iſt, nicht, daß die Stempelpflicht nach dieſer 
oder jener Beſtimmung gegründet iſt, daß das Schriftſtück als Wechſel, 
als Zahlungsverſprechen, als Aktie u. ſ. w. ſtempelpflichtig iſt. 

Die Freiſprechung würde alſo auch hier rechtsirrig begründet ſein. 

Die Frage, ob, wenn der Verſuch nach § 276 StGB. ſtrafbar 
wäre, ein Verſuch am untauglichen Objekt vorläge, würde nur dann 
zu ſtellen geweſen ſein, wenn das Landgericht zu ſeiner erſten Feſt— 
ſtellung, das Schriftſtück ſei nicht ſtempelpflichtig, zurückgekehrt wäre. 
Die Stempelpflicht hätte nicht vorgelegen, das Vergehen wäre nicht 
zur Vollendung gekommen und dann wäre zu prüfen geweſen, ob 
in der Annahme, es läge eine ſtempelpflichtige Urkunde vor, und in 
der aus dieſer Annahme heraus erfolgten Verwendung einer ſchon 
gebrauchten Marke ein ſtrafbarer Verſuch zu finden wäre. 

Hinſichtlich des § 15 des Wechſelſtempelſteuergeſetzes konnte ein 
ſolcher Geſichtspunkt um deswillen nicht auftauchen, weil dort eine 
beſtimmte Willendrichtung überhaupt nicht Tatbeſtandsmoment tft und 
nicht zur Begründung der Strafbarkeit des Verſuchs am untauglichen 
Objekt verwandt werden kann. 


Urteil des Straff. vom 16. März 1908 8 11/08 (nach Weimar). 


4. Iſt Herrenloſigkeit des jagdbaren Tieres Voraus— 
ſetzung des Jagdvergehens (§ 292 StGB.)? 

In dem Jagdbezirk des H. wurde von einem Wilddieb eine 

Schlinge geſtellt, in der ſich ein Haſe fing. Der Haſe wurde durch 

einen Dritten dort gefunden und dem Jagdberechtigten H. abgeliefert. 
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Um dem Schlingenſteller auf die Spur zu kommen, ließ dieſer durch 
ſeinen Jäger M. den (verendeten) Haſen an der Fundſtelle wieder in 
eine Schlinge legen und den Ort beobachten. Hier fand am 23. No⸗ 
vember 1906 der Angeklagte den Haſen vor, nahm ihn aus der Schlinge 
heraus und verſteckte ihn in einem in der Nähe befindlichen Kanal, 
Als er am Abend desſelben Tags den Haſen dort abholen wollte, wurde 
er von M. überraſcht und an der Ausübung ſeiner Abſicht verhindert. 


In dieſer Tat des Angeklagten hat das Landgericht eine unbe⸗ 


rechtigte Jagdausübung im Sinne des § 292 RStrGB. erblickt, 
und es hat ihn deshalb zu Strafe verurteilt. Das Vorliegen eines 
Diebſtahls (§S 242 RStrGB.) hat es verneint, weil der Angeklagte 
nicht gewußt habe, daß der Haſe bereits in den Beſitz und das Eigen- 
tum des Jagdberechtigten H. übergegangen fet. (8 59, Abſ. 1 RStrGB.) 

Daß eben dieſer Umſtand die Beſtrafung des Angeklagten wegen 
Jagdvergehens nicht ausſchließe, hat das Landgericht angenommen, 
weil er zweifellos den Vorſatz gehabt habe, ſich ein in niemandes 
Beſitz oder Eigentum ſtehendes, alſo herrenloſes jagdbares Tier 
widerrechtlich anzueignen. 

Demgegenüber rügt die Reviſion des Angeklagten Verletzung des 
§ 292 RStrGB. durch rechtsirrtümliche Anwendung. 

Sie iſt unbegründet. 

Was die materielle Beurteilung der Tat anlangt, ſo iſt dem 
Landgericht, wenn auch nicht in der Begründung, ſo doch im Er— 
gebnis beizuſtimmen. Ohne Rechtsirrtum hat zunächſt das angefochtene 
Urteil die Anwendung des § 242 RStrGB. abgelehnt. Denn 
wußte — wie feſtgeſtellt iſt — der Angeklagte nicht, daß ſich der von 
ihm weggenommene Haſe bereits im Beſitze und Eigentum des Jagd— 
berechtigten befand, ſo war ihm dieſer Umſtand gemäß § 59 Abſ. 1 
RStrGB. nicht zuzurechnen und damit die Subſumtion der Tat 
unter § 242 RStrGB. ausgeſchloſſen. (Jur W. 1902, 298 f. 19.) 

Dagegen iſt es rechtsirrig, wenn das Landgericht die Berur- 
teilung des Angeklagten lediglich darauf gründet, daß ſich deſſen 
„Vorſatz auf die rechtswidrige Aneignung eines in niemandes Eigen- 
tum oder Beſitz ſtehenden, infolgedeſſen herrenloſen (jagdbaren) Tieres 
gerichtet“ habe. Damit ſtellt ſich das Landgericht auf den Stand— 
punkt, daß ein Putativdelikt (als vollendetes Verbrechen) ſtrafbar ſei. 
Dies iſt unhaltbar. Geht man mit dem Landgericht davon aus, daß 
ein bereits von dem Jagdberechtigten offupierter und ſomit in fein 
Eigentum übergegangener Haſe objektiv nicht Gegenſtand eines Jagd— 
vergehens fein könne, fo bleibt nur die Annahme eines Verfuchs 
übrig. Denn es liegt dann ein Angriff gegen ein abſolut untaug- 
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liches Objekt vor, und ein ſolcher kann — trotz formaler Vollendung 
des Delikts — immer nur als Verſuch geſtraft werden (ſ. RG. 1, 
451 f.; 39, 427 ff.; insbeſondere S. 433). Dieſer Verſuch wäre aber 
hier gemäß § 292 verbd. mit § 43 Abſ. 2 RStrGB. ſtraflos. 

Dagegen gelangt man von einem anderen rechtlichen Geſichts— 
punkt zu der Annahme, daß in dem Vorgehen des Angeklagten eine 
unberechtigte Jagdausübung im Sinne des § 292 RStrGB. zu er⸗ 
blicken iſt. 

Die herrſchende Meinung (vergl. Ol8hauſen, StrGB. Bd. 2, 
Bem. 1 zu § 292 S. 1226, Oppenhoff-⸗Delius, daf. S. 783, 
RG. 5, 280 f.), daß das Delikt des § 292 RStrGB. dad Nicht. 
beſtehen von Eigentumsrechten an dem jagdbaren Tiere zur begriffs— 
notwendigen negativen Vorausſetzung habe, führt in nicht ſeltenen 
Fällen zu höchſt unerfreulichen Ergebniſſen. Man denke an folgende 
Beiſpiele: Der Jagdberechtigte fängt in ſeinem Revier ein Reh, zähmt 
es und läßt es in feinem Anweſen und deſſen Umgebung frei herum— 
laufen. Ein Dritter betrifft das Reh auf einer Wieſe, hält es für 
herrenlos und erlegt es. 

Weiter: Der Jagdberechtigte hat im Walde einen Hirſch zur 
Strecke gebracht und in Beſitz genommen. Er legt ihn im Walde 
nieder und entfernt ſich, um einen Wagen zur Wegſchaffung des 
ſchweren Tieres herbeizuholen. Inzwiſchen kommt ein Dritter hinzu 
und eignet ſich den Hirſch, den er für noch nicht okkupiert hält, an. 

In dieſen Fällen müßte der Täter vom Standpunkt der herrſchenden 
Lehre aus ſtraflos ausgehen. Das Gleiche müßte auch dann ge— 
ſchehen, wenn jemand in einem Tiergarten (geſchloſſenem Gehege) ein 
Stück Wild erlegt, ohne zu wiſſen, daß es im Eigentum des Be— 
rechtigten ſteht (vgl. § 960 Abſ. 1 S. 2 BGB.). Es iſt ohne weiteres 
klar, daß es dem allgemeinen Rechtsgefühl auf das ſchroffſte wider— 
ſprechen würde, wenn in ſolchen Fällen — die ſich noch beliebig ver— 
mehren ließen — Straffreiheit einträte. Mit Notwendigkeit wird man 
deshalb dazu gedrängt, den Begriff des Jagdvergehens anders abzu— 
grenzen, als es die herrſchende Meinung tut. Die erwähnten Fälle 
haben das Gemeinſame, daß Gegenſtand der widerrechtlichen Aneig— 
nung ein Tier iſt, das ſich in der natürlichen Freiheit befindet. Daß 
es bereits okkupiert und Eigentum an ihm begründet iſt, iſt äußerlich 
nicht erkennbar. Nach der äußeren Erſcheinung iſt das Tier 
herrenlos. 

Damit aber iſt es ein geeignetes Objekt der Jagdausübung. 
Für dieſe iſt es völlig gleichgültig, ob ſich hinter der äußeren Er— 
ſcheinung der Herrenloſigkeit in Wahrheit Eigentum verbirgt. § 292 
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RStrGB. beftraft nicht die unbefugte Aneignung herrenloſen Wildes, 
fondern die unberechtigte Jagdausübung (das Jagen). Der Begriff 
des Jagens wird aber nicht nur durch die unmittelbare Inbeſitznahme 
von Wild erfüllt, ſondern ſchon durch jede darauf gerichtete Handlung, 
wie Durchſtreifen des Revieres, Verfolgen, Nachſtellen (vgl. RG. 40, 8). 
Dabei iſt es gleichgültig, ob in dem Revier, in dem der Täter jagt, 
überhaupt jagdbares Wild, alſo ein tauglicher Gegenſtand der An— 
eignung vorhanden iſt. Es genügt, daß der Vorſatz des Jagenden, 
ſich ſolches Wild anzueignen, ſich durch darauf abzielende Handlungen 
betätigt hat. Danach iſt aber kein innerlicher Grund erſichtlich, warum 
derjenige beſtraft werden ſoll, der auf nicht vorhandenes Wild jagt, 
nicht aber derjenige, welcher einem wirklich vorhandenen, der äußeren 
Erfheinung nach herrenloſen (in Wirklichkeit aber bereits okkupierten) 
Tier nachſtellt. Dort fehlt es an einem Objekt im natürlichen, hier 
an einem ſolchen im rechtlichen Sinne. Für das Rechtsempfinden 
erſcheinen beide Taten gleich ſtrafwürdig, wenn nicht die letztere noch 
ſtrafwürdiger als die erſtere. (Vgl. jedoch Jur W. 1902 S. 298 fg. 19, 
RG. 5, 280 fg., Goltd Arch. 54, 262, 265.) 

Geht man hiervon aus, ſo erfüllt die Tat des Angeſchuldigten 
die Begriffsmerkmale des § 292 RStrGB. Denn nach den gee 
troffenen Feſtſtellungen hat er einen in einer Schlinge ſteckenden (von 
einem Unberechtigten gefangenen) Haſen, alſo ein jagdbares Tier, das 
ſich nach der äußeren Erſcheinung als herrenlos darſtellte, in Beſitz, 
genommen (vgl. dazu RG. 23, 90 fg. einerſeits; 29, 216 fg.; 32, 
164 fg. andererſeits). 

Was hiergegen die Reviſion einwendet, iſt nicht ſtichhaltig. Sie 
behauptet, der Angeklagte habe den Haſen für verloren gehalten 
(oder doch halten können). Mit dieſem Einwand kann er jedoch eben⸗ 
ſowenig gehört werden, wie mit dem weiteren, er habe geglaubt, der 
Schlingenſteller habe an dem Haſen Eigentum oder doch rechtlich 
geſchützten Beſitz erworben. Denn dieſe Verteidigung bewegt ſich auf 
tatſächlichem, nach § 376 RStrPO. der Reviſion verſchloſſenem Gebiet. 

Daß — wie die Reviſion weiter meint — der Haſe von dem 
Jagdberechtigten derelinquiert worden fei, iſt den landgerichtlichen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht zu entnehmen. Im übrigen iſt mit der Dereliktion 
(§ 959 BGB. vergl. § 960 Abſ. 2 BGB.) nur der Verluſt des 
Eigentums, nicht auch der des Aneignungsrechtes verbunden, und 
gegen das letztere richtet fi) das Vergehen des § 292 RStrGB. 

Der Einwand des Angeklagten endlich, er habe den Haſen nicht 
n der Abſicht widerrechtlicher Aneignung aufgehoben, ſondern zum 
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Zwecke der Ablieferung an den Jagdberechtigten iſt nach den Feſt— 
ſtellungen des Landgerichts für widerlegt erachtet worden. Gegen 
dieſe Auffaſſung kann in der Reviſionsinſtanz nicht angekämpft werden. 
Zudem würde, auch wenn der Angeklagte jene Abſicht verfolgt haben 
ſollte, die Annahme eines Jagdvergehens nicht ohne weiteres aus— 
geſchloſſen fein (vgl. RG. 4, 262; ſiehe aber auch Goltd Arch. 54, 256). 

Nach alledem war die Reviſion zurückzuweiſen. 

Urteil des Ferienſen. vom 3. Aug. 1907, 8 56/07 (nach Weimar). 


5. Tatbeſtand der Steuerhinterziehung nach § 42 des 
Kommunanlagenſtatuts der Stadt Greiz. Aus— 
legung von Strafgeſetzen. Zuläſſigkeit der Be— 
ſtrafung derſelben unrichtigen Steuererklärung 
ſowohl durch den Staat wie durch die Gemeinde. 
Nach § 46 des Einkommenſteuergeſetzes für das Fürſtentum 

Reuß ä. L. vom 4. Januar 1893 (Geſetzſammung S. 22) macht 
ſich einer Steuerhinterziehung ſchuldig und wird beſtraft mit dem 
4. bis 10-fachen Betrage der Jahresſteuer, um die der Staat verkürzt 
worden iſt oder verkürzt werden ſollte, wer bei Selbſteinſchätzung 
ſeines Einkommens oder bei Angabe feines Einkommens aus Kapital: 
vermögen wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben erſtattet. 

Die Angezeigten haben in Selbſteinſchätzungen ihr Einkommen 

m der Abſicht der Steuerhinterziehung wiſſentlich zu niedrig angegeben, 

fie haben freiwillig die Steuern, den vierfachen Jahresbetrag derſelben 

und die Koſten bezahlt, ſodaß es nach § 46 Abſ. 4 des Geſetzes 
eines Strafbeſcheides nicht bedurft hat. 

Neben dem ſtaatlichen Einkommenſteuergeſetz beſtand für die Stadt 
Greiz ein am 2. November 1867 beſtätigtes Ortsſtatut für die Er— 
hebung der Kommunanlagen (Geſetzſammlung S. 229). — Nach 
deſſen § 42 wird abſichtliche Verheimlichung oder eine zu niedrige 
Angabe des Einkommens mit einer Strafe vom 4fachen Betrage der 
Summe geahndet, die der Pflichtige zufolge der Verheimlichung oder 
falſchen Angabe an Kommunanlagen zu wenig bezahlt hat. 

Die Stadtgemeinde Greiz will nun gegen die Angezeigten ein 
Strafverfahren eingeleitet haben, weil ſie durch dieſelbe Selbſtein— 

Aung, die fie zum Zwecke der ſtaatlichen Einkommenſteuerveranlagung 

abgegeben haben, auch der Gemeinde gegenüber eine zu niedrige Angabe 
ihres Einkommens gemacht hätten und nach dem § 42 zu beſtrafen ſeien. 

Die Staatsanwaltſchaft hat die Verfolgung abgelehnt, weil, wenn 

die Selbſteinſchätzung zum Zweck der Staatsbeſteuerung auch eine 
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Angabe zum Zwecke der Kommunanlage fein ſollte, doch ein und 


dieſelbe Handlung vorliege, nach § 73 StGB. nur die Beſtrafung 
nach dem ſtaatlichen Einkommenſteuergeſetze ſtattfinden könne und da 
dieſe erfolgt ſei, nach dem Grundſatze ne bis in idem eine weitere 
Strafverfolgung ausgeſchloſſen fei. 

Der nach § 170 der StPO. von dem Gemeindevorſtand geſtellte 
Antrag iſt zurückzuweiſen. 

Es liegt überhaupt keine Handlung der Angezeigten vor, die 
nach § 42 des Kommunanlagenſtatuts mit Strafe bedroht ware. 

Wenn dieſe Beſtimmung eine zu niedrige Angabe des Einkommens 
unter Strafe ſtellte, fo konnte fie nur Angaben, die nach den Bors 
ſchriften dieſes Statuts und innerhalb des durch dieſes geregelten 
Verfahrens gemacht wurden, treffen. Von dem hier nicht in Betracht 
kommenden Reklamationsverfahren abgeſehen, kannte das Statut, 
das auf dem Standpunkte der durch eine Abſchätzungskommiſſion 
zu bewirkenden Abſchätzung des Einkommens ſtand, nur in beſonderen 
Fällen Angaben der Steuerpflichtigen über ihr Einkommen. Unter der 
Ueberſchrift: Freiwillige Selbſtdeklaration beſtimmte § 28, daß es jedem 
freiſtehe, behufs Abſchätzung ſeines Einkommens dem Stadtrate die 
nötigen Unterlagen zu geben, daß die Einreichung der Unterlagen ſpäteſtens 
bis Ende September ſchriftlich zu erfolgen habe und daß desfallſige 
Bekanntmachung durch den Stadtrat im Amtsblatt zu erlaſſen ſei. 

Nach § 16 haben zur Ermittelung des Einkommens von öffentlichen 
und Privatdienſtleiſtungen die Empfänger der Dienſtbezüge der 
Schätzungskommiſſion auf ihre Anfrage Auskunft über die Höhe der 
Bezüge zu erteilen. 

In beſonders zweifelhaften und ſchwierigen Fällen kann nach 
§ 27 die Abſchätzungskommiſion den Abzuſchätzenden zur Beſchaffung 
weiterer Unterlagen für eine möglichſt richtige Beurteilung feiner Vers 
hältniſſe veranlaſſen. 

Die Angezeigten haben nun aber nichts von ſich gegeben, was 
als Auskunft, „Unterlage“ im Sinne dieſer Vorſchriften angeſehen 
werden könnte. Insbeſondere haben ſie keine freiwillige Selbſt— 
deklaration für die Veranlagung zu der ſtädtiſchen Kommunanlage 
abgegeben. Daß der Stadt für die Veranlagung zur Kommunan— 
lage beſondere Unterlagen eingereicht werden könnten, iſt ſo außer 
Uebung geſetzt worden, daß nicht einmal mehr die in § 28 vorges 
ſchriebenen Bekanntmachungen durch den Stadtrat erlaſſen worden ſind. 

Was die Angeklagten getan haben, iſt lediglich geweſen, daß ſie, 
dem Vorſitzenden der Einſchätzungskommiſſion Selbſteinſchätzungen cine 
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gereicht haben. Dieſe liegen aber ganz außerhalb des Kommun— 
anlagenſtatuts, ſie ſind abgegeben für die ſtaatliche Einkommenſteuer— 
veranlagung zufolge des ſtaatlichen Einkommenſteuergeſetzes. Nach 
deſſen § 31 iſt der Vorſitzende der Einſchätzungskommiſſion verpflichtet, 
alljährlich vor Beginn der Einſchätzung jeden Steuerpflichtigen, deſſen 
Jahreseinkommen nicht zweifellos unter 1500 M. bleibt, zur ſchrift— 
lichen Selbſteinſchätzung unter Zufertigung eines Einſchätzungsformulars 
binnen einer mindeſtens Stägigen Friſt aufzufordern. 

Eine ſolche Selbſteinſchätzung iſt nach Inhalt und Form, ſowie 
nach der Behörde, von der das Formular aufgeſtellt iſt, etwas von 
den Abgaben, die für die Gemeindebeſteuerung gemacht werden 
können, Verſchiedenes. 

In den erläuternden Bemerkungen, die den Formularen beigefügt 
ſind, iſt es für ſo ſelbſtverſtändlich gehalten, daß ſie zum Zwecke der 
ſtaatlichen Veranlagung abgegeben werden, daß die Anführung von 
Paragraphen des ſtaatlichen Einkommenſteuergeſetzes ohne jede Be— 
zugnahme auf dieſes („die in § 2 sub. 4, 5 und 6 bezeichneten 
Steuerpflichtigen“) oder nur mit Zuſatz „des Geſetzes“ („nach § 2 sub. 
5 des Geſetzes“) erfolgt. 

Es iſt alſo nicht anders, als daß die Angezeigten mit der Ein— 
reichung der Selbſteinſchätzungen die ſtaatliche Pflicht zur Selbſt— 
einſchätzung erfüllen. 

Von dem Gemeindevorſtand in Greiz ſind keine Anordnungen 
erlaſſen worden, daß die nach dem Einkommenſteuergeſetz vorge— 
ſchriebenen Selbſteinſchätzungen zugleich als freiwillige Selbſtdekla— 
rationen im Sinne des Kommunanlagenſtatuts gelten ſollten. Es 
kann alſo auch nicht gefolgert werden, daß die Strafdrohung des 
Kommunanlagenſtatuts auf die ſtaatlichen Selbſteinſchätzungen aus— 
gedehnt worden wäre. 

Andererſeits enthalten die Selbſteinſchätzungen nicht etwa die aus— 
drückliche Erklärung, daß fie als Deklarationen für die Kommunanlage 
abgegeben würden. Dies würde die Strafbarkeit begründen. Wenn 
die Angezeigten den Willen gehabt haben, über ihre Pflicht hinaus 
eine in ihrem Belieben ſtehende Erklärung abzugeben, dieſer Wille 
aber nicht ſo in die äußere Erſcheinung getreten iſt, daß ein unter 
Strafe geſtelltes Tun erkennbar iff, fo iſt dies ſtrafrechtlich gleich— 
gültig. Daß die Kommiſſion, bei der die Einreichung der ſtaatlichen 
Selbſteinſchätzung geſchah, zugleich ſtädtiſche Abſchätzungskommiſſion 
war, macht noch nicht erkennbar, daß die Einreichung auch für dieſe 
erfolgte. 
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Die Veranlagung der Staatseinkommenſteuer geſchieht nach 
§ 22 des Einkommenſteuergeſetzes durch E in ſchätzungskommiſſionen. 
Nach § 24 Abſ. 4 find die Geſchäfte der Einſchätzungskommiſſion 
für die Reſidenzſtadt Greiz der nach dem Kommunanlagenſtatut 
gebildeten A b ſchätzungskommiſſion übertragen. Sie übt alſo ſowohl 
nach dem Kommunanlagenſtatut wie nach dem Einkommenſteuergeſetz, 
für Staat wie für Stadt, Befugniſſe aus. Was ſie in der einen 
Eigenſchaft tut, hat, ſolange das noch nicht in rechtsgültiger Weiſe 
angeordnet iſt, noch keine Wirkſamkeit auf den anderen Tätigfeitd- 
kreis. Und ebenſo gilt, was ihr als ſtaatlicher Veranlagungs behörde 
gegenüber getan wird, nicht von ſelbſt für fie als Gemeindeſteuer⸗ 
hehörde. 

Die Selbſteinſchätzungen, die ihr eingereicht werden, werden ihr 
als Veranlagungsbehörde für die Staatsſteuer abgegeben. Der Vor— 
ſitzende, der die Selbſteinſchätzungen einfordert, bezeichnet ſich als Vor⸗ 
figenden der Ein ſchätzungskommiſſion und bringt dadurch noch aus— 
drücklich zum Ausdruck, daß er die Geſchäfte der Veranlagung zur 
Staatsſteuer mit ſeiner Aufforderung beſorgt. 

Die Stadtgemeinde führt nun aber aus: 

Die Abſchätzungskommiſſion benutzt die Selbſteinſchätzungen, die 
die Steuerpflichtigen infolge des Staatseinkommenſteuergeſetzes abzu⸗ 
geben verpflichtet ſind, als Unterlagen für die Veranlagung der 
Kommunanlagen, die Steuerpflichtigen wiſſen das, ſie geben alſo 
die Selbſteinſchätzungen auch für die Kommunanlagenfeſtſtellung ab. 
Allein auch hieraus folgt nichts für die Strafbarkeit der angezeigten 
Perſonen. 

Gewiß mag ſich die Abſchätzungskommiſſion für verpflichtet 
erachtet haben, die von den Steuerpflichtigen ausgefüllten Selbſt⸗ 
einſchätzungsformulare auch bei der Abſchätzung für die Kommunan- 
anlage zu benutzen. Sie hatte bei der Abſchätzung für dieſe alle 
Hilfsmittel, die ſich ihr darboten, heranzuziehen und hierzu ſtanden 
ihr, da ſie auch die Einſchätzung für die ſtaatliche Beſteuerung beſorgte, 
die durch das Einkommenſteuregeſetz vom 4. Januar 1893 einge⸗ 
führten obligatoriſchen Selbſteinſchätzungen als überaus brauch bares 
Material zur Verfügung. 

Allein damit wurden die Selbſteinſchätzungen noch nicht zur 
Angabe des Einkommens für die Kommunanlagen im Sinne des 
Kommunanlageſtatuts. Die Abſchätzungskommiſſion benutzte die 
Selbſteinſchätzungen für den Staat in dieſer Hinſicht für ihre Zwecke 
aus Gründen der Geſchäftsvereinfachung; ſie brauchte, was zu einem 
anderen Zwecke, zur Staatsbeſteuerung angegeben war, weiter; man 
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fah gerade ab von den Gelbftdeflarationen für die Kommunanlage 
und behalf fic) mit anderen Hilfsmitteln zur Feſtſtellung der Kommun⸗ 
anlage. Dieſe Benutzungsweiſe änderte aber die Bedeutung der 
Selbſteinſchätzung als in der ſtaatlichen Veranlagung abgegeben 
nicht. Ohne Anordnung der zuſtändigen Stelle konnten die Staats— 
ſteuerſelbſteinſchätzungen nicht zu Selbſtdeklarationen für die Kommune 
anlagen werden. Eine Regelung in dieſer Beziehung iſt nicht erfolgt. 
Daß durch langjährige Uebung fic) der Brauch herausbildete, die 
Selbſteinſchätzungen über ihren eigentlichen Zweck und ihren Inhalt 
hinaus zu benutzen, machte ſie rechtlich nicht zu etwas anderem, ſie 
blieben, was ſie waren, der Brauch machie ſie nur zu Hilfsmitteln, 
die durch die ſtaatliche Veranlagung der Kommiſſion für die Ge— 
meindebeſteuerung dargeboten wurden, nicht zu Deklarationen, die die 
Steuerpflichtigen der Kommiſſion direkt darboten. 

Wenn die Stadtgemeinde Greiz meint, die Steuerpflichtigen hätten 
gewußt, daß ihre Selbſteinſchätzungen bei der Veranlagung zur Ge— 
meindeſteuer benutzt würden, ſo kann bezweifelt werden, ob das 
Bewußtſein vorhanden geweſen iſt. § 50 des Einkommenſteuergeſetzes 
geht davon aus, daß die Gemeinden die Umlagen nach Maßgabe 
der ſtaatlichen Einkommenſteuer aufzubringen haben. Dasſelbe gilt 
nach den Kommunalabgabengeſetzen anderer Staaten. Es kann 
alſo der Fall ſein, daß die Veranlagung zur Staatsſteuer ohne 
weiteres für die Gemeindebeſteuerung wirkt. Da das Kommun— 
anlagenſtatut zweifellos in manchen Beziehungen durch den Brauch 
als durch das ſtaatliche Einkommenſteuergeſetz überholt angeſehen 
wurde, konnte dies auch hier zutreffen. Das zur Beſteuerung für den 
Staat wie die Gemeinde herangezogene Einkommen war ſchließlich 
dasſelbe. Die Steuerpflichtigen konnten alſo annehmen, daß die zur 
ſtaatlichen Beſteuerung geſchehene Veranlagung weiter wirke und 
das Gemeindeſteuerkapital bilde, und waren nicht gezwungen, anzu— 
nehmen, daß die Selbſteinſchätzung weiter verwandt und auf ſie hin 
das Gemeindeſteuerkapital beſonders feſtgeſtellt werde. 

Aber ſelbſt wenn ſie das gewußt haben, iſt die Strafverfolgung 
nicht gerechtfertigt. 

In beiden Fällen haben die Angezeigten gefliſſentlich auch der 
Gemeinde eine öffentliche Abgabe vorenthalten und ſie in ihren geſetz— 
lichen Einnahmen geſchädigt, ſie haben alſo Steuern hinterzogen. 
Allein trotzdem ſind ſie nicht ſtraffällig. Es heißt nicht etwa, beſtraft 
wird, wer es unternimmt, Gemeindeſteuern zu hinterziehen, ſo, daß 
es gleichgültig wäre, welche Handlung oder Unterlaſſung die Hinter— 
ziehung herbeiführte, ſondern § 42 des Kommunanlagenſtatuts lautet: 
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„Abſichtliche Verheimlichung oder eine zu niedrige Angabe des Eine 
kommens wird geahndet.“ Für die Auslegung aller ſtrafrechtlichen 
Beſtimmungen, für das Gebiet der Steuergeſetzgebung mindeſtens, 
weil in vorliegendem Falle entgegenſtehende landesrechtliche Beſtim— 
mungen nicht beſtehen, muß aber als allgemeine Norm der Grundſatz, 
des § 2 StGB. gelten. Er enthält aber auch in ſich, daß nur auf 
ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung ein Strafanſpruch gegründet 
werden darf, daß alſo auch nur auf die ausdrücklich im Geſetz be— 
zeichnete Handlung die Strafe geſetzt und damit der ſinngemäßen 
oder analogen Anwendung eine Schranke gezogen iſt. Es ſchlägt 
ferner die allgemeine Auslegungsregel ein, daß jede belaſtende und 
beſchränkende Maßregel voll begründet ſein muß, um zur Anwendung 
zu kommen, und daß deshalb im Zweifel eine eine Beſtrafung 
anordnende Beſtimmung nicht ausdehnend ausgelegt werden darf. 

Erkennbar will das Kommunanlagenſtatut nur die den zur Feſt⸗ 
ſtellung der Gemeindeſteuerkapitale eingeſetzten Behörden gemachten zu 
niedrigen Angaben des Einkommens beſtrafen. Eine Angabe über 
das Einkommen wird nicht den Gemeindeſteuerbehörden und nicht 
behufs Feſtſtellung des Gemeindeſteuerkapitals gemacht, wenn ſie den 
Staatsſteuerbehörden gegenüber erklärt und nun von der Gemeindeſteuer— 
behörde benutzt wird. Auf dieſen Fall kann die Strafbeftimmung 
des Kommunanlagenſtatuts nicht ausgedehnt werden. Das Statut 
hat nur gedacht an die direkte unmittelbare Angabe, nicht an die für 
die ſtaatliche Veranlagungsbehörde gemachte und von dieſer weiter- 
gegebene. Für eine ſolche Handlung iſt keine Strafbeſtimmung getroffen. 

Daß die Gemeinde nicht gehindert iſt, auf eine zu niedrige ſtaat⸗ 
liche Selbſteinſchäzung, mag fie zugleich als kommunale Selbſtein⸗ 
ſchätzung erklärt werden oder mag die ſtaatliche Veranlagung ohne 
weiteres für die kommunale maßgebend ſein, neben der ſtaatlichen 
Hinterziehungsſtrafe auch eine Strafe von der Gemeinde aus anzu— 
drohen, iſt nicht zu bezweifeln. 

Denn ſelbſt wenn dieſelbe Handlung in Frage käme, ſo kann 
doch nach § 2 des EG. z. StGB. die Landesſteuergeſetzgebung Bes 
ſtimmungen treffen, die die Beſtrafung anders regeln, als § 73 StGB. 
Nur wenn die Steuergeſetze keine abweichende Regelung treffen, treten 
auch für fie ergänzend die allgemeinen Beſtimmungen des Strafgeſetz— 
buchs, unter ihnen § 73, ein. 

Vor Erlaß des neuen Ortsſtatuts vom 20. September 1907 
beſtand aber auf dem hier in Betracht kommenden Gebiete keine die 
Anwendung des § 73 ausſchließende Regelung. Das Kommunan⸗ 
lagenſtatut und das ſtaatliche Einkommenſteuergeſetz gingen ſelbſtändig 
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nebeneinander her. Die Gemeindeſtrafe war geſetzt auf die zu niedrige 
Angabe der Gemeinde gegenüber, die ſtaatliche Strafe auf unrichtige 
Angabe bei der ſtaatlichen Veranlagung. Ortsſtatut wie Geſetz be— 
trachteten die Angaben, die ſie unter Strafe ſtellen wollten, als etwas 
ganz Verſchiedenes, nicht zuſammenfallendes, das Ortsſtatut war lange 
vor dem Einkommenſteuergeſetz entſtanden, das Einkommenſteuergeſetz 
nahm auf das Statut keine Rückſicht, und das Statut wurde bis 
zum 20. September 1907 nicht in Einklang gebracht mit dem Geſetz. 
Es war alſo nicht der geringſte Anhalt dafür da, daß auf ein und 
dieſelbe Handlung zwei Strafen geſetzt ſein ſollten. Dadurch, daß 
das neue Kommunanlagenſtatut beſtimmt, daß die Selbſteinſchätzung 
ſowohl für die Staatsſteuer wie die Kommunanlagen als abgegeben 
gilt, wurden auf fie auch die fonftigen Beſtimmungen des Kommune 
anlagenſtatuts, insbeſondere die Strafdrohung, anwendbar und es 
ergab ſich in zweifelsfreier Weiſe der Wille, dieſelbe Erklärung, alſo 
ein und dieſelbe Tat, die der Staat bereits unter Strafe geſtellt hatte, 
weil ſie ſeine Intereſſen verletzte, auch von der Gemeinde aus noch 
zu ahnden, weil ſie auch dieſe benachteiligte. 

Daß bisher der § 42 des Kommunanlagenſtatuts nach der hier 
vertretenen Auffaſſung, wie der Gemeindevorſtand, um ſie zu bekämpfen 
hervorhebt, bedeutungslos geweſen iſt, lag einfach daran, daß die jetzt 
getroffene Beſtimmung nicht ſchon früher eingeführt worden iſt. Das 
Gewohnheitsrecht, daß die Gemeinde die ſtaatlichen Selbſteinſchätzungen 
als Angaben im Sinne des § 42 des Kommunanlagenſtatuts be— 
trachtete, kann eine Beſtrafung nicht begründen; nur das Geſetzes— 
recht, daß die Selbſteinſchätzungen Angaben auch der Gemeinde gegen— 
über ſind, gibt die Grundlage für die Strafbefugnis. Wenn der 
Gemeindevorſtand Anordnungen, daß die Selbſteinſchätzungen zur 
Staatsſteuer zugleich als Deklarationen für die Kommunanlagen gelten 
ſollten, für die vergangene Zeit für unnötig hielt, ſo hatte er, was 
die Veranlaſſung betrifft, recht, durch die Selbſteinſchätzungen war die 
Abſchätzungskommiſſion auch für die Abſchätzung zur Kommunanlage 
genügend orientiert. 

Allein für die Ausübung der Strafbefugniſſe wegen Steuerhinter— 
ziehungen war es für die Stadtgemeinde ganz und gar nicht bedeutungs— 
los, ob die Selbſteinſchätzungen als Material benutzt wurden wie andere 
von ihr durch Strafdrohungen nicht ausgezeichnete Auskünfte und 
Mitteilungen, oder ob ſie zu Deklarationen der Stadt gegenüber gemacht 
und als ſolche unter ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit geſtellt wurden. 

(Beſchluß des Strafſe. vom 17. Februar 1908 nach Greiz W5 /08.) 
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Zuſammeuſtellung 


der in den zum Oberlandesgericht Jena vereinigten Thür. 

Staaten im Jahre 1907 ergangenen Landesgeſetze, Verord⸗ 

nungen ꝛc., ſoweit fie für die Praxis der Gerichte von be⸗ 
: ſonderem Jntereſſe find. 


Aufgeſtellt von Sekretär Hel mrich. 
1. Großherzogtum S.⸗Weimar. 


Berggeſetz. Bergpolizeiverordnung, betr. die Gewinnung von Salzen durch 
Auslaugen der Lagerſtätten v. 19./1. 07. N 
Bürgerliches Geſetzbuch. Geſetz, betr. die Abänderung des § 199 

des Ausführungsgeſetzes zum BGB. v. 27./3. 07. 

Eiſen bahnen. Staatsvertrag zwiſchen S.⸗Weimar und Schwarzb.⸗Rudol⸗ 
ſtadt, betr. den Bau der Eiſenbahn von Esperſtedt nach Oldisleben v. 
9./7. 06. — Desgl. zwiſchen S.-Weimar und Preußen wegen Herſtellung 
von Eiſenbahnen zwiſchen Niederpöllnitz und Münchenbernsdorf, ſowie zwiſchen 
Geiſa und Tann v. 15/3. 07. 

Geheimmittel. Verordnung, betr. den Verkehr mit Geheimmitteln 
v. 14. / 8. 07. 

Geiſtige Getränke. Verordnung, betr. das Verbot der Verabreichung 
geiſtiger Getränke zum ſofortigen Genuß oder zum Mitnehmen an Betrunkene 
oder Trunkenbolde v. 13./8. 07. 

Gewerbeordnung. Bekanntmachung vom. 7./5. 07, zur Ausführung 
des Reichsgeſetzes betr. die Abänderung der GewO. v. 7./ 1. 07. Ber: 
ordnung zur Ausführung des § 155 Abſ. 3 der GewO. v. 21. / 8.07, — 
Desgl. des § 28 der GewO, v. 19./ 12. 07. 

Kataſterbehörden. Geſetz über die Neugeſtaltung der Vermeſſungs⸗ und 
Kataſterbehörden v. 23./ 10. 07. 

Kraftfahrzeuge. Verordnung, betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
v. 17./5. 07. 

Landgerichte. Geſetz über die definitive Fortgeltung des proviforifden 
Geſetzes v. 29./ 12. 06, betr. die Inkraftſetzung des Staatsvertrags über 
die Fortdauer der Landgerichtsgemeinſchaft in Gera v. 17/4. 07. 

Radfahrverkehr. Verordnung betr. den Radfahrverkehr v. 4./12. 07. 

Rechtshilfe. Miniſterialbekanntmachung, betr. die Erſtattung von Koſten 
der Rechtshilfe oder ſonſtigen Beiſtandsleiſtungen in gerichtlichen Angelegen⸗ 
heiten v. 25./3. 07. 


2. Herzogtum S.⸗ Meiningen. 


Arzneimittel. Ausſchreiben, betr. den Verkehr mit Geheimmitteln und 
ähnlichen Arzneimitteln v. 31./7. 07. | 

Auslieferungsverkehr. Ausſchreiben, betr. den Auslieferungsverkehr 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Schweiz v. 23./2. 07. — Desgl. 
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betr. Aenderung der Ziff. 35 Abſ. 37 der Vorſchriſten über das von 
den Juſtizbehörden behufs Erwirkung von Auslieferungen zu beobachtende 
Verfahren v. 20./6. 07. 

Bäckerei. Ausſchreiben, betr. die Einrichtung und den Betrieb von 
Bäckereien und Konditoreien rc. v. 25./ 3. 07. 

Bebauungspläne. Ausſchreiben, betr. die Aufſtellung der Ortsbebauungs⸗ 
pläne v. 22./6. 07. 

Gefangene. Ausſchreiben, betr. Unterbringung von Gefangenen in einer 
Krankenanſtalt v. 22./4. 07. 

Gerichts vollzieher. Ausſchreiben, betr. Abänderung des Ausſchreibens 
v. 11./5. 03 über die Gebühren und Auslagen der Gerichtsvollzieher 
v. 3./7. 07. 

Gewerbeordnung. Ausſchreiben v. 21./3. 07, betr. Ausführung der 
Novelle zur Gewerbeordnung v. 7./1. 07. 

Heiratsurkunden. Ausſchreiben, betr. Einſendung der Urkunden über 
mit Angehörigen von Portugal abgeſchloſſene Ehen v. 14.6. 07. 

Konkursverfahren. Ausſchreiben, betr. Belehrung der Mitglieder des 
Gläubigerausſchuſſes über ihre Rechte und Pflichten v. 17./6. 07. 

Radfahrer. Ausſchreiben, betr. den Radfahrverkehr v. 18./5. 07. 

Rechtshilfe. Ausſchreiben, enthaltend die Grundſätze, betr. die Erſtattung 

von Koſten der Rechtshilfe oder ſonſtigen Beiſtandsleiſtung in gerichtlichen 
Angelegenheiten v. 26./ 2. 07. — Siehe auch Zeugen und Sachverſtändige. 

Sprengſtoffe. Ausſchreiben, betr. Abänderung der Vorſchrift über die 
Verſendung von Sprengſtoffen ... auf Land- und Waſſerwegen v. 15./4. 07. 

Strafaufſchub. Ausſchreiben, betr. das bei Strajanfragen der Erſatz⸗ 
behörden zu beobachtende Verfahren v. 12./2. 07. 

Straf nachrichten. Ausſchreiben, betr. Mitteilung von Strafnachrichten 
nach Norwegen v. 4./6. 07. — Desgl. an die Griechiſche Regierung 
v. 26./9. 07. 

Strafregiſter. Ausſchreiben, betr. die Vermerkung von Gnadenerweiſen 
im Strafregiſter v. 16./ 2. 07. — Desgl. betr. den unmittelbaren Verkehr 
mit niederländiſchen Juſtizbehörden in Strafſachen v. 21.) 2. 07. 

Strafvollſtreckung. Ausſchreiben, betr. die von den Beamten der 
Staatsanwaltſchaft, von den Straſvollſtreckungsbehörden und in Privat: 
klageſachen von den Amtsgerichten an andere Behörden zu machenden 
Mitteilungen v. 26./7. 07. 

Viehbeförderung. Ausſchreiben, betr. die Beſeitigung von Anſteckungs⸗ 
ſtoffen bei Viehbeförderungen auf Eiſenbahnen v. 26./9. 07. 

Vormundſchaft. Ausſchreiben, betr. die nach dem Haager Abkommen 
den Vormundſchaſtsgerichten obliegenden Mitteilungen an niederländiſche 
Behörden v. 7./2. 07. 

Zeugen und Sachverſtändige. Ausſchreiben, betr. die an die Amts— 
gerichte von Berlin und Umgebung zu richtenden Erſuchen um Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen v. 31./10. 07. 


3. Herzogtum S.⸗Altenburg. 


Arzneimittel. Verordnung, betr. den Verkehr mit Geheimmitteln und 
ähnlichen Arzneimitteln v. 5./9. 07. 
Blätter für Rechtspflege LV. N. F. XXXV. 15 
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Azetylen. Verordnung, betr. die Herftellung, Aufbewahrung von Azetylen, 
Lagerung von Karbid auf den der Bergbehörde unterftellten Betrieben 
v. 23. / 3. 07. 

Feuerlöſchdienſt. Bekanntmachung, betr. die Verwaltungsordnung der 
Unterſtützungskaſſe für im Feuerlöſchdienſt Verunglückte v. 1./6. 07. 

Grundſtücksveräußerungen. Juſtizminiſt.⸗ Bekanntmachung, betr. die 
Mitteilung der Veräußerungspreife beliehener Grundſtücke v. 1 1./2. 07. 

Koſtenordnung. Geſetz betr. die Abänderung der Koſtenordnung für 
die Gerichte und die Berichtigung des Grundbuchs in Erbfällen v. 5./ 1. 07. 

Kraftfahrzeuge. Ausführungsvorſchriften v. 1 1./ 8. 07 zu der Ver⸗ 
ordnung, den Verkehr mit Kraftfahrzeugen betr. v. 25./5. 07. 

Radfahrverkehr. Verordnung, betr. den Radfahrverkehr v. 14./ 12. 07. 
(Zu § 3 v. 23./12. 07.) 

Rechtshilfe. Geſamtminiſt.-Bekanntmachung, betr. die Erſtattung von. 
Koſten der Rechtshilfe oder ſonſtigen Beiſtandsleiſtungen in gericht lichen 
Angelegenheiten v. 22. / 3. 07. 

Sachverſtändigen-Kammern. Bekanntmachung, betr. die Bildung von 
Sachverſtändigen⸗Kammern für Werke der bildenden Künſte und der Photographie 
v. 20./9. 07. 

Sonntagsfeier. Geſetz, betr. Aenderung des Geſetzes v. 25./11. 97 
die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage betr. v. 16/12. 07. 

Strafnachrichten. Juſtizminiſt.⸗Verfügung, betr. den unmittelbaren Ver⸗ 
kehr mit niederländiſchen Juſtizbehörden in Strafſachen v. 26./2. 07. — 
Desgl. betr. die Mitteilung von Strafnachrichten an Norwegiſcher Rrgierung 
v. 4./6. 07. Bekanntmachung, betr. die Mitteilung von Strafnachrichten 
an die Königl. Griechiſche Regierung v. 14./9. 07. 

Viehbeförderung. Verordnungen zur weiteren Ausführung des Reichs⸗ 
geſetzes v. 25./ 2. betr. die Beſeitigung von ee bei Vieh⸗ 
beförderungen auf Eiſenbahnen v. 26./9. 07. 


4. Herzogtum S.⸗Coburg und Gotha. 
a) Coburger Geſetze. 


Arzneimitel. Verordnung, betr. den Verkehr mit Geheimmitteln und ähnlichen 
Arzneimitteln v. 30./9. 07. 

Bäckereien. Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Bäckereien 
und Konditoreien v. 19./ 2. 07. 

Domänen. Geſetz, betr. das Domänengut im Herzogtum Coburg v. 4./ 9 07. 

Grundſtückszuſammenlegung. Geſetz zur Abänderung einiger Be⸗ 
ſtimmungen des Zuſammenlegungsgeſetzes v. 28./6. 63, ſowie zur Auge 
führung des mit dem Königreich Preußen abgeſchloſſenen Staatsvertrags, 
die Uebertragung der Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen im Herzogt. 
Coburg an die Königl. Preuß. Auseinanderſetzungsbehörden betr. v. 1./6. 07. 
— Staatsvertrag v. 22 /4. 07, veröffentlicht unterm 29./7. 07. 

Jagdrecht. Geſetz, betr. die Ausübung des Jagdrechts v. 19./6. 07. 

Kraftfahrzeuge. Verordnung, betr. die vorübergehende Aenderung der 
Vorſchriften v. 18./9. 06 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 22./5. 07. 

Weinſtöcke. Verordnung, zur Bekämpfung der Blattfallkrankheit des Wein⸗ 
ſtocks v. 2./ 8. 07. 
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b) Gothaiſche Geſetze. 


Arzneimittel. Verordnung, betr. den Verkehr mit Geheimmitteln und 
ähnlichen Arzneimitteln v. 24./9. 07. 

Bäckereien. Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb von 
Bäckereien und Konditoreien v. 7./ 2. 07. 

Fahrſtühle. Geſetz, betr. die Errichtung und den Betrieb von Aufzügen 
v. 30./3. 07. 

Feuerlöſchweſen. Verordnung zur Ausführung des Geſetzes vom 
8 1./ 8. 06, betr. das Feuerlöſch- nnd Rettungsweſen v. 30./1. 07 
Geſetz zur Abänderung des § 13 des Geſetzes vom 6./4. 06, betr. die 
Unfallverſicherung der im Feuerlöſch⸗ und Rettungsdienſt tätigen Perſonen 
v. 21/8. 07. 

Hundeſteuer. Geſetz, betr. Aenderung des Geſetzes v. 9./6. 74, die 
Entrichtung der Hundeſteuer v. 21./3. 07. 

Jagdſcheingeſetz v. 28./ 3. 07. 

Landwirtſchaftskammer. Geſetz, betr. die Errichtung einer Landwirt⸗ 
ſchaftskammer v. 7./4. 07. 

Radfahrer. Verordnung, betr. den Radfahrverkehr v. 17/12. 07. 

Sonntagsfeier. Verordnung, betr. die äußere Heilighaltung der Sonn— 
und Feſttage v. 5./ 3. 07 

Wanderlager. Geſetz, betr. Aenderung des Geſetzes v. 22./6. 95, über 
die Beſteuerung der Wanderlager v. 27./ 3. 07. 

Wohnungsaufſicht. Geſetz v. 3./4. 07. 


c) Gemeinſchaftliche Geſetze. 

Hausgeſetz. Nachtrag zum Hausgeſetze v. 1./ 3. 55 für das Herzogl. 
S.⸗Cob.⸗Gothaiſche Haus v. 21./ 3. 07. — Desgl. v. 4./9. 07. 

Reiſekoſten. Geſetz, betr. die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten 
v. 11.3. 07. 

Schweinepeſt. Verordnung wegen Aenderung der Verordnung v. 9./7. 96 
betr. die Bekämpfung der Schweinepeſt, Schweineſeuchen und des Rotlaufs 
der Schweine v. 13.) 2. 07. 

Sprengſtoffe. Verordnung zur Abänderung der Verordnung v. 30.4. 94, 
betr. die Verſendung von Sprengſtoffen v. 81./5. 07. 

Strafvollſtreckung. Verordnung, betr. die von den Beamten der 
Staatsanwaltſchaft, von den Strafvollitredungsbehörden .. .. an andere 
Behörden zu machenden Mitteilungen v. 3./9. 07. 


5. Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 
Arzneimittel. Verordnung, betr. den Verkehr mit Geheimmitteln und 
ähnlichen Arzneimitteln v. 7./8. 07. 
Berggeſetz. Verordnung, betr. die polizeiliche Aufſicht der Bergbehörden 
v. 24./6. 07. 
Befoldungen. Geſetz, betr. die Beſoldung der Staatsbeamten v. 20./3. 07. 
Eiſenbahnen. Verordnung, betr. die vollſpurigen Grubenanſchlußbahnen 
v. 18./ 1. 07. 
Erbſchaftsſteuer. Verordnung vom 12./12. 07, betr. die weitere 
Ausführung des Reichs⸗Erbſchaftsſteuergeſetzes v. 3./6. 06. 
15* 
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Gewerbeordnung. Verordnung v. 27./3. 07, zur Ausführung des 
Reichsgeſetzes, betr. die Gew.⸗O. v. 7./1. 07. 

Sprengſtoffe. Verordnung v. 3./5. 07, betr. die anderweite Abänderung 
der Polizeiverordnung über die Verſendung von Sprengſtoffen .. .. auf 
Land» und Waſſerwegen v. 15./3. 94. 

Strafnachrichten. Bekanntmachung, betr. die Mitteilung von Straf⸗ 
nachrichten an die Königl. Norwegiſche Regierung v. 4./6. 07. — Desgl. 
an die Griechiſche Regierung v. 21./9. 07. 

Strafregiſter. Bekanntmachung, betr. die Vermerkung v. Gnadenerweifen 
im Strafregiſter v. 3./ 8. 07. 

Viehbeförderung. Verordnung v. 25/10. 07, zur Ausführung des 
Reichsgeſetzes v. 25./2. 76, betr. die Beſeitigung von Anſteckungsſtoffen 
bei Viehbeförderungen auf Eiſenbahnen. 

Viehſeuchen. Verordnung v. 1/11, 07 zur Ausführung des Viehſeuchen⸗ 
übereinkommens zwiſchen dem Deutſchen Reich und Oeſterreich⸗Ungarn 
v. 25./1, 05. 


6. Fürſtentum Reuß ä. L. 


Arzneimittel. Verordnung, betr. Aenderung der Vorſchriften über den 
Verkehr mit Geheimmitteln und ähnlichen Arzneimitteln v. 17./ 8. 07. 
Bäckerei. Verordnung, betr. die Einrichtung und den Betrieb von Bäckereien 

und Konditoreien v. 30./ 1. 07. 

Baumpflanzungen. Nachtragsgeſetz v. 2./ 3. 07, zum Geſetze v. 
29./ 12. 70 zum Schutze der Holzungen, Baumpflanzungen, Wieſen, Felder 
und Gärten, mit Nachtrag v. 7/5. 79. 

Enteignung. Geſetz zur Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen 
über das Zwangsenteignungsverfahren v. 9./4. 07. 

Gewerbeordnung. Verordnung zur Ausführung des v. 6./6. 07. 
Reichsgeſetzes v. 7./ 1. 07, betr. die Abänderung der Gewerbeordnung. 

Koſten der Notare. Verordnung, betr. die Beitreibung der Koſten der 
Notare im Verwaltungswege v. 23./11. 07. 

Kraftfahrzeuge. Verordnung, betr. die vorübergehende beſondere Regelung 
der Zulaſſung und Kennzeichnung außerdeutſcher Kraftfahrzeuge v. 22./5. 07. 

Radfahrverkehr. Verordnung, betr. den Radfahrverkehr v. 25./11. 07. 

Schlachtvieh. Bekanntmachung der Textes des Schlachtviehverſicherungs⸗ 
geſetzes v. 16./7. 07. — Verordnung über Abänderung der Reg VO. 
vom 2./7. 90, betr. den Viehtransport außerhalb der Eiſenbahnen und 
das Verfahren beim Schlachten der Tiere v. 8./11. 07. 

Straf nachrichten. Bekanntmachung, betr. die Mitteilung von Straf⸗ 
nachrichten an die Königl. Griechiſche Regierung v. 18./9. 07. — Desgl. 
Nachtrag v. 5./12. 07. 

Viehſeuchen. Bekanntmachung, betr. die Ausführung des Viehſeuchenüber⸗ 
einkommens zwiſchen dem Deutſchen Reich, und Oeſterreich-Ungarn v. 9./1 1. 07. 


7. Fürſtentum Reuß j. L. 


Arbeiterſchutz. Verordnung, betr. die Beſchaffung von Unterkunftsräumen 
und Aborten für die Arbeiter auf Bauten ſowie einige weitere Vorſchriften 
zum Schutze dieſer Arbeiter v. 16./5. 07. 
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Berggeſetz. Nachtragsgeſetz v. 5./ 8. 07 zum Berggeſetz v. 9./10. 70. 

Erbſchaftsſteuer. Verordnung v. 27./12. 07, betr. die Abänderung 
des § 1 der Verordnung v. 8./6. 05 zur Ausführung des Geſetzes über 
die Erbſchafts⸗ und Schenkungsſteuer v. 25./3. 05. 

Gerichtskoſtengeſetz. Geſetz v. 12./3. 07, betr. einen weiteren Nachtrag 
zu dem Gerichtskoſtengeſetze v. 10./8. 99. 

Militärgericht. Bekanntmachung, betr. die Mitwirkung der bürgerlichen 
Behörden bei der Vorführung von Perſonen zu militärgerichtlichen Terminen 
v. 27./9. 07. 

Radfahrverkehr. Verordnung, betr. den Radfahrverkehr v. 14./10. 07. 

Reiſekoſten. Geſetz, betr. die Reiſekoſten der Zivilſtaatsdiener v. 5./3. 07. 
— Ausführungsverordnung dazu v. 18./3. 07. 

Straßen. Geſetz, betr. die Anlegung, Veränderungen und Bebauung von 
Straßen und Plätzen v. 12./3. 07. 

Waſſerleitungen. Geſetz, betr. den Schutz der Waſſerleitungen v. 
8./3. 07. 


Bücherbeſprechungen. 


42. Delius, Dr. Hans (Kammergerichtsrat), Handbuch des Rechts— 
hilfeverfahrens im Deutſchen Reiche ſowie im und gegen— 
über dem Aus lande in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in Konkursſachen, 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und in Verwaltungsſachen. (Auf 
der Grundlage des von 7 Ferdinand Böhm verfaßten „Handbuchs des 
Rechtshilfeverfahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Konkursſachen). 
Dritte neubearbeitete Auflage. Erlangen (Palm & Enke) 1906. 453 S. 
Geh. 8,60 M. 


Zweifelsfragen, die das Rechtshilfeverfahren betreffen, beſchäftigen den Praktiker 
zwar nicht täglich, ſie ſind aber immerhin nicht ſelten und, wenn ſie auftauchen, 
meiſt nicht leicht zu löſen. Eine der größten Schwierigkeiten bietet in ſolchen Fällen 
ſchon die Unſicherheit, die in bezug auf die Kenntnis der einſchlagenden Rechtsquellen 
zu herrſchen pflegt, ſofern der Fall nicht ausſchließlich durch die reichsrechtlichen 
Vorſchriften geregelt wird, ſondern bei ihm bundesſtaatliches oder ausländiſches 
Recht mit in Frage kommt. Das Buch von Delius iſt in dieſen Dingen ein 
wohl kaum je verſagender, ſicherer Ratgeber. Es bringt weit mehr, als der Titel 
vermuten läßt. Es behandelt, was den Inlandsverkehr anlangt, nicht nur das 
eigentliche Gebiet der Rechtshilfe von Gericht zu Gericht, ſondern überhaupt das 
geſamte Gebiet der gegenſeitigen Beiſtandsleiſtung von Behörden. Die für die 
eigentliche Rechtshilfe ergangenen reichsrechtlichen Vorſchriften werden unter eingehender 
Heranziehung der Literatur und Judikatur ausgiebig erläutert. Soweit hier das 
Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Frage kommt, erſieht man aus § 2 des 
Buchs, welche Fülle von bundesſtaatlichen Geſetzen, Verträgen und Verordnungen 
neben den wenigen reichsrechtlichen Beſtimmungen auf dieſem buntſcheckigen Gebiete 
der Richter zu beachten hat. Höchſt verdienſtlich iſt die treffliche Darſtellung, in 
welcher Weiſe der Geltungsbereich dieſer verſchiedenen Rechtsquellen hinſichtlich der 
einzelnen Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit gegeneinander abzugrenzen iſt. 
Dem Rechtsverkehre im Auslande und mit dem Auslande iſt der größte Teil des 
Buches gewidmet. Doch bringt Abteilung III (S. 199—392) eine Menge wert⸗ 
voller Ausführungen, die auch für die Auslegung des deutſchen Prozeßrechts im 
allgemeinen zu verwerten find. Erſtaunlich iſt die Reichhaltigkeit des pofitiven Rechts⸗ 
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ſtoffes, der in dem vom Auslande handelnden Teile des Werks verarbeitet ift, und 
aus dem man einen Begriff von der mühevollen Arbeit erhält, aus der das ganze 
Werk erwachſen iſt. Möge es, wie es verdient, die weiteſte Verbreitung finden, 
damit es durch Neuauflagen der raſtlos fortſchreitenden Geſetzgebung auf dem inter⸗ 
nationalen Gebiete folgen kann. 


43. Krauſe, J. (Landrichter), Haftentſchädigung. Kommentar 
zu den Reichsgeſetzen 1) vom 20. Mai 1898, betr. die Entſchädigung der 
im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen; 2) vom 14. Juli 1904, 
betr. die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. Hannover 
(Hellwingſche Verlagsbuchhandlung) 1906. 224 S. Geh. 2 M. 


Das Buch enthält außer einem ausführlichen Kommentar zu den beiden im 
Titel bezeichneten Geſetzen eine Gegenüberſtellung ihrer ſich entſprechenden Be⸗ 
ſtimmungen, einen geſchichtlichen Ueberblick über ihre Entſtehung, eine Erläuterung 
der den gleichen Gegenſtand betreffenden Paragraphen der Militärſtrafgerichtsordnung, 
des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit und des Schutzgebietsgeſetzes. In einem 
Anhange ſind Ausführungsbeſtimmungen der Bundesſtaaten Preußen, Sachſen 
und Heſſen zuſammengeſtellt. Wie ſchon die erwähnte Gegenüberſtellung der Texte 
der beiden Geſetze zeigt und wie auch im Laufe der Darſtellung auf Schritt und 
Tritt feſtzuſtellen iſt, hat der Verfaſſer fein Augenmerk beſonders auf den Zuſammen⸗ 
hang der Geſetzgebung von 1898 und 1904, auf ihre in den Wirkungen fic) offen- 
barende gegenſeitige Ergänzung gerichtet und bei der Erläuterung dieſen Geſichts⸗ 
punkt ſtets beobachtet. Es iſt nicht zu leugnen, daß bei dieſem Verfahren die 
Tragweite der einzelnen Vorſchriften beſonders ſcharf beleuchtet hervortritt. Die 
Erläuterungen ſind eingehend und klar, ſie gehen keiner Zweifelsfrage aus dem 
Wege, im Gegenteil ſuchen ſie ſolche mit Gefliſſenheit auf. Der Verfaſſer gibt 
ſeine Anſichten in leichtverſtändlicher, flüſſiger Rede und überall mit eingehender 
Begründung. Ob man ihm überall wird zuſtimmen können, z. B. in Anm. 12 
zu 8 5 des Geſetzes von 1898, mag zweifelhaft fein. Er läßt aber auch über das 
„Zweifelhafte“ nicht im Zweifel. An manchen Orten ſind ſeine Beiſpiele, deren 
er in verdienſtlicher Weiſe eine große Zahl in die Darſtellung einflicht, geeignet, 
auf Mängel des Geſetzgebungswerks hinzuweiſen z. B. im Kommentar zum Geſetz 
von 1898 § 1 Anm. 19 Abſ. 4 und zum Geſetz von 1904 § 1 Anm. 17. Die 
Gründlichkeit der Erläuterungen, die Auſchaulichkeit der Darſtellung, die umfaſſende 
Verwertung der Geſetzesmaterialien, der Literatur und (allerdings ſpärlichen) Judikatur 
machen das Werk zu einem wertvollen Nachſchlagebuche für den Praktiker, der ſich 
mit dieſen Geſetzen zu befaſſen hat. Ich bin überzeugt, daß das Buch neben den 
zahlreichen andern, die denſelben Gegenſtand behandeln, ſeinen Weg machen wird. 

Für eine neue Auflage ſoll der, eine Aeußerlichkeit betreffende Wunſch aus⸗ 
gefprochen werden, daß das Buch mit Seitenüberſchriften verſehen werden möge. 
Das Fehlen dieſer Ueberſchriften, aus denen man den Fortgang der Darſtellung 
überſehen kann, erſchwert den Gebrauch in der Praxis. 


44, Sanftenberg, G. (Regierungsrat), Das Anhaltiſche Staats- 
und Verfaſſungsrecht. Syſtematiſche Darſtellung des geltenden Rechts. 
Deſſau (C. Dünnhaupt) 1905. 180 S. Gbd. 3,50 M. 


Der Verfaſſer beabſichtigt nicht, eine gelehrte Abhandlung über ſtaats⸗ und 
verfaſſungsrechtliche Aufgaben und Fragen zu geben, ſondern ein praktiſches Hand⸗ 
buch, worin die wichtigſten Beſtimmungen des im Herzogtume Anhalt geltenden 
Staats- und Verwaltungsrechts ſyſtematiſch geordnet zuſammengeſtellt find. Dieſer 
Plan iſt ihm gelungen. Sein Buch gewährt einem jeden, der ſich für das öffent⸗ 
liche Recht des Herzogtums Anhalt intereſſiert, einen Ueberblick über die wichtigſten 
geſetzlichen Beſtimmungen und ſammelt die durch die Geſetzſammlung hin zerſtreuten 
Vorſchriften zu einem wohlgegliederten Rechtsſyſteme. Das Buch zerfällt in 18 Ab- 
ſchnitte mit mehrfachen Unterabteilungen und behandelt darin unter anderem: das 
Staatsgebiet, die Rechtsverhältniſſe des Herzoglichen Hauſes, den Landtag, die 
Staatsbehörden, Staatsangehörigkeit, Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht, Finanz⸗ 
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amd Steuerweſen, Verſicherungsweſen, die Rechtsverhältniſſe von Kirche und Schule, 
Militärweſen, Gemeinde-, Stadt⸗ und Dorfordnung, Kreisordnung, die berufliche 
Organiſation von Handel, Handwerk, Landwirtſchaft und Aerzteſtand, das Land- 
armenweſen, die Zwangserziehung Minderjähriger. Der Inhalt der in die bee 
handelten Gebiete gehörigen geſetzlichen Beſtimmungen iſt überall in gedrängter Kürze, 
durchſichtiger Anordnung und klar verſtändlicher Sprache wiedergegeben. Ein Sach— 
regiſter erleichtert den Gebrauch des Buches. Das Werk iſt als Erſatz der früheren, 
im Laufe der Zeit veralteten Darſtellungen des öffentlichen Rechts des Herzogtums 
Anhalt von Siebigk und Pietſcher (letztere in Marquardſens Handbuch) mit Freuden 
willkommen zu heißen. 


45. Pefſler, Paul (Erſter Staatsanwalt), Zur Feſtſtellung 
des Geiſteszuſtandes der Beſchuldigten im Strafverfahren 
($ 51 StGB.; § 81 StPO.). Kriminalpſychiatriſche Plauderei nebſt 
einer Sammlung von Strafrechtsfällen. Braunſchweig (Joh. Heinr. Meyer) 
1905. 157 S. Geh. 2,40 M. 


Der Verfaſſer teilt 24 Strafrechtsfälle aus ſeiner Praxis mit, in denen eine 
pſychiatriſche Begutachtung des Geiſteszuſtandes der Beſchuldigten ſtattgefunden hat. 
Dieſe Fälle ſind nach den verſchiedenen dabei zu Tage getretenen Krankheitsbildern 
geordnet und enthalten aktenmäßige Stoffe. In einer Einleitung und einem 
Schlußworte beſpricht der Verfaſſer im Anſchluß an die mitgeteilten Fälle drei 
Fragen aus dem Gebiete der forenſiſchen Pſychiatrie, die ihm als beſonders zweifel— 
haft erſchienen ſind. Seine eigene Anſicht über ihre Beantwortung zu äußeren, darauf 
verzichtet er, dafür teilt er die Aeußerungen dreier anderer Perſonen, eines Straf— 
juſtizbeamten, eines Irrenanſtaltsdirektors und eines Gerichtsarztes mit, die ſie ihm 
auf Vorlegung der Fragen abgegeben haben. Su der Einleitung werden daneben 
aber noch eine ganze Reihe perſönlicher Erfahrungen zu praktiſchen Winken für den 
Staatsanwalt und Strafrichter in bezug auf die Behandlung folder ,,patholo- 

iſcher“ Fälle verwertet. Die Schrift iſt geeignet, dem kriminaliſtiſchen Praktiker 
für die Beurteilung zweifelhafter Geiſteszuſtände von Beſchuldigten lehrreiche Finger— 
zeige zu geben. 


46. Heinsheimer, Dr. Karl (Landgerichtsrat und Privatdozent), 
Typiſche Prozeſſe. Ein Zivilprozeßpraktikum zum Gebrauch bei aka— 
demiſchen Uebungen und zum Selbſtſtudium. 2. vermehrte Auflage. Berlin 
(Otto Liebmann) 1908. 106 S. Geb. 2,40 M. 


An 33 Prozeßbildern, deren jedes einen ganzen Streitfall vom Anfang bis 
zum Ende darſtellt, führt der Verfaſſer dem Jünger der Themis eine große Zahl 
einfacherer und ſchwierigerer prozeßrechtlicher Fragen, die ſich in der Praxis häufiger 
u wiederholen pflegen, gewiſſermaßen am lebendigen Objekte vor Augen. Dieſe 
ragen werden am Schluſſe jedes der 33 Fälle unter Hinweis auf den Prozeß— 
abſchnitt, in dem fie auftauchen, zuſammengeſtellt, im Inhaltsverzeichnis find die 
wichtigeren noch beſonders hervorgehoben. 

Mit großem Geſchick hat es der Verfaſſer verſtanden, den Lauf der einzelnen 
Prozeßfalle fo zu geſtalten, daß eine erſtaunliche große Zahl von Fragen des 
Prozeßrechts, aber auch des materiellen Rechts bei jedem einzelnen gelöſt werden 
muß. Dabei machen die Fälle in keiner Weiſe den Eindruck des Gekünſtelten. 
Es gewährt ſelbſt dem geübten Praktiker einen Genuß, an der Hand dieſer Fälle 
ſeine Prozeßrechtskenntniſſe aufzufriſchen und zu prüfen, inwieweit ihm ſein bereites 
Wiſſen ohne weiteres eine zweifelsfreie Entſcheidung an die Hand gibt. Studenten 
und Referendaren aber, uamentlich auch den letzteren, kann die gründliche Durch— 
arbeitung dieſes Büchleins gar nicht genug empfohlen werden. Sie werden ſich 
für die weten Zeiten der Prüfungen mit einem vortrefflichen Rüſtzeug verſehen, 
wenn ſie es mit Eifer tun. 


47. Luther, Hans (Gerichtsaſſeſſor), Das Geſetz über die Ent: 
eignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 und das 
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Geſetz, betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ort⸗ 
ſchaften, vom 2. Juli 1875. Herausgegeben in zwei Teilen mit gemein⸗ 
ſchaftlichen Sachregiſter. 2. vollſtändig umgearbeitete Auflage. Berlin (Franz 
Vahlen) 1906. 452 S. Geb. 7,50 M. 


Von den beiden in dieſem Werk erläuterten preußiſchen Geſetzen hat namentlich. 
das zweite auch für den Thüringiſchen Juriſten und Verwaltungsbeamten unmittel- 
bares Intereſſe. Denn die Grundſätze des ſog. „Fluchtliniengeſetzes“ ſind nicht 
nur in verſchiedene Thüringiſch Landesgeſetzgebungen übergegangen, auch wo ſolche 
Landesgeſetze nicht beſtehen, haben zahlreiche Gemeinden Ortsgeſetze geſchaffen, die ihr 
Vorbild in den preußiſchen, auf Grund des berühmten § 15 des Fluchtlinien⸗ 

eſetzes erlaſſenen Ortsſtatuten haben. Deshalb ſind die Ergebniſſe der preußifchen 
echtslehre und Rechtſprechung für dieſe Ortsgeſetze unmittelbar verwertbar. Neben 
dem hochbedeutenden Friedrichs ſchen Kommentar zum Fluchtliniengeſetze (jest 
herausgegeben von Dr. Hugo v. Strauß nnd Torney) wird die vorliegende 
Lutherſche Bearbeitung namentlich dem Praktiker ſehr willkommen ſein, da ſie 
in gedrängter Darſtellung, aber mit ausgiebiger Heranziehung der Literatur und 
Judikatur, die in der praktiſchen Handhabung des Geſetzes auftauchenden Zweifels⸗ 
fragen in durchaus verſtändlicher Form erläutert und beantwortet. 


48. Budde, J. (Hypothekenbankdirektor), Beiträge zum Reichs⸗ 
Hypothekenbankgeſetze. II. Die Aufſicht über die Hypo= 
thekenbanken. Berlin (Franz Vahlen) 1906. 77 S. 2 M. 


Mit dieſem zweiten Heft ſetzt der Verfaſſer die verdienſtvollen Erörterungen 
kritiſcher Art fort, zu denen ihm die Ergebniſſe des „Pommernbankprozeſſes“ die 
Veranlaſſung gegeben hatten und deren erſtes Heft in den Thür BBl. 53, 312 an⸗ 
gezeigt worden iſt, Im zweiten Hefte behandelt er die Staatsauſſicht über die 
Hypothekenbauken (ihre rechtliche Natur, Zuſtändigkeit, Zwangsmittel, Rechtsmittel, 
materielle Aufſicht, formelle Aufſicht) unter ſteter Beleuchtung der Wirkſamkeit der 
geſetzlichen Vorſchriften durch die Erfahrungen des Pommernbankprozeſſes und be⸗ 
gründet in einem beſonderen Abſchnitte die „Bedenken“, die gegenüber dem geltenden 
Rechte zu erheben ſind, und die großen Schwierigkeiten die ſich der Ausgeſtaltung der 
Staatsaufſicht zu einer, nach der Vorſtellung des Publikums „wirkſamen“ Auſſicht, 
d. h. einer ſolchen, die nach landläufiger Meinung alle möglichen Nachteile und 
Verluſte von dem Publikum abwenden könne, entgegenſtellen. Die von ein⸗ 
driugendſter Sachkunde zeugenden Darlegungen liefern den Beweis, daß eine ſolche 
machtvolle und intenſive wirtſchaftliche Aufſicht, wie ſie von vielen Seiten gefordert 
wird, ein zweiſchneidiges Schwert iſt, und kommen zu der Forderung, die Aufficht 
durch ſtändige Kommiſſare, die dauernd mit der Verwaltung der Banken in 
Fühlung bleiben, führen zu laſſen und über dieſen Staatskommiſſaren eine Zentral⸗ 
inſtanz, bei der alle Meinungen und Erfahrungen zuſammenfließen, mit autorita- 
tiver 19 ähnlich dem Aufſichtsamte für Privatverſicherung von Reichswegen 
einzurichten. 


49. Handwörterbuch der Preußiſchen Verwaltung. Her⸗ 
ausgegeben von Wirklichen Geh. Rat Dr. von Bitter, Präſidenten der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 2 Bände. Leipzig (Roßbergſche Verlags⸗ 
buchhandlung) 1906. Geb. zuſammen 38 M. 


Das ausſchließlich von Männern der Verwaltungspraxis bearbeitete Werk 
enthält in lexikaliſcher Form eine Darſtellung des deutſchen und preußiſchen 
Berfafjungs- und Verwaltungsrechts, ſowie der wichtigeren Verwaltungsanordnungen 
und Verwaltungseinrichtungen. Sein Zweck iſt nach dem Vorworte, den in der 
Verwaltung beſchäftigten Beamten und Laien ein brauchbares und nützliches Hilfs- 
mittel für ihre Tätigkeit an die Hand zu geben, zugleich den Gerichtsbehörden, 
Rechtsanwälten, Verwaltungen größerer kaufmänniſcher und induſtrieller Unter⸗ 
nehmungen uſw. als Nachſchlagebuch zur ſchnellen und leichten Orientierung 


— 233 — ° 


über Fragen aus dem Gebiete der Verwaltung zu dienen. Aus der Juſtizgeſetz⸗ 
gebung und der Juſtizverwaltung haben nur diejenigen Gegenſtände Berückſichtigung 
gefunden, die für den Gebrauch der Verwaltung ſowohl an ſich, als auch durch 
ihren Zuſammenhang mit der Verwaltungsgerichtsbarkeit von Wichtigkeit ſind. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß die Abſicht, ein für die Praxis geeignetes 
Hilfsmittel zu ſchaffen, ſich ſchnell und zuverläſſig über ein beſtimmtes Gebiet der 
Verwaltung zu unterrichten, in hervorragendem Maße erreicht worden iſt. Die 
Zahl der Stichworte, unter denen die einzelnen Stoffgebiete dargeſtellt ſind, iſt 
ungemein groß, umfangreich ſind auch die Verweiſungen auf andre Stellen des 
Werks, wo weitere Belehrung zu ſuchen ſei. Dieſe Art der Bearbeitung bringt 
es mit ſich, daß einerſeits die ſyſtematiſche Behandlung größerer zuſammengehöriger 
Rechtsgebiete unmöglich wurde, andererſeits aber auch die praktiſche Handlichkeit, 
ſofern auf raſche und ſichere Auffindung des Geſuchten der Hauptwert gelegt wird, 
erheblich gefördert wurde. Der Geſichtspunkt des praktiſchen Gebrauchs hat überall 
im Vordergrunde geſtanden. Theoretiſche Erörterungen ſtreitiger Fragen werden 
nicht gegeben, nur vereinzelt größere Abſchnitte mit geſchichtlichen Ueberſichten ein- 
geleitet, darunter allerdings einige vortreffliche Leiſtungen, z. B. zu den Artikeln 
„Jagd und Jagdrecht“ „Schulgeſetzgebung“ „Wegegeſetzgebung.“ Die ſprachliche 
Darſtellung zeichnet ſich überall durch Klarheit Ueberſichtlichkeit und Kürze aus. 
Gerade ſie ſcheint ein weſentlicher Vorzug des Werkes zu ſein, das auch durch nicht 
rechtsgelehrte Perſonen in der Verwaltung benutzt werden ſoll. Zu wünſchen 
wäre geweſen, daß die Verfaſſer nicht gänzlich von der Mitteilung der theoretiſchen 
Literatur Abſtand genommen hätten, aus der eine Vertiefung gewonnen werden 
kann. Solche Zuſammenſtellungen der Literatur am Schluſſe der einzelnen Artikel, 
wie ſie ſonſt in lexikaliſchen Werken üblich ſind, hätten den wiſſenſchaftlichen Wert 
des Buches erhöht, ohne ſeine praktiſche Brauchbarkeit zu beeinträchtigen. 

Sieht man auf das Ganze, ſo kann das Handwörterbuch allen angelegentlich 
empfohlen werden, die auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts Belehrung ſuchen 
und ſich über eine Verwaltungsſrage unterrichten müſſen. Auch den Thüringiſchen 
Verwaltungsbeamten wird es von Nutzen ſein, da das Reichsrecht mit auf— 
enommen iſt und außerdem die vergleichende Betrachtung des preußiſchen Rechts 
efruchteud auf die Handhabung partikularer Normen anderer Staaten einzuwirken 
imſtande iſt. 

Porzig. 


50. Joſef, Dr. Eugen in Freiburg, Das Reichsgeſetz über 
den Verſicherungsvertrag mit Kommentar. Berlin (F. Vahlen) 
1908. Geb. 7 M. 

Kaum iſt das neue Geſetz über den Verſicherungsvertrag erlaſſen, da erſcheinen 
auch ſchon verſchiedene Kommentare und Handausgaben. Das Werk von Joſef hält 
die Mitte zwiſchen einem umfaſſenden Kommentar und einer mit Anmerkungen 
verſehenen Handausgabe. Es fußt zunächſt auf amtlichen Materalien, die zu dieſem 
Geſetz reichlich gefloſſen ſind, zieht aber auch die Literatur und Rechtsſprechung, 
ſoweit dieſe für das neue Recht noch in Betracht kommt, in den Bereich der Er- 
örterungen. Die Erläuterungen ſind ſo klar und ſo überſichtlich geordnet, daß 
der Praktiker und beſonders auch Verſicherungsfachleute ſich leicht ein anſchauliches 
. von dem neuen Rechtszuſtand und den Abweichungen von dem alten machen 
önnen. 


51. Deutſche Reichsgeſetze in Einzelabdrucken herausge— 
geben von Prof. Gareis: Scheckgeſetz mit erläuternden Ans 
merkungen von Gareis. 0,40 M. Das Deutſche Reichs vereins-⸗ 
geſetz, herausgegeben von Dr. Puſchmann. 0,60 M. Das neue 
Börſengeſetz. 2. Aufl. von Gareis. 0,80 M. Verlag von Emil 
Roth in Gießen. 


Die Gareisſche Ausgabe der wichtigſten Reichsgeſetze hat ſchon den einen 
Vorzug: den des bequem handlichen Formates des Einzelabdruckes. Neuerdings 
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werden diejenigen Geſetze, von denen man einen Eingang in weitere Kreiſe des 
Publikums oder auch nur eines Berufsſtandes wie der Kaufleute erwartet, mit 
Einleitungen und kurzen orientierenden Anmerkungen verſehen. Dieſe Erläute⸗ 
ungen ſind leicht verſtändlich und ſtammen aus ſachkundiger Feder. Bei der 
Ausgabe des Reichsvereinsgeſetzes ſind ſie eingehender als ſonſt. an verſuche es 
mit dieſer billigen und doch gut ausgeſtatteten Ausgabe und man wird ſie mit 
der Zeit nicht entbehren wollen. 


52. Daud e, Dr. Paul, Gutachten der Preußiſchen Sach⸗ 
verſtändigen⸗Kammern für Werke der Literatur und der 
Tonkunſt aus den Jahren 1902 — 1907. Berlin (J. Guttentag) 1907. 
6 M. 


Das neue Urheberrecht iſt am 1. Januar 1902 in Kraft getreten und ſchon 
haben die beiden Kammern, die in Preußen beſtehen, 131 Gutachten auf Verlangen 
abgegeben. Davon ſind von dem Vorſitzenden 50 ausgewählt, die Anſpruch auf 
allgemeines Intereſſe erheben können, und hier veröffentlicht. Sollen die Kammern 
ſich auch gutachtlich nur über die eigentlich techniſchen Fragen auf dem Gebiete des 
Urheberrechts äußern, ſo läßt ſich dieſe Schranke doch, wie die Publikation zeigt, 
ſchwer einhalten. So iſt eine große Zahl von Rechtsfragen mit behandelt und mit 
ſicherer Hand angefaßt. Der Wert des Buches für die Gerichte wird dadurch nur 
erhöht. Es dürfte bei keiner Staatsanwaltſchaft, bei keinem Landgericht fehlen. 
Wird es gehörig benutzt, fo wird häufig die Inanfpruchnahme der Sachverſtändigen⸗ 
kammern entbehrlich ſein. Die Gutachten ſind überzeugend und auch von den 
maßgebenden Inſtanzen gebilligt worden. 


53. Groß, Dr. Hans (Profeſſor in Graz), Handbuch für Unter⸗ 
ſuchungsrichter als Syſtem der Kriminaliſtik. 5. Aufl. München 
(Schweitzer) 1908. 2 Teile. Geſamtpreis 18 M. 


Ein alter Bekannter in neuer Geſtalt! Im Jahte 1904 erſchien das — übrigens 
in faſt alle Kulturſprachen überſetzte — Werk in 4ter Auflage, und ſchon wieder 
hat ſich eine neue, nach den Erſahrungen der letzten Jahre umgearbeitete Auflage 
nötig gemacht. Bei Staatsanwälten, Unterſuchungsrichtern, Leitern von Strafkammern 
und Schwurgerichten iſt das Buch eingebürgert, es verdient über den Kreis der 
Kriminaliſten hinaus bekannt und geleſen zu werden. Was hier über den Wert, 
über die Pſychologie der Zeugenausſage, was über die Verwendung der Sachver⸗ 
ſtändigen, was über den Richter ſelbſt geſagt iſt, hat gleichen Wert für den Ziviliſten 
wie für den Kriminaliſten. Wir hören da von den unzähligen Mängeln der ſinn⸗ 
lichen Wahrnehmungen, Gedächtnisfehlern, Einflüſſen von Alter, Geſchlecht, Natur 
und Kultur, von Stimmung, Geſundheit, Leidenſchaft. Wir ſehen die Gerichts⸗ 
ärzte an der Arbeit, den Mikroſkopiker, den Chemiker ufw. Das Buch birgt aber 
noch mehr, es behandelt in einem ſpeziellen Teil die Erſcheinung des Verbrechens 
in objektiver Form. Bei Beſprechung der allgemeinen Erſcheinungen wird die 
Natur der Verbrecher unterſucht, ihre Triks, ihre Sprache, ihre Zeichen, Simulation, 
Täuſchungsmittel, Gewohnheiten, Aberglauben und dergl. an der Hand zahlreicher, 
vom einzelnen Menſchen in der kurzen Spanne Lebens nicht zu machender Er⸗ 
fahrungen erörtert. Die beſonderen Erſcheinungen werden bei den einzelnen Ver⸗ 
brechen (Körperverletzung, Diebſtahl, Betrügereien, Brandlegung) beſprochen. Es 
iſt eine Fundgrube von Lebenserfahrungen, die auch für andere Perſonen als Juriſten 
von größtem Intereſſe iſt. Man leſe z. B. den Abſchnitt über die Zigeuner, ihr 
Weſen und ihre Eigenſchaften oder das Kapitel über den Pferdehandel und die 
Betrügereien dabei. Die eigenen Erfahrungen wird man regiſtriert finden, aber 
wieviel mehr dazu! Die frühere Einteilung des Werkes iſt beibehalten. Als 
neue Kapitel ſind, wie das Vorwort angibt, hinzugekommen: „nächſte Umgebung 
des Körpers“ bei der Augenſcheinseinnahme z. B. Wetter, Kleider der Leiche uſw., 
„Linkshändigkeit“, „Selbſtmord“, „Kindesmord“. Die Ausſtattung des Buches, 
das mit zahlreichen Abbildungen verſehen iſt, fällt angenehm auf. 
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54. Fedderſen, Johannes (Landgerichtsrat in Göttingen), Das 
Schwurgericht. Nebſt einer Inſtruktion für den Dienſt als Gerichtsſchreiber 
in Schwurgerichtsſitzungen. Berlin (O. Liebmann) 1907. 5 M. Ghd. 6 M. 


Der kürzlich verſtorbene Verfaſſer hat in dem Buche aus ſeiner langjährigen 
Erfahrung als Schwurgerichtsvorſitzender heraus das geſamte Schwurgerichtsverfahren 
im Zuſammenhange dargeſtellt und dabei nicht nur die Ergebniſſe der Literatur, 
ſondern auch die Rechtſprechung und mit beſonderer Hervorhebung die des Reichs- 
gerichts berückſichtigt. Zu dieſem Zwecke find die einzelnen Phaſen des Verfahrens 
nach ihrer zeitlichen Reihenfolge näher erörtert, immer mit dem Ziele die Prozeß— 
beteiligten vor einem Straucheln zu bewahren, das zu einer Aufhebung des Urteils 
i der Reviſionsinſtanz führen könnte. Ein derartiges Hilfsbuch hat bisher gefehlt, 
es wird ſicher von den Beteiligten viel gebraucht werden und ſeinen Nutzen ſtiften; 
beſonders für den Schwurgerichtsvorſitzenden, die Beiſitzer, die Staatsanwälte und 
Verteidiger wird es ein praktiſcher Führer durch die Ueberfülle des in Betracht kommen⸗ 
den Materials ſein. 


55. Neumann, Dr. Hugo (Rechtsanwalt in Berlin), Die Recht— 
ſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen. I. Bürgerliches 
Geſetzbuch. Berlin (Vahlen) 1908. Lig. 1—5 je 1,40 M. 

Neumann iſt der bekannte Herausgeber der JW., der Handausgabe des 
BGB. und des SOR. — von Büchern, die bei der täglichen Arbeit des Praktikers 
unentbehrlich geworden iſt. Das Geſchick ſeiner Hand läßt ahnen, daß auch dieſe 
neue Sammlung etwas Beſonderes und beſonders Gutes bietet. Es iſt eine 
Sammlung aus den Sammlungen: das Vorhandene iſt zuſammengefaßt und 
Ordnung in die Maſſe gebracht. Die Entſcheidungen ſind nach dem Syſtem des 
BGB. geordnet. Statt weiterer Beſchreibung ein Beiſpiel: 
ſelſchaß 54 a) Unterſcheidungsmerkmal des nicht rechtsfähigen Vereins und der Ge— 
ellſchaft. 

b) Beſchränkung der Haftung auf das Vereinsvermögen. Beſtimmung des 
Umfangs der Vertretungsmacht des Vorſtandes. 

In etwa 20 Zeilen folgt die Wiedergabe der Tatbeſtände zu den nun auf 
6 Seiten folgenden Entſcheidungen, die den verſchiedenen Sammelwerken, aber 
auch den Originalavdriiden entnommen find. Nebenher geht in der Form von 
Anmerkungen eine Wiedergabe des weniger wichtigen Materials, deſſen Inhalt durch 
Druckhervorhebung gut erkennbar iſt. Dem Praktiker wird dieſe Art der Anordnung 
ſicher gute Dienſte leiſten, der Herausgeber denkt ſich das Werk auch als Studier— 
buch für junge Juriſten, die hier Gelegenheit fänden, juriſtiſche Tatbeſtände in der 
Beleuchtung reichsgerichtlicher Rechtſprechung zu ſehen. 

Das Werk ſoll in 130—150 Druckbogen (A 28 Pfg.) in raſcher Aufeinander- 
folge der Lieferungen erſcheinen. In Ausſicht genommen tft die Ausdehnung der 
Sammlung auf das HGB. und andere Nebengeſetze. 


56. Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen: 

A. Zivil⸗, Handels- und Prozeßrecht. 6. Jahrgang, enthaltend 
die Literatur und Rechtſprechung des Jahres 1907 zu BGB., EGBGB., 
HGB., WO, ZPO., KO., AnjG., FGG., GVG., GBO. und 40 anderen 
Geſetzen. Leipzig (Roßberg) 1908. Gbd. 9 M. 

Dazu Ergänzungsband, enthaltend die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts auf dem Gebiete des Zivilrechts, ſoweit ſie 
nicht in der amtlichen Sammlung der RGentſch. abgedruckt iſt. In monatlichen 
Heften jährlich 9 M. 

B. Strafrecht und Strafprozeß. 2. Jahrgang, enthaltend die 
Literatur und Rechtſprechung des Jahres 1907 zu StGB., StPO. Gewd., 
MStGB., MStGO. und 67 anderen Geſetzen. Leipzig (Roßberg) 1908. 
Gbd. 6 M. 
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Die Anlage des Werkes iſt in den Thür Bl. 54, 80 mitgeteilt. Neu ift die 
Sammlung der RGeEntſch., die in der offiziellen Sammlung nicht abgedruckt find, 
in laufenden Ergänzungsbänden. Die Urteile werden dort mit Gründen abgedruckt. 
Der Leſer iſt damit fortlaufend über die neueſte Rechtſprechung des Reichsgerichts 
unterrichtet und er hat neben der ofſiziellen Sammlung zum Nachleſen der Ent⸗ 
ſcheidungen in Zivilſachen, auf die ihn das Jahrbuch hinweiſt, nur die Ergänzungs⸗ 
bände nötig. Für das Jahr 1907 iſt der Inhalt des Ergänzungsbandes in einem 
Anhang des Jahrbuchs untergebracht, vom 1. Januar 1908 ſetzt das beſondere 
Lieferungswerk ein. 


57. Fuchsberger, Die Entſcheidungen des Reichsgerichts 
und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiete der Konkursordnung. 
Geſammelt und nach dem Syſtem der KO. geordnet, mit Gefegestert und 
Regiſter von Keidel (Landgerichtsrat in München). Ergänzungsband I. 
Gießen (Roth) 1908. 4 M. Gbd. 5,50 M. 

Dieſer Ergänzungsband zu der bekannten Sammlung von Fuchsberger 
enthält die Entſcheidungen zur KO. aus den Jahren 1896 —1908. Die Urteile 
ſind ſo eingehend wiedergegeben, daß ein Zurückgehen auf die Quelle unnötig iſt. 

58. v. Staudinger? Kommentar zum Bürgerlichen Ge: 
ſetzbuch und dem Einführungsgeſetze 3./4. Aufl. München (Schweitzer) 
1907/1908. Von dem Werke find bis zum Sommer 1908 erſchienen: 

Bd. 1. Allgemeiner Teil von Löwenfeld und Riezler. 17,50 M. 

Bd. 2. Schuldverhältniſſe von Kuhlenbeck, Kober und Engel⸗ 
mann. fg. 1—8 (SS 241 - 644). 23,50 M. 

Bd. 3. Sachenrecht von Kober. 24 M. 

Bd. 4. Familienrecht, 2 Teile, von Engelmann. 37 M. 

Bd. 5. Erbrecht von Herzfelder. Lg. 1 und 2 (§§ 1922 — 2054). 
8 M. 

Ueber dieſes groß angelegte Werk, das Ende dieſes Jahres in 7 Bänden 
vollendet vorliegen ſoll (Geſamtpreis: etwa 150 M.), beſteht heute nur eine Meinung: 
es iſt muſterhaft. Je weiter die Auflage vorſchreitet, deſto mehr wird der Gegen- 
ſatz zu den früheren Auflagen erkennbar. Die große Fülle des Stoffes, den Literatur 
und Rechtſprechung in der Zwiſchenzeit zutage gefördert haben, iſt verarbeitet, überall 
ſind Fortſchritte aufzuweiſen, am meiſten bisher im Sachenrecht und Familienrecht. 
In letzterem iſt gegen früher auf das Landesrecht und nicht nur das Bayerns 
größere Rückſicht genommen. Die Behandlung der ſchwierigen Partie der Erben- 
haftung iſt klar und durchſichtig. Die Redaktion des Kommentars ruht jetzt in 


den Händen von Kober und Engelmann. Der Abſchluß des zweiten Bandes 
iſt binnen kurzem zu erwarten. 


59. Scherer, Dr. M. (Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig), 
Das achte Jahr des Bürgerlichen Geſetzbuches. Die geſamte 
Rechtſprechung und Theorie. Mit Geſetzesregiſter. Leipzig (O. Wiegand) 
1908. 6 M., Geb. 7,20 M. 

Was Bemerkenswertes zum BGB. im Jahre 1907 erſchienen und erreichbar 
iſt, iſt in dieſer bekannten Sammlung angeführt — meiſt in der Form, daß ein Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt iſt. Das bearbeitete Material iſt von großem Umfang, ein Blick 
auf § 823 BGB. zeigt das am deutlichſten. Das Auffinden des Geſuchten iſt 
leicht gemacht; hat man gefunden, was man ſucht, ſo greift man auf das Werk 
zurück, in dem die Ausführung gegeben iſt. 


60. Kaufmann, Emil (Rechtsanwalt in Magdeburg), Handels- 
rechtliche Rechtſprechung. Bd. 8 (Rechtſprechung und Literatur des 
Jahres 1907). Hannover (Hellwing) 1908. Geb. 6,80 M. 


si. 


mw 
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b Die Sammlung iſt gut eingeführt. Mit jedem Jahr weiſt fie Verbeſſerungen 
auf. Diesmal ſind wieder einige Nebengeſetze zum HGB. hinzugekommen, auch iſt 
die verwaltungsrechtliche Judikatur zur Gewerbeordnung berückſichtigt. Das Sach⸗ 
regiſter erſtreckt ſich auf alle vorangegangenen Bände. Die Wiedergabe der Ent- 
ſcheidungen geſchieht in einer Weiſe, daß häufig das Zurückgehen auf die Quelle 
nicht nötig iſt. 


61. Weißler, Adolf (Rechtsanwalt in Halle), Reichsarchiv. 
Sammlung des geſamten Reichsrecht in ſeiner heutigen Geſtalt. Bd. 1 
(1815-1876) 22 M. Bd. 2 Lig. 1, 2. Leipzig (Pfeiffer) 1907/1908. 


S. Thür. Bl. 54, 239. Mit dem zweiten Band hat der Abdruck der Reichs⸗ 
juſtizgeſetze begonnen. 


62. Lucas, Dr. Hermann (Miniſterialdirektor) in Berlin, Anleitung 
zur ſtrafrechtlichen Praxis. Ein Beitrag zur Ausbildung unſerer 
jungen Juriſten und ein Ratgeber für Praktiker. Teil 2. Das 
materielle Strafrecht. 2. Aufl. Berlin (O. Liebmann). 8 M., Geb. 9 M. 


Von dem zweiten Teile dieſes Werkes, dem materiellen Strafrecht, hat 
ſich binnen kurzer Zeit ebenfalls eine neue Auflage nötig gemacht, eine verbeſſerte 
und vermehrte. Neu iſt das Kapitel, das ſich mit den Erwartungen und An— 
forderungen an das neue Strafgeſetzbuch befaßt. Der Verfaſſer verfolgt den Zweck 
eines Uebungsbuches für jüngere Juriſten und den eines kurzgefaßten Lehrbuches für 
die Praktiker, er behandelt den Allgemeinen Teil des Strafrechts und aus dem beſonderen 
Teil einige beſonders wichtige und ſchwierige Partien. Trägt er auch theoretiſche Grund— 
ſätze vor, ſo doch immer an der Hand praktiſcher Fälle und immer mit dem Blick 
auf deren Verwendung in der Praxis, namentlich im Strafurteil. Das Buch iſt 
vorzüglich geſchrieben, die ruhige klare Gedankenentwickelung iſt geradezu meiſterhaft. 
Es erfüllt ſeinen Zweck auch als Handhabe für den Richter. Wer z. B. das Kapitel 
über die Beleidigung geleſen und verarbeitet hat, iſt über die meiſten Fragen, die 
in der Praxis Schwierigkeit machen, orientiert. Wendet er die hier gegebenen 
Grundſätze an, fo wird fein Urteil vor jedem Reviſionsgericht Beſtand haben. Die 
Lektüre des Buches bereitet vom Anfang bis zum Ende Freude. 


63. Küttner (Oberlandesgerichtsrat in Dresden), Leitfaden für die 
Unterweiſung der Referendare im Abfaſſen von Urteilen in 
Zivilſachen. 3. Aufl. Leipzig (Dieterich) 1908. Geb. 1,60 M. 


Im Königreich Sachſen beſteht die Einrichtung, daß die Referendare bei den 
Oberlandesgerichten von einem Mitglied des Gerichts ſeminariſtiſch ausgebildet werden. 
Der Verfaſſer hat ſolche Uebungen zu leiten und ſtellt nun die Leitſätze auf, die 
nach ſeiner Erfahrung gerade diejenigen ſind, gegen die am meiſten verſtoßen wird. 
Das Buch iſt ſehr leſenswert und ein vortrefflicher Ratgeber — auch bezüglich des 
Stils — für die jungen Juriſten. Die Lektüre kann den Thüringer Referendaren 
um jo mehr empfohlen werden, als die Ratſchläge mit der Praxis des Oberlandes⸗ 
gerichts Jena übereinſtimmen. Hinzufügen möchte ich nur, daß eine Bezugnahme 
auf Schriftſätze (S. 31) bei den Anträgen wegen der vorgeſchriebenen Hervorhebung 
S a. unftatthaft ift, und daß Anmerknugen nicht in ein Urteil gehören 

. 38). 


64. Leonhard, Dr. Franz (Profeſſor in Marburg), Anleitung 
für die juriſtiſchen Uebungs- und Examensarbeiten. 2. Aufl. 
Berlin (Vahlen) 1908. Geb. 1,20 M. 


Die Schrift will eine Anleitung dazu geben, wie man ein Gutachten über 
einen praktiſchen Fall aus dem bürgerlichen Recht anfertigt. Sie hat dabei die 
Uebungen der Studenten, die in Form eines Falles gegebene wiſſenſchaftliche Arbeit 
und die Klauſuren bei der Referendararbeit und das Votum bei der praktiſchen 
Arbeit des Aſſeſſoreramens im Auge. Was fie bringt, hat Hand und Fuß. Ich 
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wüßte keinen Punkt, zu dem man den Kandidaten einen beſſeren Rat geben könnte. 
Das Buch iſt klar geſchrieben. Es hat im Vergleich mit ähnlichen Werken den 
Vorzug, daß es überall feſte methodiſche Regeln gibt und den Suchenden nicht mit 
der hilfloſen Weisheit abſpeiſt, daß die Art der Behandlung ſich nach den Um⸗ 
ſtänden des einzelnen Falles richte. Der beſte Beweis für die Güte des Buches iſt 
die Tatſache, daß es im Erſcheinungsjahr ſchon die zweite, nur wenig veränderte 
Auflage erlebt. 


65. Tigges, Dr. Eduard (Landrichter), Einige Grundregeln 
über das Anfertigen von Relationen. Berlin (Vahlen) 1908. 
0,60 M. 


Die Relationen, die der Verfaſſer im Auge hat, ſind die aus Referat, Gut⸗ 
achten und Urteil beſtehenden praktiſchen Arbeiten des Aſſeſſorexcamens. Zu deren 
Anfertigung werden einige Grundregeln gegeben. Das Buch will alſo nicht alle 
auftauchenden Fragen behandeln. Dann hätte es aber gerade die Punkte erſchöpfend 
behandeln ſollen, bei denen Verſtöße am häufigſten vorkommen. Das iſt nicht ge⸗ 
ſchehen. Was der Verfaſſer gibt, kann im weſentlichen auf Beifall rechnen. Er 
gibt es aber zu abſtrakt; die Schrift würde gewinnen, wenn durch Beiſpiele auf 
die Irrtümer aufmerkſam gemacht würde, die in Relationen immer wiederkehren. 
So verfährt Leonhard in der oben erwähnten Schrift. Einzelheiten, die der 
Verfaſſer gibt, kann ich nicht zuſtimmen: Der Bericht ſchließt nicht mit der Dar⸗ 
ſtellung des Beweisergebniſſes, ſondern mit den Parteiausführungen, in denen die 
Parteien die Beweisergebniſſe würdigen. In Berichten über Berufungsſachen 
empfiehlt ſich nicht eine Trennung des noch erheblichen Stoffes nach Inſtanzen, es 
iſt vielmehr immer von der abſchließenden Berufungsverhandlung auszugehen, deren 
Inhalt ein einheitliches Streitmaterial iſt. 


66. Liebmann, Dr. J. (Rechtsanwalt in Frankfurt), Kommen⸗ 
tar zum Geſetz betreffend die Geſellſchaften mit beſchränk⸗ 
ter Haftung. 5. neubearbeitete Aufl. Berlin (O. Liebmann) 1906. 
4,80 M., geb. 5,60 M. 

Der groß und breit angelegte Kommentar von Staub⸗ Hachenburg iſt. 
nicht für Jedermann nötig, die Praxis bedarf einer knapperen und auch billigeren 
Ausgabe. Das Liebmannſche Werk hält die Mitte zwiſchen einem ausführlichen 
Kommentar und einer Ausgabe mit Anmerkungen. Es zeichnet ſich durch knappe 
Zuſammenfaſſung des Materials aus, das im übrigen vollſtändig behandelt iſt, 
iſt in der Praxis ſowohl bei Gerichten als auch bei den Geſellſchaften gut eingeführt. 
Im Anhang hat der Verf. — den Bedürfniſſen der Praxis entſprechend — die 
Beſtimmungen über die Einkommenbeſteuerung der Geſellſchaften in Preußen und 
über die Reichstantiemeabgabe beſprochen. 


67. Rießer, Dr. (Profeffor in Berlin), Das Bankdepot⸗ 
geſetz. 2. umgearbeitete Aufl. Berlin (O. Liebmann) 1906. 3 M., 
geb. 3,60 M. 

Fioür den Juriſten iſt das Bankdepotgeſetz ein ſchwieriges, weil ihm meiſt 
die Kenntnis der Praxis abgeht. Der Verfaſſer hat dieſe in hohem Grade, er iſt. 
in jeder Beziehung Herr des Stoffes. Sein Kommentar iſt von der Kritik ein⸗ 


ſtimmig als der beſte anerkannt; er iſt für Juriſten und für den Handelsftand- 
beſtimmt. 


68. Schildmacher, Bruno (Landgerichtsſektretär), Der Zweit⸗ 
ſchuldner nach dem Deutſchen Gerichtskoſtengeſetze und ſeine 
Haftbarkeit für die Gerichtskoſten. 2. Aufl. Breslau (Kern) 1907. Geb. 
1,50 M. 


Unter dem Zweitſchuldner verſteht der Verf. jeden an zweiter und weiterer 
Stelle in Anſpruch zu nehmenden Schuldner von Gerichtskoſten, mag es ſich um 


— 
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Gebühren oder Auslagen, um Vorſchuß- oder Zahlungspflicht handeln. Dieſe 
Heranziehung des Zweitſchuldners iſt eine für die Staatskaſſe wichtige Sache. 
Sie geſchieht in der Praxis nicht in ausreichendem Maße, was man leicht verſteht, 
wenn man bedenkt, daß die Regelung dieſer Materie nicht zu den beſten Partien 
des Koſtengeſetzes gehört. In dem vorliegenden Buche tritt ein Spezialiſt in 
Koſtenſachen auf dem Plan. Das einſchlagende Material iſt vollſtändig behandelt; 
bei ſchwierigen Punkten (Streitgenoſſen, Einfluß des ehelichen Güterrechts) verfagt 
der Verf. etwas. Statt die Güterrechtsfragen zu entwickeln, gibt er die Ent⸗ 
ſcheidung der einzelnen in Betracht kommenden Fälle nach der herrſchenden Judikatur. 
Doch tut das dem Buch ſo wenig Abbruch, wie hie und da eine ſchiefe Begründung. 
Es iſt für die Praxis geſchrieben und von ihr dankbar zu begrüßen. Bei der 
Auslegung des Vergleiches, wonach die Prozeßkoſten gegen einander aufgehoben 
werden, ſcheint mir (S. 34) die neue Faſſung des § 92 ZPO. überſehen zu fein. 
Die Abmachung bedeutet, daß die Gerichtskoſten von jeder Partei zur Hälfte über⸗ 
nommen werden. Die Fälle S. 37. unter 7 a und b find als auf elſaß⸗loth⸗ 
ringiſcher Spezialgeſetzgebung beruhend kenntlich zu machen. Bei einer neuen 
Auflage, zu der es bei einem ſo praktiſchen Buch ſicher kommen wird, kann die 
Ueberſichtlichkeit durch Hervorhebung von Schlagworten am Rande oder von Ueber- 
ſchriften über den verſchiedenen Abſätzen gehoben werden. 


69. Borcherdt, H. (Landridter), Das Erbrecht und die 
Nachlaßbehandlung nach den vom 1. Januar 1900 an geltenden 
Reichs⸗ und Landesgeſetzen, mit beſonderer Berückſichtigung des Allgemeinen 
Landesrechts. 2. umgearbeitete Aufl. Bd I, Berlin (Kern) 1907. 8 Mark. 


Das Erbrecht, und namentlich die Erbenhaftung gehört anerkanntermaßen 
zu den ſchwierigſten Partien des BGB. Ohne Führer iſt ein Zurechtfinden nicht 
leicht. Zur Erfaſſung der Grundlagen iſt die Durcharbeitung eines ſyſtematiſchen 
Lehrbuchs anzuraten. Das neueſte ſehr willkommene Buch iſt das von Borcherdt.“ 
In der Einleitung bringt es die in der Praxis noch immer ſehr wichtigen Ueber⸗ 
gangsbeſtimmungen, fußend auf Habichts Buch über die Einwirkung des BGB. 
auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe. Im Hauptteil wird das Erbrecht des 
BGB. — im weſentlichen nach der Legalfolge — zur Darſtellung gebracht. Die 
Abſchnitte über Teſtament, Erbvertrag, Erbverzicht, Pflichtteil, Erbſchein, Nachlaß— 
fürſorge ſind dem zweiten Bande vorbehalten, der auch eine Darſtellung der fort⸗ 
Cheb Gütergemeinſchaft enthalten ſoll. Das Gütererbrecht der übergeleiteten 

he ift nicht mit aufgenommen; der Verf. verweiſt in dieſer Beziehung vielmehr 
auf feine 1903 erſchienene beſondere Abhandlung. Dagegen iſt das formale Ver⸗ 
fahren über die Todeserklärung, das Aufgebot der Nachlaßgläubiger und die Erb- 
auseinanderſetzung in den Bereich der Erörterung gezogen. Die Darſtellung iſt 
überall klar. Sie weiſt die Zuaſmmenhänge der Erbrechtsgrundſätze auf, würdigt 
die Literatur und den neueſten Standpunkt der Entſcheidungen, ſucht überhaupt der 
Praxis zu dienen. Charakteriſtiſch iſt, daß zu der Streitfrage, ob die Erbenhaftung 
rundſätzlich eine beſchränkte oder unbeſchränkte ſei, keine Stellung genommen wird. 
Der Verf. verweiſt hier (S. 142) auf die Literatur mit dem Zuſatz, die Frage fet 
ohne praktiſche Bedeutung. Das kann doch zweifelhaft ſein. Wer mit Eccius 
grundſätzlich beſchränkte Haftung annimmt, muß dem wegen einer Nachlaßverbind⸗ 
lichkeit in Anſpruch genommenen Erben als Beklagten, z. B. im Berſäumnisurteil, 
ohne ſeine Anregung die Beſchränkung der Haſtung vorbehalten, den weitergehenden 
Antrag auf uneingeſchränkte Leiſtung als unbegründet zurückzuweiſen. Im übrigen 
hat der Verf. zu allen Streitfragen des Erbrechts Stellung genommen und ſeine 
Anſicht begründet. Das Buch iſt in jeder Beziehung zu empfehlen. 


70. Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichsgeſetze und 
Preußiſcher Geſetze. 

Neu erſchienen ſind: 

Das Preußiſche Volksſchulunterhaltungsgeſetz vom 28. 
Juli 1906. Textausgabe mit Anmerkungen von Neg.: Rat Dr. Marcks in 
Frankfurt. Geb. 2 M. 
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Die Reichsmilitärpenſionsgeſetze vom 31. Mai 1906. 

1. Geſetz über die Penſionierung der Offiziere. Geb. 
3,50 M. 

2. Geſetz über die Verſorgung der Unterklaſſen des Reichs⸗ 
heeres, der Marine und der Schutztruppen. Nebſt dem Militärhinter⸗ 
bliebenengeſetz vom 17. Mai 1907. Geb. 4 M. 

Erläutert vom Geh. Kriegsrat Romen. Berlin (J. Guttentag) 
1907/1908. 


Samwer. 


An weiteren Lieferungen bereits beſprochener Werke ſind erſchienen: 


71. Planck, Dr. H. (Profeſſor). Bürgerliches Geſetzbuch nebſt 
Einführungsgeſetz, in Verbindung mit Dr. Achillis 7, Dr. André, Greiff, 
Ritgen, Strecker, Dr. Strohal, Dr. Unzner erläutert. Dritte ver⸗ 
mehrte und verbeſſerte Auflage. Bd. 2 Lieferung 3: Zweites Buch: Recht 
der Schuldverhältniſſe (Schlußlieferung). Bd. 5 Lieferung 2: Fünftes Buch: 
Erbrecht (Abſchnitt 2 Tit. 3, 4, Abſchnitt 3 Tit. 1, 2). Berlin (J. Gutten⸗ 
tag) 1907. 

Die erſterwähnte Lieferung vollendet den zweiten Band dieſes allſeitig hoch⸗ 


geſchätzten Kommentars, deſſen Eigenart bereits in Bd. 51 S. 146 dieſer Zeitſchrift 
gerühmt iſt. 


; 72. Skonietzki, Richard (Reichsgerichtsrat) und Gelpde, Dr. 
Max, (Rechtsanwalt), Zivilprozeßordnung und Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz für das Deutſche Reich nebſt den Einführungsgeſetzen 
und den preußiſchen Ausführungsgeſetzen auf Grund der Rechtſprechung 
erläutert. Lieferung 3 (S$ 128 — 253). Berlin (F. Vahlen) 1907. 
5,20 M. 


Vgl. Bd. 53 S. 152 dieſer Zeitſchrift. An Stelle des verſtorbenen Mit⸗ 
herausgebers Gelpcke iſt behufs ſchnelleren Erſcheinens der weiteren Lieferungen 
Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Kraemer in Berlin eingetreten. 


73. Fuchs, Dr. Eugen, und Arnheim, Dr. Hugo (Rechtsanwälte), 
Grundbuchrecht. Kommentar zu den grundbuchrechtlichen Normen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und zur Grundbuchordnung. 2. Bd.: Formelles 
Grundbuchrecht. Heft 8. Berlin (J. Guttentag) 1907. Vgl. Bd. 54 
S. 312 dieſer Zeitſchrift. 

Dieſe Lieferung führt bis § 69 der Grundbuchordnung. 

Dr. Unger. 


Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 
1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Welche Bedeutung hat es, wenn ein Lieferant 
mehreren Abnehmern den Alleinverkauf ſeines 
Fabrikates je in einem beſtimmten Bezirk über⸗ 
trägt? Liegt darin eine Garantieübernahme für 
das Unterbleiben der Verkaufstätigkeit der ans 
deren Weiterverkäufer (Abnehmer) in dem frem⸗ 
den Bezirke? — Gegenſeitige Haftbarmachung 
der Weiterverkäufer für Uebergriffe in einen 
fremden Bezirk, Vertrag zugunſten eines Dritten. — 
Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung und wegen 

Irrtums. Iſt fie wegen der Uebergriffe der 
anderen Abnehmer ſtatthaft? Zuläſſigkeit eventu- 
eller Anfechtungen. Irrtum über den Inhalt der 
Erklärung oder über die rechtliche Tragweite. 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung beim Schuld— 
nerverzug mit der Abnahme? . — Liquidierung 
des Schadenserſatzes, Entbehrlichkeit des Selbſt- 
hilfeverkaufs. — Zurückverweiſung in die Borine 
ſtanz, wenn im Falle eines nach Grund und Betrag 
ſtreitigen Anſpruchs die Klage abgewieſen ift? — 
Mit Vertrag vom 14. März 1903 übertrug der Kläger dem Be⸗ 

klagten den Alleinverkauf von Bilz oder Bilzſeele — letzteres iſt 
eine zur Herſtellung des alkoholfreien Getränkes „Bilz“ dienende 
Eſſenz — für einen beftimmten, Gotha, Waltershauſen, Friedrichroda, 


Langenſalza, Eiſenach und umliegende Ortſchaften R Bezirk. 
Blätter für Rechtspflege LV. N. F. XXXV. 
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Der Beklagte verpflichtete fic) dagegen, vom 14. März 1903 bis 
1. April 1904 für 2000 M. Bilz oder Bilzſeele nach und nach von 
dem Kläger zu beziehen. 

In der Folge gerieten die Parteien in Streit, weil — nach der 
Behauptung der Beklagten — in deſſen Bezirke auch von andern 
klägeriſchen Abkäufern Bilz bezw. Bilzſeele geliefert wurde. Der Bes 
klagte ſtellte deshalb die Abnahme dieſer Fabrikate ein und blieb 
am 1. April 1904 dem Kläger gegenüber mit Bezug dieſer Ware 
zum Preiſe von 1342 M. im Rückſtande. 


Bezüglich dieſes — nicht abgenommenen — Reſtes verlangte 


nunmehr der Kläger von dem Beklagten Schadendserſatz wegen Nichte 
erfüllung, und zwar in Höhe des Unterſchieds zwiſchen dem Verkaufs⸗ 
und dem Herſtellungspreis der Waren, und erhob Klage mit dem 
Antroge, den Beklagten in Zahlung von 805,20 M. nebſt 5% 
Zinſen daraus ſeit dem 1. Januar 1905 zu verurteilen. 

Der erſte Richter wies, dem Antrage des Beklagten entſprechend, 


die Klage ab, indem er davon ausging, daß der Kläger nach dem 


Vertrage vom 14. März 1903 dem Beklagten gegenüber die Garantie 
übernommen habe, daß kein Dritter in dem Bezirke des Beklagten 
Bilz oder Bilzſeeleprodukte an Selterswaſſerfabrikanten oder-Händler 
zu Verkaufszwecken abſetze, und daß er dieſes Garantieverſprechen nicht 
eingehalten habe. 

Gegen dies klagabweiſende Urteil legte der Kläger Berufung ein. 

Das Berufungsgericht erkannte nach dem ee und zwar 
auf folgenden Gründen: 

Der Kläger hat laut Vertrags vom 14. März 1903 dem Be⸗ 
klagten den Alleinverkauf von Bilzſeele bezw. Bilz für einen beſtimmten 
Bezirk übertragen und ſich ausdrücklich verpflichtet, an niemanden in 


dieſem Bezirk zu verkaufen. In dem Vertrage iſt weiter beſonders 


darauf „hingewieſen“, daß ein Weiterverkäufer, der im Bezirke eines 
anderen Verkäufers Bilz oder Bilzſeele verkaufe oder offeriere, dem 
Inhaber dieſes Bezirkes für jeden ihm daraus entſtandenen oder noch 
entſtehenden Schaden haftbar fet. Dieſer „Hinweis“ hat eine rechts— 
geſchäftliche (nicht nur enuntiative) Bedeutung und iſt Beſtandteil 
des gegenſeitigen Vertrages vom 14. März 1903. Er gehört zu den 
allgemeinen Bedingungen, unter denen der Kläger den Alleinverkauf 
ſeiner Fabrikate je für einen beſtimmten Bezirk an Abnehmer überträgt. 
Dieſe Bedingungen ſollten, wie der räumliche und inhaltliche Bue 
ſammenhang des Vertrages vom 14. März 1903 und die ausdrück⸗ 
liche Bezugnahme an deſſen Schluſſe klar ergeben, auch für die Rechts⸗ 
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beziehungen der Parteien maßgebend ſein. Was die rechtliche Tragweite 
dieſes Vertrags beſtandteils betrifft, fo liegt fie in einem Doppelten. 
Einmal wird dadurch der Beklagte für verpflichtet erklärt, ſich bei 
Vermeidung des Schadenderſatzes des Eingriffs in den Bezirk eines 
anderen Verkäufers zu enthalten. Auf der anderen Seite wird damit 
die gleiche von den anderen Abnehmern des Klägers übernommene 
Verpflichtung zugunſten des Beklagten in Wirkſamkeit geſetzt. Es liegt 
mithin ein Vertrag zulaften und zugunſten des Beklagten vor. Dads 
gleiche gilt von den mit den übrigen Abnehmern ene Ver⸗ 
trägen, die alle dieſelbe Klauſel enthalten. 

Dieſe die gegenfeitigen Rechts beziehungen der Abnehmer regelnden 
Einzelverträge laufen in der Perſon des Klägers zuſammen. Ihr 
Inhalt iſt gleichmäßig der, daß jeder einzelne Abnehmer dem gemein⸗ 
ſamen Lieferanten — dem Kläger — zugunſten der anderen Abnehmer 
verſpricht, eine Verkaufstätigkeit in dem Bezirk der letzteren zu unterlaſſen. 
Die zugunſten der Mitabnehmer verſprochene Leiſtung iſt (primär) ein 
Unterlaſſen ($ 328 BGB. verbunden mit § 241 BGB.). 

Ob die Verpflichtung zur Unterlaſſung der Konkurrenz zugunſten 
bereits vorhandener oder künftiger Abnehmer eingegangen 
wird, begründet keinen Unterſchied; es iſt auch ein Vertrag zugunſten 
eines noch nicht exiſtenten Dritten rechtlich möglich (arg. § 331, Abſ. 2 
BGB.). Danach wird je durch die Aufnahme des Hinweiſes in die 
Verträge das Zuſtandekommen eines Vertrags zugunſten aller anderen 
Abnehmer vermittelt. Der Beklagte kann demgemäß — auf Grund 
des Vertrages vom 14. März 1903 im Zuſammenhang mit den 
gleichartigen Verträgen der anderen Abnehmer — dieſe letzteren für 
Uebergriffe in ſeinen Bezirk haftbar machen. Dabei iſt davon aus— 
zugehen, daß er das Recht auf Unterlaſſung der Konkurrenz gegen 
die anderen Weiterverkäufer unmittelbar mit ſeinem Eintritt in 
das Abnehmerverhältnis erworben hat (§ 328 Abſ. 2 BGB.). Der 
Anſpruch auf Schadenserſatz iſt aber ein Ausfluß dieſes Konkurrenz 
verbotes. 

Dieſer Umſtand iſt für die Auslegung des Vertrages vom 
14. März 1903 von entſcheidender Bedeutung. Indem der Kläger 
die Abnehmer verpflichtete, ſich auf ihren Bezirk zu beſchränken und 
bei Ueberſchreitung ihres Abſatzbereichs einander gegenſeitig haft— 
bar machte, lehnte er für ſeine Perſon die Vertretung ſolcher Ueber— 
griffe ſeiner Wiederverkäufer ab. Aus dieſer Regelung der Haftung 
entſtand für ihn nur die ſelbſtverſtändliche Vertragspflicht, daß er 


jeweils ſeine Abnehmer rechtzeitig von dem Eintritt eines neuen 
16* 
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unterrichtete. Andernfalls wäre die Haftbarmachung der Abnehmer 
untereinander illuſoriſch. Dieſer Verpflichtung iſt der Kläger auch, 
wie nicht beſtritten iſt und von der Korreſpondenz beſtätigt wird, ord⸗ 
nungsmäßig nachgekommen. 

Das Landgericht will allerdings daraus, daß der Kläger dem 
Beklagten den Allein verkauf in dem beſtimmten Bezirk übertrug, 
und aus dem wirtſchaftlichen Zwecke des Vertrages eine weitergehende 
Verpflichtung des Klägers herleiten. Diefe Auslegung kann jedoch 
nicht gebilligt werden. In dem Vertrage iſt in keiner Weiſe zum 
Ausdruck gebracht, daß der Kläger dafür einſtehen ſolle, daß ſeine 
ſonſtigen Abnehmer oder gar Dritte nicht in den Bezirk des Beklagten 
lieferten. Eine ſolche Garantieübernahme wäre im Verhättnis zu 
den ihm aus dem Vertrag erwachſenden Vorteile für den Kläger ſehr 
beſchwerlich und an ſich ungewöhnlich. Wäre ſie wirklich beabſichtigt 
geweſen, ſo würde ſie ohne Zweifel ausdrücklich erklärt worden ſein. 
Die Einräumung des Alleinverkaufs beweiſt nichts für das Gegenteil. 
Sie beſagt nur, daß der Kläger der direkten Lieferung in den Bezirk 
des Beklagten und der Annahme eines weiteren Verkäufers für dieſen 
Bezirk entſagte. Entſcheidend ſpricht aber gegen jene Auslegung des 
Landgerichts, daß nach dem Vertrage — wie ſchon erwähnt — der 
einzelne Abnehmer bei Ueberſchreitung des ihm zugewieſenen Ab⸗ 
ſatzgebietes dem dadurch betroffenen ſonſtigen Abnehmer haftpflichtig 
werden ſollte. 

Geht man hiervon aus, fo fällt dem Kläger eine Vertragsver⸗ 
letzung nicht zur Laſt. Daß der Kläger dem Kaufmann Hugo Frenzel 
in Gotha in der Zeit vom 14. März 1903 bis 1. April 1904 einen 
kleineren Poſten Bilzſeele (nicht ganz 100 Liter) lieferte, kommt nicht 
in Betracht. Denn die Angelegenheit iſt zwiſchen den Parteien durch 
vergleichsweiſe Einigung geordnet. Im übrigen aber iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt, daß der Kläger ſelbſt an andere Abnehmer im Bezirk des 
Beklagten geliefert oder auch nur, daß er Lieferungen anderer Weiter⸗ 
verkäufer in den Gothaer Bezirk wiſſentlich geduldet hat. Wenn die 
Firma Hoppe & Cie. in Leipzig. Adolf Wiehr in Weißenfels und 
namentlich Rudolf Schmidt in Schwarzenberg im Bezirke des Beklagten 
Bilzſeele oder Bilz abſetzten, ſo trifft dieſe — ſofern ſie Abnehmer des 
Klägers ſind — die Verantwortung hierfür, nicht den Kläger. | 

Eine Anfechtung des Vertrages vom 14. März 1903 wegen Argliſt 
des Klägers ſteht dem Beklagten nicht zu. Dazu hätte es der Darlegung 
bedurft, daß der Kläger den Beklagten bei Abſchluß des Vertrages 
vorſätzlich in einen Irrtum verſetzt oder einen von ihm erkannten 
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Irrtum des Beklagten unterhalten und dieſen dadurch zur Eingebung 
des Vertrages beſtimmt hätte. Für dieſe Annahme fehlt es nach 
den eigenen Behauptungen des Beklagten an tatſächlichen Unterlagen. 
Insbeſondere kann nach der Sachlage davon keine Rede ſein, daß 
der Kläger den Beklagten bewußt in deſſen angeblichem Glauben, daß 
ihm die Garantie für den Ausſchluß der Konkurrenz anderer geleiſtet 
würde, erhalten und ihn ſo zum Vertragsabſchluß vermocht hätte. 

Aber auch eine Anfechtung des Vertrags wegen weſentlichen 
Irrtums des Beklagten ($ 119 BGB.) kommt nicht in Betracht. 
Daß während der Vertragsdauer andere Abnehmer des Klägers und 
möglicherweiſe auch Dritte — die nicht Abkäufer des Klägers waren — 
Bilzſeele oder Bilz in dem dem Beklagten vorbehaltenen Bezirk ver⸗ 
kauften, kann keine Auflöſung des Vertrages wegen Irrtums begründen. 
Denn dabei handelt es ſich um ſpätere rechtswidrige Eingriffe Dritter. 
Es läßt ſich aber unmöglich ſagen, daß ein Vertrag wegen Irrtums 
anfechtbar fei, weil die Vorausſetzung, ſolche Eingriffe würden unter⸗— 
bleiben, ſich als unrichtig erweiſt. Es kann unter dieſen Umſtänden 
dahingeſtellt bleiben, ob der Beklagte überhaupt in ſeinen Briefen an 
den Kläger eine Anfechtung wegen Irrtums erklärt hat. Dieſer An⸗ 
nahme ſteht entgegen, daß er nach jenem Schreiben nicht den Vertrag 
aufgehoben wiſſen will, ſondern erklärt, er nehme bloß nach ſeinem 
Bedarf ab. | 

Der Beklagte hat aber in dieſer Inſtanz den Vertrag noch unter 
einem anderen Geſichtspunkt wegen Irrtums — und zwar even. 
tell — angefochten, für den Fall nämlich, daß die von ihm dem 
Vertrag gegebene Auslegung für unrichtig erachtet werde. Er geht 
hierbei davon aus, daß er dem Vertrage ſtets die Bedeutung beigelegt 
habe und noch beilege, daß der Kläger die Garantie für das Unters 
bleiben fremder Verkaufstätigkeit in ſeinem Bezirke übernommen habe; 
erklärt aber zugleich vorſorglich, daß er, wenn er durch die richterliche 
Auslegung des Vertrages von der Irrtümlichkeit dieſer ihn beim 
Vertragsſchluß beherrſchenden Auffaſſung Kenntnis erhalte, die An⸗ 
fechtung wegen Irrtums geltend mache (vergl. dazu Danz in Iher. 
Jahrb. 46, 460 fg.). Eine ſolche Eventualanfechtung muß an ſich 
für zuläſſig erachtet werden. Od ſie ſich im vorliegenden Fall auf 
einen Irrtum über den Inhalt der Erklärung ſtützt (§S 119 BGB.), 
kann hier dahingeſtellt bleiben (vergl. dazu Danz a. a. O. S. 444f., 
insbeſondere S. 448, einerſeits, und Seuff Arch. Bd. 58 Nr. 48; 
Saͤchſ Arch. 14, 72; FW. 1903 Beilage S. 40 [RG.;] andererſeits). 
Jedenfalls ſteht der Berückſichtigung des ſo gearteten Irrtums ent⸗ 
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gegen, daß nicht anzunehmen iſt, daß der Beklagte bei Kenntnis der 
Sachlage und bei verftändiger Würdigung des Falles die Erklärung 
nicht abgegeben haben würde. In dieſer Richtung iſt folgendes zu 
erwägen: Die Uebernahme der — von dem Beklagten angeblich 
unterſtellten — weitgehenden Garantie wäre an ſich höchſt unge⸗ 
wöhnlich und dem Kläger billigerweiſe nicht wohl zuzumuten. Der 
Beklagte war überdies durch die rechtswirkſame Haftbarmachung der 
anderen Abnehmer gedeckt. Die Beſorgnis, daß dieſe Abnehmer ſich 
trotz dieſer ihrer Haftbarkeit Uebergriffe in den Bezirk des Beklagten 
erlauben und ihm dadurch die Vorteile des Geſchäfts ſchmälern 
würden, lag ziemlich fern. Unter dieſen Umſtänden iſt nicht anzunehmen, 
daß der Beklagte gerade auf jene Garantie des Klägers entſcheidenden 
Wert gelegt hätte. Vielmehr iſt die Schlußforderung berechtigt, daß 
er, als verſtändiger Mann, auch bei Kenntnis ſeines Irrtums 
den Vertrag mit dem hier feſtgeſtellten Inhalt abgeſchloſſen hätte. 

Hat aber nach alledem der Kläger eine Gewähr für den Aus⸗ 
ſchluß der Konkurrenz Dritter nicht übernommen, ſo kann auch davon 
keine Rede ſein, daß der Beklagte — wegen Verzugs des Klägers 
bei Bewirkung ſeiner Leiſtung — die Zahlung verweigern oder vom 
Vertrag abgehen könne. 

Vielmehr befindet ſich ausſchließlich der Beklagte mit er — bis 
ſpäteſtens 1. April 1904 geſchuldeten — Abnahme des Reſtquantums 
im Verzug. Es iſt daher der Schadenserſatzanſpruch des Klägers 
nach § 326 Abſ. 1 BGB. begründet. Die formellen Vorausſetzungen 
dieſes Anſpruchs find gegeben. Der Kläger hat dem Beklagten 
nach Eintritt des Verzuges mit Brief vom 21. November 1904 
eine Nachfriſt unter der Androhung, daß er nach Ablauf der 
Friſt die Erfüllungsnahme ablehnen werde, geſetzt. Einer ſolchen 
Friſtſetzung bedurfte es überdies nicht, da der Beklagte ſchon zuvor 
(vergl. Briefe vom 20. Januar 1904 und 17. Mai 1904) die Abnahme 
der Waren in der Form verweigert hatte, daß er fie von feinem Bee 
lieben abhängig machte (vergl. Entſch GZ. 51, 347 ff.; 53, 11 ff.). 

Allerdings iſt der Beklagte zunächſt nur mit einer Nebenleiſtung 
— der Abnahme — im Verzug. Indes muß hier in ſeinem ganzen 
Verhalten zugleich eine Zahlungs verweigerung erblickt werden. Denn 
er hat nicht nur beharrlich die Abnahme weiterer Ware abgelehnt, 
ſondern ſich auch in wiederholten ſchriftlichen Erklärungen gänzlich 
vom Vertrage losgeſagt (vergl. Briefe des Beklagten vom 24., 27. 
und 30. April 1903 und 20. Januar 1904). Solchenfalls rechtfertigt 
aber der Schuldnerverzug mit der Abnahme die Anwendung des 
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§ 326 Abſ. 1 BGB. (vergl. dazu En 53, 11 ff. al 
57, 106f7.). 

Was die Höhe des Schadens betrifft fo ift- nad den Aussagen 

der Zeugen Hoppe und Erbeling als bewieſen anzuſehen, daß der 
Beklagte mit der Abnahme eines Quantums Bilzſeele bezw. Bilz 
im Preife von 1342 M. im Rückſtande ift, und daß der Kläger bei 
Abnahme und Zahlung dieſes Poſtens 805,20 M. — d. i. der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Vertragspreis und den Selbſtkoſten — verdient 
hätte. Dabei wird im Anſchluß an die Ausſage des Hoppe ein 
mittlerer Herſtellungspreis von 1,60 M. für 1 Liter Bilzſeele und von 
0,40 M. für 1 Liter Bilz zugrunde gelegt. 
Gegen die Art der Berechnung des Schadens hefteben: feine 
Bedenken; insbeſondere war der Kläger zum Zwecke der Liquidierung 
des ihm gebührenden Schadenserſatzes nicht zur Vornahme eines 
Selbſthilfeverkaufs in den Formen des § 375 HGB. nn rl 
EntihRG3Z. 53, 14fg.). 

Der Zinsanſpruch iſt nach § 352 HGB. begründet. 

Aus dieſen Gründen war das angefochtene Urteil, wie geſchehen, 
abzuändern. Eine Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz 
zur Entſcheidung über den Betrag des Anſpruchs war nicht erforder⸗ 
lich, da die Sacherörterung der erſten Inſtanz ſich auf den Betrag 
mit erſtreckte und das Urteil auch dieſen mit betraf, eine Vorabent⸗— 
ſcheidung über den Grund im Sinne des § 538 Ziff. 3 ZPO. alſo 
nicht vorliegt (vergl. dazu Gaupp⸗Stein, ZPO. Bd. 2 zu § 568 
Ziff. 3 S. 54). 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 25. Juni 1906, 3 U 38/06 
(nach Gotha). 


2. Ueber den Begriff der gemeinnützigen Stiftung. 

In einer Beſchwerdeſache des Freiadeligen Magdalenenſtifts in 
Altenburg hatte das Landgericht bei Zurückweiſung der Beſchwerde 
des Stifts verfügt, daß nach § 9“ der Altenburgiſchen Koſtenordnung 
vom 24. Dezember 1899 Koſten außer Anſatz zu bleiben hätten. 
Die hiergegen ſeitens des Herzoglichen Steuer- und Rentamts erhobene 
Beſchwerde iſt vom Oberlandesgericht zurückgewieſen. In den Gründen 
der Entſcheidung heißt es: 

Jedenfalls iſt das Freiadelige Magdalenenſtift in Altenburg eine 
milde Stiftung im rechtlichen Sinne; denn nach den in der weiteren 
Beſchwerde inſoweit nicht beanſtandeten tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Landgerichts geht ſein Zweck auf die Unterſtützung hilfsbedürftiger 
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Perſonen (vergl. die Ausführungen des Preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts über den Begriff der milden Stiftung in Bd. 32, 165 ff. feiner 
Entſcheidungen ! Es kann ſich danach nur fragen, ob es auch ats eine 
„gemeinnützige“ Stiftung im Sinne des § 9“ a. a. O. anzuſehen "tft, 
Das Oberlandesgericht kann in der Auslegung des § 9“ dem Land- 
gericht darin nur beitreten, daß in den Worten des Geſetzes ſelbſt 
ſchon eine Beſtimmung des Begriffs der Gemeinnützigkeit bei milden 
Stifiungen dahin gegeben ift, daß als gemeinnüpig alle fothe Stif⸗ 
tungen anzuſehen ſind, deren Zweck „nicht auf einzelne Familien, 
Körpeiſchaften oder beſtimmte Perſonen beſchränkt iſt“. Daß nun 
keiner dieſer drei Ausnahmefälle hier vorliegt, hat das Landgericht, 
auf deſſen nähere Ausführungen inſoweit lediglich verwieſen werden 
kann, zutreffend dargetan. 

Aber auch wenn man ſich in der Auslegung des Begriffs der 
Gemeinnügzigkeit nicht durch den Wortlaut des Geſetzes für gebunden 


erachten müßte, würde man dem Magdalenenſſift dieſe Eigenſchaft 


nicht abſprechen können. Gemeinnützig iſt ein Zweck, wenn das Ab⸗ 
feben bei der Zwecktätigkeit darauf gerichtet ift, dem öffentlichen Intereſſe 
zu dienen. Dieſen Zweck können aber nicht nur ſolche Wohltaten 
haben, als deren Empfänger unmittelbar die Organe des Gemein⸗ 
weſens erſcheinen, ſondern auch ſolche, die einem Perſonenkreis zugute 
kommen, deſſen Erhaltung im Intereſſe des Gemeinweſens liegt. 
Wenn die Anſicht des Rentamts richtig wäre, daß die Beſchränkung 
einer Wohltat auf einen beſtimmten Perſonenkreis den Begriff der 
Gemeinnützigkeit ausſchließe, dann würden ſchließlich alle Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen, die wegen ihres ſachnch und örtlich begrenzten Zwecks 
zunächſt allerdings nur einem beſchränkten Perſonenkreis zugute kommen, 
wie z. B. örtliche Waiſenkaſſen, die Unterſtützung der durch ein Un⸗ 
wetter in einer beſtimmten Gegend Geſchädigten, nicht mehr als 
gemeinnützig anzuerkennen ſein. Gemeinnützig kann eine Einrichtung 
vielmehr auch dann ſein, wenn ſie dem öffentlichen Intereſſe in einem 
Teile dient. Daß aber die Zwecktätigkeit der hier in Frage ſtehenden 
Stiftung nicht unter dem Geſichtspunkt der Pflege von Privatintereſſen 
ſteht, fondern im Gemeinſchaftsintereſſe ausgeübt wird, kann nicht 
wohl zweifelhaft ſein. Sie iſt daher als gemeinnützige Stiftung an⸗ 
zuerkennen. 

Danach iſt durch 8 9“ der Kostenordnung von 1899 ihre Be⸗ 
freiung von Gerichtsgebühren geboten und iſt inſoweit die Entſcheidung 
des Landgerichts zu beſtätigen, ohne daß es der weiteren Prüfung 
der früheren Rechtslage und der ſpäteren Praxis ſowie der daraus 
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von der Vorinſtanz und dem Rentamt gezogenen Folgerungen 
bedarf. | | 

HBeſchluß des Ferienſenates vom 22. Juli 1908, 3 Y 9/08 (nach 
Altenburg). 


3. Weſen und Beweiskraft der Gegenbeſcheinigung 
des zuſtellenden Anwalts (§ 198 Abſ. 2 Satz 2 RKO). 

— Zuläſſigkeit des Gegenbeweiſes gegen den In⸗ 

halt des Empfangsbekenntniſſes (§ 198 Abſ. 2 Satz 1 

ZPO.). — Wie iſt der Vermerk des zuſtellenden An- 

walts auf der zugeſtellten Abſchrift: „Beglaubigt 

und zugeſtellt“ zu datieren? — Falſchbeurkundung 
liegt vor, wenn der Vermerk einheitlich auf den 

Tag der Beglaubigung datiert iſt, die Zuſtellung 

aber erſt fpäter ſtattgefunden hat. — Beendigung 

des Zuſtellungsaktes bei Zuſtellung von Anwalt zu 

Anwalt. — Grobes Verſchulden des Anwalts bei 

unrichtiger Beſcheinigung des Zuſtellung stages. — 

Verpflichtung des Anwalts, die durch die unrichtige 

Beſcheinigung verurſachten Koften zu tragen (§ 102 

PD.) | 

Ueber diefe Fragen ſpricht ſich ein Beſchluß des Oberlandes⸗ 
gerichts, den das Reichsgericht unter Billigung der Gründe beſtätigt 
hat, folgendermaßen aus: 

In einer Streitſache hat der erſtinſtanzliche Prozeßbevollmächtigte 
des Klägers, Rechtsanwalt Dr. X. in M., dem des Beklagten, Rechts. 
anwalt Dr. Z. daſelbſt, das Urteil des Landgerichts zugeſtellt. Die 
in der Berufungsverhandlung zum Nachweis der Zuſtellung des 
Urteils vorgelegten Beſcheinigungen gingen bezüglich des Tages der 
Zuſtellung auseinander. Der Vertreter des Beklagten und Berufungs⸗ 
klaͤgers legte eine beglaubigte Abſchrift des Urteils vor, auf der ſich 
am Schluſſe folgende Beſcheinigung beſand: „Beglaubigt und Herrn 
Vechtsanwalt Dr. 3. in M. zugeſtellt. M., den 2. Nov. 1907. Der 
Rechtsanwalt Dr. X.“ 

Das von der Gegenſeite beigebrachte Empfangsbekenntnis des 
Rechtsanwalts Dr. 3. wies dagegen den 4. Nov. 1907 als Tag 
der Zuſtellung des Urteils aus. Bei dieſem Zwieſpalt, und da die 
Berufungsſchrift des Rechtsanwalts Dr. Z. dem Gegner ausweislich 
der vorgelegten Urkunden am 4. Dez. 1907 zugeſtellt worden war, 
beſchloß das Berufungsgericht zur Feſtſtellung der Rechtzeitigkeit der 
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Berufung die Vernehmung der Rechtsanwälte Dr. X. und Z. über 
den Zeitpunkt der Urteilszuſtellung. Die Befragung dieſer Zeugen 
ergab, daß die Zuſtellung des Urteils erſt am 4. Nov. 1907 erfolgt 
iſt, während Rechtsanwalt Dr. X. am 2. Nov. 1907 den auf die 
beglaubigte Urteilsabſchrift geſetzten Vermerk nur unterſchrieben hat. 

Danach hat Rechtsanwalt Dr. X. in der von ihm ausgeſtellten, 
auf die beglaubigte Urteilsabſchrift geſetzten Beſcheinigung den Tag 
der Zuſtellung des Urteils objektiv falſch beurkundet. Was er gegen 
dieſe Annahme in ſeiner ſchriftlichen Aeußerung vom 11. Mai 1908 
vorbringt, iſt nicht durchſchlagend. Er beſtreitet zunächſt, daß der 
von ihm ausgeſtellte Beglaubigungs⸗ und Zuſtellungsvermerk eine 
Gegenbeſcheinigung im Sinne des § 198 Abi. 2 Satz 2 ZPO. 
darſtelle. Zum Beweis hierfür beruft er ſich auf eine Beſcheinigung 
des Rechtsanwalts Dr. Z. vom 11. Mai 1908, worin dieſer erklärt, 
daß er eine Gegenbeſcheinigung nicht verlangt und den mehrerwähnten 
Vermerk nicht als eine ſolche aufgefaßt habe und habe auffaſſen 
können. Hierauf kommt indes gar nichts an. Auch wenn man 
annimmt, daß eine dem Zuſtellungsadreſſaten ohne deſſen ausdrückliches 
Verlangen über die Zuſtellung ausgeſtellte Beſcheinigung keine formelle 
Gegenbeſcheinigung im Sinne des § 198 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. 
bilde, ſo iſt eine ſolche Beſcheinigung doch immerhin eine vom zu— 
ſtellenden Anwalt innerhalb ſeines Geſchäftskreiſes errichtete Beweis⸗ 
urkunde (Zeugnisurkunde). Ihre Beweiskraft iſt — wie diejenige 
der Gegenbeſcheinigung — frei zu würdigen (vergl. Gaupp- Stein, 
ZPO. I Nr. IV zu § 198 S. 457; RGZ. 14, 349; SeuffA. 
37 Nr. 150; JW. 1891, 65). Ueberdies ſtellt ſich die Beſcheinigung 
des Rechtsanwalts Dr. X. äußerlich als eine Gegenbeſcheinigung im 
Sinne des § 198 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. dar und mußte daher vom 
Gericht bis auf weiteres als ſolche behandelt und bewertet werden. 
Es kann auch weiter der Anſicht des Rechtsanwalts Dr. X. nicht 
zugeſtimmt werden, daß durch das vorgelegte Empfangsbekenntnis 
des Rechtsanwalts Dr. 3. vom 4. Nov. 1907 die Annahme einer 
am 2. Nov. 1907 erfolgten Urteilszuſtellung ohne weiteres widerlegt 
worden ſei. Das Geſetz legt dem Empfangsbekenntnis keineswegs 
zwingende Beweiskraft bei. Vielmehr iſt der Gegenbeweis, daß die 
Zuſtellung an einem anderen Tage als dem des Empfangsbekenntniſſes 
erfolgt fei, durchaus zuläſſig (RG. 8, 333 fg.; 13, 366; 15, 373 fg.). 
Der Umſtand aber, daß der Zuſtellungsvermerk des Rechtsanwalts 
Dr. &. einen anderen Zuſtellungstag auswies als die gegneriſche 
Empfangsbeſcheinigung, genügte, um die Beweiskraft des Empfangs⸗ 
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bekenntniſſes zu erſchüttern und machte eine zweifelsfreie Feſtſtellung 
des wirklichen Zuſtellungstages erforderlich (vergl. RGZ. 44, 349 f.; 
Gruchot 47, 1153 ff.). 

Rechtsirrig iſt der von Rechtsanwalt Dr. X. vertretene Stand⸗ 
punkt, daß die Datierung ſeines Beglaubigungd- und Zuſtellungs⸗ 
vermerks richtig ſei. Die Meinung, daß der in einen einheitlichen 
Akt zuſammengefaßte (vergl. übrigens dazu Gruchot 47, 1154.) 
Beglaubigungs⸗ und Zuſtellungsvermerk nur mit den Datum des 
2. Nov. 1907 — als dem Tage der Unterſchrift — habe verſehen 
werden können und dürfen, und daß das Datum nur den Be— 
ginn des Zuſtellungsaktes bezeichne, iſt unhaltbar. Das Zeitdatum 
(2. Nov. 1907) deckt den ganzen Inhalt der Beſcheinigung, dieſe 
bezeugt alſo auch die vollendete Tatſache der am 2. Nov. 1907 
erfolgten Zuſtellung. Daß die Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt 
erſt mit der Erteilung des Empfangsbekenntniſſes des Zuſtellungs— 
adreſſaten perfekt wird, ändert hieran nichts (vergl. RGZ. 14, 349f.). 
Daraus ergibt ſich vielmehr nur, daß der zuſtellende Anwalt die 
Zuſtellung als vor dieſem Zeitpunkt erfolgt nicht beurkunden kann 
und darf. Hierdurch mögen vielleicht praktiſche Schwierigkeiten ent— 
ſtehen. Sie rechtfertigen aber nicht das hier eingeſchlagene Verfahren, 
bei dem der Tag der Zuſtellung der Wirklichkeit zuwider angegeben iſt. 

Endlich kann Rechtsanwalt Dr. X. auch damit nicht gehört 
werden, daß er darauf habe rechnen können, der Gegner werde das 
Urteil noch am 2. Nov. 1907 zugeſtellt erhalten und den Empfang 
am gleichen Tage beſtätigen, und daß nur infolge beſonderer Umſtände 
(Abweſenheit des Rechtsanwalts Dr. Z., Dazwiſchenliegen eines 
Sonntags) der Zuſtellungsakt ſich verzögert habe. Es mag ſein, 
daß bei normalem Geſchäftsgang die eingetretene Unſtimmigkeit vere 
mieden worden wäre. Das iſt indes nicht entſcheidend. Ausſchlag⸗ 
gebend iſt vielmehr, daß Rechtsanwalt Dr. X. in einer von ihm 
ausgeſtellten Zeugnisurkunde den Zeitpunkt einer von ihm aus eigenem 
Wiſſen zu beurkundenden Tatſache — des Zuſtellungsaktes — der 
Wirklichkeit nicht entſprechend angegeben hat (vergl. RG Z. 8, 333). 
Die Vorausſicht, daß die Zuſtellung am 2. Nov. 1907 erfolgen 
werde, konnte nicht die poſitive Kenntnis dieſer Tatſache erſetzen, auf 
die allein die Beurkundung ſich gründen konnte. 

Darüber, daß den Rechtsanwalt Dr. K. bei feiner objektiv falſchen 
Beurkundung ein grobes Verſchulden trifft, und daß er folgeweiſe 
auch die Koſten des zweitinſtanzlichen Beweisverfahrens durch grobes 
Verſchulden veranlaßt hat, ging dem Senat kein Zweifel bei. Die 
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rechtsirrtümlichen Auffaſſungen, mit denen er ſein Vorgehen zu er⸗ 
klären verſucht, können ihn nicht entſchuldigen. Er, als Rechtsver⸗ 
ſtändiger, mußte ſich über die Bedeutung und Tragweite des Be⸗ 
urkundungsaktes völlig im klaren ſein, und es kann nur auf eine 
ſchwere Außerachtlaſſung der erforderlichen Sorgfalt und pflichtmäßigen 
Ueberlegung zurückgeführt werden, wenn er den Tag der Zuſtellung 
unrichtig beſcheinigte. Dadurch aber hat Rechtsanwalt Dr. X das 
Beweisverfahren zweiter Inſtanz verurſacht; deſſen Koſten beruhen 
daher auf ſeinem bei der Beurkundung begangenen groben . 
ſchulden. 

Nach alledem rechtfertigt es ſich. ihm die Koſten dieſes Beweis⸗ 
verfahrens zweiter Inſtanz — über die in dem Urteil des Senats 
vom 31. März 1908 die Entſcheidung vorbehalten iſt — aufzuertegen 
(§ 102 3 O.). | 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 19. Mai 1908, 2 U 
163 / 07 (nach Meiningen). 


4. Iſt für eine Klage, mit der ein Kaufvertrag gemäß 
8 123 BGB. wegen Argliſt angefochten und der 
Kaufpreis zurückgefordert wird, der Gerichtsſtand 
der unerlaubten Handlung (§ 32 ZPO.) begründet? 
Die Klägerin, die ihren Sitz in Meiningen hat, kaufte laut 

Schlußſcheins vom 18. Auguſt 1903 von der — in Dresden domi⸗ 
zilierten — Beklagten einen Sauggasmotor von 22 effektiven Pferde⸗ 
ftärfen, Modell 02, zum Preis von 5750 M. Der Abſchluß fand 
in Meiningen zwiſchen den Vertretern der Klägerin und dem Be⸗ 
auftragten der Beklagten, Ingenieur Z., ſtatt. Nach den in den Schluß⸗ 
ſchein aufgenommenen Erklärungen des letzteren ſollte ein neuer oder 
nur ganz kurze Zeit in Gebrauch geweſener Motor (Ausſtellungs⸗ 
motor) geliefert werden. Dem entſprach nicht der Inhalt des Be⸗ 
ſtätigungsſchreibens der Beklagten vom 26. Auguſt 1903, in dem 
als Gegenſtand der Lieferung ein effektiv 2epferdiger Sauggasmotor, 
„gebr.“ (sc. gebraucht) bezeichnet wurde. Infolgedeſſen ſchloß ſich 
eine ſchriftliche Auseinanderſetzung der Parteien über die Beſchaffenheit 
des zu liefernden Sauggasmotors an. Dieſe fand mit dem Brief der 
Beklagten an die Klägerin vom 4. September 1903 ihren Abſchluß. 
Darin erklärte die Beklagte, daß ſie „eine Anlage, wie laut Schluß⸗ 
ſchein beſtellt, d. h. einen neuen, nur eventuell auf einer Ausſtellung 
geſtandenen Motor mit neuer Anlage“ liefern werde, und wies die 
von der Klägerin erhobenen Zweifel, daß die zu liefernde Maſchine 
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eine „vollſtändig neue und noch nie in Gebrauch geweſene“ ſei, als 
grundlod zurück. 

In der Folge wurde der Sauggasmotor an die Klägerin geliefert 
im der Zeit vom 2. bis 23. November 1903 erfolgte feine Aufſtellung 
in der klägeriſchen Fabrik. Die Klägerin zablte den Kaufpreis mit 
5750 M. an die Beklagte und nahm den Motor bis Ende 1906 
oder Anfang 1907 in Gebrauch. 

Mit ihrer am 9. Februar 1907 erhobenen Klage focht ſie indes 
den Kaufvertrag wegen Argliſt an und forderte Rückgewähr des Kauf⸗ 
preifed von 5750 M., abzüglich des mit 5 %/, zu berechnenden Wertes 
der Abnutzung auf 3¼ Jahre (= 934,38 M.) mit 4815,62 M. 
nebſt 5% Zinſen daraus ſeit dem 9. Februar 1907. Sie behauptete, 
daß die Beklagte ſie in doppelter Beziebung argliſtig getäuſcht und 
dadurch zum Vertragsabſchluß (und zur Erfüllungsannahme) beſtimmt 
habe: einmal ſei der gelieferte Sauggasmotor nicht neu, ſondern aus 
alten und neuen Teilen zuſammengeſetzt und daher minderwertig, alt 
ſeien insbeſondere das Fundament, die Pleuelſtange, die Kurbelwelle, 
das Kurbelwellenlager und die Schwungräder; zweitens habe die 
Beklagte ihr anſtatt des nach dem Schlußſchein verſprochenen Modells 
02 — über das bei Vertragsſchluß ein Proſpekt mit Abbildung vor⸗ 
gelegen habe — das Modell D. V, d. h. an Stelle eines Sauggas⸗ 
motors einen nur wenig umgeänderten Gasmotor geliefert; von beidem 
babe fie erſt im Dezember 1906 bezw. zu Anfang 1907 Kenntnis 
erlangt. Die Zuſtändigkeit des Landgerichts Meiningen gründete die 
Klägerin darauf. daß der Gegenſtand der Klage eine in Meiningen 
begangene unerlaubte Handlung bilde. 

Die Beklagte ſchützte die prozeßhindernde Einrede der Unzuſtändig⸗ 
keit vor, indem ſie ausführte, daß ihr nach dem eigenen Vorbringen 
der Klägerin eine Argliſt nicht zur Laſt falle. Dieſe Einrede wurde 
in erſter und zweiter Inſtanz verworfen. Aus den Gründen des 
Berufungsurteils: 

Die Klägerin behauptet, ſie ſei durch argliſtige Täuschung von 
der Beklagten zum Abſchluß des die Lieferung eines Sauggasmotors 
betreffenden Vertrages vom 18. Auguſt 1903 beſtimmt worden, ficht 
dieſen Vertrag gemäß §§ 123 f. BGB. an und fordert den bereits 
gezahlten Kaufpreis zurück. Sie erblickt in dem Verhalten der Be⸗ 
klagten eine unerlaubte Handlung und hält für ihre darauf geſtützte 
Klage die Zuſtändigkeit des Landgerichts für begründet. Dieſer Anſicht 
war im Ergebnis beizutreten. 

Darüber, daß nach den Klagbehauptungen eine argliſtige Täuſchung 
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im Sinne des § 123 BGB. (ein zivilrechtlicher Betrug) vorliegt, kann 
kein Zweifel beſtehen. Denn die Beklagte ſoll — nach der Darſtellung 
der Klage — die Klägerin durch die betrügeriſche Voiſpiegelung, es 
werde ein neuer Sauggasmotor, Modell 02 geliefert, getäuſcht und 
zum Kaufe des Sauggasmotors beſtimmt, hierdurch und durch die 
Lieferung eines zum Teil alten, dem Modell 02 nicht entſprechenden 
Sauggasmotors aber um die Wertdifferenz geſchädigt haben. Im 
übrigen wird es bei Beantwortung der Zuſtändigkeitsfrage wohl nur 
darauf ankommen, ob der Tatbeſtand, in dem die unerlaubte Handlung 
gefunden wird, ſich ganz oder zum Teil im Gerichtsbezirk abgeſpielt hat. 
Ob dieſer Tatbeſtand wirklich eine unerlaubte Handlung darſtellt und ob 
er eine Haftung der Beklagten begründet, berührt offenbar nür den 
Beſtand des Anſpruchs, nicht die Zuſtändigkeit (Gaupp- Stein, 
ZPO. Bd. 1 Nr. 5 zu 832 S. 96; RG3Z. 4, 382; 13, 424). Es 
kann deshalb auch dabingeftellt bleiben, ob ein Spezieskauf oder der 
Kauf einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache vorliegt, und 
ob auch im letzteren Falle die Anfechtung wegen Arglist ſchlechthin 
oder nur mit Bezug auf die Erfüllungsannahme Platz greift (vergl. 
§ 480 Abſ. 2 BGB.; RGZ. 48, 282 ff.; 55, 214 ff.; 62, 302; 
v. Staudinger, BGB. Bd. 2 Nr. Ab zu § 480 S. 125f., 
Nr. Fc zu § 460 S. 81 f.). Indes mag bemerkt werden, daß es 
ſich hier um den Kauf eines ſpeziell beſtimmten Motors handelt. 
Dies beweiſt der Brief der Beklagten vom 4. September 1903, nach 
dem ein einzelner Motor von der Beklagten ausgeſchieden, für die 
Klägerin beſtimmt und zu dieſem Zwecke einem Umbau unterzogen 
worden iſt. 

Würde ſich die Klage auf § 826 BGB. oder § 823 Abſ. 2 BGB. 
(verbunden mit 8 263 StGB.) ſtützen, jo ſtände ihr unzweifelhaft der 
Gerichtsſtand des § 32 ZPO. offen. Dieſer Annahme ſtehen jedoch 
Bedenken entgegen. Allerdings läßt ſich der der Klage zugrunde 
liegende Tatbeſtand auch unter die angeführten Paragraphen ſub— 
ſumieren. Daß die Klage offenbar von einer anderen Konſtruktion 
ausgeht, iſt demgegenüber gleichgültig. Denn die rechtliche Beurteilung 
der Klagtatſachen iſt Sache des Gerichts (RGZ. 63, 269). Indes 
ſcheitert die Auffaſſung der Klage als Schadenderfagflage im Sinne 
der §§ 826, 823 Abſ. 2 BGB. daran, daß fie ſich auf Aufhebung 
des Vertrages und Rückgängigmachung der Erfüllung richtet. Dieſer 
Zweck kann mit einer auf §§ 826, 823 Abſ. 2 BGB. geſtützten 
Schadenserſatzklage nicht wohl erreicht werden. Deren Ziel kann 
vielmehr nur die Leiſtung des pofitiven Vertragsintereſſes fein (RGZ. 
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59, 155ff.). Die gegenteilige Annahme würde dazu führen, die 
Spezialvorſchrift des § 124 BGB. ihrer praktiſchen Bedeutung zu 
entfleiden (RG3Z. 63, 270; ſiehe aber Motive zum BGB. 1, 208). 

Danach frogt es ſich, ob eine Klage, wie die vorliegende, die 
einen Kaufvertrag wegen Argliſt anficht und den gezahlten Kaufpreis 
zurückfordert, eine unerlaubte Handlung im Sinne des § 32 BRO. 
zum Gegenſtande hat. Dies hat der Senat bejahen zu müſſen 
geglaubt. Weſentlich für die Klage des § 32 ZPO. iſt, daß fie in 
der unerlaubten Handlung als ſolcher ihren Grund, nicht nur ihre 
Veranlaſſung hat, daß der Anſpruch nicht auf einem von der Rechts— 
verletzung unabhängigen klägeriſchen Recht, ſondern auf der Rechts— 
kränkung ſchlechthin beruht (Wach, Handbuch des Zivilprozeßrechts, 
§ 38 ©. 468). Dieſe Vorausſetzung liegt hier vor. 

Unbedenklich kann davon ausgegangen werden, daß das behauptete 
argliſtige Verhalten der Beklagten einen ſchuldhaft rechtswidrigen Eingriff 
in den Rechtskreis der Klägerin und damit ein Delikt darſtellt. (Vergl. 
Gaupp⸗-Stein, IPO. Bd. 1 Nr. 2 zu § 32 S. 93, Weyl, Syſtem 
der Verſchuldungsbegriffe, § 58 S. 460 ff.; Motive zum BGB. 1. 208; 
RGOZ. 60, 300 ff.). Die Frage iſt nur die, ob die konkrete Klag— 
begründung die Rechtsfolgen dieſes Delikts als ſolchen geltend macht 
oder davon unabhängige ſelbſtändige Rechtsfolgen in Anſpruch nimmt 
(vergl. JW. 1898 S. 4744; Gruchot 36, 1212). Hierbei kommt 
folgendes in Betracht: Wird ein durch argliſtige Täuſchung erſchlichenes 
Rechtsgeſchäft gemäß §§ 123 ff. BGB. angefochten, fo iſt es gemäß 
§ 142 Abſ. 1 BGB. als von Anfang an nichtig anzuſehen. Die 
Folge davon iſt, daß die in Erfüllung des Geſchäfts bewirkten Leiſtungen 
ohne Rechtsgrund (sine causa) geſchehen find und daher der Rück— 
forderung nach den Grundſätzen über die Herausgabe einer ungerecht— 
fertigten Bereicherung unterliegen (§ 812 Abſ. 1 BGB.) Von dieſem 
Geſichtspunkte aus betrachtet, ſtellt ſich die Klage auf Rückzahlung 
des Kaufpreiſes als eine Bereicherungsklage, und nicht als eine ſolche 
aus unerlaubter Handlung dar (RGR. 49, 421 ff.). Demgegenüber 
kommt jedoch in Betracht, daß hier das ſchuldhaft rechtswidrige 
Handeln der Beklagten die Grundlage der Bereicherungshaftung und 
damit den Gegenſtand der Klage bildet. Das Nichtvorbandenjein 
des rechtlichen Grundes — das nach § 812 Abſ. 1 BGB. die 
Herausgabepflicht begründet — wird nicht etwa aus der Nichtigkeit 
des Vertrages ſchlechthin abgeleitet, ſondern gerade daraus, daß ein 
Delikt der Beklagten vorliege und deshalb der Vertrag nicht verbindlich 
ſei. Die Behauptung des Delikts der Beklagten bildet alſo den Kern 
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des konkreten rechtserzeugenden Tatbeſtandes und bezieht ſich nicht 
auf eine davon unabhängige Vorfrage (vergl. RGZ. 27, 387 fl.) 
Die Feſtſtellung, daß die Beklagte den Kaufpreis ohne Rechtsgrund 
beſitzt, iſt mit der anderen, daß ſie ihn durch ein Delikt erlangt hat, 
untrennbar verbunden, und zu dem Subſumtionsſchluß, aus dem 
ſich die Herausgabepflicht der Beklagten als Rechtsfolge ergibt, gehört 
in erſter Linie die Bejahung des Deliktes. Dies würde ohne weiteres 
einleuchten, wenn ſich die Klage auf die Nichtigkeitserklärung des 
Kaufvertrages wegen des Betrugs oder auf die Feſtſtellung der Nichtig⸗ 
keit, ſei es ausſchließlich, ſei es in erſter Linie, richtete. Denn damit 
würde die unmittelbare Rechtsfolge des Delikts geltend gemacht (wegen 
des negativen Vertragsintereſſes ſiehe RGZ. 59, 157). Dieſelbe 
Beurteilung muß aber auch Platz greifen, wenn, wie hier, in der 
Klage die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung erklärt und die 
unmittelbare Rechtsfolge, die Herausgabe der durch das Delikt ere 
langten Vertragsleiſtung, zum eigentlichen Gegenſtand der Klage gemacht 
iſt. Auch in dieſem Falle handelt es ſich um die Verfolgung eines 
aus einem Delikt abgeleiteten Anſpruchs. (Gruchot 36, 1212f.,; 
SW. 1898 S. 4744; Sächſ A. 14. 264 f.; vergl. RG. 49, 425). 
Daß ſich die Klage auf Herausgabe der Vertragsleiſtung, nicht auf 
Schadenserſatzleiſtung richtet, ſteht ihrer Auffaſſung als Deliktsklage 
im Sinne des § 32 ZPO. nicht entgegen. Die Verfolgung der 
Schadenderfappfliht im engeren Sinne gehört nicht zum Weſen der 
Klagen aus unerlaubter Handlung. Dieſe können die Beſeitigung 
der Folgen der Rechtsverletzung auch auf anderem Wege eritreben- 
(vergl. §§ 858 ff. insbeſondere §§ 861, 862 BGB., § 30 Ziffer 1 
und 2 KO., § 3 Ziffer 1 und 2 des Anfechtungsgeſetzes und dazu 
Gaupp⸗Stein, ZPO. Bd. 1 Nr. 3 S. 94f.), fie können ſich 
insbeſondere auch auf Herausgabe der durch das Delikt erlangten 
Bereicherung richten (RGZ. 2, 411 ff.; vergl, § 249 BGB). 

Nach alledem tft anzunehmen, daß eine Klage aus unerlaubter. 
Handlung im Sinne des § 32 ZPO. vorliegt. Darüber, daß der 
Tatbeſtand der unerlaubten Handlung im Bezirk des Landgerichts 
Meiningen zum weſentlichſten Teile verwirklicht worden iſt, kann aber 
kein Zweifel beſtehen. Denn in Meiningen, wo die geſetzlichen Ver⸗ 
treter der Klägerin ihren Wobnſitz haben, find dieſe durch die mündlichen 
Vorſpiegelungen des Bevollmächtigten der Beklagten Z., durch den 
— dort zu ihrer Kenntnis gelangten — Inhalt der Briefe der Be⸗ 
klagten und durch die Ablieferung der ö ae 
argüiſig getäuſcht worden. 
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Urteil des 2. Zivilſenats vom 25. Februar 1908, 2 U 9/08 
(nach Meiningen). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 

1. Ein Ausdruck, der nach den Anſchauungen der be— 
teiligten Volkskreiſe für gewöhnlich nicht als 
beleidigend gilt, wird erſt, wenn er in Beleidi— 
gungsabſicht gebraucht wird, beleidigend. Dem- 
entſprechend kann auch der Beleidigungsvorſatz in 
ſolchen Fällen nur in der Abſicht der Beleidigung 
beſtehen. 

Die Angeklagte, die Handarbeitersehefrau J., hatte im Verlaufe 
eines Wortwechſels zum Privatkläger, dem Maler B. geäußert, wenn 
ſie etwas ſage, habe er allemal die große Schnauze. Sie wurde 
vom Schöffengericht freigeſprochen, die Berufung des Privatklägers 
wurde zurückgewieſen. Die vom Privatkläger eingelegte Reviſion, 
in der gerügt wurde, die Strafkammer ſei bei ihren Feſtſtellungen von 
der rechtsirrigen Auffaſſung ausgegangen, daß der Beleidigungsvorſatz 
die Abſicht der Beleidigung erfordere, während doch das Bewußtſein 
der Beleidigung genüge, wurde ebenfalls zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Die Strafkammer hat ohne Rechtsirrtum die Aeußerung der 
Angeklagten, der Privatkläger habe allemal die große Schnauze, nach 
dem § 185 StGB. beurteilt und das Vorliegen einer Beleidigung 
verneint. Ihr Gedankengang iſt dabei, wie das Urteil bei näherer 
Betrachtung ergibt, der folgende geweſen. Der Ausdruck Schnauze 
iſt in den Kreiſen, denen die Parteien angehören, nicht ein abſolut 
beleidigender, ſondern vielmehr ein ganz neutraler, der erſt dadurch, 
daß er in Beleidigungsabſicht gebraucht wird, überhaupt beleidigend 
wird; es iſt der Angeklagten zu glauben, daß ſie ſich der ehrenkränkenden 
Natur des von ihr gebrauchten Ausdrucks bei deſſen Aeußeruug nicht 
bewußt geweſen iſt, mit andern Worten alſo, daß ſie den Ausdruck 
nicht in Beleidigungsabſicht gebraucht hat. Dieſer Gedankengang iſt, ſo, 
wie er eben herausgehoben worden iſt, klar und frei von Rechtsirrtum. 
Bei einem Ausdruck, der nach den Anſchauungen der betreffenden 
Volkskreiſe gemeinhin nicht als beleidigend gilt, iſt unter gewöhnlichen 
Umſtänden das Bewußtſein, der Ausdruck ſei beleidigend, begrifflich 
ausgeſchloſſen. Der Ausdruck ſelbſt wird erſt zur Beleidigung, wenn 
ihn die Abſicht des Täters dazu ſtempelt. Und das den Beleidigungs— 
vorſatz bildende Bewußtſein der Beleidigung muß demnach in ſolchen 
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Fällen mit der Abſicht der Beleidigung zuſammenfließen, kann in 
ſolchen Fällen nichts anderes ſein als die Abſicht der Beleidigung. 
Die Strafkammer hat deshalb mit Recht den ausſchlaggebenden Wert 
auf die Abſicht der Beleidigung gelegt, die hier ſchon für die objektive 
Seite des Tatbeſtandes der Beleidigung weſentlich iſt. 

Urteil des Strafſenats vom 24. Februar 1908, V 4/08 (nach 
Rudolſtadt). 


2. 8266 StPO. Erforderniſſe der Begründung eines Bee 
rufungsurteils, insbeſondere eines freiſprechenden. 
Das angefochtene Urteil erweckt Zweifel, ob ſeine Feſtſtellungen 

den Grundſätzen des § 266 StPO., auf deren Beachtung der Senat 
wiederholt (vergl. u. a. Thür Bl. 54, 30, und 190) die Gerichte, 
auch das Berufungsgericht hingewieſen hat, entſprechen. Auf jeden 
Fall mangelt es ihm an der für gerichtliche Entſcheidungen gebotenen 
Klarheit. Neben dieſer hätte es nicht auf bündige Kürze zu verzichten 
brauchen; beide ergänzen und fördern ſich vielmehr und eine klare 
Feſtſtellung würde an Knappheit nicht hinter den jetzt vorliegenden 
Ausführungen zurückgeblieben ſein. 

Daß bei einem Berufungsurteil nicht auf eine nochmalige Dar— 
ſtellung der ſämtlichen erſtinſtanzlichen Feſtſtellungen, die in bloße 
Form und überflüſſiges Schreibwerk ausarten würde, zu beſtehen ift 
iſt bereits dargelegt; die gegenüber der erſten Inſtanz veränderte 
Prozeßlage wird oft zur Hervorhebung anderer Tatſachen als in der 
erſten Inſtanz zwingen; bei Feſtſtellungen, die teilweiſe neu ſind, und 
bei Bezugnahmen muß nur immer klar werden, was für bewieſen 
angenommen worden iſt. 

Da eine Entſcheidung ſich auf das Notwendige zu beſchränken 
hat, ergibt ſich, wie den Aueführungen, Bd. 54, 191 ergänzend hinzuzu⸗ 
fügen iſt, eine Beſonderheit für freiſprechende Urteile gegenüber ver— 
urteilenden. Wie bereits in dem ThürBl. 52, 263 abgedrucktem 
Urteile ausgeführt iſt, iſt nicht erforderlich, daß der Vorgang wie bei 
einer Verurteilung erſchöpfend nach ſämtlichen Merkmalen des Tat— 
beſtandes dargeſtellt und rechtlich geprüft wird. Es iſt eine genügende 
Begründung, wenn ein notwendiges Merkmal des Tatbeſtandes vers 
neint wird (RG. 4, 362; 5, 225), die Feſtſtellung der übrigen Merk⸗ 
male kann unterbleiben. Wird das Fehlen des einen Moments aus 
rechtlichen Gründen angenommen, ſo müſſen die für erwieſen erachteten 
Tatſachen inſoweit konkret angegeben werden, daß eine Nachprüfung 
aus dem rechtlichen Geſichtspunkte möglich iſt (RG. 13, 35). 


— 259 — 


Der Angeklagte ift von der Anklage nach, $ 368 Ziffer 10 des 
StGB. freigeſprochen worden, weil er die Unkenntnis, daß er ſich 
auf fremdem Jagdgebiete befinde, nicht durch Fahrläſſigkeit verſchuldet 
habe. Die Tatſachen, die feſtgeſtellt ſind, laſſen erkennen, daß der 
Begriff der Fahrläſſigkeit richtig aufgefaßt iſt. (Wie dann näher 
erörtert wird.) 

Urteil vom 27. Februar 1908 8 9/08 (nach Weimar). 


3. Hat der Vater ſeinen als Lehrling in ſeinem Ge— 
werbe beſchäftigten Haus ſohn nach § 127 Gew. 
auch dann zum Beſuch der Fortbildungs- oder 
Fachſchule anzuhalten, wenn ein formal gültiger 
Lehrvertrag nicht abgeſchloſſen iſt, aber ein fak— 
tiſches Lehrverhältnis beſteht? — Bedeutung des 
Wortes „anvertraut“ in der Strafvorſchrift des 
8 148 Ziffer 9g GewO. — Muß der Lehrherr feinen 
Lehrling auch dann zum Beſuch der Fortbildungs— 
ſchule anhalten, wenn deren Beſuch nichtobligato— 
riſch iſt? — Darf er den Lehrling vom Beſuche der 
Fortbildungsſchule zurückhalten, wenn er ihn 
wegen dringender Arbeiten in ſeinem Gewerbe— 
betriebe braucht? 

Der Angeklagte iſt auf Grund der §§ 148 Ziffer 9, 127 GewO. 
in Verbindung mit § 11, 25 Ziffer 1 der Vorſchriften zu Regelung 
des Lehrlingsweſens im Bezirke der Handwerkskammer zu Greiz vom 
25. Januar 1902 (Amts- und Verordnungsblatt Nr. 25/1902. 
S. 143 ff.) beſtraft worden, weil er an mehreren Tagen zu Anfang 
des Jahres 1907 ſeinen als Lehrling in ſeiner Bäckerei beſchäftigten, 
ſiebzehnjährigen Sohn vom Beſuche der Handwerker-Fortbildungs— 
ſchule zurückgehalten hatte. 

Seine Reviſion rügt Verletzung des materiellen Strafrechts. 
Sie iſt unbegründet. Ohne Rechtsirrtum hat zunächſt das Berufungs— 
gericht angenommen, daß der Sohn des Angeklagten ſich dieſem 
gegenüber in einem Lehrlingsverhältnis befunden habe. Bei Prüfung 
dieſer Frage iſt von § 127 GewO. auszugehen. Hiernach iſt der 
Lehrherr verpflichtet, den Lehrling zum Beſuche der Fortbildungs— 
oder Fachſchule anzuhalten und den Schulbeſuch zu überwachen. 
Eine Beſtimmung des Begriffs „Lehrling“ iſt weder in dieſem Para— 
graphen, noch ſonſt in der Gewerbeordnung enthalten. Im allgemeinen 


wird als Lehrling ein gewerblicher Arbeiter anzuſehen ſein, der 
17* 
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in ein Arbeitsverhältnis hauptſächlich zu dem Zwecke eingetreten iſt, 
um eine Ausbildung in dem betreffenden Gewerbe oder Gewerbs— 
zweige zu erhalten (Lan dmann-Rohmer, GewO. Bd. 2 Bem. 3 
zu § 126, S. 211). Zweifel über das Vorliegen eines Lehrlings- 
verhältniſſes können entſtehen, wenn es ſich, wie hier, um einen in 
dem Gewerbe ſeines Vaters ausgebildeten Hausſohn handelt. In 
dieſem Falle wird es zumeiſt an einem formellen Vertragsabſchluß 
zwiſchen Lehrherrn und Lehrling fehlen. Das die Beobachtung der 
Schriftform (§ 126 b GewO.) keine Vorausſetzung für die Gültigkeit 
des Lehrvertrags iſt, bedarf keiner weiteren Ausführung (vergl. § 150 
Ziffer 4a, 127d, 127f Gew.) Fraglich kann aber fein, ob nicht 
wenigſtens der ſtillſchweigende Abſchluß eines Lehrvertrags vorliegen 
muß. Auch das iſt für den vorliegenden Fall zu verneinen. Die 
Vorſchrift des § 127 Gew., wonach der Lehrherr den Lehrling zum 
Beſuche der Fortbildungs- oder Fachſchule anzuhalten hat, iſt im 
Intereſſe der ſozialen Fürſorge für die Lehrlinge getroffen und bezweckt 
ihnen eine gute Vorbildung für das Leben und ihren Beruf zu gee 
währleiſten. Es iſt nicht erſichtlich, warum dieſe Schutzvorſchrift nur 
denen zugute kommen ſoll, deren Lehrverhältnis auf einem formal: 
gültigen Vertragsabſchluß beruht. Wollte man das annehmen, ſo 
würde jedes faktiſche Lehrverhältnis, dem nicht ein zwiſchen dem 
Pfleger des Sohnes und dem Vater geſchloſſener Lehrvertrag (§§ 107 
181. 1909 BGB.) zugrunde liegt, des geſetzlichen Schutzes entbehren. 
Die Folge würde fein, daß die in einem ſolchen Lehrverhältnis ver— 
brachte Zeit nicht als Lehrzeit im Sinne der §§ 129 Abſ. 1, 130 a 
131 GewO. angerechnet und der Lehrling nach Abſchluß dieſer Zeit 
nicht zur Geſellenprüfung zugelaſſen werden könnte ($ 1316 GewO.) 
Das kann unmöglich der Wille des Geſetzes ſein. Entſcheidend iſt 
vielmehr, ob ein tatſächlicher Zuſtand beſteht, der alle Merkmale eines 
zwiſchen Vater und Sohn beſtehenden Lehrverhältniſſes aufweiſt und 
nur der Formaliſierung durch einen beſonderen Vertragsabſchluß entbehrt. 
Das ein ſolches faktiſches Lehrverhältnis zwiſchen dem Angeklagten 
und ſeinem Sohne vorgelegen hat, hat das Berufungsgericht in 
rechtlich bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt. Der Annahme eines fo ges 
arteten Lehrverhältniſſes ſteht auch nicht die Vorſchrift des § 1617 
BGB. entgegen, wonach der Hausſohn an ſich ſchon zur Dienſt⸗ 
leiſtung im elterlichen Hausweſen und Geſchäft verpflichtet iſt. Denn 
dadurch wird nicht ausgeſchloſſen, daß — wie es hier der Fall geweſen 
iſt — die Tätigkeit des Sohnes im väterlichen Gewerbe dem von 
vorneherein ins Auge gefaßten Zwecke dienen ſoll, dieſen zu ſeinem 
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künftigen Berufe vorzubilden (ſiehe dazu Nelken, Die Deutichen 
Handwerker⸗ und Arbeiterſchutzgeſetze, No. 5 zu § 126, S. 638 f., 
Johows Jahrbücher 8, 142 flg.; abweichend Reger 17, 387, 
Goltd Arch. 44, 290 f.; vergl. auch Landmann-Rohmer, GewO. 
Bd. II, No. 3 zu § 126, S. 212). Ob auch bei anderen Beſtimmungen 
der Gewerbeordnung (vergl. z. B. 88 126 b, 150 Ziffer 4a GewO.) 
das Beſtehen eines Lehrverhältniſſes angenommen werden kann, wenn 
es an einem gültigen Vertragsſchluß zwiſchen Vater und Sohn fehlt, 
kann hier dahingeſtellt bleiben. Denn im vorliegenden Falle handelt 
es ſich lediglich um die Auslegung des § 127 GewO. 

In Zuſammenhang damit ſteht die weitere Frage, ob der Tat— 
beſtand der Strafvorſchrift des § 148, Ziffer 9 GewO.: „Wer die 
geſetzlichen Pflichten gegen die ihm anvertrauten Lebrlinge 
verletzt“ (übereinſtimmend § 25 Ziffer 1 der Vorſchriften der Hand— 
werkskammer vom 25. Januar 1902) auf den Angeklagten zutrifft. 
Dies iſt zu bejahen. Mit dem Worte „anvertraut“ wird nicht ein 
beſonderes Tatbeſtandsmerkmal aufgeſtellt. Die Vorſchrift des § 148 
Ziffer 9 GewO. ſoll nur beſagen, daß die Verletzung der Verpflichtungen 
gegen die Lehrlinge ſtrafbar ſein ſoll. Die Hinzufügung des Wortes: 
„anvertraut“ iſt ſachlich bedeutungslos. 

Irrig iſt die Anſicht der Reviſion, daß der Angeklagte deshalb 
nicht beſtraft werden könne, weil der Beſuch der Fortbildungsſchule, 
von der er ſeinen Sohn zurückgehalten habe, kein obligatortiſcher ge— 
weſen ſei. Der Unterſchied zwiſchen obligatoriſchem und freiwilligem 
Beſuch der Fortbildungs- oder Fachſchule, der damit in das Geſetz 
hereingetragen wird, iſt der Vorſchrift des § 127 GewO. völlig 
fremd. Entſcheidendes Kriterium iſt, ob der Lehrling die Fortbildungs— 
oder Fachſchule, ſei ſie mit Schulzwang verknüpft oder nicht, wirklich 
beſucht. Iſt dies der Fall, ſo iſt der Lehrherr auch verpflichtet, ihn 
zum weiteren Beſuch anzuhalten (ſ. Nelken, a. a. O. No. 7 zu § 120, 
S. 554, No. 4 zu § 127 S. 656, No. 5 zu § 139 i, S. 953; vergl. 
auch Reger 20, 291.) Dieſe Vorausſetzung hat aber nach den 
getroffenen Feſtſtellungen für den Angeklagten vorgelegen. 

Eine andere Frage iſt es, ob in § 127 GewDH. unter „Wort: 
bildungsſchule“ eine „von der Gemeindebehörde oder vom Staate 
als Fortbildungsſchule anerkannte Unterrichtsanſtalt“ im Sinne des 
§ 120 Abſ. 1 GewO. zu verſtehen iſt (vergl. Landmann-Rohmer 
a. a. O. II. No. 15 zu § 148 S. 475). Dies kann jedoch dahin- 
geſtellt bleiben. Denn die Fortbildungsſchule, um die es ſich hier 
handelt, iſt unter dem 16. Januar 1889 miniſteriell genehmigt 
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und damit ſtaatlich als ſolche anerkannt worden (vergl. noch § 103 e 
Gew.). 

Damit, daß er ſeinen Sohn an den in Betracht kommenden 
Tagen im Hauſe und im Geſchäfte nicht habe entbehren können, 
kann ſich endlich der Angeklagte nicht entſchuldigen. Nach § 148 
Ziffer 9 verbd. mit § 127. Abſ. 1 Satz 1 Gemd. iſt derjenige 
Lehrherr ſtrafbar, der ſeinen Lehrling widerrechtlich aus Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit nicht zum Schulbeſuch anhält. Dies hat 
nach den getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen der Angeklagte getan. 
Der Umſtand allein, daß der Lehrherr wegen dringender Arbeiten 
den Lehrling in ſeinem Gewerbebetriebe braucht, berechtigt ihn nicht, 
den Lehrling unter Zurückhaltung von der Schule hierzu zu verwenden 
(Thür Bl. 53, 117 flg.; Reger 11, 282 ff.; abweichend Goltd Arch. 
48, 320 Urteil des Oberlandesgerichts Roſtock vom 22. Februar 
1901, Reger 22, 37). Denn im Lehrlingsverhältniſſe überragt 
das Ausbildungsintereſſe, wie die verſchiedenſten Vorſchriften der 
Gewerbeordnung erkennen laſſen (vergl. z. B. § 127, Abſ. 1, Satz 2 
Abſ. 2, § 127 b Abi. 3 Ziffer 2, § 128, § 129, § 131 c) bei weitem 
das Intereſſe, das der Lehrherr an der Arbeitskraft des Lehrlings 
berechtigtermaßen haben darf. 

Urteil des Strafſenats vom 19. September 1907 8 63/07 (nach 
Greiz). 


Bücherbeſprechungen. 


74. Peters, Dr. Wilibald (Reichsgerichtsrat), Das engliſche 
bürgerliche Streitverfahren und die deutſche Prozeßreform. 
Berlin (Vahlen) 1908. 149 S. 4 M. 


Der Verfaſſer veröffentlichte 1904 ein Buch „Prozeßverſchleppung, Prozeß⸗ 
umbildung und die Lehren der Geſchichte“ ſowie 1907 in Gruch Beitr. 51, 48 — 110 
eine Abhandlung „Inwiefern empfiehlt es fich, den deutſchen Zivilprozeß nach dem 
Muſter des öſterreichiſchen umzubilden.“ Jenes Buch ſchlägt eine Umgeſtaltung 
der ZPO. in der Richtung nach dem altpreußiſchen Verfahren vor; dieſe Abhand⸗ 
lung erkennt viele Vorzüge des öſterreichiſchen Verfahrens an, warnt jedoch davor, 
öſterreichiſche Einrichtungen auf den reichsdeutſchen Prozeß unmittelbar zu über⸗ 
tragen. In gleichem Sinne iſt das neue Buch geſchrieben, welches leider vor 
Veröffentlichung des amtlichen Entwurfs von 1908 vollendet ward. 

Auf S. 1—45 ſtellt P. das engliſche Verfahren dar, weſentlich auf Grund 
von J. W. Brody-Inwes, Comparative principles of the laws of England 
and Scotland. Courts and Procedures, Edinburgh 1903. Nach einigen all⸗ 
gemeinen Bemerkungen der S. 46—48 ſpricht P. S. 48 — 59 gegen Laien als Zivil⸗ 
richter, S. 72 — 74 gegen die Möglichkeit, Beweisanträge bis zum Urteil vorzu⸗ 
bringen, S. 74—81 gegen Erhebung der Beweiſe durch die Parteien, S. 81—93 
für Parteiverfahren und mündliche richterliche Schlußverhandlung, S. 93 und 94 
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gegen ſchriftliche Zeugniſſe (Affidavits), S. 94—96 gegen den fog. Bortermin, 
S. 96—99 für Erweiterung und Vereinfachung des Mahnverfahrens ſowie für 
Zwang zu ſolchem, S. 99 und 100 gegen die Möglichkeit, durch ſich ſelbſt oder 
durch Zeugen ohne weiteres einen Anſpruch ſich zuzuſchwören, S. 100— 102 gegen 
Beſchränkung der Berufung, S. 102— 107 für Beſchränkung der Reviſion, S. 
107—132 für große Geldſtrafen bei unzuläſſiger und für noch größere bei unbe⸗ 
gründeter Reviſion, ſowie für Notwendigkeit augenblicklicher Hinterlegung der 
Strafſumme, S. 134 und 135 für ſtärkere „Heranziehung der Gerichtsſchreiberei 
und Kanzlei zur Entlaſtung der Richter vom Schreibwerk“, S. 435 —145 für alt⸗ 
preußiſches ſchriftliches Verfahren mit mündlicher Schlußverhandlung und folge— 
weiſe und nur deshalb für Wegfall des ſonſt von ihm für leider unentbehrlich er— 
klärten Tatbeſtandes der ZPO., S. 146 — 148 gegen nur mündliche Verkündung der 
Urteilsgründe. 

Auf Erfahrungen, die man in England gemacht, ſind die Ausſprüche nur 
ſelten gegründet. 


75. Laband, Dr. Paul (Profeſſor zu Straßburg), Direkte Reichs- 
ſteuern, ein Beitrag zum Staatsrecht des Deutſchen Reiches. 
Berlin (Otto Liebmann) 1908. 70 S. 0,80 M. 

Der Meiſter des Staatsrechts, voll banger Sorge für das Deutſche Reich 
wegen der 4 Milliarden Schulden desſelben, warnt aus ſtaatsrechtlichen wie aus 
volkswirtſchaftlichen Gründen in bekannter klarer Ausführung dringend und über- 
zeugend vor jeder ferneren direkten Reichsſteuer. 


76. Kerler, D. H., Die Idee der gerechten Vergeltung 
in ihrem Widerſpruch mit der Moral; ethiſche Gedanken zur 
Strafrechtsreform. Ulm (H. Kerler) 1908. 32 S. 0,60 M. 

Gegenleiſtung, d. h. Lohn, ſagt die Schrift, iſt nicht ſittlichen, ſondern wirt- 
ſchaftlichen Weſens; Gegenſtück des Lohnes iſt die Strafe, ſofern ſie wie in den 
deutſchen Geſetzen als gerechte Vergeltung gedacht wird; ſo iſt auch gerechte Ver— 
geltung nicht ſittlichen ſondern wirtſchaftlichen Weſens, nicht etwa Abbild der ab— 
ſoluten gerechten Vergeltung in Gottes ſittlicher Weltordnung. Eine weitere Be— 
gründung des erſten Titelteiles hat der Unterzeichnete in der Schrift nicht zu 
entdecken vermocht. Uebrigens erwähnt ſie die Mehrzahl der Strafrechttsheorien, 
die erwähnten ſämtlich raſch abtuend, und empfiehlt ſodann für die Reform des 
deutſchen Strafrechts Sicherung der Geſellſchaft als Grundgedanken, Abſchaffung 
der kurzen Freiheitsſtrafen, nur bedingte Verurteilung aller erſtmaligen Verbrecher, 
Verurteilung zu Strafen von vorläufig unbeſtimmter Dauer, Abſchaffung der 
Todesſtrafe, kriminaliſtiſche Vorbildung der Gefängnis- und Zuchthausbeamten, 
Einzelhaft mit Unterbrechung durch Turnen, Unterricht, Vorträge uſw., Selbft- 
beſchäftigung der Sträflinge und überhaupt Stärkung ihrer regelmäßig ſchwachen 
Willenskraft. 5 


77. Doerr, Dr. Friedrich, Das fortgeſetzte Delikt; ſeine 
Geltung und ſeine Wirkungen im deutſchen Recht. Stuttgart 
(Encke) 1908. 236 S. 6 M. 


Dieſe auch als Beilage zum Gerichtsſaal von 1908 veröffentlichte Schrift 
ſucht in gründlichſter Weiſe den Begriff der fortgeſetzten Straftat als einer bejon- 
deren Art der Straftaten darzutun. 


78. ten Hompel, Adolf, Dr. jur. (Gerichtsaſſeſſor zu Münſter in 
W.), Der Verſtändigungszweck im Recht; ein Verſuch zur 
Aufdeckung rechtspſychologiſcher Grundlinien unter be— 
ſonderer Berückſichtigung der freien Willensbedingung und 
ihrer geſetzlichen Hauptfälle in Kauf und Probe, im Vor— 
kaufs⸗, Rückkaufs⸗, Reu⸗, Rücktritts⸗, Wahlſchuld⸗-, Wand: 
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lungs-, Einigungs- und Cintragungs-Redt. Berlin (Vahlen) 
1908. 217 © 5,40 M. 


ten Hompel hat feinem Buch die Goetheſchen Worte „Wo Objekt und 
Subjekt ſich berühren, da iſt Leben“ als Motto vorgeſetzt und ſchließt auch ſein 
Buch mit dieſen Worten, wünſchend, daß es in ihrem Geiſte „dem Prinzip des 
Fortſchritts dienen möge im Sinne der Rückkehr zur Philoſophie — im Sinne der 
Umwertung des objektiven Rechts für die ſubjektiven Bedürfniſſe des Lebens“. 
Die Hoffnung auf Erfüllung dieſes Wunſches begründet er, die Endergebniſſe des 
Buches zuſammenfaſſend, folgendermaßen: 

„Auf dem Wege der Deduktion aus den allgemeinen Grundlagen der Philo- 
ſophie beſprachen wir die Analyſe von Verſtand und Wille, und aus der Wechſel⸗ 
beziehung beider ergab ſich die Syntheſe von Verſtand und Wille zum Verſtän⸗ 
digungswillen. In ihm aber erkannten wir kraft weiterer Deduktion den Weſens⸗ 
urgrund von Recht und Rechtsgeſchäft. Der Verſtändigungswille bot uns das 
Mindeſtmaß rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtandes, jenes Urelement des Rechtsgeſchäftes, 
das den Schwebezuſtand bei jeder Suspenſivbedingung, bei der Zufalls- und der 
freien Wollensbedingung gleichmäßig eben für die Zeitſpanne ausfüllt, da von 
einem wirklichen und wirkſamen Wirkungswillen in Ermangelung der Bedingungs⸗ 
erfüllung noch nicht die Rede ſein kann. So gab uns der Verſtändigungswille 
die Löſung Jahrhunderte alter Rätſel zumal auch beim Probekauf und damit die 
ſichere Erkenntnis von der Vereinbarkeit der freien Wollensbedingung mit dem 
Weſen des Rechtsgeſchäftes ſchlechthin. Was bei der Definition des Rechtsgeſchäftes 
„wirkſam weil gewollt, weil geſollt“, unmöglich erſchien. die Suſpenſiv⸗ 
bedingung: „ich will, wenn ich will“, das ward ſelbſtverſtändlich durch die 
Einführung des Verſtändigungswillens in feiner unantaſtbaren Stellung über den 
Schickſalen des Wirkungswillens. Nur die äußeren Zutaten der Höchſtperſönlich— 
keit und Letztwilligkeit erwieſen fic) als Hemmniſſe gegen die Zuläſſigkeit der ſus⸗ 
penſiven freien Willensbedingung. — Und ſo ergab ſich als letzter Deduktionsſchluß 
der Unterordnung des Probekaufs, des Rückkauſs, des Vorkaufs und des Rücktritts, 
des Einigungs- und des Eintragungsrechtes unter die mit dem Weſen des Rechts⸗ 
geſchäfts ſchlechthin vereinbare freie Wollensbedingung. Die Anwendung der all⸗ 
gemeinen philoſophiſchen Grundbegriffe auf die Geſetzesbeſtimmungen des BOR, 
brachte uns einen doppelten Deduktionsgewinn; einen Gewinn für die genannten 
Rechtsinſtitute und einen Gewinn für die freie Wollensbedingung ſelbſt. Auch 
Schattenſeiten traten auf. Die Zuſammenhangloſigkeit der geſetzlichen Gefahren⸗ 
und Verantwortungs-Regelung trat mit all ihren inneren Widerſprüchen und prak⸗ 
tiſch bedenklichen Komplikationen zutage. Der alternative Rücktritt bei der 
Wahlſchuld bot die einzig mögliche treffende Gefahreuübertragung auf den Rück⸗ 
tritts⸗ Berechtigten, — und doch ſahen wir, daß ohne jeden ſtichhaltigen Grund beim 
einfachen vertragsmäßigen Rücktritt der Gefahr des zufälligen Sachunterganges 
dem Rücktritts⸗ Verpflichteten aufgebürdet ward. Und ganz ebenſo erkannten wir 
die völlige Verfehltheit und Bedenklichkeit des Satzes Periculum est emtoris bei 
dem Rückkauf als einen Ausfluß falſcher Konſtruktion, als eine Folge der Unklar⸗ 
heit des Geſetzgebers über das innere Weſen des Rechtsgeſchäfts, über die Zuläſſig⸗ 
keit der freien Wollensbedingung. — Der freien Wollensbedingung aber iſt je 
lege ferenda das Probe-, Rückkaufs⸗, Vorkaufs⸗ und Rücktritts⸗Recht zielbewußt 
unterzuordnen. Jede unnötige Abweichung von den allgemeinen Normen über die 
ſuspenſiv bedingten gegenſeitigen Verträge iſt dabei zu meiden. Nur ſo dürfte eine 
praftifch brauchbare und gerechte Gefahren- und Verantwortungs-Regelung für das 
Rückkaufs⸗, Vorkaufs⸗ und Rücktritts⸗Recht zu erzielen und dazu eine Verein achung 
der Geſetzesbeſtimmungen zu erreichen ſein, die frei von der zum Teil ſyſtemloſen 
Kompliziertheit des gegenwärtigen Obligationen-Rechts eine ſichere Rechtſprechung 
ermöglicht. — Bei dieſer praktiſch⸗ſyſtematiſchen Vereinfachung des Geſetzes wird 
auch die Weſensgleichheit des Rücktritts- und des Wandelungsrechtes in weit höherem 
Maße als bisher zu berückſichtigen ſein. Und ſo wird der 8 465 BGB. mit 
ſeiner ungeſunden, praktiſch unbrauchbaren Konſtruktion des verjährbaren Wande⸗ 
lungs-Anſpruchs wohl oder übel auf die Dauer der Konſtruktion des unverjähr⸗ 
baren Rechtes zur Bedingungs⸗Erfüllung durch Wandelungs Erklärung weichen 
müſſen. — Aus den philoſophiſchen Grundbegriffen aber fließt beim Rückkaufs⸗ 
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Vorkaufs⸗, Rücktritts⸗, Wandelungs⸗, Ciniqungs- und Eintragungs-Recht auch ein 
greifbarer Gewinn für die freie Wollensbedingung ſelbſt, indem ſich nunmehr aus 
deu geklärten Rechtsinſtituten der Weg der Induktion eröffnet, der Weg der 
Umwertung des brauchbar gefundenen Sondergeſetzes für die noch aufzudeckende 
allgeineine Regelung der freien Wollensbedingung de lege ferenda. Hier bietet 
das Rückkaufs⸗ und Vorkaufs Recht den Typus der freien Wollensbedingung ex 
nunc, das einfache und das alternative Rücktrittsrecht aber je einen Fall der freien 
Wollensbedingung ex tune. Die Verantwortungs- und Schadenserſatz-Regelung 
beim Rücktritt und den übrigen beſprochenen Rechtseinrichtungen bringt dann 
Beiſpiele für den kritiſchen Ausbau der freien Wollensbedingung nach den mit 
dem geltenden Recht geſammelten praktiſchen Erfahrungen. Das Recht der ding— 
lichen Einigung und Eintragung aus § 873 BGB. aber bietet uns die klare 
Parallele zum bedingten obligatoriſchen Probekauf und die wertvolle Erkenntnis des 
Feſtſtellungswertes in der obligatoriſchen und dinglichen Verſtändigung bis zum 
Hervortreten des allein vollftredbaren Wirkungswillens. — Auch dürften unſere 
Ergebniſſe klärend wirken auf das Verhältnis zwiſchen der Suſpenſiv- und der 
Reſolutiw-Bedingung, zwiſchen der Wollens- und der Zufalls-Bedingung, wie auch 
auf das Weſen und die Stellung der vertraglichen und der geſetzlichen Vorbehalte, 
welche mit dem wechſelvollſten Inhalt und in den mannigfachſten Formen zu Ver— 
trägen aller Art vorkommen. Die Wirkung des Erklärungs-Juhaltes iſt bei allen 
dieſen auf die ſuspenſive freie Wollensbedingung abgeſtellten Vorbehalten, wie 
wir ſahen, ſcharf zu trennen von der techniſchen Wirkung der Bedingungs-Exfüllung. 
Der Erklärungs-Inhalt iſt ſeiner Materie nach contrarius consensus für den 
Grundvertrag, dem der Vorbehalt auf Abgabe eben dieſer Erklärung eingefügt wird. 
Aus dem contrarius consensus aber folgt lediglich eine obligatio ad restituendum 
im ſchärfſten Gegeuſatz zu der ipso jure rückwirkenden Kraft der Reſolutwbe— 
dingung: fo wenigſtens fanden wir die Unterſcheidungsmerkmale zwiſchen der 
ſuspenſiven freien Wollensbedingung des Rücktritts Vorbehaltes und der reſolu— 
tiven freien Wollensbedingung der unmittelbaren Auflöſung des Grundvertrages. 
Eine neue Technik der Rechtskonſtruktion tut ſich hier auf, wie wir es 
deutlicher ſahen bei der reſtloſen Klärung der Wahlſchuld durch Einführung eines 
alternativen Rücktrittsrechtes. — Ihren Rahmen und ihre Vollendung aber erhalten 
alle dieſe Erwägungen, wie auch die Ergebniſſe aus dem Probekaufs-, Rückkaufs⸗, 
Vorkaufs⸗, Wandelungs-, Einigungs- und Eintrags Recht erſt durch die Unterord— 
nung unter die Grundtheſe dieſer Arbeit, wonach das Weſen her Rechisgeſchäfte, 
das Weſen der ein- und mebhrfeitig verpflichtenden Vertragsverſtändigung wie auch 
das Weſen der einſeitigen Anordnungsverſtändigung im Verſtändigungswillen er» 
ſchöpft wird. Er bildet den eiſernen Beſtand, das unantaſtbare, für keine Sus— 
penſierung mehr zugängliche Mindeſtmaß allen rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtandes und 
nicht minder den Urquell des objektwen Rechts. Er iſt das Synallagma der gegen- 
ſeitigen Verträge; ihm ordnet ſich der Wirkungs und der Erklärungswille unter; 
beide erhalten vom allumfaſſenden Verſtändigungswillen ihre Richtung zur Ver- 
ſtändigung, zum Frieden, zum Recht.“ 


Auf S. 117 aber ſagt ten Hompel, nachdem er die ſog. Erklärungstheorie 
ſowie die ſog. Willenstheorie der Ziviliſten dargeſtellt, gewürdigt und zurück— 
gewieſen: „Den von der Erklärung zur Kenntnis gebrachten Willen nennt man 
Wirkungswillen. Wirkungswille iſt das Wollen der Geſchäftswirkung im geſchäft⸗ 
lichen Ends weck. Der Niederſchlag dieſes Zweckwollens iſt das Gewollte als die 
im geſchäftlichen Endzweck für die Dauer des Rechtsgeſchäfts gewollte 
Verſtändigung. — Der Wille, der die Erklärung als äußere Tatſache ſetzt, iſt 
der Erklärungswille, das Wollen des äußeren Werkzeichens in ſeiner beſumm⸗ 
ten oder beſtimmbaren Bedeutung für die gewollte Erklärung als Selbſtzweck. Der 
Niederſchlag des Erklärungswillens als Selbſtzweck iſt das Gewollte als die nur 
im geſetzten Werkzeichen für die Dauer des Rechtsgeſchäfts gewollte Ver- 
ſtändigung.“ 


Der Unterzeichnete iſt aber durch dies alles nicht in ſeiner Anſicht erſchüttert, 
daß für Rechtsgeſchärte die Willenserklärung das Rechtſchaffende und Bindende tft, 
und daß dies deshalb gilt und deshalb gelten muß, weil es der für die Menſchheit 
notwendige Verkehr notwendig fordert. 


— 266 — 


79. Baumgarten, Dr. Ferdinand (RAnw. und Privatdozent an 
der Univerfität Budapeſt), und Meszlény, Dr. Arthur (Amtsrichter in 
Budapeſt), Kartelle und Truſts, ihre Stellung im Wirtſchafts⸗ 
und Rechts ſyſtem der wichtigſten Kulturſtaaten; eine natio⸗ 
nalökonomiſch⸗juriſtiſche Studie, preisgekrönt von der Ungariſchen 
Akademie der Wiſſenſchaften. Berlin, (Liebmann) 1908. 362 S. 8,50 M., 
gbd. 11 M. 


Die gleichzeitig in ungariſcher Sprache erſchienene Schrift ſoll „das ganze 
Material der Geſetzgebung, Rechtſprechung, tatſächlichen Umſtände und wiſſenſchaftlichen 
Folgerungen zuſammenfaſſend, ein einheitliches Bild der Frage geben“, wie die 
Geſetzgebung zu Kartellen und Truſts ſich zu ſtellen habe. Nach einleitenden Be⸗ 
merkungen (S. 1—3) und Angabe des Schrifttums (S. 4—7) ſchildern die 
Verfaſſer daher zunächſt „Urſachen, Vorbedingungen und Arten der Kartellentſtehung“ 
(S. 8— 15), insbefondere „Entſtehung der Truſts“ (S. 15—22) ſowie Einfluß 
des Schutzzolles auf Kartelle und Truſts (S. 22 — 35) und ſtellen ſodann den 
Begriff der Kartelle und Truſts auf (S. 35—48), ihn von ähnlichen Begriffen 
abgrenzend (S. 48 — 51). Sie führen weiter die „Entſtehung der Kartelle und 
Truſts auf die elementaren Erſcheinungen der Volkswirtſchaft“ zurück, auf Angebot 
nämlich und Nachfrage, Preisbildung uud Unternehmergewinn (S. 51 —57). Nachdem 
die Verfaſſer ferner die „üblichen Klaſſifikationen der Kartelle“ aufgeführt und kritiſiert 
haben (S. 58 — 63), beſchreiben fie die „Methoden der Kartellbildung“ (S. 63—67) 
und als Arten der Kartelle Konditious-, Preis-, Produktionsgewinnkontingen⸗ 
tierende, abſatzverteilende, abſatzkontingentierende Nachfragekartelle (S. 67 — 78), 
ſowie als Arten die Trusts 1) ſolche mit rechtlichem und ſolche mit tatſächlichem 
Monopol, 2) horizontale und vertikale, 3) eigentliche, voting corporation und 
holding company trusts (S. 78 82); fie ſchildern ſodann deutſche, öſterreich⸗ 
ungariſche, öſterreichiſche, nordamerikaniſche und andere, ſowie internationale Kartelle 
und Truſts (S. 83, 106, 132, 150, 152, 170, 177) und deren Wirkungen auf 
die Produktion, die Unternehmer, die Stellung der Arbeiter, den Zwiſchenhandel, 
den Konſum und die Preisbildung (S. 187, 196, 203, 213, 217). Nach dieſer 
Schilderung ſind die Wirkungen auf Produktion nur gute, auf die Unternehmer ge⸗ 
miſchte, aber in überwiegendem Maße gut, auf die Stellung der Arbeiter zweifelhaft, 
auf den Zwiſchenhandel zerſtörlich, auf Konſum und Preisbildung in dem Fall gut, 
daß es der Wirtſchaftspolitik gelingt. eine Pri vatmonopol der Kartelle oder Truſts 
zu verhindern (S. 231 242). Die Verfaifer ſchildern ſodann die Rechtsentwicklungen 
bezüglich Kartelle und dergl. in Staaten der Vergangenheit (S 242), Deutſchland 
(S. 248), Nord-Amerika (S. 253), Frankreich (S. 264), Oeſterreich (S. 273), 
England, Rußland, Italien, Belgien, Schweiz, Holland (S. 276), ſowie Ungarn 
(S. 279) und weiter die neueſten Geſetzesvorſchläge in Deutſchland (S. 291), 
Nord-Amerika (S. 302), Oeſterreich (S. 316), Ungarn (S. 324). Die im Schluß⸗ 
Paragraphen 38 entwickelten Anſichten der Verfaſſer aber find die folgenden (S. 
326—353): Gegen die Uebermacht der Kartellverbände iſt ein Eingreifen der 
Staatsgewalt notwendig; die Kartellvertträge ſind offenzulegen; der Staat muß 
Kartellverbände auflöſen und Kartellverträge für nichtig erklären können; ſoweit 
Kartellverträge einen der natürlichen Marktlage nicht entſprechenden Gewinn erzielen, 
ſoweit ſind die öffentlichen Laſten auf deren Mitglieder zu überwälzen; es ſind daher 
z. B. perſönliche Steuern Kartellverbänden aufzuerlegeu, auch wenn dieſe nicht 
Aktiengeſellſchaften bilden, und von Kartellverbäuden großen Betriebs Herſtellung 
und Unterhaltung großer Wohlfahrtsein richtungen zu verlangen; der Staat muß 
wo es irgend geeignet iſt, Konkurrent der Kartellinduſtrie werden oder durch Sub⸗ 
ventionen, Steuernachläſſe, Vorzug bei Submiſſionen, Zollermäßigungen, Aus⸗ 
dehnungen des freien Veredlungsverkehres Konkurrenten begünſtigen und etwaigen 
wucheriſchen Gebahren auf das ſchärfſte entgegentreten, und zwar auch mittels eines 
beſonderen Kartellgerichts von ſachkundigen Männern. 

Ein Anhang (S. 349-353) führt auf, was während der Drucklegung des 
Werkes in bezug auf Kartelle geſchehen oder bekannt gegeben iſt, und ihm folgt 
noch ein ausführliches Sachregiſter (S. 354—36 2). 
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80. v. Tiſchendorf, Dr. (Wirkl. Geh. Oberregierungsrat), Koali⸗ 
tionszwang und Erpreſſung im gewerblichen Lohnkampf. 
Berlin (v. Decker) 1908. 18 S. 0,40 M. 


Die hervorragende kleine Schrift legt dar, daß die durch 8 152 GewO. ge- 
währleiſtete Koalitionsfreiheit durch § 153 GewO. keineswegs zu einem Schein 
gemacht ſei. Sie weiſt insbeſondere nach, daß als diejenigen andern, welche nach 
§ 153 nicht beſtimmt werden ſollen, Verabredungen des § 152 „Folge zu leiſten“, 
die Nichtteilnehmer eben dieſer Verabredungen zu betrachten ſei, während Tarifver⸗ 
träge allerdings nicht zu ſolchen gehörten (Nr. I). Sie beſpricht ſodann teils billigend 
teils mißbilligend eine Reihe bezüglicher Entſcheidungen höherer Gerichte, insbeſondere 
des Reichsgerichts (Nr. II). Schließlich führt ſie aus, daß weder koalierte Arbeiter, 
welche die ihnen gegenüberſtehenden Arbeitgeber durch Drohung mit Niederlegung 
der Arbeit, noch koalierte Arbeitgeber, die ihre Arbeiter durch Drohung mit Ente 
laſſung zu Zugeftäudniffen in Beziehung auf Lohn- und Arbeitsbedingungen be— 
ſtimmten oder zu beſtimmen verſuchen, auf Grund des § 253 StGB. wegen Er⸗ 
preſſung oder Erpreſſungsverſuchs zu beſtrafen ſind (Nr. III). 


81. Rausnitz, Julius (Juſtizrat, Rechtsanwalt und Notar in Berlin), 
Das eigenhändige Teſtament; Muſter und Ratſchläge für 
ſeine Errichtung. Berlin (Carl Hegmanns Verlag) 1908. 76 S. 
1 M. 

Das gut eingebundene Werkchen, deſſen Verfaſſer für das eigenhändige Teſta— 
ment ſchwärmt, ſoll und wird es auch den Nicht-Juriſten ermöglichen, ihren letzten 
Willen ohne fremde Hilfe formgerecht zu errichten. Die Sprache iſt klar und einfach, 
alle denkbaren Fälle ſind berückſichtigt und durch die paßlichſten Beiſpiele klar 
gemacht. Wenn auch hie und da Auſichten ſich geänßert finden, welche der Unter- 
zeichnete nicht billigt, ſo möchte doch unter dieſen keine ſein, deren Befolgung das 
Teſtament oder eines ſeiner Stücke ungültig machen und auch keine, deren Befolgung 
den Verfügenden zu weitläufigen Schreibereien veranlaſſen könnte. 

Ein ausführliches Inhaltsverzeichnis und ein tüchtiges Sachregiſter erhöhen 
die Brauchbarkeit des Werkchens. Die beſonderen bäuerlichen Verhältniſſe ſind von 
demſelben indes nicht berückſichtigt. 


82. Scherling, Dr. (Landrichter), Die Frau im heutigen 

deutſchen Recht; vier Vorträge. Gautzſch (F. Dietrich), 1908. 
67 S. 1 M. 
. Dieſe unlängſt vor den Damen Stendals gehaltenen Vorträge enthalten eine 
in all und jeder Beziehung im höchſten Maße zu lobende und zu billigende Dar— 
ſtellung des öffentlichen und privaten Sonderrechts der deutſchen Frau; fie find 
jedermann zu empfehlen, Gelehrten und Ungelehrten, nicht wenig auch radikalen 
Frauenrechtlerinnen. 


83. Münſterberg, Otto (Mitglied des Hauſes der Abgeordneten), 
Proſtitution und Staat. Leipzig (J. A. Barth) 1908. 69 S. 
0,30 M. 

Dieſer Vortrag, gehalten am 8. November 1907 vor der deutſchen Geſellſchaft 
zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten, Ortsgruppe Berlin, will auf Grund 
einer Reihe ebenſo intereſſanter als trauriger Tatſachen die jetzige Reglemen— 
tierung der Proſtitution aufgehoben oder doch ſtark verändert wiſſen, verlangt aber 
zugleich Geſetze, welche mit aller Kraft die Verbreitung der Geſchlechtskrankheiten 
hindern, und deren bewußte Uebertragung beſtrafen; daneben wünſcht er, daß der 
Staat die Bordelle beſeitige und noch mehr als bisher mitwirke, die Jugend zu 
bilden, zu ſtählen und zur Selbſtverantwortung zu erziehen. 


84. Binding, Karl, Die Wirkungen des Eintritts der 


Staatsanwaltſchaft in das Privatklageverfahren (StPO. 
§ 417). Leipzig (Edelmann) 1908. 0,90 M. 
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Dieſes Dekanats⸗Programm des Leipziger Kriminaliſten weiſt in ausführlicher 
Darlegung die Unrichtigkeit eines Verfahrens nach, wie es bezüglich des § 417 
Abſ. 2 StPO. im Harden⸗Prozeſſe von den Berliner Gerichten befolgt und vom 
Reichsgericht gebilligt worden iſt. Es findet ſich jetzt, und zwar erweitert, auch im 
Geridtefaal von 1908 S. 1—41. 


85. Meyer, Hermann (Juſtizrat, OL GRat in Breslau), Der Juſtiz⸗ 
reform⸗Entwurf an der Hand von Beiſpielen erläutert. 
Berlin (Vahlen) 1908. 52 S. 


M. hat ſich hier, wie er ſagt, die Aufgabe geſtellt, ein anſchauliches Bild 
von dem Verfahren zu geben, wie es nach dem Entwurfe ſich geſtalten würde, da 
ein ſolches Bild denen wohl ganz erwünſcht wäre, welche über Abänderung oder 
Nichtabänderung der ZPO. zu beſchließen oder zu raten haben; er gibt keine 
Kritik des Entwurfs, ſpricht aber an manchen Stellen ſelbſtändige Wünſche aus. 
Die Aufgabe möchte voll und ganz gelöſt ſein, und die geäußerten Wünſche haben 
wenigſtens den Beifall des Unterzeichneten. 


86. Zeitſchrift für Sexualwiſſenſchaft, unter redaktioneller 
Mitwirkung von Dr. Friedr. Kraus⸗-Wien und Dr. Herm. Rohleder⸗ 
Leipzig herausgegeben von Dr. Magnus Hirſchfeld. Jährlich 12 Hefte. 
Jahrg. 8 M., Einzelheft 1 M. Nr. 1, Januar 1908. Leipzig (Georg H. 
Wigands Verlag). 64 S. 


Dieſe Nr. 1 enthält einen Programmartikel vom Herausgeber, Merkwürdig⸗ 
keiten im Sexualleben der Pflanzen von Prof. Dr. Max Katte-Berlin, Hyſteriſche 
Phantaſie und ihre Beziehung zur Biſexualität von Prof. Dr. Sigm. Freud⸗Wien, 
Bemerkungen zur Nomenklatur der Sexualwiſſenſchaft von Dr. med. Alfred Kind⸗ 
Berlin, Stellen aus Friedrich Nietzſches Werken über Uranismus, Homoſexualität 
und Verwandtes von Dr. med. L. S. A. M. von Römer⸗ Helder, Beſprechungen 
von elf ſexuellen Schriften teilweiſe homoſexueller Richtung, und unter der Rubrik 
Materialien Sexuelles mancherlei Sorte. Wiſſenſchaftliche Art kann keinem der 
Aufſätze abgeſprochen werden, und der Programmartikel iſt nicht nur geiſtreich, 
ſondern mit ſtaunenswerter Geſchicklichkeit abgefaßt, wenngleich er nicht berückfichtigt, 
daß die Macht des Hungers wohl gleich ſtark tft wie die Macht der ſinnlichen Liebe, 
und daß dieſe beiden Mächte, wenngleich die ſtärkſten, doch nicht die einzigen 
Mächte ſind, welche das Herz des Menſchen in Bewegung ſetzen, das cor inquietum 
donec requiescat in Te! Möge die Zeitſchrift die reine Wiſſenſchaftlichkeit ein⸗ 
halten, welche der Programmartikel verheißt, und konträre Vermutungen, welche 
ſich aufdrängen, Lügen ſtrafen. 


87. Kulemann, W. (Landgerichtsrat a. D. Bremen), Die forenſiſche 
Behandlung der Jugendlichen. Heft 26 der Beiträge zur Kinder⸗ 
forſchung und Heilerzielung. Langenſalza (9. Beyer und Söhne) 1907. 
17 S. 0,40 M. 


Als Jugendliche ſollen gelten die Menſchen zwiſchen 14 und 21 Jahren. 
Nicht ihre Einſichtsfähigkeit, ſondern ihre geiſtige Enwickelung ſoll entſcheiden. 
Stattnehmig als ſtaatliche Maßregeln gegen ſie ſollen ſein: Ueberwachung und Be⸗ 
einfluſſung der bisherigen Erzieher, Unterbringung bei fremden Erziehern, Aufnahme 
in eine Erziehungsanſtalt, Verweis, Geldſtrafe, Haft und Gefängnis, letzteres nur 
unter anderen Jugendlichen und möglichſt weit in Einzelhaft. Ueber Jugendliche 
ſollen nur beſondere Jugendgerichte entſcheiden, der Vormundſchafts richter mit einem 
Arzt und einem Lehrer und etwa noch anderen Schöffen, in zweiter Inſtanz zwei 
Richter mit Beiſitzern gleicher Art. Die Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft ſoll 
nicht erforderlich ſein, wohl aber die eines Verteidigers. 


88. von Rohden, Dr. G. (Gefängnisgeiſtlicher in Düſſeldorf⸗Deren⸗ 


dorf), Jugendliche Verbrecher. Heft 41 obiger Sammlung, 1907. 
14 S. 0,35 M. 
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R. will für Jugendliche keine Beſtrafung, nur Erziehung und beſpricht die 
bezügliche neuere Geſetzgebung, mit Freuden insbeſondere die 88 1666 und 1838 BGB. 
und das Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 2 Juli 1900, anders die §§ 56 und 57 StGB. 
Viel Gutes hoſſt er vom „Fürſorger“, vom Aufſchub der Verurteilung, von der 
amerikaniſchen Probation, von den Jugendgerichten, von Berufsvormündern; er 
wünſcht noch ein Erziehungsamt. 


89. Trüper, J., Zur Frage der Behandlung unſerer 
jugendlichen Miſſetäter. Heft 20 obiger Sammlung, 1906. IX und 
25 S. 0,50 M. 


Der Direktor des Erziehungshauſes und Kinderſanatoriums auf der Sophien⸗ 
höhe bei Jena und Mitherausgeber der als „Beihefte zur Zeitichrift für Kinder⸗ 
forſchung“ erſcheinenden mehrbezeichneten Beiträge nimmt für die Erziehungslehre 
die maßgebende Stimme hinſichtlich der Behandlung jugendlicher Miſſetäter mit 
guten Gründen in Anſpruch; er beklagt bitter die andauernde Geringſchätzung und 
Vernachläſſigung der Erziehungslehre, tadelt das deutſche Fürſorgegeſetz ſowie die 
dieſem manchen Orts, z. B. in Frimersdorf bei Coin, zuteil werdende Aus⸗ 
führung, und begrüßt als gute Anfänge die jetzigen deutſchen Jugendgerichte und die 
State reformatories Nord⸗Amerikas. Mitgeteilt werden der in der DAZ. vom 
15. Inni 1905 erſchienene Aufſatz des AGR. Dr. Köhne über Jugendgerichte, 
ein Vortrag des Prof. Fred. E. Haynes in Sioux⸗City über die Methode der 
nordamerikaniſchen Beſſerungsanſtalt Elmira und ein Aufſatz vom Direktor des 
Schulheims Falſtad bei Drontheim, J. Chr. Hagen, über die Behandlung ver⸗ 
wahrloſter Kinder in Norwegen. 


90. Reicher, Dr. Hrch. (Privatdozent an der Univerſität zu Wien), 
Die Verwahrloſung des Kindes und das geltende Recht. 
Heft 21 obiger Beiträge, 1906. 32 S. 0,50 M. 


R., ſeit einem Vierteljahrhundert Eiferer für Kinderfürſorge, hat in dieſem Vor⸗ 
trage vom 24. März 1906 der damals neuen öſterreichiſchen Geſellſchaft für Kinder⸗ 
forſchung ein Bild gegeben von der Verwahrloſung der heutigen Jugend, insbeſondere 
der Fabrikarbeiterinnenkinder, ſowie von der bezüglichen Oſterreichiſchen Geſetzgebung, 
insbeſondere dem Hauptſtück 4 der Schul⸗ und Unterrichtsordnung vom 29. Sept. 
1905, § 73 StG. und dem Geſetz vom 24. Mai 1885. R. erachtet dieſe Geſetze 
für mehr als ungenügend und die bezüglichen Zuſtände für trauriger als die in 
Deutſchland, Frankreich, Belgien, Schweiz und England, welche er gleichfalls ſkizziert. 


91. Michel, O. H. in Menden, Die Zeugnisfähigkeit der 
Kinder vor Gericht, ein Beitrag zur Ausſage⸗-Pſychologie. Heft 
312 des Pädagogiſchen Magazin. Langenſalza (H. Beyer und Söhne) 1907. 
68 S. 1 M. 


Der weſtfäliſche Lehrer belehrt ſeine Leſer aus der Pſychologie ſowohl wie 
durch Beiſpiele, daß Kinder noch viel zahlreicher als Erwachſene Unrichtiges aus⸗ 
ſagen, und gibt auf Grund feiner pſychologiſchen Kenntniſſe und pädagogiſchen 
Erfahrungen mancher gerichtlichen Entſcheidung über Kinderausſagen, die ihm ſelbſt 
nichts weniger als unmittelbar bekannt geworden ſind, eine recht ſchlechte Note; 
Ungehörigkeiten einzelnen Gerichtsverfahrens verallgemeinert er, und jeder Ausſpruch 
eines Pſychiaters oder „Pſychologen“ iſt ihm unbedingte Wahrheit. Er ſchließt: 
„Es muß und wird die Zeit kommen, in welcher die juriſtiſche Praxis neues Leben 
trinkt aus dem Jungbrunnen der pfydologifden Wiſſenſchaft, in welcher der 
Pſychologie und ihren Schweſterwiſſenſchaften ein Ehrenplatz errichtet wird neben 
dem Tribunal; nur dann wird noch ein anderes Schweſternpaar dauernd in jenem 
Hauſe wohnen: die Gerechtigkeit und die Humanität.“ 


92. Baumann, Dr. Julius (ordentl. Profeſſor der Philoſophie an 
der Univerſität Göttingen, Geh. Reg.⸗Rat), Für freie Univerfitäten 
neben den Staats⸗Univerſitäten; zugleich mit Ratſchlägen 
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für die letzteren. (Heft 309 des pädagogiſchen Magazins.) Langenſalza 
(5. Beyer & Söhne) 1907. 69 S. 1,20 M. 


Weil die bisherigen deutſchen Univerſitäten nicht nur die Wiſſenſchaft zu 
fördern haben, ſondern auch die Vorbildung für die gelehrten Berufe übernehmen 
müſſen, will B. neben ihnen freie Univerfitäten haben, d. h. vom Staat völlig un⸗ 
abhängige und alſo doch auch wohl (?) ohne ſtaatliche Zuſchüſſe ſich ſelbſt unter⸗ 
haltende; denn, ſagt B., die reine Wiſſenſchaft kennt keine Grenzen der Forſchungs⸗ 
freiheit und der Diskuſſionen, und an den Stätten reiner Wiſſenſchaft muß daher 
manche Lehre und manche Erörterung ſtattfinden, welche der Staat nach ſeinen 
und der Kirche Bedürfniſſen nicht zulaſſen kann. Zur zweckmäßigen Ausbildung der 
künftigen Staats- und Kirchendiener könnten ja alsdann, meint B., die Staats⸗ 
Univerſitäten mehr in der Weile von Stiftern und Konvikten umgebildet werden. 
Wenn auch nicht überzeugend, ſo iſt die Schrift doch recht intereſſant, da B. eine 
Menge von Erfahrungen und Beobachtungen eingewebt hat, welche er über die 
verſchiedenſten Einrichtungen deutſcher Univerſitäten in einer halbhundertjährigen 
Dozenten⸗Laufbahn ſammelte. 


93. Wachenfeld, Prof. Dr., Die Vorſtrafen. „Nord und Süd“, 
Jahrg. 31 S. 25— 35. Berlin (S. Schottländer) 1907. 


Der Aufſatz ſchildert und verallgemeinert feuilletoniſtiſch Uebel gerichtlicher 
Mitteilung der Vorſtrafen von Angeklagten und Zeugen, verwirft jedoch die 
réhabilitation gracieuse ſowohl wie die réhabilitation de droit und verlangt eine 
Verjährung der Möglichkeit, Vorſtrafen zu erwähnen. 


94. Fünf Jahre Fürſorge⸗Erziehung. Bericht des An⸗ 
ſtaltsvorſtehers über die Erziehungs⸗Erfolge des Fürſorge⸗ 
heims der Frauenanſtalt zu Frankfurt a. O. (Im Selbſtverlag 
der Anſtalt) 1908. 19 S. 


Die bezeichnete Anſtalt beſteht ſeit 15. Febr. 1903. Von den entlaſſenen Zög⸗ 
lingen waren anfangs 1908 51 volljährig. Ueber dieſe 51 find derzeit ſorgfältige 
Nachforſchungen angeſtellt. Dabei ergaben ſich 28 als gebeſſert, 10 als zweifelhaſt, 
13 als ungebeſſert; über alle finden ſich die genaueſten Einzelheiten in dem Bericht 
verzeichnet. Der Bericht knüpft daran gute Hoffnungen für die Erfolge der Für⸗ 
ſorge⸗Erziehung überhaupt und Widerſpruch gegen deren häufige Mißachtung, beides, 
wie es ſcheint und jedenfalls zu hoffen, nicht ohne Recht. 


95. Wulffen, Dr. Erich (Staatsanwalt in Dresden), Der Straf⸗ 
prozeß ein Kunſtwerk der Zukunft. Vortrag, gehalten im Ge⸗ 
meinnützigen Verein zu Dresden am 5. Februar 1908. Stuttgart und Leipzig 
(Deutſche Verlagsanſtalt). 41 S. 0,75 M. 


Der Vortrag ſagt S. 5: Unſer gerichtliches Verfahren läßt erſtens in ſeiner 
Rechtſchöpfung die gleichwertige Anteilnahme des Gemütes vermiſſen; es unterläßt 
zweitens, bei Gelegenheit ſeiner Rechtsfindung durch gewiſſe äußere Mittel im Ge⸗ 
müte des Angeklagten, der Zeugen, der Zuhörer ethiſche Wirkungen hervorzubringen; 
er beklagt S. 5, daß deutſche Rechtslehre und deutſche Rechtspraxis ſo nüchtern 
fet, und daß deshalb (77) fo viele Deutſche Juriſten würden, welche kein ernſtes 
Intereſſe für einen beſtimmten, nährenden Lebensberuf hätten. Die wahre Auf⸗ 
gabe des Strafprozeſſes, ſagt der Vortrag weiter (S. 6), fei Setzung ethiſcher Wert⸗ 
urteile; dazu aber ſei Mitarbeit des Gemütes, künſtleriſches Schaffen erforderlich 
(S. 7), wie in allen Wiſſenſchaften (S. 7ff.); ſolches künſtleriſches Schoffen werde 
auch in der Geſetzgebung möglich fein (S. 11 ff.); die ſyſtematiſche Behandlung 
der einzelnen unter Schutz geſtellten Rechtsgüter müſſe innerlich empfunden ſein 
und . . . die gewaltige Ethik des Strafgeſetzes ſchon in der gewerteten Reihe der 
geſchützten Güter entgegentreten; es ſei z. B. nicht künſtleriſch vom Geſetzgeber 
empfunden, wenn der Bedürftige, der eine fremde Sparbüchſe an Ort und Stelle 
erbricht und daraus eine Mark entwendet, deren er gerade in ſeiner Not bedarf, 
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mit mindeſtens drei Monat Gefängnis beftraft werden muß, während der Leicht⸗ 
ſinnige, der die Sparbüchſe mit ihrem vollen Inhalt von zwanzig Mark mitnimmt, 
ſie erſt dann, vielleicht vor der fremden Haustür, erbricht und das ganze Geld ver⸗ 
praßt, mit vierzehn Tagen Gefängnis davon zu kommen pflege (S. 15) uſw. uſw. 
„Auch der Urteilsſpruch muß künſtleriſch geboren werden“, ſagt der Vortrag ferner 
(S. 17), und er ſtellt dies als möglich dar nicht nur für die Berufsrichter 
(S. 17 ff.), ſondern auch für die Heinen und die großen Schöffengerichte (S. 20 ff.), 
nicht unter Mitwirkung engliſcher oder amerikaniſcher Vorbildlichkeit (S. 23 fg.), 
wohl aber unter Mitwirkung edler Sprachweiſe (S. 25 fg.) und künſtleriſcher Aus⸗ 
ſtattung der Gerichtsgebäude (S. 28 fg.). 

Der Vortrag iſt geiſtvoll und wird wohl durch ſeine glänzende Sprache für 
die Hörer beſtechend geweſen ſein. 


96. Geſetz und Recht, volkstümliche Zeitſchrift für Rechts- 
kunde; Herausgeber Bernhard v. Kamptz (Oberverwaltungsgerichtsrat 
in Berlin). Jahrg. 8, Heft 1 vom 1. Oktober 1908 Breslau. (Alfred 
Langewort ). 0,30 M. 

Dieſes eine Erweiterung der Zeitſchrift einleitende Heft enthält u. a. Auf⸗ 
ſätze vom. Amtsrichter Dr. Thieſing über Rechtskenntnis und Laientum, vom 
Wirkl. Geh. ORegRat B. Fuiſting über die weſentlichen Aenderungen des 
preußiſchen Einkommenſteuergeſetzes durch die Novelle vom 19. Juni 1906, vom 
KGRat Dr. Delius über ſtrafrechtliche Reformen, vom SPräſ. des OVG. 
zu Berlin Dr. Max Schulzenſtein über die Rechtsverhältniſſe der Kraftfahrzeuge. 


97. Sturm, Dr. Auguſt (Juſtizrat, Rechtsanwalt und Notar in 
Naumburg a. S.), Die Bedeutung der Mehrheit in der Rechts- 
gebung und in der Rechts ſprechung; ein wiſſenſchaftlicher 
Beitrag zur Löſung der Frage nach der Beſetzung der Rich— 
terſtellen und nach der Bedeutung des Anwaltsprozeſſes. 
Halle a. S. (Waiſenhaus) 1908. 32 S. 

Der Verfaſſer, welcher in den letzten drei Jahrzehnten eine Reihe juriftifder 
Schriften, insbeſondere im Jahre 1900 ein Werk über Gewohnheitsrecht veröffent- 
lichte, ſpricht in dieſer Jena gewidmeten Schrift mit Gründen, von denen die einen 
äußerſt verſtändig, andere indes für unphiloſophiſchen Menſchenverſtand zu hoch ſind, 
gegen Einzelrichter in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (S. 7 ff. und S 20 fl.), 
für Mitwirkung Vieler bei Geſetzgebung (S. 8 ff.), gegen Ueberſchätzung einzelner 
Vorentſcheidungen (S. 12 ff), für Juſtanzenzug (S. 14 ff). für Richter und An⸗ 
wälte von theoretiſcher und praktiſcher Ausbildung vieler Jahre (S. 15 ff.), gegen 
die von Adickes empfohlene „raſche und billige“ Juſtiz chevaleresken Charakters 
(S. 19 ff. und S. 30 ff.), für einen in allen Rechisſtreitigkeiten von Amts wegen 
anzuſetzenden Vergleichstermin (S. 26 ff.). 


98. Sauter, Dr. K., Betrachtungen über das Verfahren 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Vorſchläge zu 
deſſen Aenderung. Karlsruhe (Gutſch) 1908. 38 S. 0,60 M. 

Dieſe „Erſtlingsſchrift“ ſtellt auf S. 7—15 allgemeine Betrachtungen an 
„über das Verfahren im Zivilprozeß“, ſchlägt auf S. 16 — 22 hinſichilich acht Stücke 
desſelben zahlreiche Abänderungen vor und begründet auf S. 23— 34 dieſe Vor- 
ſchläge. Die allgemeinen Beirachtungen erwecken den Verdacht, daß der Verfaſſer 
Ungehörigkeiten einzelner Amtsrichter als übliches Verfahren anſieht und ſtatt der 
unendlichen Mannigfaltigkeit bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten lediglich fog. Bagatell⸗ 
prozeſſe vor Augen hat. Die Begründung iſt in allen Punkten wo ſie nötig, höchſt 
oberflächlich, in recht vielen freilich auch recht ſchwierig. Denn wie mögen, und 
zwar für alle Rechtsſtreitigkeiten, Satzungen wie die folgenden begründet werden: 
Es genügt (für die Klage) Angabe des Sachverhalts (S. 16); die Zuſtellung der 
Klageſchrift kann in der Weiſe erfolgen, daß das Gericht auf beliebigem mög⸗ 
lichſt billigem Wege eine beglaubigte Abſchrift der beklagten Partei zukommen läßt 
und dieſe durch ſpäteres Schreiben den Empfang beſcheinigt (S. 16/17); der Richter 
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ſoll die erforderlich erſcheinenden Beweiſe tunlichſt vor der mündlichen Verhandlung 
erheben (S. 17); Zeugen und Sachverſtändige können durch den Ortsvorſteher, 
durch den Gerichtsſchreiber oder ſchriftlich vernommen werden (S. 17 ff. u. S. 21) 
keine Inſtanz darf länger als vier oder, im Falle Sachverſtändige zu vernehmen ſind, 
länger als acht Wochen dauern und keine Vertagung mehr als zwei Wochen be⸗ 
tragen (S. 20 ff.). 


99. Peters, Dr. Willibald (Reichsgerichtsrat), Die Beſchleuni⸗ 
gung und Vereinfachung des bürgerlichen Streitverfahrens 
und der Entwurf zur Juſtiznovelle. Berlin (Vahlen) 1908. 
20 S. 0,60 M. 

Der Verfaſſer des Buches „Prozeßverſchleppung, Prozeßumbildung und die 
Lehre der Geſchichte“, ſowie der im vorſtehenden angezeigten Schrift „Das eng⸗ 
liſche bürgerliche Streitoerfahren und die deutſche Zivilprozeßreform“ prüft hier den 
oben bezeichneten Entwurf im Verhältnis zu den oben bezeichneten Aufgaben; er 
erachtet dieſe Aufgaben ganz erfüllbar nur durch eine neue Prozeßordnung mit den 
Grundzügen des altpreußiſchen Prozeßverfahrens, ſieht fie indes wenigſtens gut ge⸗ 
fördert durch Vorſchriten, wie fie der Entwurf über Amtsbetrieb und 8 48 GKG. 
hat, und wie ſie eine Novelle zur ZPO. zur Not haben könute über die Einleitung 
aller amtsgerichtlichen Klagen durch Zahlungsbefehl. 


100. Kohler, Joſef, Moderne Rechtsprobleme. Leipzig 
(Teubner) 1907. 105 S. 1 M. 

Dieſes nett ausgeſtattete 128. Bändchen der „Sammlung wiſſenſchaftlich⸗ 
gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus Natur und Geiſteswelt“ behandelt S. 1— 18 
„das Problem der Rechtsphiloſophie“ und weiter Probleme des Strafrechts, Straf⸗ 

rozeſſes, Genoſſenſchaftsrechts, Zivilprozeſſes und Völkerrechts. Die behandelten 
Probleme des Strafrechts ſind: Willensfreiheit (S. 19—43), Strafrecht und ſittliche 
Hilfe (S. 44 — 50), Strafe und Sicherung (S. 51—53), Kriminalität und Bors 
beugungsmittel (S. 53 —60), Verbrecheriypen (S. 60 — 66); die des Straſprozeſſes, 
Beweis und Verteidigung (S. 67— 74), Beweiserhebung und Seelenlehre (S. 74 — 79), 
Schwurgericht S. 79 — 83); die des Genoſſenſchaftsrechts: Verband von Geſellſchaften 
und Vereinen (S. 84 —85), Geſamtverein mit Sondervereinen (S. 85 — 87), Kartell, 
Truſt und Bundesverein (S. 87 —99); die des Zivilprozeſſes: Weſen und Zweck 
des bürgerlich⸗ rechtlichen Verfahrens; die des Völkerrechts: Weſen des Krieges, 
Kriegsrecht und völkerrechtliche Schiedsgerichte. Für das Problem der Rechts⸗ 
philoſophie behandelt K. Philoſophie und Glauben, Metaphyſik, Schein und Er⸗ 
ſcheinung, Hegel und Neuhegelianismus, Weltgeſchichte und Entwickelung, Recht und 
Kultur, Pantheismus, Rechtsphiloſophie und Rechtslehre; hinſichtlich des Problems 
der Willensfreiheit: Allwiſſenheit Gottes, Weltplan, die aus der Statiſtik zu folgernde 
Geſetzmäßigkeit, Kauſalzuſammenhang, innere Erfahrung der Willensfreiheit, Charakter⸗ 
bildung, Primat des Willens, Determinismus, Werturteil, Samariter⸗Barmherzig⸗ 
keit, ethiſchen Charakter der Tat, Beweggründe; Hinfichılich der ſittlichen Hilfe für 
die Verbrecher: ſchlechte Charakteranlage, Kampf gegen das Böſe, Strafverſchickung; 
hinſichtlich Kriminalität und Vorbeugungsmittel: Kultur und Verbrechen, Kultur 
und Sittlichkeit, Alkohol und Proſtitution; hinſichtlich der Verbrechertypen: Ber- 
brecherhelden Schakeſpeares, reine Verbrecher und gewiſſenloſe Verbrecher. 

Wie hochintereſſant eine Schrift ſolchen Inhalts aus K.s Feder für Juriſten 
und für andere Gebildete iſt, braucht wohl kaum geſagt zu werden. Es ſoll deshalb 
das Buch eigener Lektüre ſehr empfohlen ſein und hier aus demſelben nur noch 
das folgende Wenige hervorgehoben werden: 

K. bekennt ſich wiederum als Neuhegelianer (S. 8 ff.), als Vertdeiiger von 
Schuld und freiem Willen (S. 20 ff), als Freund ſozialer Fürſorge (S. 45 ff.), 
und von Strafverſchickung (S. 49 ff. und 57 ff.), als Gegner der Sure wegen 
moral insanity (S. 64 ff.), der deutſchen Vorunterſuchung (S. 71 ff.), ſowie des 
Wachſchen Rechtsſchutzanſpruches (S. 96 ff.), als Gönner des Schwurgerichts 
(S. 79 ff.) und der internationalen Haager Beſtrebungen (S. 103 ff.). 

W. Ch. Francke. 
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Entſcheidungen 


in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
buchrechts. 
Zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt 4). 


Unzuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts zur Regelung des Verkehrs 

einer Ehefrau mit ihren bei dem Ehemanne befindlichen Kindern im Falle 

einer nach öſterreichiſchem Rechte im beiderſeitigen Einverſtändnis erfolgten 
Scheidung der Ehe von Tiſch und Bett. 


§ 1635 BGB. 
Kammergericht Berlin, 12. Juli 1905. — Bd. 6 S. 92. 


Die Beſchwerdeführerin iſt am 23. Auguſt 1877 mit K., welcher deutſcher 
Reichsangehöriger damals war und nod iſt, in G. in Oeſterreich vor der 
l. k. Bezirkshauptmannſchaft daſelbſt die bürgerliche Ehe eingegangen. Durch 
Beſchluß des k. k. Landgerichts Wien vom 13. Mai 1902 iſt ihr und ihrem 
Chemanne die einverſtändliche Scheidung ihrer Ehe von Tijd und Bett be⸗ 
willigt, nachdem ſie in der notariellen Verhandlung d. d. Wien, den 12. Mai 
1902, bezüglich ihrer gegenſeitigen Anſprüche auf Vermögen und Unterhalt 
und wegen Verſorgung und Unterbringung der aus ihrer Ehe ſtammenden 
vier Kinder und wegen ihres Verkehrs mit den Kindern eine Vereinbarung 
getroffen hatten. 

Ueber die Ausführung dieſes Notariatsakts ſchwebt zurzeit ein Prozeß 
vor dem oberſten Landgericht in Wien. Die Beſchwerdeführerin wohnt in B. 
bei Wien, während der Ehemann K. ſeit dem 1. November 1902 mit den 
genannten Kindern in W. bei Kaſſel wohnt. 

Die Beichwerdeführerin hat mit der Behauptung, K. weigere ſich, der 
Vereinbarung vom 12. Mai 1902 nachzukommen, er habe den Kindern im 
Januar 1905, als ſie ſich in W. aufgehalten habe, den Beſuch bei ihr 
unterſagt und laſſe auch die Kinder in den Sommerferien nicht zu ihr kommen, 
bei dem Vormundſchaftsgerichte zu Kaſſel beantragt, den Verkehr zwiſchen ihr 
und den Kindern in einer beſtimmt angegebenen Weiſe zu regeln. Sie hat 
ſich dabei einmal auf die 88 1635, 1636 BGB. mit der Ausführung 


1) Es werden zu jeder Entſcheidung Band und Seite der Ausnahme der Buch⸗ 
handlung von Puttkammer und Müühlbrecht in Berlin, nach welcher wohl meiſtens 
die Entſcheidungen angezogen werden, beibemerkt. 
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geſtützt, die einverſtändliche Trennung der Ehe nach öſterreichiſchem Rechte 
ſtehe der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nach dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche gleich und beide Ehegatten ſeien als gleich ſchuldig zu erachten, und 
ſodann hat fie ſich auf § 1666 BGB. berufen mit der Ausführung, der 
Vater der Kinder gefährde das geiſtige Wohl der letzteren, wenn er ihnen 
jeden Verkehr mit der leiblichen Mutter ohne allen Grund verwehre. 

Das Amtsgericht hat durch Beſchluß vom 22. April 1905 „in Aus 
führung der zwiſchen den Eheleuten K. in dem Notariatsakte vom 12. Mai 
1902 getroffenen Vereinbarung gemäß $ 1635 BGB.“ den Verkehr zwiſchen 
der Klägerin und ihren Kindern in genau beſtimmter Weiſe geregelt. 

Auf die von K. hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte 
der Beſchlutz des Amtsgerichts aufgehoben und der Antrag der Beſchwerde⸗ 
führerin auf Regelung des Verkehrs mit den Kindern zurückgewieſen worden. 
Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde der Frau den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 

Nach § 103 des öſterreichiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs muß Ehegatten 
die Scheidung von Tiſch und Bett von dem Gericht geſtattet werden, wenn 
ſich beide dazu verſtehen und über die Bedingungen einig ſind und wenn ſie 
ferner die in den 88 104 bis 106 vorgeſchriebenen Vorausſetzungen erfüllt, 
wenn fie namentlich bezüglich ihrer gegenjeitigen Anufprüche auf Vermögen 
und Unterhalt und wegen Verſorgung der Kinder eine Vereinbarung getroffen 
haben. Liegen dieſe Erforderniffe vor, jo hat gemäß § 114 der öſterreichiſchen 
Jurisdiktionsnorm vom 1. Auguſt 1895 das Bezirksgericht, bei welchem der 
Ehemann ſeinen allgemeinen Geridteftand hat, die einverſtändliche Scheidung 
der Ehegatten von Tiſch und Bett zu bewilligen. Dieſen Vorſchriften entſpricht 
der hier in Rede ſtehende Beſchluß des Landgerichts Wien vom 13. Mai 
1902, durch den der Beſchwerdeführerin und ihrem Ehemanne, nachdem fie 
ine beſondere in der notariellen Urkunde vom 12. Mai 1902 bezüglich ihres 
Vermögens und Unterhalts und wegen Ver'orgung, Unterbringung und Er⸗ 
ziehung der gemeinſamen vier Kinder Vereinbarungen getroffen hatten, die 
einverſtändliche Scheidung ihrer Ehe von Tiſch und Bett bewilligt worden iſt. 
Dieſer ſomit nach öſterreichiſchem Rechte geſetzmäßig erlaſſene Beſchluß wird 
vom Landgericht auf Grund des Art. 17 Abſ. 1 CG. z. BSB. in Verbindung 
mit § 328 Nr. 3 BRO. als in Deutſchland rechtsunwirkſam erachtet, weil 
der Ehemann der Beſchwerdeführerin deutſcher Reichsangehöriger ſei. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob dies zutreffend iſt oder ob nicht vielmehr die An⸗ 
wendung des Art. 17 Abſ. 1 a. a. O. deshalb ausgeſchloſſen ijt, weil er 
ſich nur auf Trennung der Che durch Scheidungsurteil im Sinne des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs, nicht auf eine einverſtändliche Scheidung von Tiſch und 
Bett bezieht (Ver ZS. RG. 55, 347 ff), und die Anwendung des § 328 Nr. 3 
der BRO. einmal deshalb, weil fic) der § 328 nur auf ausländiſche Urteile 
in einem Prozeßverfahren, nicht auf beſtätigende gerichtliche Enticheidungen in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bezieht, und ſodann deshalb, 
weil in dem genannten Beſchluſſe zum „Nachteile“ des deutſchen Ehemanns 
von der Vorſchriſt des Art. 17 Abſ. 1 CG. z. BGB. nur dann „abgewichen“ 
wäre. wenn der „unterlegene“ Ehemann bei Beurteilung des Rechtsſtreits nach 
dem Rechte des Deutſchen Reichs „obgeſiegt“ hätte (Gaupp⸗Stein, Anm. V. 
Seuffert, Anm. 3 zu § 328 ZPO.). Jedenfalls find vorliegend die Bor: 
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ausſetzungen für Maßnahmen des Vormundſchaftsgerichts auf Grund der 
§§ 1635, 1636 BGB. nicht gegeben 1). Der SS 1635 beginnt mit den 
Worten: „Sit die Ehe aus einem der in den SS 1565 bis 1568 beſtimmten 
Gründe geſchieden,“ trifft ſodann im Abſ. 1 Satz 1 des näheren Beſtimmung, 
wem von den Ehegatten die Sorge für die Perſon der Kinder zuſtehen ſoll, 
je nachdem bei der Scheidung ein Ehegatte allein oder beide Ehegatten für 
ſchuldig erklärt worden find, und erteilt demnächſt in Abſ. 1 Satz 2 dem 
Vormundſchaftsgerichte die Befugnis, eine abweichende Anordnung zu treffen, 
wenn eine ſolche aus beſonderen Gründen im Intereſſe der Kinder geboten 
iſt. Daraus erhellt, daß das Vormundſchaftsgericht zum Erlaſſe von An⸗ 
ordnungen auf Grund des § 1635 ſowie des auf dieſen verweiſenden § 1636 
nur dann beſugt iſt, wenn die Kinder, bezüglich deren die Sorge für die 
Perſon oder der perjönliche Verkehr des betreffenden Elternteils geregelt werden 
ſoll, aus einer Ehe ſtammen, die aus einem der in den 88 1565 bis 1568 
BGB. beſtimmten Gründen durch Scheidungsurteil, in welchem zugleich über 
die Schuldfrage Entſcheidung getroffen worden, aufgelöſt iſt. Dies iſt vorliegend 
nicht der Fall. Die Ehe der Beſchwerdeführerin mit K. iſt überhaupt nicht 
durch Scheidungsurteil aufgelöſt, geſchweige denn aus einem der in den 
§§ 1565 bis 1568 beſtimmten Gründe. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
und inwieweit zufolge der Vorſchrift des Art 19 Satz 1 EG. z. BGB., 
wonach das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem ehelichen Kinde 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt wird, wenn der Vater die Reichsangehörig⸗ 
keit beſitzt, der § 1635 BGB. auch in dem Falle entſprechend Anwendung 
zu finden hat, wenn die Auflöſung der Ehe zwiſchen den Ehegatten durch 
ausländiſches Scheidungsurteil ausgeſprochen iſt (Planck, Anm. 4 Abſ. 2 
zu Art. 19 des EG., Niedner, CG. S. 58). Im gegebenen Falle liegt 
weder ein inländiſches noch ein ausländiſches Scheidungsurteil vor. Vielmehr 
find die Beſchwerdefuͤhrerin und ihr Ehemann übereingekommen, fic) von Tiſch 
und Bett zu ſcheiden, und dieſe einverſtändliche Scheidung von Tiſch und Bett 
iſt ihnen gemäß den Vorſchriften des öſterreichiſchen Rechtes vom Gerichte 
bewilligt worden. Ob für den einen oder den andern Ehegatten ein gerecht⸗ 
fertigter Grund, die Scheidung oder Trennung der Ehe zu verlangen, vorlag, 
iſt nicht feſtgeſtellt. Eine ſolche Feſtſtellung konnte auch nach öſterreichiſchem 
Rechte gemäß 88 I ff. der Verordnung, betreffend das Verfahren in ſtreitigen 
Eheangelegenheiten, vom 9. Dezember 1897 nur nach vorangegangenem Streit⸗ 
verfahren gemäß den Vorichriiten der Zivilprozeßordnung vom 1. Auguſt 1895 
durch Urteil erfolgen. Es fehlt alſo vorliegend zur Anwendung der §§ 1635, 
1636 BGB. an dem Grforderniffe, daß die betreffende Ehe, aus der die 
Kinder hervorgegangen ſind, durch ein auf einſeitiges Geſuch (Klage) eines 
Ebegatten im Prozeßverfahren ergangenes, beſtimmte Scheidungsgründe feſt⸗ 
ſtellendes Urteil aufgelöſt iſt. Allerdings find gemäß § 1586 BGB. auch 
mit einer Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft die Wirkungen der Scheidung 
einer She verbunden und finden daher die SS 1635, 1636 BGB. im Falle 
einer Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ebenfalls Anwendung. Aber aud) 
die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft iſt weſentlich verſchieden von der 
vorliegenden einverſtändlichen Scheidung von Tiſch und Bett. Sie erfolgt 
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ebenfalls auf Klage eines Ehegatten durch Urteil (vergl. § 639 HPO.) und 
in dieſem Urteil iſt gemäß § 1575 BGB. feſtzuſtellen, daß der die Auk 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft begehrende Ehegatte auf Scheidung zu 
klagen berechtigt wäre. Danach iſt es ausgeſchloſſen, die einverſtändliche 
Scheidung von Tijd und Bett hinſichtlich der Anwendung der SS 1635, 
1636 BGB. der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gleich zu behandeln. 
Im Falle einer ſolchen Scheidung von Tiſch und Bett liegt auch zu An⸗ 
ordnungen des Vormundſchaftsgerichts nach Maßgabe der 88 1635, 1636 
BGB. kein Anlaß vor. Die Ehegatten müſſen, wie dies auch vorliegend 
geſchehen iſt, über die „Verſorgung“ der Kinder, welche auch die Erziehung 
umfaßt (Stubenrauch, Oeſterr. BGB. Bd. 1, 257 Anm. 2), Vereinbarung treffen, 
bevor ſie die Bewilligung der Scheidung verlangen können. Handelt ein 
Ehegatte demnächſt der Vereinbarung hinſichtlich der Erziehung der Kinder 
zuwider, fo kann der andere Teil auf Grund der Vereinbarung feine Rechte 
im Prozeßwege geltend machen. Nur dann käme ein Einſchreiten des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts auch in dieſem Falle in Frage, wenn die Vorausſetzungen 
des § 1666 BGB. vorlägen, wenn insbeſondere ein Ehegatte durch mip: 
bräuchliche Ausübung des ihm etwa durch die Vereinbarung übertragenen 
Erziehungsrechts das geiſtige oder leibliche Wohl der Kinder gefährden würde 
(zu vergl. auch Stubenrauch S. 258 Nr. 3). Die Beſchwerdeführerin hat 
ſich allerdings in ihrem bei dem Vormundſchaftsgerichte geſtellten erſten Antrag 
nebenher auch auf den § 1666 BGB. berufen; jedoch hat fie das Vorliegen 
der Vorausſetzungen für ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts nach 
Maßgabe dieſer Vorſchrift nicht näher begründet, und ſpäterhin iſt ſie über⸗ 
haupt nicht mehr darauf zurückgekommen. Es bietet ſich auch weder aus den 
Entſcheidungen der Vorinſtanzen noch ſonſt ein Anhalt dafür, daß die Voraus⸗ 
jegungen des § 1666 BGB. gegen den Vater der Kinder gegeben find. 


Eintragung der Legitimation eines unehelichen Kindes in das Standes⸗ 
regiſter. Unzuläſſigkeit der Eintragung im Wege der Berichtigung des 
Regiſters. 


8 65 des PSG. 
Kammergericht Berlin, 29. Juni 1905. — Bd. 6 S. 97. 


Im Standesregiſter von B. iſt am 7. Juni 1885 eingetragen, daß 
die unverehelichte R. am 3. Juni 1885 einen Knaben geboren hat. Am 
26. Dezember 1886 hat ſich die Mutter des Knaben mit K. verheiratet. 
Nach einer Beſcheinigung des Pfarramts zu B. findet ſich im Taufregiſter 
der Vermerk: 

Gemäß Verfügung des Königlichen Amtsgerichts vom 8. Juni 1889 

I. R. 41 iſt K. als Vater anerkannt. 


Am 12. Januar 1905 uach dem Tode ihres Ehemannes hat die 
Witwe K. beim Amtsgerichte den Antrag geſtellt, das Standesamt um Um⸗ 
ſchreibung des Namens ihres Sohnes auf den Namen K. zu erſuchen. Das 
Amtsgerichts hat der Antragitellerin eröffnet, daß die Akten, in denen die 
Anerkennung ihres Sohnes erfolgt ſein ſolle, bereits vernichtet ſeien. Es ſei 
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daher nicht in der Lage, den Standesbeamten um die Eintragung der Anz 
erkennung der Ghelichleit zu erſuchen. Sodann hat es die Akten an den 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes abgegeben. 

Dieſer hat darauf beantragt, eine Berichtigung des Standesregiſters 
dahin anzuordnen, daß K. mit der Niedergekommenen am 26. Dezember 1886 
die Ehe geſchloſſen und die Vaterſchaft zu ihrem Kinde anerkannt habe. Das 
Amtsgericht hat dieſen Antrag abgelehnt, weil Gegenſtand der Berichtigung 
nach § 65 PStG. nur die Veränderung des Wortlauts einer durch die 
Unterſchrift des Standesbeamten abgeſchloſſenen Eintragung bilden und daher 
der im § 26 vorgeſehene Vermerk nicht im Wege des Berichtigungsverfahrens 
angeordnet werden könne. 


Hiergegen hat der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes Beſchwerde eingelegt 
mit der Begründung, daß, da eine Urkunde über die Vaterſchaft nicht vorliege, 
die Auſſichtsbehörde nicht berechtigt fei, die Berichtigung des Standesregiſters 
ohne Inanſpruchnahme des Amtsgerichts herbeizuführen, während für den 
Erlaß des Berichtigungsbeſchluſſes ſeitens des Amtsgerichts die ermittelten 
Tatſachen ausreichten. 

Das Landgericht hat unter Billigung der amtsgerichtlichen Entſcheidung 
die Beſchwerde zurückgewieſen. Das Kammergericht hat auch der weiteren 
Beſchwerde den Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: | 

Der § 26 PSG. beſtimmt, daß, wenn die Feſtſtellung der Abſtammung 
eines Kindes erſt nach Eintragung des Geburtsfalls erfolgt oder die Standes: 
rechte durch Legitimation, Annahme an Kindes Statt oder in anderer Weiſe 
eine Veränderung erleiden, dieſer Vorgang, ſofern er durch öffentliche Urkunden 
nachgewieſen wird, auf Antrag eines Beteiligten am Rande der Geburts⸗ 
eintragung zu vermerken iſt. Der Vermerk iſt unmittelbar durch den Standes⸗ 
beamten zu bewirken. Der Beſchwerdeführer meint nun, daß, wenn der 
Vorgang nicht durch öffentliche Urkunden bewieſen werden könne, die Cin= 
tragung im Wege der Berichtigung gemäß § 65 PStG. durch das Amts: 
gericht angeordnet werden könne, welches bei feiner Ermittelung des Sad): 
verhalts nicht auf den Nachweis durch öffentliche Urkunden beſchränkt ſei. 
Dieſe Anſicht iſt rechtsirrig. Im § 22 Abſ. 3 und in den §§ 26, 55 
PStG. find drei Fälle vorgeſehen, in denen infolge neuer Umſtände die 
urſprünglich richtige und dem Geſetz entſprechende Eintragung zu ergänzen 
($ 22) oder dem veränderten Rechtsſtand anzupaſſen iſt (88 26, 55). 
Dieſen Fällen gegenüber behandelt der § 65 die Berichtigung einer Ein⸗ 
tragung. Wie ſchon der Wortlaut andeutet, handelt es ſich hier um Richtig⸗ 
ſtellung einer von vornherein unrichtigen Eintragung. Ob unter unrichtigen 
Eintragungen nur ſolche zu verſtehen ſind, bei denen ein tatſächlich ein⸗ 
getragener Umſtand unrichtig iſt, oder auch unvollſtändige Eintragungen, war 
ſtreitig. Die herrſchende Anſicht und auch das Kammergericht (Jahrb. 26, 37)1) 
hat ſich in letzterem Sinne entſchieden. Immer aber iſt erforderlich Richtig⸗ 
ſtellung nach dem Zeitpunkte der Eintragung. Das wird neben der Wort: 
bedeutung beſtätigt durch die Entſtehungsgeſchichte des § 65 (mitgeteilt bei 
Völk, PStG. § 65 Note 1). Nach § 20 des erſten Antrags der Ab: 


1) RIA. Entſchy GG. 4, 6 ff. 
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geordneten Völk und Hinſchius waren „Berichtigungen der Standesbücher 
(außer in den in 88 7, 8, 9 vorgeſehenen Fällen) bei dem Einzelrichter zu 
beantragen, welcher die Beteiligten zu vernehmen und die Berichtigung bei 
dem Standesbeamten zu veranlaſſen oder bei erhobenem Widerſpruch die Sache 
auf den Prozeßweg zu verweiſen hatte“. Hiernach ſollte ſich alſo das 
richterliche Berichtigungsverfahren (§ 65 des Geſetzes) nicht auf die Fälle 
der 88 7, 8, 9 erſtrecken. Die $§ 7, 9 aber entſprechen dem jetzigen 
§ 22 Abſ. 3 und dem § 26 des Geſetzes. Bei der Beratung äußerte 
ferner der Abgeordnete Bähr: „daß eine Berichtigung, wenn ſie durch den 
Richter angeordnet wird, an die Stelle der urſprünglichen Eintragung trete; 
es fet der Zweck der Berichtigung, die frühere Eintragung zu erſetzen“. 
In den Fällen des § 22 Abi. 3 und der §§ 26, 55 des Geſetzes ſoll 
aber der nachträgliche Verwerk die urſprüngliche Eintragung nicht erſetzen, 
ſondern unter Aufrechterhaltung dieſer lediglich zum Ausdrucke bringen, daß 
dieſelbe infolge ſpäterer Vorgänge eine Ergänzung oder andere rechtliche 
Bedeutung erhalten hat. In der Literatur (zu vergl. Völk S. 162, Stölzel, 
PStG. § 65 Note 1, Sartorius, BStG. § 65 Note 1, c, 8, S. 396, 
Hinſchius, PStG. § 65 Nr. 2, Freſe im CBlFG. 4, 675) und Recht⸗ 
ſprechung (zu vergl. Sächſ. Ann. 17, 188 SeuffA. 59, 301) beſteht 
denn auch, ſoweit erſichtlich, Einverſtändnis darüber, daß unter der Berichtigung 
des § 65 nur ſolche Eintragungen zu verſtehen ſind, welche ſich darauf 
beziehen, daß ein Eintrag von vornherein unrichtig bezw. unvollſtändig war, 
nicht aber auch auf die Eintragung von ſpäter eingetragenen Tatſachen, 
welche die an ſich richtigen Eintragungen in ihrer rechtlichen Bedeutung 
ändern. Die Rundverfügung des Juſtizminiſters und des Miniſters des 
Innern vom 13. Juni 1878 (Min Bl. des Innern S. 114), auf welche 
ſich der Beſchwerdeführer beruft, ſteht ihm nicht zur Seite. Sie beſchäftigt 
ſich nicht unmittelbar mit der hier in Rede ſtehenden, ſondern mit der Frage, 
ob ſich der § 65 lediglich auf die Berichtigung tatſächlicher Unrichtigkeiten 
oder auch auf die Ergänzung unvollſtändiger Eintragungen bezieht, die ſie 
im letzteren Sinne bejaht. Hierüber hinaus auf die Eintragung ſpäter ein⸗ 
getretener Tatſachen will aber die Verfügung den § 65 nicht erſtrecken. 
Dagegen iſt in einem Erlaſſe des Miniſters des Innern vom 12. März 
1887 (Min Bl. des Innern S. 91, beſtätigt in der Verfügung vom 
16. Januar 1901, Min Bl. des Innern S. 72) bemerkt, daß die nachträglich 
mit Genehmigung der Landespolizeibehörde erfolgte Aenderung des an und 
für ſich richtig eingetragenen Familiennamens niemals einen Gegenſtand des 
Berichtigungsverfahrens im Sinne der 88 65, 66 PStG. fein kann. Die 
Anſicht des Beſchwerdeführers, daß die Eintragung der Anerkennung der 
Vaterſchaft im Berichtigungsverfahren zu erfolgen habe und in dieſem ein 
Nachweis der Anerkennung durch öſſentliche Urkunden nicht erforderlich ſei, 
widerſpricht der zwingenden Vorſchrift des S 25 PStG., wonach die Aner⸗ 
kennung nur eingetragen werden darf, wenn ſie in einer Urkunde der be⸗ 
zeichneten Art erklärt iſt. Kann ſie aber durch eine ſolche nachgewieſen 
werden, ſo hat die Eintragung unmittelbar durch den Standesbeamten gemäß 
S 26 zu erfolgen. Das Geſetz konnte deshalb von einer richterlichen Berichtigungs⸗ 
anordnung in einem ſolchen Falle abſehen. 
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Pflicht des Standesbeamten, ſich bei der Eintragung von Vornamen der 

ihm von der Auffſichtsbehörde vorgeſchriebenen Schreibweiſe zu bedienen, 

auch wenn dieſe von der Schreibweiſe der Beteiligten abweicht; Unzuläſſig⸗ 
keit eines Antrags der Beteiligten auf Berichtigung. 


S$ 11, 65, 66 des PStG. 
Kammergericht Berlin, 13. September 1905 Bd. 6 S. 99. 


Der Beſchwerdeführer iſt am 15. April 1905 vor dem Standesamt in 
D. die Ehe mit Anna Margarete S. eingegangen; als Zeugin iſt ſeine 
Mutter Berta S. zugezogen. In der von dem Standesbeamten aufgenommenen 
Eheſchließungsurkunde iſt der Vorname des Beſchwerdeführes und desgleichen 
feines verſtorbenen Vaters „Günter“ in dieſer Schreibart (ohne „h“) und es 
ſind die Vornamen „Margarete“ und „Berta“ ebenfalls in dieſer Schreibart 
(ohne „h“) geſchrieben; in gleicher Weiſe lauten die Unterſchriften des Be⸗ 
ſchwerdeführers (Günter) und ſeiner Mutter (Berta), während ſeine Ehefrau 
nur mit dem Vornamen „Anna“ die Urkunde unterſchrieben hat. 


In Geſuchen an das Standesamt verlangte der Beſchwerdeführer die 
Berichtigung der Schreibweiſe der Namen „Günter“, „Margarete“ „Berta“ 
in dem Heiratsregiſter durch Einſchiebung des Buchſtabens „h“ oder wenig⸗ 
ſtens die Vermerkung eines Proteſtes gegen die gewählte Schreibweiſe auf 
der Heiratsurkunde. Dieſe Anträge des Beſchwerdeführers wurden von dem 
Standesamt abgelehnt und der Beſchwerdeführer wurde darauf hingewieſen, 
daß die Schreibweiſe der Vornamen ohne „h“ auf der dem Standesbeamten 
durch den Erl. des Miniſters des Innern vom 10. Juni 1903 erteilten 
Anweiſung beruhe, nach welcher bei Eintragung von Vornamen in die 
ſtandesamtlichen Urkunden grundſätzlich und ohne Rückſicht auf eine etwaige 
abweichende Schreibart in älteren Urkunden oder eine abweichende Unterſchrift 
der Beteiligten ſelbſt die von dem Staatsminiſterium beſchloſſene neue Recht⸗ 
ſchreibung eingehalten werden ſoll. 

Das Amtsgericht lehnte die von dem Beſchwerdeführer nachgeſuchte Be⸗ 
richtigung ab, weil der Standesbeamte die Vornamen, deren Berichtigung 
verlangt werde, auf Grund des für ihn maßgebenden Erlaſſes richtig in das 
Standesregiſter eingetragen habe. 

Gegen dieſen Beſchluß legte der Beſchwerdeführer bei dem Landgericht 
in D. Beſchwerde ein mit dem Antrag, anzuordnen, daß das Standesamt in 
das Heiratsregiſter den Vermerk eintrage: 

Auf. Antrag der Beteiligten wird beigemerkt, daß ſie bezw. ihre Eltern 

die Namen „Günther“, „Margarethe“, „Bertha“ mit „th“ ſchreiben. 

Die Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden. Der Antrag 
wird, inſoweit er aus § 11 Abſ. 3 und § 13 PStG. hergeleitet wird, 
ſchon um deswillen für unſtatthaft erachtet, weil Abänderungen der Ein⸗ 
tragungen durch Randvermerke ſeitens des Standesbeamten nur ſo lange vor⸗ 
genommen werden dürfen, als die Urkunde von ihm nicht vollzogen iſt. Im 
übrigen wird ausgeführt, daß allerdings der § 66 die Möglichkeit gewähre, 
im Wege des Berichtigungsverfahrens, ſelbſt unabhängig von einem Antrage 
der Aufſichtsbehörde, Unrichtigkeiten der Eintragung durch Beiſchreibung eines 
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Nandvermerkes zu bejeitigen, daß auch der Schutz des Namensträgers hin⸗ 
ſichtlich ſeines Vornamens innerhalb der Grenzen des 8 12 BGB. anzu⸗ 
erkennen ſei, daß aber im vorliegenden Falle von einer Unrichtigkeit oder 
einer Verletzung des Namenrechts bei der ſtandesamtlichen Beurkundung nicht 
geſprochen werden könne, weil nach der ſprachgeſchichtlichen Entwickelung auch 
die deutſchen Vornamen der Rechtſchreibung unterworfen jeien. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt aus 
folgenden Gründen : 

Die weitere Beſchwerde iſt nach den 88 11, 66 PSG. ſowie ben 
88 20, 27, 28, 199 6G. in Verbindung mit Art. 7 PrFGG. zuläſſig, 
auch formgerecht eingelegt: fie kann jedoch keinen Erfolg haben. 

Für die Anwendung des § 11 Abſ. 3 PStG. iſt nach Lage des 
gegebenen Falles überhaupt kein Raum, weil eine „Ablehnung einer Amts⸗ 
handlung durch den Standesbeamten“ gar nicht in Frage ſteht. Die Ehe⸗ 
ſchließungsurkunde vom 15. April 1905, in welcher die Vornamen der be⸗ 
teiligten Perſonen, Günter, Margarete und Berta, in dieſer Schreibweiſe 
aufgeführt ſind — welcher ſich übrigens der Beſchwerdeführer und ſeine 
Mutter bei der Unterſchrift ſelbſt angepaßt haben —, iſt durch den Standes⸗ 
beamten abgeſchloſſen und vollzogen. In ihrer Aufnahme in der gewählten 
Schreibweiſe kann die „Ablehnung der Vornahme einer Amtshandlung“ nicht 
gefunden werden. Zur ſpäteren ſelbſtändigen Beiſchreibung eines nachträg⸗ 
lichen Randvermerkes im Sinne des § 13 Abſ. 4 war der Standesbeamte 
aber überhaupt nicht befugt, weil derartige Randvermerke von dem Standes⸗ 
beamten nur fo lange gemacht werden dürfen, als die Eintragung noch nicht 
durch ſeine Unterſchrift abgeſchloſſen iſt. Später, nach Vollziehung der Ehe⸗ 
ſchließungsurkunde, bietet nur das Berichtigungsverfahren gemäß 88 65, 66 
die Möglichkeit, einen Randvermerk zu der urſprünglichen Eintragung zu ver⸗ 
anlaſſen. In dieſer Beziehung aber führt das Landgericht ohne Rechtsirrtum 
aus, daß für eine Berichtigung kein Raum ſei, weil eine Unrichtigkeit der 
Eintragung nicht vorliege. Der Standesbeamte hat ſich bei der von ihm 
gewählten Schreibweiſe der Vornamen „Günter“, „Margarete“ und „Berta“ 
lediglich an die ihm durch den Miniſterialerlaß vom 10. Juni 1903 im 
Aufſichtswege erteilte Anweiſung in Verbindung mit der durch das Staats⸗ 
miniſterium feſtgeſetzten neuen Rechtſchreibung der erwähnten Vornamen ge⸗ 
halten. Die geſetzliche Statthaftigkeit jenes Miniſterialerlaſſes wird von dem 
Beſchwerdeführer ſelbſt anſcheinend nicht mehr bemängelt und ſie ergibt ſich 
aus dem Aufſichtsrecht über die Standesämter laut § 11 Abſ. 1 des Geſetzes. 
Ein etwaiger Widerſpruch zwiſchen dem Inhalte des Miniſterialerlaſſes vom 
10. Juni 1903 und zwiſchen dem Inhalte des von dem Beſchwerdeführer 
angezogenen Miniſterialerlaſſes vom 28. Oktober 1879, wonach Abweichungen 
in der Schreibweiſe in Unterſchrift und Text zu vermeiden ſind, würde nur 
dazu führen, daß die letztere Anordnung durch den zeitlich ſpäter ergangenen 
Erlaß vom 10. Juni 1903 eingeſchränkt iſt. Dadurch würde alſo die 
Eintragung in der gewählten Schreibweiſe keineswegs unrichtig werden. Es 
kommt auch nicht darauf an, ob der Beſcherdeführer ſowie ſeine Mutter 
und ſeine Ehefrau die Schreibweiſe mit dem „th“ verlangt haben, weil der 
Standesbeamte nicht verpflichtet und nach der ihm erteilten, von ihm zu be⸗ 
achtenden Anweiſung gar nicht befugt war, auf dieſes Verlangen einzugehen. 
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eben deshalb ijt auch für die Anwendung des § 12 BGB. zu Gunſten 
des Beſchwerdeführers kein Raum. 


Weitere Beſchwerde gegen die vom Beſchwerdegericht angeordnete Erteilung 

eines Erbſcheins, nachdem dieſer Auordunng gemäß das Nachlaßgericht 

den Erbſchein erteilt hat. Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde, ſofern 

der Antrag nicht auf die Aufhebung der von dem Beſchwerdegericht an⸗ 

geordneten Erteilung des Erbſcheins oder auf Abänderung ſeines Inhalts, 

ſondern darauf gerichtet iſt, daß der Erbſchein eingezogen oder für kraſt⸗ 
los erklärt wird. 


SS 2361, 2362 BGB., §§ 20, 27 566. 
Reichsgericht, IV. 35., 21. September 1905. — Bd. 6 S. 102. 


Abgedruckt in den Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 61 S. 274. 


Feſtſtellung des Nachlaßgerichts, daß ein anderer Erbe als der Fiskus 
nicht vorhanden iſt. Unzuläſſigkeit der Feſtſtellung, bevor drei Monate 
nach dem Ablaufe der für die Aumeldung von Erbrechten beſtimmten 
Friſt verſtrichen find, anch wenn innerhalb dieſer Friſt ein Erbrecht nicht 
angemeldet worden iſt. Pflicht des Nachlaßgerichts, vor der Feſtſtellung 
von Amts wegen Ermittelungen über das Vorhandenſein anderer Erben 
ſowie über die Staatsangehörigkeit des Erblaſſers auzuftellen. 


88 1964, 1965 BGB. 
Kammergericht Berlin, 10. Juni 1905. — Bd. 6 S. 106. 


Am 22. April 1903 verſtarb in L. die daſelbſt mehrere Jahre lang bei 
dem R. wohnhaft geweſene verwitwete Z. geborene V., geboren in St. am 
28. Mai 1833. Nach den Feſtſtellungen des Erbſchaftsſteueramts hinterließ 
ſie ein Vermögen von 1000 M. R. beſorgte das Begräbnis und erhob 
hierfür ſowie für Miete und Koſtgeld einen Anſpruch in Höhe von 883,05 M. 
Auf Antrag des Erbſchaftsſteueramts leitete das Amtsgericht in L. eine Nach⸗ 
laßpflegſchaft ein und beſtellte den Rentner A. zum Pfleger behufs Erhaltung 
des Nachlaſſes der Verſtorbenen und für deren unbekannte Erben. Am 
25. April 1904 reichte A. ein vom 11. April 1904 datiertes Schreiben 
des Paſtors in St. zu den Akten ein, inhaltlich deſſen die Verſtorbene eine 
Tochter des dortigen Böttchermeiſter V. geweſen ſein und drei groß gewordene 
Geſchwiſter, eine Schweſter und zwei Brüder, Guſtav und Karl, gehabt haben 
fol; Guſtav ſoll in G. ſeit langem verſtorben, Karl bis etwa 1901 auf 
ſeiner Wanderſchaft alljährlich wieder nach St. gekommen, ſeitdem aber ver⸗ 
ſchollen ſein. Das Amtsgericht fragte bei der Polizeibehörde in St. an, ob 
dort etwas über Angehörige der Verſtorbenen bekannt ſei, und erhielt unter 
dem 22. Mai 1904 die Auskunft, daß daſelbſt zwar eine Familie Böttcher⸗ 
meiſter V. lebe, daß dieſe jedoch von einer Verwandten Z. geb. V. nichts 
wiſſe. Nachdem es ſodann feſtgeſtellt hatte, daß ſich in ſeiner Verwahrung 
ein Teſtament der Witwe Z. nicht befinde, und nachdem der Pfleger noch 
wiederholt berichtet hatte, daß ihm anderweitige Erben nicht bekannt geworden 
ſeien, beantragte unter dem 19. November 1904 der Pfleger die Einleitung 
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des Aufgebotsverfahrens, und das Amtsgericht erließ am 9. Dezember 1904 
an die unbekannten Erben der Witwe Z. die Aufforderung, ihre Erbanſprüche 
und Rechte gegen den Nachlaß ſpäteſtens bis zum 23. Februar 1905 an⸗ 
zumelden. Die Aufforderung wurde durch Anheftung an die Gerichtstafel, 
durch Einrückung in den Reichsanzeiger, in das Amtsblatt und in die L. er 
Zeitung bekannt gemacht. 

Unter dem 4. März 1905 erließ ſodann das Amtsgericht einen Beſchluß, 
durch welchen es gemäß SS 1964 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs feititellte, 
„daß ein anderer Erbe als der Fiskus nicht vorhanden fei“. Dieſen Beſchluß 
ſtellte es dem Regierungspräſidenten in P. zu. 

Der letztere legte Beſchwerde ein und machte geltend, daß das Amts⸗ 
gericht es unterlaſſen habe, die Staatsangehörigkeit der Erblaſſerin feſtzuſtellen, 
und daß es auch zu Unrecht das Erbrecht ihres Bruders Karl, über deſſen 
Tod nichts bekannt ſei, nicht berückſichtigt habe. Durch Beſchluß vom 
18. April 1905 wies das Landgericht in P. die Beſchwerde mit folgender 
Begründung zurück: Da die angeſtellten Ermittelungen ergebnislos geblieben, 
Erbrechte auch nicht angemeldet worden ſeien, ſo habe die Feſtſtellung, daß 
ein anderer Erbe als der Fiskus nicht vorhanden, ſchon am 4. März 1905 
getroffen werden dürfen. Die Einhaltung des dreimonatigen Zeitraums nach 
dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt (§ 1965 Abſ. 2 Satz 1 BGB.) ſei nur 
dann erforderlich, wenn innerhalb der Anmeldungsfriſt ein Erbrecht angemeldet 
werde. Gegen die Annahme, daß die Erblaſſerin preußiſche Staatsangehörige 
geweſen, liege nichts vor. Sie ſei in St. geboren und habe bis zu ihrem 
Tode längere Zeit in L. gelebt. Umſtände, die darauf ſchließen laſſen könnten, 
daß ſie durch ihre Heirat die preußiſche Staatsangehörigkeit verloren habe, 
ſeien nicht hervorgetreten. Die Behauptung, daß Karl V. ihr Erbe geworden, 
fei nicht zutreffend. Vielmehr ſpreche die Tatſache, daß dieſer Bruder trotz 
ſeines ſicherlich hohen Alters bis 1901 alljährlich feine Heimat aufgeſucht 
habe, dann aber jede Spur von ihm verloren gegangen ſei, mit hoher Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit für ſeinen vor dem Ableben der Erblaſſerin eingetretenen Tod. 
Jedenfalls ſeien die Nachforſchungen und die öffentliche Aufforderung ohne 
Ergebnis geblieben. Eine Todeserklärung ſei nicht erforderlich; denn der 
Feſtſtellungsbeſchluß des S$ 1964 Abſ. 1 des BGB. begründe nur die Ber: 
mutung, daß der Fiskus Erbe geworden, ſie beſeitige aber das Erbrecht des 
wirklichen Erben nicht. 

Gegen den landgerichtlichen Beſchluß hat nunmehr der Präſident der 
Regierung in P. die weitere Beſchwerde eingelegt und Verletzung der §§ 1936, 
1960 ff., 1964 ff., 19 BGB., der SS 18 ff., 23 ff. FG. und der SS 2 ff., 13 ff. 
des Geſetzes vom 1. Juni 1870 gerügt. Es wird ausgeführt, daß auch 
das Landgericht die Staatsangehoͤrigkeit der Erblaſſerin nicht genügend felts 
geſtellt habe, da hinſichtlich des verſtorbenen Ehemanns Z. nicht das geringſte 
erhelle, und es wird als irrig bezeichnet, daß die Beſtimmungen des § 1964 
Abſ. 2, des § 1965 Abi. 2 und des § 1966 BGB. das Nachlaßgericht 
berechtigten, Erbermittelungen zu unterlaſſen und ermittelte Erben, wie hier den 
Bruder Karl der Erblaſſerin, nicht zu berückſichtigen. 

Das Kammergericht hat auf die weitere Beſchwerde die Vorentſcheidungen 
aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Das Landgericht nimmt mit Unrecht an, daß das Amtsgericht berechtigt 
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geweſen wäre, ſchon vor dem Ablaufe von drei Monaten nach dem Ende 
der Anmeldungsfriſt das Erbrecht des Fiskus feſtzuſtellen. Die Vorſchrift des 
§ 1965 Abſ. 2 Satz 1 des BGB.: 

Ein Erbrecht bleibt unberückſichtigt, wenn nicht dem Nachlaßgerichte binnen 
drei Monaten nach dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt nachgewieſen wird, 
daß das Erbrecht beſteht oder daß es gegen den Fiskus im Wege der 
Klage geltend gemacht iſt. . 

bezieht fic) auf jedes vor dem Ende des dreimonatigen Zeitraums angemeldete 
Erbrecht, einerlei, ob die Anmeldung vor oder nach dem Ablaufe der An⸗ 
meldungsfriſt erfolgt. In dem erſten Entwurfe ($ 2067) war dies beſonders 
zum Ausdrucke gebracht worden, und wenn das Geſetz eine andere Faſſung 
erhalten hat, ſo iſt das nach den Protokollen der Kommiſſion für die zweite 
Leſung (zu vergl. Mugdan, Materialien 5, 420 f.) jedenfalls nicht deshalb 
geſchehen, weil man eine nach der Anmeldungsfriſt geſchehene Anmeldung 
nicht mehr hätte zulaſſen wollen. Irgendwelche Nachteile ſollten, wie die 
Motive ergeben (5, 555 f., Mugdan S. 297), mit der Nichteinhaltung der 
Anmeldungsfriſt nicht verbunden werden. Das Landgericht weiſt darauf hin, 
daß die Feſtſtellung, ein anderer Erbe als der Fiskus ſei nicht vorhanden, 
nur eine Vermutung für das Erbrecht des Fiskus begründe ($ 1964 Abſ. 2 
BGB.). Dieſer Bedeutung der Feſtſtellung würde es aber widerſprechen, 
wenn man die Nachfriſt des § 1965 Abſ. 2 nicht in allen Fällen abwarten 
wollte. Hätte der Geſetzgeber im Falle der Verſäumung der Anmeldungsfriſt 
die Feſtſtellung früher zulaſſen wollen als im Falle ihrer Einhaltung, jo 
würde es eines unzweideutigen Ausdrucks bedurft haben. Die ganz unter⸗ 
ſchiedsloſe Faſſung des 8 1965 Abſ. 2 läßt eine Beſchränkung auf die 
innerhalb der Anmeldungsfriſt erfolgten Anmeldungen nicht zu (vergl. Planck, 
zu § 1965 BGB. Anm. 4; OL GRſpr. 9, 384). 

Die dreimonatige Friſt hat im vorliegenden Falle erſt mit dem Ablaufe 
des 23. Mai 1905 ihr Ende erreicht, ſie war alſo auch zur Zeit des Er⸗ 
laſſes der landgerichtlichen Entſcheidung noch nicht verſtrichen, und es muß 
deshalb mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß eine dem § 1965 Abſ. 2 
entſprechende Anmeldung rechtzeitig erfolgt iſt. Schon aus dieſem Grunde 
war die Aufhebung der Vorentſcheidungen und die Zurückverweiſung der Sache 
an das Amtsgericht erforderlich. 

Die weitere Beſchwerde rügt aber auch mit Recht, daß es an einer 
genügenden Feſtſtellung der Staatsangehörigkeit der Erblaſſerin fehle. Das 
Nachlaßgericht darf ſich nicht mit dem Ausſpruche begnügen, daß ein anderer 
Erbe, als der „Fiskus“, nicht vorhanden ſei, ſondern es hat denjenigen 
Fiskus, welcher geſetzlicher Erbe ſein ſoll, zu ermitteln und zu bezeichnen. Letzteres 
iſt vorliegendenfalls in ausreichender Weiſe dadurch geſchehen, daß das preußiſche 
Amtsgericht in L. den Feſtſtellungsbeſchluß dem Präſidenten der preußiſchen 
Regierung in P. zugeſtellt hat. Dagegen folgt das geſetzliche Erbrecht des 
preußiſchen Fiskus nicht ſchon, wie das Landgericht meint, daraus, daß die 
Erblaſſerin in dem preußiſchen Orte Sp. geboren iſt, daß ſie bis zu ihrem 
Tod einige Jahre lang in dem preußiſchem Orte L. gewohnt hat und daß 
keine Umſtände vorliegen, aus denen zu ſchließen wäre, daß ſie durch ihre 
Heirat aufgehört hätte, preußiſche Staatsangehörige zu ſein. Nach § 1936 
BGB. iſt der Fiskus desjenigen Bundesſtaats geſetzlicher Erbe, dem der Erblaſſer 
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zur Zeit des Todes angehört hat. Die preußiſche Staatsangehörigkeit einer 
Witwe läßt ſich aber im Hinblick auf 8 2 Nr. 3, § 5 und $ 13 Nr. 5 
des Geſetzes vom 1. Juni 1870 (§ 2 des Geſ. vom 16. April 1871) 
regelmäßig nur feſtſtellen, wenn genügender Grund zu der Annahme vorliegt, 
daß ihr verſtorbener Ehemann Preuße war. Haben über die Staatsangehörig⸗ 
keit des verſtorbenen Ehemanns, wie hier, keinerlei Ermittlungen ſtattgefunden, 
ſo entbehrt eine ſolche Feſtſtellung jeder tatſächlichen Unterlage. Aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach würde ſich übrigens das Amtsgericht durch Rückfrage bei 
der Ortsbehörde in L. über die Staatsangehörigkeit des Ehemanns Gewißheit 
oder doch einen Anhalt für weitere Nachforfdungen haben verſchaffen können. 
Vor Erlaß einer neuen Entſcheidung werden die erforderlichen Erhebungen, 
der Vorſchrift des § 12 FGG. gemäß, nachzuholen fein. 

Der fernere Vorwurf des Beſchwerdeführers, daß das Erbrecht des 
Karl V., Bruders der Erblaſſerin, nicht habe unberückſichtigt bleiben dürfen, 
erledigt ſich allerdings ohne weiteres durch die ausdrückliche Vorſchrift des 
§ 1965 Abſ. 2 BGB., die zur Berückſichtigung eines jeden Erbrechts den 
Nachweis erfordert, daß das Erbrecht beſteht oder daß es gegen den Fistus 
im Wege der Klage geltend gemacht worden iſt. Nicht unbegründet iſt da⸗ 
gegen die Rüge, daß das Amtsgericht ſeiner Ermittelungspflicht (vergl. § 1964 
Abſ. 1 BGB., § 12 FGG.) in ſachgemäßer Weiſe bisher nicht nachgekommen fei. 
Das Amtsgericht hat ſich zwar vergewiſſert, daß ſich ein Teſtament der Erb⸗ 
laſſerin in ſeiner Verwahrung nicht befindet, dagegen laſſen die Akten nicht 
erkennen, daß der Mobiliarnachlaß der Erblaſſerin auf das Vorhandenſein 
eines eigenhändigen Teſtaments (§ 2231 Nr. 2 BGB.) oder eines Hinter: 
legungsſcheins über ein anderswo verwahrtes Teſtament hin durchgeſehen wäre 
oder daß dieſerhalb bei den Eheleuten R. oder ſonſtwie Erkundigungen ſtatt⸗ 
gefunden hätten. Möglicherweiſe wäre auch eine Rückfrage bei dem Amts⸗ 
gerichte des letzten gemeinſchaftlichen Wohnſitzes der Eheleute Z. angezeigt 
geweſen. Nicht minder fehlt eine aktenmäßige Feſtſtellung darüber, ob die 
Erblaſſerin niemals Kinder gehabt hat, oder weshalb ſonſt als geſeßliche 
Erben nur ihre Seitenverwandten in Betracht kommen könnten. Endlich be⸗ 
ſteht nach Lage der Akten noch immer die Möglichkeit, daß die in G. lebende 
Familie des Böttcher meiſters V. zu den Seitenverwandten der Erblaſſerin, 
deren Vater Böttchermeiſter war und deren älteſter Bruder Guſtav ſich in G. 
niedergelaſſen hatte, gehört. Die Auskünfte der Polizeibehörde in G. gründen 
ſich auf Berichte eines Polizeiſergeanten, es hätte daher jedenfalls Anlaß vor⸗ 
gelegen, weitere Erhebungen anzuſtellen. Dies alles hätte, wie eine Vergleichung 
des S 1964 Abſ. 1 und des § 1965 Abſ. 1 BGB. erkennen läßt, vor 
Erlaß der öffentlichen Aufforderung geſchehen ſollen und muß daher nunmehr, 
bevor ein neuer Feſtſtellungsbeſchluß ergeht, gleichfalls nachgeholt werden. 
Wenn das Geſetz einmal vorſchreibt, daß die Feſtſtellung des fiskaliſchen Erb⸗ 
rechts erſt nach dem Ablauf einer den Umſtänden entſprechenden Friſt zur 
Ermittelung zu geſchehen hat, und wenn es weiter beftimmt, daß der Feſt⸗ 
ſtellung regelmäßig eine öffentliche Aufforderung, außerdem aber der dreimonatige 
Zeitraum des § 1965 Abſ. 2 vorausgehen muß, fo folgt daraus, wie dies 
auch die Motive anerkennen, daß die öffentliche Aufforderung den amtlichen 
Ermittelungen nachfolgen ſoll. Sind die Ermittelungen nicht ſo vorgenommen 
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worden, wie die Sachlage es erforderte (§ 12 FGG.), fo kann dieſer Mangel 
durch die öffentliche Aufforderung nicht erſetzt werden. Die Ermittelungs⸗ 
pflicht iſt auf alle Fälle vor dem Erlaſſe des Feſtſtellungsbeſchluſſes vollſtändig 
zu erfüllen. 


Pflicht des Nachlaßgerichts, ein ihm als Teſtament vorgelegtes und als 

ſolches feinem Inhalte nach ſich darftellendes Schriftſtück nicht zu eröffnen, 

wenn kein Zweifel darüber beſteht, daß das Schriftſtück wegen Formmangels 
kein Teſtament, ſondern ein rechtlich bedentungsloſes Schriftſtück iſt. 


88 2231, 2260 BGB. 
Oberlandesgericht Hamburg, 3. Juli 1905. — Bd. 6 S. 111. 


In der Nachlaßſache M. hat das Oberlandesgericht auf die weitere Bes 
ſchwerde des Nachlaßpflegers gegen den Beſchluß des Landgerichts H. vom 
23. Mai 1905 die Verfügung des Amtsgerichts H. vom 1. Mai 1905 
aufgehoben aus folgenden Gründen: ® 


Nach den Feſtſtellungen des Landgerichts enthält das dem Amtsgericht 
eingereichte Schriftſtück nach ſeinem Inhalte Verfügungen der Erblaſſerin über 
ihr Vermögen für die Zeit nach ihrem Tode. Es trägt die Ueberſchrift 
„Mein Teſtament“, die Ortsbezeichnung H., ein Datum und als Unterſchrift 
den Namen der Erblaſſerin. Die Ueberſchriſt und die Unterſchrift find 
erſichtlich von einer andern Hand geſchrieben als der übrige Teil des Schriftſtücks. 


Wie das Landgericht anführt, hat dieſes Gericht bereits in ſeinem Be⸗ 
ſchluſſe vom 6. Mai 1901 entſchieden, daß das Nachlaßgericht die bei ihm 
verwahrten und die ihm eingereichten Teſtamente nach § 2260 BGB. zu 
eröffnen habe, ohne vorher deren Gültigkeit zu prüfen. An dieſer Anſicht 
iſt feſtzuhalten. 

Vorausſetzung bleibt aber, wie das auch in jenem Beſchluſſe zum Aus⸗ 
drucke gekommen iſt, daß das dem Nachlaßgerichte vorliegende Schriftſtück ein 
Teſtament iſt. Nur wenn das der Fall iſt, kann eine Anwendung des § 2260 
BGB. in Frage kommen. Nach den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs iſt aber nicht jedes Schriftſtück ein Teſtament, in welchem der Erblaſſer 
eine letztwillige Verfügung hat treffen wollen. Ein Teſtament liegt vielmehr 
nur dann vor, wenn das Schriftſtück unter Beobachtung der in den 88 2231 flg. 
gegebenen Formvorſchriften, von Ausnahmefällen abgeſehen, alſo nur, wenn 
es in einer der beiden Formen des § 2231 errichtet iſt. In dieſen Formen 
können, wie ſich das Geſetz ausdrückt, Teſtamente errichtet werden. In anderen 
können ſie es nicht. Schriftſtücke, welche letztwillige Verfügungen enthalten, 
aber nicht in den nach jenen Vorſchriften zuläſſigen Formen errichtet ſind, 
ſind im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und demgemäß auch im Sinne 
des § 2260 keine Teſtamente. 

Nun iſt es ſelbſtverſtändlich richtig, daß danach jedes Schriftſtück, welches 
letztwillige Verfügungen enthält, aber aus irgend einem Grunde den Form⸗ 
vorſchriften nicht genügt, kein Teſtament iſt und daß eine konſequente Durch⸗ 
führung des obigen Satzes dazu führen würde, den früheren Beſchluß in ſein 
Gegenteil zu verkehren. Logiſch iſt es richtig, zu ſagen, daß ſolche Schriftſtücke 
nur entweder Teſtamente ſein oder es nicht fein können und daß es ein Drittes 


u JA 


nicht gibt. Für die Anſchauung und die Sprechweiſe des Lebens und ebenſo 
für die Sprechweiſe der Gerichte beſteht allerdings ein Unterſchied. Es wird 
unterſchieden zwiſchen einem Schrifiſtücke des bezeichneten Inhalts, welches kein 
oder überhaupt kein Teſtament und einem ſolchen, welches ein ungültiges 
Teſtament iſt. Der Unterſchied wird darin gefunden, daß bei dem einen für 
jeden, der das Geſetz kennt, ohne Erforſchung weiterer Tatſachen und ohne 
Entſcheidung zweifelhafter Fragen „ohne weiteres“ feſiſteht, daß es kein Teſtament 
iſt, während bei dem andern dieſe Beurteilung erſt nach Anſtellung von 
Erhebungen oder unter Entſcheidung einer ſogenannten Rechtsſrage Platz greift. 
Es erſcheint richtig, dieſe Unterſcheidung auch bei der Anwendung des Geſetzes 
zu machen. | 


Macht man dieſen Unterſchied, fo gelangt man zu praktiſch brauchbaren 
Ergebniſſen. Es wäre höchſt bedenklich, wollte der Nachlaßrichter die oft außer⸗ 
ordentlich zweifelhaften Fragen nach der formellen Gültigkeit eines ihm vor⸗ 
liegenden als Teſtament gedachten Schriftſtücks prüfen und von ihrer Entſcheidung 
die Eröffnung desſelben abhängig machen. Cbenſo bedenklich aber ware es, 
wollte der Nachlaßrichter ein Schriſtſtück als Teſtament eröffnen, es den Be⸗ 
teiligten verkünden und ihnen ſeinen Inhalt mitteilen, obwohl er nicht etwa 
glaubt oder annimmt, ſondern unter Ausſchluß jedes Zweifels weiß, daß es 
in Wahrheit kein Teſtament, ſondern ein rechtlich bedeutungsloſes Schriftſtück 
iſt. Richtig iſt ſelbſtverſtändlich, daß zwiſchen zu eröffnenden und nicht zu 
eröffnenden Schriftſtücken hiernach keine feſte Grenze nach begrifflichen Meil⸗ 
malen gezogen werden kann. Richtig iſt auch, daß ſich die Grenze verſchieben kann, 
ſobald etwa zweifelhaft geweſene Fragen in der Rechtſprechung ihre ſichere 
Antwort gefunden haben und deshalb nicht mehr für zweifelhaft gelten. 
Beides iſt in der Anwendung des Rechtes nichts Ungewöhnliches und nicht 
geeignet, praktiſche Bedenken zu erwecken. 


Im vorliegenden Falle iſt der Text des Schriftſtücks nach der Feſtſtellung 
des Landgerichts erſichtlich von anderer Hand geſchrieben als die Untericrift. 
Der Augenſchein hat das Gericht alſo, ohne einem Zweifel Raum zu laſſen, 
davon überzeugt, daß die Form des ſogenannten holographiſchen Teſtaments 
nach § 2231 Nr. 2 BGB. nicht beobachtet iſt. Die Feſtſtellung ijt für 
dieſes Gericht maßgebend. Eine andere mögliche Form iſt gleichfalls nicht 
beobachtet. Es ſteht daher feſt, daß in obigem Sinne kein Teſtament vorliegt. 
Die Eröffnung des Schriſtſtücks hat zu unterbleiben. 


Wie bemerkt werden mag, tritt das Gericht mit dieſen Ausführungen 
nicht etwa in Widerſpruch mit der in den EntſchFG. 2, 169 abgedruckten 
Entſcheidung des Kanimergerichts. Die Entſcheidung betrifft einen Fall, in 
dem das eingereichte Schrifiſtück den Vorſchriſten des § 2231 BGB. entſprach 
und in dem nur Zweifel darüber beſtanden, ob es nach dem Willen des 
Erblaſſers ein Teſtament oder nur eine Vorbereitung zu einem ſolchen dar⸗ 
ſtellen ſollte. Das Kammergericht hat die Eröffnung angeordnet, weil „Teſtamente“ 
zu eröffnen ſeien, ohne daß zuvor zu prüfen ſei, ob ſie formell oder materiell 
rechtsgültig ſeien. Der Fall unterſcheidet ſich von dem vorliegenden. Die 
angewandten Grundſätze decken ſich aber mit dem in dem früheren Beſchluſſe 
dieſes Gerichts aufgeſtellten und ſtehen mit dem jetzt ausgeſprochenen nicht 
im Widerſpruche. 


Unzuläſſigkeit des Antrags eines Miterben, welcher den Anteil eines 
anderen Miterben durch Kauf erworben hat, ihm einen Erbſchein dahin 
zu erteilen, daß er zu einem dieſen Anteil mitumfaflenden Bruchteil 
Erbe ſei. 
8$ 2033, 2353 BGB. 


Kammergericht Berlin, 12. Juli 1905. — Bd. 6 S. 113. 


In einem Beſchluſſe vom 18. Februar 19011) hat das Kammer⸗ 
gericht allerdings den Standpunkt eingenommen, daß der Miterbe, welcher 
gemäß § 2033 BGB. durch einen gerichtlich oder notariell beurkundeten 
dinglichen Vertrag über ſeinen Anteil verfüge, damit auch ſein anteiliges 
Erbrecht auf den Erwerber übertrage und daß in dem über das Erbrecht 
auszuſtellenden Zeugniſſe der Erwerber als Erbe aufzuführen ſei. Dieſe 
Anſicht, auf welcher namentlich auch der Beſchluß des Oberlandesgerichts in 
Colmar vom 11. Februar 1903 (Entſch§ß GG. 3, 229; KGJ. 26 A, 312) 
beruht, darf noch jetzt als die in der Literatur vorherrſchende bezeichnet 
werden (zu vergl. Boſchan, Der Erbſchein und das Recht der Erbfolge 
S. 39, 72; Eßlinger, Der Erbſchein S. 36; Jaſtrow, Formularbuch (II) 
S. 322; Lederle i. d. Badiſchen Rechtspraxis 1904 S. 228 und die 
Zitate in Anm. 7 daj.; Märcker, Nachlaßbehandlung 17. Aufl. S. 349; 
Marcus in Lobes Zentralbl. 4, 611; Planck, zu § 2353 BGB. Anm. Za, 
zu § 2357 Anm. 1; Binder, Die Rechts ſtellung des Erben 3, 96; Kreß, 
Die Erbengemeinſchaft S. 176; Leske, Vergleichende Darſtellung S. 1299; 
v. Staudinger zu § 2033 BGB. Anm. 1, 2. Aufl. 5, 277). Wäre die 
Anſicht richtig, ſo würde die notwendige Folge die ſein, daß auch dem Grund⸗ 
buchrichter das Erbrecht des Erbteilserwerbers nur durch einen Erbſchein nach⸗ 
gewieſen werden könnte (zu vergl. § 36 GBO.). Diefe Folgerung iſt indes, 
ſoweit bekannt, in Wiſſenſchaft und Praxis bisher nicht gezogen worden. 
Namentlich hat das Kammergericht in ſeinem Beſchluſſe vom 11. Mai 1903 
(Entſch. 26 A, 113) 2) zur Umſchreibung eines Nachlaßgrundſtücks auf den 
Namen des Erwerbers ſämtlicher Miterbenanteile am Nachlaſſe neben dem 
Nachweiſe des Erbrechts der urſprünglichen Miterben die Vorlegung des 
dinglichen Uebereignungsvertrags für ausreichend erachtet. Schon hierbei hat 
ſich aber die Auffaſſung geltend gemacht, daß der ſeinen Anteil am Nach⸗ 
laſſe veräußernde Miterbe nicht ſein Erbrecht, ſondern ſeine Mitberechtigung 
an dem Geſamthandvermögen auf den Anteilserwerber übertrage, und wenn 
in einem ſpäteren (ſtempelrechtlichen) Beſchluſſe, vom 22. Februar 1904 
(Jahrb. 28 B, 77; Mugdan⸗Faltmann 8, 299) beiläufig von der Ueber⸗ 
eignung des „Erbrechts“ die Rede iſt, ſo ergibt doch der Zuſammenhang, 
daß das „aus dem Geſamteigentume fließende Recht des Miterben“ gemeint 
war. Jedenfalls hat das Kammergericht in der Folgezeit wiederholt aus⸗ 
geſprochen (Beſchlüſſe vom 26. September 1904, Jahrb. 28 A, 204; 
vom 4. Januar 1902, Jahrb. 29 A, 83), daß der Anteilserwerber gemäß 
§ 2033 BGB. zwar an Stelle des Veräußerers in die Eigentumsgemeinſchaft 
der Miterben eintrete, nicht jedoch völlig die Rechtsſtellung des veräußernden 
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2) Entſchß GG. 3, 262 ff. 
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Miterben erlange. In der Literatur war dieſe neuere Anſicht des Kammer⸗ 
gerichts bereits von Strohal (Erbrecht § 64 bei und in Anm. 20, zu vergl. 
3. Aufl. 2, 97 ff.) vertreten worden, und ihm hat ſich, was die Rechtsſtellung 
des Anteilserwerbers anlangt, jetzt auch das BayObLG. angeſchloſſen (Beſchluß 
vom 10. Februar 1905, Entſchy GG. 5, 236; Mugdan⸗Falkmann 10, 299). 
Ausſchlaggebend find vor allem die Vorſchriften der §§ 2373, 2382, 2385 
BGB.; im Falle der (obligatoriſchen) Veräußerung eines Erbteils ſoll ein dem 
Veräußerer durch Nacherbſolge oder infolge des Wegfalls eines Miterben an⸗ 
fallender Erbteil im Zweifel als nicht mitveräußert angeſehen werden, und der 
Veräußerer ſoll den Nachlaßgläubigern verhaftet bleiben. Daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen beim Fehlen eines obligatoriſchen Veräußerungsgeſchäfts nicht Platz 
greifen oder beim Vorliegen eines ſolchen nur für die Zeit bis zur dinglichen 
Uebereignung wirkſam ſein ſollten (zu vergl. Binder a. a. O. S. 96; Lederle 
a. a. O. S. 228 Anm. 7, S. 229), iſt ausgeſchloſſen (Kreß a. a. O. S. 180; 
Strohal a. a. O. S. 98; vergl. Urt. d. RG. vom 9. Februar 1905, JW. 
S. 205 9); ſie würden durch eine ſolche Einſchränkung nahezu bedeutungslos 
werden. Gelten fie aber auch im Falle der dinglichen Uebereignung (§ 2033 
BGB.), fo iſt ein anderer Grund für fie als der, daß der Erbteilsveräußerer 
Erbe bleibt und daß der Erwerber nicht Erbe wird, ſchlechterdings nicht denkbar. 
Die Wirkung des dinglichen Uebereignungsvertrags beſchränkt ſich darauf, daß 
die Rechte des veräußernden Miterben an dem ungeteilten Nachlaßvermögen 
im Wege der Geſamtnachfolge auf den Erwerber übergehen (vergl. Küntzel bei 
Gruchot Bd. 41 S. 825 ff., S. 912 c). Obgleich Strohal dies mit aller 
Schärfe ausſpricht, ſo vertritt er doch, und zwar aus praktiſchen Gründen, 
die Meinung, der Erbteilserwerber könne mit Rückſicht darauf, daß er in An⸗ 
ſehung des ihm übertragenen Anteils am ungeteilten Nachlaſſe durch einheit⸗ 
lichen Rechtsakt in die Rechtsſtellung des Miterben eintrete, die Erteilung eines 
Erbſcheins beantragen, der ihn als Rechtsnachfolger des Miterben ausweiſe, 
und in dem Erbſcheine ſei die Uebertragung unter Bezeichnung des Ueber⸗ 
tragungsakts zu bezeugen (Erbrecht Bd. 2, S. 134, 142 f. der 8. Aufl.). 
In dieſer Meinung, auf welcher anſcheinend auch der Beſchluß des Sächſ. 
Oberlandesgerichts zu Dresden vom 22. Juli 1902 (Annalen 24, 375) 
beruht, ijt ihm jedoch das BayObè G., und zwar mit Recht, nicht gefolgt. 
Der Erbſchein iſt ein Zeugnis über das Erbrecht (zu vergl. 88 2353, 2357 
BGB.); er hat die Größe des Erbteils und etwaige Beſchränkungen des Erben 
durch teſtamentariſche Anordnungen (Nacherbfolge, Teſtamentsvollſtreckung) an⸗ 
zugeben (SS 2363, 2364 BGB.), und nur auf dieſe Angaben bezieht ſich 
der ihm beigelegte öffentliche Glaube (vergl. 88 2265 ff. daſ.). Dagegen iſt 
er nicht dazu beſtimmt, über irgend welche, das bezeugte Erbrecht nicht be⸗ 
rührende ſonſtige Verhältniſſe Auskunft zu erteilen, insbeſondere nicht (von 
dem Falle des § 2369 BGB. abgeſehen) über den Beſtand des Nachlaſſes 
und über die mit dem Beſtande vorgenommenen Aenderungen. Gibt man 
daher einmal zu, daß der Erbteilserwerber nicht Erbe iſt, ſo kann die Erbteils⸗ 
übertragung im Erbſcheine nicht berückſichtigt werden, weder in dem Sinne, 
daß dadurch der Erbteilserwerber als ſolcher legitimiert, noch in dem anderen, 
daß eine Beſchränkung des veräußernden Miterben zum Ausdrucke gebracht 
wird. Praktiſche Erwägungen dürfen zur Zulaſſung derartiger Erbſcheinser⸗ 
weiterungen nicht führen. Die Aufnahme der Erbteilsübertragung in den 
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Erbſchein würde den nach § 2365 BGB. unrichtigen Anſchein erwecken, als 
ſtände auch ſie unter dem öffentlichen Glauben des Erbſcheins, und die Frage, 
ob eine wirkſame Uebereignung ſtattgefunden hat, iſt keineswegs ſo einfach zu 
entſcheiden, daß man über dieſes Bedenken hinwegſehen dürfte. Man denke 
nur an den Fall, daß der dingliche Uebereignungsvertrag erſt nach der Teilung 
errichtet wird (zu vergl. Ringel a. a. O. S. 912 C) oder daß der veräußernde 
Miterbe je über ſeinen ganzen Anteil nacheinander zu Gunſten verſchiedener 
Perſonen verfügt. Dem praktiſchen Bedürfniſſe wird, wie das BayObLG. 
zutreffend hervorhebt, dadurch genügt, daß der Erbteilserwerber ſich durch eine 
Ausfertigung des gerichtlichen oder notariellen Uebereignungsvertrags und durch 
den Erbausweis (Teſtament, Erbſchein) des Veräußerers legitimieren kann. 


Die weitere Beſchwerde würde ſich hiernach auch dann als unbegründet 
darſtellen, wenn ſie nicht ſchon aus einem andern Grunde hätte zurückgewieſen 
werden müſſen. Da der letztere die gegenwärtige Entſcheidung trägt, ſo lag 
zur Abgabe der Sache an das Reichsgericht, zu der ſonſt der Beſchluß des 
Oberlandesgerichts zu Colmar vom 11. Februar 1903 hätte führen müſſen, 
kein Anlaß vor. 


Pflicht des Nachlaßgerichts, die Beteiligten, welche bei der Eröffnung 

des Teſtaments nicht zugegen geweſen ſind, von dem ſie betreffenden 

Inhalte des Teſtaments alsbald in Kenntnis zu ſetzen. Unwirkſamkeit 
einer entgegenſtehenden Anordnung des Erblaſſers. 


88 2262, 2263 BGB. 
Oberſtes Landesgericht München, 4. Sept. 1905. — Bd. 6 S. 117. 


Der am 25. April 1905 verſtorbene v. O. hat in ſeinem am 11. Dezember 
1899 errichteten Teſtamente ſeine Ehefrau als „Haupterbin“ eingeſetzt, dabei 
aber beſtimmt, daß ihr eine Verfügung über die Subſtanz ſeines Nachlaſſes 
an Kapitalien nicht zuſtehen, die Kapitalien vielmehr nach ihrem Ableben zu 
gewiſſen Teilen an verſchiedene im Teſtament bezeichnete Perſonen und Stiftungen 
fallen ſollen. In den Ausdrücken, die er für dieſe Zuwendungen gebrauchte, 
wechſelte er, indem er das eine Mal die Bedachten „Nacherben“ nannte und 
von „erbweiſem“ Uebergange der Anteile auf fie ſprach, das andere 
Mal die Zuwendungen als „Vermäͤchtnisanteile“ bezeichnete. Außerdem be⸗ 
ſtimmte er, daß das Teſtament nach ſeinem Ableben zunächſt nur der Witwe 
und erſt nach deren Ableben auch den übrigen „Erbbeteiligten“ bekannt gemacht 
werden ſolle. 


Das Teſtament wurde von dem Amtsgericht am 20. Mai 1905 in 
Gegenwart der Witwe eröffnet; den übrigen Bedachten iſt der ſie betreffende 
Inhalt vorerſt nicht bekannt gemacht worden. Die Witwe beantragte, von 
der Benachrichtigung der übrigen Bedachten der Anordnung des Erblaſſers 
entſprechend abzuſehen, durch die vermieden werden ſolle, daß fremde, nur mit 
Vermächtniſſen bedachte Leute in die Lebenshaltung der Witwe Einblick bekämen 
und dieſe einer Art von Bevormundung unterworfen werde. 

Das Nachlaßgericht wies den Antrag mit der Begründung zurück, daß 
die für den Fall des Todes der Witwe Bedachten, mögen ſie als Nacherben 
oder als Vermächtnisnehmer angeſehen werden, als Beteiligte im Sinne des 
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§ 2262 BB. zu erachten und deshalb von dem fie betreffenden Inhalte 
des Teſtamenis in Kenntnis zu fegen ſeien, die gegenteilige Unordnung des 
Erblaſſers aber unwirkſam fei. 

Die gegen dieſe Verfügung eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgericht 
unter Billigung der Gründe des Nachlaßgerichts zurückgewieſen. 

Gegen den Beſchluß des Beſchwerdegerichts hat die Witwe weitere 
Beſchwerde eingelegt. In der Beſchwerdeſchriſt macht fie geltend, im § 2268 
BEB. fei nur eine die alsbaldige Eröffnung des Teſtaments verbietende An: 
ordnung des Erblaſſers für nichtig erklärt, das Teſtament fei aber ſchon 
eröffnet; die Vorichrift des § 2262 BGB. {cliche die Befolgung der An: 
ordnung des Erblaſſers nicht aus, fie beſtimme nicht, daß die Benachrichtigung 
aller Beteiligten gleichzeitig erfolgen müſſe, und ſei nur eine Ordnungs⸗ 
vorſchrift, von der auf Anordnung des Erblaſſers abgewichen werden könne 
und abzuweichen ſei, wenn Gründe wie die in dem Antrag angeführten dies 
als billig erſcheinen ließen. Die Statthaftigkeit der Ausſetzung der Benach⸗ 
richtigung fei von dem Oberlandesgerichte Hamburg in einem Beſchluſſe vom 
17. April 1901 (OLGRipr. 2, 468) 1) anerkannt worden. 

Das Oberſte Landesgericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 

Da der Erblaſſer unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs ge⸗ 
ſtorben iſt, ſind für die Eröffnung des Teſtaments die Vorſchriften der 88 2260 
bis 2264 des BGB. maßgebend. 

Nach § 2260 BGB. hat das Nachlaßgericht das Teſtament in einem 
Termine, den es zu beſtimmen hat, ſobald es von dem Tode des Erblaſſers 
Kenntnis erlangt, und zu dem die Beteiligten ſoweit tunlich geladen werden 
ſollen, zu öffnen und den erſchienenen Beteiligten zu verkünden. Die bei 
der Eröffnung, d. h. der Oeffnung und Verkündung nicht zugegen geweſenen 
Beteiligten hat es nach § 2260 von dem fie betreffenden Inhalte des 
Teſtaments in Kenntnis zu ſetzen, von dem eröffneten Teſtamente kann nach 
§ 2264 jeder, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht, Einſicht nehmen 
und Abſchrift fordern. An dieſen Obliegenheiten des Nachlaßgerichts kann 
der Erblaſſer nichts ändern. Das Bürgerliche Geſetzbuch geftatret ihm nicht 
jede denkbare Verfügung von Todes wegen, ſondern läßt nur Anordnungen 
beſtimmten Inhalts zu und ſchließt im § 2268 ein Verbot, das Teſtament 
alsbald nach dem Tode des Erblaſſers zu eröffnen, ausdrücklich aus. Die 
in der Beſchwerdeſchrift verſuchte Unterſcheidung zwiſchen der Eröffnung des 
Teſtaments und der Benachrichtigung der bei der Eröffnung nicht zugegen 
geweſenen Beteiligten iſt verfehlt. Die Verpflichtung des Nachlaßgerichts, die 
im Termin erfolgte Verkündung des Teſtaments durch Benachrichtigung der 
dabei nicht zugegen geweſenen Beteiligten zu ergänzen, ſchließt fich ebenſo 
wie die Verpflichtung zur Gewährung der Einſicht des Teſtaments und zur 
Erteilung von Abſchriften unmittelbar an die Eröffnung des Teſtaments an. 
Sie iſt eine notwendige Folge, die das Geſetz mit der Eröffnung des 
Teſtaments verbindet. Der Inhalt des einmal eröffneten Teſtaments darf 
auch den bei der Eröffnung nicht zugegen geweſenen Beteiligten nicht vor⸗ 
enthalten werden, ſie müſſen ebenſo wie die erſchienenen Beteiligten in die 


1) Entſchß G. 2, 68. 
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Lage geſetzt werden, ihre auf dem Teſtamente beruhenden Rechte zu wahren. 
Eine Befugnis, die Benachrichtigung nach Belieben hinauszuſchieben, iſt dem 
Nachlaßgerichte nicht eingeräumt und würde dem Zwecke der Benachrichtigung 
widersprechen, die Benachrichtigung hat alsbald, d. h. ſo setig zu erfolgen, 
wie es dem ordnungsmäßigen Geſchäftsgang entſpricht. 


Erfordernis der Genehmigung des Nachlaßgerichts zur Veräußerung eines 
zum Nachlaſſe gehörenden Erwerbsgeſchäfts durch den Nachlaß verwalter. 
§ 1822 Nr. 3, SS 1915, 1975 BGB. 


Befugnis des Nachlaßverwalters, trotz Ueberſchuldung des Nachlaſſes, ſtatt 

die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes zu beantragen, mit den Gläubigern 

ein Uebereinkommen dahin zu treffen, daß ſie ohne Konkurseröffnung ver⸗ 
hältnismäßige Befriedigung aus dem Nachlaß erhalten. 


§ 1980, § 1985 Abſ. 2 BGB. 
Oberſtes Landesgericht München, 4. Sept. 1905. — Bd. 6 S. 119. 


Der am 18. März 1905 verſtorbene L., Alleininhaber der Firma M., 
iit von feinem Vater und feinen fünf volljährigen Geſchwiſtern als geſetzlichen 
Erben beerbt worden. Der Nachlaß beſteht aus einem Barbetrage von 
556 Mark 50 Pf., Waren und Einrichtungsgegenſtänden im Schätzungewerte 
von ungefähr 5600 Mark und Außenſtänden in Höhe von 8052 Mark. 
Auf Antrag der Erben wurde von dem Nachlaßgerichte Nachlaßverwaltung 
angeordnet und D. zum Nachlaßverwalter beſtellt. Dieſer verkaufte das 
Geſchäft mit Waren, Einrichtungsgegenſtänden, Außenſtänden u. ſ. w. an 
G., bisherigen Prokuriſten des L., um 14500 Mark. Der Käufer zahlte 
ſofort 8 500 Mark an den Nachlaßverwalter, rechnete gegen die verbleibenden 
6000 Mark die ihm aus ſeiner Geſchäftseinlage zuſtehenden 6 043 Mark 
75 Pf. auf und trat in den über die Geſchäftsräume geſchloſſenen Miets vertrag 
ein. Der Verwalter beantragte unter Einreichung des von ihm errichteten 
Vermögensverzeichniſſes, das eine Ueberſchuldung des Nachlaſſes in Höhe von 
16968 Mark ausweiſt, die Genehmigung des Nachlaßgerichts zu dem 
Vertrage, jedoch nur vorſorglich, da es ſeiner Anſicht nach einer Genehmigung 
nicht bedürfe, weil die SS 1821, 1822 BGB. auf den Nachlaß verwalter 
nicht anwendbar ſeien. Dabei ſuchte er darzulegen, daß der Verkauf für 
die Gläubiger ſehr. vorteilhaft fet. Dieſe Erwägungen hätten auch die 
Nachlaßgläubiger, die der Verwalter aus den Büchern und durch eine zweimal 
veröffentlichte Aufforderung zur Anmeldung ermittelt habe, bewogen, ſowohl 
zu dem Kaufvertrag als zu der vom Verwalter vorgeſchlagenen anteilsmäßigen 
Befriedigung ihre Zuſtimmung zu erteilen und von dem Konkursverfahren 
abzuſehen. Das Nachlaßgericht eröffnete dem Verwalter, daß auf die Nachlaß⸗ 
verwaltung die Vorſchriften über die Pflegſchaft zur Anwendung kommen, der 
auf die Veräußerung eines Erwerbsgeſchäſts gerichtete Vertrag daber nach 
8 1822 Nr. 3 BGB. der Genehmigung bedürfe, angeſichts der beträchtlichen 
Ueberſchuldung des Nachlaſſes aber der Verwalter verpflichtet ſei, unverzüglich 
die Eröffnung des Konkurſes zu beantragen, das Nachlaßgericht eine Handlung 
des Verwalters, die dieſer nicht vornehmen durfte, nicht gutheißen könne und 
der Zuſtimmung der ermittelten Gläubiger maßgebende Bedeutung nicht zu⸗ 
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komme, weil keine Sicherheit dafür beſtehe, daß nicht nachträglich weitere 
Gläubiger aufträten. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde des Verwalters wurde vom Land⸗ 
gerichte zurückgewieſen. Das Beſchwerdegericht wies insbeſondere die Anſicht 
des Beſchwerdeführers zurück, daß er trotz der Ueberſchuldung des Nachlaſſes 
durch Unterlaſſung des Antrags auf Konkursöffnung nicht gegen das Geſetz 
verſtoße; ſobald der Verwalter von der Ueberſchuldung Kenntnis erlangt 
habe, ſei er verpflichtet, unverzüglich die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
zu beantragen, und deshalb nicht mehr befugt, in Anſehung der Berichtigung 
der Nachlaß verbindlichkeiten mit den Gläubigern ein Uebereinkommen zu 
treffen. Das Nachlaßgericht habe daher die beantragte Genehmigung nicht 
erteilen können, auch wenn die beabſichtigte Erledigung der Sache zweck⸗ 
mäßig und dem Intereſſe der Gläubiger entſprechend ſei, was nicht bezweifelt 
werden ſolle. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Oberſte Landesgericht die Entſcheidung 
des Landgerichts aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Die Nachlaßverwaltung iſt nach § 1975 BGB. eine beſondere Art 
der Nachlaß pflegſchaft; es finden deshalb auf fie insbeſondere auch auf die 
Verfügungsmacht des Nachlaßverwalters die allgemeinen Vorſchriften über die 
Pflegſchaft Anwendung. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat dem Nachlaßver⸗ 
walter, der bei der Führung ſeines Amtes ſowohl von den Erben als von 
den Nachlaßgläubigern unabhängig iſt und insbeſondere weder einen Gläubiger⸗ 
ausſchuß noch eine Gläubigerverſammlung neben ſich hat, in Anſehung der 
Verfügungsmacht keine andere rechtliche Stellung angewieſen, als einem gemäß 
§ 1960 Abſ. 2 beſtellten Nachlaßpfleger; der Nachlaßverwalter bedarf daher 
zu Rechtsgeſchäften der in den §§ 1821, 1822 bezeichneten Art der Ge 
nehmigung des Nachlaßgerichts. 

Der Zweck der Nachlaßverwaltung beſteht nach § 1975 BGB. in der 
Befriedigung der Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe; der Nachlaßverwalter 
hat nach § 1985 den Nachlaß zur Verwirklichung dieſes Zweckes zu verwalten 
und iſt für die Verwaltung nicht nur den Erben, ſondern auch den Nachlaß⸗ 
gläubigern verantwortlich. Die Verantwortlichkeit gegenüber den Gläubigern 
bringt es mit ſich, daß er eine Verbindlichteit nur dann erfüllen darf, wenn er 
nach den Umſtänden annehmen darf, daß der Nachlaß zur Berichtigung aller Ver⸗ 
bindlichkeiten ausreicht, und ſobald er von der Ueberſchuldung des Nachlaſſes 
Kenntnis erlangt, ebenſo wie der Erbe ſelbſt nach § 1980 verpflichtet iſt, 
die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes zu beantragen. Trifft er in Kenntnis 
der Ueberſchuldung des Nachlaſſes eine Verfügung, die der Genehmigung des 
Nachlaßgerichts bedarf, ſo kann dieſes die Genehmigung deswegen verſagen, 
weil er, ſtatt die Verfügung zu treffen, die Konkurseröffnung beantragen 
ſollte. Daß der Verwalter die Verantwortung für die Unterlaſſung des 
Antrags unbedenklich auf ſich nehmen zu können glaubt, ändert daran nichts, 
die Gläubiger ſollen vor Verletzung ihres Rechtes auf Befriedigung aus 
dem Nachlaſſe bewahrt, nicht auf einen etwaigen Entſchädigungsanſpruch ver⸗ 
wieſen werden. 

Aber die Pflicht, im Intereſſe der Nachlaßgläubiger den Nachlaßkonkurs 
zu beantragen, kann dem Nachlaßverwalter ebenſo wie dem Erben ſelbſt von 
den Gläubigern erlaſſen werden, der Nachlaßverwalter kann ebenſo wie der 


Erbe mit den Gläubigern ein Uebereinkommen dahin treffen, daß fie ohne 
Konkurseröffnung verhältnismäßige Befriedigung aus dem Nachlaß erhalten. 
Treten alle in Betracht kommenden Gläubiger dem Uebereinkommen bei, ſo hat es 
dabei fein Bewenden. Hat ein Aufgebot der Nachlaßgläubiger nach den 
SS 1970 bis 1973 BGB., wie im vorliegenden Falle, nicht ſtattgefunden, 
io beſteht allerdings keine rechtliche Gewähr dafür, daß ſich nicht nachträglich 
das Vorhandenſein weiterer Gläubiger herausſtellt. Aber die bloße Möglich⸗ 
keit, das dies der Fall ſein wird, nötigt nicht dazu, auf dem Antrag auf 
Konkurseröffnung zu beſtehen. Die Unterlaſſung der Herbeiführung des Auf: 
gebots gereicht dem Nachlaßverwalter ebenſo wie dem Erben nach § 1980 
Abſ. 2 BGB. nur dann zum Vorwurfe, wenn er Grund hat, das Vor⸗ 
handenſein weiterer Nachlaßverbindlichkeiten anzunehmen; hat er dazu keinen 
Grund, ſo darf er annehmen, es nur mit den bekannten Nachlaßgläubigern 
zu tun zu haben. 

Der Antrag des Beſchwerdeführers, dem auch nach der Anſicht des 
Beſchwerdegerichts dem Intereſſe der Gläubiger förderlichen Kaufvertrage die 
Genehmigung zu erteilen, durfte daher nicht ſchon deswegen zurückgewieſen werden, 
weil die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, daß noch weitere Gläubiger vor⸗ 
handen ſind, ſondern es hätte nach den im vorſtehenden dargelegten Geſichts⸗ 
punkten geprüft werden ſollen, ob von dem Antrag auf Konkurseröffnung ab⸗ 
geſehen werden darf. Da dies nicht geſchehen iſt, muß die angefochtene 
Entſcheidung aufgehoben und die Sache zu anderweitiger Entſcheidung an das 
Beſchwerdegericht zurückgewieſen werden. 


Auſpruch des Urhebers eines eingetragenen Geſchmacksmuſters auf teil⸗ 
weiſe Rückzahlung der für die Eintragung und Hinterlegung des Muſters 
erhobenen Gebühr im Falle nachträglichen Verzichts anf einen Teil der 
Schutzfriſt. 
§ 8 Abi. 2, § 12 MuſtG. 


Kammergericht Berlin, 19. Juli 1905. — Bd. 6 S. 122. 


Die Beſchwerdeführerin hatte beim Amtsgericht eine Reihe von Muſtern 
für plaſtiſche Erzeugniſſe, die ſie in verſiegeltem Paket überreichte und deren 
Anzahl ſie auf 28 Stück angab, zum Muſterregiſter anmelden und eine Aus⸗ 
dehnung der Schutzfriſt auf 5 Jahre beantragen laſſen. 


Nachdem die entſprechende Eintragung und öffentliche Bekanntmachung 
erfolgt war, bezahlte ſie die erforderten Gebühren, die das Amtsgericht mit je 
1 Mark für die drei erſten Jahre und mit je 56 Mark für das vierte 
und fünfte Schutzjahr berechnet hatte, zeigte aber darauf dem Amtsgericht 
an, daß ſie auf den Schutz für das vierte und fünfte Jahr verzichte und 
deshalb die Niederſchlagung und Zurückzahlung von 112 Mark beantrage. 

Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt und das Landgericht 
die dagegen eingelegte Beſchwerde zurückgewieſen. Auf die weitere Be: 
ſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidung aufgehoben aus folgenden 
Gründen: 

Wenn zunächſt die Vorinſtanzen auf den § 11 des PrGKG. und auf die 
Rundverfügung des Reichskanzlers vom 21. Februar 1900 (Bureaublatt für 


gerichtliche Beamte 1900 S. 156, zu vergl. Mügel, Pr. KGeſ. S. 264) 
hinweiſen, fo iſt dem entgegenzuhalten, daß die „Fälligkeit“ der Gebühren, 
d. h. ihre formale Einziehbarkeit im kaſſentechniſchen Sinne, noch nicht aus⸗ 
ſchließt, daß fie ſich Später aus ſachlichen Gründen als zu hoch berechnet 
herausſtellen und deshalb teilweis zurückgezahlt werden müſſen. 

Die hier ſtreitige Frage, ob ſich infolge nachträglichen Verzichts auf einen 
Teil der Schutzfriſt die Gebühren verringern, bleibt alſo unabhängig von der 
Fälltgkeit zu prüfen. 

Die Vorfrage iſt die, ob der Anmelder auf den nachgeſuchten und er⸗ 
haltenen Schutz ganz oder teilweiſe wirkſam verzichten kann. Dieſe Vorfrage 
aber iſt, wenn auch das Geſetz vom 11. Januar 1876 keine ausdrückliche, 
dem § 8 Abſ. 5 des Patentgeſetzes und dem § 8 Abſ. 2 des Gebrauchs⸗ 
muſtergeſetzes entſprechende Vorſchrift enthält, zu bejahen; denn es handelt 
ſich um ein ſtaatlich geſchütztes Urheberrecht, das dem Berechtigten nur auf 
ſeinen Antrag verliehen wird, und deſſen Fortdauer ihm daher auch nicht gegen 
ſeinen Willen aufgedrängt werden kann. 

Es herrſcht auch in der Literatur über die Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit 
der Verzichts kein Zweifel. 

Die weitere Frage iſt die, ob der nachträgliche Verzicht auf einen Teil 
der Schutzfriſt eine Herabſetzung der urſprünglich richtig berechneten Gebühren 
zur Folge haben muß. 

Und auch dieſe Frage war, entgegen den Vorinſtanzen, zu bejahen. 

Bei Patentgebühren iſt die Rückzahlungspflicht im Falle des Verzichts 
ausdrücklich vorgeſehen (§ 8 des Patentgeſetzes), bei Gebrauchsmuſtergebühren 
iſt fie durch die Praxis anerkannt (zu vergl. Bek. des Pat A., abgedruckt bei 
Seligſohn, Patentgeſetz ꝛc., (2) S. 419), und wenn nun auch die Gebühr 
des Geſchmackmuſtergeſetzes keine eigentliche „Schutzgebühr“ iſt, ſondern nur 
eine „Entſchädigung für die mit der Eintragung und Aufbewahrung verknüpfte 
Mühewaltung“ (ſ. Mot. zu § 11 des Entwurfs bei Allfeld, Gef. über die 
gewerblichen Urheberrechte S. 346), ſo iſt doch zu berückſichtigen, daß auch im 
§ 8 Abſ. 2 des Geſetzes vom 11. Januar 1876 die Zahlung der Gebühr 
als Korrelat der Schutzfriſtausdehnung hingeſtellt wird, daß alſo die Zahlung 
der Gebühr einerſeits und die Ausdehnung der Schutzfriſt andererſeits gewiſſer⸗ 
maßen als Leiſtung und Gegenleiſtung zu betrachten ſind, auf welche, wenn 
es ſich natürlich auch um kein privatrechtliches Vertragsverhältnis handelt, doch 
die allgemeinen rechtlichen Geſichtspunkte analoge Anwendung finden müſſen. 

Nun bleibt zwar die Mühewaltung der Einregiſtrierung dieſelbe, gleich⸗ 
viel, für welche Dauer der Schutz nachgeſucht iſt, die Mühewaltung aber 
der Modellaufbewahrung — und gerade das iſt die dauernde und erhebliche 
Mühewaltung — kommt in Wegfall, ſobald auf den Reft der Schugfrift 
verzichtet wird. Für die fernere Zeit würde der Fiskus daher die Gebühren 
beziehen ohne Gegenleiſtung und „obwohl der nach dem Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts mit der Zahlung bezweckte Erfolg nicht eingetreten iſt“; 
er würde deshalb im Sinne des § 812 BGB. ungerechtfertigt bereichert 
ſein und ſcheint deshalb zur Rückzahlung des entſprechenden Gebüͤhrenteils 
verpflichtet. 

Solange übrigens die Eintragung im Regiſter beſteht und die öffent⸗ 
liche Bekanntmachung nicht widerrufen iſt, behält der erteilte Schutz nach 
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außen hin feine Wirkung. Die Niederſchlagung und Rückzahlung der 
112 Mark Gebühren kann daher erſt erfolgen, wenn das Amtsgericht das 
Erlöſchen des Schutzes für das vierte und fünfte Jahr im Regiſter vermerkt 
und auch dieſe Aenderung, auf Koſten der Beſchwerdeführerin, öffentlich bekannt 
gemacht hat. Der nach Abzug der neu entſtandenen Auslagen von den 
112 Mark verbleibende Reſt iſt der Beſchwerdeführerin zurückzuzahlen. 


Befugnis des RNegiſtergerichts, auf Antrag des Killen Geſellſchafters dem 

Subaber eines Handelsgeſchäfts die Vorlegung der Bücher und Papiere 

zum Zwecke der Prüfung der jährlichen Bilanz aufzugeben und dem ſtillen 

Geſellſchafter die Zuziehung eines Sachverſtändigen bei der Prüfung zu 
geſtatten. 


§ 338 HGB. 
Kammergericht Berlin, 29 Juni 1905. — Bd. 6 S. 124. 


Von den einem ſtillen Geſellſchafter nach § 338 HGB. gegen den 
Geſchäftsinhaber zuſtehenden Rechten werden im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom Regiſterrichter nur die beſonders im Wb). 3 erwähnten ges 
ſchützt, während die im Abſ. 1 aufgeführten Befugniſſe an ſich dieſen Schutz 
nicht genießen, ſondern im Prozeßwege geltend zu machen ſind; daran kann 
nach § 145 Abſ. 1 FGG. kein Zweifel jen. Der § 338 Abſ. 1, welcher lautet: 

Der ſtille Geſellſchafter iſt berechtigt, die abſchriftliche Mitteilung der 

jährlichen Bilanz zu verlangen und ihre Richtigkeit unter Einſicht der Bücher 
und Papiere zu prüfen. 
regelt die regelmäßigen Kontrollrechte des ſtillen Geſellſchafters gegenüber dem 
Geſchäftsinhaber, wogegen der Abſ. 3 ihm aus wichtigen Gründen außer⸗ 
ordentliche Kontrollrechte einräumt, indem er beſtimmt: 

Auf Antrag des ſtillen Geſellſchafters kann das Gericht, wenn wichtige 
Gründe vorliegen, die Mitteilung einer Bilanz oder ſonſtiger Aufklärungen 
ſowie die Vorlegung der Bücher und Papiere jederzeit anordnen. 

Auf den erſten Blick könnte es ſcheinen, als ob der Abſ. 3 im Gegenſatze 
zum Abſ. 1 nur Zwiſchenbilanzen, nicht aber die regelmäßigen Jahresbilanzen 
betreffe, ſo daß alſo der Regiſterrichter niemals die Mitteilung der jährlichen 
Bilanz verfügen und auch die Vorlegung der Bücher und Papiere zwar wohl 
zwecks Prüfung der Richtigkeit einer Zwiſchenbilanz anordnen konnte, dagegen 
nicht zur Nachprüfung von Jahresbilanzen. Dieſe dem Standtpunkte des 
Beſchwerdeführers entſprechende Auffaſſung kann jedoch bei näherer Betrachtung 
als zutreffend nicht anerkaunt werden; vielmehr iſt anzunehmen, daß die dem 
ſtillen Geſellſchafter im Abſ. 3 eingeräumten Rechte die im Abſ. 1 aufgeführten 
dem Gegenſtande nach umfaſſen. Dafür ſpricht ſchon der Wortlaut des Abſ. 3, 
deſſen Faſſung in dieſem Punkte eine viel allgemeinere und weitergehende iſt 
als diejenige des Abſ. 1; insbeſondere läßt die Zuläſſigkeit der Anordnung 
„ſonſtiger Aufklärungen“ durch das Gericht nach Abſ. 3 erkennen, daß das 
Geſetz dieſem in der angegebenen Richtung einen möglichſt freien Spielraum 
laſſen wollte. Wenn bei dieſer ausdehnenden Tendenz des Abſ. 3 in ihm 
dem Gerichte die Befugnis beigelegt wird, „die Mitteilung einer Bilanz ſowie 
die Vorlegung der Bücher und Papiere jederzeit anzuordnen,“ ſo liegt ſicherlich 
kein Grund für eine einſchränkende Auslegung dahin vor, daß damit nicht 
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Bilanzen beider Art, jondern nur Zwiſchenbilanzen gemeint ſeien. Zu bem- 
ſelben Ergebniſſe müſſen aber auch rein ſachliche Erwägungen führen. Offen⸗ 
bar wäre es nicht folgerichtig und ſehr wenig zweckmäßig, wenn der ſtille 
Geſellſchafter beim Vorliegen wichtiger Gründe den Regiſterrichter zwar wohl 
wegen Beſchaffung einer Zwiſchenbilanz nicht aber der Jahresbilanz angehen 
könnte, fo daß er wegen der letzteren ſtets auf den umftändlicheren koſtſpieligeren 
Prozeßweg angewieſen wäre. Es wäre ja dann wohl für ihn der Ausweg 
gegeben, daß er unter Abſtandnahme von dem Verlangen einer Jahresbilanz 
den Anſpruch auf Mitteilung einer Zwiſchenbilanz beim Regiſtergerichte geltend 
machte. Auf dieſe Weiſe würde man aber zu einer formaliſtiſchen und ge⸗ 
künſtelten Behandlung der Sache gelangen, wie ſie offenſichtlich den praktiſchen 
Anſorderungen und dem geſunden Sinne des kaufmänniſchen Geſchäftslebens 
nicht entſpricht. Der Regiſterrichter kann ſonach, wenn wichtige Gründe vor⸗ 
liegen, auf Grund der §§ 145 ff. FGG. auf Antrag des ſtillen Geſellſchafters 
dem Geſchäftsinhaber auch die Mitteilung einer Jahresbilanz aufgeben ſowie 
die Vorlegung der Bücher und Papiere zum Zwecke der Prüfung der Richtig⸗ 
keit einer ſolchen. Für letzteres ſpricht namentlich auch noch der Umſtand, 
daß nach Abſ. 1 die Einſicht der Bücher und Papiere lediglich zu dem Zwecke 
gewährt wird, die Richtigkeit der jährlichen Bilanz zu prüfen, während der 
Abſ. 3 eine entſprechende Einſchränkung nicht enthält, jo daß ihre Vorlegung 
nach dieſem zu jedem vom Gerichte für zuläſſig erachteten Zwecke angeordnet 
werden kann. 

Ferner kommt in Frage, ob und inwieweit dem ſtillen Geſellſchafter für 
die Ausübung feiner Rechte aus § 338 Abſ. 3 des Handelsgeſetzbuchs die 
Zuziehung eines Sachverſtändigen zu erlauben iſt, ſowie ob der Regiſterrichter 
dafür zuſtändig iſt, ihm eine ſolche zu geſtatten. Der Anſpruch auf Einſicht 
von Büchern und Papieren (wie er ſich in gleicher Weiſe im § 166 des 
Handelsgeſetzbuchs bei der Kommanditgeſellſchaft für den Kommanditiſten und 
in ähnlicher im § 118 bei der offenen Handelsgeſellſchaft für den von der 
Geſchäftsſührung ausgeſchloſſenen Geſellſchafter findet) iſt ſeiner Natur nach 
ein höchſt perſönliches Recht. Danach kann er grundſätzlich nicht abgetreten 
und im allgemeinen auch nicht von Vertretern, mit Ausnahme der geſetzlichen, 
ausgeübt werden. Gleichwohl ſteht die Praxis allgemein auf dem Stand⸗ 
punkte, daß dem ſtillen Geſellſchafter (Kommanditiſten, von der Geſchäftsführung 
ausgeſchloſſenen Geſellſchafter) die Befugnis zur Zuziehung eines Sachverſtändigen 
zur Einſicht der Bücher und Papiere in dem Falle zuzugeſtehen iſt, daß deren 
Verweigerung der Vereitlung ſeines Einſichtsrechts gleichkommen würde, alſo 
namentlich dann, wenn ihm ſelbſt die erforderlichen kaufmänniſchen Kenntniſſe 
fehlen, um die Bücher mit Erfolg einzuſehen; allerdings iſt dabei ſtets darauf 
zu ſehen, daß die Gefahr eines Mißbrauchs dieſer Befugnis zum Schaden 
des Geſchäftsinhabers (Komplementärs, geſchäftsführenden Geſellſchafters) ver⸗ 
mieden wird; es iſt dem letzteren Geſichtspunkte namentlich bei der Auswahl 
des Sachverſtändigen Rechnung zu tragen, und dieſe erforderlichenfalls nicht 
den Beteiligten zu überlaſſen, ſondern vom Gerichte vorzunehmen (zu vergl. 
Lehmann ⸗Ring, Nr. 2 zu § 118, Nr. 2 gu § 166, Nr. 1 zu $ 338 HGB.; 
Staub, Anm. 8 zu $ 166; Goldſchmidt, Anm. 7 zu § 118, Anm. 10 
S. 75; RG. 25, 88; Buſch, Archiv des Handels- und Wechſelrechts 2, 173; 
40, 224). Nach dem jetzt geltenden Rechte ſteht demjenigen, welcher mit 
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der kaufmänniſchen Buchführung nicht vertraut iſt, namentlich der $ 157 
BGB. bei der Auslegung des Geſellſchaftsvertrags zur Seite; denn bei dieſem 
wird die Verweigerung der Zuziehung eines Sachverſtändigen mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte regelmäßig eine Verletzung von Treu und Glauben 
enthalten (zu vergl. Goldſchmidt a. a. O.). Die Befugnis auf Zuziehung 
eines Sachverſtändigen iſt danach bei dem geſchäftsunkundigen ſtillen Geſell⸗ 
ſchafter (Kommanditiſten) regelmäßig als ein weſentlicher Beſtandteil ſeines 
Rechtes auf Einſicht der Bücher und Papiere des Geſchäftsinhabers anzuſehen, 
und zwar nicht allein nach Abſ. 1, ſondern auch nach Abſ. 3 des § 838 
(§ 166) HGB. Daraus ergibt ſich weiter, daß der Regiſterrichter feine 
Anordnung aus § 145 Abſ. 1 86. zutreffendenfalls auch hierauf zu er: 
ſtrecken bat; denn wenn er letzteres trotz eines entſprechenden Bedürfniſſes 
unterlaſſen wollte, ſo würde ſein Eingreifen zugunſten des ſtillen Geſellſchaſters 
(Kommanditiſten) überhaupt wertlos ſein. Der Inhalt der vom Amtsgerichte 
getroffenen Anordnung iſt ſomit in dieſer Beziehung rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Wenn das Landgericht auf die von dem Beſchwerdeführer gegen die 
Perſon des Sachverſtändigen E. erhobene Einwendung deſſen Beſtellung ablehnte 
und die anderweitige Beſtellung eines Sachverſtändigen dem Gericht erſter In⸗ 
ſtanz übertrug, jo entfpricht auch das den oben entwickelten Rechtsgrundſätzen. 
Wenn weiter die Vorinſtanzen angenommen haben, daß La. und ſeine 
Ehefrau (welcher nach § 8 des Geſellſchaftsvertrags die gleichen Aufſichts⸗ 
und Prüfungsrechte wie ihrem Ehemanne zuſtehen) nicht die erforderliche Sach⸗ 
kunde beſitzen, um das Recht der Büchereinſicht ſelbſt in wirkſamer Weiſe 
wahrzunehmen, ſo iſt hierin ein Rechtsirrtum nicht zu erblicken; auch kann dieſer 
Auffaſſung nach den vorliegenden Umſtänden nur beigepflichtet werden. Die 
bezüglichen neuen tatſächlichen Anführungen der weiteren Beſchwerde ſind un⸗ 
beachtlich (§ 27 FGG., § 561 ZPO.). Auf jeden Fall iſt das Verlangen 
des Beſchwerdeführers, daß La. zunächſt den Verſuch machen müſſe, ſich ohne 
fremde Hilfe aus ſeinen Büchern zu orientieren, ehe er die Zuziehung eines Sad): 
verſtändigen beanſpruchen könne, ein ungerechtfertigtes; denn bei ſeiner Geſchäfts⸗ 
unkunde iſt der negative Erfolg eines ſolchen Verſuchs ohne weiteres vorauszuſehen. 
Auch der vom Beſchwerdeführer erhobene Einwand, daß La. auf das 
ihm etwa nach dem Geſetze zuſtehende Recht der Zuziehung eines Sachver⸗ 
ſtändigen vertraglich verzichtet habe, iſt unbegründet. Allerdings erſcheint es 
nicht unbedenklich, der Vorſchrift des § 338 Abſ. 3 HGB. ſchlechthin einen 
zwingenden Charakter dahin beizulegen, daß der Geſellſchafter auf die ihm 
dort beigelegten Aufſichtsrechte niemals verzichten könne. Ein ſolcher Verzicht 
wird freilich dem ſtillen Geſellſchafter dann nicht entgegengehalten werden 
können, wenn in ſeiner Geltendmachung ein argliſtiges Verhalten des Geſchäfts⸗ 
inhabers zu finden ſein würde; das braucht aber nicht in jedem derartigen 
Falle zuzutreffen. Es bedarf jedoch eines näheren Eingehens hierauf nicht, 
weil aus den von dem Beſchwerdeführer beigebrachten Briefen vom 15. und 
16. Dezember 1903 in Verbindung mit dem Inhalte des Geſellſchaftsvertrags 
ein derartiger Verzicht des La. überhaupt nicht zu entnehmen iſt. 
Somit hängt die Entſcheidung nur noch davon ab, ob dem La. zur 
Rechtfertigung ſeines Verlangens wichtige Gründe im Sinne des § 338 
Abſ. 3 HGB. zur Seite ſtehen. Welche Umſtände als folche aufzufaſſen ſind, 
unterliegt im allgemeinen dem richterlichen Ermeſſen (Staub, Anm. 8 gu § 166; 
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Lehmann: Ring, Nr. 4 zu § 166; Goldſchmidt, Anm. 16 zu § 166 H.). 
Wenn das Landgericht einen ſolchen Grund darin erblickt, daß ausreichender 
Anlaß zu Mißtrauen in die Geſchäftsſührung des Inhabers des Geſchäſts 
vorliege, fo kann hierin ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. Daß bies 
hier zutrifft, iſt vom Landgericht in bedenkenfreier Weiſe im Anſchluß an das 
Gutachten des E. feſtgeſtellt worden. Wenn es ſeinem Gutachten folgt, ob⸗ 
wohl es ſpäterhin die Zuziehung eines andern Sachverſtändigen zur Prüfung 
der Bücher und Papiere für angezeigt erachtet, ſo kann hierin ein Wider⸗ 
ſpruch nicht gefunden werden. Es kann ein Gutachter ſehr wohl im allge⸗ 
meinen als zuverläſſig angeſehen werden, und doch die Zuziehung eines anderen 
nicht von der Partei, ſondern vom Gericht auszuwählenden Sachverſtändigen 
zu einer derartigen Prüfung angezeigt fein. Jene Feſtſtellung wird aber nicht 
allein durch die in dem E. ſchen Gutachten hervorgehobenen Umſtände gerecht⸗ 
fertigt, ſondern auch durch die aus der Bilanz erſichtlichen überaus un⸗ 
günſtigen Geſchäftsergebniſſe ſowie dadurch, daß ſich der Beſchwerdeführer in 
der Bilanz augenſcheinlich mehrfach zum Schaden des La. verrechnet hat. 


Pflicht des Liquidators einer Aktiengeſellſchaft, eine Bilanz dem Auſſichts⸗ 
rate ſowie der Generalverſammlung vorzulegen und die Bekanntmachung 
der Bilanz zum Handelsregiſter einzureichen, obwohl Mittel zur Deckung 
der dadurch entſtehenden Koſten, insbeſondere der Koſten der Berufung 
der Generalverſammlung, dem Liquidator and der Maſſe nicht zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. 
§ 260 Abſ. 2, § 265 Abſ. 2, § 299 HGS. 


Unzuläſſigkeit von Anordnungen des Regiſtergerichts, durch welche dem 
Liquidator aufgegeben wird, einen Prozeß für die Maſſe zu führen. 


§ 319 GB. 
Kammergericht Berlin, 29. Juni 1905. — Bd. 6 S. 128. 


Was zunächſt den Antrag betrifft, 

den Liquidator der Aktiengeſell ſchaft A. anzuhalten, eine Bilanz der Liqui: 

dationsgeſellſchaft aufzuſtellen und dieſe dem Aufſichtsrate ſowie dem Gerichte 

vorzulegen, 
ſo erſcheinen die Mitglieder des Aufſichtsrats zur Stellung eines ſolchen Antrags 
bei dem Regiſterrichter und zur Beſchwerdeführung unbedenklich legitimiert. 
Nach § 298 HGB. haben fie das Recht und die Pflicht zur Ueberwachung 
der Liquidatoren. Um eine Ausübung dieſes Auffichtsredhts in Bezug auf 
die dem Liquidator nach § 299 obliegende Pflicht zur Aufftellung der Bilanz 
handelt es ſich hier (zu vergl. auch Staub, Anm. 14 zu $ 260 HGB.). 
Der Nachweis eines beſonderen Intereſſes an der Bilanzaufftellung durfte 
danach von den Auſſichtsratsmitgliedern nicht verlangt werden; ebenfowentg 
die Darlegung des Bedürfniſſes einer ſolchen: denn dieſes ergibt ſich ohne 
weiteres aus dem Geſetz e. Nachdem der Liquidator im Oktober 1903 
ſein Amt übernommen und trotz wiederholter Erinnerungen des Gerichts nach 
Verlauf von mehr als einem Jahre ſeiner Verpflichtung zur Aufſtellung und 
Einreichung der Liquidationseröffnungsbilanz immer noch nicht nachgekommen 
war, lag für dieſes eine glaubhafte Kenntnis von einem ſein Einſchreiten aus 
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§§ 319, 14 HOB. rechtfertigenden Sachverhalt vor. Es hätte demgemäß 
eine Verfügung nach § 132 FGG. erlaſſen werden follen, um die dem 
Liquidator obliegenden Verpflichtungen durchzuſetzen. Der Umſtand, daß 
moͤglicherweiſe Umſtände vorlagen, welche es rechtfertigten, von der Verhängung 
einer Strafe gegen den Liquidator abzuſehen, durfte nicht dazu führen, 
von dem Ordnungsſtrafverſahren überhaupt abzuſehen und damit die Er⸗ 
füllung jener Verbindlichkeiten des Liquidators auf ſich beruhen zu laſſen; 
vielmehr durfte erſt im Laufe dieſes Verfahrens eine Entſcheidung dahin ge⸗ 
fällt werden, daß von einer Strafverhängung abzuſehen fei (§ 135 Abſ. 2 
38G.); aber auch hierdurch konnte der Fortgang des Verfahrens nicht auf 
gehalten werden (§ 135 Abſ. 3). Auch inſofern entſpricht das Verfahren 
der Vorinſtanzen dem Geſetze nicht. 

Aber auch in der Sache ſelbſt erſcheinen die Entſcheidungen beider Vor⸗ 
inſtanzen zu dieſem Punkte als rechtsirrtümlich. Wenn das Amtsgericht meint, 
daß hier nur die Einreichung der genehmigten Bilanz an das Gericht gemäß 
§ 265 HGB. in Betracht komme, fo iſt das nicht richtig. Nach § 319 
HOB. iſt der Liquidator vom Regiſterrichter auch zur Erfüllung der ihm nach 
§ 299 und § 260 Abſ. 2 obliegenden Verbindlichkeiten anzuhalten, alſo 
namentlich zur Aufſtellung und Vorlegung der Bilanz an den Auſſichtsrat 
(Lehmann⸗Ring, Nr. 6 zu § 209 HGB.; Staub, Anm. 13, 14). Ferner 
iſt auch die Auffaſſung als rechtsirrtümlich zu verwerfen, daß der Liquidator 
von der Erfüllung dieſer geſetzlichen Verbindlichkeiten dann befreit ſei, wenn es 
der Liquidationsgeſellſchaft an den zur Herbeiführung eines bezüglichen General⸗ 
verſammlungsbeſchluſſes erforderlichen Mitteln fehle. Ganz abgeſehen davon, 
daß dieſer Grund für die Aufſtellung und Vorlegung der Bilanz an den 
Aufſichtsrat überhaupt nicht ins Gewicht ſallen kann, wird von den Vorinſtanzen 
die rechtliche Stellung des Liquidators bei Erfüllung dieſer geſetzlichen Pflichten 
verkannt. Es handelt ſich hierbei um Verbindlichkeiten, welche ihm perſönlich 
obliegen, nicht aber in ſeiner Eigenſchaft als Vertreter der Liquidationsgeſell⸗ 
ſchaft. Das Ordnungsſtrafverfahren ſowohl aus § 319 wie aus § 14 HGB. 
richtet ſich nicht gegen die Geſellſchaft, ſondern gegen den Liquidator ſelbſt; es 
kann ſich auch immer nur gegen phyſiſche Perſonen richten. (So ſtändig das 
Kammergericht; zu vergl. Lehmann⸗Ring, Nr. 1 zu § 319 HGB.). Wie der 
Liquidator ſich die Mittel zur Erfüllung der ihm obliegenden Verbindlichkeiten 
verſchafft, iſt im Verhältniſſe zum Regiſterrichter grundſätzlich ſeine Sache. Er 
kann dieſem gegenüber ſeine Verpflichtung nicht mit der Begründung ablehnen, 
daß ihm von einer anderen dazu verpflichteten Stelle die erforderlichen Mittel 
nicht zur Verfügung geſtellt werden. Wenn das nicht geſchieht, ſo bleibt nichts 
weiter übrig, als die nötigen Auslagen, vorbehaltlich ſeines Rückgriffs gegen 
die Erſtattungspflichtigen aus ſeinem eigenen Vermögen zu machen. Es war 
durchaus ſein freier Entſchluß, wenn er das Amt des Liquidators und die damit 
verbundenen Pflichten öffentlich⸗rechtlicher Art übernahm. Wenn er dabei 
unvorſichtig geweſen ſein und ſich nicht gehörig über die Vermögenslage der 
Geſellſchaft unterrichtet haben ſollte, ſo iſt das ſeine Sache; er kann daraus 
keineswegs einen Anſpruch herleiten, ſeine Pflichten, die ihm im öffentlichen 
Intereſſe anliegen, unerfüllt zu laſſen. So gut, wie er die dem Liquidator 
zuſtehenden Rechte ausgeübt, z. B. Prozeſſe für die Liquidationsgeſellſchaft 
geführt hat, ebenſo muß er auch die entſprechenden Pflichten erfüllen; er kann 
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aber nicht die erſteren ohne die letzteren erlangen. Das verbietet die öffent⸗ 
liche Ordnung, welche der Regiſterrichter in dieſem Falle mit allen ihm zu Gebote 
ſtehenden Mitteln zu ſchützen hat. Wie die Mitglieder des Aufſichtsrats dazu 
kommen ſollen, dem Liquidator zur Erfüllung der ihm obliegenden Verbindlich⸗ 
keiten die Mittel vorzuſchießen oder zu erſtatten, oder ihm einen Bücherreviſor 
unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen, iſt unerfindlich. 

Ebenſowenig kann aber den Vorinſtanzen darin beigetreten werden, daß 
die Aufftellung der Bilanz aus ſachlichen Gründen unmöglich ſei. Die Bilanz 
iſt ein Abſchluß, aus welchem das Verhältnis der Aktiven und Paſſiven einer 
Vermögensmaſſe hervorgeht (Coſak, Handelsrecht § 15 Anm. 4, vergl. SS 39, 
40 HGB.). An der techniſchen Möglichkeit der Herſtellung eines ſolchen Ab⸗ 
ſchluſſes kann nicht gezweifelt werden, nachdem eine Aktiengeſellſchaft mit 
Geſchäftsführung vorhanden geweſen iſt. Schon der Umſtand, daß Forderungen 
vorhanden find und Prozeſſe für die Liquidationsgeſellſchaft geführt werden, 
beweiſt ſie. Wieweit es möglich iſt, eine korrekte und vollſtändige Bilanz auf⸗ 
zuſtellen, ijt eine andere Frage, welche zunächſt hier nicht intereſſiert. Sie mag 
aufgeſtellt werden, jo gut es geht und geeignetenfalles ſpaͤter berichtigt 
und vervollſtändigt werden. Im übrigen ſoll aber doch darauf hingewieſen 
werden, daß es gemäß §§ 297 ff. HGB. eine der erſten Pflichten des 
Liquidators war, ſich die nötigen Unterlagen für die Aufſtellung der Bilanz 
zu verſchaffen 

Was ſodann den zweiten Antrag der Beſchwerdeführer anbelangt, wonach 
das Gericht den Liquidator anhalten ſoll, 

daß er die erforderlichen Schritte tue, um eine rechtskräftige Feſtſtellung 

der Grundloſigkeit der Anſprüche des früheren Syndikus der Geſellſchaft 

V. herbeizuführen, 
ſo ſind ſie mit dieſem zutreffend abgewieſen worden. Es iſt nicht Aufgabe 
des Regiſtergerichts, die Tätigkeit des Liquidators im ganzen oder im einzelnen 
zu überwachen und zu leiten; vielmehr hat es nur da einzugreifen, wo ihn 
das Geſetz ausdrücklich damit beauftragt. Das iſt aber hier nicht der Fall. 
Wenn der Liquidator nach Auffaſſung der Aufſichtsratsmitglieder ſeine Pflicht 
nicht tut, fo muß es ihnen überlaſſen bleiben, einen Antrag auf feine Entſetzung 
gemäß § 295 Abſ. 3 HGB. herbeizuführen. Ein Eingreifen in die Tätigkeit 
des Liquidators, wie fie es hier vom Gerichte verlangen, iſt unzuläſſig. 


Erfordernis der Genehmignug des Vormundſchaftsgerichts zu der Er⸗ 

klärung, durch welche ein Vater in Vertretung des unter feiner elterlichen 

Gewalt ſtehenden Kindes einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter daft⸗ 
pflicht beitritt. 


§ 1643, § 1822 Nr. 10 BGB., §§ 15, 28, 122, 141 GenG. 
Kammergericht Berlin, 6. Juni 1905. — Bd. 6 S. 132. 


Der Vorſtand der S. R. P., eGmbH., hat bei dem Amtsgerichte den 
Antrag geſtellt, den „unmündigen J. P. auf Grund ſeiner, von ſeinem 
Vater genehmigten Beitrittsklärung in die Liſte der Genoſſenſchaft einzutragen“. 

Das Amtsgericht hat die Eintragung mit der Begründung zurückgewieſen, 
daß der Beitritt die Uebernahme fremder Verbindlichkeiten enthalte und deshalb 
nach § 1643 und § 1822 Nr. 10 BGB. der vormundſchaftsgerichtlichen 
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Genehmigung bedürfe. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Land⸗ 
gerichte zurückgewieſen worden. Das Kammergericht hat auch der weiteren 
Beſchwerde den Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: 

Die Prüfung einer durch den Vorſtand einer Genoſſenſchaft behufs Ein⸗ 
tragung in die Liſte der Genoſſen eingereichten Beitrittserklärung ſeitens des 
Regiſtergerichts hat ſich an fic) nur darauf zu erſtrecken, ob fie den Vorſchriſten 
der SS 15, 120, 127 Gen®. entſpricht. Doch iſt eine Ablehnung der Ein: 
tragung wegen materieller Unwirkſamkeit der Beitrittserklärung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, falls dieſe Unwirkſamkeit ſich ohne weitere Ermittelungen aus den 
dem Gerichte bekannten Tatſachen ergibt (§ 29 Abſ. 3, 4 der Bek. betr. 
die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters vom 1. Juli 1899, Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 355). Es iſt deshalb nicht zu beanſtanden, daß das Amtsgericht auf 
Grund der eigenen Anzeige des Vorſtandes, der Beitretende ſei unmündig, und 
auf Grund der ihm als zuſtändigen Vormundſchaftsgerichte bekannten Tatſache, 
daß der Beitritt nicht vormundſchaftsgerichtlich genehmigt iſt, von ſeiner rechtlichen 
Annahme der Notwendigkeit ſolcher Genehmigung für die Wirkſamkeit des Beitritts 
aus die Eintragung ablehnte. 

Der § 1643 BGB. beſtimmt in Verbindung mit § 1822 Nr. 10 
BGB., daß der Vater zur rechtsgeſchäftlichen Uebernahme einer ſremden Ver: 
bindlichkeit, insbeſondere zur Eingehung einer Bürgſchaft für das Kind, der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf. Was unter ſolcher Uebernahme 
zu verſtehen ſei, iſt im Geſetze nicht ausdrücklich beſtimmt. Der Geſetzgeber 
hat fic, wie die Motive zu § 1674 Nr. 11 I. Entw. BGB. ergeben, zwar 
nicht verhehlt, daß der Ausdruck wegen ſeiner Unbeſtimmtheit zu ähnlichen 
Streitfragen Veranlaſſung geben könne, wie der Begriff der Interzeſſion nach 
gemeinem Rechte. Er hat aber danach im Hinblick auf die Gefahr der Un⸗ 
vollſtändigkeit eine kaſuiſtiſche Aufführung der einzelnen Fälle unterlaſſen. 
Auch in der zweiten Beratung des Entwurfs (Protokoll Nr. 324 V.) iſt der 
allgemeine Ausdruck beibehalten und nur der Redaktionskommiſſion anheimgeſtellt, 
zur Verdeutlichung deſſen, daß auch die Bürgſchaft unter den allgemeinen 
Begriff falle, einen rechtſprechenden Zuſatz zu machen, was dann geſchehen iſt. 

Daß der Beitritt zu einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht keine 
Bürgſchaft im Sinne des § 765 BGB., nämlich kein Vertrag zwiſchen dem 
Beitretenden und den Gläubigern der Genoſſenſchaft iſt, inhalts deſſen ſich 
der Beitretende verpflichtet, für die Erfüllung der Verbindlichkeiten der Ge⸗ 
noſſenſchaft einzuſtehen, ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß er überhaupt 
kein Vertrag zwiſchen dem Beitretenden und den Gläubigern iſt. Es kommt 
alſo nur in Frage, ob der Beitritt unter den allgemeinen Begriff der Ueber⸗ 
nahme fremder Verbindlichkeiten fällt. 

Der Beitritt zu einer beſtehenden Genoſſenſchaft iſt ein Vertrag zwiſchen 
dem Beitretenden und der Genoſſenſchaft, der nach § 15 des Geſetzes durch 
die Erklärung des Beitretenden und durch die Zulaſſung ſeitens des Vorſtandes 
geſchloſſen und durch die Eintragung in die Liſte der Genoſſen wirkſam wird. 
Die Genoſſenſchaft hat nach § 17 des Geſetzes ſelbſtändig ihre Rechte und 
Pflichten. Ihre Verbindlichkeiten gegenüber dritten Perſonen ſind deshalb für 
den Beitretenden fremde Verbindlichkeiten im Sinne des § 1822 BGB. Eine 
rechtsgeſchäftliche Uebernahme dieſer Verbindlichkeiten durch den Beitritt liegt 
nicht nur dann vor, wenn ſie ausdrücklich als gewollt erklärt wird, ſondern 


am. 330, m 


auch, wenn fie kraft Geſetzes die notwendige Folge des Beitritts ift (zu vergl. 
Planck, Anm. II 10 zu § 1822 BGB.). Ob eine ſolche Uebernahme ſchon 
darin gefunden werden könnte, daß der Beitretende der Genoſſenſchaft gegen⸗ 
über in die Verpflichtung eintritt, ihr Beiträge zu leiſten, um ihr die Er⸗ 
füllung ihrer Verbindlichkeiten zu ermöglichen, oder ihre Gläubiger zu befriedigen, 
kann hier dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls liegt die Uebernahme einer Ver⸗ 
bindlichkeit der Genoſſenſchaft durch den Beitretenden dann vor, wenn er den 
Gläubigern der Genoſſenſchaft für die Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten un⸗ 
mittelbar haftet. Denn dann beſteht zwiſchen ihm und den Gläubigern ein 
Schuldverhältnis im Sinne des § 241 BGB., da fie berechtigt find, eine 
Leiſtung von ihm zu fordern. Dieſe Vorausſetzung trifft für den Beitritt 
in eine eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht aus folgenden 
Gründen zu: 

Das Weſen einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht beſteht nach 
§ 2 des Geſetzes darin, daß die Haftpflicht der Genoſſen für die Verbindlich 
keiten der Genoſſenſchaft ſowohl dieſer wie unmittelbar den Gläubigern gegen⸗ 
über im voraus auf eine beſtimmte Summe beſchränkt iſt. Nach § 23 des 
Geſetzes haften die Genoſſen nach Maßgabe des Geſetzes für die Verbindlich⸗ 
keiten der Genoſſenſchaft, und zwar haftet, wer in die Genoſſenſchaſt eintritt, 
auch für die vor feinem Eintritt eingegangenen Verbindlichleiten. Nach § 105 
des Geſetzes find die Genoſſen verpflichtet, Nach ſchüſſe zur Konkursmafſſe zu 
leiſten, ſoweit die Konkursgläubiger wegen ihrer bei der Schlußverteilung be⸗ 
rückſichtigten Forderungen aus dem Vermögen der Genofſenſchaft nicht befriedigt 
werden. Nach § 106 haben fie auf diefe Verpflichtung Vorſchüſſe zu leiſten, 
die nach § 109 von Konkursverwalter einzuziehen und nach $ 110 ange 
legen find. Nach § 141 in Verbindung mit § 122 ſind im Falle des 
Konkursverfahrens neben den Genoſſenſchaſten die einzelnen Genoſſen ſolidariſch 
und mit ihrem ganzen Vermögen, jedoch nicht über ihre Haftſumme hinaus, 
den Konkursgläubigern für den Ausfall verhaftet, welchen dieſe an ihren bei 
der Schluß verteilung berückſichtigten Forderungen erleiden; nach dem Ablaufe 
von drei Monaten ſeit dem Termin, in welchem die Nachſchußberechnung für 
vollſtreckbar erklärt ijt, können die Gläubiger, ſoweit fie bisher nicht befriedigt 
find, die einzelnen Genoſſen in Anſpruch nehmen. Nach den 88 141, 124 
treten Genoſſen, ſoweit fie in Gemäßheit des § 122 Ronkurögläubiger be: 
Ban in deren Recht gegen die Genoſſenſchaſt ein. 

Ob ſchon die Pflicht der Genoſſen zu Nachſchüſſen und Vorſchüſſen eine 
unmittelbar den Gläubigern gegenüber beſtehende Schuldverbindlichkeit iſt, die 
der Konkursverwalter für die Gläubiger gegen die Genoſſen geltend macht, 
kann zweifelhaft ſein. Das Reichsgericht hat ſich in ſeinem Urteile vom 
10. Januar 1900 (Bd. 45, S. 106) der Bejahung dieſer Frage genähert, 
indem es die Anfechtung einer Vorſchußberechnung wegen betrüglicher Ber: 
leitung der Genoſſen zum Beitritte durch ein Vorſtandsmitglied mit der Be⸗ 
gründung für unzuläſſig erklärte, daß die Rechte der Gläubiger durch die 
Handlung der Vorſtandsmitglieder nicht beeinträchtigt werden könnten. Wie 
dem aber auch fei, jo iſt doch das Recht der Gläubiger aus SS 141, 122 
des Geſetzes, die Genoſſen unter gewiſſen Vorausſetzungen unmittelbar in An⸗ 
ſpruch zu nehmen, ein ihnen perſönlich zuſtehendes Forderungsrecht, dem eine 
unmittelbare Haftung der Genoſſen für die Schuldverbindlichkeiten der Genoſſen⸗ 
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ſchaft entspricht. Denn die Gläubiger machen nicht etwa damit das auf fie 
übergegangene Recht der Genoſſenſchaft gegen die Genoſſen geltend, ſondern 
das ihnen gegen die Genoſſenſchaft zuſtehende Recht gegen die Genoſſen, wie 
ſich llar daraus ergibt, daß ſich das Recht der Genoſſenſchaſt gegen die Gee 
noſſen auf die Einforderung der Nad: und Vorſchüſſe beschränkt, die nach 
§§ 105, 106 nach der Kopfzahl der Genoſſen berechnet und nur bei Un⸗ 
vermögen einzelner Genoſſen auf die übrigen verteilt werden. Die Gläubiger 
find aber bei der Inanſpruchnahme der Genoſſen an dieſe Schranke nicht 
gebunden und der Ausgleich wird erſt innerhalb des Kreiſes der Genoſſen 
dadurch geſchaffen, daß nach § 124 die Genoſſen, welche Gläubiger befriedigen, 
in deren Rechte gegen die Genoſſenſchaft eintreten. | 

Es ergibt fi alſo, daß der Beitritt zu einer eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft die unmittelbare Haftung des Beitretenden für die ihm fremde Ver⸗ 
bindlichkeit der Genoſſenſchaft gegenüber deren Gläubigern die Folge hat. 
Er enthält deshalb eine rechtsgeſchäftliche Uebernahme fremder Verbindlichkeiten. 

Uebrigens läßt fic) aus den früheren Faſſungen des GenG. vom 4. Juli 
1868 und 1. Mai 1889 erkennen, das dies die Auffaſſung des Geſetz⸗ 
gebera ijt. Denn dort war im § 12 Abſ. 4 bezw. § 23 Abſ. 4 beſtimmt, 
daß ſich Frauen in betreff der durch ihre Mitglied ſchaft übernommenen Ber: 
pflichtungen auf die nach Landesgeſetzen für fie geltenden Rechtswohltaten 
nicht berufen können. Damit ſollten insbeſondere die Vorſchriſten zum Schutze 
der Frauen gegen übereilte Interzeſſionen getroffen werden. Die Streichung 
der Beſtimmung in der Faſſung des Geſetzes vom 20. Mai 1898 durch 
Art. 10 Nr. III CG. z. HGB. hat ihren Grund lediglich darin, daß ſolche 
Vorſchriften nicht mehr beſtehen. Der Grundgedanke der geſtrichenen Beſtimmung, 
daß der Beitritt eine Interzeſſion enthält, iſt durch nicht berührt. 


Beſtellung einer gemeinſamen Hypothek für zwei Forderungen verſchiedener 
Gläubiger in der Weile, daß jedem Gläubiger die Hypothek zu einem 
beſtimmten, feiner Forderung entſprechenden Bruchteile zuſtehen ſoll. 

§ 1113 BGB., § 48 GBO. 


Kammergericht Berlin, 29. Juni 1905. — Bd. 6 S. 151. 


Der Beſchwerdeführer hatte in der notariell beglaubigten Urkunde vom 
5. Mai 1905 folgendes erklärt: 

Ich verſchulde der Frau B. 4000 Mark und dem E. 1000 Mark aus 
mir gewährten Darlehen. Ich verpflichte mich, dieſes Kapital von zuſammen 
5000 Mark mit 5 Prozent zu verzinſen, das Kapital ſelbſt aber am 1. April 
1906 ohne Kündigung zurückzuzahlen. 

Zur Sicherheit für Kapital und Zinſen beſtelle ich den Gläubigern 
Hypothek mit den mir gehörigen Grundſtücken P. Bl. Nr. 688 und 689 
und bewillige und beantrage im Grundbuche die Eintragung einer Geſamt⸗ 
hypothek fin meine Gläubiger. Die Hypothek ſoll der Frau B. zu /, dem 
E. zu ¼ zuſtehen. Dem letzteren ſoll auch der zu bildende Hypothekendrief 
ausgehändigt werden. | 

Der Antrag des Beſchwerdeführers, auf Grund dieſer Urkunde die Geſamt⸗ 

hypothek von 5000 Mart für die beiden Gläubiger einzutragen, tft zu Unrecht 
abgelehnt worden. 


Der Beſchwerdeführer hat in der Eintragungsbewilligung klar zum Aus: 
drucke gebracht, daß er mit ſeinen beiden Grundſtücken für eine Darlehns forderung 
von 5000 Mart zwei Perſonen, von denen der einen in Höhe von 4000 Mark, 
der anderen in Höhe von 1000 Mark die Forderung zuſtehe, eine gemeinſame 
Hypothek in der Weiſe beſtellen wolle, daß der erſtgenannte Gläubiger zu ½, 
der andere zu ½ an der Hypothek berechtigt ſei. Wie ein jedes Recht an Grund⸗ 
ſtücken, ſo kann auch ein Hypothekenrecht für mehrere gemeinſchaftlich konſtituiert 
und eingetragen werden. Dem im § 48 GBO. für die Eintragung eines 
gemeinſchaftlichen Rechtes für mehrere vorgeſchriebenen Erfordernis iſt Genüge 
geſchehen, denn die Anteile der Berechtigten an dem Hypothekenrecht ſind in 
Bruchteilen angegeben. Gerade dieſes Erfordernis fehlte in dem der Entſcheidung 
des Kammergerichts vom 26. März. 1900 (Jahrb. Bd. 20 A, 101), auf 
welche ſich die Vorinſtanzen berufen, zu Grunde liegenden Falle. Es war dort 
nicht zu erſehen, daß für die mehreren Gläubiger ein gemeinſames Hypotheken⸗ 
recht beſtellt werden und zu welchem Anteil in einem beſtimmten Bruchteil ein 
jeder Gläubiger an der Hypothek beredigt fein ſollte. Vielmehr mußte nach 
der damaligen Sachlage angenommen werden, daß für mehrere ſelbſtändige 
und voneinander verſchiedene Forderungen je eine beſondere Hypothek beſtellt 
und nur die mehreren Hypotheken unter einer Nummer zuſammen eingetragen 
werden ſollten. Dies iſt als der Grundbucheinrichtung und der Vorſchrift des 
§ 48 GBO. widerſprechend für unzuläſſig erklärt worden. Vorliegend aber iſt 
den beiden Gläubigern eine gemeinſame Hypothek für eine einheitliche Forderung 
beſtellt worden. Dies ergibt ſich daraus, daß der Beſchwerdeführer in der Ein⸗ 
tragungsbewilligung die zu ſichernde Forderung zuſammenfaſſend als „diejes 
Kapital von zuſammen 5000 Mark“ bezeichnet, daß er die Verzinſungs⸗ und 
Zahlungsbedingungen bezüglich aller Teile dieſer 5000 Mark gleich feſtgeſetzt 
und daß er dann erklärt hat, für Kapital und Zinſen bewillige und beantrage er 
die Eintragung „einer“ Hypothek für ſeine Gläubiger, und, „die Hypothek ſolle 
dem einen Gläubiger zu /, dem andern zu 1/, zuſtehen“. Die im Eingange 
der Eintragsbewilligung enthaltene Erklärung des Beſchwerdeführers, daß er 
„dem einen Gläubiger 4000 Mark, dem andern 1000 Mark aus ihm ge⸗ 
währtem Darlehen verſchulde“, ſteht jener Auffaſſung nicht entgegen. Sie bezieht 
ſich einesteils nur auf das perſönliche Schuldverhältnis, nicht auf die Eintragung 
der Hypothek, hinſichtlich deren die zunächſt erſt folgende Eintragungsbewilligung 
gemäß § 19 GBO. für den Grundbuchrichter allein maßgebend ijt, und andern- 
teils kann ihr mit Rückſicht auf das Nachfolgende nur die Bedeutung einer 
erläuternden Vorausſchickung, wie ſich das demnächſt einheitlich zuſammengefaßte 
und mit gemeinſamer Hypothek für beide Gläubiger verſehene Kapital von 
5000 Mark zuſammenſetze, beigelegt werden. Ueberdies ſtehen die beiden Beiträge 
von 4000 Mark und 1000 Mark genau in demſelben Verhältniſſe zueinander wie 
die den beiden Gläubigern bewilligten Anteile an der Hypothek von / und 1/,. 

Es unterliegt demnach keinem Bedenken, daß die Eintragung der gemein⸗ 
ſamen Hypothek für die beiden Gläubiger wegen der Darlehnsforderung von 
5000 Mark in der Weiſe, daß ein Anteil daran von ¼ der Frau B. und 
von ¼ dem E. zuſteht, zuläſſig iſt. 
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Ausführung der auf einer Erbauseinanderſetzung beruhenden Teilung 

eines Nachlaßgrundſtückes durch den Teſtamentsvollſtrecker; Befugnis des 

Teſtamentsvollſtreckers, der zugleich Miterbe iſt, zur Auflaſſung der den 
einzelnen Beteiligten gebührenden Bruchteile an dem Grundſtücke. 


S$ 181, 2204 BOB. 


Zuläſſigkeit der gegenſeitigen Vertretung mehrerer Teſtamentsvollſtrecker 
in Nachlaßangelegenheiten, an deren Beſorgung einer von ihnen rechtlich 
verhindert iſt. 

8 2224 BGB. 

Reichsgericht, V. Zivilſenat, 28. Juni 1905. — Bd. 6 S. 135 

Abgedruckt in den Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 61 S. 139. 


Abtretung einer Nachlaßhypothek durch den Vorerben des eingetragenen 
Gläubigers. Unzuläſſigkeit der Eintragung der Abtrennung ohne die 
Zuſtimmung des Nacherben oder die vorgängige Eintragung des Vor⸗ 
erben und des Rechtes des Nacherben, auch wenn der Vorerbe von den 
Beſchränkungen ſeines Verfügungsrechtes befreit iſt. 
SS 40, 41, 52 GBO., S$ 2113, 2114, 2136 BGB. 
Reichsgericht, V. Zivilſenat, 12. Juli 1905. — Bd. 6 S. 140. 
Abgedruckt in den Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 61 S. 228. 


Löſchung einer Hypothek auf Grund eines gegen den unbekannten Gläubiger 
erlaſſenen Ausſchlußurteils, in welchem ein angemeldetes Recht vorbehalten 
iſt; Unzuläſfigkeit der Löſchung, bevor nachgewieſen wird, daß das vor⸗ 
behaltene Recht nicht beſteht. 
S 1170 BGB., § 953 ZPO. 
Kammergericht Berlin, 10. Juni 1905. — Bd. 6 S. 145. 


Auf dem Grundſtücke des G. ſtanden für einen Verwandten gleichen Namens 
300 Taler Reſtkaufgeld nebſt 5 Prozent Zinſen hypothekariſch eingetragen. 
Der Grundſtückseigentümer beantragte gemäß § 1170 BGB. und SS 982ff. 
BPO. das Aufgebot zum Zwecke der Ausſchließung des Hypothekengläubigers 
und erwirkte ein Ausſchlußurteil, durch welches die Inhaber der Hypothek mit 
ihren Rechten ausgeſchloſſen und das angemeldete Recht der L. vorbehalten 
wurde. Mittels unterſchriftlich beglaubigter Erklärung beantragte er ſodann 
die Löſchung der Hypothek. Das Amtsgericht lehnte wegen des in dem Urteil 
enthaltenen Vorbehalts den Antrag ab. Das Landgericht gab der hiergegen 
erhobenen Beſchwerde ſtatt. Es nahm an, daß der Vorbehalt in dem Ausſchluß— 
urteile der Löſchung nicht entgegenſtehe, und wies das Amtsgericht an, falls 
nicht andere Bedenken obwalten ſollten, die Löſchung vorzunehmen. Infolge— 
deſſen trug das Amtsgericht den Löſchungsvermerk ein und ſetzte hiervon auch 
die L. in Kenntnis. 

Die letztere hat nunmehr gegen die landgerichtliche Entſcheidung die 
weitere Beſchwerde eingelegt und beantragt, da eine Wiedereintragung der 
gelöſchten Hypothek im Beſchwerdeweg nicht zu erreichen ijt (S 71 Abſ. 2 
S. 1 GBO.) die Eintragung eines Widerſpruches gegen die durch die Eintragung 
des Löſchungsvermerkes herbeigeführte Unrichtigkeit des Grundbuchs (vergl. 
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8 71 Abſ. 2 Satz 2, § 54 Abſ. 1 Satz 1 GB.; Entſch. des Kammergerichts 
Bd. 25 A S. 106, Bd. 26 A ©. 77, 138). 

Die Eintragung eines Widerſpruchs gemäß § 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. 
ſetzt zweierlei voraus, einmal, daß das Grundbuchamt eine Eintragung unter 
Verletzung geſetzlicher Vorſchriften vorgenommen hat, und ſodann, daß durch 
die Eintragung das Grundbuch unrichtig geworden iſt. Die erſte dieſer beiden 
Vorausſetzungen iſt hier gegeben. Allerdings hat die Meinung, daß ein gemäß 
SS 1170 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ergangenes Ausſchlußurteil den Uebergang 
der Hypothek auf den Eigentümer des Grundſtücks auch dann beweiſe, wenn 
das Urteil angemeldete Rechte vorbehalte, in der Literatur namhafte Vertreter 
gefunden (zu vergl. Planck zu § 1170 BGB. Anm. 6d; Turnau⸗Förſter, 
Liegenſchaftsrecht? 1, 764 Anm. 3; Oberneck, Reichsgrundbuchrecht 2 1, 908; 
Willenbücher, Liegenſchaftsrecht zu § 1170 Anm. 3, 1903 S. 218). Der 
richtigen Anſicht nach ſteht jedoch der in dem Ausſchlußurteil ausgeſprochene 
Vorbehalt angemeldeter Rechte der Verfügung über die Hypothek durch den 
Grundſtückseigentümer ſo lange entgegen, bis dieſer die angemeldeten Rechte 
beſeitigt hat (zu vergl. Turnau-Förſter, Liegenſchaftsrecht! 1, 701 Anm. 3; 
Fuchs, Grundbuchrecht Bd. 1 S. 544 Anm. 4 e; Biermann, Sachenrecht? 
zu § 1170 BGB., Anm. 3, anſcheinend auch von Staudinger [Rober] 
zu § 1170 Anm. 4). Unter der Herrſchaft der preußiſchen Grundbuch⸗ 
ordnung vom 5. Mai 1872 beſtand kein Streit darüber, daß nicht nur im 
Falle der SS 104, 105, ſondern auch im Falle des § 103 zur Löſchung 
einer aufgebotenen Poſt das einen Vorbehalt ausſprechende Ausſchlußurteil 
nicht genügte, daß vielmehr auch die freiwillig erklärte oder im Prozeßwege 
herbeigeführte Einwilligung derjenigen Perſonen beigebracht werden mußte, 
zu deren Gunſten der Vorbehalt gemacht war (zu vergl. Erk. des Obertribrunals 
vom 15. Januar 1872, Striethorſt Archiv 84, 168; Turnau, GBO., zu 
§ 103 Anm. 2). Dies wurde daraus gefolgert, daß ſich das Ausſchlußurteil 
nur gegen diejenigen Berechtigten richte, deren Rechte es nicht vorbehalte. 
Der gleiche Grund iſt aber auch für das neue Recht ausſchlaggebend. 
Nach § 1170 des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann der unbekannte Gläubiger, 
und unbekannt iſt auch derjenige Gläubiger, welcher ſein Recht nicht nachzu⸗ 
weiſen vermag (zu vergl. Motive 3, 739; Mugdan, Materialien 8, 1007), 
im Wege des Aufgebotsverfahrens mit ſeinem (dinglichen) Rechte ausgeſchloſſen 
werden, wenn ſeit der letzten, ſich auf die Hypothek beziehenden Eintragung in 
das Grundbuch zehn Jahre verſtrichen ſind und das Recht des Gläubigers nicht 
innerhalb dieſer Friſt von dem Eigentümer in einer nach $ 208 BGB. zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung geeigneten Weiſe anerkannt worden iſt. Das Auf: 
gebotsverfahren iſt jedoch nicht dahin geregelt, daß der Gläubiger wegen der 
Nichterbringung des Nachweiſes ſeines Rechtes mit einem Nachteile bedroht 
wurde. Vielmehr findet, wie in allen Fällen, fo auch im Falle des § 1170, 
lediglich eine öffentliche gerichtliche Aufforderung zur Anmeldung von Rechten 
und ausſchließlich mit der Wirkung ſtatt, daß die Unterlaſſung der Anmeldung 
einen Rechtsnachteil zur Folge hat (zu vergl. § 946 BPO.) 

In das zu erlaſſende Aufgebot iſt die Bezeichnung der Rechtsnachteile, 
welche eintreten, wenn die Anmeldung unterbleibt, aufzunehmen (§ 947 
Nr. 3 ZPO.), und jede Anmeldung, durch welche das von dem Antragiteller 
zur Begründung des Antrags behauptete Recht beſtritten wird, hat zur Folge, 
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daß entweder das Aufgebotsverfahren bis zur Entſcheidung über das ans 
gemeldete Recht auszuſetzen oder in dem Ausſchlußurteile das angemeldete 
vorzubehalten ijt (§ 953 ZPO). Auch in den Sondervorſchriften der 
SS 982 bis 986 ZPO. iſt mit keinem Worte davon die Rede, daß der 
Gläubiger, um ſeine Ausſchließung von der Hypothek (Grundſchuld, Renten⸗ 
ſchuld) zu verhindern, ſein Recht nicht bloß anmelden, ſondern auch nach— 
weiſen müßte. Nur an das Unterlaſſen der Anmeldung wird der Rechts- 
nachteil geknüpft, daß die Ausſchließung des Gläubigers mit feinen Recht 
erfolgen werde (§ 986 Abſ. 4). Führt aber die Anmeldung eines Gläubiger: 
rechts zur Aufnahme eines Vorbehalts zu Gunſten des Anmeldenden in das 
Ausſchlußurteil, ſo kann dieſes nicht ohne weiteres die Wirkung haben, daß 
der Grundſtückseigentümer die Hypothek erwirbt. Selbſtverſtändlich erlangt der 
Anmeldende durch den Vorbehalt keinerlei Recht, allein er behält das Recht, 
welches ihm zuſteht, und wenn er in Wirklichkeit der Inhaber der Hypothek iſt, ſo 
iſt es begrifflich ausgeſchloſſen, daß trotz der durch den Urteilsvorbehalt aners 
kannten Fortexiſtenz feines Rechtes der Grundſtückseigentümer Inhaber der Hypos 
thek ſein könnte. Der Nachweis, daß der Grundſtückseigentümer durch da SAus⸗ 
ſchlußurteil die Hypothek erworben hat, kann daher dem Grund buchrichter nur 
dann geführt werden, wenn dargetan wird, daß das im Urteile vorbehaltene 
Recht nicht beſteht. Der Grundſtückseigentümer muß alſo, um die Löſchung der 
Hypothek beantragen oder in anderer Weiſe darüber verfügen zu können, die 
Einwilligung des durch den Vorbehalt Geſicherten oder deſſen Verurteilung 
zur Einwilligung beibringen. Da im vorliegenden Falle das Recht der Bes 
ſchwerdeführerin bei der Löſchung der Hypothek unberückſichtigt geblieben iſt, 
ſo ſtellt ſich die Löſchung als unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften erfolgt dar. 

Sollte die Beſchwerdeführerin bis zur Löſchung Inhaberin der Hypothek 
geweſen ſein, ſo würde auch die zweite Vorausſetzung für die Eintragung 
eines Widerſpruchs vorliegen; denn dann wäre durch die geſetzwidrig erfolgte 
Löſchung das Grundbuch unrichtig geworden. Ob dies jedoch der Fall, ergibt 
das zur Zeit vorhandene Urkundenmaterial nicht. Namentlich beweiſt, wie 
bereits hervorgehoben, der in dem Ausſchlußurteile zu ihren Gunſten ausge— 
ſprochene Vorbehalt das Gläubigerrecht der Beſchwerdeführerin keineswegs. 
Es kann deshalb hier nicht darüber entſchieden werden, ob ein Widerſpruch 
einzutragen ijt oder nicht. Da jedoch die Ungeſetzlichkeit der Löſchung feſt⸗ 
ſteht und jedenfalls mit der Möglichkeit einer Unrichtigkeit des Grundbuchs 
zu rechnen ijt, fo hat der Grundbuchrichter, vermöge der ihm nach § 54 
Abſ. 1 Satz 1 GBO. obliegenden Amtspflicht, auf Grund der bei dem 
Amtsgerichte beruhenden Aufgebotsakten und etwaiger von der Beſchwerder 
führerin zu erfordernder Nachweiſungen (vergl. § 18 Abſ. 1 daf.) deren 
Gläubigerrecht zu prüfen und je nach dem Ergebniſſe dieſer Prüfung über die 
Eintragung eines Widerſpruchs zu befinden. 
Nachweis des zwiſchen Ehegatten vereinbarten Güterſtaundes gegenüber dem 

Grundbuchamte durch Vorlegung des Ehevertrags. 
§ 34 GBO., § 1560 BGB. 
Kammergericht Berlin, 29. Juni 1905. 
Die Eheleute A., welche ſeit dem 21. Mai 1895 als Eigentümer der 
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ſtehen, ſchloſſen am 9. Februar 1905 vor dem Notar N. einen Ehe⸗ und 
Erbvertrag, durch welchen ſie an Stelle der in ihrer Ehe geltenden Güter: 
gemeinſchaft des Geſetzes vom 16. April 1860, betreffend das eheliche 
Güterrecht in der Provinz Weſtfalen, völlige Gütertrennung einführten und 
die Eintragung dieſer Güterrechtsänderung in das Güterrechtsregiſter des 
Amtsgerichts in B. beantragten. Gleichzeitig vereinbarten ſie, daß der Ehe⸗ 
mann das gütergemeinſchaftliche Vermögen, insbeſondere auch die vorbezeichneten 
Parzellen, gegen Uebernahme aller Schulden zu Alleineigentum erhalten ſolle, 
und die Ehefrau bevollmächtigte den Ehemann, ihren Anteil an den Parzellen 
an ſich ſelbſt aufzulaſſen. Unter Vorlegung einer Ausfertigung dieſes Vertrags 
zeigte der Notar zu den Grundakten an, daß die Beteiligten demnächſt zur 
Vornahme der Auflaſſung vor dem Grundbuchamt erſcheinen würden; die 
Eintragung in das Güterrechtsregiſter ſolle unterbleiben, da ein Schutz vor 
Gläubigern nicht beabſichtigt ſei. Das Amtsgericht lehnte die Entgegennahme 
der Auflaſſung unter Hinweis auf 8 34 GBO. ab. Der Notar legte 
namens der Eheleute Beſchwerde ein, welche vom Landgerichte mit folgender 
Begründung zurückgewieſen wurde: Bei dem Güterſtande der weſtfäliſchen 
Gütergemeinſchaft ſtehe das Recht zur Verfügung über das gütergemeinſchaftliche 
Vermögen dem Ehemann ausſchließlich zu. Die Ehefrau habe keinerlei Ver⸗ 
fügungsrecht und könne daher auch nicht zu Gunſten ihres Ehemannes, ſelbſt 
nicht unter deſſen Mitwirkung, verfügen. Es komme daher auf den Nachweis 
der Gütertrennung an. Richtig ſei nun zwar, daß die Wirkſamkeit der letz⸗ 
teren unter den Eheleuten ſelbſt durch die Eintragung in das Güterrechts— 
regiſter nicht bedingt ſei und daß der Nachweis des Eintritts der Gütertrennung 
auch in anderer Weiſe als durch ein Zeugnis aus dem Güterrechts regiſter, 
dem Grundbuchamte geführt werden könne. Aus § 34 GB. gehe jedoch 
hervor, daß ein ſolches Zeugnis für den zu erbringenden Nachweis die Regel 
bilden ſolle. Durch das Zeugnis werde das Grundbuchamt der Prüfung 
überhoben, ob die vom Regiſterrichter bezeugte Gütertrennung wirkſam be⸗ 
gründet ſei. Das Grundbuchamt brauche ſich daher, wie dies auch von 
Turnau⸗Förſter (Liegenſchaftsrecht zu 8 34 GBO. Anm. 5) angenommen 
werde, auf eine andere Art des Nachweiſes nicht einzulaſſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidungen 
aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Verfehlt iſt allerdings die Ausführung der Beſchwerdeführer, daß ſelbſt 
beim Beſtehen der weſtfäliſchen Güͤtergemeinſchaft (Geſetz vom 16. April 
1860, Art. 48 PrAG. z. BGB.) die Ehefrau ihren Anteil an eimem zur 
Gütergemeinſchaft gehörenden Grundſtücke mit rechtlicher Wirkſamkeit dem Ehe⸗ 
mann auflaſſen könne. Denn das Weſen dieſes Güterftandes befleht gerade 
darin, daß, von hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen abgeſehen, 
alles Vermögen, insbeſondere auch dasjenige, welches der Mann oder die 
Frau während der Gütergemeinſchaft erwirbt, zum Geſamtgute gehört (zu 
vergl. Art. 48 § 2, Art. 47 § 1 PrBG. z. BGB., § 1438 BGB). 
Um eine wirkſame Auflaſſung zu ermöglichen, müſte alſo das zur Güter- 
gemeinſchaft gehörige Grundſtück durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut erklärt 
werden (zu vergl. § 1440 BGB). 

Dagegen ijt den Beſchwerdeführern darin beizupflichten, daß der Nach 
weis des Beſtehens der Gütertrennung auf andere Weiſe als durch ein 
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Zeugnis des Gerichts über die Eintragung des güterrechtlichen Verhältniſſes 
im Güterrechtsregiſter geführt werden kann und daß es nicht im Belieben des 
Grundbudamtes liegt, ob es ein ſolches Zeugnis verlangen will oder nicht. 
Wie das Oberlandesgericht zu Colmar in ſeinem Beſchluſſe vom 3. Februar 
1902 überzeugend nachgewieſen hat (zu vergl. Mugdan-Falkmann 4, 188), 
beruht die Bedeutung des § 34 der Grundbuchordnung darin, daß das 
Grundbuchamt, wenn ihm ein Zeugnis über die Eintragung im Güterrechts— 
regiſter vorgelegt wird, nicht bloß die Tatſache der Eintragung, ſondern auch 
das Beſtehen des eingetragenen güterrechtlichen Verhältniſſes als genügend 
dargetan anzuſehen hat. Durch § 34 (und § 35) hat alſo lediglich der 
Nachweis des Güterrechts erleichtert, nicht dagegen die Eintragung in das 
Güterrechtsregiſter zur Vorausſetzung für irgendwelche grundbuchliche Operationen 
gemacht werden ſollen. Der Ehevertrag, durch welchen nach Eingehung der 
Che die Gütertrennung eingeführt wird, tritt ſofort in Wirkſamkeit (zu vergl. 
§ 1432 BGB., Art. 200 Abſ. 2. EG. z. BGB.); die Eintragung in 
das Güterrechtsregiſter erfolgt nur auf Antrag (8 1560 BGB.), und die 
Nichteintragung der Aenderung in das Güterrechtsregiſter hat einzig und allein 
zur Folge, daß die Aenderung gutgläubigen Dritten gegenüber nicht geltend 
gemacht werden kann (zu vergl. § 1435 daſ.. Art. 59 § 9 Abſ. 2 PrAG. 
z. BGB). Hätte die Wirkſamkeit des Ehevertrags für den Grundbuchverkehr 
von der vorherigen Eintragung in das Güterrechtsregiſter abhängig gemacht 
werden ſollen, jo hätte dies gegenüber der Vorſchrift des § 1560 BGB. 
klar zum Ausdrucke gebracht werden müſſen. Aus der Faſſung des § 34 
(„Der Nachweis ... wird durch ein Zeugnis ... geführt“) geht es jeden: 
falls nicht hervor, wie ſchon der Gegenſatz zu dem Wortlaute des § 36 der 
Grundbuchordnung („Der Nachweis der Erbfolge kann nur durch einen Erb— 
ſchein geführt werden“) ergibt, und daß auch nicht etwa die Abſicht beftand, 
dem § 34 eine derartige Bedeutung beizulegen, wird durch die Denkſchrift 
(Heymann S. 45) und durch den darin enthaltenen Hinweis auf § 26 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 und auf § 69 BGB. völlig außer 
Zweifel geſtellt. Von den Bearbeitern der Grundbuchordnung haben denn 
auch Willenbücher (Liegenſchaftsrecht, zu § 34 Anm. 1) und Oberneck (Reichs⸗ 
grundbuchrecht 3. Aufl. 2, 35) ohne jedes Bedenken ausgeſprochen, daß dem 
Grundbuchrichter der Nachweis der Gütertrennung uſw. durch Vorlegung des 
Ehevertrags geführt werden könne, und wenn Turnau-Förſter (Liegenſchafts— 
recht, zu § 84 a. a. O. Anm. 5) es als wünſchenswert bezeichnen, daß die 
Praxis ſich für die ausſchließliche Zulaſſung des Nachweiſes durch ein Zeugnis 
aus dem Güterrechtsregiſter entſcheiden möge, fo geben doch auch fie zu, daß 
der Wortlaut des Geſetzes eine zwingende Handhabe hierfür nicht biete und 
daß die Vorſchrift des 8 1560 BGB. dem entgegenſtehen würde. 


Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks. Vereinbarung zwiſchen dem Er— 
ſteher und dem Gläubiger einer durch den Zuſchlag erloſchenen Hypothek, 
daß die Hypothek beſtehen bleiben ſolle; Eintritt des Erſtehers in die 
mit der Hypothek verbundene perſönliche Verbindlichkeit, ohne daß es einer 
beſonderen hierauf gerichteten Vereinbarung bedarf. 
§ 91 Abſ. 2, 3 3G. 
Kammergericht Berlin, 6. Juli 1905. — Bd. 6 S. 152. 
Im Grundbuche von B. Bd. 128 Bl. Nr. 4801 ſtehen in Abt. III 
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Nr. 1, 2, 5 drei Hypotheken von zuſammen 180 000 Mark ſeit dem 27. Mai 
1903 auf Grund der Urkunde vom 24. April 1903 für die Beſchwerdeführerin 
mit 4 Prozent Zinſen und mit der Beſtimmung umgeſchrieben, daß ſich 
wegen der Kapitalien nebſt Zinſen der Eigentümer bei Eintritt der Fälligkeit 
der ſofortigen Zwangsvollſtreckung in der Weiſe unterworfen hat, daß fie 
gegen den jeweiligen Eigentümer zuläſſig fein fol. Das Grundſtück ijt gegen 
den früheren Eigentümer T. zwangsweiſe verſteigert worden. 

Auf Grund Zuſchlagsbeſchluſſes vom 19. Dezember 1904 iſt P. am 
15. Februar 1905 und ſodann auf Grund Auflaſſung vom 29. März der 
M. am 17. April 1905 als Eigentümer eingetragen worden. Im Kauf⸗ 
gelderbelegungstermin am 20. Januar 1905 kamen die drei Hypotheken auf 
den bar zu zahlenden Kaufpreis zur Hebung. Die Beſchwerdeführerin und der 
Erſteher P. vereinbarten aber in dieſem Termine, daß die drei Hypotheken 
„unter den bisherigen grundbuchlich eingetragenen Bedingungen unverändert 
beſtehen bleiben ſollten“. Infolgedeſſen gelangte das auf die Hypotheken entfallene 
Bargebot nicht zur Auszahlung und erklärte der Vollſtreckungsrichter in dem 
zwecks Eintragung des Eigentums des Erſtehers und Berichtigung der Ein— 
tragungen in Abt. II und III an den Grundbuchrichter gerichteten Erſuchen 
vom 29. Januar 1905, die Hypotheken Abt. III Nr. 1, 2 und 5 von 
180 000 Mark blieben beſtehen. Am 6. Februar 1905 reichte die Beſchwerde⸗ 
führerin Ausfertigung einer notariellen Verhandlung vom 17. Januar 1905 
zu den Grundakten ein, in welcher zunächſt von dem Erſteher P. eine Sach⸗ 
darſtellung gegeben und ſodann erklärt wurde: 

Bezüglich der drei Hypothekenpoſten, welche im Kaufgelderbelegungstermine 
bar zu zahlen wären, treffe ich hierdurch mit der Gläubigerin, welche dieſer 
Verhandlung beitreten wird, die folgenden Vereinbarungen: Das Recht 
dieſer Hypotheken mit den Zinſen vom 20. Januar 1905 ab bleibt an 
dem bezeichneten Grundſtück beſtehen. Ich übernehme dieſelben unter den 
bisher, inſonderheit in der mir wohlbekannten Verhandlung vom 24. April 
1903, getroffenen Bedingungen als perſönlicher Schuldner und unterwerfe 
mich und meine Rechtsnachfolger im Eigentume des Pfandgrundſtücks für 
den Fall der Fälligkeit ſowohl wegen des Kapitals als der Zinſen und 
etwaiger Koſten der ſofortigen Zwangsvollſtreckung und zwar: mich ſelbſt 
ſowohl in mein ſonſtiges Vermögen als auch in das Pfandgrundſtück, 
meine Rechtsnachfolger aber in der Weiſe, daß die Zwangsvollſtreckung aus 
dieſer Urkunde gegen den jeweiligen Eigentümer des Pfandgrundſtücks 
zuläſſig fein fol .. . Ich bewillige und beantrage gemeinſchaftlich mit der 
Gläubigerin, die vorſtehend getroffenen Vereinbarungen in das Grundbuch 
einzutragen. 

Auf dieſe Ausfertigung iſt folgende notariell beglaubigte Erklärung der 

Beſchwerdeführerin nach der Koſtenrechnung geſetzt worden: 

Den vorſtehenden Erklärungen treten wir hiermit in allen Punkten ge⸗ 
nehmigend bei. H., den 25. Januar 1905. 

Den auf Grund dieſer Erklärungen von der Beſchwerdeſührerin geſtellten 
Eintragungsantrag hat das Amtsgericht abgelehnt, weil die Beſtimmungen, deren 
Eintragung begehrt werde, bereits eingetragen ſeien. 

In der hiergegen eingelegten Beſchwerde wurde geltend gemacht: Durch 
die Vereinbarung des Beſtehenbleibens fei gemäß § 91 3G. die perſönliche 
Schuld erloſchen und ſeien die Hypotheken zu Grundſchulden geworden; damit 
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dieſe wiederum zu Hypotheken würden, fei von dem Erſteher P. die perjönliche 
Verpflichtung für die Hypotheken übernommen worden. Dies müſſe einge⸗ 
tragen werden. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen mit der Begründung: 
Die Hypotheken ſeien vom Erſteher übernommen und ſie ſeien daher als 
ſolche beſtehen geblieben; die früheren Beſtimmungen ſeien abgeſehen von 
einigen geringfügigen Aenderungen, aufrecht erhalten und ſei deshalb nichts 
einzutragen. 

Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 

Gemäß § 90 Abſ. 1, § 91 Abſ. 1 BBG. erlöſchen durch den rechts— 
kräftigen Zuſchlag die Rechte, welche nicht nach den geſetzlichen (§ 52) oder 
den vereinbarten (§ 59) Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleiben ſollen. 
Nach § 91 Abſ. 2 bleibt jedoch ein Recht an dem Grundſtücke beſtehen, 
wenn dies zwiſchen dem Berechtigten und dem Erſteher vereinbart iſt und die 
Erklärungen entweder im Verteilungstermin abgegeben oder, bevor das Grund— 
buchamt um Berichtigung des Grundbuchs erſucht iſt, durch eine öffentlich 
beglaubigte Urkunde nachgewieſen werden. Die letztere Ausnahmebeſtimmung 
betrifft beſonders den Fall, daß es ſich um ein dem betreibenden Gläubiger 
nachſtehendes Recht handelt, das aus dem Bargebot zu decken iſt. Als 
Wirkung der Vereinbarung des Beſtehenbleibens des Rechtes beſtimmt der 
§ 91 Abſ. 3, daß ſich der durch Zahlung zu berichtigende Teil des Meiſtgebots 
um den Betrag vermindert, welcher ſonſt dem Berechtigten gebühren würde, 
und daß im übrigen die Vereinbarung wie die Befriedigung des Berechtigten 
aus dem Grundſtücke wirkt. In der Literatur und Rechtſprechung ſind für 
den Fall, daß ſich die Vereinbarung des Beſtehenbleibens, wie vorliegend, 
auf eine Hypothek bezieht, verſchiedene Meinungen darüber aufgeſtellt, welchen 
Einfluß nach den Beſtimmungen des § 91 Abſ. 2, 3 die Vereinbarung auf 
die der Hypothek zu Grunde liegende perſönliche Forderung ausübt. Nach 
der einen Meinung erliſcht die perſönliche Verbindlichkeit unter allen Umſtänden 
und dem Gläubiger ſteht nunmehr an Stelle der Hypothek nur noch eine 
Grundſchuld zu (Fiſcher-Schäfer, Anm. 5b zu § 91 des Zwangsverſteigerungs— 
geſetzes), nach einer anderen Meinung erſtreckt ſich die Wirkung der Verein: 
barung für ſich allein lediglich auf die dingliche Haftung des Grundſtücks, iſt 
der Uebergang der perſönlichen Verbindlichkeit auf den Erſteher nicht die 
geſetzliche Folge der Vereinbarung, muß vielmehr, wenn ein ſolcher Uebergang 
ſtattfinden ſoll, dies von den Beteiligten beſonders verabredet werden, iſt jedoch 
andererſeits bei Auslegung der Parteierklärung von dem Regelfall auszugehen, 
daß die Uebernahme der perſönlichen Verbindlichkeit durch den Erſteher in dem 
Willen der Beteiligten liegt (Rſproès G. Bd. 9 S. 140 Jäckel, Anm. 3 zu 
§ 91 3G., Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht Bd. 1 S. 932), und nach 
einer dritten Meinung geht zufolge der Vereinbarung mit der dinglichen 
Haftung zugleich auch die perſönliche Verbindlichkeit ohne weiteres auf den 
Erſteher über (Wolff, Anm. 3, 4 zu § 91 ZBG. Linckelmann in der JW. 
1903 S. 336). 

Das Kammergericht ſchließt ſich der letztgedachten Meinung an. 

Zuzugeben iſt, daß die Vorſchriſten des BBG., da fie das Verfahren 
des Zwangsverkaufs von Grundſtücken unter Berückſichtigung der darauf 
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ruhenden Laſten zu regeln beſtimmt find, im allgemeinen nur dingliche Rechte 
am Grundſtücke betreffen und dadurch die perſönlichen Rechte der Beteiligten 
gegen den Subhaſtaten oder Dritte, auch ſoweit ſie zu dinglichen Rechten in 
Beziehung ſtehen, nicht berührt werden. Dies gilt aber nicht ohne Ausnahme. 
Im § 57 werden über die Fortdauer von Miets⸗ und Pachtrechten Bes 
ſtimmungen getroffen und im § 53 ift verordnet, daß, wenn bei einer Hypothek, 
die beſtehen bleibt, der Schuldner zugleich perſönlich haftet, der Erſteher die 
Schuld in Höhe der Hypothek zu übernehmen hat. Die Begrenzung der 
Geſetzesregelung iſt daher im Zwangsverſteigerungsgeſetze nach der bezeichneten 
Richtung nicht derartig prinzipiell, dadaß durch eine Erſtreckung der Vorſchrift 
des § 91 Abſ. 2 auch auf die einem Rechte am Grundſtücke zu Grunde 
liegende perſönliche Verbindlichkeit ausgeſchloſſen wäre. Anderenteils kann auch 
daraus, daß im § 91 Abſ. 2 nicht eine gleiche Beſtimmung wie im § 53, 
bezüglich des Eintritts des Erſtehers in die perſönliche Schuld gegeben iſt, 
nicht entnommen werden, daß nach dem Willen des Geſetzes ein ſolcher Eintritt 
des Erſtehers nicht die Folge der Vereinbarung des Beſtehenbleibens einer 
Hypothek im Falle des § 91 Abſ. 2 fein ſoll. Der gemäß § 52 kraft 
Geſetzes erſolgende Eintritt des Erſtehers in eine in das geringſte Gebot 
fallende Hypothek könnte an ſich auf das dingliche Hypothekenrecht beſchränkt 
ſein, da die zu Grunde liegende perſönliche Forderung beſtehen bleibt. Nur aus 
Billigkeitsrückſichten (Denkſchriſt zu §S 53, Motive zum Entwurf) iſt im $ 53 dem 
Erſteher durch das Geſetz die Verpflichtung auferlegt, die perſönliche Schuld in 
gleicher Weiſe, wie ſolches bei Kaufverträgen über Grundſtücke üblich iſt, zu über⸗ 
nehmen, und es wird auch durch dieſe Uebernahme der perſönliche Schuldner noch 
nicht von ſelbſt befreit, vielmehr tritt gemäß § 53 Halbſ. 2 3VG., § 416 BGB. 
die Befreiung nur dann ein, wenn der Schuldner dem Hypothefengläubiger 
von der Schuldübernahme des Erſtehers Mitteilung macht und der Gläubiger 
die Schuldübernahme darauf genehmigt. Im Falle des Eintritts des Erſtehers 
in eine Hypothek nach Maßgabe des § 91 Abſ. 2 BBG. aber beruht der 
Eintritt nicht lediglich auf geſetzlicher Vorſchrift, ſondern auf Vertrag zwiſchen 
den Hauptbeteiligten, dem Gläubiger und dem Erſteher; es konnte daher der 
Geſetzgeber ſehr wohl davon ausgehen, daß die Vereinbarung des Beſtehen⸗ 
bleibens der Hypothek der Natur der Sache nach zugleich die vertragliche 
Grundlage für die Uebernahme der perſönlichen Schuld bilde und daher einer 
geſetzlichen Beſtimmung über den Uebergang auch der perſönlichen Schuld 
auf den Erſteher nicht bedürfe. Daß der Geſetzgeber auch tatſächlich von dieſer 
Erwägung ausgegangen iſt, daſür ſpricht weſentlich, daß zufolge der Beſtimmung 
im $ 91 Abſ. 3 Satz 2, wonach die Vereinbarung wie die Befriedigung 
des Berechtigten aus dem Grundſtücke wirkt, der perſönliche Schuldner in dieſem 
Falle befreit wird. Würde die Vereinbarung nicht ohne weiteres und rechts⸗ 
grundſätzlich die Folge haben, daß an die Stelle des bisherigen perſönlichen 
Schuldners ein anderer, nämlich der übernehmende Erſteher, trete, fo würde 
nunmehr die Hypothek ohne eine zu Grunde liegende perſönliche Schuld beſtehen. 
Die Hypothek ſetzt aber gemäß § 1113 BGB. begrifflich eine dem Hypo⸗ 
thekengläubiger zuſtehende perſönliche Forderung voraus, zu deren Befriedigung 
zufolge der Hypothekenbelaſtung eine beſtimmte Geldſumme aus dem Grundſtücke 
zu zahlen iſt. Die Meinung, es verwandle ſich zufolge der mit der Vereinbarung 
verbundenen Befreiung des perſönlichen Schuldners die Hypothek in eine 
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Grundſchuld, iſt abzulehnen. Das Geſetz kennt eine derartige Umwandlung 
einer Hypothek in eine Grundſchuld für den Gläubiger nicht. Allerdings kann 
nach § 1198 BGB. eine Hypothek in eine Grundſchuld umgewandelt werden; 
dazu iſt aber gemäß SS 877, 873 BGB. die Einigung des Gläubigers 
und des Eigentümers über den Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung 
in das Grundbuch erforderlich. Erliſcht die einer Hypothek zu Grunde liegende 
Forderung, fo wird die Hypothek gemäß SS 1163, 1177 BGB. zur Eigen⸗ 
tümergrundſchuld mit der Maßgabe, daß in Anſehung der Verzinslichkeit, des 
Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung und Zahlungsorts die für die 
Forderung getroffenen Beſtimmungen maßgebend bleiben. Wäre vom Geſetz— 
geber gewollt, daß entſprechend dieſen letzteren Vorſchriſten im Falle des § 91 
Abſ. 2 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes die Umwandlung einer Hypothek in 
eine Grundſchuld für den Gläubiger ſtattfinden ſolle, ſo hätte dies im Geſetze 
zum Ausdrucke gebracht werden müſſen. Der genannten analogen Anwendung 
würde auch ein nicht unerhebliches Moment in dem Umſtande entgegenſtehen, 
daß der § 139 des von der Kommiſſion zur Ausarbeitung des I. Entw. 
BGB. berufenen Kommiſſion im Jahre 1889 aufgeſtellten I. Entw. ZVG. 
bereits im weſentlichen gleichlautende Beſtimmungen wie im § 91 Abſ. 2, 3 
BBG. enthielt, daß aber nach den SS 1094 ff. des I. Entw. BGB. im 
Falle des Ueberganges der Hypothek auf den Eigentümer die perſönliche 
Forderung mit überging und die Eigentümerhypothek die Eigenſchaft einer 
Hypothek behielt; die nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche kraſt Geſetzes eintretende 
Umwandlung die Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld beruht auf Beſchlüſſen 
der ſpäteren II. Kommiſſion. — Ferner iſt aber die Umwandlung der 
Hypothek in eine Grundſchuld als Folge der in Rede ſtehenden Vereinbarung 
auch deshalb unannehmbar, weil das Recht am Grundſtück, deſſen Beſtehenbleiben 
vereinbart wird, dann doch nicht unverändert beſtehen bleiben würde. Die 
Hypothek iſt eine anders geartete Grundſtücksbelaſtung als die Grundſchuld. 
Es wäre daher ein Widerſpruch in ſich ſelbſt, wenn ſich trotz der Verein⸗ 
barung des Beſtehenbleibens die Hypothek in eine Grundſchuld verwandeln 
würde, und es würde dem Willen des Gläubigers widerſprechen, wenn die 
Hypothek, deren Beſtehenbleiben er vereinbart hat, durch eine Grundſchuld 
erſetzt würde. 

Weiter kommt in Betracht, daß, wenn die beregte Vereinbarung in der 
Tat das Erlöſchen der perſönlichen Forderung und die Umwandlung der Hypothek 
in eine Grundſchuld zur Folge hätte, die von den Vertretern der vorerwähnten 
zweiten Meinung zur Verhinderung dieſer Folge für geeignet erachtete beſondere 
Abrede der Uebernahme der perſönlichen Schuld durch den Eriteher in Wahrheit 
die genannte Wirkung nicht haben könnte. Denn würde die Uebernahme vor 
der in Rede ſtehenden Vereinbarung feſtgeſetzt, ſo würde dennoch durch die 
nachfolgende Vereinbarung die perſönliche Schuld, auch ſoweit der Erſteher 
in ſie eingetreten iſt, erlöſchen, und würde im Anſchluß an die Vereinbarung 
oder gar erſt einige Zeit ſpäter die Uebernahme der perſönlichen Schuld feſt— 
geſetzt, ſo würde die Uebernahme gegenſtandlos fein, da die perſönliche Schuld 
bereits durch die Vereinbarung zum Erlöſchen gebracht wäre; es könnte im 
letzteren Falle nur eine neue Forderung für die Hypothek konſtituiert werden. 
Auch waͤre es ſonderbar, daß ſich, je nachdem die Beteiligten bei dem fraglichen 
Vertragsſchluſſe lediglich der Worte des Geſetzes „Beſtehenbleiben der Hypothek“ 
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bedient oder noch etwas hinzugefügt hätten, was ſich als Uebernahme der 
perfönlichen Schuld deuten ließe, die Rechtsverhältniſſe der Hypothek weſentlich 
verſchieden geſtalten ſollten. Läßt der Hypothekengläubiger dem Erſteher, 
ſtatt von ihm Zahlung des auf die Hypothek zur Hebung gelangenden Betrags 
des Bargebots zu verlangen, die Hypotheken ſtehen, ſo will er, daß der Erſteher 
in die Hypothek in der Weiſe eintritt, daß dieſe unverändert bleibt und der 
Erſteher ihm ſowohl dinglich wie perſönlich haftet. 

Es iſt daher anzunehmen, daß, wenn das Recht an dem Grundſtücke, 
deſſen Beſtehenbleiben nach Maßgabe des § 91 Abſ. 2 ZVG. vereinbart 
wird, eine Hypothek iſt, dieſes Recht unverändert als „Hppothek“ beſtehen bleibt 
und daß zufolge der Vereinbarung rechtsgrundſätzlich der Erſteher nicht nur 
in die dingliche Haftung, ſondern auch, indem die Vereinbarung zugleich auch 
die Bedeutung einer Schuldübernahme durch den Vertrag des übernehmenden 
Dritten mit dem Gläubiger im Sinne des § 414 BGB. hat, in die perſönliche 
Verbindlichkeit eintritt, und zwar unter Befreiung des bisherigen perſönlichen 
Schuldners. Hiermit ſtimmt auch überein die in den Motiven zum Entwurfe 
BBG. für die Vorſchriften des jetzigen 8.91 Abſ. 3 gegebene Begründung. 
Es wird dort dargelegt: 

Die Tragweite des Vertrags beſchränke ſich nicht auf das verſteigerte 
Grundſtück und das Verhältnis der Vertragſchließenden untereinander. 
Müſſe dem Erſteher auch geſtattet werden, die Zahlung aus den Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe dadurch zu umgehen, daß ſie das Erlöſchen des Rechtes 
ausſchlöſſen, ſo müſſe doch, wenn, wie es regelmäßig der Fall ſei, ein per⸗ 
ſönlicher Schuldner oder auch noch ein Mitverpflichteter vorhanden ſei oder 
wenn ein Dritter für den Fall der Zahlung aus dem Grundſtücke dem 
bisherigen Eigentümer desſelben regreßpflichtig ſei, oder wenn für den 
Anſpruch des Berechtigten noch andere Grundſtücke hafteten, zum Schutze 
ſolcher berechtigter Intereſſen mit dem Vertrage, durch welchen das Erlöſchen 
des Rechts verhindert werde, dieſelben Wirkungen wie mit der Zahlung 
verbunden werden. Dies werde nach dem Vorgange von § 116 des 
Preußiſchen Geſetzes vom 13. Juli 1883 paſſend dahin ausgedrückt, daß 
die Vereinbarung wie eine im Wege der Zwangsverſteigerung aus dem 
Grundſtücke gewährte Befriedigung wirke. 

Daraus ergibt fic) zuvächſt, daß das Geſetz hinſichtlich der Wirkungen 
der Vereinbarung des Beſtehenbleibens der Rechte am' Grundſtücke die den 
Rechten etwa zu Grunde liegenden perſönlichen Verbindlichkeiten ganz beſonders 
in Betracht genommen hat. Die Tragweite der Vereinbarung ſoll ſich nicht 
auf das Verhältnis der Vertragſchließenden untereinander beſchränken, ſondern 
auch auf die in der Regel vorliegende perſönliche Verbindlichkeit Einfluß 
ausüben. Wenn dabei von Erlöſchen der perſönlichen Verbindlichkeit geſprochen 
wird, ſo hat dies nach dem ganzen Zuſammenhange nur die Bedeutung, daß 
in der Perſon des bisherigen Schuldners die perſönliche Verbindlichkeit erliſcht, 
daß dieſer Schuldner gleichwie durch Zahlung von der Schuld befreit wird; 
nicht iſt damit gemeint, daß die dem Rechte zu Grunde liegende perſönliche 
Forderung überhaupt untergehe und auch nicht gegen den in das Recht ein⸗ 
tretenden Erſteher fortbeſtehe. 

Sodann iſt aus der Bezugnahme auf das preußiſche Geſetz zu entnehmen, 
daß ſich der Geſetzgeber unter der Vereinbarung des Beſtehenbleibens des 
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Rechtes in der Hauptſache nichts anderes vorgeftellt hat, als die im § 116 
des Pr. Geſetzes geregelte Uebernahme der aus dem baren Kaufgelde zur 
Hebung kommenden Forderungen durch den Erſteher mit Einwilligung der 
betreffenden Gläubiger, welche ebenfalls wie eine aus dem Grundſtücke gewährte 
Befriedigung wirkte. Offenbar ging man davon aus, daß die Vereinbarung 
des Beſtehenbleibens, wie dies auch tatſächlich der Fall iſt, hauptſächlich bei 
Hypotheken vorkommen werde, und man wollte zum Ausdrucke bringen, daß, 
wie nach dem preußiſchen Geſetze, durch die Vereinbarung unter Befreiung 
des bisherigen perſönlichen Schuldners der dinglichen und der perſönlichen 
Haftung aus der Hypothek in der Perſon des Erſtehers Fortdauer gegeben 
werden könne. An Stelle des Wortes „Uebernahme“ im preußiſchen Geſetz 
iſt wohl nur deshalb „Vereinbarung des Beſtehenbleibens“ geſetzt worden, 
weil die Zuläſſigkeit der Vereinbarung nicht auf „Forderungen“ beſchränkt, 
ſondern entſprechend der geſetzlichen Uebernahme der in das geringſte Gebot 
fallenden Rechte im § 52 3G. und der Zulaſſung der Kaufbedingung des 
Fortbeſtehens eines Rechtes im S 59, auf alle Rechte an dem Grundſtück 
erſtreckt wurde. Daß aber die praktiſch fic) als ein ganz einfacher Rechts vor— 
gang geſtaltende Uebernahme einer Hypothek zufolge des Gebrauchs der Worte 
„Vereinbarung des Beſtehenbleibens“ zu einer überhaupt nicht oder doch 
nur durch beſondere Abrede der Uebernahme der perſönlichen Schuld zu 
verhindernden Umwandlung der Hypothek in eine Grundſchuld führen ſolle, 
hat man nicht entfernt beabſichtigt; ſonſt wäre jedenfalls irgendwie darauf 
hingewieſen worden. 

Hiernach iſt vorliegend zufolge der zwiſchen der Beſchwerdeführerin und 
dem Erſteher P. im Kaufgelderbelegungstermin am 20. Januar 1905 ge— 
troffenen Vereinbarung, daß die in Rede ſtehenden drei Hypotheken unter den bis⸗ 
herigen grundbuchlich eingetragenen Bedingungen unverändert beſtehen bleiben 
ſollten, der Erſteher hinſichtlich der drei Hypotheken ſowohl in die dingliche 
Haftung als auch an Stelle des bisherigen perſönlichen Schuldners in das 
der Hypothek zu Grunde liegende Schuldverhältnis eingetreten, die Hypotheken 
find als ſolche beſtehen geblieben und die Hypothefenforderungen find nicht 
untergegangen, ſondern nur der perſönliche Schuldner hat gewechſelt. Der 
Erſteher P. iſt ohne weiteres der perſönliche Schuldner der Beſchwerdeführerin 
geworden. 

Bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage haben die Vorinſtanzen mit Recht ab— 
gelehnt, auf Grund der am 6. Februar 1905 dem Grundbuchamt einge— 
reichten Urkunde vom 17.) 25. Januar 1905 eine Eintragung bei den drei 
Hypotheken vorzunehmen. Der Inhalt des Hypothekenrechts iſt weder durch 
die Vereinbarung in dem Kaufgelderbelegungstermine noch in der genannten 
Urkunde geändert, insbeſondere haben auch die Verzinſungs- und die Zahlungs— 
bedingungen keine Aenderung erfahren. Auch die Unterwerfung unter die 
ſofortige Zwangsvollſtreckung hat denſelben gegenſtändlichen Umfang. Aller⸗ 
dings enthält die Urkunde neben der Wiederholung der im Kaufgelderbe— 
legungstermin erklärten Vereinbarung des Beſtehenbleibens der drei Hypotheken 
noch die ausdrückliche Erklärung des Erſtehers P., daß er die Hypotheken 
unter den bisher getroffenen Bedingungen als perſönlicher Schuldner über⸗ 
nehme. Dieſe Schuldübernahmeerklärung iſt aber einesteils überflüſſig, weil 
der Erſteher P. bereits zufolge der Vereinbarung im Kaufgelderbelegungstermine 
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perſönlicher Schuldner der Hypothekenforderungen geworden iſt, und anderen: 
teils iſt für die Eintragung des Wechſels des perſönlichen Schuldners der 
Hypothekenforderungen kein Raum, da durch die Schuldübernahme das Weſen 
der den Hypotheken zu Grunde liegenden Forderungen nicht geändert wird und 
die Bezeichnung des perſönlichen Schuldners der Hypothekenforderungen nicht 
in das nur zur Aufnahme dinglicher Rechte beſtimmte Grundbuch gehört (zu 
vergl. § 1115 BGB.). Die Beſchwerdeführerin will freilich die in der Ur⸗ 
kunde enthaltenen Erklärungen dahin aufgefaßt wiſſen, daß die vermeintlich 
durch die beregte Vereinbarung im Kaufgelderbelegungstermine zu Grundſchulden 
gewordenen drei Hypotheken wieder in wirkliche Hypotheken für die früheren 
Forderungen umgewandelt werden ſollten. Allein auch wenn die Erklärungen 
in dieſem Sinne zu verſtehen fein würden, könnte daraufhin doch eine Ein— 
tragung nicht erfolgen; denn die Annahme, daß die Vereinbarung im Kauf⸗ 
gelderbelegungstermine die Umwandlung der Hypotheken in Grundſchulden zur 
Folge gehabi habe, iſt nach obigen Ausführungen unzutreffend, die Hypotheken 
ſind als ſolche beſtehen geblieben. Es würde alſo die angebliche Erklärung 
der Umwandlung der Grundſchulden in Hypotheken des tatſächlichen Gegen⸗ 
ſtandes entbehren. 

Soweit aber der nochmalige Vermerk der bereits eingetragenen, den Inhalt 
des Hypothekenrechts beſtimmenden Momente begehrt wird, iſt die Eintragung 
deshalb unſtatthaft, weil Ueberflüſſiges in das Grundbuch nicht aufzunehmen 
iſt (Jahrb. d. Entſch. d. KG. Bd. 28 A 146). 

Bemerkt wird übrigens, daß, wenn ſich wirklich die Hypotheken in Grund⸗ 
ſchulden verwandelt hätten und dieſe Grundſchulden wieder in Hypotheken 
umgewandelt werden ſollten, zu der Umwandlung die Umwandlungserklärung 
des Erſtehers P. und die Einwilligung der Beſchwerdeführerin allein nicht 
genügen würden; denn ſeit dem 17. April 1905 iſt der Kaufmann M. als 
Eigentümes des Grundſtücks eingetragen und mithin würde es ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung zu der Umwandlung bedürfen. 


Nachweis der Befugnis ausländiſcher Teſtamentsvollſtrecker zur Verfügung 

über ein zum Nachlaß eines Ausländers gehörendes, im Inlande belegenes 

Grundſtück gegenüber dem Grundbuchamte. Erfordernis eines Zeugniſſes 

des Nachlaßgerichts, wenn die Ernenunng der Teſtameutsvollſtrecker nicht 
in einer öffentlichen Urkunde enthalten iſt. 


§ 36 GBO., §§ 2368, 2369 BGB. 
Oberlandesgericht Hamburg, 10. Juli 1905. — Bd. 6 S. 160. 


Die Beſchwerdeführer haben ein Grundſtück, das auf Namen des britiſchen 
Staatsangehörigen J. M. im Grundbuch eingetragen ſteht, nach deſſen am 
18. Dezember 1902 in B. erfolgtem Tode an L. aufgelaſſen und verlangen 
mit dieſem gemeinſam deſſen Eintragung als Eigentümer. Zu ihrer Legitimation 
haben fie fic) auf ein von dem Erblaſſer in England vor zwei Zeugen er⸗ 
richtetes Privatteſtament bezogen, in welchem ſie gemeinſam mit dem angeblich 
jetzt von ſeinem Amte zurückgetretenen M. zu Teſtamentsvollſtreckern eingeſetzt 
ſind. Das Grundbuchamt hat die Eintragung beanſtandet und den Antrag⸗ 
ſtellern auferlegt, durch ein Zeugnis des zuſtändigen deutſchen Nachlaßgerichts 
den Nachweis zu erbringen, daß die Veräußerer des Grundſtücks zur Verſügung 
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über die inländiſchen Nachlaßgegenſtände M.s als Teſtamentsvollſtrecker bes 
rechtigt ſeien. Die dagegen eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht unter 
Hinweis auf § 36 Abſ. 2 GBO. und der SS 2368, 2369 BGB. als 
unbegründet zurückgewieſen. Hiergegen iſt jetzt die weitere Beſchwerde eingelegt, 
welche damit begründet wird, daß ſich der § 36 Abſ. 2 GBO. nur auf 
deutſche Teſtamentsvollſtrecker beziehen könne, daß mithin der Grundbuchrichter 
die Frage, ob das vorgelegte Teſtament nach engliſchem Rechte die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker als ſolche ausweiſe, ſelbſt zu prüfen habe, und daß zu Bedenken 
bezüglich der Legitimation der Teſtamentsvollſtrecker kein Anlaß vorliege. 

Das Oberlandesgericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt aus 
folgenden Gründen: 

Nach § 29 GBO. ſoll eine Eintragung im Grundbuche nur erfolgen, 
wenn nicht nur die dazu erforderlichen Erklärungen ſondern auch die anderen 
Vorausſetzungen der Eintragung durch öffentliche Urkunden nachgewieſen werden. 
Zu dieſen Vorausſetzungen gehört, wenn der eingetragene Berechtigte verſtorben 
iſt, die Legitimation ſeines Rechtsnachfolgers oder des ſonſt zur Verfügung 
Befugten, für welche die maßgeblichen Beſtimmungen im § 36 GBO. ge: 
troffen ſind. Nach dieſen kann der Nachweis der Erbfolge nur durch einen 
Erbſchein, der Ausweis des Teſtamentsvollſtreckers zur Verfügung über einen 
Nachlaßgegenſtand nur durch ein im S 2368 BGB. vorgeſehenes Zeugnis 
geführt werden, es ſei denn, daß eine in einer öffentlichen Urkunde enthaltene 
Verfügung von Todeswegen den Nachweis klar erbrächte. Da ein öffentlich 
beurkundetes Teſtament des Erblaſſers nicht vorliegt, ſo bedarf es alſo nach 
§ 36 Abſ. 2 GBO. eines vom zuſtändigen Nachlaßgerichte dem Vollſtrecker 
erteilten Zeugniſſes. Daß dieſer Paragraph auf ausländiſche Teſtaments— 
vollſtrecker keine Anwendung fände, iſt eine Annahme der Beſchwerdeführer, 
die in den Geſetzen keine Stütze findet, vielmehr einem Grundgedanken der 
Geſetzgebung widerſpricht. Denn dieſe weiſt die Prüfung der Erbberechtigungen 
und der ſonſtigen Rechte an einem Nachlaſſe grundſätzlich dem Nachlaß: 
gerichte zu (SS 2353 ff. BGB.), während es den Grundbuchrichter von folder 
Prüfung entlaſtet und ihm lediglich zur Pflicht macht, die obenbezeichneten 
Zeugniſſe zu verlangen. Wollte man die Vollſtrecker eines ausländiſchen 
Nachlaſſes von der Vorſchrift des S 36 GBO., daß fie ihre Befugnis nur 
durch ein Zeugnis laut § 2368 BGB. nachweiſen können, ausnehmen, fo 
würde man ſie nicht allein vor dem inländiſchen Teſtamentsvollſtrecker bevor— 
zugen, ſondern man würde auch dem Grundbuchrichter eine Aufgabe aufbürden, 
die aus dem Rahmen der ihm überwieſenen Geſchäfte herausfiele und von 
ihm nicht wohl geleiſtet werden kann, da es ihm an den geſetzlichen Mitteln 
zur Erhebung der nötigen Beweiſe, wie fie § 2358 BGV. dem Nachlaß— 
gerichte gewährt, vollſtändig gebricht. 

Richtig iſt nun allerdings, daß für einen ausländiſchen Nachlaß im ganzen 
ein deutſches Nachlaßgericht nicht vorhanden iſt, weil ſolche Nachläſſe, abgeſehen 
von den im GG. z. BGB. Art. 25, 29, 31, 9 vorgeſehenen, hier nicht 
vorliegenden Ausnahmefällen, dem deutſchen Rechte nicht unterliegen. Aber 
das Geſetz hat nichts deſtoweniger für Fälle der vorliegenden Art Fürſorge 
getroffen, damit eine im Grundbuchverkehr erforderte Beſcheinigung erteilt 
werden kann. Denn wie ſchon das Landgericht zutreffend auseinandergeſetzt 
hat, iſt die Vorſchrift des S 2369 BGB., daß beim Fehlen eines zuſtändigen 
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deutſchen Nachlaßgerichts für inländiſche Nachlaßgegenſtände ein nur auf dieſe 
bezüglicher Erbſchein verlangt werden kann, nach § 2868 Abſ. 3 entſprechend 
auch auf das dem Teſtamentsvollſtrecker zu erteilende Zeugnis anzuwenden. 
Ein ſolches, allein auf die Verfügung über die inländiſchen Nachlaßgrundſtücke 
bezügliches Zeugnis, wie es das Grundbuchamt auch lediglich verlangt hat, 
können daher die Teſtamentsvollſtrecker von dem zuſtändigen Nachlaßgericht 
erfordern. Zuſtändig aber iſt nach § 73 Abſ. 3 FGG., wenn der Erblaſſer 
Ausländer war und zur Zeit des Erbfalls im Inlande keinen Wohnſitz hatte, 
das Gericht ſeines inländiſchen Aufenthalts; hatte er damals auch ſeinen 
Aufenthalt im Inlande nicht, ſo iſt jedes Gericht, in deſſen Bezirke ſich 
Nachlaßgegenſtände befinden, in Anſehung aller inländiſchen Nachlaßgegenſtände 
zuſtändig. 


Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung 
einer Hypothek. Pflicht des Antragſtellers, ſeinerſeits für die zur Ein⸗ 
tragung der Vormerkung erforderliche Vorlegung des Hypothekenbriefs zu 
ſorgen. 
§ 1179 BGB., $$ 42, 62 GBO. 


Kammergericht Berlin, 6. September 1905. — Bd. 6 S. 164. 


S. hat für die Beſchwerdeführerin die Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek in das Grundbuch bewilligt und beantragt und gleichzeitig ſich ver⸗ 
pflichtet, „die voreingetragenen Hypotheken löſchen zu laſſen, wenn und ſoweit 
ſich dieſelben mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigen“, auch bewilligt 
und beantragt, daß für die Beſchwerdeführerin „zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Löſchung eine Vormerkung in das Grundbuch eingetragen wird“. 

Die Sicherungshypothek iſt eingetragen; dagegen iſt die Eintragung der 
Vormerkung vom Amtsgericht abgelehnt worden, weil die der Beſchwerde⸗ 
führerin mit mehrwöchiger Friſt aufgegebene Einreichung der Hypothekenbriefe 
über dieſe Poſten nicht erfolgt war. Die Beſchwerde iſt vom Landgericht zurück⸗ 
gewieſen worden. 

Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verjagt aus 
folgenden Gründen: 

Zunächſt wird von den Vorinſtanzen mit Recht angenommen, daß die 
Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs anf Löſchung 
einer Hypothek auch auf dem über die betroffene Hypothek gebildeten Hypotheken⸗ 
briefe zu vermerken iſt; dies wird in dem Beſchluſſe des Kammergerichts vom 
19. November 1900 (Jahrb. 21 A, 175 ff.) in eingehender Begründung 
— an welcher durchweg feſtzuhalten ijt — aus § 62 GBO. in Verbindung 
mit § 1179 BGB. hergeleitet und anſcheinend auch von der Beſchwerde⸗ 
führerin ſelbſt jetzt nicht mehr in Frage gezogen. Die Eintragung der be⸗ 
anſtandeten Vormerkungen darf alſo gemäß § 42 Abſ. 1 Satz 1 G80. 
nur erfolgen, wenn die Hypothekenbriefe zu den vorhergehenden Poſten vor⸗ 
gelegt werden, und die Entſcheidung über die Beſchwerde ſpitzt ſich in der 
Haupſache darauf zu, ob die Beſchwerdeführerin, welche zur Vorlegung der 
Hypothekenbriefe außer Stande zu ſein erklärt hat, von dem Grundbuchamte 
verlangen darf, daß dieſe Behörde die Beſitzer der Hypothekenbriefe zu deren 
Vorlegung anhält. Dies haben die Vorinſtanzen mit Recht verneint; denn 
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nur für die (hier nicht in Frage kommenden) Fälle des § 54 Abſ. 1 und 
des § 42 Abſ. 1 Satz 2 ſowie des § 54 Abſ. 2 GBO. ijt aus beſonderen 
Gründen die Anordnung einer ſolchen Vorlegung zur Pflicht des Grundbuch⸗ 
amts gemacht. 

Im übrigen, und insbeſondere für einen Fall, wie er hier vorliegt, in 
welchem es ſich lediglich um angebliche privatrechtliche Anſprüche der Beſchwerde⸗ 
führerin gegen die Hypothekenbriefbeſitzer handelt, kann eine Pflicht des Grund— 
buchamts zur Anordnung der Vorlegung der Hypothekenbriefe den Briefbe- 
ſitzern gegenüber nicht anerkannt werden, und es iſt auch nicht zu erſehen, 
wie dieſe Vorlegung erzwingbar wäre. Aus der kammergerichtlichen Entſcheidung 
vom 2. Februar 1908 (Jahrbuch 26 A, 161 ff.) iſt etwas Gegenteiliges 
nicht herzuleiten; dort iſt nur der zutreffende Satz aufgeſtellt und begründet, 
daß es der Zuſtimmung der Hypothekengläubiger zu der Vormerkungseintragung 
nicht bedürfe. Der weitere Umſtand, daß in jenen Fällen das Grundbuchamt 
die Briefbeſitzer zur Einreichung der Hypothekenbriefe aufgefordert hatte, iſt 
an und für ſich belanglos und auch von dem Kammergerichte nicht beſonders 
gewürdigt. 

Die Berufung der Beſchwerdeführerin auf den § 896 BGB. iſt, wie 
das Landgericht mit Recht ausführt, völlig unzutreffend. Dieſe Vorſchrift 
ermöglicht es gerade demjenigen, zu deſſen Gunſten eine Grundbuchberichtigung 
erfolgen ſoll, von dem Beſitzer des Hypothekenbriefs deſſen Vorlegung an das 
Grundbuchamt zu fordern. 


Unzuläſſigkeit der Aenderung einer auf weitere Beſchwerde ergangenen 
Entſcheidung durch das Gericht, welches die Entſcheidung erlaſſen hat, 
auch wenn es die Eutſcheidung nachträglich für ungerechtfertigt erachten ſollte. 


. § 18 366, 
Oberlandesgericht Hamburg, 8. November 1905, — Bd. 6 S. 167, 


In der Vormundſchaftsſache, betreffend die minderjährigen Kinder des R., 
war über die weitere Beſchwerde der Mutter durch Beſchluß des Ferienſenats 
des Oberlandesgerichts vom 4. September 1905 entſchieden worden. Der 
geſchiedene Ehemann der Mutter hat ſodann gegen dieſen Beſchluß bei dem 
Oberlandesgerichte Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, die frühere Ent: 
ſcheidung zu ändern. Die Beſchwerde iſt von dem Oberlandesgericht als 
unzuläſſig zurückgewieſen aus folgenden Gründen. 

Mit der weiteren Beſchwerde der Antragſtellerin (der Mutter), worüber 
der jetzt vom Antragsgegner (dem Ehemann) angefochtene Beſchluß des 
Ferienſenats vom 9. September 1905 entſchieden hat, find die den Bee 
teiligten zuſtehenden Rechtsmittel der Beſchwerde und der weiteren Beſchwerde 
erſchöpft und es iſt deshalb die nunmehrige Beſchwerde des Antragsgegners 
mit dem Antrag auf Abänderung dieſes Beſchluſſes des Ferienſenats unzu— 
läſſig. Insbeſondere geht auch der § 18 FGG. nur inſofern über den 
§ 571 ZPO. hinaus, als innerhalb des Inſtanzenzugs das Gericht nicht 
nur auf erhobene Beſchwerde, ſondern auch ohne Beſchwerde von Amts wegen 
feine frühere, inzwiſchen als unrichtig erkannte Verfügung abändern darf: 
nicht aber iſt das Oberlandesgericht befugt, ſeine auf das letzte zuſtändige 
Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde ergangene Verfügung abzuändern. Eine 
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darüber hinausgehende Auslegung des § 18 dahin, daß, abgeſehen von dem 
Falle der ſofortigen Beſchwerde, auch das Oberlandesgericht ſtets und jederzeit 
ſeine frühere Entſcheidung abändern könne, würde in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit die erforderliche Sicherheit einer dauernden endgültigen Erledigung 
ausſchließen. Dies kann aber nicht die Meinung des Geſetzes ſein. 


Befugnis einer wegen Trunkſucht entmündigten Perſon, in einer ihren 

Unterhalt betreffenden Angelegenheit durch einen ohne Mitwirkung ihres 

Vormundes bevollmächtigten Rechtsanwalt beim Vormundſchaftsgerichte 

vorſtellig zu werden und gegen die Entſcheidung das Beſchwerderecht 
auszuüben. 


§ 59 56G. 
Kammergericht Berlin, 21. September 1905. — Bd. 6 S. 168. 


Der wegen Trunkſucht entmündigte Z. lebt mit ſeiner Ehefrau in all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft. Der Rechtsanwalt M. hat auf Grund der ihm 
erteilten Vollmacht beim Vormundſchaftsgericht beantragt, 

a) den Vormund anzuweiſen, über das gütergemeinſchaftliche Vermögen 
der Z.ſchen Eheleute und über deſſen mündelſichere Anlage Rechnung zu 
legen und ſeinem Mündel die Hälfte der Zinſen des gütergemeinſchaftlichen 
Vermögens in vierteljährigen Raten auszuantworten, 

b) darüber Beſchluß zu faſſen, ob und wieviel der Vormund von den 
Zinſen an den Mündel zur Beſtreitung ſeiner Exiſtenz zu zahlen hat. 

Er hat dabei darauf hingewieſen, daß ſein Auftraggeber keine Exiſtenzmittel 
habe und deshalb Eile geboten ſei. 

Das Amtsgericht hat die geſtellten Anträge ſachlich erledigt, den Rechts: 
anwalt M. jedoch mit ihnen koſtenpflichtig abgewieſen, weil die ihm vom, 
Mündel ohne Mitwirkung des Vormundes erteilte Vollmacht rechtsunwirkſam 
ſei. Das Landgericht hat die von M. wegen des Koſtenpunkts dagegen ein: 
gelegte Beſchwerde auf Kojten des Beſchwerdeführers zurückgewieſen. Es tritt 
dem Amtsgerichte bei, weil es ſich bei den geſtellten Anträgen lediglich um 
die Verwaltung des Mündelvermögens gehandelt habe. Rechtsanwalt M. hat 
gegen den Beſchluß die weitere Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, die 
Koſten niederzuſchlagen oder dem Mündel aufzuerlegen. 

Das Kammergericht hat darauf die Koſtenentſcheidungen der Vorder⸗ 
gerichte aufgehoben und die in Anſatz gebrachten Koſten niedergeſchlagen aus 
folgenden Gründen: 

Die vom Beſchwerdeführer ſeinen Anträgen beigefügte, aber von den 
Vorinſtanzen rechtsirrtümlich nicht berückſichtigte Begründung läßt erkennen, 
daß es fic) für den Mündel nicht ſowohl um die Verwaltung ſeines Ver- 
mögens als vielmehr um feinen Unterhalt, alſo um eine ſeine Perſon be: 
treffende Angelegenheit handelte. In ſolchen Angelegenheiten aber, welche 
das Vermögen und zugleich die Perſon des Mündels betreffen 1), wird man 
ihm nach § 59 FGG. ein ſelbſtändiges Vorſtellungs- und Beſchwerderecht 
ohne Mitwirkung des Vormundes gewähren müſſen (zu vergl. Rausnitz, 
Anm. 4 zu § 59; Dorner, Anm. 2c). Der Mündel war danach aud 


1) Zu vergl. Entſch§ G. 4, 193. 
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befugt, dem Rechtsanwalte M. Vollmacht zu ſeiner Vertretung in dieſer Angelegen⸗ 
heit zu erteilen, ſo daß es ſich nur fragen kann, ob die Koſten ihm aufzuerlegen 
ſind oder außer Anſatz zu bleiben haben. Letzteres hat aber gemäß § 95 
PrGͤKG., welcher auch für die Beſchwerdeinſtanzen gilt (Mügel, Anm. 6 
dazu), hierſelbſt für den Fall zu geſchehen, daß die geſtellten Anträge un- 
gerechtfertigt geweſen fein ſollten, während anderenfalls der § 7 Abſ. 2 
und der § 9 Abſ. 2 ebenda mit dem gleichen Erfolge Platz greifen. 


Formgültigkeit eines eigenhändig geſchriebenen und unterſchriebenen, als 

Erbvertrag bezeichneten gemeinſchaftlichen Teſtaments, auch wenn die 

Teſtamentsurkunde nicht den Willen des Ehegatten, ein Teſtament zu 

errichten, zum Ausdrucke bringt und zugleich die Erklärungen dritter 
Perſonen enthält. 


| § 140, § 2231 Nr. 2, 8$ 2267, 2276 BGB, 
Kammergericht Berlin, 5. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 169, 


V. war in erſter Ehe mit der im Jahre 1866 verſtorbenen K. ver= 
heiratet geweſen. Er hatte mit der einzigen aus dieſer Ehe hervorgegangenen 
Tochter Anna V. geſchichtet und ſich am 23. Oktober 1869 mit der E. 
wiederverheiratet, ohne einen Ehevertrag zu errichten. In der zweiten Ehe 
waren zwei Kinder geboren, die indes bald nach der Geburt wieder verſtorben 
waren. 

Am 16. März 1903 trafen V., ſeine Tochter erſter Ehe und ſeine 
zweite Ehefrau eine privatſchriftliche Vereinbarung in der Weiſe, daß V. mit 
der Ueberſchrift „Erbvertrag“ die Vereinbarung niederſchrieb und ſie am 
Schluſſe unter der Orts- und Zeitangabe „H., den 16. März 1903“ mit 
ſeinem Namen unterzeichnete, daß hierunter die Ehefrau V. den eigenhändigen 
Vormerk ſetzte: 

Dieſen unſern gemeinſchaftlichen Erbvertrag, welcher von meinem Ehe— 
manne ſelbſt verfaßt und niedergeſchrieben iſt, habe ich ſelbſt durchgeleſen 
und für richtig befunden. Ich vollziehe denſelben hiermit wie folgt: 

H., den 16. März 1903. 

V., geb. E. 

und daß ſchließlich die unverehelichte Anna V. einen ebenſolchen eigenhändigen 
Vermerk hinzufügte. Der ſogenannte „Erbvertrag“ beginnt mit den ein— 
leitenden Worten: „Zwiſchen den drei Endesunterzeichneten iſt nachſtehender 
Erbvertrag verabredet und geſchloſſen worden“ und enthält ſodann eine Reihe 
von Verordnungen der einzelnen Vertragſchließenden für ihren Todesfall. 
Insbeſondere beſtimmte im § 3 die Ehefrau V. für ihren Todesfall, daß ihr 
Ehemann ihren ganzen Nachlaß erhalten ſolle. 

Am 5. April 1905 ſtarb die Ehefrau V., und nachdem am 6. Mai 
1905 der Erbvertrag in dem den SS 2300, 2273 BGB. entſprechenden 
Umfange verkündet worden war, gab der Ehemann V. zum gerichtlichen 
Protokolle vom 11. Mai 1905 eine Erbeslegitimationserklärung ab, in der 
er die Anſicht vertrat, daß der als ſolcher ungültige Erbvertrag als von ihm 
und ſeiner Ehefrau errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament wirkſam ſei, und 
beantragte die Ausſtellung eines Erbſcheins. Das Amtsgericht gab dem 
Antrage ſtatt und erteilte ihm unter dem 18. Mai 1905 einen Erbſchein 
dahin, daß ſeine Ehefrau ihn als alleinigen Erben hinterlaſſen habe. 

Blätter f. Rechtspfl. LV. N. F. XXXV. Freiw. Gerichtsbark. 4 


se 50 mes 


Zum gerichtlichen Protokolle vom 19. und 29. Juni 1905 erklärte 
dagegen die Ehefrau H., eine Bruderstochter der Erblaſſerin, daß der Erb⸗ 
vertrag auch als gemeinſchaftliches Teſtament der Eheleute V. nicht aufrecht⸗ 
zuerhalten und daher die geſetzliche Erbfolge eingetreten ſei. Sie bat, ihr 
einen gemeinſchaftlichen Erbſchein des Inhalts zu erteilen, daß Frau V. von 
ihrem Ehemanne zu ½, von ihren namentlich bezeichneten anderen geſetzlichen 
Erben zur anderen Hälfte beerbt worden ſei. 

Nach Anhörung des Ehemanns V., welcher eidesſtattlich verſicherte, daß 
die einzelnen Teile des Erbvertrags von den unterzeichneten Perſonen (ihm, 
ſeiner Ehefrau und ſeiner Tochter) eigenhändig geſchrieben worden ſeien, und 
welcher als den Zweck des Erbvertrags außer den Erbeinſetzungen die Sicherung 
ſeiner Tochter vor eigenen Unvorſichtigkeiten bezeichnete, lehnte das Amtsgericht 
den Antrag der Ehefrau H. ab. 

Gegen dieſen Beſchluß legte Frau H. Beſchwerde ein. Sie führte aus, 
daß der eigenhändige Vermerk der Erblaſſerin keinesfalls die Formvorſchrift 
des § 2267 BGB. erfülle, weil er nicht die ausdrückliche Erklärung enthalte, 
daß ſie den Erbvertrag als Teſtament gelten laſſen wolle. Das Amtsgericht 
überſehe jedoch auch, daß die im § 1 des Erbvertrags vorgenommene Vermögens⸗ 
auseinanderſetzung unzweideutig zur „Grundlage“ der folgenden Beſtimmungen 
gemacht worden ſei, und es ſei deshalb von vornherein anzunehmen, daß bei Kennt⸗ 
nis der Ungültigkeit dieſer Auseinanderſetzung auch die in den §§ 2, 3, 5 ge 
troffenen Anordnungen, namentlich die der Ehefrau V., nicht erlaſſen worden waͤren. 

Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt 
und dabei in den Gründen folgendes ausgeführt:“ 

Nach dem Wortlaute des § 2267 BGB.: 

Zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments nach § 2231 Nr. 2 
genügt es, wenn einer der Ehegatten das Teſtament in der dort vorge⸗ 
ſchriebenen Form errichtet und der andere Ehegatte die Erklärung beifügt, 
daß das Teſtament gelten ſolle. Die Erklärung muß unter Angabe des 
Ortes und Tages eigenhändig geſchrieben und unterſchrieben werden. 

könnte es allerdings ſcheinen, als gehöre es zur Form des gemeinſchaftlichen 
holographiſchen Teſtaments, daß in der Erklärung des beitretenden Ehegatten 
der Wille, letztwillig zu verfügen, irgendwie zum Ausdrucke komme. Allein 
eine Vergleichung mit § 2231 Nr. 2 ergibt, daß dieſe Auffaſſung dem Sinne 
des Geſetzes nicht entſpricht. Nach S 2231 Nr. 2: 
Ein Teſtament kann in ordentlicher Form errichtet werden: 
2) durch eine von dem Erblaſſer unter Angabe des Ortes und Tages: 
eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung. 
erfordert das eigenhändige Einzelteſtament zur Formgültigkeit nichts, als daß 
der Erblaſſer ſeine Erklärung mit Orts- und Zeitangabe eigenhändig ſchreibt 
und unterſchreibt. Ob in dieſer Erklärung eine letztwillige Verfügung erblickt 
werden kann, iſt nicht für die formelle, ſondern nur für die materielle Wirk⸗ 
ſamkeit des Teſtaments von Belang. Schreibt daher der Erblaſſer in der 
Form des S 2231 Nr. 2 einen Erbvertrag nieder, fo muß hierin eine 
gültige letztwillige Verfügung gefunden werden, wenn anzunehmen iſt, daß 
der Erblaſſer bei Kenntnis der Nichtigkeit des Erbvertrags deren Geltung 
gewollt haben würde. Denn die wegen Formmangels nichtige erbvertragliche 
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Erklärung entſpricht den an die Form des eigenhändigen Einzelteſtaments zu 
ſtellenden Anforderungen (zu vergl. SS 2276, 140 BGB.; Strohal, Erb: 
recht, Bd. 1 § 45 Anm. 74, 8, Aufl. S. 380; Hellwig, Verträge auf 
Leiſtung an Dritte, S. 595 Anm. 218). Nicht anders verhält es ſich 
aber mit dem eigenhändigen gemeinſchaftlichen Teſtamente. Auch bei dieſem 
iſt es für die Form gleichgültig, ob die Erklärungen des errichtenden und 
des beitretenden Ehegatten den Ausdruck des Willens enthalten, eine letzt— 
willige Verfügung zu treffen. Errichtet der eine Ehegatte in der Form des 
§ 2231 Nr. 2 einen Erbvertrag und fügt der andere Ehegatte eine unter 
Orts⸗ und Zeitangabe eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung 
bei, die ſeine Zuſtimmung zu dem Erbvertrag außer Zweifel ſtellt, ſo liegt 
eine gemeinſchaftliche Erklärung beider Ehegatten vor, welche den im § 2267 
BGB. für ein gemeinſchaftliches Teſtament gegebenen Formvorſchriften genügt 
und deswegen gemäß § 140 daſelbſt als Teſtament aufrecht erhalten werden 
muß, wenn anzunehmen iſt, daß die Ehegatten ihre vertraglichen Erklärungen 
bei Kenntnis der Nichtigkeit (SS 125, 2276 BGB.) als letztwillige gewollt 
haben würden. Daß im § 2267 BGB. nicht weitergehende formelle Er— 
forderniſſe aufgeſtellt worden find als im § 2231 Nr. 2 daſelbſt, hat das 
Kammergericht wiederholt ausgeſprochen (zu vergl. Jahrb. 28 A, 20; 29A 
S. 53, 57), und wenn hierbei zwiſchen den formellen und materiellen Er— 
forderniſſen der von den Eheleuten abzugebenden Erklärungen nicht beſonders 
unterſchieden worden iſt, ſo beſtand hierzu nach Lage der zur Entſcheidung 
gelangten Fälle keine Veranlaſſung. Jedenfalls iſt in keinem der früheren 
Beſchlüſſe davon die Rede, daß die Erklärung des beitretenden Ehegatten 
etwas weiteres als die unter Orts- und Zeitangabe eigenhändig ge: und 
unterſchriebene Zuſtimmung zu der Erklärung des errichtenden Ehegatten ents 
halten müßte. Der die Form der Beitrittserklärung regelnde Satz 2 des 
§ 2267, der ſich ſchon äußerlich („muß“) von dem den Inhalt betreffenden 
Satze 1 abhebt, entſpricht genau der Formvorſchrift des § 2231 Nr. 2; 
muß man deshalb zugeben, daß eine der Form des § 2231 Nr. 2 ent- 
ſprechende erbvertragliche Erklärung des einzelnen Erblaſſers als eigenhändiges 
Teſtament aufrecht erhalten werden kann, ſo liegt weder ein äußerer noch ein 
innerer Grund vor, dieſe Möglichkeit bei einem von Ehegatten in der Form 
des § 2267 errichteten Erbvertrage zu verneinen. Formell ſteht hiernach 
nichts im Wege, die in dem Erbvertrage vom 16. März 1903 enthaltenen 
Erklärungen der Eheleute V. als deren gemeinſchaftliches Teſtament gelten 
zu laſſen; denn die Beſtimmung des $ 2265 BGB., daß ein gemeinſchaftliches 
Teſtament nur von Ehegatten errichtet werden kann, iſt keine Formvorſchrift. 
Ein von Ehegatten errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament wird in der Form— 
gültigkeit nicht dadurch beeinträchtigt, daß die Teſtamentsurkunde auch die 
Erklärungen dritter Perſonen enthält (zu vergl. auch KGEntſch. 28 A, 16). 
Es genügt, daß der Ehemann V. den zwiſchen ihm, ſeiner Ehefrau und ſeiner 
Tochter erſter Ehe vereinbarten Erbvertrag unter Angabe des Ortes und 
Tages eigenhändig geſchrieben und unterſchrieben hat und daß ſeitens der 
Ehefrau V. die von ihr unter Angabe des Ortes und des Tages eigenhändig 
geſchriebene und unterſchriebene Erklärung hinzugefügt worden iſt, ſie habe 
den von ihrem Ehemanne verfaßten und niedergeſchriebenen Erbvertrag geleſen 
und für richtig befunden und fie vollziehe denſelben hiermit... . . 
4* 
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Nach allem beſteht zurzeit der Erbvertrag vom 16. März 1903 als 
gemeinſchaftliches Teſtament der Eheleute V. zu Recht; der dem Ehemann 
über ſein alleiniges Erbrecht erteilte Erbſchein iſt richtig, und für ein Zeugnis, 
wie es die Beſchwerdeführerin auf Grund der geſetzlichen Erbfolge fordert, iſt 
kein Raum. 


Nichtigkeit des vor einem Notar errichteten Teſtaments, wenn in dem 
darüber aufgenommenen Protokolle der Tag der Verhandlung unrichtig 
angegeben iſt. 

§ 2241 BGB. 


Kammergericht Berlin, 12. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 173. 


Die Witwe B. hat zu notariellem Protokoll ein Teſtament errichtet, in 
welchem W. zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt iſt. Das Teſtament iſt datiert 
vom 24. März 1904, während es unſtreitig aufgenommen iſt am 24. März 
1905. Amts- und Landgericht halten infolgedeſſen das Teſtament für nichtig 
und haben deshalb den Antrag des Teſtamentsvollſtreckers auf Ausſtellung 
einer Beſcheinigung über ſein Amt abgelehnt. Das Kammergericht hat auch 
der weiteren Beſchwerde des e den Erfolg verſagt aus 
folgenden Gründen: 

Da der im Teſtamente niedergelegte Wille des Erblaſſers erſt in Kraft 
tritt, wenn der Teſtator verſtorben und damit der Zeugenſchaft über ſeinen 
Willen entrückt iſt, ſo hat die Geſetzgebung von jeher die Teſtamentserrichtung 
zur Sicherung der Echtheit des Teſtaments nach Exiſtenz und Inhalt an be 
ſtimmte Formvorſchriften geknüpft, deren Nichtbeachtung die Nichtigkeit im Gefolge 
hat. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche gehört zu den Formvorſchriften die 
Angabe des Ortes und des Tages im Teſtament bezw. beim öffentlichen 
Teſtament im Protokoll über die Teſtamentserrichtung (SS 2231 Nr. 2, 
2241 Nr. 1). Daß dieſes Erfordernis ein zwingendes iſt, ergibt ſich aus 
der Ausdrucksweiſe des Geſetzes. Das iſt nicht ſtreitig. Streitig dagegen iſt, 
ob die Datierung der Wahrheit entſprechen muß. Derſelbe Streit hat bereits 
für das franzöſiſche Recht beſtanden, indem die Praxis unter geſetzlicher An⸗ 
erkennung des Erforderniſſes wahrer Datierung doch mannigfache Ausnahmen 
zuließ. Das Reichsgericht hat ſich jedoch in ſtändiger Rechtſprechung auf den 
Standpunkt unbedingter Wahrheit der Datierung geſtellt (Bd. 7 S. 292, Bd. 51 
S. 169; IW. 1901 S. 814, 39) und dieſen Standpunkt auch für das 
Bürgerliche Geſetzbuch eingenommen (Bd. 51 S. 166, Bd. 52 S. 282). 
Dem muß — e Aufgabe von einer früher vom gammergerich vertretenen 
Anſicht 

Auszugehen iſt davon, daß es ſich bei der Datierung nicht etwa um 
etwas Unweſentliches, ſondern um ein Erfordernis von großer Bedeutung 
handelt. Der Ort der Errichtung iſt maßgebend für die Form des Teſtaments, 
die Zeit iſt maßgebend für die Frage des Vorhandenſeins von Willensmängeln, 
für die Bedeutung des Teſtaments im Verhältnis zu mehreren Teſtamenten 
desſelben Erblaſſers, für das Pflichtteilsrecht (§ 2336 Abſ. 2) und die 
Anfechtung wegen Uebergehung eines Pflichtteilsberechtigten 0 2079). Auch 
für die Auslegung eines letzten Willens können Ort und Zeit der Teſtaments⸗ 
errichtung von Erheblichkeit ſein. Dieſe Bedeutung des Datums iſt für das 
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Reichsgericht der ausſchlaggebende Grund geweſen, aus dem es die Vorſchrift 
der Datierung im Code civil dahin ausgelegt hat, daß die Datierung eine 
unbedingt richtige ſein müſſe (Bd. 7 S. 293; IW. 1901 S. 814, 39, zu 
vergl. auch Mantey bei Grudot Bd. 43 S. 646 ff.). In den Motiven zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche S. 271 wird auf die erhebliche Bedeutung von 
Ort und Tag für das Teſtament hingewieſen und damit die Vorſchrift 
der Aufnahme in das Protokoll über die Teſtamentserrichtung begründet. 
Dem entſpricht der Wortlaut des Geſetzes im S 2231: „unter Angabe des 
Ortes und des Tages“ und im § 2241: „Ort und Tag der Verhandlung“. 
Wollte man aber ſelbſt — entgegen dem Reichsgericht Bd. 51 S. 169 und 
Mantey a. a. O. S. 643 — für den Fall des holographiſchen Teſtaments 
dem Gebrauche des beſtimmten Artikels nicht die Bedeutung beilegen, daß 
damit zweifelsfrei auf den Tag der Teſtamentserrichtung habe hingewieſen 
werden ſollen (ſo Weißler, Nachlaßverfahren S. 157), ſo kommt dieſes 
Bedenken für ein öffentliches Teſtament, wie es hier in Frage ſteht, nicht 
in Betracht, da hier ausdrücklich die Angabe des Ortes und Tages der Ver— 
handlung im Protokoll angegeben ſein muß. Dieſem Erfordernis iſt im vor— 
liegenden Falle unzweifelhaft nicht genügt; denn die Verhandlung hat nicht, 
wie das Protokoll angibt, im Jahre 1904, ſondern im Jahre 1905 ſtattge— 
funden. Es iſt alſo der zwingenden Formvorſchrift des § 2241 („muß 
enthalten“) nicht genügt. 

Nun werden von den Gegnern der hier vertretenen Anſicht eine Reihe 
von Gründen vorgebracht, aus denen ſich ergeben ſoll, daß Fehler in der 
Datierung trotzdem Nichtigkeit nicht im Gefolge habe. 

Man hat ſich zunächſt auf die Analogie der Wechſelordnung berufen, 
wonach (Art. 4, 6) die Angabe des Datums zu den weſentlichen Erforder— 
niſſen eines Wechſels gehört. Trotzdem habe, ſo wird geltend gemacht, die 
Rechtſprechung und Wiſſenſchaft anerkannt, daß es nur auf Angabe eines 
Datums ankomme, nicht aber darauf, daß das Datum auch richtig ſei. Das 
iſt zutreffend. Allein der Grund für dieſe Entſcheidung beruht darin, daß 
man beim Wechſel das Datum nicht als Tatſache, ſondern als Willenserklärung 
angeſehen hat, dergeſtalt, daß es in der Hand des Ausſtellers liegt, wie er 
in Anſehung von Ort und Zeit die Wirkungen des Wechſels beſtimmen will, 
er alſo nicht verpflichtet iſt, das wahre Datum anzugeben (RG. Bd. 32 S. 117). 
Nun nehmen allerdings die Gegner der hier vertretenen Anſicht (Planck, 
S 2231 Anm. II, 4, d; Strohal, Erbrecht Bd. 1 S. 111 ff., 3. Aufl.; 
Coſack, Lehrbuch Bd. 2 S. 353: Weißler, Nachlaßverfahren S. 157) an, 
daß auch beim holographiſchen Teſtamente dem Datum die Bedeutung einer 
Willenserklärung zukomme, und auch das Kammergericht iſt dieſer Anſicht in 
einem Beſchluſſe vom 7. April 1902 beigetreten (Jahrbuch Bd. 24 S. 46). 
Allein dieſelbe iſt vom Reichsgerichte reprobiert worden (Bd. 52 S. 280 ff.). 
Und in der Tat muß anerkannt werden, daß dem Datum im Teſtamente 
nicht die gleiche Bedeutung wie im Wechſel beiwohnt. Der Ausſteller des 
letzteren kann frei beſtimmen, welchen Wirkungen er ſich in Anſehung von 
Ort und Zeit unterwerfen will. Dagegen beruht die oben hervorgehobene 
Bedeutung des Ortes und Zeitpunkts der Teſtamentserrichtung auf dem 
Boden des öffentlichen Rechtes, ſo daß es nicht der Beſtimmung des Teſtators 
unterliegt, daß das Teſtament ſo behandelt wird, als ob es an dieſem Orte 
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und zu dieſer Zeit errichtet ijt, während es in Wirklichkeit an einem anderen 
Orte und zu anderer Zeit errichtet iſt. Aber ſelbſt angenommen, daß im holo⸗ 
graphiſchen Teſtamente der Willensbeſtimmung in Anſehung des Datums 
Raum gewährt werden könnte, ſo trifft das gleiche keinesfalls für das öffent⸗ 
liche Teſtament zu. Hier hat das Datum im Protokolle die Bedeutung, 
urkundlich feſtzuſtellen, daß ein beſtimmter Hergang an einem beſtimmten 
Tage vor der Urkundsperſon ſtattgefunden hat. Es handelt ſich alſo um 
ein amtliches Zeugnis. Das wird auch von Planck (Bd. 5 § 2241 Nr. 2) 
und Strohal (Bd. 1 § 21 Nr. 45, 21a Nr. 36 a) anerkannt, trotzdem 
aber behaupten ſie, daß auch beim öffentlichen Teſtament Unrichtigkeit des 
Datums keine Nichtigkeit zur Folge habe. Eine Begründung hierfür wird 
nicht gegeben. 

Es wird weiter für das holographiſche Teſtament die Behauptung 
aufgeſtellt, daß ſich ein Zeitpunkt, welcher als der für das „richtige“ Datum 
maßgebende angeſehen werden kann, überhaupt nicht beſtimmen laſſe. Die 
Anſicht, daß der Zeitpunkt der Erfüllung des letzten formalen Erforderniſſes 
entſcheide, begegne der Schwierigkeit, daß ein eigentlicher Abſchluß eines eigen: 
händigen Teſtaments nicht ſtattfinde, der Erblaſſer vielmehr auch unterſchriebene 
und datierte Schriftſtücke als Entwurf betrachten könne (Planck, Strohal, 
Weißler a. a. O.). Dem iſt folgendes entgegenzuſtellen: Enthält ein Schrift⸗ 
ſtück alle weſentlichen Erforderniſſe eines Teſtaments, ſo hat es zunächſt als 
ſolches zu gelten. Es mag möglich fein, daß der Erblaſſer trotz Erfüllung 
der geſetzlichen Erforderniſſe den Willen hat, daß das Schriftſtück noch nicht 
als Teſtament gelten ſoll. Zugegeben nun, daß das Schriftſtück unter ſolchen 
Umſtänden nicht gegen den Willen des Erblaſſers die Kraft des Teſtaments 
haben kann, ſo bedarf dieſer Wille jedenfalls des Nachweiſes. Stellt der 
Erblaſſer ein allen Erforderniſſen eines Teſtaments genügendes Schriftſtück 
her, verſieht er dasſelbe insbeſondere mit Datum und Unterſchrift, ſo muß 
ſein Wille zunächſt als dahingehend aufgefaßt werden, ein Teſtament herzu⸗ 
ſtellen, nicht einen bloßen Entwurf. Die von Strohal aufgeworfene Frage, 
welches Zeit- und Ortsdatum das richtige fei, wenn die Urkunde ſtückweiſe 
zeitlich und örtlich verſchieden hergeſtellt werde, kann gar nicht auftauchen. 
Das Teſtament iſt eine einheitliche Urkunde, welche ſo lange nur die Bedeutung 
eines Entwurfs hat, bis dem letzten Formerfordernis — in der Regel die Unter⸗ 
ſchrift — genügt iſt. In dieſem Zeitpunkt iſt das Teſtament errichtet, und 
deshalb muß das Datum dieſem Zeitpunkt entſprechen (zu vergl. Mantey 
a. a. O. S. 652). Daraus ergibt ſich dann allerdings, daß ſpätere Zuſätze 
durch das Datum nicht gedeckt werden, ſondern einer neuen Datierung bedürfen 
und daß ein unrichtig datiertes Teſtament nicht, wie Strohal meint, dadurch 
richtig werden kann, daß zur angegebenen Zeit in den Text des Teſtaments 
ein Wort eingefügt wird (RG. Bd. 51 S. 167; OL GRſpr. Bd. 10 S. 307; 
Mantey S. 653; ebenſo für das franzöſiſche Recht die Appellhöfe von Nancy 
und Lyon, Puchelts Zeitſchr. Bd. 31 S. 587, Bd. 32 S. 556). Dem 
Argumente Strohals, daß der Erblaſſer das auf dem bereits fertiggeſtellten, 
eigenhändigen Teſtamente ſich befindende „richtige“ Orts- und Zeitdatum 
jederzeit ausſtreichen und mit demjenigen Orts- und Zeitdatum verſehen könne, 
welches dem Ort und der Zeit der jetzigen Niederſchrift entſpreche, läßt ſich 
vielleicht beitreten unter dem Geſichtspunkte, daß das Teſtament infolge 
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Durchſtreichung des Datums als eines weſentlichen Erforderniſſes zu einem 
bloßen Entwurfe herabſinkt, welcher durch Beifügung eines neuen Datums 
wiederum zum Teſtamente wird. Gegen das Erfordernis der Richtigkeit des 
Datums iſt damit nichts bewieſen. Strohal und Planck machen weiter 
geltend, es könne nicht angenommen werden, daß das Geſetz die Gültigkeit 
des eigenhändigen Teſtaments von einer Vorſchrift habe abhängig machen 
wollen, deren Befolgung ſich in den ſeltenſten Fällen würde beweiſen laſſen. Die 
Anſicht, daß das Datum wahr ſei, führe aber zu einem praktiſch unbrauchbaren 
Ergebniſſe, wenn nicht gleichzeitig die Beweisfrage dahin geregelt werde, daß 
die Richtigkeit des Datums nicht von dem ſich auf das Teſtament Berufenden, 
ſondern von dem Angreifenden zu beweiſen ſei. Nun iſt aber Praxis und 
Wiſſenſchaft, abgeſehen von den gedachten beiden Schriftſtellern, einig darüber, 
daß ein äußerlich fehlerfreies, ſeiner Echtheit nach anerkanntes Teſtament die 
Vermutung der Richtigkeit des Datums begründet (zu vergl. außer den Zitaten 
bei Planck noch OL GRſpr. Bd. 10 S. 307ff.; Hölder in Iherings Jahrbuch 
Bd. 41 S. 310). Unter dieſen Umſtänden iſt der aus der unterlaſſenen 
Beweisregelung im Geſetze gezogene Schluß unbegründet, und zwar um ſo 
mehr, als ſich auch das Reichsgericht in der von Planck erwähnten Entſcheidung 
bereits im Jahre 1884, alſo lange vor der Emanation des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, für die Beweisregelung in dem erwähnten Sinne ausgeſprochen 
hatte. Uebrigens würden auch dieſe Erwägungen auf das öffentliche Teſtament 
überhaupt nicht zutreffen. 

Unklar iſt die Stellung Dernburgs in der vorliegenden Frage. Er führt 
aus (DIZ. 1904 S. 6): Offenbare Schreibfehler, insbeſondere auch in der 
Faſſung des Protokolls, ſeien durch Auslegung und in Gedanken zu berichtigen, 
wenn ſie ſich aus der Teſtamentsverhandlung ergäben; dies gelte ſelbſt bei Schreib— 
fehlern im Inhalte des Teſtaments, um ſo mehr bei Schreibfehlern im Protokolle. 
Wäre dies in dem Sinne gemeint, daß ſich aus dem Teſtamente nicht bloß 
die Unrichtigkeit des Datums, ſondern zugleich das richtige Datum ergibt, 
dann könnte beigetreten werden; denn dann enthielte ja das Teſtament das 
geſetzlich erforderliche richtige Datum. Geht aber die Meinung Dernburgs, 
wie es ſcheint, dahin, daß bloß der Nachweis der Unrichtigkeit aus der Teſta— 
mentsverhandlung — im Dernburg'ſchen Falle kam für dieſen Nachweis nicht 
einmal das Teſtament ſelbſt, ſondern lediglich der Umſchlag in Frage — 
genügt, ſo iſt dann doch nicht abzuſehen, weshalb eine zweifellos feſtſtehende 
Unrichtigkeit unerheblich ſein ſoll, wenn ſie ſich aus der Teſtamentsverhandlung, 
insbeſondere aus dem gar nicht verleſenen Umſchlag ergibt, dagegen erheblich, 
wenn ſie ſich anderweit ergibt. 

Der von einzelnen Schriftſtellern (Hölder a. a. O. S. 310; Wilke, 
BGB. § 2231, Note 4 0; Windſcheid⸗Kipp § 545 Ziff. II) gemachte Unter: 
ſchied zwiſchen abſichtlicher und verſehentlicher Unrichtigkeit des Datums beruht 
auf Willkür und iſt vom Reichsgericht in dem bereits erwähnten Urteile (JW. 
1901 S. 814, 39) mit Recht zurückgewieſen (zu vergl. auch Mantey a. a. O. 
S. 648). Ebenſo belanglos iſt, ob die Unrichtigkeit in den Eſſentialien des 
Teſtaments hinſichtlich ihres Umfanges eine größere oder geringere iſt. (In 
dem erwähnten Urteile des Reichsgerichts handelte es ſich darum, daß der 
24. ſtatt der 23. Dezember als Datum angegeben war.) Läßt man an 
zwingenden Formvorſchriften auch nur das geringſte nach, ſo iſt überhaupt ein 
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Halten nicht mehr. Man muß alsdann entweder alle Eſſentialien preisgeben 
und gelangt ſchließlich dahin, den geſchriebenen nicht wahren Willen des Erb⸗ 
laſſers durch den nachweislich wahren, aber nicht geſchriebenen Willen zu erſetzen, 
oder man überläßt richterlicher Willkür, zu beſtimmen, die Verletzung welcher 
Eſſentialien das Teſtament nichtig macht, welcher nicht. Die Grundſätze der 
Auslegung finden nur auf den Willensinhalt, nicht auf die Beachtung der 
Formalien Anwendung. 

Die hier vertretene Anſicht abſoluter Nichtigkeit des Teſtaments bei Un⸗ 
richtigkeit des Datums wird geteilt bezüglich des öffentlichen Teſtaments vom 
Oberlandesgerichte Roſtock (OLGRipr. Bd. 2 S. 465) !) und von Staudinger 
(BGB. § 2341 Note II, I) und für das privatſchriſtliche Teſtament außer 
vom Reichsgerichte (Bd. 51 S. 166, Bd. 52 S. 282) von Mantey a. a. O. 
S. 641 ff., Frommhold, BGB. § 2331 Note 2 b, Endemann, Einführung III 
§ 27 Note 16, Staudinger a. a. O. War aber den Vorinſtanzen darin 
beizutreten, daß das Teſtament nichtig ijt, fo ijt die Ausſtellung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckerzeugnis mit Recht verſagt. 


Eröffnung eines Erbvertrags, in welchem der überlebende Ehegatte zugleich 
für den Fall ſeines Ueberlebens Verfügungen über ſeinen Nachlaß getroffen 
hat, nach dem Tode des anderen Ehegatten. 


S$ 2273, 2300 BOB. 
Oberſtes Landesgericht München, 27. Okt. 1905. — Bd. 6 S. 178. 


Die Ehegatten F. haben am 16. Februar 1905 einen Chee und Erb⸗ 
vertrag geſchloſſen, in dem ſie allgemeine Gütergemeinſchaft vereinbart und 
unter den Eingangsworten: „Für künftige Todesfälle treffen wir hiermit 
vertragsmäßig folgende Beſtimmungen“ ſowohl für den Fall des Ueberlebens 
des einen als für den Fall des Ueberlebens des anderen Ehegatten Verfügungen 
von Todes wegen getroffen haben. In Nr. II Aa ijt beſtimmt, daß im 
Falle des Vorablebens der Frau der Mann der alleinige Erbe ſein ſoll, und 
iſt neben anderen Vermächtniſſen angeordnet, daß er den beiden erſtehelichen 
Kindern ſeiner Frau, dem Sch. und der B., 30 000 Mark als Vermächtnis 
zu entrichten habe. Falls er ſich wiederverheiratet, ſoll er ferner verpflichtet 
ſein, den beiden Kindern 60000 Mark zu bezahlen. Außerdem ſind in 
Nr. JI Aa, b Verfügungen über den dereinſtigen Nachlaß des überlebenden 
Mannes getroffen und enthält Nr. II Ba, b Beſtimmungen für den Fall, daß 
der Mann der zuerſt verſterbende Teil iſt. 

Nachdem die Ehefrau F. am 31. Mai 1905 geſtorben war, hat das 
Amtsgericht F. auf Erſuchen des Nachlaßgerichts der B. die erbrechtlichen 
Beſtimmungen des Ehe- und Erbvertrags mit Ausnahme der Verfügungen 
bekannt gegeben, die für den Fall, daß der Mann der überlebende Teil iſt, 
über ſeinen dereinſtigen Nachlaß und für den Fall getroffen ſind, daß er der 
zuerſt verſterbende Teil iſt. Einige Zeit nachher ließ die B. an das Nachlaß⸗ 
gericht den Antrag ſtellen, auch die Verkündigung der in dem Ehe- und Erb: 
vertrag etwa enthaltene Beſtimmungen anzuordnen, durch die für den Fall des 
Todes des F. den erſtehelichen Kindern ſeiner Frau Zuwendungen gemacht ſind. 


1) Entſch§F GG. 2, 119. 
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Das Nachlaßgericht hat den Antrag zurückgewieſen. 

Das Oberſte Landesgericht hat dieſe Verfügung gebilligt. 

Nach § 2300 BGB. findet auf die Eröffnung eines Erbvertrags die 
für die Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments geltende Vorſchrift des 
§ 2278, daß die Verfügungen des überlebenden Ehegatten, ſoweit ſie ſich 
ſondern laſſen, weder zu verkünden, noch ſonſt zur Kenntnis der Beteiligten zu 
bringen find, entſprechende Anwendung. Dabei wird bei einem von Ehegatten 
geſchloſſenen Erbvertrage des im § 2280 bezeichneten Inhalts ebenſowenig 
zwiſchen den vertragsmäßigen und den einſeitigen Verfügungen des überlebenden 
Teiles unterſchieden, wie nach S 2273 die von den Ehegatten im Sinne des 
§ 2269 gemeinſchaftlich und die von dem überlebenden Teile allein getroffenen 
Verfügungen verſchieden behandelt werden (Neue Sammlung von Entſch. ObLG. 
Bd. 1 Nr. 37 S. 182, Entſch. FGG. Bd. 1 S. 45). Ueber den der⸗ 
einſtigen Nachlaß des überlebenden Teiles kann nur dieſer als Erblaſſer ver— 
fügen, und er verfügt auch inſoweit, als dasjenige, was er als Erbe des 
zuerſt ſterbenden Teils erlangt, in ſeinem Nachlaß enthalten ſein wird, über 
nichts anderes als ſeinen dereinſtigen Nachlaß. Die Rückſicht darauf, daß er 
als Erbe des zuerſt ſterbenden Teiles das beiderſeitige Vermögen in ſeiner 
Hand vereinigt, gibt häufig Anlaß, daß er über ſeinen dereinſtigen Nachlaß 
im Sinne des § 2269 mit dem anderen Teile gemeinſchaftlich verfügt 
oder, wie der Beſchwerdeführer getan hat, mit ſeinem Ehegatten einen Erb— 
vertrag ſchließt, in dem er für den Fall ſeines Todes vertragsmäßige Ver: 
fügungen trifft; dieſe Verfügungen hören aber durch die Mitwirkung des 
anderen Ehegatten nicht auf, im Sinne der §§ 2273, 2300 feine Ver- 
fügungen zu ſein. Als künftiger Erblaſſer hat er nach dieſen Vorſchriften 
ein Recht darauf, daß die von ihm getroffenen Verſügungen von Todes 
wegen, ſofern ſie ſich von den Verfügungen des anderen Teiles ſondern 
laſſen, nicht bei ſeinen Lebzeiten bekannt gegeben werden. Dieſem Rechte 
gegenüber kommt das Intereſſe, das die von dem verſtorbenen Ehe— 
gatten Bedachten an der Kenntnis ſeiner Verfügungen haben mögen, nicht in 
Betracht. 


Befugnis des Regiſtergerichts, die Aumeldung einer Aktiengeſellſchaft, deren 
Gründer nicht alle Aktien übernommen haben, zurückzuweiſen und die Berufung 
einer Generalverſammlung über die Errichtung der Geſellſchaft abzulehnen, 
‚wenn die Berufung zu der Generalverſammlung, in welcher der Aufſichtsrat 
gewählt wurde, nicht mindeſtens zwei Wochen vor dem Tage der Verſammlung 
erfolgt iſt. 
§ 190 Abſ. 2, S 195 Abſ. 2 Nr. 4, § 196 Abſ. 1, § 197, § 255 
Ab). 1, § 271 HGB. 


Kammergericht Berlin, 5. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 180. 


Bei der Gründung der F. B. Aktiengeſellſchafſt waren nicht alle Aktien 
von den Gründern übernommen. Nachdem die Aktien voll gezeichnet waren, 
wurde am 14. Juli 1905 auf den 18. desſ. Monats eine Generalverſammlung 
einberufen, zu welcher die Zeichner noch ſämtlich durch eingeſchriebene Briefe 
eingeladen wurden. In dieſer Verſammlung, in der nicht alle Zeichner erſchienen 
waren, wurde der Aufſichtsrat der Geſellſchaft gewählt. Der Vorſtand, die 
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Aufſichtsratsmitglieder und die Gründer meldeten die Geſellſchaft hierauf beim 
Amtsgerichte zur Eintragung in das Handelsregiſter an. Das Amtsgericht 
hat jedoch die Anmeldung zurückgewieſen und auch die Einberufung der im 
§ 196 HGB. vorgeſchriebenen Generalverſammlung abgelehnt, indem es die 
bei der Einberufung der Generalverſammlung vom 18. Juli verletzte Vorſchrift 
des § 255 HGB., wonach zwiſchen der Generalverſammlung und dem Tage 
ihrer Berufung eine Friſt von mindeſtens 2 Wochen liegen muß, für eine 
zwingende erklärte. 

Beſchwerde und weitere Beſchwerde find zurückgewieſen worden. 

Der Anmeldung einer Aktiengeſellſchaſt zum Handelsregiſter find u. a. 
die Urkunden über die Beſtellung des Vorſtandes und des Aufſichtsrats beizufügen 
(S 195 Abſ. 2 Nr. 4 HGB). Wenn die Gründer, wie hier, nicht alle 
Aktien übernehmen, ſo haben ſie nach der Zeichnung des Grundkapitals eine 
Generalverſammlung zur Wahl des Aufſichtsrats zu berufen (§ 190 Abſ. 2). 
Abgeſehen von gewiſſen hier nicht zutreffenden Ausnahmen finden auf die 
Berufung und Beſchlußfaſſung der vor der Eintragung der Geſellſchaft ſtatt⸗ 
findenden Generalverſammlungen die Vorſchriften entſprechende Anwendung, 
welche für die Geſellſchaft nach der Eintragung maßgebend ſind (§ 197); 
es iſt alſo namentlich auch die im § 255 hierfür vorgeſchriebene Einberufungs⸗ 
friſt von mindeſtens zwei Wochen einzuhalten. Sie iſt hier gewahrt und 
kann ihre Wahrung auch nicht dadurch als entbehrlich gemacht gelten, daß 
ſämtliche Zeichner durch eingeſchriebene Briefe geladen ſind; denn ſie hatten 
ein Recht nicht bloß auf Ladung überhaupt, ſondern auf ordnungsmäßige, 
rechtzeitige Ladung (§ 271 Abſ. 3). Eine andere Frage iſt die, ob durch 
das Erſcheinen ſämtlicher Zeichner zur Verſammlung der Mangel der Nicht— 
einhaltung der Friſt geheilt worden wäre (Staub Anm. 3 zu § 197 HGB.); 
aber dieſer Fall liegt hier nicht vor. 

Es kommt jedoch noch weiter darauf an, ob jene Vorſchrift des § 255 
als eine zwingende anzuſehen und ihre Erfüllung vom Regiſterrichter von 
Amts wegen zu prüfen iſt oder ob er den Aktienzeichnern die Geltendmachung 
ihres Rechtes zu überlaſſen hat. Dieſe Prüfungspflicht des Gerichts iſt aber 
in Uebereinſtimmung mit den Vorinſtanzen zu bejahen. Zunächſt ſpricht dafür 
ſchon der Umſtand, daß im § 195 ausdrücklich die Einreichung der Urkunde 
über die Beſtellung des Aufſichtsrats, alſo für den hier vorliegenden Fall 
über die betreffende Generalverſammlung, an das Gericht verlangt wird. Das 
kann natürlich nur den Zweck haben, daß der Regiſterrichter prüft, ob die 
Beſtellung des Aufſichtsrats durch dieſe Generalverſammlung ordnungsmäßig 
erfolgt ijt. Dementſprechend wird auch in der Begründung zur Aktien— 
novelle vom 18. Juli 1884 (Druckſ. des RT. 1884 Nr. 21) dieſe Prüfung 
als eine der Aufgaben des Regiſterrichters aufgeführt. Es heißt dort auf 
Seite 115: 

Wie bisher ſoll der Richter nur prüfen, ob die formellen Vorausſetzungen 
erfüllt ſind, von welchen das Geſetz die Eintragung des Geſellſchaftsvertrags 
in das Handelsregiſter abhängig macht. Allerdings ſind durch die ſchon 
beſprochenen Beſtimmungen des Entwurfs dieſe Vorausſetzungen in den 
Einzelheiten erweitert und präziſiert. Zu prüſen iſt danach, ob Vorſtand 
und Aufſichtsrat und die erforderlichen Stellvertreter nach Art. 209 Nr. 5, 
209 f., 210 b beſtellt find. 
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Von dieſen Vorſchriften entſpricht insbeſondere der damalige Art. 210 b 
dem jetzigen § 197 HGB., durch welchen der § 255 für entſprechend an— 
wendbar erklärt wird. — Im übrigen iſt es auch anerkannten Rechtens, 
daß der Regiſterrichter vor der Vornahme einer Eintragung ſtets ihre 
formellen Vorausſetzungen zu prüfen hat und daß dieſe Prüfung ſich namentlich 
auch auf die Geſetzlichkeit der der Anmeldung beizufügenden Urkunden zu 
erſtrecken hat (Lehmann⸗Ring, Nr. 7 Abſ. 2, Nr. 12 zu S 12; Staub, Exkurs 
zu S 8 Anm. 7). Daß aber dazu auch die Prüfung der geſetzmäßigent 
friſtgerechten Berufung der betreffenden Generalverſ ammlungen gehört, ergib 
ſich aus der Natur der Sache (Schultze-Goerlitz, Führung des Handels- und 
Muſterregiſters 1893 S. 190, 192). Auf dieſem Standpunkte ſtehen auch 
die Beſchlüſſe bei Johow, Jahrb. der Entſch. der Appellationsgerichte 5, 3 
nud KGJ. 2, 23; 12, 37. 

An dieſer Pflicht des Regiſterrichters zur Prüfung der vorſchriftsmäßigen 
Berufung der Generalverfammlung, in welcher der Aufſichtsrat gewählt iſt, 
wird auch an ſich dadurch nichts geändert, daß man dem nicht gehörig geladenen 
Aktienzeichner gemäß § 271 Abſ. 2 gleichzeitig ein Recht zur Anfechtung des 
in ihr gefaßten Beſchluſſes einräumt; denn iſt es ſehr wohl möglich, daß 
beide nebeneinander beſtehen, jene zur Wahrung der öffentlichen und dieſes 
zum Schutze der privaten Intereſſen des Zeichners. Staub vertritt (in 
Anm. 7 zu § 197 in Uebereinſtimmung mit Lehmann in IherJahrb. 
33, S. 414, 415 und Eſſer Anm. 2 zu § 197) die Anſicht, daß den Aktien- 
zeichnern nicht das gleiche Anfechtungsrecht wie den Aktionären zu gewähren 
fet, und begründet das hauptſächlich damit, daß im § 197 eine entſprechende 
Anwendung der Vorſchriften über die bereits beſtehende Geſellſchaft auf die 
in der Gründung begriffene nur in bezug auf die Berufung und Beſchluß— 
faſſung der Generalverſammlungen vorgeſchrieben ſei, alſo zwar wohl wegen 
der Faſſung, nicht aber auch wegen der Anfechtung der Beſchlüſſe. Beim 
Wegfalle dieſes Anfechtungsrechts der Zeichner muß er natürlich dazu gelangen, 
den Regiſterrichter für verpflichtet zu erklären, das Vorhandenſein der geſetzlichen 
und ſtatutariſchen Vorausſetzungen der betreffenden Beſchlüſſe zu prüfen und 
für den Fall ihres Fehlens die Eintragung abzulehnen. Dieſer Verneinung 
des Anfechtungsrechts der Zeichner iſt mit der herrſchenden Meinung entgegen: 
zutreten. Staub gibt dem Worte „Beſchlußfaſſung“ augenſcheinlich eine zu 
wörtliche und enge Auslegung. Man wird darunter nicht bloß den Hergang 
der Faſſung des Beſchluſſes zu verſtehen haben, ſondern auch den durch die 
Beſchlußfaſſung eingetretenen rechtlichen Erfolg, den Beſchluß ſelbſt mit allen 
ſeinen rechtlichen Eigenſchaften, und zwar wird ſeine Anfechtung aus Fehlern 
ſowohl in der Berufung als auch der Beſchlußfaſſung zuzulaſſen fein (Goldmann, 
Nr. 4 zu § 197; Ring, Aktiengeſetz Anm. 12 zu Art. 210 a; Lehmann-Ring 
zu § 197; Makower, IIb zu § 197; Pinner, Anm. 6 zu $ 197 HGB.; 
Behrend, Lehrbuch des Handelsrechts S. 742 Anm. 6). Das hindert aber 
nicht, daß man neben dem Anfechtungsrechte der Aktienzeichner das Recht und 
die Pflicht des Regiſterrichters zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Beſchluß— 
faſſung in dem angegebenen Punkte annimmt, ſofern außer dem Intereſſe 
der Zeichner ein öffentliches Intereſſe in Frage ſteht. Das Vorhandenſein 
eines ſolchen wird man aber namentlich dann fordern müſſen, wenn Grund 
für die Annahme vorliegt, daß das Anfechtungsrecht der Zeichner inzwiſchen 
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bereits erloſchen if. Es kommt hier namentlich die Möglichkeit in Betracht, 
daß ſämtliche Zeichner ihr Anfechtungsrecht nicht binnen der im § 271 
Abſ. 2 HGB. vorgeſchriebenen Friſt von einem Monate klageweiſe geltend 
gemacht haben. Das Kammergericht hat ſich in ſeinem Beſchluſſe vom 21. No⸗ 
vember 1892 (Jahrb. 12, 37) mit dem Falle beſchäftigt, daß ein General⸗ 
verſammlungsbeſchluß einer Genoſſenſchaft wegen Nichteinhaltung der ſtatutariſchen 
Einberufungsfriſt vom Regiſterrichter beanſtandet worden war. In dieſem 
Falle hat es unter Berufung auf die gleichartigen aktienrechtlichen Grundſätze 
vom Regiſterrichter die Berückſichtigung der Möglichkeit der Heilung diefes 
Mangels durch Nichterhebung der Anfechtungsklage binnen der geſetzlichen 
einmonatigen Friſt verlangt, weil die Beſtimmung der Einberufungsfriſt nur 
den Schutz der Genoſſen bezwecke, nicht auch denjenigen dritter Perſonen. 
Von dieſen Grundſätzen abzugehen, iſt auch jetzt keine Veranlaſſung gegeben 
(zu vergl. Begr. zum Entw. HGB. S. 152; bei Hahn-Mugdan, Mat. 6, 317). 
Immerhin liegt die Sache hier anders als in jenem Falle. 

Man wird zu unterſcheiden haben, ob es ſich um die Generalverſammlung 
einer bereits beſtehenden oder einer erſt noch zu gründenden Aktiengeſellſchaft 
handelt. Bei der erſteren iſt allerdings ein feſt zuſammengeſchloſſener Kreis 
von Aktionären mit dem gemeinſchaftlichen Intereſſe der Erhaltung und Förderung 
der Aktiengeſellſchaft vorhanden; ſoweit iſt aber die Sache im Stadium der 
Gründung der Geſellſchaft noch nicht gediehen. Die Geſamtheit der Zeichner 
bildet noch keine Geſellſchaſt mit einheitlichen Intereſſen, ſondern fie ſoll ſich 
unter dem Schutze des Geſetzes und des Gerichts erſt noch zu einer ſolchen 
entwickeln; und daß dieſe Entwickelung in ordnungsmäßiger Weiſe vor ſich 
geht, liegt nicht allein im Intereſſe der einzelnen Beteiligten, ſondern auch 
im öffentlichen Intereſſe. Dieſes erfordert, daß die Gründung nicht überſtürzt, 
ſondern die vorgeſchriebenen Friſten eingehalten werden; denn ihre Einhaltung 
bietet eine gewiſſe, vom Geſetze für erforderlich erachtete Garantie dafür, daß 
die Gründung mit ruhiger Ueberlegung durchgeführt wird. Vor der Erlaſſung 
der Aktiennovelle vom 18. Juli 1884 war das Vertrauen in die damals 
beſtehende Aktiengeſetzgebung tief erſchüttert. Durch ihre Aenderung ſollte 
(wie die Begr. S. 45 hervorhebt) das Vertrauen wieder hergeſtellt werden, 
damit nicht bei auflebendem Aktienverkehre die vorſichtigeren und beſſeren 
Elemente ſich von ihm fernhielten, die leichtſinnigen und ſchlechteren dagegen 
ihm zuſtrömten. Zu dieſem Zwecke wurde eine Reihe von Reformen in das 
Geſetz eingeführt, welche namentlich auch den Schutz der Aktienzeichner bezweckten. 
Als charakteriſtiſch für den Standpunkt des Entwurfs iſt beſonders folgende 
Bemerkung auf S. 118 der Begründung hervorzuheben: 

Bei der Sukzeſſivgründung haben die Gründer nicht nötig, das geſamte 
Aktienkapital zu übernehmen, ſondern können weite Kreiſe zur Aufbringung 
des Grundkapitals heranziehen, und den letzteren bietet die längere Dauer 
bis zum Zuſtandekommen der Geſellſchaft auch in Zeiten erregter Stimmung 
Gelegenheit zu ruhigerer Ueberlegung. 

Dieſe Erwägungen, welche für die in ſich abgeſchloſſene Aktiengeſellſchaft 

nicht mehr in Betracht kommen, laſſen die Wahrung der Friſt des § 255 
Abſ. 1 HGB. für die in der Gründung begriffene Aktiengeſellſchaft als auch 
im öffentlichen Intereſſe gegeben erſcheinen und machten ſie inſoweit zur 
zwingenden Vorſchrift, welche vom Regiſterrichter von Amts wegen zur Geltung 
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zu bringen iſt. Die Aktienzeichner ſollen nicht mit einer plötzlich einberufenen 
Generalverſammlung überraſcht werden, welche ihnen keine Zeit zu ruhiger 
Ueberlegung und Vorbereitung läßt; und daß das nicht geſchieht, liegt im 
öffentlichen Intereſſe, welches vom Regiſterrichter wahrzunehmen iſt. 

Allerdings könnte ſich nach den obigen Ausführungen der Aktienzeichner 
ſelbſt durch Erhebung einer Klage gegen die Geſellſchaft ſchützen (SS 271, 
272 HGB). Daraus ergibt ſich aber noch nicht, daß er auch eine zwingende 
Veranlaſſung dazu hat und nicht vielmehr erwarten darf, daß der Regiſter— 
richter ihn im öffentlichen Intereſſe ſchützt. Dieſer Geſichtspunkt kann alſo 
nicht dazu führen, den Regiſterrichter ſeiner Prüfungspflicht zu überheben. 
Nach alledem hat er mit Recht die vorliegende mangelhafte Anmeldung 
beanſtandet. 

Schließlich kann ſich noch fragen, ob das Amtsgericht, anſtatt die An: 
meldung von vornherein zurückzuweiſen, nicht auf den Antrag auf Anberaumung 
einer Generalverſammlung gemäß § 196 trotz des vorliegenden Mangels 
hätte eingehen müſſen. Eine unbedingte Verpflichtung hierzu iſt dem Gericht 
im Geſetze nicht auferlegt. Andererſeits iſt es jedoch für befugt zu erachten, 
ſie einzuberufen, wenn zu erwarten ſteht, daß der Mangel in ihr noch 
gehoben werden kann (zu vergl. Makower, I e zu § 196; Staub, Anm. 1 
zu $ 196 HGB.). In der Begründung zur Aktiennovelle wird auf S. 116 
geſagt: 

Findet fortan die Generalverſammlung vor dem Regiſterrichter ſtatt, ſo 
wird ihm nicht bloß die Gelegenheit geboten, den Beteiligten eine Auf— 
klärung über dunkle, unzureichende oder bedenkliche Momente zu verſchaffen. 
Die Unmittelbarkeit der Konſtituierungsverhandlung vor dem mit der Ein: 
tragung befaßten Richter ſetzt denſelben auch in der kürzeſten und ſicherſten 
Weiſe in den Stand, feſtzuſtellen, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für 
die Eintragung vorhanden ſind, und gibt die Möglichkeit, ſofort etwaige 
Mängel ergänzen zu laſſen. 

Danach hätte auch der hier fragliche formelle Eintragungsmangel ſehr 
wohl in dieſer Generalverſammlung gehoben und die Geſellſchaft noch zuſtande 
gebracht werden können, wenn die am 18. Juli fehlenden Zeichner diesmal 
ſämtlich erſchienen wären und dem Beſchluſſe zugeſtimmt hätten. Dagegen 
war aber auch mit der Möglichkeit einer Vereitlung dieſes Zweckes zu rechnen, 
ſo daß dann die Einberufung und Abhaltung der Verſammlung durch das 
Gericht ohne Erfolg geweſen wäre. Unter dieſen Umſtänden handelte es ſich 
bei der Entſcheidung über die Einberufung dieſer Verſammlung nicht um eine 
Rechts⸗, ſondern um eine bloße Zweckmäßigkeitsfrage. Wenn daher beide 
Vorinſtanzen die Einberufung der Verſammlung abgelehnt haben, ſo kann 
hierin nicht eine Geſetzesverletzung gefunden werden, wie ſie zur Erhebung 
einer weiteren Beſchwerde nach § 27 FGG. erforderlich iſt. 

Sollte übrigens dem Amtsgerichte nachträglich durch die Einreichung ent— 
ſprechender Erklärungen der am 18. Juli 1905 fehlenden Zeichner nachgewieſen 
werden, daß dieſe ſämtlich der damals erfolgten Auſſichtsratswahl zuſtimmen, 
ſo erſcheint es auch jetzt noch als zuläſſig, daß es die beantragte Ver— 
ſammlung gemäß § 196 HGB. einberuft. Anderenfalls dürfte die Bee 
rufung einer neuen Verſammlung zur Auſſichtsratswahl nach § 190 Abſ. 2 
geboten ſein. 
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Pflicht des Regiſterrichters, bei welchem eine Aenderung in den Perſonen 

der Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung angemeldet 

wird, zu prüfen, ob die der Anmeldung beigefügten Urkunden die An⸗ 

meldung rechtfertigen. Erfordernis einer übereinſtimmenden Erklärung 

ſämtlicher Mitglieder des Aufſichtsrats für die rechtsgültige Kundgebung 

eines Aufſichtsratsbeſchluſſes, durch welchen die bisherigen Geſchäfts führer 
erſetzt werden. 


SS 39, 52 GmbHG., §§ 246, 247 HGB. 
Kammergericht Berlin, 12. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 190. 


Nach dem Geſellſchaftsvertrage der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
B. H. hat der Aufſichtsrat außer den ihm geſetzlich zugewieſenen Rechten und 
Pflichten eine Reihe beſonders aufgeführter Befugniſſe, darunter das Recht zur 
Beſtellung der Mitglieder des Vorſtandes. Zu Mitgliedern des Auſfſichtsrats 
waren K., J. und S. berufen. Als Geſchäftsführer der Geſellſchaft find W. 
und M. beſtellt und in das Handelsregiſter eingetragen. 

Nach Inhalt der notariellen Verhandlung vom 25. Mai 1905 hielten 
K. und S. eine Auſſichtsratsſitzung ab, zu welcher nach ihrer Angabe auch 
das dritte Aufſichtsratsmitglied J. am Nachmittag vorher telegraphiſch geladen 
war; J. hatte aber ſein Nichterſcheinen telegraphiſch angezeigt. In dieſer 
Sitzung beſchloſſen ſie die Entſetzung der Geſchäftsführer W. und M. wegen 
ſchwerer Unregelmäßigkeiten in der Geſchäftsführung und beſtellten gleichzeitig 
als neue Geſchäftsführer den X. und den Y. 

Die letzteren reichten unter dem 25. Mai 1905 beim Amtsgericht eine 
Ausfertigung der erwähnten notariellen Verhandlung ein und beantragten die 
Eintragung jener Entſetzung und ihrer Beſtellung in das Handelsregiſter. 
Das Amtsgericht wies jedoch den Antrag zurück, weil der Auſſichtsratsbeſchluß 
ungültig ſei, da alle drei Aufſichtsratsmitglieder an ſeiner Faſſung hätten teil⸗ 
nehmen müſſen. 

X. und Y. legten dagegen Beſchwerde ein, in welcher fie hauptſächlich 
ausführten, daß dem Regiſterrichter eine Prüfung der Rechtsgültigkeit des Auf: 
ſichtsratsbeſchluſſes nicht zuſtehe und es zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes 
genügen müſſe, wenn den drei Auſſichtsratsmitgliedern rechtzeitig Gelegenheit 
zur Teilnahme an der Beſchlußfaſſung gegeben ſei; das ſei aber geſchehen. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Das Kammergericht 
hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: 

Zunächſt kann es keinem ernſtlichen Zweifel unterliegen, daß der Regiſter⸗ 
richter die eingereichte notarielle Verhandlung vom 25. Mai 1905 daraufhin 
zu prüfen hat, ob ſich aus ihr die angemeldeten Aenderungen in den Perſonen 
der Geſchäftsführer ergeben; denn wenn der $ 39 Abſ. 2 GmbHG. vor: 
ſchreibt, daß jeder derartigen Anmeldung die betreffenden Urkunden in Ab— 
ſchrift beizufügen ſind, ſo hat das natürlich den Zweck, dem Gerichte die 
Möglichkeit einer Nachprüfung daraufhin zu geben, ob aus ihnen hervorgeht, 
daß jene Aenderungen wirklich ſtattgefunden haben, damit nichts Falſches in 
das Handelsregiſter eingetragen wird. Wie weit dieſe Prüfung im gegebenen 
Falle zu gehen hat, wird weiterhin noch zu berühren ſein. 

Bei einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung wird die Beſtellung eines 
Aufſichtsrats vom Geſetze nicht erfordert; iſt aber nach dem Geſellſchaftsvertrag 
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ein Auſſichtsrat zu beſtellen, fo finden auf ihn, ſoweit nicht in dem Vertrag 
ein anderes beſtimmt ijt, nach § 52 des Geſetzes die für den Auſſichtsrat 
einer Aktiengeſellſchaft nach § 243 Abſ. 1, 2, 4, SS 244 bis 248 und 
249 Abſ. 1, 2 HGB. geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Bei 
der Beurteilung der Rechtshandlungen des Aufſichtsrats nach dieſen Beſtim— 
mungen wird der Natur der Sache nach zwiſchen ſeiner inneren Geſchäfts— 
führung und feinem Auftreten nach außen hin zu unterſcheiden ſein. Je nach— 
dem es fic) um die Faſſung eines Beſchluſſes im Innern des Auſſichtsrats 
oder um deſſen Ausführung nach außen hin handelt, wird man unter Um: 
ſtänden an die Mitwirkung der einzelnen Auſſichtsrats mitglieder verſchiedene 
Anforderungen zu ſtellen haben, das kann ſich teils aus dem Geſetze, teils 
aus dem Geſellſchaftsvertrag ergeben; im vorliegenden Falle enthält der letztere 
in beiden Beziehungen keine Beſtimmungen, ſo daß es lediglich auf das Geſetz 
ankommt. Nach dem Handelsgeſetzbuch iſt aber das Auftreten des Aufſichts— 
rats nach außen hin, d. h. nicht allein allen außerhalb der Geſellſchaft ſtehen— 
den Dritten gegenüber leinſchließlich des Gerichts und ſonſtiger Behörden), 
ſondern auch zu anderen Organen, Angeſtellten oder Mitgliedern der Geſell— 
ſchaft grundſätzlich dahin geregelt, daß der „Aufſichtsrat“ als einheitliches Organ, 
als geſchloſſenes Kollegium kollektiviſch zu handeln hat. Es haben danach 
inſoweit der Regel nach ſämtliche Mitglieder des Aufſichtsrats die Erklärung 
übereinſtimmend abzugeben und einheitlich zu handeln, während einzelne Mit— 
glieder des Aufſichtsrats, wenn ſie auch in ihm die Mehrheit bilden, die Funk— 
tionen des Aufſichtsrats nach außen hin nicht ausüben können, es fet denn, 
daß im einzelnen Falle ihre zuläſſige Abordnung durch den Aufſichtsrat ſtatt— 
gefunden hat und ſie ſomit nachweisbar an ſeiner Stelle handeln. Das geht 
in unzweideutiger Weiſe für die Vornahme von Rechtsgeſchäften namens der 
Geſellſchaft mit den Vorſtandsmitgliedern und für die Erhebung von Klagen 
gegen die letzteren aus § 247 HGB. hervor (Makower, Anm. Ib; Staub, 
Anm. 5 zu 8 247; IM. 1904 S. 100 Nr. 30 und Holdheims Monatsſchrift 
1904 S. 75), ebenſo für ſeine Tätigkeit als überwachendes Organ aus § 246 
(Lehmann⸗Ring, Nr. 5; Staub, Anm. 1; Makower, Anm. II; Goldmann, 
Nr. 1; Pinner, Anm. III zu § 246; OL GRſpr. 4, 469; Wittkowsky in 
IW. 1901 S. 768; zu vergl. auch Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften 
1904, 2, 356 ff.). In der Begründung der Aktiennovelle von 1884 (Drude 
ſachen des Reichstags Nr. 21 S. 146 und in dem Konmiſſionsberichte 
Nr. 128 S. 1019) wurde auch ausdrücklich ausgeſprochen, daß man es 
vermeiden wolle, dem einzelnen Mitgliede des Aufſichtsrats die Kontrollbefugnis 
einzuräumen, daß dieſe vielmehr nur dem Aufſichtsrat als ſolchem zuſtehen 
ſolle. Es handelt ſich aber in dieſen Fällen nicht etwa um ſinguläre Vor— 
ſchriften, ſondern um Folgeerſcheinungen, welche auf dem rechtlichen Charakter 
und der Konſtruktion des Aufſichtsrats als einheitlichem Organ, ſoweit ſein 
Auftreten nach außen hin in Betracht kommt, beruhen. Dieſe aktienrechtlichen 
Grundſätze, welche hiernach alle äußeren Rechtshandlungen der Aufſichtsräte 
beherrſchen, ſind, in Ermangelung einer anderweitigen Beſtimmung im Geſell— 
ſchaftsvertrag, auch auf die hier fragliche Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
anzuwenden. Danach liegt aber die Sache ſo, daß der Beſchluß des Auf— 
ſichtsrats über die Entſetzung der bisherigen und die Beſtellung der neuen 
Geſchäftsführer (immer vorausgeſetzt, daß er im Innern des Aufſichtsrats 
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gültig gefaßt ijt) erſt noch von der Geſamtheit der Mitglieder des Aufſichts⸗ 
rats nach außen hin erklärt und dadurch in Wirkſamkeit geſetzt werden mußte, 
wenn er ſolche erlangen ſollte. Das gilt fowohl für die Auflöſung des 
Rechtsverhältniſſes gegenüber den alten Geſchäftsführern als für die Begründung 
der Rechtsſtellung der neuen Geſchäftsführer als auch für die Abgabe der Er- 
klärungen über beide Veränderungen für das Gericht; denn die betreffenden 
rechtlichen Wirkungen treten nicht ſchon durch die rein interne Faſſung des 
Beſchluſſes ein, ſondern erſt durch ſeine entſprechende formgerechte Kundgebung 
nach außen hin. Danach kann es ſehr wohl kommen, daß zu einer Beſchluß— 
faſſung im Aufſichtsrate nicht die Zuſtimmung oder Mitwirkung aller Auf: 
ſichtsratsmitglieder erforderlich iſt, während ſie zu ſeiner Inkraftſetzung nach 
außen hin notwendig iſt. Der Umſtand, daß ein gültiger interner Beſchluß 
vorliegt, erſetzt eben noch nicht dieſes formelle Erfordernis; vielmehr ſind 
etwaige Verſuche derjenigen Mitglieder, welche ihn gefaßt haben, ihn ohne die 
Mitwirkung der diſſentierenden Mitglieder nach außen hin zur Geltung zu 
bringen, rechtlich wirkungslos. Im inneren Verhältniſſe ſind allerdings die⸗ 
jenigen Mitglieder, welche bei dem Beſchluſſe nicht mitgewirkt haben oder 
überſtimmt worden ſind, für verpflichtet zu erachten, bei der Ausführung des 
gültig gefaßten Beſchluſſes nach außen hin mitzuwirken. Die Geſellſchaft kann, 
wenn ſie ſich deſſen weigern, Klage gegen ſie erheben, um ſie zu zwingen, 
ihrer Verpflichtung nachzukommen. Auch wird in der Unterlaſſung ihrer 
Mitwirkung regelmäßig eine Verletzung ihrer Obliegenheiten zu finden ſein, 
welche fie der Geſellſchaft nach § 249 Abſ. 2 HGB. ſchadenserſatzpflichtig 
macht (Makower, Anm. Ib zu § 247). Auf dieſe Wirkungen des gültig 
gefaßten Beſchluſſes kommt es aber hier nicht an, weil fie nur das Innen⸗ 
verhältnis betreffen. Hiernach ijt die vorliegende Anmeldung von den Vor⸗ 
inſtanzen mit Recht beanſtandet worden. Ob die Sache anders liegen würde, 
wenn der Auſfſichtsrat gleichzeitig den Beſchluß gefaßt hätte, daß eines feiner 
Mitglieder bevollmächtigt werde, die gefaßten Beſchlüſſe gegenüber den Bee 
teiligten und dem Gericht zur Ausführung zu bringen, und dieſes Mitglied 
daraufhin die erforderlichen Außenhandlungen für den Aufſichtsrat als Kollegium 
vorgenommen hätte, kann hier dahingeſtellt bleiben, da in dieſer Weiſe nicht 
verfahren worden ijt (zu vergl. JW. 1904 S. 100). 

Bei dieſer Sachlage bedarf es keines Eingehens mehr auf die Frage, ob 
in der Aufſichtsratsverſammlung vom 25. Mai 1905 ohne die Mitwirkung 
des dritten Mitgliedes J. überhaupt ein gültiger Beſchluß zuſtande gekommen 
iſt, was übrigens für einen derartigen Fall von Lehmann-Ring, Nr. 7 zu 
§ 246; Pinner, Anm. V zu § 243; Staub, Anm. 14 zu § 246 HGB. 
und Anm. 41 zu S 42 GmbHG.; Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften 
2, 359 (im Widerſpruche mit Makower, Anm. III a zu $ 245 HGB.) 
verneint wird; vielmehr war die weitere Beſchwerde auch ohnedies als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen. 
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Umfang der Befugnis des Regiſtergerichts, die Wahrheit der einer An⸗ 
meldung zum Handelsregiſter zugrunde liegenden Tatſachen zu prüfen. 


§ 12 FGG. 
Kammergericht Berlin, 5. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 185. 


Auf Grund einer Anmeldung des Kaufmanns K. war im Jahre 1901 
die Firma „Paul K.“ für ein von ihm zu B. in der P.⸗Straße 33 be⸗ 
triebenes Kolonialwarengeſchäft in das Handelsregiſter eingetragen worden. 
In einer notariell beglaubigten Urkunde vom 4. Juli 1905 erklärte K., daß 
er ſein Geſchäft aufgelöſt habe und dieſe Tatſache zum Handelsregiſter mit 
dem Antrage auf Löſchung der Firma „Paul K.“ anmelde; ferner erklärten K. 
und S., daß ſie an dieſem Tage eine offene Handelsgeſellſchaft begründet hätten, 
die den Handel mit Kolonialwaren bezwecke und die Firma „Paul K. & Co.“ 
führen ſolle, und daß ſie dieſe Geſellſchaftserrichtung zur Eintragung anmeldeten. 
Als Geſchäftslokal der neuen Geſellſchaft wurde ebenfalls P.-Straße 33 an: 
gegeben. Nach Einreichung dieſes Antrags iſt in das Handelsregiſter zu der 
Firma Paul K. am 7. Juli folgendes eingetragen worden: 

Spalte 2: „Die Firma lautet jetzt Paul K. & Co.“ 

Spalte 3: „S.“ (als Mitinhaber). 

Spalte 6: „Offene Handelsgeſellſchaft. Der bisherige Rentier S. iſt in 

das Geſchäft als perſönlich haftender Geſellſchafter eingetreten.“ 

S. ſchrieb hierauf dem Amtsgerichte, die Eintragung entpreche nicht den 
Anträgen, da er nach ihr für die Verbindlichkeiten der jetzigen Firma haften 
werde; es ſei die Löſchung der alten und die Neueintragung der neuen Firma 
beantragt. 

Aus der Entſcheidung auf die weitere Beſchwerde: 

Wenn zwei Perſonen, von denen die eine bereits ein Handelsgewerbe 
betreibe, in Zukunft gemeinſchaſtlich eine offene Handelsgeſellſchaft bilden wollten, 
ſo unterliege es ihrer freien Entſchließung, ob ſie ihre Abſicht entweder in der 
Weiſe zur Ausführung brächten, daß der bisherige Nichtkaufmann gemäß § 28 
HGB. als perſönlich haftender Geſellſchafter in das bereits beſtehende Geſchäft 
des Einzelkaufmanns eintrete, ſo daß ſich daraus eine offene Handelsgeſellſchaft 
entwickele, oder ob der letztere fein bisheriges Geſchäft auflöſe und beide nun- 
mehr eine neue offene Handelsgeſellſchaft bildeten, welche mit dem aufgelöſten 
Geſchäfte rechtlich nichts zu tun habe. Es ſeien das zwei an ſich in gleicher 
Weiſe zuläſſige Wege für die Verwirklichung der erwähnten Abſicht. Vom 
Standpunkte des Regiſterrichters aus liege kein Anlaß vor, die Beteiligten auf 
den einen oder anderen dieſer beiden Wege einzuſchränken. 

Es wird weiterhin vom Kammergerichte dargelegt, daß ſich die Rechtslage 
für die Beteiligten verſchieden geſtalte, je nachdem der eine oder der andere 
Weg eingeſchlagen werde, und daß im vorliegenden Falle die geſtellten Anträge 
die vorgenommene Eintragung weder in ſachlicher noch in formeller Hinſicht 
zu begründen vermöchten. Sodann wird fortgefahren: 

Bei der Verfügung auf die geſtellten Anträge wird es vorausſichtlich 
noch auf die in der weiteren Beſchwerde angeregte Frage ankommen, ob der 
Regiſterrichter überhaupt befugt iſt, die Richtigkeit des Inhalts der erfolgten 
Anmeldung zu prüfen, und ob er nicht vielmehr die a hat, die 

Blätter f. Rechtspfl. LIV. N. F. XXXV. Freiw. Gerichtsbark. 
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beantragten Eintragungen ſchlechthin nach dem Inhalte der Anmeldung vor= 
zunehmen. Der letzteren vom Beſchwerdeführer vertretenen Auffaſſung, welche 
den Richter bei der Eintragung der angemeldeten Tatſachen gewiſſermaßen zum 
willenloſen Werkzeug der Anmeldenden machen will, kann nicht beigepflidtet. 
werden. 

Man unterſcheidet bei den Eintragungen im Handelsregiſter zwiſchen 
denen von rechtserzeugender (konſtitutiver) Wirkung, welche, wenn auch nicht 
allein, fo doch in Verbindung mit anderen Tatſachen, ein Rechtsverhältnis er⸗ 
zeugen (wie z. B. in den Fällen des § 2, des § 3 Abſ. 2, des § 200, 
des § 277 Abſ. 3, des § 320 HGB.), und ſolchen von beurkundender 
(deflaratorifcher) Bedeutung, welche dazu dienen, gewiſſe für den Handels⸗ 
verkehr wichtige Tatſachen oder ſich aus ihnen ergebende Rechtsverhältniſſe im. 
Handelsregiſter feſtzuſtellen und durch die ſich an ihre Eintragung anſchließende: 
öffentliche Bekanntmachung zur Kenntnis des Publikums zu bringen. (Staub, 
Exkurs zu § 8 Anm. 11, 12, Düringer⸗Hachenburg S. 78 Anm. III, 3 zu 
§ 14; Cofack, Lehrbuch (5) S. 45 § 10 Nr. 4; Ritter, Allgemeine Lehren 
1900 S. 82.) Bei den hier beantragten Eintragungen der Löſchung einer 
Firma und der Neubegründung einer offenen Handelsgeſellſchaft handelt es 
ſich lediglich um ſolche der letzteren Art. Daß bei Eintragungen von rechts- 
erzeugender Wirkung der Regiſterrichter beſugt ſein muß, die Wahrheit der von 
den Anmeldenden angegebenen Tatſachen zu prüfen, ergibt ſich ohne weiteres 
aus der Natur der Sache; denn es kann den Beteiligten nicht überlaſſen 
bleiben, mit Hilfe der Eintragungen nach ihrem Belieben Rechtsverhältniſſe 
entſtehen zu laſſen, für welche die vom Geſetze verlangten tatſächlichen Voraus- 
ſetzungen fehlen (Staub Anm. 8). Aber auch für die Regiſtervermerke von 
nur beurkundender Bedeutung wird man dem Richter nach Lage der Geſetze 
ein gewiſſes Prüfungsrecht und eine damit Hand in Hand gehende Prüfungs⸗ 
pflicht in bezug auf die Richtigkeit der zur Eintragung angemeldeten Tatſachen 
einzuräumen haben. Wenn auch einer derartigen Eintragung zweifelsohne 
nicht die Bedeutung beizumeſſen iſt, daß dadurch vom Gerichte die Richtigkeit 
des beurkundeten Rechtsverhältniſſes amtlich bezeugt wird, ſo wird doch durch 
fie eine Vermutung für ſeine Richtigkeit begründet (RG. 41, 22; JW. 1898. 
S. 203; Staub, Anm. 8, 10, 15; Goldmann, Anm. 3 zu § 8 HGB.; Ritter 
a. a. O.). Schon dieſer Umſtand ſpricht dafür, daß dem Regiſterrichter eine 
gewiſſe Prüfungspflicht in bezug auf die Wahrheit der einzutragenden Tat- 
ſachen obliegt. Das geht aber auch aus verſchiedenen Vorſchriften des FGG. 
im 7. Abſchnitte von den Handelsſachen hervor. Nach den SS 142 ff. hat 
der Regiſterrichter unter beſtimmten Vorausſetzungen von Amts wegen zwecks 
Ridtigitellung des Handelsregiſters einzuſchreiten, und wenn § 126 vorſchreibt, 
daß die Organe des Handelsſtands verpflichtet find, die Regiſtergerichte behufs 
der Verhütung unrichtiger Eintragungen, ſowie behufs der Berichtigung und- 
Vervollſtändigung des Handelsregiſters zu unterſtützen, jo wird auch dabei. 
augenſcheinlich eine allgemeine Verpflichtung der Gerichts zur Ablehnung un- 
richtiger Eintragungen vorausgeſetzt. Hiernach wird man dem Regiſterrichter 
unter keinen Umſtänden zumuten dürfen, daß er angemeldete Tatſachen, deren 
Unwahrheit gerichtskundig iſt, oder gar nicht beſtehende Rechtsverhältniſſe in: 
das Handelsregiſter einträgt und jo wiſſentlich zur Täuſchung des Publikums 
mitwirkt: er hat vielmehr das Recht und die Pflicht, ihre Eintragung abzu⸗ 
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lehnen (Lehmann⸗Ring, Nr. 3 zu § 15; Makower, Anm. II zu § 12; Staub, 
Anm. 9 des Exkurſes zu § 8; Düringer⸗Hachenburg, Anm. III 4 zu § 14; 
Ritter S. 83). Man wird ſich aber damit nicht begnügen dürfen, ſondern 
vom Richter ferner verlangen müſſen, daß er, wenn ſich für ihn erhebliche 
Bedenken gegen die Richtigkeit angemeldeter Tatſachen ergeben, auch dieſe nicht 
ohne weiteres unberückſichtigt läßt, ſondern ihre Aufklärung und die Feſtſtellung 
des wahren Sachverhalts verſucht. Er wird zu dieſem Zwecke gemäß § 12 
HOG. Ermittelungen anzuſtellen und nötigen Falles Beweiſe zu erheben haben, 
um je nach deren Ergebnis dem geſtellten Antrage ſtattzugeben oder ihn ab— 
zulehnen; denn eine Eintragung, welche trotz des Vorliegens erheblicher richter— 
licher Bedenken gegen ihre Richtigkeit erfolgt, würde natürlich auch nicht mit der 
Vermutung ihrer Richtigkeit verträglich fein und den Bedürfniſſen des handels— 
treibenden Publikums ſchlecht dienen. Darüber hinaus geht die Prüfungs— 
pflicht des Regiſterrrichters allerdings nicht; insbeſondere wird man ihn nicht 
für befugt erachten, daß er ohne beſondere Veranlaſſung oder auf bloße Ver⸗ 
mutungen hin eine Anmeldung beanſtandet und etwa von den Anmeldenden 
einen Nachweis für die Richtigkeit ihrer Erklärungen verlangt; vielmehr wird 
er dieſe regelmäßig ohne weiteres als wahrheitsgemäß anzunehmen haben 
(Lehmann⸗Ring, Nr. 7 zu § 12; Staub, Anm. 9 des Exkurſes zu § 8; 
Goldmann, Anm. 3 zu § 8). Auf dieſem Standpunkte ſteht auch die Dents 
ſchrift eines Entwurfs zum HGB. S. 25 (Hahn-Mugdan 6, 209). Hier wird 
ganz klar ausgeſprochen, daß beſondere Zweifel in bezug auf die Richtigkeit 
der angemeldeten Tatſachen für ihn den Anlaß zu weiteren Nachforſchungen 
bieten können und müſſen, eine Beanſtandung ohne ſolche aber für unzuläſſig 
erklärt. Anſtände können ſich ergeben aus den eigenen Erklärungen der An⸗ 
meldenden, aus einer Anzeige der Polizei (Art. 3 PrAG. z. HGB.) oder 
der Handelskammer (S 126 FGG.) oder ſonſtigen an das Gericht gelangten 
Mitteilungen. Inwieweit das Gericht im einzelnen auf die ihm aufſtoßenden 
Bedenken einzugehen hat und in welchem Umfang es über ſie Ermittelungen 
anſtellt oder Beweiſe erhebt, iſt in letzter Reihe Sache ſeines freien Ermeſſens 
(Rausnitz, Nr. 17, 22 zu § 12 FGG.). In ſachlicher Beziehung ijt dem 
Regiſterrichter für die Beanſtandung ſolcher Anmeldungen indes eine feſte 
Grenze dadurch gezogen, daß er nur immer die Aufgabe hat, die Eintragung 
unwahrer Tatſachen oder tatſächlich nicht beſtehender Rechtsverhältniſſe zu ver: 
hüten. Danach liegt es außerhalb ſeiner Zuſtändigkeit, auch in eine Prüfung 
in der Richtung einzutreten, ob durch die Eintragung an ſich wahrer Tatſachen 
und beſtehender Rechtsverhältniſſen die Rechtslage Dritter eine ungünſtigere 
wird und etwaige ihnen zuſtehende Rechte gefährdet werden. Zu den Fällen 
der erſten Art ſind namentlich diejenigen zu rechnen, in welchen ein nichtiges 
Rechtsgeſchäft vorliegt, auf Grund deſſen eine Eintragung erfolgen ſoll. Der 
Regiſterrichter wird ſonach die Eintragung einer offenen Handelsgeſellſchaft 
auf Grund eines feſtgeſtelltermaßen ſimulierten Geſellſchaftsvertrags abzulehnen 
haben; es liegt dann nur ſcheinbar eine Geſellſchaft vor, in Wahrheit aber 
nicht (RG. 37, 61). Ganz ähnlich liegt der Fall, wenn jemand als Er— 
werber einer Firma eingetragen werden ſoll, ohne daß er das Handelsgeſchäft, 
für welches fie geführt wird, erworben hat ($ 23 HGB.; RG. 3, 121; 9, 
2; zu vergl. Lehmann⸗Ring, Nr. 7 zu $ 12; Düringer⸗ Hachenburg, Anm. III 
4 zu § 14). 
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Anders liegt dagegen die Sache bei bloß anfechtbaren Geſchäften, z. B. 
wenn durch eine Geſellſchaftsgründung den Gläubigern eines nunmehrigen Ge⸗ 
ſellſchafters die Geltendmachung älterer Anſprüche gegen dieſen erſchwert wird 
(zu vergl. § 185 HGB.). Hier liegt ein Geſellſchaftsvertrag vor; die Tat: 
fade der Gründung einer Geſellſchaft iſt wahr; möglicherweiſe greift jedoch, 
weil ſie zwecks Benachteiligung der Gläubiger begründet iſt, eine Anfechtung 
auf Grund des Geſetzes vom 21. Juli 1879 durch, deren Erhebung und 
Durchführung aber vom Entſchluſſe des betreffenden Gläubigers abhängig iſt. 
Eine ſolche Möglichkeit kann und darf dem Regiſterrichter nicht als Grund für 
die Ablehnung der Eintragung der Geſellſchaft dienen. In derartigen Fällen 
muß es vielmehr den Beteiligten überlaſſen bleiben, ihren Schutz beim Prozeß⸗ 
richter zu ſuchen. Dieſe Grundſätze wird das Amtsgericht bei der weiteren 
Verfügung auf die geſtellten Anträge zu berückſichtigen haben. 


Unzuläſſigkeit der Einleitung eines Ordunngsſtrafverfahrens durch das 

Landgericht, das auf Beſchwerde gegen den ein Einſchreiten ablehnenden 

Beſcheid des Regiſtergerichts mit der Sache befaßt wird. — Befugnis 

des Genoſſen, das Protokollbuch über die Generalverſammlungsbeſchlüſſe 

einer eingetragenen Genoſſenſchaft durch einen Bevollmüchtigten einſehen 
zu laſſen. 


§ 132 GG., §§ 47, 160 Gen. 
Kammergericht Berlin, 19. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 194. 


H. O. ſtellte als Mitglied des in Liquidation befindlichen Bankvereins 
zu H., eGmuh., bei dem Amtsgerichte zu H. den Antrag, ihm die Einſicht⸗ 
nahme des Protokollbuchs des Bankvereins, und zwar, da er nicht ſelbſt nach 
H. kommen könne, die Einſichtnahme durch ſeinen von ihm bevollmächtigten 
Bruder E. O. zu H., zu erwirken. Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab, 
das Landgericht zu B. gab ihm dagegen auf die eingelegte Beſchwerde inſo⸗ 
weit ſtatt, daß den Liquidatoren des Bankvereins bei Meidung einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe von 50 Mark aufgegeben wurde, dem H. O. binnen einer Woche die 
Einſicht der Protokollbücher zu geſtatten. Das Landgericht führte dabei aus, 
daß das Recht der Einſicht des Buches als ein höchſtperſönliches von H. O. 
nur in Perſon, nicht aber durch Bevollmächtigte ausgeübt werden könne. 

Gegen dieſen Beſchluß hat H. O. weitere Beſchwerde mit dem Antrag 
eingelegt, die Einſichtnahme durch ſeinen Bevollmächtigten zu geſtatten. 

Das Kammergericht hat auf die weitere Beſchwerde die Vorentſcheidungen 
aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Erörterung und Verfügung an 
das Amtsgericht zurückverwieſen. In den Gründen wird u. a. folgendes 
ausgeführt: 

Sobald das Regiſtergericht von einem fein Einſchreiten nach § 47 Gen. 
rechtfertigenden Sachverhalte glaubhafte Kenntnis erhält, hat es dem Beteiligten 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe aufzugeben, innerhalb einer beſtimmten 
Friſt ſeiner geſetzlichen Verpflichtung nachzukommen oder die Unterlaſſung 
mittels Einſpruchs gegen die Verfügung zu rechtfertigen (S 132 F GG., § 160 
GenG.). Daraus ergibt ſich, daß der einzige zuläſſige Weg für die Durch⸗ 
ſetzung des Rechtes eines Genoſſen auf Einſicht des Protokollbuchs der Ge⸗ 
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noſſenſchaft mit Hilfe des Regiſterrichters das in Gemäßheit dieſer Vorſchriften 
durch Erlaſſung einer ſtrafandrohenden Verfügung einzuleitende handelsgerichtliche 
Ordnungsſtrafverfahren iſt. Ferner iſt ohne weiteres klar, daß dieſes Ver— 
fahren nur vom Regiſtergerichte erſter Inſtanz, alſo allein vom Amtsgerichte, 
nicht aber vom Landgericht oder einer ſonſtigen Inſtanz eingeleitet werden 
kann. An einer dem § 143 366. entſprechenden Beſtimmung (wonach 
außer dem Amtsgericht auch das Landgericht unmittelbar behufs Löſchung 
einer unzuläſſigen Handelsregiſtereintragung einſchreiten kann) fehlt es für das 
in den SS 132 bis 139 geregelte Verfahren, es kann auch nach deſſen 
Stellung im Geſetz (außerhalb dieſer beſonderen Verfahrens vorſchriften) von 
ſeiner analogen Anwendung keine Rede ſein. Weiter iſt davon auszugehen, 
daß die Einleitung dieſes Verfahrens durch die zuſtändige Inſtanz wie über⸗ 
haupt ſeine dem Geſetz entſprechende, formgerechte Durchführung derart weſentlich 
iſt, daß ein dem nicht genügendes Verfahren auch nicht zur Verhängung einer 
Strafe oder zu deren Aufrechterhaltung in höherer Inſtanz führen darf. Aus 
dieſen Gründen wird aber im Falle der Einlegung einer gehörigen Beſchwerde 
ein derartiges formwidriges Verfahren von Amts wegen, d. h. auch für den 
Fall, daß die gemachten Formfehler in der Beſchwerde nicht gerügt find, auf: 
zuheben ſein, damit die Einleitung eines neuen ordnungsmäßigen Verfahrens 
ſtattfindet. Es ergibt ſich das aus dem Amtscharakter dieſes Verfahrens; 
denn es handelt fic) bei ihm, auch wenn mehrere Privatbeteiligte mit wider: 
ſtreitenden Intereſſen vorhanden find (ein Aftivbeteiligter, der fein Recht ver: 
folgt, und ein Paſſivbeteiligter, gegen den es durchgeſetzt werden ſoll), nicht 
etwa um eine Rechtsſtreitigkeit zwiſchen zwei Parteien, ſondern um ein weſent⸗ 
lich im öffentlichen Intereſſe verordnetes, den Gerichten überwieſenes, eigen⸗ 
artiges Verwaltungsverfahren, um Verbindlichkeiten öffentlich-rechtlicher Natur 
zu erzwingen (RG. 2, 223; Delius in Goldſchmidts Z. 38, 427; 
Rausnitz, Anm. 3 zu § 132 §FGG.). Hieran wird auch dadurch nichts 
geändert, daß ihre Erzwingung zugleich im Intereſſe Privater liegt. Anträge 
Beteiligter bilden grundſätzlich nur eine Anregung für dieſes Verfahren, welches 
von Amts wegen durch Androhung und Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen in 
ſtreng geordneten Formen durchzuführen iſt. Da es in ſeinem weiteren Ver— 
laufe zur wiederholten Verhängung nicht unerheblicher Ordnungsſtrafen kommen 
kann, bildet die Einhaltung dieſer Formen gleichzeitig einen vom Geſetze ges 
wollten Schutz des zu zwingenden Paſſivbeteiligten. Es darf alſo nirgends 
willkürlich von ihnen abgewichen werden, auch dann nicht, wenn die Beteiligten 
eine bezügliche Rüge unterlaſſen. 

Im gegebenen Falle hat das Landgericht, indem es den Antrag des 
Beſchwerdeführers zum Teil für begründet erachtete, den Liquidatoren der Gee 
noſſenſchaft durch ſeinen Beſchluß (bei Meidung einer Ordnungsſtrafe von 
50 Mark für jeden von ihnen) aufgegeben, dem Beſchwerdeführer binnen 
einer Woche die Einſicht des Protokollbuchs zu geſtatten. Zu dieſer augen: 
ſcheinlich auf die Durchführung des § 47 GenG. gerichteten Verfügung war 
das Landgericht ſachlich nicht zuſtändig. Ein auf Grund dieſer einleitenden 
Verfügung weiter geführtes Ordnungsſtrafenverfahren würde den Liquidatoren 
für ihre Verteidigung eine Inſtanz entziehen und ihnen nach erfolgter Straf: 
verhängung lediglich die weitere Beſchwerdeinſtanz laſſen, in welcher ſie neue, 
tatſächliche Anführungen nicht mehr machen könnten. Außerdem entſpricht 


aber die in dem Beſchluß enthaltene Auflage für die Liquidatoren injofern 
nicht dem $ 132, als in ihr die Alternativaufforderung fehlt, daß fie die 
Unterlaſſung der Erfüllung der fraglichen Verpflichtung binnen der angegebenen 
Friſt mittels Einſpruchs rechtfertigen ſollen. Infolge dieſer Mängel erſcheint 
die landgerichtliche Strafandrohung ungeeignet, um ſie als Grundlage für 
eine Strafverhängung und für eine erfolgreiche Verwirklichung des dem Be⸗ 
ſchwerdeführer aus § 47 GenG, zuſtehenden Rechts zu benutzen. 

Aus dieſen Gründen erſchien es geboten, den Beſchluß des Landgerichts 
aufzuheben und die Sache an das Amtsgericht zurückzuverweiſen, damit es 
über die Einleitung des handelsgerichtlichen Ordnungsſtraſverfahrens gegen die 
Liquidatoren der Genoſſenſchaft anderweit befindet. Hierbei ſoll mit Rückſicht 
auf den Verlauf der bisherigen Verhandlungen noch auf folgendes hinge⸗ 
wieſen werden. 

ae Das Landgericht hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß das im 
§ 47 GenG. einem jeden Genoſſen eingeräumte Recht auf Einſicht des 
Protokollbuchs der Genoſſenſchaft mit ihren Generalverſammlungsbeſchlüͤſſen 
ein höchſtperſönliches ſei, welches nur von dem Genoſſen in Perſon, aber 
nicht durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden könne. Dieſer Anſicht 
iſt nicht beizupflichten. Sie wird weder durch den Wortlaut noch durch die 
Entſtehungsgeſchichte des § 47 unterſtützt, wogegen allgemeine Gründe und 
die Eigenart jenes Rechtes die Zuläſſigkeit einer Vertretung bei ſeiner Aus⸗ 
übung beweiſen. Während der Wortlaut des § 47, für ſich allein betrachtet, 
für die hier ſtreitige Frage als indifferent zu bezeichnen iſt, dürfte ſein Ver⸗ 
gleich mit § 43 Abſ. 4 GenG. (wo die Ausübung des Stimmrechts des 
Genoſſen durch Bevollmächtigte ausgeſchloſſen iſt) und auch mit Art. 105 
des alten HGB., § 118 des neuen HGB. (wo die Einſicht der Handels⸗ 
bücher und Papiere der offenen Handelsgeſellſchaft ausdrücklich als perſönliches 
Recht bezeichnet wird) per argumentum e contrario in gewiſſer Weile 
für die Zuläſſigkeit einer Vertretung im vorliegenden Falle ſprechen. Was 
die Entſtehung des § 47 anbetrifft, ſo fand ſich das gleiche Recht des Ge⸗ 
noſſen (Genoſſenſchafters) bereits im § 32 Abſ. 2 des preußiſchen Gen. 
vom 27. März 1867 und im § 33 Ab). 2 des Bundesgeſetzes vom 4. 
Juli 1868; es kehrte auch wieder im § 45 RG. vom 1. Mai 1889. Diele 
Vorſchrift hat zwar bei den Verhandlungen von 1866/67 den Gegenſtand 
eingehender Beratung gebildet, jedoch nur wegen des Einſichtsrechts der Staats⸗ 
behörde (zu vergl. Pariſius⸗Crüger, Anm. I, II 2,8 zu § 47 GenG,). 
Dafür, daß das Einſichtsrecht des Genoſſen nur ein höchſtperſönliches ſein 
ſoll, findet ſich in den Begründungen der verſchiedenen Entwürfe und den 
ſonſtigen parlamentariſchen Verhandlungen nirgends ein Anhalt. Einen ſolchen 
müßte man aber nach den allgemeinen Grundſätzen über die Zuläſſigkeit der 
Stellvertretung in der rechtsgeſchäftlichen Ausübung von Rechten zum mindeſten 
erwarten, wenn man dieſe für ausgeſchloſſen erachten fol. Ihre Zuläſſigkeit 
iſt nämlich auf dem Gebiete des Privatrechts nach Bürgerlichem Geſetzbuch 
als die Regel anzuſehen und zu bejahen, ſofern nicht die Natur des Rechts⸗ 
geſchäfts oder beſondere geſetzliche Beſtimmungen entgegenſtehen (zu vergl. 
Rehbein zu SS 164 ff. des BGB. Anm. I, 1; Neumann, B. II I e vor 
S 164 BGB.). Weder das eine noch das andere liegt hier vor. Im 
Gegenteil iſt anzunehmen, daß das Recht zur Einſicht des Protokollbuchs mit 
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den darin enthaltenen Generalverſammlungsbeſchlüſſen der Genoſſenſchaft im 
Hinblick auf den Inhalt dieſes Buches eine Stellvertretung ſehr wohl geſtattet, 
weil die Kenntnisnahme von ihm durch Dritte nur ganz ausnahmsweiſe ge— 
eignet ſein wird, die Genoſſenſchaft zu ſchädigen; denn es handelt ſich ja 
dabei nicht etwa um Geſchäftsgeheimniſſe (wie jie allerdings in den Handels— 
büchern und Papieren einer offenen Handelsgeſellſchaft nicht felten enthalten 
ſind), ſondern um den Inhalt von Beſchlüſſen, welche in Generalverſammlungen 
gefaßt ſind, zu welchen jedem Genoſſen der Zutritt freiſtand. Bei der großen 
Zahl von Mitgliedern, welche Genoſſenſchaften meiſt zu haben pflegen und 
dem Fehlen einer geſetzlichen Schweigepflicht über die gefaßten Beſchlüſſe liegt 
auch kaum je ein Bedürfnis für die Wahrung des Geheimniſſes des Protokoll— 
buchs vor. Dazu kommt, daß das Genoſſenſchaftsgeſetz hauptſächlich auf kleine 
wirtſchaftliche Verhältniſſe zugeſchnitten iſt, ſo daß damit gerechnet werden 
muß, daß ſich unter den Genoſſen vielfach ſolche befinden, welchen es an der 
nötigen Befähigung fehlt, um das Protokollbuch perſönlich mit dem erforder— 
lichen Verſtändniſſe durchzuſehen und ſeinen Inhalt genügend aufzufaſſen. 
Für alle ſolche Genoſſen iſt aber eine Stellvertretung bei der Büchereinſicht 
ein unbedingtes Erfordernis, wenn ihr Recht nicht vereitelt werden ſoll (zu 
vergl. § 157 BGB.). Nach alledem iſt die Zuläſſigkeit einer Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten bei der Ausübung des jtreitigen Rechtes eines 
Genoſſen unbedenklich zu bejahen. 

Allerdings kann noch in Frage kommen, ob nicht im Einzelfalle die 
Vertretung des Genoſſen durch eine beſtimmte Perſon von ſeiten der Ge— 
noſſenſchaft aus beſonderen Gründen abgelehnt werden darf, weil ihr dadurch 
ein Schaden droht. Es wird dies je nach den Umſtänden des Falles wohl 
bejaht werden können, namentlich dann, wenn die Perſönlichkeit des Bevoll⸗ 
mächtigten oder ein zwiſchen ihm und der Genoſſenſchaft beſtehendes Streit⸗ 
verhältnis nach dem freien Ermeſſen des Gerichts die Vorlegung des Protokoll— 
buchs zur Einſicht an ihn widerraten. Es werden dabei die für die Zuziehung 
von Sachverſtändigen zur Einſicht von Handelsbüchern anerkannten Grundſätze 
entſprechend anzuwenden fein (RG. 25, 88; Lehmann-Ring, Nr. 2 zu § 118 
HGB.; Goldmann, Anm. 7 zu $ 118, Anm. 10 zu § 166 HGB.). Ein 
ausreichender Grund zur Ablehnung des E. O. als Vertreters ſeines Bruders 
bei der Einſicht des Protokollbuchs kann jedoch nicht darin gefunden werden, 
daß dieſer etwa in ſeiner Eigenſchaft als Genoſſe mit einem ehemaligen Vor— 
ſtands⸗ und einem früheren Aufſichtsratmitgliede der Genoſſenſchaft Prozeß 
führt, wie dies eingewendet worden iſt; denn dadurch werden die Intereſſen 
der Genoſſenſchaſt als folder in keiner Weiſe berührt. .. 


Beſtellung des aus einer größeren Zahl von Perſonen beſtehenden Vereins⸗ 

vorſtandes in der Weiſe, daß der Vorſitzende und ein weiteres Mitglied 

des Vorſtandes berechtigt find, den Verein nach außen gerichtlich und außer- 

gerichtlich zu vertreten. Zuläſſigkeit der Eintragung einer ſolchen Satzungs⸗ 
beſtimmung in das Vereinsregiſter. 


88 26, 28, 40, 64 BGB. 
Kammergericht Berlin, 5. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 205. 


Im Vereinsregiſter des Amtsgerichts B. iſt der Katholiſche Verein zu B. 
eingetragen mit dem Vermerk in Spalte 4, daß der Vorſtand aus neunzehn 
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namentlich aufgeführten Perſonen beſtehe. Dieſe Eintragung iſt auf Grund 
der von dem Notar M. unterſchriftlich beglaubigten Anmeldung der neunzehn 
Perſonen vom 23. Februar 1904 erfolgt, in welcher ſich die Anmeldenden 
als „Vorſtand“ des Vereins bezeichnet haben. 

Der Abſchnitt V (§ 8) der Satzung mit der Ueberſchrift „Organiſation 
des Vereins“ beſtimmt, daß die Organe des Vereins der Vorſtand und die 
Mitgliederverſammlung ſind. Im Abſchnitte VI wird über (1) „Zuſammen⸗ 
ſetzung und Wahl“ (§ 9), (2) „Allgemeine Rechte und Pflichten“ (§ 10) 
und (3) „Ende des Amtes des Vorſtandes“ (§ 11) gehandelt und im 
Abſchnitte VII von der „Mitgliederverſammlung“. Der § 9 beginnt mit 
dem Satze: 

Der Vorſtand beſteht aus neunzehn von der Mitgliederverſammlung. 
für den Zeitraum von drei Jahren zu wählenden Mitgliedern, und zwar 
aus einem Vorſitzenden, zwei ſtellvertretenden Vorſitzenden und ſechzehn 
Beiſitzern .. 

Ferner heißt es im § 10: 

Der Vorſtand leitet und vertritt den Verein. Zum Geſchäſtskreiſe des 
Vorſtandes gehören alle mit der Leitung und Vertretung des Vereins ver« 
bundenen Geſchäfte . 

Nach außen, ſowohl gerichtlich wie außergerichtlich, wird der Verein rechts⸗ 
gültig vertreten durch den Vorſitzenden oder einen Stellvertreter und ein 
Mitglied des Vorſtandes. 

Der Vorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe in Sitzungen nach einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit oder ohne Sitzung durch einſtimmige ſchriftliche Zuſtimmung. 

Am 15. Oktober 1904 hat der Notar beantragt, die Eintragung im 
Vereinsregiſter bezüglich des Vorſtandes zu ergänzen oder zu berichtigen, da 
nicht die Geſamtheit der anmeldenden neunzehn Perſonen, wennſchon fie ſich 
als Vorſtand bezeichnet hätten, Vorſtand im Sinne des § 26 BGB. fei, 
ſondern der Vorſtand im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift nur aus zwei Perſonen, 
dem Vereinsvorſitzenden oder einem ſeiner Stellvertreter und einem anderen 
Mitgliede des ſog. Vorſtandes, beſtehe, da durch dieſe allein nach $ 10 der 
Satzung der Verein nach außen rechtsgültig vertreten werde. 

Das Amtsgericht hat durch Beſchluß den Antrag zurückgewieſen. Es 
hat dahingeſtellt gelaſſen, ob der Notar überhaupt als ermächtigt gelten könne, 
im Namen des Vereinsvorſtandes die Eintragung zu beantragen, welche von 
den eigenen Erklärungen der neunzehn Vorſtandsmitglieder inhaltlich abweichen 
würde. Aus den §$ 9, 10 der Satzung ergebe ſich, daß tatſächlich neunzehn 
Perſonen den Vorſtand bildeten und daß dieſe ſämtlich zur Vertretung des 
Vereins ermächtigt ſeien; es ſei daher die erfolgte Eintragung hinſichtlich des 
Vorſtandes richtig. Auch ſei es unzuläſſig, dieſe Eintragung durch einen 
Vermerk über die Beſugnis der genannten zwei Perſonen des Vorſtandes zur 
Vertretung des Vereins nach außen zu ergänzen, da dieſe Beſtimmung nicht 
als eine „Regelung der Beſchlußfaſſung“ im Sinne der SS 64, 70 BGB. 
aufzufaſſen ſei und das Vereinsregiſter wie alle anderen Regiſter nicht für 
beliebige, ſondern nur für die geſetzlich begründeten Eintragungen offenſtehe. 

In der hiergegen eingelegten Beſchwerde hat Notar M. beantragt, die 
Eintragung dahin zu ergänzen, daß nach § 10 der Satzung die genannten. 
zwei Vorſtandsmitglieder zur rechtsgültigen Vertretung des Vereins nach außen 
berechtigt ſeien. 


za wee acs 


Die Beſchwerde ift durch Beſchluß des Landgerichts aus den Gründen 
des Amtsgerichts zurückgewieſen worden. 


In der weiteren Beſchwerde hierüber wird ausgeführt, die Satzungs⸗ 
beſtimmung bezüglich der Vertretung des Vereins durch 2 Perſonen ſei zu— 
läſſig und nach § 64 BGB. jet fie auch eintragungsfähig. 

Das Kammergericht hat auf die weitere Beſchwerde die Vorentſcheidungen 
aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Zu dem Antrag die Eintragung dahin zu ergänzen, daß nach § 10 
der Satzung die genannten zwei Vorſtandsmitglieder zur rechtsgültigen Ver— 
tretung des Vereins nach außen berechtigt ſeien, iſt der Notar als legitimiert 
anzuſehen; denn dieſer Antrag gründet ſich auf die von dem Notar beglaubigte 
Anmeldungserklärung vom 23. Februar 1904, indem geltend gemacht wird, 
die auf Grund der Erklärung bewirkte Eintragung ſei unvollſtändig. Es iſt 
alſo anzunehmen, daß der Notar den auf Vervollſtändigung der Eintragung 
gerichteten Antrag im Namen des Vorſtandes des Vereins geſtellt hat und 
daß er dazu legitimiert iſt. Daraus ergibt ſich zugleich die Berechtigung des 
Notars zur Einlegung der Beſchwerde gegen die Ablehnung ſeines Antrags 
(§ 159, § 129 Satz 2, § 124 FGG., RJ A. 1, 153). — Die Beſchwerde 
iſt nicht die ſofortige nach den Vorſchriften ZPO., ſondern die allgemeine 
einfache Beſchwerde in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nach 
Maßgabe der SS 19 ff. FGG., da die Anmeldung des Vereins nicht zurück⸗— 
gewieſen, ſondern nach der Begründung der Beſchwerde die erfolgte Eintragung 
des Vereins unvollſtändig iſt, mithin ein Fall des § 60 Abſ. 2 BGB. nicht 
vorliegt. 

Die weitere Beſchwerde iſt auch begründet. 


Nach § 26 Abi. 2 BGB. wird der Verein gerichtlich und außergerichtlich 
durch den Vorſtand vertreten, der die Stellung eines geſetzlichen Vertreters 
hat (Repräſentationstheorie). Die Mitglieder eines ſolchen Vorſtandes müſſen 
gemäß § 64 Satz 1 BGB. bei der Eintragung des Vereins im Vereins- 
regiſter angegeben werden. Dies iſt vorliegend geſchehen. Wie die Vorinſtanzen 
zutreffend angenommen haben, ſind die neunzehn Perſonen, welche auf Grund 
ihrer eigenen Anmeldung des Katholiſchen Vereins zu B. in das Vereins- 
regiſter als Vorſtandsmitglieder eingetragen worden ſind, tatſächlich und rechtlich 
der Vorſtand im obigen Sinne. Es ſind daher die neunzehn Perſonen, welche 
ſich in der Anmelduug vom 23. Februar 1904 als „der Vorſtand des 
Vereins“ bezeichnet haben, mit Recht als die Vorſtandsmitglieder in das Vereins= 
regiſter eingetragen worden; denn durch ſie wird der Verein gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. Dieſe Eintragung iſt aber, wie der Beſchwerde⸗ 
führer zutreffend geltend macht, nicht vollſtändig. Aus ihr ergibt ſich nicht, 
in welcher Weiſe der mehrgliedrige Vorſtand ſeinen Willen nach außen kund⸗ 
zugeben hat, ob das Auftreten ſämtlicher Mitglieder in Einhelligkeit erforder— 
lich iſt oder ob das Handeln der Majorität oder nur einiger Mitglieder genügt. 
Die Satzung enthält aber in Abſchnitt VI unter Nr. 3 in dieſer Hinſicht 
folgende Beſtimmung: 

Nach außen, ſowohl gerichtlich wie außergerichtlich, wird der Verein 

rechtsgültig vertreten durch den Vorſitzenden oder einen Stellvertreter des⸗ 
ſelben und ein Mitglied des Vorſtandes. 
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Dieſe Beſtimmung fteht nicht der obigen Ausführung entgegen, daß der nach 
der Satzung aus neunzehn Perſonen beſtehende Vorſtand der geſetzliche Ver⸗ 
treter des Vereins iſt. Denn einesteils kann in den einzelnen Fällen bald 
jenes Vorſtandsmitglied zuſammen mit dem Vorſitzenden oder einem ſtell⸗ 
vertretenden Vorſitzenden für den Verein nach außen handeln, ſo daß in 
dieſem Sinne alle Vorſtandsmitglieder vertretungsberechtigt ſind, und anderen⸗ 
teils ſoll durch die Beſtimmung nur geregelt werden, durch welche Anzahl 
der vertretungsberechtigten Perſonen rechtsgeſchäftliche Akte nach außen hin 
mit bindender Kraft für den Verein ſollen vorgenommen werden können. 
Aehnlich wie nach § 232 HGB. bezuglich der Willenserklärungen eines 
mehrgliedrigen Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft im Geſellſchaftsvertrage be- 
ſtimmt werden darf, daß die als geſetzliche Regel aufgeſtellte Mitwirkung des 
Vorſtandes nicht erforderlich ſein, ſondern ſchon die Willenserklärung eines 
oder einiger Vorſtandsmitglieder zur Verpflichtung der Geſellſchaft genügen 
ſoll, ſo iſt vorliegend feſtgeſetzt, daß nicht die Kollektivvertretung durch ſämtliche 
Vorſtandsmitglieder und auch nicht die Mitwirkung der Mehrheit notwendig 
ſein, ſondern das gemeinſame einhellige Handeln zweier Vorſtands mitglieder, 
von denen eines der Vorſitzende oder ein ſtellvertretender Vorſitzender iſt, für 
den Verein verbindlich fein fol. Es ſoll alſo durch das Zuſammenwirken 
zweier ſolcher Vorſtandsmitglieder der Wille des Geſamtvorſtandes rechtsgültig 
zum Ausdrucke gebracht werden. Die Beſtimmung hat den Zweck, dem 
mehrgliedrigen Vorſtande die Vertretung des Vereins nach außen zu erleichtern. 
Es ſoll nicht des Nachweiſes bedürfen, daß ſämtliche Vorſtandsmitglieder 
oder die Mehrheit mit der betreffenden Maßnahme einverſtanden ſind, ſondern 
das gemeinſame Handeln zweier Vorſtandsmitglieder ſoll als Handeln des 
geſamten Vorſtandes gelten. Die Beſtimmung iſt, in dieſer Weiſe aufgefaßt, 
auch ſehr wohl vereinbar mit der folgenden Beſtimmung im Abſchnitt VI Nr. 2: 

Der Vorſtand faßt feine Beſchlüſſe in Sitzungen nach einfacher Stimmen⸗ 

mehrheit oder ohne Sitzung durch einſtimmige ſchriftliche Zuſtimmung. 
Hier iſt nur feſtgeſetzt, in welcher Weiſe bindend für alle Vorſtandmitglieder, 
im Verhältniſſe nach innen, die Vornahme von Handlungen für den Verein 
ſoll beſchloſſen oder ſonſtige den Verein betreffende Entſchlüſſe ſollen gefaßt 
werden können, nicht aber, wie der mehrgliedrige Vorſtand nach außen für 
den Verein zu handeln hat. Ferner unterliegt es auch keinem Bedenken, daß 
eine Beſtimmung nach letzterer Richtung in der Satzung rechtsgültig getroffen 
werden darf. Es ergibt fic) dies aus § 40 in Verbindung mit § 28 Abſ. 1 
BGB., wonach durch die Satzung die Art und Weiſe der Beſchlußfaſſungen 
des aus mehreren Perſonen beſtehenden Vorſtandes geregelt werden kann (zu 
vergl. ROY. 21, A 271, auch RIA. 2, 183). Die Beſtimmung iſt aber 
auch eintragungsfähig. Ob ſie zu denjenigen Satzungsbeſtimmungen gehört, 
die nach § 64 Satz 2 BGB. eingetragen werden müſſen, kann dahingeſtellt 
bleiben. Der § 64 verhält ſich nur über diejenigen Eintragungen, welche 
unbedingt vorgenommen werden muͤſſen. Durch ihn werden ebenſowenig wie 
durch den Beſchluß des Bundesrats über die Führung des Vereinsregiſters 
uſw. vom 3. November 1898 anderweitige Eintragungen ausgeſchloſſen. 
Vorliegend enthält die Eintragung der Vorſtandsmitglieder allein nicht eine 
vollſtändige Kundgabe der Art der geſetzlichen Vertretung des Vereins. Es 
wird dadurch der Anſchein erweckt, als ob nur durch Mitwirkung ſämtlicher 
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oder doch der Mehrheit der Vorſtandsmitglieder Willenserklärungen für den 
Verein nach außen abgegeben werden können. Deshalb iſt es, wenn nicht 
notwendig, ſo doch wenigſtens zweckmäßig, in Spalte 3 des Vereinsregiſters 
einzutragen, daß nach der Satzung zwei Vorſtandsmitglieder, von denen das 
eine der Vorſitzende oder ein ſtellvertretender Vorſitzender iſt, für ſich allein 
den Verein nach außen gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten bes 
rechtigt ſind. 


Belaſtung eines Grundſtücks mit einer beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeit; Erfordernis, daß die den Juhalt der Dienſtbarkeit bildende Be⸗ 
fugnis dem Berechtigten einen Vorteil bietet, an deſſen Erreichung er 
ein privatrechtliches, nicht lediglich ein öffentlich⸗rechtliches Jutereſſe hat. 


8 1090 BGB. 
Reichsgericht, V. 35, 11. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 210. 


Veröffentlicht RG., 61, 338. 


Pfändung der Rechte, welche dem Schuldner in Anſehung einer Hypothek 

für den Fall zuſtehen, daß ſich die Hypothek mit dem Eigentum in ſeiner 

Perſon vereinigt. Unzuläſſigkeit der Eintragung der Pfändung, bevor 
nachgewieſen iſt, daß der Eigentümer die Hypothek erworben hat. 


S 1163 BGB., § 40 GB. 
Reichsgericht, V. BS., 18. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 215. 
Veröffentlicht RG., 61, 374. 
Eintragung des von der Zweigniederlaſſung eines ſtaatlichen gewerblichen 
Unternehmens unter ihrer Firma erworbenen Pfandrechts an einer Hypothek 


auf die von der Firma der Hanptniederlaſſung abweichende Firma der 
Zweigniederlaſſung. 


§ 1115 BGB. 
Reichsgericht, V. ZS., 1. November 1905. — Bd. 6 S. 223. 
Veröffentlicht RG. 62, 8. 
Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Zwangshypothek für eine den Betrag 
von dreihundert Mark nicht überſteigende Forderung die als Nebenforderung 


einer bereits früher eingetragenen, jenen Betrag überſteigenden Forderung 
geltend gemacht wird. 


8 4 Abſ. 1, § 866 Abſ. 3 BRO. 
Reichsgericht, V. 35., 1. November 1905, — Bd. 6 S. 225. 
Veröffentlicht RG. 61, 423. 
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Befugnis des Grundbuchamts, einen Eintragung santrag ſofort zurückzu⸗ 
weiſen, der unter dem Vorbehalte geſtellt iſt, daß die Entſcheidung über 
den Antrag erſt nach Vervollſtändigung der Unterlagen erfolgen ſolle. 


§§ 16, 18 GB. 
Kammergericht Berlin, 28. September 1905. — Bd. 6 S. 231. 


Die Eigentümerin der Grundſtücke hat in einer beglaubigten Urkunde 
zunächſt die Eintragung einer Hypothek für die N. L. Bank bewilligt und 
beantragt und ſodann weiter erklärt: 

Endlich beantrage ich die Löſchung der Pfandrechte Bd. 18 Bl. 524 
Abt. III Nr. 1, 2 und 3, bitte aber, auf dieſen Antrag erſt nach Ein⸗ 
willigung der Berechtigten zu verfügen. 

Dieſer dem Grundbuchamt überreichten Urkunde waren beigefügt die 
Löſchungsbewilligungen bezüglich der Hypotheken Nr. 2 und 3, nicht auch 
bezüglich der unter Nr. 1 für die N. L. Bank eingetragenen Hypothek. 

Das Amtsgericht hat darauf die Hypotheken Nr. 2 und 3 gelöfcht, da⸗ 
gegen den Löſchungsantrag bezüglich der Hypothek Nr. 1 durch Beſchluß 
vom 21. Juni 1905 zurückgewieſen mit der Begründung, daß einmal das 
Gericht es ſich nicht nehmen laſſen könne, über eingegangene Anträge un⸗ 
verzüglich zu entſcheiden, und ſodann weil einem Antrage, deſſen Erledigung 
an einen Vorbehalt geknüpft fet, nach § 16 GBO. nicht ſtattgegeben werden 
ſolle. Außerdem ſtehe der $ 17 GBO. entgegen. Denn angenommen, es 
gehe vor Eingang der Löſchungsbewilligung der Antrag eines Dritten ein, 
durch den die Hypothek betroffen werde, dann könne es dem zweiten Antrag: 
ſteller nicht zugemutet werden, eine unbeſtimmte Zeit hindurch auf Erledigung 
ſeines Antrags zu warten. Endlich komme auch die Bewilligung einer Friſt 
nicht in Frage, da ſich der S 18 GBO. nur auf den Fall beziehe, daß der 
Antragſteller die geſetzlichen Vorausſetzungen einer Eintragung nicht gekannt 
oder ſie irrtümlich als vorhanden angeſehen habe, nicht aber auf den Fall, 
daß er wiſſentlich unhaltbare Anträge ſtelle. 

Die Grundſtückseigentümerin hat in der hiergegen erhobenen Beſchwerde 
ausgeführt, daß umgekehrt nicht der § 16, wohl aber der § 18 GBD. 
Anwendung finde und deshalb eine Friſt zur Beibringung der Löſchungs⸗ 
bewilligung zu ſtellen geweſen wäre. Zurzeit erübrige ſich dieſe Friſtſetzung, 
da inzwiſchen die Löſchungsbewilligung dem Grundbuchamt eingereicht ſei. 
Endlich fet es auch praktiſch und rechtlich möglich geweſen, von einer ſofortigen 
Entſcheidung über den Antrag überhaupt Abſtand zu nehmen. Der Löſchungs⸗ 
antrag ſei in die Verpfändungsurkunde nur aufgenommen, um die Beglaubigung 
eines ſelbſtändig geſtellten Löſchungsantrags zu vermeiden. Zuläſſig aber ſei 
die Abſtandnahme von einer jojortigen Entſcheidung, weil der Grundſtücks⸗ 
eigentümer ausdrücklich erklärt habe, daß er ein Intereſſe an ſofortiger Ent⸗ 
ſcheidung nicht habe, zur Stellung einer Friſt gemäß 8 18 GBO. aber Zeit 
genug ſei, falls ſich nachträglich infolge von Anträgen Dritter Verwickelungen 
ergäben. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. 

Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 
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Hätte ſich die Beſchwerdeführerin darauf beſchränkt, in der Urkunde 
lediglich die nach § 1183 BGB. erforderliche Zuſtimmung zu der zukünftigen 
Löſchung der Hypotheken zu erklären, welche der Beglaubigung bedurfte 
(§ 29 GBO.) und ſich den Antrag auf Tätigwerden des Grundbuchamts 
{(§ 13 GBO.), welcher in privatſchriftlicher Form erfolgen kann (§ 30 GBd.), 
vorbehalten, ſo hätte für das Grundbuchamt keine Veranlaſſung zu einer 
Entſcheidung bezüglich der Löſchung vorgelegen. Das Gleiche wäre der Fall 
geweſen, wenn die Beſchwerdeführerin, nachdem ſie nun einmal ihre Erklärung 
in eine ſolche Form gekleidet hatte, daß ſie die Zuſtimmung zur Löſchung 
und den Löſchungsantrag gleichzeitig umfaßte, bei der Ueberreichung der Urkunde 
erklärt hätte, daß der Löſchungsantrag zurzeit als noch nicht geſtellt angeſehen 
werden ſolle. Einer ſolchen Erklärung bei Einreichung einer Urkunde bezüglich 
eines von mehreren in derſelben geſtellten Anträgen ſteht rechtlich nichts im 
Wege. (OL GRſpr. 8, 303.) Sie hätte dann ſpäter, ohne daß es einer 
Beglaubigung bedurfte, dem Grundbuchamt erklären können, daß nunmehr 
ihrem Antrage ſtattgegeben werden ſolle. Handelt es ſich um mehrere 
Intereſſenten, ſo hätte zur Eintragung der Antrag eines einzelnen genügt. 
(§ 13 Abſ. 2 GBO.). So iſt aber die Beſchwerdeführerin nicht verfahren. 
Sie hat den zum Tätigwerden des Grundbuchamts erforderlichen Antrag ſchon 
jetzt geſtellt und nur gebeten, die Entſcheidung des Gerichts ſo lange aus— 
zuſetzen, bis die Löſchungsbewilligung des Gläubigers erteilt ſei. 

Die Vorinſtanzen halten eine derartige verfrühte Antragſtellung für un⸗ 
zuläſſig und ſtützen dieſe Anſicht auf 8 16 GBO. Allein damit wird die 
Bedeutung dieſes Paragraphen verkannt. In der Anmerkung 2g zu § 828 
1. E. BGB. war für die Grundbuchordnung eine Vorſchrift vorbehalten, daß 
der Antrag auf eine Eintragung zurückzuweiſen ſei, der unter einer Bedingung 
oder einem Vorbehalt geſtellt worden. Die Motive (III, 86) bemerken 
dazu: „Die Eintragung auf Grund eines ſolchen Antrags würde erſt erfolgen 
können, nachdem die Sachprüfung ergeben hätte, daß die aufſchiebende Be⸗ 
dingung erfüllt, die auflöſende ausgefallen bezw. der Vorbehalt erledigt wäre. 
Dies feſtzuſtellen aber iſt Aufgabe der Beteiligten, eventuell des Prozeßgerichts 
Die Buchbehörde kann damit nicht befaßt werden, weil ſich die ihr obliegende 
Sachprüfung nach dem Konſensprinzipe nur darauf richten darf, ob der 
Antrag ſo, wie er vorliegt, die Eintragung rechtfertigt. Wird dieſe Frage 
verneint, jo iſt die Zurückweiſung des Antrags das der Stellung des Grund: 
buchamts allein angemeſſene Mittel zur Erledigung der Sache.“ Der im 
Bürgerlichen Geſetzbuche gedachte Vorbehalt hat dann im § 38 Satz 2 des 
I. E. GBO. ſeine Stellung gefunden, und in den Motiven iſt dazu ausges 
führt: „Enthält der Antrag irgend eine Selbſtbeſchränkung (Bedingung oder 
Vorausſetzung), ſo darf dem Grundbuchamte die Prüfung nicht zugemutet 
werden, ob nach der gegenwärtigen Sachlage die Eintragung wirklich begehrt 
ſei und nicht deshalb das Grundbuchamt befugt und verpflichtet ſei, den 
Antrag zurückzuweiſen . . .. Als nicht geſtellt darf das Grundbuchamt 
den Antrag nicht behandeln, ſondern es hat denſelben abzulehnen.“ In 
den II. E. GBO., welcher im § 16 Geſetz geworden ijt, ijt alsdann der 
Vorbehalt, jo wie er im I. Entwurf enthalten war, ohne Aenderung übers 
nommen. | 

Hiernach ergibt fic, daß der Antrag unter Vorbehalt im Sinne des 
S 16 als ein Antrag unter einer Bedingung oder Vorausſetzung als Selbjt= 
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beſchränkung des Willens beabſichtigt iſt. Ein folder Vorbehalt fteht aber 
hier nicht in Frage, vielmehr ijt der Löſchungsantrag an die Rechtsbedingung 
geknüpft, daß vorgängig die Löſchungsbewilligung der Hypothekengläubiger 
noch vom Antragſteller beigebracht wird. Es handelt ſich alſo um den Vor⸗ 
behalt einer Befriſtung. Ein ſolcher fällt aber nicht unter § 16. (Ebenſo 
Predari, GBO. S. 278.) 

Dem ungeachtet iſt im Ergebniſſe den Vorinſtanzen darin beizutreten, 
daß der Grundbuchrichter zur Entgegennahme von gegenwärtigen Anträgen 
unter Vorbehalt, daß die Entſcheidung erſt ſpäter nach Beibringung oder Ver⸗ 
vollſtändigung der Unterlagen ſtattfinden fol, nicht verpflichtet iſt. Der 
Antrag hat die Bedeutung, die Tätigkeit des Grundbuchamts zum Zwecke 
einer Eintragung in Bewegung zu ſetzen. Da die Tätigkeit aber dann erſt 
eintreten kann, wenn die materiellen Unterlagen vorliegen, ſo iſt dann auch 
erſt die Zeit für die Stellung des Antrags gegeben. Wollte man eine 
antizipierte Stellung des Antrags zulaſſen, ſo würde das Grundbuchamt 
überflüſſigerweiſe mit der Aufbewahrung einer Urkunde belaſtet, die zurzeit 
überhaupt rechtliche Bedeutung noch nicht hat und möglicherweiſe ſolche auch 
niemals bekommen wird, falls nämlich die Unterlagen nicht zu beſchaffen ſind. 
In letzterem Falle würde ein Antrag vorliegen, der durch eine Entſcheidung 
niemals zur Erledigung gebracht werden könnte, da, wie noch nachzuweiſen 
iſt, der § 18 GBO. mit der Möglichkeit einer Friſtſetzung hier keine An⸗ 
wendung findet. Vielfach wird auch der Grundbuchrichter, wenn ihm nach 
längerer Zeit die Unterlagen des Antrags überreicht werden, ſich des Antrags 
gar nicht mehr entſinnen. Der Antragſteller wird deshalb ſeinen Antrag 
wiederholen bezw., was dem gleich ſteht, auf ſeinen früheren Antrag hin⸗ 
weiſen müſſen. Ueberhaupt iſt nicht abzuſehen, welcher Vorteil dem Antrag⸗ 
teller erwächſt, ob er den Antrag antizipiert oder zur Zeit der Einreichung, 
der Unterlagen ſtellt. Die in der Beſchwerde hervorgehobenen praktiſchen 
Rückſichten beruhen auf der irrtümlichen Auffaſſung, daß der Eintragungs⸗ 
antrag beglaubigt und außerdem von ſämtlichen Intereſſenten geſtellt werden 
müſſe; der Beſchwerdeführerin kann deshalb nicht darin beigetreten werden, 
daß der Grundbuchrichter antizipierte Anträge zulaſſen müſſe. 

Entgegenzutreten iſt ihr auch ferner darin, daß ihr zum mindeſten eine 
Friſt zur Beibringung der Löſchungsbewilligung gemäß § 18 GBO. habe 
geſetzt werden müſſen. Der § 18 findet im vorliegenden Falle keine An⸗ 
wendung. Allerdings iſt der Grund hierfür nicht mit den Vorinſtanzen darin. 
zu ſuchen, daß der § 18 nur Anwendung finde, wenn der Antragiteller 
gemeint habe, daß der Antrag begründet ſei, nicht aber, wenn ein wiſſentlich 
unbegründeter Antrag geſtellt ſei. Abgeſehen davon, daß der Grundbud= 
richter regelmäßig das Wiſſen des Antragſtellers gar nicht feſtſtellen kann, 
ſteht auch nichts im Wege, daß jemand einen Antrag ſtellt, welchen er felbft. 
für unbegründet hält, in der Hoffnung, daß der Grundbuchrichter anderer 
Anſicht iſt. Verwirklicht ſich dann dieſe Erwartung nicht, ſo iſt damit die 
Stellung einer Friſt gemäß § 18 nicht ausgeſchloſſen, wenn es fic) um ein 
leicht zu hebendes Hindernis handelt. Dagegen ergibt der Wortlaut und 
Zweck des § 18, daß er lediglich ſolche Anträge im Auge hat, die eine 
Eintragung als eine ſofort zu bewirkende bezwecken. Ergibt ſich dann ein 
Hindernis, fo hat der Grundbuchrichter eine Entſcheidung nicht etwa auszu⸗ 
ſetzen, ſondern dieſerhalb fofort zu treffen, nur mit’ der Maßgabe, daß, wenn 
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es fid um ein leicht behebbares Hindernis handelt, die Entſcheidung in der 
Form einer Zwiſchenentſcheidung dahin zu ergehen hat, daß zur Hebung des 
Hinderniſſes eine Friſt geſetzt wird. Wollte man den § 18 auf den Fall 
eines antizipierten Antrags anwenden, daß alſo jemand, der zurzeit noch 
gar keinen Titel zur Eintragung (Bewilligung, Urteil) hat, den Eintragungs— 
antrag ſchon jetzt mit der Bitte um eine Friſtſetzung ſtellen darf, ſo würde 
damit ein Mittel gegeben ſein, ſich den Vorrang vor denjenigen zu verſchaffen, 
welche vor ihm einen Eintragungstitel erlangen, da bei Eingang der ſpäteren 
Anträge nach Abſ. 2 eine Vormerkung zur Erhaltung des erſten Antragſtellers 
einzutragen wäre. 

Wenn nun auch hiernach dem Antragſteller grundſätzlich kein Recht auf 
Zulaſſung befriſteter Anträge zuſteht, ſo iſt doch Predari und Turnau-Förſter 
(zu S 16 GBO.) darin beizutreten, daß ein Abwarten der Friſt nicht ſchlecht— 
hin unzuläſſig iſt. Eine ſachgemäße Abwicklung der Sache wird es vielfach 
empfehlenswert erſcheinen laſſen, den Eingang der Unterlagen abzuwarten 
oder eine zeitlich beſchränkte Friſt zur Erledigung zu ſetzen, die aber nicht die 
Bedeutung der Friſt des § 18 hat. Gerade der vorliegende Fall liegt fo, 
daß er das Verhalten des Grundbuchrichters als ein überaus formaliſtiſches 
erſcheinen läßt. Indeſſen, da ihn der Vorwurf einer Geſetzesverletzung nicht 
trifft, ſo kann der weiteren Beſchwerde nicht ſtattgegeben werden. 

Wenn in der Beſchwerde darauf hingewieſen iſt, daß inzwiſchen die 
Löſchungsbewilligung der Landesbank zu den Akten eingegangen und danach 
die in dem Beſchwerdeantrage bezeichnete Entſcheidung zu geben ſei, ſo war 
dieſes Vorbringen nicht geeignet, den früheren befriſteten Antrag als begründet 
erſcheinen zu laſſen. Jener Antrag war nach dem Ausgeführten unbegründet. 
Dagegen läßt ſich in jenem Vorbringen möglicherweiſe ein neuer unbefriſteter 
und begründeter Antrag erblicken. Allein da das Amtsgericht auf dieſen 
Antrag eine Entſcheidung noch nicht getroffen, ſondern die Beſchwerde über 
ſeinen Beſchluß vom 21. Juni 1905 an das Landgericht abgegeben hat, ſo 
war letzteres, da es ſich nicht um neue Tatſachen zur Begründung des alten 
Antrags, ſondern um einen neuen Antrag handelt, nicht in der Lage, auf 
dieſen Antrag erſtmalig in der Beſchwerdeinſtanz zu entſcheiden und die 
Löſchung anzuordnen. 


Pfändung des Anteils eines Miterben an dem Nachlaſſe. Eintragung der 

ſich aus der Pfändung ergebenden Verfügungsbeſchräukung der Miterben 

bei einem zum Nachlaſſe gehörenden, auf die Geſamtheit der Miterben 
umgeſchriebenen Grundſtücke. 


88 135, 186, 892, 1276, 2033 BGB., §8 804, 829, 857, 859 Abſ. 2 
3PO., 88 13, 22, 30 GBO. 


Kammergericht Berlin, 5. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 235. 


A. hat in feinem im Jahre 1868 errichteten Teſtamente beſtimmt: 

Zu Erben meines Nachlaſſes ernenne ich hiermit meine vorſtehend genannte 
Tochter zweiter Ehe, Juliane verehel. K., jedoch mit der ausdrücklichen 
Bedingung, daß dieſe von meinem geſamten beweglichen und unbeweglichen 
reſp. Kapitalvermögen, welches ich hinterlaſſen werde, nur den lebens⸗ 
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länglichen Nießbrauch haben fol. Mein geſamtes Vermögen ſelbſt aber 
ſollen die vier Kinder meiner vorgenannten Tochter a) Emma, b) Franz, 
c) Anna, d) Paul zu gleichen Teilen erben und dieſe Kinder meiner Tochter, 
wenn eins von ihnen ſtirbt, ſich gegenſeitig ſubſtituiert ſein. 

Auf Grund deſſen iſt am 31. Oktober 1863 die Deſzendenz der verehelichten 
Juliane K. geb. A. als Eigentümer des Nachlaßgrundſtücks und in Abt. II 
Nr. 2 das lebenslängliche Nießbrauchsrecht der Frau Juliane K. eingetragen. 

Durch Beſchluß des Amtsgerichts D. vom 14. April 1905 iſt auf 
Grund eines vollſtreckbaren Urteils der Firma B. gegen Franz K. der Anteil 
des letzteren am A.ſchen Nachlaſſe gepfändet und der Gläubigerin das gepfändete 
Recht zur Einziehung überwieſen. Die Gläubigerin hat darauf beantragt: 

Die Pfändung des dem Schuldner an dem Grundſtücke auf Grund 

Erbganges von dem A. zugefallenen Anteils zu verlautbaren. 

Auf Anfrage des Amtsgerichts, worin die Verlautbarung beſtehen ſolle, 
hat die Gläubigerin erklärt: Nach 8 22 GBO. müſſe es zuläſſig fein, das 
Grundbuch allein auf den überreichten Pfändungsbeſchluß hin in der Weiſe 
zu berichtigen, daß auf dem bezeichneten Grundbuchblatt als Verfügungs⸗ 
beſchränkung des Franz K. über ſeinen Anteil am Grundſtück die Pfändung 
des dem Franz K. zuſtehenden Anteils an der Erbſchaft des verſtorbenen A., 
zu der das bezeichnete Grundſtücksanteil gehöre, eingetragen werde. Danach 
ſei die Art und Weiſe der Verlautbarung genügend gekennzeichnet. 

Nunmehr hat das Amtsgericht den Antrag zurückgewieſen. Der Antrag 
ſei zunächſt ſchon tatſächlich unbegründet, weil als Eigentümerin des Grund⸗ 
ſtücks die Juliane K.ſche Deſzendenz eingetragen ſei, dieſes Grundſtück aber 
durch die Pfändung des Erbanteils des Franz K. nicht berührt werde. Die 
Eintragung ſei aber auch um deswillen nicht zuläſſig, weil nur der Anteil 
des Erben an der Erbſchaft, nicht an einem einzelnen Erbſchaftsgegenſtande 
der Pfändung unterliege. 

Die hiergegen gerichtete Beſchwerde führt aus: Das betreffende Grund⸗ 
ſtück gehöre zum Nachlaſſe. Wenn alſo der Anteil K.s am Nachlaſſe gepfändet 
fei, jo fet die Eintragung einer ſolchen Pfändung im Grundbuche zuläſſig. 
Der überflüſſige, ganz außerhalb des Antrags ſtehende Zuſatz „als Verfügungs⸗ 
beſchränkung des Franz K. über ſeinen Anteil an dem Grundſtück“ hätte das 
Amtsgericht in der Eintragung nicht behindern dürfen. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Es hat erwogen: 
Der Eintragung ſtehe zunächſt entgegen, daß der Schuldner nicht als Mit⸗ 
eigentümer eingetragen ſei. Aber auch hiervon abgeſehen ſei der Antrag 
unzuläſſig. Nach den Ausführungen in der Beſchwerde ſei die Antragſtellerin 
der Anſicht, daß die Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung hinſichtlich 
des Grundſtücks in das Grundbuch eingetragen werden könne, und dieſe Ein⸗ 
tragung werde auch verlangt, während aus dem früheren Antrage — der 
urſprünglich zwar ebenfalls auf eine Zwangseintragung gerichtet geweſen, 
demnächſt aber dahin abgeändert ſei, daß die Eintragung nur noch als 
Verfügungsbeſchränkung des Franz K. verlangt werde — ſich entnehmen laſſe, 
daß dieſer Antrag im Grundbuchberichtigungsverfahren geſtellt werde. Der 
Antrag auf Eintragung der Pfändung im Vollſtreckungswege ſei aber nach 
§ 859 3P0., da es ſich hier um einen einzelnen Erbſchaftsgegenſtand handele, 
unzuläſſig. Zu dem tatſächlich geſtellten Vollſtreckungsantrage ſei zwar die 


Prozeßvollmacht genügend. Zu einem Eintragungsantrag im Wege dev 
Grundbuchberichtigung müſſe aber die Vollmacht dem § 30 der Grundbuch⸗ 
ordnung entſprechen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidungen 
aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Es iſt zunächſt zu prüfen, ob, wenn ein Erbanteil gepfändet iſt, die 
Pfändung im Grundbuch eines zum Nachlaſſe gehörenden Grundſtücks eingetragen 
werden kann. Die Frage iſt zu bejahen. 

Abweichend von gemeinem Rechte, wonach jedem Erben an jedem Nachlaß— 
gegenſtand ein ſeiner Erbquote entſprechender Anteil zuſtand, über welchen 
er durch Rechtsgeſchäft verfügen und der gepfändet werden konnte, hat das 
hier maßgebende allgemeine Landrecht ebenſo wie das Bürgerliche Geſetzbuch 
das Verhältnis mehrerer Erben zueinander und zum Nachlaß als Berechtigung 
zur geſamten Hand ausgeſtaltet. Danach ſteht jedem Erben nicht ein Anteil 
an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden, ſondern an der Geſamtheit des Nach— 
laſſes zu ($ 2033 BGB.). Ueber dieſes Anteilsrecht kann er — unbeſchadet 
des Vorkaufsrechts der Miterben, § 2042 — fret und unabhängig von den 
Miterben verfügen. Wird der Erbanteil im Wege der Zwangsvollſtreckung 
gepfändet (§ 859 3P .), fo hat fic) der Erbe aller Verfügungen über ihn, 
welche dem Gläubiger nachteilig find, zu enthalten (§ 859 BRO.) und jedes 
hiergegen verſtoßene Rechtsgeſchäft iſt wirkungslos (§ 135 BGB.). Diele 
Verfuͤgungsbeſchränkung erſtreckt ſich aber nicht bloß auf ſolche Verfügungen, 
welche unmittelbar den Erbanteil als ſolchen zum Gegenſtande haben, ſondern 
auch auf Verfügungen über die einzelnen Gegenſtände der Erbſchaft, zu denen 
jeder Miterbe als Mitglied der Erbengemeinſchaft im Zuſammenwirken mit 
den übrigen Erben nach § 2040 Abſ. 1 BGB. befugt ijt. Das wird von 
Achilles⸗Strecker, GBO. S. 287, beſtritten, welche annehmen, daß eine Be⸗ 
ſchränkung in der Verfügung über einen Erbanteil eine Beſchränkung in der 
Verfügung über die einzelnen Gegenſtände nicht zur Folge habe. Sie leiten 
dies her aus einer analogen Anwendung der für die Pfändung des Anteils 
an einer Geſellſchaft geltenden Grundſätze. Nach § 725 Abſ. 2 BGB. ſeien 
dem Pfändungsgläubiger eines Geſellſchafters während Beſtehens der Geſellſchaft 
die aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe hervorgehenden Rechte des Geſellſchaſters, 
mit Ausnahme des Anſpruchs auf einen Gewinnanteil, verſagt, und das müſſe 
bei der Gleichheit der Verhältniſſe auch für die Pfändung eines Erbanteils 
gelten. Allein dabei iſt verkannt, daß die Geſellſchaftsgemeinſchaft inſofern 
auf weſentlich anderer Grundlage beruht, als ſie durch freien Willen begründet 
und auf die Dauer angelegt iſt. Hier war es deshalb ohne unbillige Härte 
gegen die anderen Geſellſchafter nicht zuläſſig, die gemeinſchaftliche Verfügungs— 
fähigkeit der Geſellſchafter über Geſellſchaftsvermögen durch die Verfügungs⸗ 
beſchränkung eines Geſellſchafſters lahmzulegen. Dies zu verhindern bezweckt 
die Spezialvorſchrift des § 725 Abſ. 2. Einer ſolchen bedurfte es für die 
einen vorübergehenden Zuſtand bildende Erbengemeinſchaft nicht. Gegenüber 
Achilles⸗Strecker iſt Planck (5, 170 Nr. 1 Abſ. 2) der hier vertretenen Anſicht 
und beruft ſich dafür auf eine analoge Anwendung des § 1258 BGB. 
Allein abgeſehen davon, daß es ſein bedenkliches hat, für das Miteigentum 
geltende Grundſätze ohne weiteres auf Eigentum zur geſamten Hand zu über— 
tragen, bedarf es auch einer ſolchen Analogie gar nicht, da ſich die Erſtreckung 
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der Verfügungsbeſchränkung des Pfandſchuldners auf die (Mit-) Verfügung 
über die einzelnen Nachlaßgegenſtände unmittelbar aus § 1276 BGB. ergibt, 
wonach die Aufhebung oder Aenderung eines verpfändeten (oder gepfändeten, 
§ 804 Abſ. 2 ZPO.) Rechtes nur mit Zuſtimmung des Gläubigers zuläſſig 
iſt. Da aber die Veräußerung oder Belaſtung von Nachlaßbeſtandteilen eine 
teilweiſe Aufhebung oder Aenderung des Erbanteils enthält, ſo iſt der Erbe 
durch die Pfändung auch in einer derartigen, mit den Miterben gemeinſchaft⸗ 
lich vorzunehmenden Verfügung beſchränkt (BBIF;G. 3, 821 ff.; Gruchot 48, 
58; DIZ. 1900, 393). Da nun die richterlichen Verfügungsbeſchränkungen 
ebenſo wie die geſetzlichen gegen jeden wirken (§ 136 BGB.), im Grundſtücks⸗ 
verkehr aber mit Rückſicht auf den guten Glauben des Grundbuchs nur dann, 
wenn fie im Grundbuch eingetragen find (§ 892 Abi. 1 BGB.), fo iſt das 
Grundbuch unrichtig, wenn eine beſtehende Verfügungsbeſchränkung im Grund⸗ 


buche nicht eingetragen iſt (Predari, GBO. 192). Daraus ergibt ſich, daß 


eine als Wirkung der Pfändung des Erbanteils eintretende Verfügungs⸗ 
beſchränkung in Anſehung eines Nachlaßgrundſtücks im Grundbuch im Wege 
der Grundbuchberichtigung eingetragen werden kann. Das Kammergericht hat 
dieſe Eintragbarkeit bereits mehrfach für zuläſſig erklärt (OLGRipr. 7, 354; 
RIA. 3, 154). Die Tragweite der Eintragung beruht aber nicht in einer 
Belaſtung eines — gar nicht exiſtierenden — Anteils des Erben am Grund⸗ 
ſtücke, was den Vorinſtanzen vorgeſchwebt zu haben ſcheint, ſondern ſie bringt 
lediglich zum Ausdrucke, daß der Erbe infolge der Pfändung nicht befugt iſt, 
in Gemeinſchaft mit den Miterben ohne Zuſtimmung des Gläubigers über das 
Nachlaßgrundſtück zu verfügen. Damit ergibt ſich zugleich als Stelle der Ein⸗ 
tragung die II. Abteilung. 

Berechtigt, die Grundbuchberichtigung zu beantragen, iſt jeder, deſſen 
Recht von der Eintragung betroffen wird (GBO. § 13 Abſ. 2), alſo auch 
der Pfandgläubiger, ſofern er die Verfügungsbeſchränkung in grundbuchmäßiger 
Form (GBO. § 29) nachweiſt, was durch Vorlegung des Pfändungsbeſchluſſes 
geſchehen kann. Einer Beglaubigung bedarf der Antrag und die Vollmacht. 
des Prozeßbevollmächtigten nach § 30 GBO. nicht. Die Ausführungen des 
Landgerichts über einen Unterſchied zwiſchen Zwangsvollſtreckungsmaßregeln. 
und Berichtigungsantrag und die Beglaubigung der Vollmacht zu letzterem 
ſind nicht verſtändlich. 

Aber auch der vom Landgericht an die Spitze geſtellte Entſcheidungsgrund⸗ 
iſt unzutreffend. Wäre das Eigentum der Erben im Grundbuche noch nicht 
eingetragen, fo könnte allerdings auch die Verfügungsbeſchränkung des Schuldners. 
nicht eingetragen werden. Allein die Erben ſind eingetragen. Daß ſie nicht 
namentlich bezeichnet ſind, ſteht der Eintragung der Pfändung nicht im Wege, 
da der Mangel der Bezeichnung einer Perſon nach ihrem Namen die Eintragung 
nach der hier zur Anwendung kommenden Hypothekenordnung ebenſowenig un= 
wirkſam machte, wie nach der Preußiſchen Grundbuchordnung und Reichs⸗ 
Grundbuchordnung. In vielen Fällen wie z. B. bei der Erbeinſetzung von. 
posthumi — welche abweichend vom jetzigen Rechte (§ 1928 Abſ. 2, § 2101 
Abſ. 1 BGB.) nach preußiſchem Rechte Erben, nicht bloß Nacherben werden 
konnten — war eine namentliche Bezeichnung ſogar unausführbar. Es wurde 
deshalb genügend zur Rechtswirkſamkeit der Eintragung erachtet, daß der 
Berechtigte ſoweit bezeichnet wurde, daß über ſeine Perſönlichkeit Zweifel nicht 
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beftehen konnten. Das trifft im vorliegenden Falle, wo der Grundbuchrichter 
die ſämtlichen eingeſetzten Erben, als Deſzendenz der verehelichten K. geb. A. 
bezeichnet hat, zu. Wollen die Erben über das Grundſtück verfügen, ſo muß 
zwar jeder nachweiſen, daß er Deſzendent der Juliane K. iſt und daß alle 
zuſammen die geſamte Deſzendenz bilden. Allein deshalb ſind ſie nicht minder 
ſchon jetzt als Eigentümer eingetragen. Es bedarf alſo, wenn die Pfändung 
im Grundbuch eingetragen werden ſoll, des Nachweiſes, daß der Schuldner 
zu den Deſzendenten gehört. Wer die übrigen Deſzendenten find, kommt zur⸗ 
zeit nicht in Betracht. Ob jener Nachweis hier als erbracht anzuſehen iſt, 
unterliegt der Prüfung des Grundbuchrichters. 

Erweiſen ſich hiernach die Bedenken der Vorinſtanzen als unbegründet, 
ſo taucht dagegen ein anderes Bedenken auf. Vorausſetzung für die Eintragung 
iſt eine rechtswirkſame Pfändung des Erbanteils. Maßgebend hierfür iſt der 
§ 857 BLO. Nicht zweifellos ijt, ob auf den vorliegenden Fall der Abſ. 2 
zur Anwendung kommt. Nun beſteht allerdings der Erbteil nicht unmittelbar 
in dem Anſpruch an einen Dritten. Immerhin beſtehen aber bezüglich der 
Realiſierung Rechte jedes Erben gegen die Miterben, und im Hinblick hierauf 
hat die Praxis bei der Pfändung eines Erbanteils die Miterben als Dritt⸗ 
ſchuldner betrachtet (JW. 1891, 93 13; RG. 42, 330; 49, 405; OL GRſpr. 
7, 314; 9, 126), und dem ſind die meiſten Kommentare beigetreten. Im 
vorliegenden Falle iſt der Pfändungsbeſchluß außer dem Schuldner und der 
Frau Juliane K. — an welche eine Zuſtellung überhaupt nicht erforderlich 
war — nur noch an den Kaufmann Kl. in ſeiner Eigenſchaft a) als Pfleger 
für die Nachkommenſchaft der Juliane K., b) als Pfleger der volljährigen 
geiſtesſchwachen Tochter Emma A. zugeſtellt. Nicht zugeſtellt iſt an die im 
Teſtament aufgeführten Kinder Anna und Paul K. Es liegt aber die Möglichkeit 
vor, daß dieſe verſtorben ſind und ihr Anteil den übrigen Geſchwiſtern an⸗ 
gewachſen iſt, ſo daß ſie als Miterben nicht in Betracht kommen. Das bedarf 
noch der Prüfung. Zu dieſem Behufe war unter Aufhebung der amtsgericht⸗ 
lichen Beſchlüſſe die Sache an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. Ergibt ſich, 
daß die Pfändung rechtswirkſam erfolgt iſt, ſo hat das Amtsgerichts unter 
Abſtandnahme von ſeinen bisherigen Bedenken den Eingangsantrag weiter 
ſachlich zu prüfen. Schließlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß, da nach 
Ausweis des vorgelegten Handelsregiſterauszugs Inhaber der klagenden Firma 
ein Einzelkaufmann iſt, die Eintragung nur auf den Namen des letzteren, 
nicht der Firma zuläſſig iſt (KGJ. 26, A. 135; RIA. 3, 156). 


Vorausſetzungen für die von Amts wegen zu bewirkende Eintragung eines 
Widerſpruchs. Erfordernis der Unrichtigkeit des Grundbuchs zur Zeit der 
Eintragung. Unzuläſſigkeit der Eintragung, wenn dadurch das nach der 
Entſtehung der Unrichtigkeit eingetragene Recht eines Dritten betroffen 
wird, es ſei denn, daß ihm die Unrichtigkeit des Grundbuchs bekannt 
war und daß dieſe Kenntnis dem Grundbuchamte nachgewieſen wird. 


88 29, 54 GBO., 88 892, 899 BGB. 
Kammergericht Berlin, 5. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 241. 


G. und ſeine mit ihm in Gütergemeinſchaft lebende erſte Ehefrau ſind 
am 25. April 1903 als Eigentümer des Grundſtücks Bl. 189 eingetragen. 
6* 
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Die Ehefrau ift geftorben und von ihrem Ehemann und ihren minderjährigen 
Kindern Ludwig, Julie und Franz G. beerbt worden. Die Erben haben ſich 
dahin auseinandergeſetzt, daß der Vater das geſamte Vermögen übernahm und 
ſich verpflichtete, jedem der Kinder als Muttererbteil bei Eintritt der Voll⸗ 
jährigkeit oder früherer Verheiratung 150 Mark zu zahlen und dieſe Erbteile 
hypothekariſch eintragen zu laſſen. Der Sohn Franz war bereits vor dem 
Abſchluß dieſes Vertrags geſtorben und von feinem Vater und ſeinen beiden 
Geſchwiſtern Ludwig und Julie beerbt worden. In Ausführung des Vertrags 
iſt im Grundbude Blatt Nr. 189 am 13. Oktober 1903 der Vater G. 
als Alleineigentümer und in Abteitung III unter Nr. 3 eine Hypothek von 
450 Mark Muttererbteil zu gleichen Anteilen für die drei Geſchwiſter Ludwig, 
Julie und Franz eingetragen worden. 

G. hat in zweiter Ehe die Z. geheiratet, mit der er im geſetzlichen 
Güterſtande lebt. Durch notariellen Vertrag vom 8. Februar 1904 hat er 
ihr das Grundſtück Bl. 189 geſchenkt. Sie iſt am 16. Februar 1904 als 
Eigentümerin eingetragen. 

In der notariellen Urkunde vom 16. Mai 1905 hat G. in ſeinem 
und ſeiner Kinder Ludwig und Julie Namen erklärt: Er erkenne an, daß die 
oben bezeichneten 450 Mark nebſt Zinſen bezahlt ſeien, quittiere darüber und 
bewillige die Löſchung, genehmige auch den in derſelben Urkunde geſtellten 
Löſchungsantrag ſeiner Ehefrau. Auf Grund dieſer Urkunde und des Erbſcheins 
nach dem Kinde Franz G. hat das Amtsgericht die Hypothek Abteilung II 
Nr. 3 am 18. Mai 1905 gelöſcht. 

In einer zweiten notariellen Urkunde vom 16. Mai 1905 haben die 
Ehelente G. das Grundſtück an S. verkauft. Auf Grund dieſes Vertrags tit 
das Grundſtück am 19. Mai 1905 an S. aufgelaſſen. Er iſt am 22. Mai 
1905 als Eigentümer eingetragen. 

Unter dem 6. Juni 1905 hat das Vormundſchaftsgericht das Grunde 
buchamt erſucht, gegen die ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erfolgte 
und deshalb unzuläſſige Löſchung der Hypothek Nr. 3 einen Widerfpruch 
einzutragen. Das Grundbuchamt hat dieſem Erſuchen entfprochen und gleich⸗ 
zeitig dem Eigentümer S. angekündigt, es werde die Hypothek von Amts 
wegen wieder eingetragen, falls nicht bis zum 25. Juni 1905 die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts beigebracht werde. 

S. hat gegen die Eintragung des Widerſpruchs Beſchwerde eingelegt. 
Das Landgericht hat die Beſchwerde durch den Beſchluß vom 3. Auguſt 1905 
verworfen, weil der Widerſpruch nach § 54 GBO. zu Recht eingetragen und 
die Beſchwerde nach § 71 GBO. nicht zuläſſig ſei. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidungen 
aufgehoben. 

In den Gründen wird zunächſt ausgeführt, daß Widerſprüͤche nicht zu 
den Eintragungen im Sinne des § 71 Abſ. 2 Satz 1 GBO. gehören, gegen 
welche eine Beſchwerde unzuläſſig iſt. Sodann prüft das Kammergericht, ob 
die Vorausſetzungen für die Eintragung eines Widerſpruchs auf Grund des 
§ 54 GBO. im vorliegenden Falle gegeben geweſen fein, Es bejaht das 
Vorliegen der erſten Vorausſetzung für die Eintragung eines Widerſpruchs, 
daß das Grundbuchamt eine Eintragung unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften 
vorgenommen habe. Es ſtellt ferner als zweite Vorausſetzung feſt, daß durch 
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die unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften erfolgte Eintragung das Grund” 
buch unrichtig geworden iſt. Sodann fährt das Kammergericht fort: 

Die weitere Vorausſetzung für die Anwendung des § 54 Abſ. 1 Satz 1 
GBO. iſt aber, daß das Grundbuch noch zur Zeit der Eintragung des 
Widerſpruchs unrichtig war. Dies iſt zwar im § 54 GBO. inſofern nicht 
ausdrücklich geſagt, als dort nur das in der Vergangenheit liegende Unrichtig— 
gewordenſein als Vorausſetzung aufgeſtellt iſt. Es ergibt ſich aber aus dem 
Begriffe des Widerſpruchs, der im § 54 GBO. kein anderer fein kann als 
im § 899 BGB., wenn ſeine Eintragung auch in beiden Beſtimmungen an 
andere Bedingungen geknüpft iſt. Dieſer Begriff iſt der eines Rechtsbehelfs 
gegen die Unrichtigkeit des Grundbuchs, der vom Geſetze gegeben iſt, um für die 
Zukunft auszuſchließen, daß nach § 892 BGB. der Inhalt des Grundbuchs 
zugunſten derjenigen als richtig gilt, welche ein Recht an einem Grundſtück oder 
ein Recht an einem ſolchen Recht erwerben, und daß nach § 893 BGB. dieſe 
Vorſchriſt in den dort bezeichneten Fällen entſprechende Anwendung findet. 
Daß nach § 899 BGB. Abſ. 2 die Eintragung des Widerſpruchs auf Grund einer 
einſtweiligen Verfügung oder auf Grund einer Bewilligung desjenigen, deſſen 
Recht durch die Bewilligung betroffen wird, erfolgt, während ſie unter den 
Vorausſetzungen des § 54 GBO. durch das Grundbuchamt von Rechts wegen 
vorgenommen wird, iſt auf den Begriff und die Wirkungen des Widerſpruchs 
ohne Einfluß. Auch im Falle des § 54 GBO. ijt deshalb die Eintragung 
eines Widerſpruchs nur möglich, falls die Unrichtigkeit des Grundbuchs zur 
Zeit der Eintragung noch fortbeſteht. Auch dieſe Vorausſetzung liegt hier vor. 
Denn es iſt kein Rechtsgrund erſichtlich, durch den die gelöſchte Hypothek in 
zwiſchen aufgehoben wäre. Insbeſondere iſt ein ſolcher Rechtsgrund nicht 
darin zu finden, daß das Grundſtück vor der Eintragung des Widerſpruchs 
durch Auflaſſung und Eintragung auf einen neuen Eigentümer übergegangen 
ijt. Dieſer Uebergang hat äußerſtenfalls nach § 892 BGB. zur Folge, daß 
gegenüber dem neuen Erwerber und denjenigen, welche Rechte von ihm ableiten, 
der Inhalt des Grundbuchs als richtig, die Hypothek alſo als nicht beſtehend gilt. 
Damit iſt aber die Hypothek noch nicht erloſchen. Sie kann allerdings, 
ſolange das Eigentum des Grundſtücks dem neuen Erwerber oder deſſen Rechts— 
nachfolgern zuſteht, unter der Vorausſetzung der Gutgläubigkeit des erſteren nicht 
gemäß § 1147 BGB. zur Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtücke 
führen. Wenn aber beiſpielsweiſe der Erwerber das Eigentum des Grund— 
ſtücks auf Grund des § 928 BGG. aufgibt, jo würde ihre Geltendmachung 
nicht unmöglich ſein. 

Die Eintragung eines Widerſpruchs auf Grund des § 54 GBO. hat 
aber noch eine vierte negative Vorausſetzung, welche darin beſteht, daß ſie 
Ausgeſchloſſen iſt, wenn durch fie das nach der Entſtehung der Unrichtigkeit 
eingetragene Recht eines Dritten betroffen wird, zugunſten deſſen der Inhalt 
des Grundbuchs, gegen den ſich der Widerſpruch richtet, auf Grund des § 892 
BGB. als richtig gilt. 

Dieſe Vorausſetzung hat allerdings in dem § 54 GBO. keinen Ausdruck 
gefunden. Namentlich kann ſie nicht daraus abgeleitet werden, daß im Abſ. 2 
des § 54 die Vorlegung des Hypothekenbriefs unter gewiſſen Vorausſetzungen 
für nicht erforderlich erklärt iſt. Zwar iſt daraus zu folgern, daß das Geſetz 
die Regel des § 42 Abſ. 1 Satz 1 GBO. auch für die Eintragung des 
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Widerſpruchs für anwendbar hält, auch fteht diefe Vorſchrift des § 42 im 
Zuſammenhange damit, daß im § 1155 BGB. die Vorſchriften der 88 891 
bis 899 BOB für anwendbar erklärt find. Es ſoll alſo bei einer Hypothek 
ein Widerſpruch auf Grund des § 54 GBO, regelmäßig ohne Vorlegung 
des Briefes nicht eingetragen werden, weil die Möglichkeit beſteht, daß ein 
Dritter inzwiſchen ohne Eintragung im Grundbuche die Hypothek oder ein 
Recht an ihr erworben hat und daß das Grundbuch zu ſeinem Gunſten 
als richtig gilt. Es erſcheint aber nicht zuläſſig, hieraus einen Schluß 
darauf zu ziehen, daß das Gleiche auch dann gilt, wenn für einen Dritten 
ein Recht in das Grundbuch eingetragen worden iſt, da der § 54 die 
Frage nur bezüglich der Vorlegung des Briefes regelt, und ſie auch in 
dieſer Hinſicht für die wichtigen Fälle, in denen der Widerſpruch den im 
§ 42 Abſ. 1 Satz 2 GBD. bezeichneten Inhalt hat, abweichend von der 
Regel des § 42 Abſ. 1 Satz 1 ordnet. 

Andererſeits kann aus dem § 54 GBO. auch gegen die bezeichnete 
Vorausſetzung nichts entnommen werden. Daß er ſie nicht beſonders aufſtellt, 
erklärt ſich zur Genüge daraus, daß er nur den nächſtliegenden und regel⸗ 
mäßigen Fall im Auge hat, daß die Eintragung des Widerſpruchs der Ent- 
ſtehung der Unrichtigkeit folgt, ohne daß inzwiſchen andere Rechte am Grundftüd 
erworben ſind. Aus der Beſtimmung, daß der Widerſpruch von Amts wegen 
einzutragen ſei, folgt unter dieſen Umſtänden nur, daß es zur Eintragung 
des Widerſpruchs keines Antrags und auch nicht der Bewilligung derjenigen 
bedarf, zu deren Gunſten die Unrichtigkeit zunächſt gereicht, deren Recht alſo 
durch die ſofortige Eintragung des Widerſpruchs betroffen wird. 

Die Richtigkeit der bezeichneten vierten Vorausſetzung ergibt ſich aber aus 
§ 892 BGB. und der Erwägung, daß ſich der Widerſpruch des § 54 GB., 
wie oben dargelegt, nach Begriff, Inhalt und Wirkung nicht von dem Wider⸗ 
ſpruche des § 899 BGB. unterſcheidet. 

Der Widerſpruch des § 899 BGB. kann auf Grund einer Bewilligung 
deſſen eingetragen werden, deſſen Recht durch die Berichtigung des Grundbuchs 
betroffen wird. Iſt nach der Entſtehung der Unrichtigkeit das Recht eines 
Dritten eingetragen, das durch die Berichtigung betroffen werden würde, ſo 
iſt deshalb auch deſſen Bewilligung zu Eintragung des Widerſpruchs erforderlich. 
Die Bewilligung gilt nach § 895 ZPO. als erklärt, wenn der Schuldner 
durch vorläufig vollſtreckbares Urteil zu ihrer Abgabe verurteilt iſt. Solches 
Urteil kann und muß bei Unrichtigkeit des Grundbuchs an ſich nach § 894 
BGB. gegen Jeden ergehen, deſſen Recht durch die Berichtigung betroffen 
wird. Gilt zu feinen Gunſten aber nach § 892 BGB. das Grundbuch als 
richtig, ſo kann ſeine Verurteilung nicht erfolgen. Wenn alſo Jemand nach 
der Entſtehung der Unrichtigkeit ein Recht an dem Grundſtücke durch Rechts⸗ 
geſchäft erworben hat, ſo genügt die Unrichtigkeit des Grundbuchs allein nicht, 
um ihn zur Bewilligung der Eintragung des Widerſpruchs zu verurteilen. 
Es muß dann vielmehr noch weiter nachgewieſen werden, daß die Unrichtig⸗ 
keit des Grundbuchs dem Erwerber bekannt war, ehe die Verurteilung er⸗ 
folgen kann. 

Der Widerſpruch kann nach § 899 BGB. ferner auf Grund einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung eingetragen werden. Eine ſolche kann nach prozeſſualiſchen 
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Grundſätzen nur unter den Parteien wirken, muß alſo gegen denjenigen ge= 
richtet ſein, deſſen Bewilligung ſie erſetzen ſoll. Die Vorausſetzung ihres 
Erlaſſes iſt nach § 899 BGB. und § 936, § 920 Abſ. 2 ZPO. nur 
die Glaubhaftmachung des Anſpruchs auf Berichtigung. Iſt alſo der Zuſtand 
des Grundbuchs ſeit der Entſtehung des Grundbuchs unverändert, ſo genügt 
zu ihrem Erlaſſe, daß die Unrichtigkeit glaubhaft gemacht wird, da dieſe nach 
§ 894 BGB. den Berichtigungsanſpruch begründet. Hat dagegen nach der 
Entſtehung der Unrichtigkeit ein Dritter ein Recht an dem Grundſtück durch 
Rechtsgeſchäft erworben und iſt dieſes eingetragen, ſo daß die einſtweilige 
Verfügung auch gegen ihn beantragt werden muß, ſo bedarf es zur Begründung 
dieſes Antrags ihm gegenüber auch der Glaubhaftmachung der Tatſache, daß 
er bei dem Erwerbe die Unrichtigkeit kannte. 

Könnte nun auf Grund des § 54 GBO. ein Widerſpruch ohne Rückſicht 
darauf eingetragen werden, ob das Grundbuch einem Dritten gegenüber als 
richtig gilt, deſſen Recht durch ſeine Eintragung betroffen wird, ſo würde damit 
dieſem Widerſpruch eine weitergehende Wirkung beigelegt werden als den auf 
Grund des § 899 BGB. eingetragenen Widerſprüchen. Allerdings könnte 
der Dritte im Prozeßwege die Löſchung des Widerſpruchs verlangen und er 
würde nach der Beweisregelung im § 892 BGB. nichts weiter nachzuweiſen 
haben, als daß er vor der Eintragung des Widerſpruchs ein ihm entgegenſtehendes 
Recht durch Rechtsgeſchäft erworben hat, während der Nachweis, daß er die 
Unrichtigkeit gekannt hat, ſeinem Gegner obliegen würde. Immerhin würde 
aber zunächſt der Grundſatz des 892 BGB., daß zu feinen Gunſten das 
Grundbuch als richtig gilt, durch den Grundbuchrichter ausgeſchaltet ſein. Dies 
kann vom Geſetze nicht beabſichtigt ſein. Denn der Grundſatz des § 892 
BGB. gilt für den Grundbuchridter ebenſo wie für den Prozeßrichter und den 
Richter, der eine einſtweilige Verfügung erläßt. Wie dieſe in Fällen der bes 
zeichneten Art den Beweis oder die Glaubhaftmachung der Kenntnis des Er— 
werbers von der Unrichtigkeit verlangen müſſen, ſo darf auch der Grundbuch— 
richter auf Grund des § 54 GBO. die Eintragung des Widerſpruchs von 
Amts wegen nur anordnen, wenn ihm dieſe Kenntnis in den Formen des 
8 29 GBO. nachgewieſen wird. Dem könne auch nicht entgegen gehalten 
werden, daß der Fall des § 54 GBO. inſofern beſonders geartet ijt, als die 
Unrichtigkeit hier durch eine Verletzung geſetzlicher Vorſchriften ſeitens des 
Grundbuchamts entſtanden iſt. Wenn das Geſetz aus dieſem Grunde dem 
Widerſpruch eine erweiterte Wirkung beimeſſen wollte, als ihm ſonſt zukommt, 
wenn es insbeſondere den § 892 BGB. in ſolchen Fällen für den Grund: 
buchrichter hätte außer Anwendung ſetzen wollen, ſo hätte dies im Geſetze 
zum Ausdrucke komme müſſen, was, wie geſagt, nicht geſchehen iſt. 

Tatſächſich liegt die Sache hier ſo, daß die Eintragung des Widerſpruchs 
vom 9. Juli 1905 nach den dargelegten Grundſätzen nicht mehr zuläſſig war. 
Das Eigentum des Grundſtücks war nach der Löſchung der Hypothek und vor 
der Eintragung des Widerſpruchs durch Auflaſſung und Eintragung, alſo 
durch Rechtsgeſchäft auf einen Dritten übergegangen. Nach § 892 BGB. 
gilt alſo zu ſeinen Gunſten die Hypothek als nicht beſtehend, es ſei denn, 
Daß ihm ihr Beſtehen bei der Auflaſſung nicht bekannt war. Der Nachweis 
dieſer Kenntnis iſt bisher dem Grundbuchamte nicht geführt. Das Recht des 
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Erwerbers würde durch die Eintragung des Widerſpruchs betroffen werden. 
Denn wenn auch der Widerſpruch nur eine vorläufige Maßregel iſt und im 
Prozeßwege beſeitigt werden kann, ſo enthält doch ſeine Eintragung ein 
Eingriff in das Recht des Eigentümers der ihn nicht nur wirtſchaftlich ſchädigt, 
ſondern auch ſeine Rechtsſtellung beeinträchtigt, da er ihn nötigt, zur Wahrung 
ſeines Rechtes den Klageweg zu beſchreiten, während er ſonſt die Klage oder 
den Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung ſeitens der Hypotheken⸗ 
gläubiger abwarten könnte. 

Des halb iſt unter Aufhebung der landgerichtlichen Entſcheidung die Sache 
an das Amtsgericht zurückgewieſen, um den Widerſpruch zu löſchen, falls nicht 
für erwieſen erachtet wird, daß bei der Auflaſſung am 19. Mai 1905 die 
Unrichtigkeit des Grundbuchs dem Erwerber des Grundſtücks bekannt war. 


Führung des Nachweiſes, daß die elterliche Gewalt einer Mutter durch 
die Beſtellung eines Beiſtaudtes nicht beſchräukt if, gegenüber dem Grund⸗ 
buchamte. 


S$ 1687, 1690 BGB., 8 29 G80. 
Oberlandesgericht Roſtock, 9. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 246. 


Das Oberlandes gericht hat die weitere Beſchwerde des B. gegen die 
Beſchwerdeentſcheidung des Landgerichts zu R. zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Die Beſchwerde iſt inſofern zuläſſig, als ſie geltend macht, für die 
Unbeſchränktheit der elterlichen Gewalt der Mutter ſtreite nach den einſchlägigen 
geſetzlichen Beſtimmungen eine Vermutung, ſodaß dem Beſchwerdeführer dieſer⸗ 
halb ein Beweis nicht zugemutet werden dürfe, es beruhe daher die Verfügung. 
des Grundbuchamts, welche von ihm den Nachweis verlange, daß der Witwe 
K. ein Beiſtand nicht beſtellt ſei, auf einer Verletzung des Geſetzes. Die 
Beſchwerde iſt aber inſoweit unbegründet. Denn der Grundbuchrichter hat 
die Vertretungsmacht der Mutter zu prüfen und dabei unter Berückſichtigung 
der Umſtände des konkreten Falles nach verſtändigem Ermeſſen zu entſcheiden, 
ob Grund zu der Annahme vorliegt, daß ihr ein Beiſtand beſtellt ſei oder 
nicht. Eine allgemeine Vermutung, ſei es tatſächlicher ſei es geſetzlicher Art, 
ſpricht weder für die Unbeſchränktheit der elterlichen Gewalt der Mutter noch 
für die Beſtellung eines Beiſtandes. Es iſt daher nicht richtig, wenn das 
Landgericht in der angefochtenen Entſcheidung annimmt, daß der Nachweis 
der Nichtbeſtellung eines Beiſtandes zu den Vorausſetzungen der Eintragung 
im Sinne des § 29 Satz 2 GBO. gehöre und daher nur durch öffentliche 
Urkunden erbracht werden könne (zu vergl. OL GRſpr. 5, S. 5, 6, Turnau⸗ 
Förſter, Liegenſchaftsrecht II, 188 Note 1. 

Das Grundbuchamt hat auch nicht verlangt, daß der von ihm erforderte 
Nachweis durch eine öffentliche Urkunde zu erbringen fet. Dadurch aber, daß 
es überhaupt den Nachweis für die Nichtbeſtellung eines Beiſtandes fordert, 
hat es ſich keiner Geſetzes verletzung ſchuldig gemacht. Seine Entſcheidung 
darüber, daß im konkreten Falle dieſer Nachweis zu erbringen ſei, gehört dem 
tatſächlichen Gebiet an und iſt daher der Nachprüfung des Gerichts der 
weiteren Beſchwerde entzogen. 
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Verfügung des Grundbuchamts, durch welche die Vereinigung mehrerer 
demſelben Eigentümer gehörenden, mit Einzelhypstheken belaſteten Grund⸗ 
ſtücke zu einem Grundſtück augeordnet wird. Mangel eines Beſchwerde⸗ 
rechts des Gläubigers, welchem an den Graudftiiden Einzelhypotheken 
zuſtehen. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde, ſoweit ſie auf die Beſeitigung 
der vom Grundbuchamte bereits bewirkten Vereinigung gerichtet iſt. 


§ 890 BGB., §§ 5, 54, 71 EBD, 
Kammergericht Berlin, 19. Oktober 1905. — Bd. 6 S. 247. 


Am 28. April 1905 hat J., der Eigentümer der Grundſtücke W. Bl. 
Nr. 224 und Bl. Nr. 1330, beantragt, die Vereinigung der beiden Grund— 
ſtücke anzuordnen, da ein dringlicher Bau davon abhängig fei. Das Amts: 
gericht hat durch Verfügung vom 29. April 1905 den Antrag abgelehnt, 
weil infolge ungleichmäßiger Belaſtung der beiden Grundſtücke das Grundbuch 
durch die Vereinigung unüberſichtlich gemacht werden würde. 


Demnächſt iſt auf den Antrag des J. vom 4. Mai 1905 das Grund— 
ſtück Bl. Nr. 224 als ſelbſtändiges Grundſtück auf das Grundbuchblatt 
Bl. Nr. 1330 mit den eingetragenen Laſten unter Schließung des Grund— 
buchblatts Nr. 224 übertrageu worden. Jedoch hat J. dann gegen die Ver— 
fügung vom 29. April 1905 Beſchwerde eingelegt mit dem Bemerken, daß 
die geſchehene Zuſchreibung nicht genüge. 

Durch Beſchluß vom 8. Juni 1905 hat das Landgericht das Amtsgericht 
angewieſen, von dem erhobenen Bedenken Abſtand zu nehmen. Die Ent- 
ſcheidung iſt dahin begründet: Auf jedem der beiden Grundſtücke hafteten 
nur zwei Hypotheken von 49 000 und 32000 Mark bezw. von 60 000 
und 350 000 Mark, bezüglich deren einige Abtretungen und Teilabtretungen 
erfolgt ſeien. Dieſe Belaſtung könne nicht als eine ſehr ungleiche oder ver— 
ſchiedenartige angeſehen werden, welche Verwirrung beſorgen laſſe. 

Für H. ſtanden auf den beiden Grundſtücken zwei Einzelhypotheken von 
je 30 000 Mark eingetragen. Nach Uebertragung von Nr. 224 auf Nr. 1330 
wurde er zur Einreichung des Hypothekenbriefs über die Poſt auf Nr. 224 
zwecks Vermerks der Uebertragung aufgefordert. Er erwiderte darauf, er 
nehme an, daß Nr. 324 als ſelbſtändiges Grundſtück übertragen ſei, ſonſt 
müßte er dagegen proteſtieren. Da inzwiſchen die Entſcheidung des Land— 
gerichts ergangen war, trug das Amtsgericht im Beſtandsverzeichniſſe von 
Nr. 1330 ein, daß die Grundſtücke Nr. 1 und 2 zu einem Grundſtücke 
vereinigt ſeien und vermerkte auf dem Hypothekenbrief des H. die Ueber⸗ 
tragung von Nr. 224 und zugleich die Vereinigung der beiden Grundſtücke. 
H. erhob nunmehr, weil bei einer Zwangsverſteigerung ein getrenntes Ausgebot 
der beiden Grundſtücke nicht mehr möglich ſei und er eventuell ein Objekt im Werte 
von etwa einer Million anſtatt zweier Objekte von je etwa 500 000 Mark erſtehen 
müßte, auch bei der Zwangsverſteigerung wegen der verſchiedenen Belaſtung 
unlösbare Schwierigkeiten entſtehen würden, Beſchwerde gegen die die Vereinigung 
betreffende Verfügung mit dem Antrage, das Grundbuchamt anzuweiſen, ſeinen 
Widerſpruch gegen die Vereinigung einzutragen oder dieſe durch Löſchung zu 
beſeitigen. 
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Das Landgericht verwarf durch Beſchluß vom 18. September 1905 
die Beſchwerde als unzuläſſig mit der Begründung: Wenn Beſchwerdeführer 
ſich durch die Vereinigung in ſeinem Hypothekenrechte verletzt glaube, ſo müſſe 
er gegen den die Vereinigung anordnenden Beſchluß des Landgerichts vom 
8. Juni 1905 weitere Beſchwerden einlegen. Außerdem habe Beſchwerde⸗ 
führer als Hypothekengläubiger überhaupt keinen Anſpruch darauf, bei der 
Frage der Vereinigung der Grundſtücke gehört zu werden. Eine Widerſpruchs⸗ 
eintragung gegen die Vereinigung zweier Grundſtücke ſei im Geſetze nicht 
vorgeſehen. 5 

Der Beſchwerdeführer hat nunmehr in erſter Linie gegen den land⸗ 
gerichtlichen Beſchluß vom 18. September weitere Beſchwerde eingelegt mit 
der Ausführung, er ſei berechtigt, als Hypothekengläubiger gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Amtsgerichts, betreffend die Vereinigung, Beſchwerde einzulegen, 
und er habe, was die Zuläſſigkeit der Widerſpruchseintragung anlange, dieſe 
oder die Löſchung der Vereinigung anheimgegeben; mit letzterer ſei ihm ſogar 
beſſer gedient. Für den Fall, daß angenommen werden ſollte, daß ihm nur 
die weitere Beſchwerde gegen den landgerichtlichen Beſchluß vom 8. Juni 
gegeben ſei, hat er in zweiter Linie die weitere Beſchwerde gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß eingelegt. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt aus 
folgenden Gründen: | 

Zunächſt kann der Beſchwerdeführer nicht für berechtigt erachtet werden, 
gegen die Vereinigung der in Rede ſtehenden beiden Grundſtücke Beſchwerde 
einzulegen. Nach der jtändigen Rechtsübung des Kammergerichts, von der 
abzugehen kein Anlaß vorliegt, iſt in Grundbuchſachen die Beſchwerde, wenn⸗ 
gleich eine geſetzliche Vorſchrift fehlt und insbeſondere der § 20 JGG. keine 
Anwendung finden kann, doch nicht als Popularbeſchwerde zuzulaſſen, ſondern 
nur demjenigen Beteiligten zu gewähren, der durch die ergangene Entſcheidung 
in ſeinem Rechte getroffen wird und deshalb an ihrer Beſeitigung ein rechtliches 
Intereſſe hat (KG J. 20 A 13; 21A 98; 25 A 88, 93, RIA. 2, 42; 
6, 74). Ein ſolches rechtliches Intereſſe an Wiederaufhebung der Vereinigung 
der beiden Grundſtücke hat der Beſchwerdeführer nicht. Allerdings iſt für ihn 
je eine Hypothek von 30 000 Mark auf jedem der beiden vereinigten Grund: 
ſtücke eingetragen. Jedoch die Rechtsverhältniſſe der Hypotheken ſind durch 
die Vereinigung nicht geändert worden. Zwar ſind die bisher ſelbſtändigen 
Grundſtücke Teile eines neuen einheitlichen Ganzen geworden; aber, da dieſe 
Teile nicht zu den weſentlichen Beſtandteilen im Sinne des § 93 BGB. 
gehören, ſind die auf ihnen ruhenden Belaſtungen durch die Verbindung un⸗ 
berührt geblieben. In dem gegebenen Falle der Vereinigung mehrerer Grund- 
jtüde zu einem Grundſtücke (§ 890 Abſ. 1 BGB.) erſtrecken ſich auch nicht 
die Hypotheken an dem einen Grundſtück auf das andere Grundſtück, vielmehr 
nur im Falle der Zuſchreibung eines Grundſtücks zu einem anderen als 
Beſtandteil (§ 890 Abſ. 2 BGB.) tritt gemäß § 1131 BGB. das zu: 
geſchriebene Grundſtück in die Mithaft für die Hypotheken an dem andern 
Grundſtück ein (Mot. 3, 57; Prot. 3, 552; Planck, Anm. 4 zu § 890). 
Dem entſprechend iſt im § 890 BGB. zu der Vereinigung nur erfordert, 
daß der Eigentümer der mehreren Grundſtücke ſeinen auf die Vereinigung 
gerichteten Willen erklärt. Der Zuſtimmung der Hypothekengläubiger oder 
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ſonſtigen dinglichen Berechtigten bedarf es nicht (Planck, Anm. 3b zu 
§ 890 BGB., Predari, Anm. 1 zu § 5 GBO S. 63). Auch hinſichtlich 
der Beitreibung der Hypothekenforderung aus dem Grundſtück im Wege der 
Zwangsverſteigerung wird die Rechtslage der Hypothekengläubiger nicht, wie 
der Beſchwerdeführer meint, durch die Vereinigung verſchlechtert. Wenn auch 
die mehreren Grundſtücke durch die Vereinigung zu Teilen des Geſamtgrund— 
ſtücks werden und fie im Grundbuch unter einer Nummer im Beſtandsver— 
zeichniſſe zuſammenzuſchreiben find (zu vergl. SS 3 Abſ. 2, 8 Abſ. 1 der Preuß AVf. 
vom 20. November 1899 zur Ausführung der Grundbuchordnung), ſo be— 
halten fie doch mit Rückſicht auf ihre verſchiedenartige Belaſtung ihre Selb: 
ſtändigkeit, ſoweit dies die Geltendmachung der Rechte aus der Sonderbelaſtung 
erfordert, und ſind daher die zurzeit der Vereinigung eingetragenen oder ſonſt 
etwa vorhandenen Realberechtigten befugt, aus den nunmehrigen vollen Teilen 
des Geſamtgrundſtücks ebenſo Befriedigung zu ſuchen, wie wenn ſie noch 
ſelbſtändige Grundſtücke wären (Fiſcher-Schaefer, 3VG., S. 116, Jaeckel, 
Anm. SA zu §§ 15, 16 ZBG., Predari a. a. O., Fuchs, Anm. 5 c zu 
§ 890 BGB., Planck, Anm. 4 zu § 890 BGB.). Allerdings kann nach 
der Vereinigung das Geſamtgrundſtück in der Weiſe belaſtet werden, daß alle 
früher ſelbſtändigen Teile von der Belaſtung ergriffen werden. Jedoch auch 
dann ſind die aus Sonderbelaſtungen der einzelnen Teile Berechtigten befugt, 
die Zwangsverſteigerung der ihnen haftenden Teile allein zu betreiben, und, 
wenn diejenigen, deren Rechte fic) auf alle Teile des Geſamtgrundſtücks er— 
ftreden, thre Befriedigung aus dem Grundſtücke ſuchen, find in dem Zwangs- 
verſteigerungsverfahren die verſchieden belaſteten Teile fo zu behandeln, wie 
wenn das Verfahren mehrere ſelbſtändige Grundſtücke zum Gegenſtande hätte 
(zu vergl. SS 18, 63, 64, 76, § 83 Nr. 2, 88 112, 122, 123 ZBG., 
Fiſcher⸗Schaefer a. a. O. S. 117). Demnach werden insbeſondere Hypotheken⸗ 
gläubiger durch die Vereinigung des ihnen haftenden Grundſtücks mit einem 
anderen Grundſtücke nicht in ihrem Hypothekenrechte beeinträchtigt und ſteht 
ihnen daher gegen die von dem Eigentümer veranlaßte Vereinigung die Be— 
ſchwerde nicht zu. Für den umgekehrten Fall der Ablehnung der von dem 
Eigentümer beantragten Zuſammenſchreibung hat das Kammergericht allerdings 
in dem Beſchluſſe vom 18. Mai 1905 (RIA. 6, 73) die Beſchwerde eines 
Hypothekengläubigers, deſſen Hypothek als Geſamthypothek auf beiden Grund— 
ſtücken ruhte, zugelaſſen. Dort aber handelte es ſich um Zuſchreibung des 
einen Grundſtücks zu dem anderen als Beſtandteil (S 890 Abſ. 2 BGB.) 
und wurde ein rechtliches Intereſſe des Gläubigers an der Zuſchreibung darin 
gefunden, daß infolge der Zuſchreibung, die an dem Hauptgrundſtücke beſtehende 
Hypothek ſich gemäß § 1131 BGB. auf das als Beſtandteil zugeſchriebene 
Grundſtück erſtrecken und daher die bisherige Geſamthypothek zu einer Einzel: 
hypothek an dem ganzen Grundſtücke werden würde. Eine ſolche Aenderung 
der dinglichen Rechtsſtellung des Hypothekengläubigers kommt vorliegend nicht 
in Frage, da einesteils es ſich um Vereinigung mehrerer Grundſtücke zu einem 
Grundſtücke (8 890 Abſ. 1 BGB.) handelt und anderenteils die dem Bes 
ſchwerdeführer an den vereinigten Grundſtücken zuſtehenden Hypotheken keine 
Geſamthypotheken ſind. 

Hiernach ſteht die Berechtigung zur Beſchwerde über die vom Amtsgerichte 
verfügte Vereinigung der in Rede ſtehenden beiden Grundſtücke dem Beſchwerde⸗ 
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führer nicht zu. Aber auch wenn man den Beſchwerdeführer für beſchwerde⸗ 
berechtigt erachten wollte, müßte doch die Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde 
erfolgen. Allerdings iſt die Begründung des Beſchluſſes vom 18. September 
1905, gegen den ſich die weitere Beſchwerde in erſter Linie richtet, inſofern 
unzutreffend, als darin Beſchwerdeführer auf die Einlegung der weiteren Be⸗ 
ſchwerde gegen den erſten Beſchluß des Landgerichts vom 8. Juni 1905 
verwieſen wird. Zwar hat das Kammergericht wiederholt ausgeſprochen, daß, 
wenn die einen Beteiligten treffende Verfügung des Amtsgerichts nur eine 
Ausführung der Entſcheidung des Landgerichts ſei, die letztere Entſcheidung, 
weil ſie als die maßgebende ſich darſtelle, mit der weiteren Beſchwerde an⸗ 
zufechten fei (K GJ. 21 A, 98; 29 A, 11; RJ A. 2, 41; OL GRſpr. 5, 201; 
8, 236). Aber vorliegend iſt dieſer Rechtsgrundſatz nicht anwendbar, weil 
nach dem Sachverhalt eine Beſchwerde im eigentlichen Sinne, nachdem zufolge 
des Beſchluſſes des Landgerichts vom 8. Juni 1905 die Vereinigung der 
beiden Grundſtücke durch das Amtsgericht bewirkt iſt, überhaupt nicht mehr 
zuläſſig ijt, Nach § 71 Abſ. 2 Satz 1 GBO. iſt die Beſchwerde gegen 
eine Eintragung unzuläſſig. Die Vereinigung mehrerer Grundſtücke zu einem 
Grundſtück iſt aber eine Eintragung im Sinne der genannten Vorſchrift. 
Allerdings iſt unter den Begriff „Eintragung“ nicht alles zu ſtellen, was 
ſich im Grundbuche befindet, vielmehr ſind damit nur ſolche Einträge gemeint, 
welche die Grundlage von Rechten, auf die ſich der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs erſtreckt, zu bilden geeignet find (KG J. 26 A, 77, 238; 27 A, 
83; RIA. 4, 48). Letzteres trifft aber auf die Vereinigung mehrerer Grunde 
ſtücke zu, da die bisher ſelbſtändigen Grundſtücke dadurch zu Teilen eines neuen 
Ganzen werden, ihre Rechtslage alſo umgeſtaltet wird und ſie nunmehr in 
anderer Weiſe als bisher Objekt von Rechten ſein, insbeſondere auch fortan 
gemeinſam mit Einzelhypotheken belaſtet werden können. Danach iſt gegen 
die vom Grundbuchrichter zum Zwecke der Vereinigung bewirkte Zuſammen⸗ 
ſchreibung mehrerer Grundſtücke eine Beſchwerde nicht zuläſſig (RGJ. 23 A, 
223). Iſt dies aber der Fall, dann iſt auch eine weitere Beſchwerde gegen 
die eine ſolche Eintragung anordnende Entſcheidung des Landgerichts in der 
Beſchwerdeinſtanz, nachdem das Amtsgericht die Eintragung gemäß der Ent⸗ 
ſcheidung bewirkt hat, nicht mehr für zuläſſig zu erachten; denn dieſe weitere 
Beſchwerde kann nur die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes zum Ziele 
haben und iſt alſo gegen die Eintragung gerichtet. Hieraus folgt zugleich, 
daß die von dem Beſchwerdeführer in zweiter Linie gegen den Beſchluß des 
Landgerichts vom 8. Juni 1905 eingelegte weitere Beſchwerde unzuläſſig iſt. 

Hat hiernach das Landgericht in dem Beſchluſſe vom 18. September 
unzutreffend den Beſchwerdeführer auf den Weg der weiteren Beſchwerde 
gegen den Beſchluß vom 8. Juni verwieſen, ſo unterliegt doch der erſtgenannte 
Beſchluß nicht der Aufhebung; denn das Landgericht iſt in zweiter Linie auch 
auf die Sache ſelbſt in dieſem Beſchluß eingegangen und ſeine Entſcheidung 
iſt im Endergebniſſe zu billigen. Nach § 71 Abi. 2 Satz 2 GBO. kann 
im Wege der Beſchwerde verlangt werden, daß das Grundbuchamt angewieſen 
werde, nach § 54 einen Widerſpruch gegen die Eintragung einzutragen oder 
eine Löſchung vorzunehmen. Ein ſolches Verlangen hat Beſchwerdeführer auch 
in der gegen die bewirkte Zuſammenſchreibung gerichteten Beſchwerdeſchrift 
geſtellt. Das Landgericht hat das Verlangen zurückgewieſen, weil eine Wider⸗ 


ſpruchseintragung gegen die Vereinigung zweier Grundſtücke im Geſetze nicht 
vorgeſehen ſei. Dies iſt nicht zutreffend. Da die Zuſammenſchreibung zum 
Zwecke der Vereinigung nach obigem eine Eintragung iſt, ſo ergibt ſich die 
geſetzliche Beſtimmung für die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Zus 
ſammenſchreibung aus § 71 Abſ. 2 Sag 2 in Verbindung mit § 54 GBO. 
Die Eintragung eines ſolchen Widerſpruchs käme beiſpielsweiſe in Frage, wenn 
der Grundbuchrichter ohne einen Antrag des Eigentümers die Zuſammen⸗ 
ſchreibung vorgenommen hätte. Vorliegend aber fehlt es an den Vorausſetzungen 
für die Eintragung eines Widerſpruchs. Der § 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. 
erfordert hierfür in erſter Linie, daß das Grundbuchamt unter Verletzung 
gefetzlicher Vorſchriften die Eintragung vorgenommen hat. Eine ſolche Geſetzes⸗ 
verletzung iſt vom Beſchwerdeführer nicht dargetan. Der Antrag auf Ver: 
einigung der beiden Grundſtücke iſt vom Eigentümer formgerecht geſtellt und, 
daß ein Hindernis gegen die Vereinigung nach Maßgabe des S 5 GB. 
nicht beſteht, daß alſo von der Vereinigung Verwirrung nicht zu beſorgen iſt, 
hat unter gehöriger Prüfung der Sachlage, insbeſondere unter Berückſichtigung 
der Belaſtungen der beiden Grundſtücke, das Landgericht in dem Beſchluſſe 
vom 8. Juni 1905 ausgeſprochen, ohne daß ein Rechtsirrtum erkennbar iſt. 
Sonach iſt für die Eintragung eines Widerſpruchs kein Raum. 

Die ferner aber vom Beſchwerdeführer beantragte Wiederbeſeitigung der 
Zuſammenſchreibung, etwa nach Maßgabe des § 54 Abſ. 1 Satz 2 GBO. 
iſt überhaupt nicht ſtatthaft, da die Zuſammenſchreibung zum Zwecke der Ver: 
einigung nicht ihrem Inhalte nach unzuläſſig, ſondern ausdrücklich von dem 
Geſetze geſtattet iſt. 

Hiernach waren die weiteren Beſchwerden gegen die beiden Beſchlüſſe 
des Landgerichts vom 8. Juni und 18. September 1905 zurückzuweiſen. 


Antrag auf Einleitung eines Erbenauseinanderſetzungsverfahrens. Un⸗ 
zuläſſigkeit der Ablehnung, wenn der Auseinanderſetzung zwar ein Hindernis 
entgegenſteht, dieſes aber durch Einigung der Beteiligten beſeitigt werden 
kann; Befugnis des Nachlaßgerichts, in einem ſolchen Falle durch eine 
Zwiſchenverfügung dem Anutragſteller eine Friſt zur Beibringung des 
Nachweiſes zu beſtimmen, daß das Hindernis, z. B. der Streit über die 
Erbberechtigung des Antragſtellers, beſeitigt ijt. Zuläſſigkeit der Ablehuung 
des Antrags, wenn ein nach der Anſicht des Nachlaßgerichts gültiges 
Teſtament vorliegt, in welchem ein Alleinerbe eiugeſetzt iſt. 


S 86, § 87 Abſ. 2 FGG. 
Kammergericht Berlin, 16. November 1905. — Bd. 6 S. 264. 


Am 22. Juli iſt J. geſtorben. Nach den in den Akten enthaltenen 
Angaben gehören H. H., C. H., die Ehefrau W. und H. M. zu denjenigen 
ſeiner Verwandten, welche ihn kraft Geſetzes beerben würden. C. H. hat 
zwei Anträge auf Vermittelung der Auseinanderſetzung in Anſehung des Nach⸗ 
laſſes und Ueberweiſung der Vermittelung an den Notar K. eingereicht und 
zwar den zweiten in Gemeinſchaft mit Frau W. und H. M. Das Nach⸗ 
laßgericht hat die Anträge koſtenfällig zurückgewieſen, weil der Erblaſſer in 
inem eigenhändigen Teſtamente vom 6. Juli 1904 den H. H. zum Allein⸗ 


erben eingeſetzt habe. C. H. hat unter Wiederholung ſeines Antrags Beſchwerde 
mit der Begründung eingelegt, daß die Urkunde vom 6. Juli 1904 kein 
Teſtament fei, auch von den Beteiligten, mit Ausnahme des H. H., nicht für 
ein ſolches gehalten werde. Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen, 
weil bei Lage der Sache offenſichtlich die Frage, ob die Urkunde ein Teſtament 
ſei, zunächſt im Wege der ſtreitigen Gerichtsbarkeit zu entſcheiden und erſt 
nach dieſer Entſcheidung Raum für ein Teilungsverfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ſei. C. H. hat weitere Beſchwerde eingelegt. Er beantragt, 
ſeinem erſten Geſuche zu entſprechen, und bezeichnet den § 86 FGG. als 
verletzt, weil das Landgericht die Prüfung, ob die Urkunde ein Teſtament ſei 
und ob alſo der Erblaſſer nur einen Teſtamentserben oder mehrere geſetzliche 
Erben hinterlaſſen habe, nicht vorgenommen habe. 

Das Kammergericht hat auf die weitere Beſchwerde die Entſcheidung des 
Landgerichts aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Die SS 86 ff. FGG. enthalten keine ausdrückliche Vorſchrift darüber, 
ob und unter welchen Vorausſetzungen ein Antrag auf Vermittelung der 
Auseinanderſetzung in Anſehung eines Nachlaſſes abgelehnt werden kann. Auch 
die Denkſchrift zum Entwurfe des Geſetzes enthält nichts darüber. Es wird 
aber in Uebereinſtimmung mit der bisherigen Rechtſprechung (KGJ. 21 D, 10; 
OL GRſpr. 3, 310; 4, 430) und der Literatur (Wellſtein, FGG., 2. Aufl. 
Anm. 3 zu § 87, Joſef, F GG., Anm. 1a zu § 87) nicht bezweifelt werden 
können, daß ſolche Ablehnung nicht unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen iſt. 
Denn das Gericht muß die Möglichkeit haben, Anträge abzulehnen, die den 
geſetzlichen Vorſchriften zuwiderlaufen und nicht zum Ziele der Auseinander⸗ 
ſetzung führen können. Dementſprechend beſtimmte auch der § 5 des Geſetzes, 
betreffend das Teilungsverfahren im Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes, 
vom 22. Mai 1887, Geſetzſamml. S. 136, welches den 88 86 ff. FGG. 
nach der Denkſchrift zu ſeinem Entwurf als Vorbild gedient hat, daß ein 
Antrag zurückzuweiſen fei, der als unbegründet oder unzuläſſſg befunden wird 
oder deſſen Vervollſtändigung ſich nicht erreichen läßt. 

Ein folder Ablehnungsgrund ergibt fi daraus, daß der Zweck des 
Verfahrens aus den §§ 86 ff. FGG. die Vermittelung der Auseinanderſetzung 
iſt. Steht alſo der Auseinanderſetzung ein Hindernis entgegen, das durch 
Einigkeit der Beteiligten nicht beſeitigt werden kann, und würde deshalb die 
Einleitung des Verfahrens zu ſeinem beſtimmungsmäßigen Ziele nicht führen 
können, ſo iſt ſowohl im Intereſſe der Beteiligten, die nicht zwecklos dem 
mit dem Verfahren für ſie verbundenen Aufwand an Zeit und Koſten unter⸗ 
worfen werden ſollen, wie im öffentlichen Intereſſe des Gerichts, deſſen Tätigkeit 
nicht nutzlos in Anſpruch genommen werden darf, eine ſofortige Ablehnung. 
des Antrags geboten und deshalb auch zuläſſig. Auf im weſentlichen gleichen 
Erwägungen beruht der Beſchluß des Oberlandesgerichts in Kolmar vom 
5. März 1902 (OL GRſpr. 4, 430) inſofern, als auch dort bei übrigens 
vollſtändig anderem Sachverhalt ein Antrag auf Vermittelung der Auseinander- 
ſetzung abgewieſen iſt, weil der Zweck des Vermittelungsverfahrens unerreichbar ſei. 

Hinderniſſe dagegen, welche durch einiges Zuſammenwirken der Beteiligten 
beſeitigt werden können, begründen die Ablehnung des Antrags auch dann 
nicht, wenn erhellt, daß die Beteiligten zur Zeit nicht einig find. Denn es 
iſt gerade der Zweck der Anrufung des Richters, daß er durch ſeine Ver⸗ 
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mittelung ſolche Einigkeit herbeiführe. Die Ablehnung des Antrags aus 
ſolchem Grunde läuft alſo dem Grundgedanken der SS 86 ff. FGG. zuwider. 
Nur die Beſugnis ſteht in ſolchem Falle dem Gerichte nach § 87 Abſ. 2 
zu, dem Antragſteller durch Zwiſchenverfügung den Nachweis der Beſeitigung 
des Streites aufzugeben, wenn er nämlich feine eigene Vermittelung nach Lage 
der Sache für ausſichtslos hält und wenn der Streit der Beteiligten den 
Fortgang des Verfahrens ausſchließen und nach § 95 FGG. zur ſofortigen 
Ausſetzung des Verfahrens führen würde. Daß in ſolchem Falle eine Zwiſchen⸗ 
verfügung auf Grund des § 87 Abſ. 2 zuläſſig iſt, hat der beſchließende 
Senat bereits in ſeiner Entſcheidung vom 28. April 1902 (KGJ. 24 A, 
189; RIA. 3, 10) ausgeſprochen. Daß auch die Ablehnung des Antrags 
zuläſſig ſei, iſt zwar in dem Beſchluſſe des Ferienſenats des Kammergerichts vom 
6. Auguſt 1901 (OL GRſpr. 3, 310; RIA. 4, 14) angenommen. Dieſe 
Anſicht kann aber aus den dargelegten Gründen nicht aufrecht erhalten werden. 
Der Beſchluß des Oberlandesgerichts in Jena vom 1. Dezember 1900 
(RIA. 1, 182) zwingt zu einer Vorlegung der Sache an das Reichsgericht 
gemäß § 28 FGG. nicht. Denn dort iſt zwar der Antrag auf Vermittelung 
abgelehnt, weil dem Antragſteller ſeine Eigenſchaft als Miterbe und damit 
ſeine Berechtigung zur Antragſtellung beſtritten war. In den Gründen iſt 
aber ausgeführt, daß es der Eigenart des Auseinanderſetzungsverfahrens gemäß 
ſei, in ſolchem Falle ebenſo, wie im Falle des § 95 FGG. die Tätigkeit des 
Nachlaßrichters, ſoweit es die Erledigung des Streitpunktes zur Vorausſetzung 
habe, auszuſetzen. Die erfolgte Ablehnung des Antrags hatte alſo nur die Be⸗ 
deutung einer Zwiſchenverfügung auf Grund des § 87 Abſ. 2, wie fie aud) hier 
für zuläſſig gehalten wird. Was Joſef in ſeiner Abhandlung über die Einwirkung 
des Hervortretens ſtreitiger Rechtsverhältniſſe auf die Tätigkeit des Gerichts der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (ZBfF G. 3, 595) gegen dieſe Entſcheidung und 
für die Notwendigkeit der Einleitung des Vermittelungsverfahrens anführt, iſt 
nicht überzeugend. Es beruht im weſentlichen darauf, daß fic) der § 95 des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nur auf das 
Hervortreten von Streitpunkten im Verhandlungstermine ſelbſt beziehe, daß 
ſchriftlicher Widerſpruch nach Einleitung des Verfahrens deſſen Fortgang und 
ebenſo Widerſpruch vor der Einleitung die Einleitung nicht hindere, daß viel: 
mehr das Nachlaßgericht ſelbſtändig die Erbeneigenſchaft des Antragſtellers zu 
prüfen und bei ihrer Bejahung den Verhandlungstermin anzuberaumen habe. 
Demgegenüber iſt ſchon im Beſchluſſe des Kammergerichts vom 28. April 1902 
dargelegt, daß zwar das Gericht in der letzten Weiſe verfahren kann, daß es 
aber nicht geſetzwidrig handelt, wenn es bei einem Widerſpruche gegen die 
Erbberechtigung des Antragſtellers dieſem zunächſt als Unterlage des Antrags 
die Beſeitigung des Widerſpruchs auf Grund des § 87 Abſ. 2 FGG. aufgibt. 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall ergibt 
folgendes: 

Das Amtsgericht hat von ſeinem Standpunkt aus, daß ein gültiges 
Teſtament vorliege, in dem ein Alleinerbe eingeſetzt iſt, den Antrag auf Ver⸗ 
mittelung der Auseinanderſetzung mit Recht abgelehnt. Denn dieſes Hindernis 
kann auch durch eine etwaige Einigkeit des Teſtamentserben mit den geſetzlich 
zur Erbfolge Berufenen nicht beſeitigt werden. Sie können wohl durch Ver⸗ 
trag den Zuſtand herſtellen, der beſtehen würde, wenn eine Erbauseinander⸗ 
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ſetzung zwiſchen ihnen ſtatthaft und durchgeführt wäre. Solcher Vertrag würde 
aber nicht dem Bereiche des Erbrechts angehören und keine Erbauseinander⸗ 
ſetzung fein, alſo auch nicht in den Formen der 88 86 ff. FGG. vermittelt 
werden können. Denn die Erbengemeinſchaft im Sinne des § 2032 BGB., 
welche Vorausſetzung der Erbenauseinanderſetzung iſt, kann nicht durch Vertrag 
hergeſtellt werden, ſondern tritt nur kraft Geſetzes dadurch ein, daß ein Erb⸗ 
laſſer mehrere Erben hinterläßt. Die Anſicht des Nachlaßgerichts, daß ein 
Teſtament vorliege und einen Erben einſetze, iſt allerdings nicht endgültig. 
Denn es beſteht die Möglichkeit, daß die Beteiligten ein Urteil des Prozeß⸗ 
gerichts im entgegengeſetzten Sinne erwirken, und dieſes würde auch für den 
Nachlaßrichter maßgebend ſein und ihn nötigen, einem erneuten Antrage ſtatt⸗ 
zugeben, ebenſo wie nach § 95 FOG. ein im Laufe des Vermittelungs⸗ 
verfahrens ergehendes Urteil des Prozeßgerichts maßgebend iſt. So lange 
aber ſolches Urteil nicht vorliegt, kann der Nachlaßrichter ſeiner eigenen Anſicht 
folgen. Anders würde die Sache nur liegen, wenn der Teſtamentserbe die 
Erbschaft aus dem Teſtament in Gemäßheit der 88 1942 ff. BGB. rechts⸗ 
wirkſam ausgeſchlagen hätte, da dann die Erbengemeinſchaft der geſetzlichen 
Erben eingetreten wäre. Dies iſt aber im vorliegenden Falle als ausgeſchloſſen 
anzuſehen, da es ſonſt vom Nachlaßgerichte, dem es nach § 1945 BGB. 
bekannt ſein muß, berückſichtigt wäre und da der Beſchwerdeſührer ſelbſt 
angeführt hat, daß alle Beteiligten außer dem Teſtamentserben in dem Schrift: 
ſtücke kein Teſtament erblicken, daß der Teſtamentserbe es alſo als ſolches 
anſieht. 

Der Standpunkt, den das Landgericht eingenommen hat, iſt dagegen 
nicht haltbar. Denn es hat ſich der Entſcheidung, ob die Urkunde ein gültiges 
Teſtament ſei, enthalten, die Beibringung einer Entſcheidung des Prozeßgerichts 
über dieſe Frage verlangt und trotzdem die Beſchwerde über die ablehnende 
Entſcheidung des Amtsgerichts koſtenpflichtig zurückgewieſen. Daß das Land⸗ 
gericht ſich der Entſcheidung über das Teſtament enthalten durfte, iſt entgegen 
den Ausführungen des Beſchwerdeführers nicht zu beanſtanden. Denn der 
§ 87 566. ergibt, daß ſich das Gericht mit den Angaben des Antragſtellers 
begnügen und daraufhin das Verfahren einleiten kann. Wenn es ſich aber 
dieſer Entſcheidung enthielt, ſo lag kein Hindernis gegen die Auseinanderſetzung 
vor, das nicht durch Vermittelung zu beſeitigen geweſen wäre. Das Land⸗ 
gericht durfte dann den Antrag nicht ablehnen, ſondern es hatte nur die 
Wahl, ob es ihm ſtattgeben oder ob es dem Antragſteller zunächſt durch 
Zwiſchen verfügung den Nachweis aufgeben wollte, daß der Streit durch den 
Prozeßrichter beſeitigt fei. In beiden Fällen mußte es den Beſchluß des 
Amtsgerichts abändern und im erſteren das Amtsgericht zum Eingehen auf 
den Antrag, alſo zur Entſcheidung über die beantragte Ueberweiſung an den 
Notar anweiſen, im letzteren aber dem Antragſteller eine Friſt zur Beibringung 
des geforderten Nachweiſes beſtimmen, nach deren fruchtloſem Ablauf erſt die 
koſtenpflichtige Abweiſung des Antrags durch das Amtsgericht ſtatthaft ge⸗ 
weſen wäre. 


Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, im Falle eines Streites zwiſchen 

geſchiedenen Ehegatten, der die Sorge für die Perſon ihres Kindes 

betrifft, zu entſcheiden, ohne daß zuvor dem Kinde für das Verfahren 
ein Pfleger beſtellt wird. 


SS 1635, 1909 BGB. 
Reichsgericht, IV. Zivilſenat, 7. Dez. 1905. — Bd. 6 S. 253. 
Veröffentlicht RG. 62, 132. 


Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts gegen einen Pfleger wegen Pflicht⸗ 
widrigkeit; Begriff der Pflichtwidrigkeit. 


88 1837, 1915 BGB. 


Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Pfleger eines unter elterlicher 

Gewalt ſtehenden Kindes und dem Gewalthaber über die Verwendung der 

Einkünfte des der Verwaltung des Pflegers unterliegenden freien Ver⸗ 

mögens des Kindes für deſſen Unterhalt 1). Befugnis des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zur Eutſcheidung in einem ſolchen Falle. 


§ 1602 Abſ. 2, § 1629 BGB. 
Kammergericht Berlin, 16. November 1905. — Bd. 6 S. 257. 


Die Witwe B. hat in ihrem Teſtamente die Witwe M. zur Vorerbin 
und deren beiden Kinder zu Nacherben eingeſetzt und jedem der Kinder ein 
Vermächtnis von 3000 M. zugewendet. Zugleich hat ſie beſtimmt, daß für 
den Fall der Minderjährigkeit der Kinder bei ihrem Tode ihnen ein Pfleger 
beſtellt werden ſoll, der die Vermächtniſſe bis zur Volljährigkeit der Kinder 
oder ihrer etwa früher erfolgenden Verheiratung verwalten ſoll, und daß die 
Vermächt niſſe freies, der Nutznießung der Mutter entzogenes Vermögen fein 
ſollen. Das Amtsgericht hat den Geſchwiſtern M. den L. als Pfleger beſtellt 
zwecks Verwaltung dieſer Vermächtniſſe und Wahrnehmung ihrer Rechte als 
Nacherben der Witwe B. ſowie zur Vertretung der Nacherben bei allen auf 
dieſe Erbſchaft bezüglichen Angelegenheiten. 

Die Witwe M. hat über eine ihr als Vorerbin der Witwe B. zuge⸗ 
fallene Hypothek ohne Zuziehung der Nacherben verfügt. Ueber den Verbleib 
des Kapitals verweigert ſie dem Pfleger und dem Gerichte jede Auskunft, 
indem ſie erklärt, ſie habe das Geld für ihren und ihrer Kinder Unterhalt 
nötig. Sie hat ſich ferner geweigert, bei einer zweiten Erbſchaftshypothek das 
Nacherbenrecht eintragen zu laſſen. Der Pfleger will deshalb klageweiſe gegen 
ſie vorgehen. 

Außerdem liegen zwiſchen der Witwe M. und dem Pfleger noch 
Meinungsverſchiedenheiten wegen der Zinſen der Vermächtniſſe von zuſammen 
6000 M. vor, deren Herauszahlung jene für die Pflege und Erziehung der 
Kinder beanſprucht. 

Der Pfleger erklärt dagegen: Er habe an ſich nichts dagegen, daß die 
Zinſen der 6000 M. zur Pflege und Erziehung der Kinder Verwendung 


1) Zu vergl. RIA. 5, 156 ff. 
Blätter f. Rechtspfl. LV. N. F. XXXV. Freiw. Gerichtsbark. 7 
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fänden. Nachdem aber Frau M. trotz aller Belehrungen eigenmächtig über 
die ihr nur als Vorerbin gehörenden Kapitalien ohne die geſetzlich notwendige 
Zuziehung der Nacherben verfügt habe und eigenſinnig auf ihrem Standpunkt 
beharre, verweigere er die Zinszahlung an ſie. 

Hierauf hat das Amtsgericht durch Beſchluß vom 20. September 1905 
den Antrag der Witwe M. auf Anweiſung des Pflegers zur Zinszahlung an 
fie abgelehnt. 

Auf die gegen diefen Beſchluß feitens der Frau M. erhobene Beſchwerde 
hat das Landgericht den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und das 
Amtsgericht angewieſen, den Pfleger anzuhalten, die verfügbaren Zinſen der 
6000 M. an die Witwe M. als Beitrag zu den Unterhaltskoſten zu zahlen 
und die künftighin eingehenden Zinſen ſo lange an die Mutter abzuführen, 
als ſie den Kindern den Unterhalt gewährt. Das Landgericht führte dabei aus: 
Ein unverheiratetes Kind fei nach § 1602 Abi. 2 BGB. verpflichtet, die 
Einkünfte ſeines Vermögens, und zwar auch ſeines freien Vermögens, zu 
ſeinem Unterhalte beizuſteuern. Danach habe der Vormund die Verpflichtung, 
die fraglichen Zinſen an die Mutter als Beitrag zum Unterhalte der Kinder 
zu gewähren und könne deren Erfüllung nicht davon abhängig machen, daß 
die Mutter ihren Pflichten als Vorerbin nachkomme. Durch Nichterfüllung 
dieſer Verbindlichkeit handle der Vormund pflichtwidrig, und rechtfertige ſich 
ſomit die getroffene Entſcheidung aus den SS 1915, 1837 BGB. 

Auf die gegen dieſen Beſchluß vom Pfleger eingelegte weitere Beſchwerde 
hat das Kammergericht die beiden Vorentſcheidungen aufgehoben aus folgenden 
Gründen: 

Die Anwendung des § 1837 Abſ. 1 BGB. gegen den Pfleger von 
ſeiten des Landgerichts iſt ungerechtfertigt: Ein Einſchreiten gegen den Vormund 
oder Pfleger ($ 1915) auf Grund dieſer Vorſchrift ſetzt feine Pflichtwidrigkeit 
voraus. Zu einer ſolchen gehört aber ein gegen das Gebot der treuen und 
gewiſſenhaften Fubrung der Vormundſchaſt oder Pflegſchaft (§ 1789) ver⸗ 
ſtoßendes Verhalten, alſo ein Verſchulden dieſer Perſonen. Zu dieſer Auf⸗ 
faſſung nötigt ſchon der gewöhnliche Sprachgebrauch, nach welchem aus 
der Behauptung einer „Pflichtwidrigkeit“ nicht bloß die Annahme eines 
objektiv falſchen Verhaltens, ſondern der Vorwurf eines ſubjektiv tadelns⸗ 
werten, ſchuldhaften Betragens zu entnehmen iſt. Außerdem beſtätigen 
aber die Motive (4, 1026) dieſe Auffaſſung ganz ausdrücklich, da dort 
geſagt wird: 

Es iſt zum Schutze der Intereſſen des Mündels geboten dem Vormund⸗ 
ſchaſtsgerichte ganz allgemein die Befugnis zu geben, gegen Pflichtwidrig: 
keiten des Vormundes, d. h. in allen Fällen, in welchen deſſen Verhalten, 
beſtehe dieſes nur in einem poſitiven Handeln oder in einem Unterlaſſen, 
wegen eines dem Vormunde zur Laſt fallenden Verſchuldens als eine 
Pflichtwidrigkeit ſich darſtellt, durch geeignete Gebote oder Verbote ein⸗ 
zuſchreiten. 

Auch im § 1886 wird neben der objektiven Gefährdung des Intereſſes 
des Mündels deſſen Gefährdung durch ein pflichtwidriges Verhalten des 
Vormundes als Grund für deſſen Entlaſſung angeführt. Darunter kann 
aber bei dieſer Gegenüberſtellung zweifelsohne nicht anderes als das fubjeftiv 
rechtswidrige, ſchuldhaſte Verhalten des Vormundes (Pflegers) verſtanden werden. 
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Das Landgericht durfte alſo gegen den Vormund auf Grund des § 1837 
nur dann Anordnungen treffen, wenn es ein Verſchulden (ein vorſätzlich 
oder auch fahrläſſig ſchuldhaftes Verhalten) feſtſtellte (zu vergl. KGJ. Bd. 29 
S. A 195, 197, RJA. 5, 221, Planck, Anm. 1 Abſ. 3 zu § 1837, 
Staudinger⸗Engelmann, Anm. 10 zu § 1837); daran fehlt es aber. Es 
ließ ſich eine ſolche Feſtſtellung auch offenbar nicht treffen: Der Pfleger 
hält ſich nicht für verpflichtet, die Zinſen der 6000 M. der Mutter zur 
freien Verfügung zu überlaſſen, und erachtet eine derartige Ueberlaſſung an ſie 
aus beſtimmten von ihm angegebenen Gründen auch nicht für zweckmäßig. Er 
glaubt auf dieſe Weiſe dem Willen der Erblaſſerin, von welcher die Ver⸗ 
mächtniſſe herrühren, am beſten gerecht zu werden. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht iſt ihm nach Kenntnisnahme von der Sachlage hierein nicht entgegen⸗ 
getreten. Daraus, daß das Landgericht anderer Anſicht iſt, kann unmöglich 
ein ſchuldhaftes, ſeine Pflichten verletzendes Verhalten des Pflegers her⸗ 
geleitet werden. Dieſe rechtsirrtümliche Anwendung des § 1837 BGB. 
gegen den Pfleger nötigt zur Aufhebung des angefochtenen landgerichtlichen 
Beſchluſſes. 

Andererſeits iſt aber auch der vom Amtsgericht in ſeinem Beſchluſſe 
vom 30. September 1905 ausgeſprochenen Auffaſſung, daß der Pfleger in 
dieſer Angelegenheit lediglich nach ſeinem freien Ermeſſen zu handeln habe 
und irgend ein Zwang von feiten des Vormundſchaftsgerichts hierin nicht 
auf ihn ausgeübt werden könne, nicht beizutreten. Es handelt ſich hier um 
die zwiſchen der Mutter und dem Pfleger ſtreitige Frage, ob und in welcher 
Weiſe gewiſſe Einkünfte des Mündelvermögens für die Mündel verwendet 
werden ſollen. Das iſt eine Angelegenheit, welche ſowohl die Perſon als 
das Vermögen der Mündel betrifft; denn einerſeits handelt es ſich bei der 
Zweckbeſtimmung und Verausgabung des Geldes um einen Akt der Vermögens⸗ 
verwaltung, und zwar in bezug auf dasjenige Vermögen, welches der Ver⸗ 
waltung des Pflegers unterſtellt iſt, und andererſeits bildet die Pflege und 
Erziehung der Kinder, für welche es verwendet werden ſoll, einen Beſtandteil 
der Sorge für deren Perſon (zu vergl. KGJ. 28, A 295, RIA. 4, 193), 
welche Sorge der Mutter zuſteht ($ 1684 Nr. 1, SS 1686, 1627, 1628). 
Es iſt hiernach der Fall des § 1629 BGB. gegeben, nach welchem bei einer 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Vater oder der Mutter (der die elterliche 
Gewalt zuſteht) und dem Pfleger über die Vornahme einer ſowohl die Perſon 
als das Vermögen des Kindes betreffenden Handlung das Vormundſchafts⸗ 
gerichts zu entſcheiden hat. Wenn letzteres aber eine ſolche Entſcheidung trifft, 
ſo entſteht dadurch natürlich die Verpflichtung des Pflegers, ihr Folge zu 
leiſten, ſo daß fernere Gehorſamsweigerung ſich allerdings als Pflichtwidrigkeit 
darſtellen würde, gegen welche das Vormundſchaftsgericht aus § 1837 
oder auch aus § 1886 BGB. einſchreiten könnte. Unter dieſem maß⸗ 
gebenden rechtlichen Geſichtspunkte hat aber auch das Amtsgericht die Sache 
bisher nicht behandelt. Demgemäß war auch ſein Beſchluß aufzuheben und 
die Sache zu anderweitigen entſprechenden Erörterung und Entſcheidung an 
dieſes Gericht zurückzuverweiſen. 

Was die hierbei in Betracht kommende Vorſchrift des § 1602 Abſ. 2: 

Ein minderjähriges unverheiratetes Kind kann von ſeinen Eltern, auch 

wenn es Vermögen hat, die Gewährung des Unterhaltes inſoweit verlangen, 
Zr 
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als die Einkünfte feines Vermögens und der Ertrag feiner Arbeiten zum 

Unterhalte nicht ausreichen. 
betrifft, ſo wird in ihr den Eltern (insbeſondere für den Fall, daß ein Pfleger 
das Vermögen verwaltet und dieſes ihrer Nutznießung nicht unterſteht) keines⸗ 
wegs ein unbedingtes Recht auf Auszahlung der Einkünfte zur freien Ver⸗ 
fügung nach eigenem Ermeſſen eingeräumt; andererſeits iſt aber ſo viel klar, 
daß dieſe Einkünſte in erſter Reihe für den Unterhalt der Kinder zu ver⸗ 
wenden ſind. Beide Teile (Mutter und Pfleger) ſind hiernach darauf 
angewieſen, einen zweckmäßigen Ausweg zu finden, auf welchem die Ver⸗ 
wendung des Geldes zu feinem geſetzlichen Zwecke ermöglicht und gewährleiſtet 
wird. Offenbar unzutreffend iſt alſo die Auffaſſung der Mutter, daß der 
Pfleger ihr die Zinſen ſchlechthin zur freien Verfügung ſtellen müſſe, ohne daß 
ihre Verwendung ihn irgend etwas angehe. Ganz unangebracht würde es 
auch ſein, wenn ſie ſich von dem Pfleger, der ihr hierüber Vorſchläge machen 
will, nicht ſprechen laſſen und dadurch eine Verſtändigung, die im Intereſſe 
der Kinder dringend wünſchenswert iſt, von vornherein unmöglich machen 
würde. Zugleich wird ſich aber auch der Vormund nicht auf einen rein 
negativen Standpunkt ſtellen dürfen, ſondern ſeinerſeits Vorſchläge machen 
müſſen, welche dem Umſtande genügend Rechnung tragen, daß der Mutter 
die Pflege und Erziehung der Kinder allein obliegt und daß dieſe ihn 
nur inſoweit mittelbar etwas angeht, als er dahin zu wirken hat, daß die 
Zinſen des von ihm verwalteten Vermögens auch wirklich im Intereſſe der 
Kinder verwendet werden. Auch dürfte es ſchwerlich im Intereſſe der Kinder 
liegen, daß etwa der Pfleger gegenüber dem offenbar rechtswidrigen Ver⸗ 
halten der Mutter in ihrer Eigenſchaft als Vorerbin gewiſſermaßen ein 
Wiedervergeltungsrecht geltend zu machen und durch Vorenthaltung der zum 
Unterhalte der Kinder beſtimmten Gelder einen Druck auf die Mutter auszu⸗ 
üben verſucht, für welchen es an einem Rechtsgrunde fehlen dürfte. Immerhin 
erſcheint es nicht ungerechtfertigt, wenn er aus dieſem Verfahren der Mutter 
einen Anlaß dafür entnimmt, um ihr auch in der Zinſenangelegenheit mit 
einer gewiſſen Vorficht entgegenzutreten und gewiſſe Garantien dafür zu ver 
langen, daß die Zinſen wirklich im Intereſſe der Kinder und nicht etwa zu 
irgend welchen anderen Zwecken verwendet werden. Sollte eine Einigung 
zwiſchen den Beteiligten nicht zuſtande kommen, auf welche natürlich auch 
das Vormundſchaftsgericht zunächſt hinzuwirken hat, ſo wird dieſes unter 
Berückſichtigung der vorſtehenden Ausführungen gemäß § 1629 BGB. zu 
entſcheiden haben. 


Errichtung eines eigenhändig geſchriebenen und unterſchriebenen Teſtaments 
in der Weiſe, daß der Erblaſſer das Teſtament nur mit ſeinem Vor⸗ 
namen unterzeichnet. 

§§ 126, 2231 Nr. 2 BGB. 


Kammergericht Berlin, 9. November 1905. — Bd. 6 S. 261. 


Der Beſchwerdeführer hat dem Amtsgerichte B. einen Brief nebſt einem 
beſchriebenen Umſchlage mit der Anzeige eingereicht, daß dies die hinterlaſſene 
letztwillige Verfügung der zu B. verſtorbenen L. B. fei. Der Brief trägt 
oben das Datum: Berlin den 2. Juni 1905, enthält die Anrede: „Mein 
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einzig geliebtes Paulchen“ und nach einer kurzen nicht geſchäftlichen Einleitung 
die Worte: „Alſo im Falle meines Todes gehört Alles Dir“; er gibt 
ſodann näheren Aufſchluß über die einzelnen Vermögensſtücke der Schreiberin 
den Ort ihrer Verwahrung und iſt nur unterzeichnet: „Deine Lotte“. Auf 
dem Briefumſchlage ſtehen die Worte: „Im Falle meines Todes zu öffnen“ 
und darunter die Adreſſe des Beſchwerdeführers. 

Auf Antrag des Letzteren iſt der Brief vom Amtsgericht als letztwillige 
Verfügung behandelt und eröffnet worden. Sein weiterer Antrag, ihm auf 
Grund der Urkunde einen Erbſchein zu erteilen, iſt jedoch zurügewieſen 
worden, weil der Brief nur mit dem Vornamen unterſchrieben und deshalb 
kein Teſtament ſei. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewie ſen 
worden. 

Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 

Im § 2231 BGB. iſt als Formerfordernis für das holographiſche 
Teſtament die eigenhändige Unterſchrift des Teſtators unter dem Teſtamente 
vorgeſchrieben. Im Erbrechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt nicht geſagt, 
wie die Unterſchrift zu lauten hat. Dieſe Frage iſt mithin nach den Vor— 
ſchriften, welche das Geſetz für die Errichtung ſchriftlicher Urkunden im All— 
gemeinen Teile aufftellt, zu entſcheiden. Von dieſen kommt der § 126 
BGB. in Frage, wonach die Urkunde, wenn durch Geſetz ſchriftliche Form 
vorgeſchrieben iſt, vom Ausſteller durch Namentsunterſchrift eigenhändig zu 
unterzeichnen iſt. Der § 126 geſtattet zwar noch, die Urkunde mittels gerichtlich 
oder notariell bezeichneten Handzeichens zu unterzeichnen, für die hier zu 
entſcheidende Frage iſt dies aber wegen des im § 2231 aufgeſtellten Er⸗ 
forderniſſes der eigenhändigen Unterſchrift nebenſächlich. Das Bürgerliche 
Geſetzbuch enthält ſich jeder Beſtimmung darüber, mit welchem Namen die 
Urkunde zu unterzeichnen iſt, ſondern ſpricht nur ſchlechthin von der Unter— 
zeichnung durch Namensunterſchrift. In der Begründung zum erſten Entwurfe 
(1, 185) wird jedoch zur Erläuterung der Vorſchrift bemerkt, daß die 
Unterſchrift die Perſon des Ausſtellers hinreichend zu kennzeichnen habe. 
Es ſei davon Abſtand genommen, die Zeichnung mit dem Familiennamen 
oder der Firma unbedingt zu erfordern, weil ſich gewiſſe Perſonen, insbeſondere 
erlauchte, bei der Unterſchrift herkömmlich nur des Vornamens bedienten, auch 
nicht ſelten Perſonen mit einem ihnen nicht zukommenden, aber von ihnen 
angenommenen Namen unterzeichneten. Dieſen Ausführungen iſt bei dem 
Zuſtandekommen des Bürgerlichen Geſetzbuchs von keinem der maßgebenden 
Faktoren widerſprochen worden. Es iſt deshalb als Wille des Geſetzes 
anzuſehen, daß die Urkunden, welche geſetzlich der ſchriftlichen Form bedürfen, 
mit demjenigen Namen zu unterſchreiben ſind, deſſen ſich der Unterſchreibende 
im geſchäftlichen Verkehre zu bedienen pflegt. Im bürgerlichen Geſchäfts⸗ 
verkehre herrſcht aber die Gewohnheit, daß ſich jeder bei der Vornahme 
von Rechtsgeſchäften zum mindeſten mit ſeinem Familiennamen bezeichnet, 
daß einzelne Perſönlichkeiten (wie Schauſpieler, Schriftſteller) bisweilen einen 
angenommenen Namen dauernd als Bezeichnung im Verkehre führen und 
mit ihm allgemein bezeichnet werden und daß nur erlauchte Perſonen ſowie 
hohe Kirchenfürſten als Namen allein einen Vornamen führen. 
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Dieſem Brauche entſprechend ſind die ſchriftlichen Urkunden zu unter⸗ 
zeichnen, ſie ſind deshalb entweder mindeſtens mit dem Familiennamen oder 
mit demjenigen Namen zu vollziehen, den der Ausſteller im Verkehr zu 
tragen pflegt. Bei dem wichtigen Rechtsgeſchäfte der Teſtamentserrichtung 
liegt tein Anlaß vor, hiervon abzuweichen. Im gewiſſem Sinne läßt ſich 
hierfür auch der § 2241 Nr. 2 BGB. mit heranziehen, der für das zu 
gerichtlichen oder notariellem Protokoll erklärte oder übergebene Teſtament die 
Aufnahme der „Bezeichnung“ des Erblaſſers in das Protokoll vorſchreibt. 
Wie die Entſtehungsgeſchichte dieſes Paragraphen zeigt, iſt gerade das Wort 
„Bezeichnung“ gewählt, um neben dem Familiennamen auch einen unrichtigen, 
aber im Geſchäftsverkehre gebräuchlichen Namen zuzulaſſen. (JW. 1902, 15.) 

Die vorſtehende Anſicht wird auch von Strohal, Erbrecht (8) S. 107 
Planck-Ritgen, Erläuterung II 39 zum § 2231, Staudinger, Kommen: 
tar, vertreten. Hiernach genügt die Unterzeichnung eines holographiſchen 
Teſtaments mit dem bloßen Vornamen nicht, es ſei denn, daß ſich der Teſtator 
desſelben wie eines angenommenen an Stelle des Familiennamens im Verkehre 
zu bedienen und mit ihm im Geſchäftsverkehre bezeichnet zu werden pflegt. 

In gleicher Weiſe iſt auch bisher der Art. 970 des Code civil, 
welcher das holographiſche Teſtament des franzöſiſchen Rechts behandelt, von 
der Praxis ausgelegt worden. Dernburg vertritt in ſeinem Bürgerlichen 
Rechte Bd. V S. 74 offenbar eine abweichende Auffaſſung, indem er die 
Unterſchrift „Euer Vater“ unter einem Teſtament für ausreichend bezeichnet. 
Desgleichtn erklärt Weißler (Nachlaßverfahren S. 158), die Unterſchrift 
mit dem Vornamen allein ſcheine bei dieſen vorzugsweiſe für Angehörige 
beſtimmten Urkunden auszureichen. Dem iſt aber entgegenzuhalten, daß der 
§ 126 BGB. ausdrücklich Namensunterſchrift erfordert und daß hiernach mit 
dem Vornamen allein nur dann unterzeichnet werden darf, wenn er tatſächlich 
im Verkehr in regelmäßiger und allbekannter Uebung als Name gebraucht wird. 

Auch daraus läßt ſich ein Bedenken nicht herleiten, daß eigenhändige 
Teſtamente häufig in Briefform errichtet werden, Briefe aber unter nahen 
Angehörigen nur mit einem Vornamen unterzeichnet zu werden pflegen. Das 
Geſetz hat zugunſten der Teſtamente in Briefform keine beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen getroffen, ſie unterliegen deshalb den allgemeinen Formvorſchriften 
und können Anſpruch auf Gultigkeit nur haben, wenn fie dieſen genügen. 

Prüft man von dieſen Grundſätzen das vorliegende Schriftſtück, ſo 
iſt ihm die Eigenſchaft eines gültigen Teſtaments wegen des Fehlens des 
Familiennamens in der Unterſchrift der Erblaſſerin von den Vorinſtanzen 
mit Recht abgeſprochen. Es kann hiernach nicht darauf ankommen, ob ſich 
ihre Perſönlichkeit durch das Beweismittel der Handſchriftenvergleichung oder 
durch ſonſtige Ermittelungen ausreichend feſtſtellen läßt. 


Buläffigfeit der Beſchwerde und der weiteren Beſchwerde gegen die Ent⸗ 

ſcheidnng über den Koſtenpunkt nach Erledigung der Hauptſache. Zu⸗ 

ſtändigkeit des Reichsgerichts für die Entſcheidung über die weitere Be⸗ 

ſchwerde, auch wenn die oberlandesgerichtliche Entſcheidung, von welcher 

das die weitere Beſchwerde dem Reichsgerichte vorlegende Oberlandesgericht 
abweichen will, in der Sache ſelbſt ergangen iſt. 


88 71, 78, 79 680. 


Pflicht des Grundbuchamts, bei welchem der Erſteher eines im Wege der 

Zwangsverſteigerung veräußerten Grundſtücks vor der Grund buchberichtigung 

die Eintragung einer Hypothek beantragt, den Antrag anzunehmen und 
nach der Grund buchberichtigung zu erledigen. 


§ 18 GBO., § 130 Abſ. 3 3G. 
Reichsgericht, V. Zivilſenat, 9. Dezember 1905. — Bd. 6 S. 268. 
Veröffentlicht RG. 62, 140. 


Verzicht auf das Rechtsmittel der Beſchwerde. 
§ 20 66. 
Kammergericht Berlin, 21. Dezember 1905. — Bd. 7 S. 1. 


Auf Grund des Teſtaments des im Jahre 1900 verſtorbenen R. hat 
die Witwe R. die Erteilung eines Erbſcheins beantragt. Das Amtsgericht hat 
ihn am 27. März 1900 dahin ausgeſtellt, daß die Witwe zu ½ und jedes 
ihrer beiden Kinder zu ¾ Erbe geworden fei. Nachdem die Witwe R. ent⸗ 
mündigt worden iſt, hat der ihr und zugleich auch den Kindern zum Vormunde 
beſtellte R. auf Veranlaſſung des Vormundſchaftsgerichts beantragt, den Erb— 
ſchein für ungültig zu erklären und einzuziehen ſowie einen neuen Erbſchein 
dahin zu erteilen, daß die Witwe Vorerbin und die Kinder Nacherben ſeien. 
Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, weil aus dem Teſtament eine 
Vorerbſchaft nicht zu entnehmen ſei. Der Vormund hat erklärt, daß er ſich 
dieſer Anſicht anſchließe und auf die Ausübung des Beſchwerderechts verzichte. 
Auf Anweiſung des Vormundſchaftsgerichts hat er demnächſt aber doch Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewieſen 
worden. 

Das Kammergericht hat auch der auf Veranlaſſung des Vormundſchafts⸗ 
richters eingelegten weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt aus folgenden 
Gründen; | 

Der dem Nachlaßgerichte gegenüber abgegebenen Erklärung des Vor⸗ 
mundes, daß er auf die Ausübung des Beſchwerderechts gegenüber dem die 
Einziehung des Erbſcheins ablehnenden Beſchluſſe verzichte, kommt rechtliche 
Bedeutung nicht zu. Der Verzicht iſt eine Form der Aufhebung von Rechten. 
Als ſolcher bedarf er regelmäßig der Annahme des Verpflichteten. Nur aus⸗ 
nahmsweiſe, wo das Geſetz dies beſonders vorſieht, genügt eine einſeitige 
Erklärung, die in beftimmter Form und an beſtimmter Stelle abgegeben werden 
muß. Auf dem Gebiete des prozeſſualen Verfahrens beſtimmen die §§ 514, 
566 3PO., daß die Wirkſamkeit eines nach Erlaſſung des Urteils erklärten 
Verzichts auf das Recht der Berufung und Reviſion nicht davon abhängt, 
daß der Gegner die Verzichtleiſtung angenommen habe. Es genügt alſo 
einſeitige Erklärung. Jedoch iſt dabei, wie die Motive S. 299 ff. hervorheben, 
nur an eine Erklärung gegenüber dem Gericht oder Gegner gedacht. Als 
Grund geben ſie eine Begünſtigung der Rechtskraft des Urteils an. Das 
Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit enthält eine Beſtimmung über den 
Verzicht auf Rechtsmittel nicht. Die Zuläſſigkeit muß deshalb ſeinem Weſen 
entnommen werden. In Betracht kommt hiernach zunächſt ein Verzicht durch 
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Vertrag mit einem Intereſſenten. Inwieweit ein folder gültig ift, beſtimmt 
ſich nach materiellem Rechte. Ob, wenn er hiernach wirkſam ijt, der Bee 
ſchwerderichter die Beſchwerde als nunmehr prozeſſual unzuläſſig zu verwerfen 
oder ob er materiell ſo zu entſcheiden hat, wie ſich das Rechtsverhältnis ſachlich 
infolge des Verzichts unter den Kontrahenten geſtaltet hat, bedarf hier keiner 
Entſcheidung. Dagegen iſt die Rechtswirkſamkeit einer einſeitig abgegebenen 
Verzichtserklärung auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit mangels 
einer diesbezüglichen geſetzlichen Beſtimmung zu verneinen. Die Möglichkeit 
einer vertragsmäßigen Vereinbarung eines Verzichts zwiſchen Partei und Richter 
kommt nicht in Frage, für die unwiderrufliche Bindung des Beſchwerdeberechtigten 
an eine einſeitig abgegebene Erklärung fehlt aber der geſetzliche Boden. Daß 
ſich eine ſolche Bindung keineswegs von ſelbſt verſteht, ergibt die ausdrückliche 
Beſtimmung des § 514 ZPO. Von einer analogen Anwendung kann aber 
bei der völlig verſchiedenen Grundlage der beiden prozeſſualen Verfahrensarten 
keine Rede ſein. Auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit fehlt es 
zunächſt an dem facto der Rechtskraft, da die Entſcheidungen zumeiſt nur 
der einfachen Beſchwerde unterliegen und deshalb für eine mit einem beſtimmten 
Zeitpunkt eintretende Rechtskraft kein Raum iſt. Es fehlt aber auch ferner 
beim Mangel eines Parteiſtreits an einem öffentlichen Intereſſe, den Beſchwerde⸗ 
berechtigten an den Verzicht auf eine lediglich ihn betreffende Beſchwerde zu 
binden, und zwar unter Umſtänden, wo ihm ohne den Verzicht die Beſchwerde 
unbegrenzte Zeit offenſtehen würde, das Geſetz alſo zu erkennen gegeben hat, 
daß ein öffentliches Bedürfnis für die Beſchleunigung einer endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung nicht vorliegt. Es kann deshalb den Kommentatoren (Dorner, FGG. 
§ 21 Nr. 9; Birkenbihl § 21 Anm. 6; Rausnitz § 19 Anm. 8; Fuchs 
S. 82 Nr. 6; Joſef, Lehrbuch S. 218) nicht beigetreten werden, wenn ſie 
ohne Begründung annehmen, daß der Beſchwerdeführer durch einen einjeitig 
erklärten Verzicht auf das Rechtsmittel gebunden ſei. 

Materiell dagegen iſt die Beſchwerde, zu deren Erhebung übrigens der 
Vormundſchaftsrichter den Vormund nicht anweiſen durfte, indem er ſein 
Ermeſſen an Stelle desjenigen des Vormundes ſetzte, unbegründet. 


Aufhebung einer von dem Vormnundſchaftsgericht unzuläſſigerweiſe ge⸗ 

troffenen Anordnung durch das Beſchwerdegericht, obwohl ſeitens des 

Beſchwerdeführers nicht die Aufhebung, ſondern nur eine Abänderung des 
Inhalts beantragt war. 


§ 12 366. 
Kammergericht Berlin, 23. November 1905. — Bd. 7 S. 8. 


Die Ehe des H. iſt im Jahre 1902 geſchieden und der Ehemann füt 
den ſchuldigen Teil erklärt, ſo daß das Recht der Sorge für die aus der Ehe 
ſtammende Tochter der Mutter zufiel. Nachdem im April 1905 infolge des 
Todes der Mutter das Sorgerecht auf den Vater übergegangen war, beantragte 
R., dem Vater, da das Wohl des Kindes bei ihm gefährdet ſei, die Sorge für 
die Perſon zu entziehen und einem Pfleger zu übergeben. Im Laufe des 
Ermittelungsverfahrens beantragte er weiter, ſofort einen vorläufigen Pfleger 
zur Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes zu beſtellen. Das 
Vormundſchaftsgericht hat darauf angeordnet, daß bis zur Entſcheidung über 
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die Hauptſache vorläufig die Sorge für die Perſon und das Vermögen des 
Kindes durch einen Pfleger ausgeübt werde, und dieſem zugleich die Wahr⸗ 
nehmung der Rechte des Kindes im Erziehungsſtreit übertragen. 

In einer Eingabe vom 24. Auguſt 1905 hat H. beantragt, den Verkehr 
zwiſchen ihm und ſeinem Kinde während des Erziehungsſtreits zu regeln, und 
zwar dahin, daß ihm ſeine Tochter wöchentlich einmal zwei Stunden in ſeiner 
Wohnung zugeführt werde. Nachdem ſich der Pfleger auf Aufforderung des 
Gerichts dahin geäußert hatte, daß keine Veranlaſſung vorgelegen habe, das 
Gericht anzurufen, da er ſich niemals geweigert habe, ſachgemäßige Anordnungen 
zu treffen, ſodann aber für eine gerichtsſeitig zu treffende Anordnung einen 
Vorſchlag gemacht hatte, hat der Vormundſchaftsrichter unter Berufung auf 
§ 1635 BGB. durch Beſchluß vom 23. September 1905 angeordnet, daß 
der Vater mit ſeiner Tochter an jedem erſten Sonntag im Monate zwiſchen 
11 und 1 Uhr in F.s Hotel in Gegenwart einer dritten Perſon verkehren 
könne, und zugleich den Pfleger für verpflichtet erklärt, im Falle einer Reiſe 
oder Erkrankung des Kindes dem Vater Mitteilung zu machen und, ſofern 
nicht mit dem Vater für dieſen Fall eine Einigung erzielt werde, dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht Anzeige zu erſtatten. Gegen dieſen Beſchluß hat H. Bee 
ſchwerde erhoben mit dem Antrag, unter Aufhebung desſelben ihm zu geſtatten, 
wöchentlich einmal mit ſeiner Tochter in Gegenwart eines Dritten, aber in 
ſeiner Wohnung, zuſammen zu kommen. Das Landgericht hat die Beſchwerde 
als unzuläſſig verworfen. Es führt aus, daß der Vormundſchaftsrichter zu 
einer Regelung des Verkehrs des Vaters mit ſeinem Kinde nicht berechtigt iſt, 
dieſe Regelung vielmehr Sache des Ermeſſens des Pflegers geweſen ſei; das 
Vormundſchaftsgericht habe nur einſchreiten dürfen, ſoweit in einer unbilligen 
Beſchränkung des Verkehrs eine Pflichtwidrigkeit des Pflegers liege. Die 
Anweiſungen des Vormundſchaftsgerichts könnten daher nicht als den Pfleger 
bindend, ſondern lediglich als eine Meinungsäußerung des Gerichts angeſehen 
werden. Ob aber nicht gleichwohl die Anſicht des Vormundſchaſtsgerichts, weil 
fie möglicherweiſe die Entſchließung des Pflegers zu ungunſten des Vaters 
beeinfluſſen könne, auf Beſchwerde aufzuheben ſein möchte, ſei nicht zu entſcheiden, 
weil der Beſchwerdeführer nicht die Aufhebung, ſondern lediglich eine Abänderung 
einzelner Punkte verlange. An einer ſolchen habe er kein berechtigtes Intereſſe, 
da die Anordnung ſelbſt unzuläſſig ſei und auch durch die Abänderung einen 
zuläſſigen Inhalt nicht erhalten würde. Die Anordnung als ſolche, nicht 
deren Inhalt beeinträdtige fein Recht, und die nur gegen den Inhalt gerichtete 
Beſchwerde könne als zuläſſig nicht erachtet werden. 

Auf die weitere Beſchwerde, welche geltend macht, daß nicht nur die Ab— 
änderung, ſondern eventuell auch die Aufhebung des Beſchluſſes vom 23. 
September verlangt werde, hat das Kammergericht die Vorentſcheidung aufge: 
hoben und dabei in den Gründen ausgeführt: 

Nachdem infolge des Todes der Mutter das Sorgerecht bezüglich des 
Kindes dem Vater, welcher es infolge der Eheſcheidung verloren hatte, wieder 
zugefallen war, war der Vormundſchaftsrichter nach Einleitung des Verfahrens 
auf Wiederentziehung befugt, durch eine vorläufige Anordnung bis zur End— 
entſcheidung das Sorgerecht auf einen Pfleger zu übertragen (KGJ. 21 A, 
192; RIA. 1, 92). Dagegen hätte es der Beſtellung des Pflegers 
zur Wahrnehmung der Rechte des Kindes für das Verfahren, betreffend die 
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Entziehung des väterlichen Sorgerechts, nicht beburft, da das Reichsgericht in 
Abweichung von der Rechtſprechung des Kammergerichts und anderer Ober⸗ 
landesgerichte eine ſolche Vertretung des Kindes für nicht erforderlich erklärt 
hat (JW. 1905, 176 Nr. 21: RAW. 5, 127). Mit der Sorge für die 
Perſon des Kindes ging auf den Pfleger nicht bloß die Beſtimmung des 
ſtändigen Aufenthalts, ſondern die Regelung aller die Perſon des Kindes 
betreffenden Angelegenheiten über; dahin gehört auch der Verkehr des Kindes 
mit ſeinem Vater, welchen der Pfleger nach pflichtmäßigem Ermeſſen, unter 
Wahrung der Intereſſen des Kindes, im übrigen aber unter billiger Berück⸗ 
ſichtigung des Anſpruchs des Vaters auf Verkehr mit ſeinem Kinde zu ordnen 
hat. In dieſes Ermeſſen hat der Vormundſchaftsrichter mit dem Beſchluſſe 
vom 23. September 1905 unbefugterweiſe eingegriffen, indem er ſeinerſeits 
an Stelle des Pflegers den Verkehr zwiſchen Vater und Kind geregelt und 
ſich für die beſonderen Fälle der Erkrankung oder einer Reiſe des Kindes die 
Entſcheidung vorbehalten und den Pfleger angewieſen hat, Anzeige“ von dem 
Eintritt eines ſolchen Ereigniſſes zu machen. Allein wenn dieſes Verfahren 
des Vormundſchaftsrichters auch gegen das Geſetz verſtößt, ſo hat dies nicht, 
wie der Vorderrichter rechtsirrigerweiſe annimmt, die Bedeutung, daß der 
Beſchluß für den Pfleger nicht bindend ſei, ſondern lediglich den Wert einer 
Meinungsäußerung wie der Verkehr am zweckmäßigſten zu regeln ſei. So⸗ 
lange der Beſchluß beſteht, iſt der Pfleger daran gebunden und das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann ihn durch Ordnungsſtrafen zur Befolgung ſeiner 
Anordnungen anhalten (§ 1827 Abſ. 7 BGB.). Dagegen kann jeder, deſſen 
Recht durch den Beſchluß beeinträchtigt iſt, gegen ihn Beſchwerde erheben. 
Dahin gehört in erſter Linie der Pfleger. Aber auch das Recht des Vaters 
wird dadurch betroffen, wenn eine Entſcheidung von unzuſtändiger Stelle aus 
ergeht, und er iſt ſeines Beſchwerderechts nicht dadurch verluſtig gegangen, 
daß er ſelbſt ſich an das Gericht ſtatt an den Pfleger gewandt hat. 

Nun hat aber das Landgericht, welches richtig erkannt hat, daß das 
Vormundſchaftsgericht zur Ordnung des Verkehrs des Vaters mit ſeinem 
Kinde, wie es der § 1636 bei Vorhandenſein geſchiedener Eheleute vorſieht, 
nicht zuſtändig war, die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen, weil ſie nicht 
auf Aufhebung, ſondern bloß auf Abänderung der Entſcheidung gerichtet ſei. 
Allein damit hat es dem Antrag eine Bedeutung beigelegt, die ihm auf dem 
Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht beiwohnt. Unbedenklich wäre das 
Amtsgericht auf die Beſchwerde hin befugt geweſen, ſeinen Beſchluß, trotzdem 
der Antrag nur auf Abänderung ging, völlig aufzuheben. Da aber das 
Beſchwerdegericht auf Beſchwerde an die Stelle des Vormundſchaftgerichts tritt, 
jo ſtand auch ihm die gleiche Befugnis zu. Ein Satz, wie er in den §§ 308, 
536, 539 ZPO. für die Entſcheidung des erkennenden Gerichts ausdrücklich 
ausgeſprochen und für das Beſchwerdeverfahren von der Praxis aus der 
Verhandlungsmaxime hergeleitet iſt (JW. 1897, 466 Nr. 26), iſt dem Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit fremd. Dieſes beruht auf den dem Ver⸗ 
fahren der Zivilprozeßordnung entgegengeſetzien Prinzipe der Offizialtätigkeit 
des Gerichts (§ 12 FGG.). Daraus folgt freilich nicht, daß das Beſchwerde⸗ 
gericht, auch ohne angerufen zu ſein, tätig werden durfte. Iſt es aber auf 
Anrufen mit der Nachprüfung einer Entſcheidung befaßt, ſo iſt es nicht 
notwendig in den Rahmen des Beſchwerdeantrags eingeſchränkt, ja es iſt ſogar 
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eine Entſcheidung, welche den Beſchwerdeführer ungünſtiger ſtellt, keineswegs 
grundſätzlich ausgeſchloſſen. Wieweit hierin gegangen werden darf, läßt ſich 
nicht allgemein feſtſtellen, ſondern muß nach Lage des konkreten Falles ent⸗ 
ſchieden werden. 

Im vorliegenden Falle betrifft die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
ebenſoſehr das Intereſſe des Minderjährigen wie das ſeines Vaters. Das 
Beſchwerdegericht muß alſo, wenn es infolge der Beſchwerde an die Stelle 
des Vormundſchaftsgerichts tritt, auch das erſtere berückſichtigen. Ergibt ſich 
nun, daß das Vormundſchaftsgericht zu der getroffenen Entſcheidung nicht 
zuſtändig war, ſo darf das Beſchwerdegericht nicht nur den Beſchluß ſachlich 
nicht ändern, denn dann würde es auch ſeinerſeits eine Entſcheidung erlaſſen, 
zu welcher es nicht zuſtändig iſt, ſondern es darf den Beſchluß, nachdem es 
mit ſeiner Nachprüfung einmal befaßt iſt, überhaupt nicht beſtehen laſſen. Ob 
das Beſchwerdegricht nachprüfen ſoll, iſt zwar von der Erhebung einer Be⸗ 
ſchwerde abhängig. Der Umfang der Nachprüfung aber beſtimmt ſich nach 
der Art der Obliegenheit, wie ſie ſich für das Gericht aus dem Geſetz ergibt, 
und dieſer geht in Vormundſchaftsſachen auch auf die Wahrung des Intereſſes 
des Minderjährigen. Unter dieſen Umſtänden durfte aber das Beſchwerde⸗ 
gericht die angefochtene Entſcheidung nicht aufrecht erhalten, ſondern mußte 
der Beſchwerde dahin ſtattgeben, daß es die Entſcheidung des Amtsgerichts 
ganz aufhob. Allerdings kann der Beſchwerdeführer dadurch möglicherweiſe 
ſchlechter geſtellt werden. Allein andererſeits iſt ihm auch wieder die Möglichkeit 
eröffnet, daß der Pfleger den Verkehr mit dem Kinde in einer dem Beſchwerde⸗ 
führer günſtigeren Weiſe regelt. 


Antrag auf Erteilung eines Zenguiffes des Vormundſchaftsgerichts zum 
Zwecke der Wiederverheiratung. Unznuläſſigkeit der Auordnung einer 
Pflegſchaft lediglich zu dem Zwecke, um zu ermitteln, ob der Antrag⸗ 
fteller Vermögen verwaltet, in Anſehung deſſen zwiſchen ihm und dem 
unter ſeiner elterlichen Gewalt ſtehenden Kinde eine Gemeinſchaft beſteht. 


88 1314, 1669, 1909 BGB. 
Kammergericht Berlin, 23. November 1905. — Bd. 7 S. 6. 


Mittelſt Eingabe vom 16. September 1905 ſtellte der Rechtsanwalt L. 
namens der verwitweten Frau R. bei dem Amtsgericht in Ch. den Antrag 
auf Erteilung des nach § 1314 BGB. zu ihrer Wiederverheiratung er⸗ 
forderlichen Zeugniſſes. Er trug vor, Frau R. beabſichtige zur neuen Ehe 
zu ſchreiten. Das Vermögen der beiden Kinder aus der Ehe mit R., welches 
ihrer Verwaltung unterliege, beſtehe in einem Sparkaſſenbuch über 100 M. 
Das geſamte übrige Vermögen der Kinder beſtehe in den ihnen vom Vater 
hinterlaſſenen Erbteilen. Die Verwaltung dieſer Erbteile ſtehe jedoch nicht 
der Frau R., ſondern den Teſtamentsvollſtreckern zu. Bezüglich des von 
den Teſtamentsvollſtreckern verwalteten Vermögens könne in Zukunft eine 
Auseinanderſetzung zwiſchen Mutter und Kindern erforderlich werden, zur Zeit 
liege jedoch die Vorausſetzung des § 1669 BGB. nicht vor. Nach Einſicht 
verſchiedener den R. ſchen Nachlaß betreffender Akten forderte das Amtsgericht 
die Antragſtellerin auf, einen mit den Verhältniſſen möglichſt vertrauten Pfleger 
in Vorſchlag zu bringen, der bei der in Ausſicht genommenen Wiederver⸗ 
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heiratung die Intereſſen der Kinder gegenüber ihrer Mutter wahrnehmen 
könne. Gegen dieſe Verfügung erhob die Antragſtellerin Beſchwerde. Das 
Amtsgericht vermerkte in den Akten, wenn das geſamte den Kindern hinter⸗ 
laſſene Vermögen noch in der Verwaltung der Teſtamentsvollſtrecker ſtehe, ſei 
natürlich an eine Auseinanderſetzung nicht zu denken, zur Prüfung der Ver⸗ 
hältniſſe, insbeſondere zur Feſtſtellung, ob tatſächlich kein gemeinſchaſtliches Ver⸗ 
mögen vorhanden ſei, ſei aber die Beſtellung eines Pflegers notwendig, und 
legte die Beſchwerde dem Landgerichte vor. Dieſes wies die Beſchwerde zurück. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidungen 
aufgehoben aus folgenden Gründen: 

§ 1669 BGB. beſtimmt: 

Will der Vater eine neue Ehe eingehen, ſo hat er ſeine Abſicht dem 
Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, auf ſeine Koſten ein Verzeichnis des ſeiner 
Verwaltung unterliegenden Vermögens einzureichen und, ſoweit in Anſehung 
dieſes Vermögens eine Gemeinſchaft zwiſchen ihm und dem Kinde beſteht, 
die Auseinanderſetzung herbeizuführen. 

In dieſer Vorſchriſt geſchieht der Zuziehung eines Pflegers überhaupt 
keine Erwähnung, und ſie iſt deshalb nur inſoweit für erforderlich zu er⸗ 
achten, als ſich die Notwendigkeit aus allgemeinen Grundſätzen ergibt (zu 
vergl. § 1630 Abſ. 2, SS 1795, 1909 BGB.). Letzteres iſt aber an 
ſich bloß hinſichtlich der etwaigen Auseinanderſetzung der Fall. In der 
Kommiſſion für die zweite Leſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs (zu vergl. 
Mugdan, Materialien 4, 998 ff.) war der Antrag geſtellt worden, dem 
§ 1548 des erſten Entwurfs die Beſtimmung hinzuzuſetzen, daß das Ber: 
zeichnis unter Mitwirkung eines für das Kind zu beſtellenden Pflegers zu 
errichten ſei, es war jedoch für den Fall der Annahme dieſes Antrags vor⸗ 
geſehen, daß die Beſtellung eines Pflegers unterbleiben könne, wenn das der 
elterlichen Verwaltung unterliegende Vermögen des Kindes nicht erheblich ſei. 
Die Mehrheit der Kommiſſion vermochte ſich aber nicht davon zu überzeugen, 
daß ein hinreichendes Bedürfnis zur Aufnahme des vorgeſchlagenen Zuſatzes 
beſtehe. Dabei wurde erwogen, daß beim Beſtehen einer Vermögensgemeinſchaft 
zwiſchen Vater und Kind der für die Auseinanderſetzung zu bejteDende Pfleger 
bei dieſer Gelegenheit Einblick in die Verhältniſſe erhalten und das Verzeichnis 
kontrollieren könne. Wenn aber keine Gemeinſchaft beſtehe, ſo werde die 
Tätigkeit des Pflegers, deſſen rechtliche Stellung überdies unklar ſei, eine 
rein formelle ſein. Bei unbedeutendem Vermögen habe die Beiordnung eines 
Pflegers gar keinen Zweck. Aber auch in anderen Fällen dürfe man die 
Sicherheit, welche die Mitwirkung eines Pflegers bei der Aufnahme des Ver⸗ 
zeichniſſes gewährleiſten folle, nicht hoch anſchlagen; erfahrungsmaßig gebe er häufig 
nur ſeinen Namen her und bekümmere ſich ſelten in eindringlicher Weiſe um 
das Vermögen des Kindes. Andererſeits ſei die Beläſtigung für den Vater 
eine große. Er habe nicht nur mancherlei Weitläufigkeiten, ſondern müfle 
auch vielleicht einer ihm gänzlich fremden Perſon — denn das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht habe in der Auswahl des Pflegers völlig freie Hand — Ein⸗ 
blick in feine ganzen Vermögensverhältniſſe gewähren. Da ferner die Moͤglich⸗ 
keit der Eheſchließung nach § 1212 (jetzt § 1314) von der Erfüllung der 
dem Vater nach $ 1548 (jetzt $ 1669) obliegenden Verpflichtungen abhängig 
ſei, ſo könne, wenn man das Verhältnis durch Annahme des vorgeſchlagenen 
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Zuſatzes kompliziere, möglicherweiſe eine höchſt unerwünſchte längere Verzögerung 
der Eheſchließung eintreten. Dieſen Nachteilen gegenüber erſchienen die zu 
erwartenden Vorteile nicht groß genug, um die Aufnahme des Zuſatzes zu 
rechtfertigen. Der Antrag wurde in der Kommiſſion abgelehnt und auch 
ſpäter von keiner Seite wieder aufgenommen. Vom Standpunkte des Geſetz⸗ 
gebers aus iſt hiernach die Beſtellung eines Pflegers lediglich zu dem Zwecke. 
um zu ermitteln, ob der Vater Vermögen verwaltet, hinſichtlich deſſen eine 
Gemeinſchaft zwiſchen ihm und dem Kinde beſteht, unzuläſſig. Glaubt der 
Vormundſchaſtsrichter, die Angabe des Vaters, daß er gemeinſchaftliches Ver: 
mögen nicht verwalte, bezweifeln zu ſollen, ſo ſteht es ihm frei, von dem 
Vater ſelbſt die erforderlichen Aufklärungen zu verlangen und geeignetenfalls 
ſonſtige Nachforſchungen anzuſtellen (§ 12 FGG.), auch, wenn Tatſachen 
vorliegen, welche die Angabe des Vaters unrichtig erſcheinen laſſen, die Er: 
teilung des Zeugniſſes zur Wiederverheiratung zu verſagen. Er kann aber 
nicht auf die bloße Möglichkeit hin, daß ein der Verwaltung des Vaters 
unterliegendes gemeinſchaftliches Vermögen vorhanden ijt, eine Pflegſchaſt ein 
leiten, die das Geſetz nur für den Fall des Vorhandenſeins derartigen Ver— 
mögens für erforderlich erklärt (S 1669, § 1630 Abſ. 2, SS 1795, 1909 
BGB.). Ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen dem Vater und der Mutter 
beſteht inſoweit vor der Wiederverheiratung nicht (zu vergl. § 1686 BGB.), 
und es beruht daher auf einer unrichtigen Auslegung des § 1669, wenn 
das Amtsgericht unter Billigung des Landgerichts ſchon zum Zwecke der 
Prüfung der von Frau R. gemachten Angaben, insbeſondere zum Zwecke der 
Feſtſtellung, ob Frau R. gemeinſchaftliches Vermögen verwalte, eine Pfleg⸗ 
ſchaft einleiten will. 

In ihrem Antrage hat Frau R. angegeben, daß, bis auf ein für ihren 
Sohn ausgeſtelltes Sparkaſſenbuch über 100 M., keinerlei ihrer Verwaltung 
unterliegendes Vermögen ihrer beiden Kinder zu verzeichnen ſei, und ſie hat 
dieſe Angabe dahin erläutert, daß nach dem Teſtament ihres verſtorbenen 
Ehemanns der ihr und den Kindern zugewendete Nachlaß der Verwaltung 
der Teſtamentsvollſtrecker unterworfen fet. Irgendwelche Tatſachen, die zu 
der Annahme berechtigten, daß den Kindern noch von anderer Seite Vermögen 
zugefallen ſei, liegen nach Inhalt der vom Kammergerichte zugänglich gemachten 
Akten nicht vor. Das Amtsgericht hatte ſich daher, wenn ihm nicht ander⸗ 
weit derartige Tatſachen bekannt geworden waren, nur mit der Prüfung der 
Frage zu befaſſen, ob der verſtorbene Ehemann R. die Verwaltung des von 
ihm nachgelaſſenen Vermögens Teſtamentsvollſtreckern übertragen hat, und 
zwar dergeſtalt, daß die Ehefrau von der Verwaltung der Erbteile der Kinder 
ausgeſchloſſen ijt (§§ 2205, 2209 BGB.), ſowie ob die Teſtamentsvoll⸗ 
ftreder die Verwaltung tatſächlich führen (§§ 2202, 2224, 2225 ff.). Denn 
wenn dieſe Angaben der Antragſtellerin richtig ſind, ſo liegt ihr weder die 
Verpflichtung der Inventariſierung noch die der Herbeiführung der Auseinander⸗ 
ſetzung in Anſehung des von ihrem Ehemanne nachgelaſſenen Vermögens ob 
(88 1669, 1686, 2204 BGB.). Die Auffaſſung des Landgerichts, daß 
das Vorhandenſein von Teſtamentsvollſtreckern bedeutungslos ſei, iſt rechts⸗ 
irrtümlich. Das Landgericht überſieht, daß dem zur zweiten Ehe ſchreitenden 
elterlichen Gewalthaber hinſichtlich eines ſeiner Verwaltung nicht unterworfenen 
Vermögens die Verpflichtungen des § 1669 BGB. nicht auferlegt worden find, 
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Ob der väterliche Nachlaß der minderjährigen Geſchwiſter R. dem Teſtamente 
gemäß von Teſtamentsvollſtreckern verwaltet wird, iſt von den Vorinſtanzen, 
ſoweit erſichtlich, bisher nicht feſtgeſtellt worden. Das Kammergericht iſt des⸗ 
halb nicht in der Lage, die Erteilung eines dem $ 1314 BGB. entſprechenden 
Zeugniſſes ſchon jetzt anzuordnen. Es muß ſich vielmehr darauf beſchränken, 
die Vorentſcheidungen aufzuheben und die Sache zur anderweitigen Erörterung 
und Entſchließung an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. Iſt dem Amts⸗ 
gerichte bekannt, daß der verſtorbene Ehemann R. mit der Verwaltung ſeines 
Nachlaſſes Teſtamentsvollſtrecker betraut hat und daß dieſe ihr Amt führen, 
und iſt auch nicht erſichtlich, daß den Kindern von anderer Seite Vermögen 
zugefallen iſt, welches der Verwaltung der Antragſtellerin unterliegt, jo darf 
das geforderte Zeugnis nicht länger verſagt werden. Andernfalls wird das 
Amtsgericht, etwa durch Einſicht des Teſtaments und durch Vernehmung der 
Teſtamentsvollſtrecker, zunächſt die erforderliche Feſtſtellung zu treffen haben. 
Ein Pfleger iſt den Kindern nur dann zu beſtellen, wenn ſich die Antrag⸗ 
ſtellerin in Anſehung eines von ihr zu verwaltenden Vermögens mit den 
Kindern in einer Gemeinſchaft befindet oder wenn ganz ohne Rückſicht auf die 
beabſichtigte Wiederverheiratung ein Anlaß zur Einleitung einer Pflegſchaft im 
Intereſſe der Kinder gegeben ſein ſollte. Bei gegenwärtiger Sachlage beſteht 
ein ſolcher Anlaß jedenfalls nicht. 


Geſetzliche Vormundſchaft des Vorſtandes einer unter ſtaatlicher Verwaltung 
oder Aufſicht ſtehenden Erziehungsanſtalt über die in der Anſtalt unter⸗ 
gebrachten Minderjährigen. Begriff des Vorſtandes einer ſolchen Anſtalt. 


Art. 136 EG. z. BGB. 
Kammergericht Berlin, 11. Januar 1906. — Bd. 7 S. 10. 


Das Amtsgericht in B. hat der Witwe W. das Recht der Sorge für 
die Perſon ihres Sohnes Willy W. entzogen und die Unterbringung des 
Knaben in einer Anſtalt beſchloſſen. Der Knabe iſt im Jahre 1901 dem 
ſtädtiſchen Erziehungshauſe L. überwieſen und befindet ſich ſeitdem dort. Im 
Jahre 1905 hat die Witwe W. wieder geheiratet und dadurch gemäß § 1697 
BGB. die elterliche Gewalt verloren. Das Amtsgericht hat deshalb die 
Armendirektion um Auskunft erſucht, ob die geſetzliche Vormundſchaft der 
Armendirektion eingetreten ſei. Die Armendirektion hat erwidert, L. ſei eine 
Anſtalt im Sinne des Artikels 78 8 1 PrAG. z. BGB., da fie unter der 
Verwaltung der Stadtgemeinde ſtehe, und gleichzeitig erſucht zu entſcheiden, 
ob der Leiter der Anſtalt, Erziehungsinſpektor B., oder die Waiſendeputation 
Vormund (Anſtaltsvorſtand) fei. Das Amtsgericht hat ihr erwidert, daß 
nach ſeiner Auffaſſung der Leiter der Anſtalt als Vormund anzuſehen ſei. 
Gegen dieſe Verfügung hat der Erziehungsinſpektor B. Beſchwerde mit dem 
Antrag eingelegt, ſie dahin abzuändern, daß nicht er, ſondern die Armen⸗ 
direktion, Abteilung für die Waiſenverwaltung, als Vormund anzufehen ſei. 
Das Landgericht hat das Vormundſchaftsgericht angewieſen, von einer In⸗ 
anſpruchnahme des Inſpektors B. als Vormund des Willy W. abzuſehen. 
Auf die weitere Beſchwerde der Armendirektion, Abteilung für die Waiſen⸗ 
verwaltung, hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidung die 
Beſchwerde gegen die Verfügung des Amtsgerichts zurückgewieſen. Es führt 
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in den Gründen zunächſt aus, daß es ſich um eine beſchwerdefähige Ent⸗ 
ſcheidung handele, und fährt ſodann fort: 

Der Artikel 78 8 1 Abſ. 2 PràG. z. BGB. beſtimmt, daß der Vorſtand 
einer unter der Verwaltung des Staates oder einer Gemeindebehörde ſtehenden 
Erziehungs: oder Verpflegungsanſtalt für die in der Anſtalt untergebrachten 
Minderjährigen die Rechte und Pflichten eines Vormundes hat. 

Das Landgericht iſt der Anſicht, daß unter dem Vorſtand im Sinne 
dieſer Beſtimmung der geſetzliche Vertreter der Anſtalt zu verſtehen ſei und 
bezeichnet als ſolchen den Magiſtrat oder deſſen Deputation, die Armendirektion, 
Abteilung für die Waiſenverwaltung. Dem kann nicht beigetreten werden. 
Denn der § 1 des Artikels 78 findet ſowohl auf Anſtalten, welche juriſtiſche 
Perſönlichkeit beſitzen, als auf ſolche, welche ſie nicht beſitzen, Anwendung. 
Nur die erſteren haben aber einen Vorſtand im Sinne der §§ 26, 86 BGB., 
welcher ſie geſetzlich vertritt. Die anderen, zu denen auch die hier in Frage 
ſtehende Erziehungsanſtalt gehört, haben einen geſetzlichen Vertreter überhaupt 
nicht. Der Magiſtrat und ſeine Deputation ſind nicht geſetzliche Vertreter 
derartiger ſtädtiſcher Anſtalten, ſondern der Stadtgemeinde ſelbſt. Daß aber 
unter dem Vorſtande der Anſtalt im Artikel 78 § 1 der geſetzliche Vertreter 
des Staates oder der Gemeinde, unter deren Verwaltung ſie ſteht, nicht 
verſtanden werden kann, ergibt ſich ſchon aus dem Umſtande, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung den Vorſtand der Anſtalt neben dem Staate und der Gemeinde— 
behörde als unter ihnen ſtehend aufführt. Es bleibt nur übrig, mit Planck, 
Anm. Le zu Artikel 136 CG. z. BGB., als Anſtaltsvorſtand diejenige 
Perſon oder Perſonenmehrheit aufzufaſſen, welcher beſtimmungsgemäß die 
Leitung der Anſtalt in erzieheriſcher Hinſicht zuſteht. Dies entſpricht auch 
der Bedeutung, welche man dem Worte „Vorſtand einer Anſtalt“, ſoweit es 
auf Anſtalten ohne juriſtiſche Persönlichkeit angewendet wird, im Verkehrs⸗ 
leben beilegt. Der ſonſtige Inhalt und die Entſtehungsgeſchichte des Artikel 
136 EG. z. BGB. und des Artikel 78 PrAG. z. BGB. ſtehen nicht ents 
gegen. Wenn Artikel 136 Nr. 3 des Einführungsgeſetzes neben dem Anſtalts⸗ 
vorſtand einen von ihm bezeichneten Angeſtellten der Anſtalt oder einen 
Beamten aufführt, fo folgt daraus nicht, daß der Anſtaltsvorſtand ein Einzel 
beamter und zwar der zu ihrer Leitung angeſtellte Beamte nicht ſein könne. 
Das gleiche gilt von dem Umſtande, das der Artikel 78 PrAG. z. BGB. 
von der Ermächtigung des Artikel 136 EG. z. BGB., dem Vorſtand oder 
einem Beamten die geſetzliche Vormundſchaft zuzuweiſen, nur zugunſten des 
Vorſtandes Gebrauch gemacht hat. Ebenſo läßt ſich aus der Bemerkung 
der Motive zum erſten Entwurfe des BGB. 4, 1038, daß durch die 
fragliche Vorſchrift eine Behörde die Stellung eines Vormundes verlange, 
nicht ableiten, daß ein Einzelleiter nicht Vorſtand im Sinne des Geſetzes 
fet, da auch ein folder, ſoweit er Staats- oder Gemeindebeamter it, eine 
behördliche Stellung hat. Schließlich ſprechen auch die vom Landgerichte 
hervorgehobenen Zweckmäßigkeitsgründe nicht gegen die Anſicht des Amts⸗ 
gerichts. Denn es iſt nicht abzuſehen, weshalb der Leiter einer Anſtalt 
zum Vormunde weniger geeignet ſein ſollte, als ein Magiſtrat oder deſſen 
Deputation; ein der Einheitlichkeit der Ausführung unzuträglicher Perjonen= 
wechſel kann auch bei der letzteren Behörde in der Perſon des Dezernenten 
eintreten. 
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Eintragung eines Sterbefalls in das Standesregiſter. Erfordernis des 
Vermerkes im Regiſter, daß der den Sterbefall Anzeigende aus eigener 
Wiſſenſchaft unterrichtet iſt, ſofern er nicht zu den zur Anzeige ver⸗ 
pflichteten Perſonen gehört. Berichtigung des Regiſters, wenn der Vermerk 
unterblieben iſt. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung des Berichtigungs⸗ 
antrags. 
88 19, 58, 65, 83 PStG., dritte Fußnote zur Anlage A 3 der Vorſchriften 
des Bundesrats zur Ausführung dieſes Geſetzes vom 25. März 1899, 
§ 70 366. 


Kammergericht Berlin, 14. Dezember 1905. — Bd. 7 S. 12. 


Im Sterberegiſter des Standesamts zu V. iſt am 14. April 1904 

unter Nr. 76 eingetragen, 
daß die Ehefrau C. angezeigt hat, daß ihr Sohn K. H. C. am 12. April 
1904 verſtorben ſei. 

Am 23. September 1905 hat der zuſtändige Landrat zu B. beim Amts⸗ 
gericht eine Vervollſtandigung des Standesregiſters dahin beantragt, daß die 
Anzeigende aus eigener Wiſſenſchaft unterrichtet geweſen ſei. Dem Antrage war 
eine vom Standesbeamten am 20. September 1905 aufgenommene Erklärung 
der Frau C. beigefügt, daß fie von dem Sterbefall aus eigener Wiſſenſchaſt 
unterrichtet geweſen ſei. | 

Das Amtsgericht hat die Anordnung einer Berichtigung der Sterbe⸗ 
urkunde abgelehnt mit folgender Begründung: Das Berichtigungsverſahren 
ſei lediglich zur Beſeitigung von Unrichtigkeiten der Urkunde gegeben. Hier 
ſei aber nicht eine Berichtigung, ſondern eine Ergänzung beantragt. Daß die 
beantragte Ergänzung unzuläſſig ſei, ergebe ſich daraus, daß die Ergänzung 
eine Unrichtigkeit der Urkunde bewirken würde, weil alsdann beurkundet wäre, 
daß die Anzeigende bei der Anzeige am 14. April 1904 die Erklärung ab⸗ 
gegeben habe, ſie ſei von dem Todesfalle aus eigener Wiſſenſchaft unterrichtet. 
Dieſe Erklärung habe aber die Anzeigende damals nicht gemacht. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte, nachdem die 
Frau C. bei ihrer nochmaligen Vernehmung auedrücklich erklärt hat, daß ſie 
ihres Wiſſens bei Gelegenheit der Todesanzeige nicht angegeben habe, daß ſie 
den Tod aus eigener Wiſſenſchaft melde, weil ſie nicht danach gefragt worden 
ſei, aus den Gründen des amtsgerichtlichen Beſchluſſes zurückgewieſen worden. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidungen 
aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Da die Beſchwerde ſich nicht gegen eine Eintragung im Standesregiſter 
(§ 70 §GG.), ſondern gegen die Verſagung einer Eintragung richtet, fo 
handelt es ſich nicht um die ſofortige, ſondern die einfache Beſchwerde. (Vergl. 
Birkenbihl, FGG. § 70 Anm. 1 a. E.) Daß zu deren Erhebung auch die 
Aufſichtsbehörde befugt iſt, iſt anerkannten Rechtens. (OLGRipr. 2, 176; 
3, 398; 6, 290; RIA. 2, 10.) 

Der Beſchluß des Amtsgerichts enthält zwei Ablehnungsgründe. Der 
erſte geht dahin, daß das Berichtigungsverfahren des § 66 PStG. ſich auf 
die Ergänzung unvollſtändiger Eintragungen nicht erſtrecke. Den zweiten findet 
es darin, daß das Standesregiſter durch die beantragte Eintragung unrichtig 
werde, inſofern alsdann beurkundet wäre, daß die Anzeigende bereits bei der 
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Anzeige am 14. April 1904 erklärt Habe, fie fet von dem Todesfall aus 
eigener Wiſſenſchaft unterrichtet. Die Stellung des Landgerichts iſt wider: 
ſpruchsvoll. Es mißt einerſeits dem Umſtande Bedeutung bei, ob die Mutter 
bereits bei der Anmeldung des Todesfalls erklärt habe, daß ſie aus eigener 
Wiſſenſchaft unterrichtet ſei, hält alſo offenſichtlich für dieſen Fall eine Er⸗ 
gänzung der Eintragung für zuläſſig, andererſeits tritt es aber den Gründen 
des amtsgerichtlichen Beſchluſſes, dieſem alſo in ſeinem ganzen Umfange, bei. 
Beide Gründe ſind verfehlt. Das Kammergericht hat bereits in einem Beſchluſſe 
vom 25. Mai 1903, RIA. 4, 6 mit eingehender Begründung nachgewieſen, 
daß das Berichtigungsverfahren der SS 65, 66 PStG. nicht bloß die Richtig: 
ſtellung falſcher, ſondern auch die Vervollſtändigung unvollſtändiger Eintragung 
zum Gegenſtande hat. Es genügt, hierauf zu verweilen. Die Anſicht ſteht 
nicht bloß mit der Verwaltungspraxis (Zirkular vom 13. Juni 1878, MBl. 
für die geſamte innere Verwaltung in den Preußiſchen Staaten, 1878 S. 114) 
und Rechtſprechung (vergl. Geuffl. 59, 301) in Uebereinſtimmung, fondern 
wird auch in der Literatur allgemein anerkannt. Was den zweiten Grund 
des Amtsgerichts betrifft, ſo iſt es tatſächlich durchaus unrichtig, daß ein Rand⸗ 
vermerk im Standesregiſter, daß der Anzeigende aus eigener Wiſſenſchaft von 
dem Inhalte der Anzeige Kenntnis habe, den Anſchein erwecke, daß der 
Anzeigende dieſe Erklärung bereits bei der Anmeldung abgegeben habe. Hegte 
aber das Amtsgericht in dieſer Beziehung Bedenken, ſo ſtand nichts im Wege, 
daß es den einzutragenden Randvermerk ſo abfaßte, daß er erkennen ließ, daß 
die Feſtſtellung, daß die Mutter von dem Tode eigene Kenntnis hatte, erſt 
nachträglich getroffen iſt. 

Es fragt ſich deshalb weiter, ob ſachlich bie Vorausſetzungen für eine 
Ergänzung des Standesregiſters vorliegen. 

Hinſichtlich der Geburten bezeichnet der § 18 PStG. und hinſichtlich 
der Sterbefälle der § 57 diejenigen Perſonen, denen die Verpflichtung zur 
Anmeldung obliegt. Nach § 19, welcher nach § 58 auch auf Sterbefälle 
Anwendung findet, ſind berechtigt zur Anzeige von Geburten dergeſtalt, daß, 
wenn keine Bedenken vorliegen (§ 21), daraufhin die Eintragung in das 
Standesregiſter erfolgen darf, diejenigen Perſonen, welche aus eigener Wiſſen⸗ 
ſchaft über den Fall unterrichtet ſind. Daß das Vorhandenſein dieſer Voraus⸗ 
ſetzung im Regiſter mit zu beurkunden iſt, iſt im Geſetze nicht vorgeſehen. 
Das der Ausführungsverordnung des Bundesrats vom 22. Juni 1875 
beigefügte Mufterformular A 2 und A3 enthielt in einer Fußnote die Vorſchrift, 
daß in den Fällen des § 18 Nr. 2 bis 4, welche die Anzeigepflicht an die 
Vorausſetzung knüpften, daß der Anzeigende bei ber Niederkunft zugegen geweſen 
war, dieſe Anweſenheit mit zu vermerken ſei. Eine gleiche Vorſchrift bezüglich 
der „eigenen Wiſſenſchaft“ des Anzeigenden im Falle des § 19, welche mit 
der „Anweſenheit“ im Falle des § 18 Nr. 2 bis 4 nicht gleichbedeutend iſt, 
war dort nicht gegeben. Es konnte deshalb zweifelhaft ſein, ob auch jene 
im Regiſter mit zu beurkunden war. Das Kammergericht (KGJ. 4, 347) 
hatte die Frage bejaht. In einem Erlaſſe des Miniſters des Innern vom 
27. April 1878 iſt darauf hingewieſen, daß in den Fällen der 88 19, 58 
in den Standesakten ausdrücklich zu bemerken ſei, daß der Anzeigende aus 
eigener Wiſſenſchaft unterrichtet fei. Ob hier unter den Standesatten die 
nach § 9 der Ausführungsverordnung zu führenden Akten zu den Regiſtern 
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oder die Regiſter ſelbſt gemeint find, ift nicht ganz klar. Nunmehr hat aber 
dieſer Zweifel dadurch ſeine Erledigung gefunden, daß in der Fußnote zu dem 
den neuen Ausführungsvorſchriften vom 25. März 1899 beigefügten Formular 
A 5 die Vorſchriſt aufgenommen iſt: 

Wird die Anzeige nicht von einem nach § 18 des Geſetzes zur Anzeige 
Verpflichteten, ſondern von einem nach § 19 des Geſetzes zur Anzeige 
Berechtigten erſtattet, ſo iſt zu bemerken, daß der Anzeigende aus eigener 
Wiſſenſchaft unterrichtet iſt. 

Da im § 83 des Geſetzes die zur Ausführung erforderlichen Beſtimmungen 
dem Bundesrat überlaſſen ſind, hat deſſen Ausführungsverordnung einſchließlich 
der ihr beigefügten Formulare die Bedeutung einer Ergänzung des Geſetzes 
und nimmt an der Geſetzeskraft teil. Danach iſt die gedachte Fußnote in 
gleicher Weiſe zu beachten, als wenn die Vorſchrift im Geſetze ſelbſt ſtände. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus kann es aber keinem Zweifel unterliegen, daß 
wenn der Vermerk, daß der Anzeigende aus eigener Wiſſenſchaft unterrichtet 
war, unterblieben iſt, eine Ergänzung im Wege des Berichtigungsverfahrens 
ſtattzufinden hat. (Uebereinſtimmend: Stölzel, PStG. § 19 Anm. 4 Abſ. 2; 
Sartorius, PStG. § 19 Anm. 2 Abſ. 3, § 58 Anm. 1 b 5B, Abſ. 2). 


Ungültigkeit eines eigenhändig geſchriebenen und unterſchriebenen Teſtaments, 
wenn zur Bezeichnung des Ortes der Errichtung nicht der Name der Stadt, 
wo die Teftamentserrichtung erfolgte, ſondern nur eine Straße innerhalb 
der Stadt angegeben iſt. 
§ 2231 Nr. 2 BOB. 
Kammergericht Berlin, 23. November 1905. — Bd. 7 ©. 15. 

Am 17. Februar 1905 iſt die G. E. verſtorben. Ihre Geſchwiſter 
haben bei dem Amtsgericht die Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins 
beantragt mit der Erklärung, ſie ſeien die einzigen geſetzlichen Erben der 
Erblaſſerm, dieſe habe zwar ein eigenhändig geſchriebenes Teſtament vom 
4. Februar 1905 hinterlaſſen, jedoch ſei dieſes wegen ungenügender Datierung 
ungültig. Dieſes Teſtament beginnt mit den Worten: „Mein letzter Wille.“ 
Cs folgt dann die Anordnung einer Reihe von Vermächtniſſen, darunter auch von 
ſolchen an die Beſchwerdeführer. Demnächſt ſchließt das Teſtament wie folgt ab: 

G. E. 
Kl. Mühlenſtraße 64 1 Et. 
4. Februar 1905 

Das Amtsgericht hat die Erteilung des Erbſcheins abgelehnt, weil die 
Worte in dem Teſtamente „Kl. Mühlenſtraße 64 1 Et.“eine genügende Orts⸗ 
angabe enthielten und daher das Teſtament für das Erbrecht maßgebend ſei. 

Auf die Beſchwerde der Antragſteller hat das Landgericht mit der Be⸗ 
gründung, die Ortsangabe im Teſtamente ſei ungenügend und es ſei mithin 
die geiegliche Erbfolge eingetreten, das Amtsgericht angewieſen, von dem bisherigen 
Bedenken gegen die beantragte Erteilung eines Erbſcheins Abſtand zu nehmen. 

Nunmehr hat das Amtsgericht einen antragsmäßigen Erbſchein erteilt. 
Darauf haben die nach dem Teſtament eingeſetzten Vermächtnisnehmer die Ein⸗ 
ziehung des Erbſcheins beantragt, weil das Teſtament gültig fei. Das Amts: 
gericht hat die Anträge abgelehnt. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom 
Landgerichte zuruckgewieſen worden. 
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Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verjagt 
aus folgenden Gründen: 

Der § 2231 Nr. 2 BGB. ſchreibt für ein eigenhändiges Teſtament 
als Erfordernis vor „Angabe des Ortes und Tages“. Darunter iſt die im 
Verkehre bei einer ſchriftlichen Willenserklärung übliche Datierung nach Ort 
und Zeit zu verſtehen. Die „Angabe des Ortes“ insbeſondere bedeutet die 
Bezeichnung des Ortes, innerhalb deſſen die Niederſchrift der ſchriftlichen Er— 
klärung ſtattgefunden hat, in der nach den lokalen Verhältniſſen für die Da⸗ 
tierung von Schriftſtücken allgemein gebräuchlichen Weile (RG. 52, 281; 
OLGRipr. 5, 349). Bit, wie vorliegend, die ſchriftliche Willenserklärung 
innerhalb einer Stadt abgegeben worden, ſo beſteht die hierfür allgemein 
gebräuchliche Ortsdatierung in der Angabe des geographiſchen Namens der 
betreffenden Stadt. Die Angabe lediglich der Straße, in der das Schriftſtück 
aufgeſetzt worden iſt, ohne Hinzufügung des Stadtnamens iſt in dieſem Falle 
nicht eine der Ueblichkeit im Verkehr entſprechende Ortsdatierung. Vorliegend 
iſt das in Rede ſtehende eigenhändige Teſtament in der Stadt A. errichtet, 
in der Datierung aber als Ort der Errichtung „kl. Mühlenſtraße 64 1 Et.“ 
genannt. Dies iſt nach vorſtehendem keine Angabe des Ortes im Sinne des 
§ 2231 Nr. 2 BGB. Demnach haben die Vorinſtanzen, da die Angabe 
des Ortes eine zwingende Formvorſchrift iſt, das Teſtament mit Recht für 
ungültig erachtet. In dieſer Hinſicht iſt auch von keinem Belang, ob aus 
der Bezeichnung der Stelle, wo das Teſtament niedergeichrieben iſt, vorliegend 
der Straßenbenennung nebſt Bezeichnung des Hauſes und der Etage darin, 
ſei es für ſich allein, ſei es in Verbindung mit dem übrigen Inhalte des 
Teſtaments der Ort, innerhalb deſſen die Teſtamentserrichtuug ſtattgefunden 
hat, mehr oder weniger deutlich zu erkennen oder feſtzuſtellen iſt. Denn es 
genügt nicht, daß der Ort der Teſtamentserrichtung erkennbar oder anderweit 
feſtſtellbar iſt, ſondern es muß der Ort angegeben, d. h. in der vorerörterten 
üblichen Bezeichnung als Teil der Datierung auch wirklich niedergeſchrieben 
jein (zu vergl. Gruchots Beitr. 43, 651). 


Vorausſetzungen für die Anordnung einer Nachlaßverwaltung auf Antrag 
eines Nachlaßgläubigers. Erbieten der Erben zur Sicherheitsleiſtung behufs 
Abwendung der Nachlaßverwaltung. 


§ 1981, 1986 Abſ. 2 BEL. 


Pflicht des Beſchwerdegerichts, falls es weitere Ermittelungen in der Sache 
für erforderlich erachtet, die Ermittelungen ſelbſt anzuſtellen; Unzuläſſigkeit 
einer zu dieſem Zwecke erfolgten Zurückweiſung an des Gericht erſter Inſtanz. 


§§ 12, 13 FG. 
Kammergericht Berlin, 7. Dezember 1905. — Bd. 7 S. 18. 


Die am 2. Januar 1905 verſtorbene Witwe des L. iſt zu ½ von 
ihrer Richte Witwe K., zu je ¼ von ihren Nichten Johanna K. und Auguſte 
H. ſowie von ihrem Neffen Samuel H. beerbt worden. 

Das Amtsgericht hat auf Antrag eines Nachlaßgläubigers, des Jofef L., 
die Nachlaßverwaltung eingeleitet, weil die Gefährdung des Nachlaſſes gemäß 
§ 1981 Abſ. 2 BGB. glaubhaft gemacht fet. 

8* 


— 16 — 


Die Erben haben gegen den Beſchluß fofortige Beſchwerde eingelegt mit 
dem Antrage, die Nachlaßverwaltung wieder aufzuheben. Sie führen an: Der 
Nachweis einer Gefährdung der Gläubiger ſei nicht erbracht; die Erben hätten 
ſich zur Sicherheitsleiſtung erboten und ſeien in der Lage und bereit, dieſe 
Sicherheit ſofort zu leiſten. 

Das Landgericht hat darauf den Beſchluß des Amtsgerichts aufgehoben 
und die Sache zur anderweitigen Prüfung und Entſcheidung an das Amtsgericht 
zurückgewieſen. In den Gründen iſt ausgeführt: Die Feſtſtellung einer Ge⸗ 
fährdung im Sinne des § 1981 Abſ. 2 BGB. erſcheine nicht getroffen. Die 
Nachlaß verwaltung könne nur eingeleitet werden, wenn die nach § 12 FOGG. 
anzuſtellenden Ermittelungen eine Gefährdung der Nachlaßgläubiger erſehen 
ließen. Solche Ermittelungen müßten angeſtellt werden und das Amtsgericht 
müſſe dann entſcheiden, ob die Nachlaß verwaltung geboten ſei. Bejahendenfalls 
ſei den Erben eine Friſt zur Leiſtung der angebotenen Sicherheit zu ſetzen. 
Vorher ſeien deren Betrag feſtzuſtellen und dazu die Höhe der Nachlaßforderung 
des Antragſtellers und ſeiner Geſchwiſter aufzuklären. 

Joſef L. hat weitere Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, die Fortdauer 
der Nachlaßverwaltung zu beſchließen. Er hält die Gefährdung der Befriedigung 
ſeiner Nachlaßforderung für glaubhaft gemacht. 

Das Kammergericht hat auf die weitere Beſchwerde die Entſcheidung des 
Landgerichts aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Nach § 1981 Abſ. 2 BGB. iſt eine Nachlaßverwaltung, d. h. nach 
§ 1975 BGB. eine Nachlaßpflegſchaft, zum Zwecke der Befriedigung der 
Nachlaßgläubiger auf Antrag eines Nachlaßgläubigers anzuordnen, wenn Grund 
zu der Annahme beſteht, daß die Beſriedigung der Nachlaßgläubiger aus dem 
Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Vermögenslage des Erben gefährdet 
wird. Daß dieſe Vorausſetzung dem Nachlaßgerichte zur Gewißheit nachgewieſen 
wird, iſt im Gefetze nicht verlangt. Der erforderliche Grund zu der bezeichneten 
Annahme beſteht ſchon dann, wenn Tatſachen glaubhaft gemacht werden, 
welche die Annahme rechtfertigen. Denn der Zweck der Maßregel, die Siche⸗ 
rung der Gläubiger gegen Gefährdung ihrer Befriedigung, kann nur erreicht 
werden, wenn die Maßregel auf Grund eines ſchleunigen Verfahrens und einer 
ſummariſchen Prüfung, als deren Unterlage glaubhaft gemachte Tatſachen aus⸗ 
reichen, angeordnet werden darf, während das Erfordernis eines förmlichen 
Beweiſes ſeine Erreichung vielfach gefährden würde. Zur Begründung der 
Annahme, daß Joſef L. Nachlaßgläubiger und deshalb antragsberechtigt ſei, 
iſt vorgebracht, daß er Miterbe des Ehemanns der Erblaſſerin ſei und daß 
deſſen Erben ein Anſpruch auf Herausgabe des von ihm in die Ehe eingebrachten 
Vermögens und auf Teilung der ehelichen Errungenſchaft gegen den Nach⸗ 
laß zuſtehe. Dieſes Vorbringen iſt rechtlich ausreichend. Denn ein Nachlaß⸗ 
gläubiger iſt auch dann zu dem Antrag aus § 1981 Abſ. 2 BGB. berechtigt, 
wenn nur dieſe einzige Nachlaßforderung beſteht (zu vergl. OL GRſp. 6, 312). 
Wenn der Anſpruch dem Antragſteller nach § 2032 BGB. nur in Gemein: 
ſchaft mit ſeinen Miterben zuſteht, ſo iſt er doch auch allein berechtigt, den 
Antrag aus § 1981 Abſ. 2 zu ſtellen, da er eine zur Erhaltung notwendige 
Maßregel im Sinne des § 2088 iſt. 

Zur Begründung der Annahme, daß die Befriedigung der Nachlaßgläubiger 
aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Vermögenslage der Erben 
gefährdet ſei, iſt vorgebracht, daß die Miterben in ſchlechter Vermögenslage 
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feien, daß die Miterbin Witwe K. arm fei, feit längeren Jahren Armen: 
unterſtützung beziehe, ihren Verpflichtungen langſam nachkomme, eine Schuld 
von 29 Mark erft nach ſechsmaliger Mahnung in Raten abgetragen habe, 
vor zehn Jahren durch den Zwangsverkanf ihres Hauſes viel Geld verloren 
habe, keine Hausfrau und beſchränkten Geiſtes ſei, daß die Miterbin Johanna 
K. einen vermögensloſen Mann geheiratet und von ihrer Mutter keine Mitgift 
erhalten habe, und daß die Miterbin Auguſte H. dem Bevollmächtigten des 
Joſef L. aus deſſen Handakten Urkunden, die ſich auf den L.ſchen Nachlaß be⸗ 
ziehen, geſtohlen und ſich durch Betrug verſchafft habe. 

Gegenüber dieſen Behauptungen ſtand das Landgericht vor der Aufgabe 
zu prüfen: 1. ob dieſe Behauptungen geeignet find, die Annahme zu be= 
gründen, daß die Befriedigung des Antragſtellers aus dem Nachlaſſe durch 
das Verhalten oder die Vermögenslage der Erben gefährdet wird, 2. ob ſie, 
ſoweit ſie dazu geeignet ſind, glaubhaft gemacht ſind, 3. ob Anlaß dazu 
gegeben iſt, in Gemäßheit des § 12 FGG. der auch für die Anordnung 
der Nachlaßverwaltung gilt (Beſchluß des KG. vom 6. Juni 1900, KGBl. 
1900, 92 ff.) Ermittelungen zu veranſtalten und geeignet erſcheinende Beweiſe 
zu erheben. 

Das Landgericht iſt dieſer Aufgabe nicht gerecht geworden. 

Maßgebend für die Entſcheidung darüber, unter welchen Vorausſetzungen 
eine Gefährdung der bezeichneten Art vorliegt, iſt folgendes: Der Entwurf I 
BGB. kannte die Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung der Nachlaß 
gläubiger überhaupt nicht und ein Abſonderungsrecht der Nachlaßgläubiger 
nach den SS 2110 ff. nur im Falle des Nachlaßkonkurſes (Motive 5, 685). 
Die zweite Kommiſſion hat die Nachlaß verwaltung auf Antrag der Erben 
zugelaſſen und im Anſchluſſe daran auch ein Abſonderungsrecht der Nach: 
laßgläubiger außerhalb des Nachlaßkonkurſes dadurch eingeführt, daß ſie ihnen 
das Recht zuſprach, die Nachlaßverwaltung zu beantragen. Meinungsverſchieden⸗ 
heiten beitanden nach dem Protokolle 395 Nr. III (5, 820 ff.) nur bezüglich 
der Vorausſetzungen dieſes Antragsrechts. In dieſer Hinſicht wurden drei 
Anträge geſtellt. Nach dem erſten ſollten die Nachlaßgläubiger nur antrags— 
berechtigt ſein, wenn ihre Befriedigung aus dem Nachlaſſe durch den Zugriff 
anderer Gläubiger des Erben gefährdet würde. Nach dem zweiten ſollte das 
Antragsrecht auch auf den Fall ausgedehnt werden, das der Erbe auf Grund 
des § 2130 Abſ. 1 (des jetzigen § 2014) BGB. bis zum Ablauf der 
drei Monate nach Annahme der Erbſchaft die Berichtigung einer Nachlaßver⸗ 
bindlichkeit verweigerte. Der dritte Antrag entſprach dem jetzigen $ 1981 
Abſ. 2 BGB. Die Kommiſſion hat zwar nicht ſo weit gehen wollen, wie das 
gemeine Recht, das jedem Nachlaßgläubiger ohne weitere Vorau etzung ein 
Abſonderungsrecht gewährt. Sie hat es aber für richtig gehalte über die 
beiden erſten Anträge hinauszugehen und den dritten Antrag anzunehn en. Dabei 
hat ſie deſſen Sinn dahin erläutert, daß ein Abſonderungsrecht zu gewähren 
ſei, wenn die Gläubiger ein berechtigtes Intereſſe an der Abſonderung hätten, 
daß die Gläubiger durch die amtliche Liquidation geſchützt werden ſollten, wenn 
fie durch die Privatliquidation gefährdet werden würden, und daß es gleich— 
gültig ſei, ob die Gefährdung ihren Grund in der Vermögenslage des Erben 
oder in ſeinem Verhalten, insbeſondere ſeiner unwirtſchaftlichen Vermögensver⸗ 
waltung, habe. Hieraus ergibt ſich, daß unter der Gefährdung durch die 
Vermögenslage des Erben nicht nur die Gefährdung durch den Zugriff der 
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Privatgläubiger des Erben zu verſtehen iſt, daß vielmehr eine Gefährdung im 
Sinne des § 1981 Abſ. 2 BGB. immer dann vorliegt, wenn die Verhältniſſe 
des Erben, und zwar die periönlichen Verhältniſſe oder die Vermögensverhält⸗ 
niſſe, es als im Intereſſe der Gläubiger an ſicherer Befriedigung ihrer Anſprüche 
liegend erſcheinen laſſen, daß durch Einleitung der Nachlaß verwaltung gemäß 
SS 1976, 1977 BGB. die durch den Erbfall eingetretene Vereinigung des 
Nachlaſſes und des ſonſtigen Vermögens des Erben als nicht eingetreten gilt, 
daß der Erbe gemäß den SS 1984 ff. die Befugnis, über den Nachlaß zu 
verfügen und zu verwalten, bis zur Befriedigung oder Sicherſtellung der 
Nachlaßſchulden zugunſten des Nachlaßverwalters verliert und daß alſo der 
Nachlaß bis zu dieſem Zeitpunkte von den ſonſtigen Vermögen des Erben 
abgeſondert wird. Von dieſer Grundlage aus kann auch die Vermögensloſigkeit 
des Erben dann die Antragsbefugnis des Nachlaßgläubigers begründen, wenn 
ſie der Art iſt, daß ſie den Erben in Verſuchung führt, ſeine perſönlichen 
Bedürfniſſe aus dem Nachlaßvermögen zu befriedigen, und wenn die Nachlaß— 
forderung im Verhältniſſe zum Werte des Nachlaſſes ſo hoch iſt, daß eine 
derartige Verwendung von Beſtandteilen des Nachlaſſes die Befriedigung des 
Gläubigers unſicher machen würde. Dies gilt auch unter den gleichen Vor⸗ 
ausſetzungen von der Vermögensloſigkeit eines von mehreren Miterben. Denn 
wenn auch nach § 2058 BGB. die Erben für die gemeinſchaſtlichen Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten als Geſamtſchuldner haften, ſo iſt dadurch doch nicht, wie das 
Landgericht annimmt, der Nachlaßgläubiger unter allen Umſtänden geſichert, 
wenn nur einer oder einige der Erben ausreichendes Privatvermögen haben. 
Vielmehr beſteht die Möglichkeit, daß, wenn der arme Miterbe tatſächlich, ob: 
ſaon nach § 2040 BGB. unberechtigterweiſe, Nachlaßgegenſtände für ſich 
verbraucht hat, die übrigen Miterben gemaß § 2059 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten aus ihrem ſonſtigen Vermögen 
verweigern und daß dann der Nachlaßgläubiger nach §S 2059 BGB. auf den 
möglicherweiſe nicht mehr zureichenden Reſt des ungeteilten Nachlaſſes ange: 
wieſen iſt. Hiernach können die Behauptungen über die Vermögeneloſigkeit 
der ſämtlichen Miterben, inbeſondere der Witwe K. und der Frau Johanna K., 
nicht ohne weiteres als unerheblich von der Hand gewieſen werden. Ebenſo 
bedarf die Behauptung, daß Auguſte H. ſich zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
des Betrugs und Diebſtahls ſchuldig gemacht habe, der Würdigung unter dem 
Geſichtspunkt, ob dieſes Verhalten Anlaß zu der Annahme gibt, daß ſie ohne 
Einleitung der Nachlaßverwaltung ihre Befugnis als Miterbin mißbrauchen 
werde, um die Befriedigung des Nachlaßgläubigers zu vereiteln. In Vers 
bindung damit iſt ſchließlich auch nicht einmal die Behauptung über die geiſtige 
Beſchränk beit der Witwe K. völlig unerheblich, da dieſe Eigenſchaft die bös⸗ 
willigen ingriffe der Auguſte H. erleichtern könnte. Das Landgericht muß alſo 
in eine ı neute Prüfung der geſamten Behauptungen einzeln und in Verbindung 
miteinander eintreten, um zu entſcheiden, welche von ihnen erheblich ſind. 

In zweiter Linie iſt dann zu prüfen, ob die erheblichen Tatſachen glaub: 
haft gemacht ſind. 

Die dritte Frage, ob Anlaß vorliegt, Ermittelungen auf Grund des $ 12 
FGG. anzuſtellen, iſt vom Landgerichte zwar bejaht, es hat aber die Ermittelungen 
nicht vorgenommen, ſondern die Sache zu dieſem Zwecke an das Amtsgericht 
zurückverwieſen. Dieſes Verfahren iſt geſetzwidrig. Das Gericht der erſten 
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Beſchwerde hat nicht nur darüber zu entſcheiden, ob die Vorentſcheidung auf 
einer Verletzung des Geſetzes beruht, ſondern es hat die Tatfrage zu ent— 
ſcheiden, dabei nach § 23 FGG. auch neue Tatſachen und Beweiſe zu be: 
rückſichtigen, überhaupt wie die erſte Inſtanz den Tatbeſtand erſchöpfend felt 
zuſtellen und zu dieſem Zwecke auch von Amts wegen auf Grund des § 12 
FGG. die erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden 
Beweiſe aufzunehmen. Eine Zurüdvermeilung der Sache in die erite Inſtanz 
zur Feſtſtellung von Tatſachen ſteht ihm auch dann nicht zu, wenn die erſte 
Inſtanz ſeiner Anſicht nach weſentlichen Tatſache außer Acht gelaſſen hat. 
Denn das Beſchwerdegericht tritt vollſtändig an die Stelle der erſten Inſtanz, 
während im Gegenſatz dazu das Gericht der weiteren Beſchwerde eine ſelb— 
ſtändige tatſächliche Feſtſtellung nicht trifft und deshalb des Rechtes der 
Zurückverweiſung bedarf. 

Bei der Zurückverweiſung an das Amtsgericht hat das Landgericht aus— 
geſprochen, daß, falls die Ermittelungen die Notwendigkeit der Nachlaßver— 
waltung ergäben, zuvor von den Erben eine Friſt zur Leiſtung der angebotenen 
Sicherheit zu ſetzen ſei. Auch das iſt rechtsirrtümlich. Das Geſetz gibt den 
Erben im § 1986 Abſ. 2 BGB. zwar das Recht, nach Einleitung der 
Nachlaßverwaltung von dem Verwalter die Herausgabe des Nachlaſſes zu 
verlangen, wenn den Gläubigern ſtreitiger Verbindlichkeiten oder ſolcher, deren 
Berichtigung zur Zeit nicht ausführbar iſt, Sicherheit geleiſtet wird und die 
ſonſtigen Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt ſind. Es geſtattet ihm aber nicht 
ausdrücklich, die Einleitung der Nachlaßverwaltung ſelbſt durch Sicherheits— 
leiſtung abzuwenden. Immerhin kann eine Sicherheitsleiſtung zur Ablehnung 
der Einleitung inſofern führen, als fie die nach $ 1981 Ao}. 2 BGB. er⸗ 
forderliche Gefährdung ausſchließt. Dies gilt aber nur von der Sicherheitsleiſtung 
ſelbſt, nicht von dem Erbieten dazu. Das bloße Erbieten iſt vielmehr mangels 
einer einſchlagenden geſetzlichen Vorſchrift unbeachtlich. Insbeſondere kann es bei 
glaubhaft gemachter Gefährdung nicht dazu führen, die Einleitung hinauszu— 
ſchieben und den Erben zur Erfüllung des Erbietens eine Friſt zu ſetzen, da ſolches 
Verfahren die vorhandene Gefahr verlängern und damit den Zweck der Nachlaß— 
verwaltung, die Befriedigung der Nachlaßgläubiger, gefährden würde. Auch 
liegt kein Bedürfnis zu ſolcher Ausſetzung der Entſcheidung vor, da die Erben 
auf Grund des § 1986 BGB. durch Sicherheitsleiſtung die Aushändigung 
des Nachlaſſes erreichen können. 


Angabe der von den geſetzlichen Vorſchriften über die Legitimation eines 

Teſtamentsvollſtreckers abweichenden Anordnungen des Erblaſſers in dem 

Zeugnis über die Ernennung des Teſtameuntvollſtreckers, insbeſondere Angabe 

der Auordnung, daß der Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung des Nachlaſſes 

auch nach der Erledigung der ihm ſouſt zugewieſenen Aufgaben fortzuführen 

hat, ſowie der von dem Erblaſſer zulaſſigerweiſe beſtimmten Dauer der 
Verwaltung. 


88 2209, 2210, 2368 BGB. 
Kammergericht Berlin, 14. Dezember 1905. — Bd. 7 S. 24, 


Der am 3. Juli 1905 verſtorbene S. hat in dem gemeinſchaftlich 
mit ſeiner zweiten Ehefrau errichteten Teſtamente vom 7. Auguſt 1894 dieſe 
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ſeine Ehefran und feine vier Kinder erſter Ehe als Erben eingeſetzt (I § 1) 
und beſtimmt, daß das väterliche Vermögen erſt dann zur Auszahlung an 
ſeine Kinder gelangen ſoll, wenn dieſe das 26. Lebensjahr vollendet haben; 
eine frühere Auszahlung des väterlichen Erbteils oder eines Teiles desſelben 
ſoll nur geſtattet ſein, wenn beſondere Umſtände dies im Intereſſe des Kindes 
als wünſchenswert erſcheinen laſſen (I § 6). In einem wiederum von den 
Eheleuten gemeinſchaftlich errichteten Nachtragsteſtamente vom 29. Januar 
1904 hat der Erblaſſer verordnet, daß die Auszahlung des väterlichen Erb- 
teils an ſeine Kinder erſt erfolgen ſoll, wenn ſie das 40. Lebensjahr vollendet 
haben; ob beſondere Umſtände vorliegen, welche eine frühere Auszahlung 
rechtfertigen, ſoll der Teſtamentsvollſtrecker, und zwar in Gemeinſchaft mit der 
Ehefrau des Erblaſſers, wenn dieſe noch am Leben iſt, andernfalls lediglich 
nach eigenem Ermeſſen entſcheiden (zu Nr. I § 6). In dieſem Nachtrage 
hat der Erblaſſer ferner Teſtamentsvollſtrecker ernannt (I § 13) und be⸗ 
ſtimmt: „Der Teſtamentsvollſtrecker ſoll die Verwaltung des Erbteils meiner 
Kinder im Einverſtändniſſe mit meiner Ehefrau, wenn dieſe noch am Leben 
iſt, im andern Falle nach eigenem Ermeſſen je nach der Lage der Zeitumſtände 
führen“ (I § 14). 

Der an erſter Stelle ernannte Teſtamentsvollſtrecker K. erklärte dem 
Nachlaßgericht gegenüber die Annahme des Amtes und beantragte die Erteilung 
eines Zeugniſſes über ſeine Ernennung zum Teſtamentsvollſtrecker in Gemäßheit 
des geſamten Inhalts der Verfügungen von Todes wegen. Das Nachlaß⸗ 
gericht erteilte ihm darauf ein Zeugnis dahin, daß er auf Grund der Ver: 
fügung von Todes wegen vom 29. Januar 1904 Teſtamentsvollſtrecker des 
Erblaſſers ſei. 

Der Teſtamentsvollſtrecker erachtete dieſes Zeugnis für unvollſtändig, weil 
in dem Teſtamente vom 29. Januar 1904 unter Nr. I § 3, Nr. 1 § 6 
und I § 14 verſchiedene Beſchränkungen für feine Verwaltung angeordnet ſeien, 
die beſonders dahin gingen, daß die Mobilien nicht ſeiner Verwaltung, ſondern 
der freien Verfügung der Witwe unterworfen ſeien und daß die Verwaltung 
nur im Einverſtändniſſe mit der Witwe geführt werden ſollte. Er beantragte, 
das Zeugnis durch Aufnahme dieſer und der etwa ſonſt noch in den letztwilligen 
Verfügungen angeordneten Beſchränkungen zu vervollſtändigen und, falls das 
Amtsgericht das Zeugnis ſür ausreichend erachten ſollte, den Antrag als Be— 
ſchwerde über die Erteilung des Zeugniſſes anzuſehen und zu behandeln. 

Das Amtsgericht legte die Sache dem Landgericht vor, weil die Befug⸗ 
niſſe des Teſtamentsvollſtreckers nicht in der im § 2208 BGB. vorgeſehenen 
Weiſe beſchränkt ſeien und namentlich unter I § 14 nur ein Wunſch des 
Erblaſſers ausgeſprochen, aber nicht deſſen Frau zum Mitvollſtrecker ernannt 
ſei. Das Landgericht ordnete die Einziehung des Zeugniſſes an und übertrug 
die weiteren Anordnungen dem Amtsgerichte. Es erwog, daß ein ſelbſtändiges 
Verwaltungsrecht dem Teſtamentsvollſtrecker auch in der Beſtimmung I 8 14 
nicht übertragen fet (SS 2209, 2210 BGB.). Das Verwaltungsrecht aus 
§ 2205 fei gemäß § 2208 im § 13 des Nachtragteſtaments dadurch be 
ſchränkt, daß die freie Verfügung über die Mobilien der Ehefrau des Erblaſſers 
vorbehalten fet. Da dieſe Beihränfung nicht in das Zeugnis aufgenommen 
ſei, unterliege dieſes der Einziehung. Die Anordnungen über die Teilnahme 
der Ehefrau an der Verwaltung des Nachlaſſes (zu Nr. 1 § 6 und I § 14) 
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bezögen ſich, wie namentlich die Faſſung des § 14 ergebe, nur auf das interne 
Verhältnis zwiſchen der Witwe und dem Teſtamentvollſtrecker; ſie ſollten aber 
nicht nach außen wirken. Andernfalls würde die Ehefrau als Mitvollſtreckerin 
anzuſehen ſein; damit ſtänden aber die unter zu Nr. I § 6 gebrauchten Worte: 
„Der im . . . . § 183 eingeſetzte Teſtamentsvollſtrecker“ im Widerſpruche. 
Inſoweit ſei daher die Beſchwerde unbegründet. 

Der Teſtamentsvollſtrecker hat nunmehr weitere Beſchwerde eingelegt, weil 
ſeinem Antrag, in das Zeugnis aufzunehmen, daß er in der Verwaltung des 
Nachlaſſes durch das Erfordernis der Zuſtimmung der Witwe beſchränkt ſei, 
nicht ſtattgegeben ſei. Das Kammergericht hat auf die weitere Beſchwerde die 
Vorentſcheidung aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Das Landgericht hat den Antrag des Beſchwerdeführers auf Vervoll⸗ 
ſtändigung des ihm vom Nachlaßgericht erteilten Zeugniſſes durch Aufnahme 
der in Anſehung ſeiner Nachlaßverwaltung vom Erblaſſer angeordneten Be⸗ 
ſchränkung zutreffend ausgelegt, daß jenes Zeugnis als unrichtig eingezogen, 
und daß dem Beſchwerdeführer ein neues, jene Beſchränkungen enthaltendes 
Zeugnis erteilt werden ſollte. Mit dieſer Maßnahme konnte Beſchwerde über 
die Erteilung des erwähnten Zeugniſſes eingelegt werden (zu vergl. RIA. 
6, 102 ff.; KGJ. 29 A, 66— 68). Das Landgericht hat auf die Beſchwerde 
die Einziehung des Zeugniſſes angeordnet und die weiteren Anordnungen 
dem Nachlaßgericht übertragen. Unter dieſen weiteren Anordnungen iſt nicht 
bloß die Ausführung der Einziehung, ſondern auch die Erteilung eines neuen 
Zeugniſſes nach Maßgabe des Beſchwerdebeſcheids zu verſtehen. Das Land⸗ 
gericht wollte, daß in das neue Zeugnis der Ausſchluß der Mobilien von 
der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers, aber nicht die weiteren von dieſem 
verlangten Angaben aufzunehmen ſeien. Gegen die Anordnung der Erteilung 
eines Zeugniſſes mit dieſem Inhalte kann weitere Beſchwerde zum Zwecke der 
Aufhebung dieſer Anordnung und, ſalls ſie bereits ausgeführt iſt, der Ein⸗ 
ziehung des neuen Zeugniſſes ſowie behufs Erlangung eines Zeugniſſes mit 
anderem Inhalt erhoben werden (zu vgl. KGJ. 28 A, 21; OL GRſp. 9, 436). 
Da dies der Beſchwerdeführer augenſcheinlich beabſichtigt, erſcheint der Antrag 
der weiteren Beſchwerde zuläſſig. 

Das Rechtsmittel iſt auch ſachlich inſofern begründet, als das Zeugnis, 
wie es nach der angefochtenen Entſcheidung dem Beſchwerdeführer erteilt werden 
ſoll und nach den Akten bereits ausgeſtellt iſt, unrichtig iſt und als durch 
dieſe Unrichtigkeit das Recht des Teſtamentsvollſtreckers beeinträchtigt, dieſer 
mithin zur Einlegung der weiteren Beſchwerde berechtigt ijt. Nach IS 6 
der beiden letztwilligen Verfügungen ſoll die Auszahlung des väterlichen Erbteils 
an die Kinder des Erblaſſers erſt erfolgen, wenn ſie das 40. Lebensjahr 
vollendet haben, es ſei denn, daß beſondere Umſtände eine frühere Auszahlung 
im Intereſſe des Kindes als wünſchenswert erſcheinen zu laſſen. Bis zur Aus⸗ 
zahlung ſoll nach I § 14 der Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung des Erbteils 
der Kinder führen. Dieſe Verwaltung iſt mithin nach der Erledigung der dem 
Teſtamentsvollſtrecker ſonſt zugewieſenen, regelmäßigen Aufgaben, der Aus⸗ 
führung der anderweitigen letztwilligen Verfügungen des Erblaſſers und der 
Bewirkung der Auseinanderſetzung unter Miterben ($$ 2203, 2204 BGB.), 
noch fortzuführen. Der Erblaſſer hat ſonach eine Anordnung gemäß § 2209 
daſ. getroffen. 
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Jene Anordnung bedarf der Aufnahme in das Zeugnis über die Er⸗ 
nennung des Teſtamentsvollſtreckers. Allerdings beſtimmt der § 2368 Abi. 1 
Satz 2 BOB. nur, daß in dem Zeugnis anzugeben iſt, wenn der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker in der Verwaltung des Nachlaſſes beſchränkt iſt oder der Erblaſſer 
angeordnet hat, daß der Teſtamentsvollſtrecker in der Eingehung von Ver⸗ 
bindlichkeiten für den Nachlaß nicht beichräntt fein fol. In dieſer Beſtimmung 
iſt aber die Anerkennung eines allgemeineren Grundſatzes zu erblicken. Sie 
beruht auf der Erwägung, daß die Machtbefugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers 
geſetzlich geordnet find (SS 2205, 2206) und daß daher über fie in dem 
Zeugniſſe nur dann etwas geſagt zu werden braucht, wenn fie der Erblaſſer ab= 
weichend geregelt hat (S$ 2207, 2208, zu vgl. Prot. 5, 690), daß eine ſolche 
Abweichung aber auch in dem Zeugnis angegeben werden muß. Demgemäß 
müſſen auch ſonſtige vom Erblaſſer in wirkſamer Weiſe angeordnete Abweichungen 
von der geſetzlichen Regel, insbeſondere von den in den $8 2203, 2204 
beſtimmten Aufgaben des Teſtamentsvollſtreckers, mindeſtens inſoweit in das 
Zeugnis aufgenommen werden, als ſie für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr des 
Teſtaments vollſtreckers mit Dritten von Erheblichkeit find. Andernfalls würde 
das Zeugnis ſeinen Zweck, den Teſtamentsvollſtrecker als ſolchen für dieſen 
Verkehr zu legitimieren, nicht vollſtändig erfüllen. Jener Grundſatz iſt auch 
bereits vom Kammergerichte für den Fall anerkannt, daß der Erblaſſer mehrere 
Teſtamentsvollſtrecker ernannt und hinſichtlich der Führung des Amtes von 
der Vorſchrift des § 2224 BGB. abweichende Anordnungen getroffen hat 
(KGJ. 22 A. 269; RIA. 2, 167). Er wird ferner für den Fall einer 
Anordnung gemäß § 2209 Satz 1 BGB. u. a. von Planck (Anm. 2 zu 
§ 2368) und von Strohal (Erbrecht (3) § 69 12) vertreten. 

Wird die erörterte Anordnung nicht in das Zeugnis aufgenommen, ſo 
liefert dieſes nicht den Beweis, daß der Beſchwerdeführer zur Verwaltung des 
Erbteils der Kinder des Erblaſſers auch noch nach der Auseinanderſetzung 
unter den Miterben beſugt iſt. Die Unterlaſſung der Aufnahme beeinträchtigt 
daher das Recht des Beſchwerdefuhrers und gibt ihm die Befugnis, im Wege 
der weiteren Beſchwerde die Aufhebung der landgerichtlichen Entſcheidung, 
ſoweit fie fic) auf das neue Zeugnis bezieht, und gegebenenfalls deſſen Ein: 
ziehung zu beantragen (SS 20, 29 FGG.). Der Antrag iſt auch ſachlich 
gerechtfertigt, da jene Anordnung gültig getroffen tft (zu vergl. § 2338 BGB.). 

In dem dem Beſchwerdeführer anderweit zu erteilenden Zeugniſſe muß 
aber nicht bloß dieſe Anordnung, ſondern auch die Dauer ihrer Wirkſamkeit 
angegeben werden. Nach § 2210 Satz 1 BGB. wird eine nach § 2209 
getroffene Anordnung unwirkſam, wenn ſeit dem Erbfalle dreißig Jahre ver⸗ 
ſtrichen ſind. Der Erblaſſer kann jedoch eine längere Dauer der Verwaltung 
nach Maßgabe des § 2210 Satz 2 und er kann auch eine kürzere Dauer 
anordnen. Eine ſolche Anordnung iſt nach dem erörterten Rechtsgrundſatz 
in das Zeugnis aufzunehmen. 

Im vorliegenden Falle hat der Erblaſſer beſtimmt, das die Verwaltung 
enden ſoll, wenn die Kinder das 40. Lebensjahr vollendet haben, und ſchon 
vorher in Anſehung des ganzen Erbteils oder eines Teiles, wenn dies beſondere 
Umſtände im Intereſſe des Kindes als wünſchenswert erſcheinen laſſen, worüber 
der Teſtamentsvollſtrecker, und zwar in Gemeinſchaft mit der Witwe des Erb⸗ 
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laſſers, nach deren Tode nach eigenem Ermeſſen zu entſcheiden hat. Dies muß 
mithin in dem neuen Zeugnis angegeben werden. 

Dieſe Verwaltung des Erbteils der Kinder ſoll der Teſtamentsvollſtrecker 
nach I § 14 im Ginveritändniffe der mit Ehefrau des Erblaſſers, wenn dieſe 
noch am Leben iſt, andernfalls nach eigenem Ermeſſen je nach Lage der 
Zeitumſtände führen. Nach der vom Nachlaßgericht in dem Ueberſendungs— 
ſchreiben an das Beſchwerdegericht zum Ausdrucke gebrachten Anſicht enthält 
dieſe Beſtimmung nur einen Wunſch des Eiblaſſers, daß fic) der Vollſtrecker 
mit der Witwe ins Einvernehmen ſetzte. Dieſe Auslegung hat ſich das 
Beſchwerdegericht nicht zu eigen gemacht; es nimmt vielmehr an, daß jene 
Anordnung, ſelbſt wenn ſie den Teſtamentsvollſtrecker bindet, doch jedenfalls 
nur nach innen, nicht nach außen wirken, daß nach ihrer Faſſung die Witwe 
keinesfalls nach außen als Mitvollſtreckerin auftreten ſoll und daß deshalb 
die Anordnung in dem Zeugniſſe nicht angegeben zu werden braucht. 


Die Auffaſſung, daß der Teſtamentsvollſtrecker zwar gegenüber den 
Kindern des Erblaſſers, deren Erbteil er verwaltet, verpflichtet ſein möge, die 
Verwaltung im Einverſtändniſſe mit der Witwe zu führen, daß er aber 
Dritten gegenüber ſelbſtändig zu handeln berechtigt ſei, läßt nach der Anſicht 
des Kammergerichts eine Geſetzes verletzung nicht erkennen .. .. 

Kann hiernach nicht feſtgeſtellt werden, daß die Auslegung des Landgerichts 
das Geſetz verletzt, ſo iſt dieſe für das Kammergericht maßgebend. Geht man 
aber hiervon aus, fo bedarf die erörterte Anordnung des Erblaſſers nicht 
der Angabe in dem Zeugnis über die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers; 
denn dann liegt keine Beſchränkung des Teſtamentsvollſtreckers in der Ver— 
waltung des Nachlaſſes im Sinne des § 2368 Abi. 1 BGB., keine Abweichung 
von der Regel des § 2205, daß der Teſtamentsvollſtrecker den Nachlaß zu 
verwalten hat und insbeſondere berechtigt iſt, den Nachlaß in Beſitz zu nehmen 
und über die Nachlaßgegenſtände zu verfügen, vor. Allerdings ijt bei einer 
Mehrheit von Vollſtreckern, falls kein gemeinſchaftliches Zeugnis erteilt wird, 
regelmäßig das Vorhandenſein der Miwollſtrecker zu erwähnen (zu vergl. 
§ 2368 Abſ. 3, SS 2353, 2357). Eine Ausnahme iſt aber, wie auch 
Planck (Anm. 3 a zu § 2368) annimmt, zu machen, wenn der Antragſteller 
nach außen zu völlig ſelbſtändigem Handeln ermächtigt iſt; denn dann iſt 
jene Angabe mit Rückſicht auf die ſich aus den SS 2365 bis 2367 und dem 
§ 2368 Abſ. 3 ergebende Bedeutung des Zeugniſſes als Legitimationsurkunde 
überflüſſig und nur geeignet, das Zeugnis unklar zu machen und ſeinen 
Gebrauch zu erſchweren. Sie hat deshalb fortzubleiben (AGJ. 29 A, 66 
bis 68, RIA. 5, 163). Der Aufnahme der Witwe als Mitvollſtreckerin in 
das Zeugnis würde überdies zurzeit entgegenſtehen, daß ſie das Amt noch 
nicht in der im § 2202 Abſ. 2 BGB. vorgeſchriebenen Weiſe angenommen 
hat; daher könnte vorläufig überhaupt kein Zeugnis erteilt werden (S 2368 
Abſ. 3, § 2357 Abſ. 3) 


Zuläſſigkeit der Anordnung einer Nachlaßpflegſchaft für einen einzelnen 
Miterben in Beſchränkung auf feinen Erbteil. Pflicht des Nachlaß— 
gerichts, eine für alle Miterben eingeleitete Nachlaßpflegſchaft in Au⸗ 
ſehung derjenigen Miterben wieder aufzuheben, für welche die Voraus⸗ 
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ſetzungen der Pflegſchaft weggefallen find. Mangel eines Beſchwerderechts 
dieſer Miterben gegen die Ablehnung ihres Antrags, die Pflegſchaft auch 
für die übrigen Miterben aufzuheben. 


8 1919, § 1922 Abſ. 2, § 1960 BGB., § 20 86. 
Kammergericht Berlin, 14. Dezember 1905. — Bod. 7, S. 29. 


Nach § 1690 BGB. hat das Nachlaßgericht bis zur Annahme der 
Erbſchaft für die Sicherung des Nachlaſſes zu ſorgen, ſoweit ein Bedürfnis 
beſteht; das Gleiche gilt, wenn der Erbe unbekannt oder wenn ungewiß iſt, 
ob er die Erbſchaft angenommen hat; das Nachlaßgericht kann insbeſondere 
für denjenigen, welcher Erbe, wird, einen Pfleger beſtellen. Auf ſolche Nach⸗ 
laßpflegſchaft finden die allgemeinen Vorſchriften über Pflegſchaften nach 
§ 1962 BGB. mit der Maßgabe Anwendung, daß das Nachlaßgericht an 
die Stelle des Vormundſchaftsgerichts tritt. Die Nachpflegſchaft iſt alſo nach 
§ 1919 BGB. von dem Nachlaßgericht aufzuheben, wenn der Grund für 
ihre Anordnung weggefallen iſt. Dies iſt einmal der Fall, wenn kein Be⸗ 
dürfnis mehr beſteht, für die Sicherung des Nachlaſſes zu ſorgen. Es trifft 
ferner zu, wenn der Erbe bekannt geworden und wenn gewiß geworden iſt, 
daß er die Erbſchaft angenommen hat. Solange letzteres nicht feſtſteht, 
genügt dagegen das Bekanntwerden des Erben allein zur Aufhebung der 
Pflegſchaft nicht, wie im § 2066 Entw. I ausdrücklich gejagt war, bei der 
aus anderen Gründen erfolgten Streichung dieſer Beſtimmung durch die 
zweite Kommiſſion (Prot. 5, 669 ff.) ſachlich gebilligt iſt und ſich aus 
der Erwägung ergibt, daß neben dem Bedürfniſſe der Fürſorge die Ungewiß⸗ 
heit der Annahme allein zur Anordnung der Pflegſchaft ausreicht. 

Der § 1960 BGB. ſpricht nur von dem Erben, d. h. der Perſon 
oder den mehreren Perſonen, auf welche nach § 1922 BGB. mit dem Erb: 
falle die Erbſchaft als Ganzes übergeht. Nach § 1922 Abſ. 2 BGB. finden 
aber die ſich auf die Erbſchaft beziehenden Vorſchriften, zu denen § 1960 
gehört, auch auf den Anteil eines Miterben, den Erbteil, Anwendung. 

Liegen alſo die Vorausſetzungen des § 1960 nur für einzelne Mit⸗ 
erben vor, fo kann für fie allein die Nachlaßpflegſchaft eingeleitet werden, 
wie auch in den Motiven zu $ 2059 (5, 546) anerkannt iſt. Dieſelben 
Motive ſagen (5, 544) für den Fall der Einleitung einer Nachlaßpflegſchaft 
für eine zum Miterben berufene Leibesfrucht, daß dieſe Pflegſchaft bei der 
Unbeſtimmtheit der Zahl der zu erwartenden Kinder der feſten Begrenzung 
des Umfanges entbehre, erklären ſie aber deshalb nicht für unzuläſſig. Dem 
Letzteren iſt auch für den Fall beizutreten, daß aus anderen Gründen die 
Höhe des Erbbruchteils zurzeit nicht beſtimmt werden kann. Denn die Feſt⸗ 
ſtellung dieſer Höhe iſt für die Zuläſſigkeit der Nachlaßpflegſchaft für einzelne 
Miterben nicht weſentlich, da das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Pfleger und 
den nicht durch ihn vertretenen Miterben ſich nach den Beſtimmungen der 
SS 2038ff. BGB. über das Rechtsverhältnis der Erben untereinander regelt. 
Insbeſondere ſteht die Verwaltung des Nachlaſſes ihnen gemeinſchaftlich zu; 
ſie können über einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaftlich verfügen; gehört 
ein Anſpruch zum Nachlaß, fo ijt der S 2039 BGB. maßgebend; die Aus 
einanderſetzung aber iſt in entſprechender Anwendung des § 2043 BGB. 
ausgeſchloſſen, ſolange die Erbteile ihrer Höhe nach unbeſtimmt ſind. Die 
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Einleitung einer ſolchen Erbteilspflegſchaft beeinträchtigt das Recht der übrigen 
Miterben nicht. Denn fie können die ihnen nach den §§ 2038 ff. BGB. gegen 
die vertretenen Miterben zuſtehenden Rechte gleichmäßig gegen den Nachlaß— 
pfleger geltend machen. Ebenſowenig wird aus demſelben Grunde das Recht 
der nicht vertretenen Miterben durch die Ablehnung der Aufhebung ſolcher 
Pflegſchaft beeinträchtigt. Sie haben alſo gegen eine derartige Ablehnung 
kein Recht zur Beſchwerde aus §S 20 Abſ. 1 FGG. während ihnen allerdings 
dies Recht zur Beſchwerde gegen die Aufhebung der Pflegſchaft nach § 57 
Nr. 3 FGG. nicht abzuſprechen iſt. 

Weiter muß aber auch geſagt werden, daß, wenn die Vorausſetzungen 
des § 1960 BGB. nur für einzelne, nicht für alle Miterben vorliegen, eine 
Nachlaßpflegſchaft nur für die, bezüglich deren fie vorliegen, nicht für alle 
eingeleitet werden darf. Denn die Fürſorge des Nachlaßgerichts darf ſich 
nicht weiter erſtrecken, als erforderlich iſt. Sie darf nicht dahin führen, einen 
Pfleger für ſolche Perſonen zu beſtellen, die als Miterben bekannt ſind, die 
die Erbſchaft angenommen haben und die deshalb in der Lage ſind, das zur 
Sicherung ihres Erbteils Erforderliche ſelbſt zu tun, oder für die, falls ſie 
aus persönlichen Gründen nicht dazu in der Lage fein ſollten, nach den 
Grundſätzen des Vormundſchaftsrechis ein Pfleger beſtellt werden kann (zu 
vergl. OL GRſpr. 5, 229 flg.). Daraus ergibt fic) zugleich, daß in Anwen⸗ 
dung des § 1919 BGB. die für ſämtliche oder mehrere Miterben eingeleitete 
Nachlaßpflegſchaft nach Wegfall des Grundes der Anordnung für einen 
dieſer Miterben hinſichtlich ſeiner von Amts wegen aufzuheben iſt, ſei 
es auch, daß der Grund der Anordnung für andere Miterben fortbeſteht. 
Denn andernfalls würde die als unzuläſſig bezeichnete Folge eintreten, daß 
das Nachlaßgericht für einen Erbteil ſorgt, für deſſen Erben die Voraus⸗ 
ſetzungen der Fürſorge nicht vorlägen. Ob die Höhe des Erbteils der bekannt 
gewordenen und die Erbſchaft angenommen habenden Miterben bereits feſt⸗ 
ſteht oder ob ſie noch von der Ermittelung der übrigen Erben abhängt, iſt 
dabei unerheblich. Auch der Miterbe, deſſen Bruchteil ſich noch nicht beſtimmt 
angeben läßt, hat Anſpruch auf Aufhebung der für ihn eingeleiteten Pfleg⸗ 
ſchaft. Schließlich ſteht der teilweiſen Aufhebung auch der vom Landgerichte 
hervorgehobene Umſtand nicht entgegen, daß bekannte Miterben nicht ver⸗ 
trauenswürdig find. Denn das Nachlaßgericht kann durch eine Pflegſchaft 
für die Sicherheit eines Nachlaſſes nur in der Weiſe ſorgen, daß es un⸗ 
bekannten Erben oder ſolchen, deren Annahme der Erbſchaft ungewiß iſt, 
einen Pfleger beſtellt. Gegen die Gefahren, die dieſem von bekannten Mit⸗ 
erben drohen, ſind ſie, wie gegen die Gefährdung ſeitens dritter Perſonen 
nicht durch die Einleitung einer Pflegſchaft für dieſe, ſondern durch den ihnen 
ſelbſt beſtellten Nachlaßpfleger und erforderlichen Falles durch Anrufen des 
Prozeßrichters zu ſchützen. 


Verzeichnis 


der vom Reichsjuſtizamte zuſammengeſtellten, in dieſem Bande ent 
haltenen Entſcheidungen, unter Angabe der darin zur Geltung gebrachten 


1. 


13. 


Rechtsanſichten. 


Das Vormundſchaftsgericht iſt unzuſtändig zur Regelung des Verkehrs 
der Frau mit den Kindern beim Manne, wenn nach öſterreich. Recht 
von Tiſch und Bett geſchieden iſt : 

Die Yegitimation eines unehelichen Kindes trägt ber Standesbeamte nad 
öffentlicher Urkunde ein, kein Berichtigungsfall. . 

Der Standesbeamte hat die Vornamen nach der amtlich vorgeſchriebenen 
Schreibweiſe einzutragen .. 

Wenn von dem Landgericht in Abänderung eines ablehnenden Beſchluſſes 
des Nachlaßgerichts die Erteilung eines Erbſcheims angeordnet und dieſer 
erteilt worden tft, fo kann der wirkliche Erbe nicht nur die Einziehung 
beim Nachlaßgericht betreiben, ſondern auch weitere Beſchwerde einlegen 
und ſo die Anordnung der Einziehung erreichen 

Die Feſtſtellung, daß der Fiskus notwendiger Erbe fei, iſt erſt zuläfſig, 
wenn 3 Monate nach der Aumeldungefriſt verſtrichen find. Vor der 
Feſtuellung hat das Amtsgericht amtliche Ermittelungen über vorhandene 
Erben, Staatsangehörigkeit und dergl. anzuſtellen 

Das Nachlaßgericht hat ein ihm als Teſtament vorgelegtes Schriftſtück 
nicht au eröffnen, wenn feted, daß es wegen Formmangels kein FE 
ment i . . 
Erwirbt ein Miterbe den Anteil eines andern durch Kauf, ſo iſt ein 
Erbſchein doch unzuläſſig, daß er auch zu dieſem Bruchteil Erbe ſei . 
Das Nachlaßgericht hat die bei Teſtamentseröffnung nicht Anweſenden 
von dem ſie betreffenden Teſtamentsinhalt zu benachrichtigen, auch wenn 
der Erblaſſer es nicht wollte. . 

Veräußerung eines Geſchäfts durch Nachlaßverwalter iſt genehmigungs⸗ 
pflichtig. Der Nachlaßverwalter darf außergerichtlich affordieren . . . 
Bei nachträglichem Verzicht auf die Muſterſchutzfriſt tft die Gebühr teil⸗ 
weiſe zurückzuzahlen 

Der Regiſterrichter darf dem Gewerbetreibenden Vorlegung der Bücher 
= den ſtillen Geſellſchafter zur Prüfung auch durch e 
aufgeben. 

Der Liquidator bat dem Aufſichtsrat und der Generalverſammlung eine 
Bilanz vorzulegen, auch wenn die Unfoften aus der Maſſe nicht zu be⸗ 
ſtreiten ſind. Der Beales kann den Liquidator nicht zum Prozeſſe 
für die Maſſe zwingen 

Tritt der Vater für fein Kind einer Genoſſenſchaft m. b. H. bei, ſo ift 
Genehmigung des Vormundſchaftsrichters erforderlich 


14. Gemeinſame Hypothet für zwei Forderungen verichiedener Gläubiger ſo 


15. 


16. 


zuläſſig, daß die Hypothek jedem zu entſprechendem Bruchteil zuſteht 
Die Miterbenqualität des Teſtamentsvollſtreckers hindert ihn nicht. die 
auf Erbauseinanderſetzung beruhende Teilung durch Auflaſſung zu voll- 
ziehen. Bei Mehrheit von Teſtamentsvollſtreckern vertritt einer den andern 
im Falle rechtlicher Verhinderung. 

Auf Grund einer Verfügung des befreiten Vorerben darf ohne Rückſicht 
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auf das Nacherbenrecht eine Rechtsänderung im Grundbuch nicht einge⸗ 
tragen werden. Bei Nichteinwilligung des Nacherben bedarf es der vor⸗ 
herigen Eintragung des Vorerben und der Nacherben s der Befreiung 
des Vorerben von Beſchränkungen .. 

Unzuläſſigkeit der Hypothekenlöſchung auf Grund Ausſchlußurteils ohne 
Nachweis, daß das vorbehaltene Recht eines Gläubigers nicht beſteht 
Der Ehegüterſtand iſt beim Grundbuchamt auch duich den . 
nachzuweiſen. 

Vereinbaren der Erſteher des Grundſtücks und der Gläubiger einer 
durch den Zuſchlag erloschenen Hypothek deren Beſtehenbleiben, fo tritt 
der Erſteher in die perſönliche Verbindlichkeit ein . 

Der ausländiſche Teſtamentsvollſtrecker weiſt dem Grundbuchamt ſein 
Verfügungsrecht durch öffentliche Urkunden, oder ne ein Zeugnis des 
inländiſchen Nachlaßgerichts nach 

Wer Vormerkung zur Ace een beantragt, muß den Hypotheken 
brief vorlegen . 

Das Gericht der weiteren Beſchwerde ift an ſeine Entſcheidung gebunden 
Der wegen Trunkſucht Entmündigte kann in perſönlichen ee 
heiten ſelbſt Beſchwerde einlegen . 

Ein ſogenannter Erbvertrag kann als gemeinſchafliches Teftiment von 
Ehegatten gültig ſein . 

Auch das notarielle Teſtament iſt nichtig bei unrichtiger Angabe des 
Datum 

Der Erbvertrag, in dem der überlebende Ehegatte Verfügungen über 
N Nachlaß trifft, tft nach dem Tode des anderen Ehegatten zu 
eröffnen. 

Iſt die Friſt für die Einberufung der zur Aufſichtsratswahl beſtimmten 
Generalverſammlung nicht eingehalten, jo hat der Regiſterrichter die An⸗ 
meldung der Aktiengeſellſchaft zurückzuweiſen ; 

Der Regifterridjter har zu prüfen, ob die einer Anmeldung beigefligten 


Urkunden die Anmeldung rechtfertigen. Zur rechtsgültigen Kundgebung 


eines Aufſichtsratsbeſchluſſes gegenüber dem Regiſtergericht iſt eine über⸗ 
einſtimmende Erklärung ſämtlicher ee des ae er⸗ 
forderlich. 

Der Regiſterrichter iſt beſugt und verpflichtet, die Wahrheit der einer An⸗ 
meldung zugrunde liegenden Tatſache zu prüfen, wenn ihm erhebliche 
Bedenken gegen deren Richtigkeit beigehen 

Das handelsgerichtliche Ordnungsſtraſverfahren kann nur vom Regiſter⸗ 
gericht erſter Inſtanz, nicht in höherer Inſtanz eingeleitet werden. Ge⸗ 
noſſen haben das Recht, das Protokollbuch über Generalverſammlungs⸗ 
beſchlüſſe der eingetragenen Genoſſenſchaft durch geeignete een 
einſehen zu laſſen 

Der Eintrag, daß ein mehrköpfiger Vereinsvorſtand durch feinen Vor⸗ 
ſitzenden nach außen vertreten werde, ift zuläſſig 

Den Inhalt einer Dienſtbarkeit kann nicht eine Befugnis bilden, die uur 
im öffentlich⸗ rechtlichen Recht wurzelt 

Die Pfändung einer n auf Eigentümerhypothel iſt nicht ein⸗ 
tragungsfähig. . 

in von der Zweigniederlaſſung der Staatsbank erworbenes Pfandrecht 
an einer Hypothek iſt auf die von der Firma der . 
abweichende Firma der Zweigniederlaſſung einzutragen . 

Die Eintragqungefähigkeit der für eine Nebenforderung begehrten Siche⸗ 
rungshypothek richtet fic) nach dem Betrage dieſer Nebenſorderung 

Das Grundbuchamt darf einen Eintragungsantrag alsbald zurückweiſen, 
der unter dem Vorbehalt geſtellt iſt, daß die Eutſcheidung über den Ane 
trag erſt nach Eingang der Unterlagen erfolgen folle. . 

Iſt der Anteil eines Miterben am Nachlaß gepfändet, ſo iſt der Miterbe 
in der Muverfügung über das eee e beſchränkt und Biete 
Beſchränkung emtiagbar . . . C 
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Widerſpruch nur eintragbar, wenn die Unrichtigkeit bei der Eintragung 
noch beſteht; Eintragung iſt ausgeſchloſſen, wenn dadurch das nach der 
Entſtehung der Unrichtigkeit eingetragene wohlerworbene Recht eines 
Dritten betroffen wird . 

Das Grundbuchamt kann bei begründetem Zweifel den Nachweis fordern, 
daß der Mutter ein Beiſtand nicht beſtellt iſt . 

Verfügt das Grundbuchamt die Vereinigung mehrerer mit Einzelhypotheken 
belaſteter Grundſtücke desſelben Eigentümers, fo hat der Hypotheken- 
läubiger dagegen kein Beſchwerderecht. Iſt die Vereinigung bewirkt, 
fo iſt jede Beſchwerde ausgeſchloſſen 

Die Einleitung des Erbauseinanderſetzungsverfahrens darf nicht abge⸗ 
lehnt werden, wenn der Auseinanderſetzung ein Hindernis entgegenſteht, 
das durch Einigung der Beteiligten beſeitigt werden kann. Zwiſchen⸗ 
verfügung zweckmäßig mit Beſtimmung einer Friſt zur Beibringung des 
Nachweiſes, daß der Streit über die Erbberechtigung des Antragſtellers 
beſeitigt ſei. Legt das Gericht das Teſtament im Sinne einer Einerben⸗ 
ſchaft aus, muß es den Antrag ablehnen. . 

Das Vormundſchaftsgericht braucht vor Erlaß ſeiner Anordnungen nach 
§ 1635 BGB. keinen Pfleger zu beftellen . . 

Ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts gemäß 8 1837 Abf. 1 GB. 
fest Pflichtwidrigkeit, d. h. Schuld voraus. Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen dem Pfleger eines unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes und 
dem Gewalthaber über die Verwendung von Zinſen aus dem freien 
Vermögen des Kindes für deſſen Unterhalt ſchlichtet das Amt 


. Unterzeichnung des holographiſchen Teſtaments mit dem Vornamen 


genügt nicht 


. Hat der Erſteher eines verſteigerten Grundſtücks vor der Grundbuch- 


berichtigung die Eintragung einer Hypothek beantragt, ſo hat das Amt 
den Antrag anzunehmen und nach der Buchberichtigung zu erledigen 


Verzicht auf Beſchwerde in ae a aa der freiw. „ iſt 


unwirkſam 


. Das Befchverdegericht iR in ber freiw. Gerictöbartei an Parteianträge 


nicht gebunden 


. Beantragt der überlebende Ehegatte ein Zeugnis zur Wiederverheiratung, 


ſo iſt ein Pfleger nur zum Zweck einer Anseinanderſetzung, nicht auch 
zur Vermöoͤgensermittlung zu beſtellen 

Zum geſetzlichen Vormund eines Zwangezoginge if der Leiter der Ere 
ziehungsanftait berufen . 


. Gehört der einen Todesfall 2 Anzeigende nicht zu den verpflichteten Per⸗ 


ſonen, ſo iſt zu vermerken, daß er aus eigener Wiſſenſchaft unterrichtet 
ſei. Iſt der Vermerk unterblieben, ſo iſt das Regiſter zu berichtigen 
Die Angabe der Straße genügt nicht als Ortsbezeichnung im holographi⸗ 
ſchen Teſtament . 


. Unter Umſtänden kann auch die Vermögensloſigkeit eines Miterben die 


Nachlaßgläubiger gefährden und deshalb zur Nachlaßverwaltung führen. 
Erbieten der Erben zur Sicherheitsleiſtung wendet die Verwaltung nicht 
ab. Das Beſchwerdegericht darf nicht behufs Prüfung der Tatſachen 
zurückverweiſen 

In dem Zeugnis für den Teſtamentsvollſtrecker "ind alle erheblichen Ab⸗ 
weichungen vom Geſetz im Legitimationspunkte e „ el 
Nachlaßpflegſchaft für einen Miterben iſt gulaffig . . ee, eae 
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Regiſter 


zu den Blättern für Rechtspflege in Thüringen 
und Anhalt. 


Bd. 47—55. (Neue Folge XXVII—XXXV.) 
Bearbeitet von Gerichtsſekretär Helmrich. 


Allgemeines. 


Ankündigung betr. den Abdruck der vom Reichsjuſtizamt in Angelegen⸗ 
heiten der freiw. Gerichtsbarkeit erlaſſenen Entſcheidungen in den ThürBl. 
47, 376. 

Bevölkerungsnachweis in den Thür. Staaten nach der Volkszählung 
vom 1. Dezember 1900. 49, 271 — desgl. nach der Volkszählung 
vom 1. Dezember 1905. 54, 306. 

Bücherbeſprechungen. 47, 172, 276, 360; 48, 204, 336, 454; 
49, 129, 206, 275; 50, 144, 229, 306; 51, 139, 251; 52, 149, 
275; 53, 142, 231, 308; 54, 72, 152, 234, 310; 55, 76, 146, 229. 

Denkmalspflege und Heimatſchutz in der Geſetzgebung der Gegen⸗ 
wart. 55, 161. 

Gerichtsverfaſſung, die Anhaltiſche ſeit 1848. 52, 46. 
Gewerbegerichte. Die Tätigkeit eines Thüringiſchen Gewerbegerichts 
49, 197. 1 
Meuſelwitz. Das vom 1. Januar 1906 errichtete Amtsgericht Meuſelwitz 

mit den dazu gebörigen Ortſchaften. 52, 274. 

Nachruf für den Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Agricola + 22./7. 1901. 

48, 353; für den Oberlandesgerichts⸗Präſidenten v. Brüger, + 29/3. 
05. 52, 1; für Juſtizrat Müller in Gera, T 19./3. 03. 50, 228; 
für Geh. Juſtizrat Schulz, + 16./9. 99. 47, 5. 

Notiz, betreffend den Fortfall der Bekanntmachungen der Eintragungen in 
das Handels-, Börſen⸗ und Genoſſenſchaftsregiſter durch die Meiningiſchen 
Gerichte. 49, 205. 

Orden und Ehrenzeichen. Die Entziehung von Titeln, Orden und 
Ehrenzeichen. 51, 1. (Vergl. auch Bd. 46, 289) 

Perſonalverzeichniſſe im Oberlandesgerichtsbezirk Jena. 47, 149; 52, 
130. — Veränderungen im Perſonalbeſtande uſw. 48, 195; 49, 127 
50, 135; 51, 133; 53, 134; 54, 66. — Dienſtlaufbahn der Richter 
uſw. 49, 111; 54, 218. — Verzeichniſſe der geprüften . 
Blätter für eaten LV. N. F. XXX V. 


2 1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


47, 470; 48, 200; 49, 127; 50, 142; 51, 137; 52, 147; 53, 
188; 54, 70; 55, 74. 

Rechtsſtudium. Zulaſſung der Abiturienten eines deutſchen Realgymnaſiums 
zum Rechts ſtudium. 51, 11. 

Siegel und Stempel. Unterſcheidung von Siegel und Stempel in den 
Reichs⸗ und Landesgeſetzen. 47, 289. 

Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗Meiningen. 51, 39, 189, 283; 
52, 60, 215; 53, 31. 

Ueberſicht der in den Jahren 1896—1900 abgehaltenen juriſtiſchen 
Prüfungen. 48, 202; 53, 140. 

Zuſammenſtellung der ergangenen Landesgeſetze. 47, 260; 48, 329; 
49, 200: 50, 221; 51, 242; 52, 268; 53, 296; 54, 145; 55, 224. 

Zum Schluſſe des fünfzigften Jahrgangs der Blätter für Rechtspflege. 50, 241. 

é 


Abhandlungen und Entſcheidungen. 


1. Bürgerliches Geſetzbuch. 
I. Buch. Allgemeiner Teil. 


Adoption. Das Verſprechen einer Geldſumme für die Ueberlaſſung eines 
Kindes zur Adoption ſeitens des Adoptierenden an die uneheliche Mutter 
des Kindes iſt ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft. 47, 98 

Aufechtung. Zu § 246 StGB. in Verbindung mit 88 121, 142, 143 
BGB. 50, 214. — Zuläſſigkeit eventueller Anfechtung, wegen Weber 
griffen der Weiterverkäufer. 55, 241. 

Auflaſſung. Konvaleszenz der Auflaſſungserklärung eines nicht einge⸗ 
tragenen Grundſtücksveräuzerers (§ 185). 51, 98. — Desgl. einer 
Verfügung über Frauengut (§ 185). 54. 167. 

Grun dſtücksbeſtandteile. Zur Auslegung des § 95 Abſ. 1 Satz 2. 49, 54. 

Gute Sitten. Verſtöße gegen dieſe. Siehe Adoption, 47, 98. — Verſtößt 
Wechſelreiterei gegen gute Sitten? ($ 138). 53, 101. 

Irrtum. Zu §S 246 StGB. in Verbindung mit § 119 BGB. 50, 214. 
— Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung und wegen Irrtums. 55, 241. 

Rechtsweg. Zulaſſigkeit des Rechtsweges zur Geltendmachung eines Rechts 
eines Arbeiterausſchuſſes auf Kontrolle einer Stiftsverwaltung. 54, 11. 
— Ueber den Begriff der gemeinnützigen Stiftung. 55, 247. 

Selbſthilfe. Die Bedeutung des § 228 BGB. für das Strafrecht. 52, 205. 

Sicherheits leiſtung. Pfandrecht an dem Hinterlegten (§ 233). 51, 236. 

Stiftungen. 52, 24. A. Vermögensträger 24. B. Stiftungs- 
geſchäft 172. C. Genehmigungsprinzip 189. D. Familienſtiftungen 
201. — Zuläſſigkeit des Rechteweges zur Geltendmachung eines Rechts 
eines Arbeiterausſchuſſes auf Kontrolle einer Stifte verwaltung. 54, 11. 
— Ueber den Begriff der gemeinnützigen Stiftungen. 55, 247. 

Vereine. Eintragefähigkeit eines Begräbniskaſſenvereins ($ 21). 48, 106. 
— Parteifähigkeit von Vereinen in der Uebergangszeit ($ 21). 48, 3. 

Vereinsregiſter. Gegen die Verſagung der Eintragung in das Ver⸗ 
einsregiſter findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt, auch wenn der Verein nicht 
zu eintragsfähigen Vereinen gehört (§§ 21, 60 Abſ. 2). 53, 81. 
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Verjährung. § 194 gilt nicht nur für das Verhältnis des Handelnden 
zum Gegenkontrahenten, ſondern auch für das Verhältnis des Vertretenen 
zum Handelnden. 51, 291. 

Vollmacht. Eintrag einer Hypothek auf Grund einer Vollmacht nach dem 
Tode des Vollmachtgebers (§ 168). 53, 121. 

Willenserklärung. Geſindevertragsbruch nach Rudolſtädter Recht im 
Verhältnis zu 88 123, 138, 142 (BGB.). 53, 219. — Iſt für eine 
Klage, mit der ein Kaufvertrag gemäß § 123 wegen Argliſt angefochten 
wird, der Gerichtsſtand nach § 82 BPO. begründet? 55, 252. 

Zubehör. Grundſtücksbeſtandteile. Zur Auslegung des § 95 Abſ. 1 
Satz 2. 49, 54. — Inwieweit ſind zu einem Fabrikbetrieb dienende Sachen 
(§ 97, 98) Zubehörungen des Fabrikgebäudes? 50, 101; 53, 96. — 
Zur Lehre von den Beſtandteilen. 53, 1. 


II. Buch. Schuldverhältniſſe. 

Abtretung. Sicherheitszeſſion und Uebertragung zukünftiger Forderungen 
(SS 407, 408). 54, 175. 

Amtspflicht. Iſt der Gemeindevorſteher, vor dem nach § 2249 ein Teſta⸗ 
ment errichtet wird, Beamter im Sinne des § 839? 50, 285. 

Aufrechnung gegen Lobnforderung des Geſindes (§ 394). 47, 193; 
48, 1; 49, 164; 50, 244. 

Auftrag. Eigentumsübertragung durch Mittelsperſon (§ 662). 53, 
273. — Eintrag einer Hypothek auf Grund einer Vollmacht nach dem 
Tode des Vollmachtgebers (§ 672). 53, 121. 

Bürgſchaft. Streit um das beſſere Recht zwiſchen Bürgen und Dritt⸗ 
verpfänder bei Inſolvenz des Hauptſchuldners. 51, 180. 

Eigentumsübertragung durch eine Mittelsperſon. (Boten, Stellver⸗ 
treter) § 662. 53, 278. 

Eigentumsvorbehalt. Eintragung des Eigentumsvorbehalts an be⸗ 
weglichen Zubehörſtücken im Grundbuch ($ 455). 48, 105. — Uebergang 
der Gefahr beim Verkauf einer beweglichen Sache mit Eigentumsvorbehalt 
($ 455). 53, 258. 

Einbringung von Sachen. Haftung des Gaſtwirts für Tierſchaden 
(8 701). 54, 8. 

Eheſachen. Rechtswirkſamkeit des Lohnverſprechens für Vermittelung des 
Zuſtandekommens einer Ehe (früheres Recht). 47, 144. 

Garantieübernahme für das Unterbleiben der Verkaufstätigkeit der 
anderen Weiterverkäufer in dem fremden Bezirke. 53, 241. 

Gefahrübergang beim Verkauf einer beweglichen Sache ($ 446). 53, 258. 

Gefinde. Aufrechnung gegen Lohnforderung des Geſindes. 47, 193; 
48, 1; 49, 164; 50, 244. 

Haftung für einen durch Tiere verurſachten Schaden nach dem Sachſen⸗ 
ſpiegel. 47, 254. — Haftung des Ausſpannwirts für Tierſchaden (§ 701), 
54, 8. Siehe auch Tierſchaden. 

Hinterlegung. Unwirkjſamkeit einer Hinterlegung nach § 372, wenn 
der Schuldner die Auszahlungen an Bedingungen knüpft. 48, 268. — 
Zurückbehaltung der hinterlegten Sache bis zur Rückgabe des amtlichen 
Hinterlegungsſcheins im Sinne des § 371. 49, 191. 

1* 
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Hypothek. Die Verwirklichung des Anſpruchs auf Einräumung einer 
Sicherheitshypothek (§ 648). 53, 9 —. Eintrag einer Hypothek auf Grund 
einer Vollmacht nach dem Tode des Vollmachtgebers. 53, 121. — Desgl. 
nach dem weimariſchen Pfandgeſetz vom 6./6. 1839. 53, 200 —. Ueber: 
leitung von Hypotheken des früheren Rechts nach dem Reichsgeſetz vom 17.3. 
06. 53, 241. 

Kauf. Geridtsitand für die Klage auf Abnahme der Ware und Zahlung 
des Kaufpreiſes. Bedeutung der Klauſel: Netto Kaſſe, des Fakturenver⸗ 
merks: Zahlungs- und Erfüllungsort uſw. (§§ 433 Abſ. 2, 269, 270). 
52, 94. 

Mäklervertrag. Rechtswirkſamkeit des Lohnverſprechens für Vermittelung 
des Zuſtandekommens einer Ehe (früheres Recht). 47, 144. 

Manifeſtationspflicht unter Miterben (§ 259). 49, 101. 

Miete. Rechtliche Natur des Vertragsverhältniſſes zwiſchen dem Wirt und 
dem bei ihm ausſpannenden Gaſt (§ 535). 54. 8. 

Offenbarungseid. Manifeſtationspflicht unter Miterben (§ 260). 49, 101. 

Schadenserſatz. Haftung der Gemeinden für infolge mangelnder Be⸗ 
leuchtung eintretende Unfälle ($ 254). 50, 88. — Ausſchluß von 
Schadenserſatzanſprüchen wegen eigenen Verſchuldens des Verunglückten. 
50, 282. — Enthalten die 88 276, 278 einen ſelbſtändigen, zum 
Schadenserſatz verpflichtenden Recdhtsfag? 53, 21. — Gemeinden find auf 
Grund des § 823 bei Verletzungen auf ihren öffentlichen Wegen wegen 
deren Schadhaftigkeit nicht unter allen Umſtänden zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtet. 52, 90. — Haftung des Eigentümers eines öffentlichen Platzes 
für deſſen gefahrfreien Zuſtand. 52, 240. — Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung beim Schuldnerverzug. 55, 241. 

Sicherheitshypothek gemäß $ 648. 53, 9. 

Sicherheitszeſſion und Uebertragung zukünftiger Forderungen (§ 407, 
408). 54, 175. 

Spiel und Wette. Verbot der im Fürſtentum Reuß j. L. nicht aus⸗ 
drücklich erlaubten Lotterieunternehmungen (8 763). 54, 205. 

Stellvertreter. Eigentumsübertragung durch Mittelsperſon (§ 662). 
53, 273. 

Tierſchaden (§ 833). „Halten“ des Tieres ſetzt ein Beſitzverhältnis 
von gewiſſer Dauer voraus. „Durch“ das Tier wird der Schaden ge⸗ 
ftiftet, wenn das Tier Subjekt der Schadensſtiftung und nicht bloß Werk: 
zeug in der Hand eines Menſchen iſt. 49, 63. — „Verletzter“ im Sinne des 
§ 833. 53, 258. — Haſtung des Gaſtwirts für Tierſchaden (§ 701). 
54, 8. Siehe auch Haftung. 

Unerlaubte Handlungen. Vorausſetzungen der Klage auf Unterlaſſung 
künftiger Schaͤdigung nach § 823 ff. 55, 57. — Haſtet der Fiskus 
auch Nichtſtaatsangehörigen? (§ 839). 54, 197. 

Ungerechtfertigte Bereicherung. Zur Lehre von den Beſtandteilen 
(8$ 812, 822). 53, 1. 

Verpflichtung zur Leiſtung nach §§ 269, 270. 52, 94; desgl. 

— nach §§ 276. 278. 53. 21. — Mitverſchulden des Beſchädigten (§ 254). 
52, 240. — Haſtung des Eigentümers eines öffentlichen Platzes für gefahr⸗ 
freien Zuſtand desſelben ($ 254). 52, 242. 


— 
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VBerſprechen der Leiſtung an einen Dritten. Der Anſpruch auf die Ver⸗ 
ſicherungsſumme im Konkurſe des Verſicherten. 55, 188. 

Verträge. Löſung des durch § 321 herbeigeführten Schwebezuſtandes. 
55, 99. 

Verträge zugunſten Dritter und deren Widerruflichkeit nach gemeinem 
Recht. 47, 99; 53, 126. — Haftbarmachung bei Uebergriffen. 55, 241. 

Vertragsſtrafe wegen Bruchs der Konkurrenzklauſel (§ 343). 53, 186. 

Verwahrung. Haftung des Ausſpannwirts für Tierſchaden (§8 688, 
701). 54, 8. 

Werkvertrag. Bezahlung von Koſtenanſchlägen (§ 631). 55, 103. — 
Kündigung eines Werkvertrags nach § 651 vergl. mit $ 649. 52, 235. — 
Die Verwirklichung des Anſpruchs auf Einräumung einer Sicherheitshypothek 
gemäß § 648 im weim. Recht. 53, 9. 


III. Buch. Sachenrecht. 


Auflaſſung. Iſt die Auflaſſung eines Grundſtücks von einem Grund= 
ſtücke zuläſſig, welches in der Auflaſſungserklärung ſelbſt erſt aus mehreren 
Einzelgrundſtücken zuſammengelegt worden iſt? (§ 890). 50, 126. — 
Erfordernis der gleichzeitigen Anweſenheit ſämtlicher Beteiligter bei der 
Auflaſſung. Unzuläſſigkeit der Ratihabition einer Auflaſſungserklärung 
($ 925). 48, 103. — Konvaleszenz der Auflaſſungserklärung eines nicht 
eingetragenen Grundſtücksveräußerers (§ 925). 51, 98. 

Beſitz. Vererblichkeit des Beſitzers nach § 857 im Verhältnis zu den 
SS 242, 246 StGB. 50, 220. — Das geſetzliche Beſitzrecht erſetzt 
nicht die Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes, das den Erwerber zum 
Beſitzer macht. 55, 186. 

Constitutum possessorium und Uebergabe. 55, 186. 

Dienſtbarkeit. Stillſchweigende Servitutenbeſtellung bei der Erbauseinander⸗ 
ſetzung (§ 1018). 53, 106. 

Eigentümerhypothek. Fragen der Anwendung von altem bezw. neuem 
materiellen bezw. formellen Immobiliarrecht (§ 1163). 49, 167. — Ent: 
ſtehung von Eigentümerhypotheken durch Amortiſation des Hypotheken⸗ 
kapitals ujw. 55, 197. 

Eigentumsvorbehalt. Zuläſſigkeit der Eintragung eines Vermerks im 
Grundbuch über Eigentumsvorbehalt an einem beweglichen Zubehörſtück 
(§ 455). 48, 105. 

Grundſtückszuſammenlegung durch bloße notarielle Erklärung (§ 890) 
nicht zuläſſig. 50, 126. 

Nachbarrecht. Geräuſchzuführung nach § 906. 50, 276. 

Nießbrauch. Verpflichtung eines Nießbrauchers zur Kautionsbeſtellung. 
48, 375. — Bedarf der Gläubiger des Miteigentümers der Zuſtimmung 
des Nießbrauchers im Teilungsſubhaſtationsverfahren? (S 1066), 54, 112. 

Notwegrecht des Jagdberechtigten (§ 917). 53, 215. 

Pfandrecht an beweglichen Sachen. Streit um das beſſere Recht zwiſchen 
Bürgen und Drittpfänder bei Inſolvenz den Hauptſchuldners. 51, 180. — 
Pfändung und vorbehaltenes Eigentum (§ 1256). 54, 161. 

Rechte an Grundſtücken. Fragen der Anwendung von altem bezw. neuem 
materiellen bezw. formellen Immobiliarrecht (zu § 875). 49, 107. — 
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Muß ein ſtreitiges Rechtsverhältnis vorliegen, wenn gemäß § 885 die Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung im Grundbuche durch einſtweilige Verfügung geordnet 
ift? 51, 103. — Kenntnis des Grundſtückserwerbers von perſönlichen Ver⸗ 
pflichtungen des bisherigen Eigentümers bezüglich des Grundſtücks ſteht der 
Kenntnis der Unrichtigkeit des Grundbuchinhalts nicht gleich (§ 892). 51, 
67. — Beweislaſt hinſichtlich der Uebermäßigkeit des von einem Nachbar⸗ 
grundſtück aus eindringenden Lärmes ($ 906). 51, 79. 

Servituten. Stillſchweigende Servitutbeſtellung bei der Erbauseinander⸗ 
ſetzung (§ 1018). 53, 106. — Servitutenausübung in der Vollſtreckungs⸗ 
inſtanz 55, 144. 

Uebertragung. Die Vereinbarung des Rechtsverhältniſſes beim constit. 
posses. kann nicht zwiſchen dem Erwerber und einer dritten Perſon er⸗ 
folgen. 55, 186. 

Vormerkung. Zu $ 883 flg. 49, 58. 


IV. Buch. Familienrecht. 

Anfechtung der Ehe. Die in § 1339 geordnete Friſt wird auch durch 
Zuſtellung einer Scheidungsklage gewahrt. 50, 212. 

Annahme an Kindesſtatt. Auch nach dem § 1741 kann niemand ſein 
eigenes Kind an Kindesſtatt annehmen. 48, 17. 

Ausſteuer der Tochter. Zuläſſigkeit der Feſtſtellung eines Anſpruchs einer 
verlobten Tochter auf Ausſtattung für den Fall der Verheiratung (§ 1620). 
48, 267. 

Auszugsleiſtung. Richterliche Erſetzung der Zuſtimmung und Rechtſtellung 
bei Vertragsabſchluß über Auszugsleiſtungen. 49, 90. 

Eheliche Abſtammung. Zur Entkräftung der geſetzlichen Vermutung, daß 
der Mann innerhalb der Empfängniszeit der Frau beigewohnt habe (§ 1591), 
iſt der Nachweis offenbarer Unmöglichkeit nicht erforderlich. 50, 103. 

Eheliches Güterrecht. Iſt der Ehemann verpflichtet, der Ehefrau im Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß einen Koſtenvorſchuß zu gewähren? (SS 1368). 47, 
235. — Was iſt unter einem Erwerb mit Mitteln des eingebrachten 
Gutes zu verſtehen? (§ 1381). 54, 279. — Verpflichtung des Ehemannes, 
im Scheidungsprozeß der Ehefrau die Koſten vorzuſchießen (§ 1387). 53, 
187. — Verfügungen der Frau über ihr eingebrachtes Gut ohne Ein⸗ 
willigung des Ehemannes (§ 1395). 54, 167. — Kann die Ehefrau 
Zinſen aus eingebrachtem Gute ſelbſtändig im Klagwege geltend machen? 
($ 1400). 53, 412. — Erfordernis der Zuſtimmung des Zuſtandsvormundes 
des Ehemannes zu Veräußerungsanträgen der Ehefrau nach früherem Altenb. 
Recht (§ 1409). 47, 131. 

Eheſcheidung wegen böslicher Verlaſſung. Zur Auslegung des § 1567 
Abſ. 2, Z. 1 in Verbindung mit § 208 flg. der Altenb. Eheordnung. 
47, 197, 227. — Unterbrechung der Jahresfriſt nach § 2567 Abſ. 1 
No. 2. 55, 108. — Von wann an ſind die drei Jahre der Beſtimmung 
des § 1569 zu rechnen? 50, 206. 

Elterliche Gewalt. — Vertretung des Kindes ($ 1682). 49, 250. — 
Hat der Vater die Prozeßkoſten zu tragen? (§ 1654). 54, 166. 

Gütergemeinſchaft (Allgemeine). Oertliches und zeitliches Anwendungsgebiet 
des Meiningiſchen und Coburgiſchen Ehegütergeſetzes (§ 1437). 49, 167, 286. 
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Gefährdung des Wohls der Kinder. Vorausſetzungen für die Erlaſſung 
von Anordnungen nach $ 1666. 50, 117. 

Gemeindewaiſenrat. Die Frau als Gemeindewaiſenrat. 49, 225. 

Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes im Scheidungsprozeß gegenüber 
der Ehefrau ($ 1387 Z. 1). 53, 187. 

Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe. Die in § 1339 geordnete Friſt 
für die Anfechtung der Ehe wird auch durch Zuſtellung einer Scheidungs⸗ 
klage gewahrt. 50, 212. 

Pflegſchaft. Beſtellung eines Pflegers auf Grund des $ 1909. 49, 87. 

Unterhaltungspflicht. Zu §§ 1603, 1607, 1608, 1613. 52, 
250. — Verhältnis der in den 88 1360, 1361 enthaltenen Vorſchriften 
zueinander. 53, 83. — Auf Grund des § 1614 Abſ. 1 kann fi 
der Verpflichtete, deſſen Vermögensverhältniſſe ſich ungünſtig verändert haben, 
der Zahlung der vertragsmäßigen Rente nicht entziehen. 51, 75. — 
Anwendung von § 1709 Abſ. 2 bei der Unterhaltungspflicht des Vaters. 
50, 203. 

Vermögensverwaltung. Vorausſetzung für die Ausübung der Befugnis 
des Vormundſchaftsgerichts, dem Vater die Verwaltung des Vermögens 
ſeines Kindes zu entziehen im Sinne des § 1667. 50, 115. — Ent 
ziehung der Vermögens verwaltung nach § 1670. 49, 87. 

Vertragsmäßiges Güterrecht. Richterliche Erſetzung der Zuſtimmung 
und Rechtsſtellung bei Vertragsabſchluß über Auszugsleiſtungen. 88 1447, 
1487. 49, 90. 

Vormundſchaft. Die Frau als Gemeindewaiſenrat. 49, 225. — Ge⸗ 
nehmigung einſeitiger Rechtsgeſchäfte (§§ 1829, 1831). 50, 199. — 
Sicherheitsleiſtung des Vormundes (§ 1844). 53, 226. — Zur Auslegung 
des § 1917 und Art. 200 des EG. 47, 336. 

Wirkung der Ehe im Allgemeinen. Eheliche Lebensgemeinſchaft (§ 1353). 
49, 252. 


V. Buch. Erbrecht. 


Abſonderung des Nachlaſſes (§ 1976). 52, 85. 
Anfechtungserklärung. Willenserklärung gegenüber dem Nachlaßgericht 
zwecks Herbeiführung ihrer rechtlichen Wirkſamkeit (§ 2081), 51, 128. 
Aufſchiebende Einreden. Bedeutung der Friſt des § 2014. 55, 193, 
Erbauseinanderſetzungsklage. Schenkung eines Sparkaſſebuchs von 

Todeswegen ($ 2301). 52, 97. 

Erbeinſetzung. Auslegung einer letztwilligen Verfügung (§ 2091). 
52, 122. 

Erb nhaftung. Beſchränkte Erbenhaftung (§ 1990). 55, 61. 

Erbſchaftsanſpruch. Auskunftspflicht nach 88 2027, 2028, 2057. 
49, 101. 

Erbſchein. Rechtliche Natur des Pflichtteilsrechts nach § 2353. Rechtsfolgen 
bezw. Erblegitimation. 51, 106. — Prüfung der Legitimation des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers bei grundbuchrechtlichen Anträgen desſelben (§ 2368). 51, 
107. — Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine die Erteilung eines Erb⸗ 
ſcheins anordnende Entſcheidung (SS 2354 2356). 50, 120. — Desgl. 
auf Grund des § 2361. 50, 120. — Kann im Erbſchein in jedem Falle 
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nur dasjenige Erbrecht bezeugt werden, auf das ſich formell der Antrag 
der Erben ſtützt? (§ 2359). 53, 227. — Erbſcheinserteilung und Kraſtlos⸗ 
erklärung (§§ 2359, 2361). 48, 278. 

Miterben. Anwendung des § 2039 auf einen Miterben als Schuldner. 
54, 104. 

Nachlaßpflegſchaft. Zur Lehre von der Nachlaßpflegſchaft (§ 1960). 
51, 117. 

Pflichtteil. Unſittlicher Lebenswandel im Sinne der §§ 2333, Z. 5, 2836 
Abſ. 4 BGB. 53, 103. — Entziehung des Pflichtteils (§ 2337). 53, 103. 

Schenkungen. Anfechtbarkeit von Schenkungen bei Bindung des Schenkers 
an korreſpektives Teſtament (88 2286, 2287). 54, 136. — Schenkung 
eines Sparkaſſebuches von Todeswegen (§ 2301). 52, 97. 

Teſtament. Das eigenhändige Teſtament, inbeſondere Beweiskraft und 
Form ſeiner Urkunde. 50, 161. — Desgl. in der Rechtſprechung und 
Literatur. 54, 1. 

Teſtamentserrichtung nach § 2249 BGB. 50, 285. 

Teſtamentsſormen. Erklärung des Gerichts im Teſtament, daß Unter- 
ſchrift nicht möglich fei (§ 2242). 50, 110. — Zu §§ 2242, 2249 
BGB. 50, 285. 

Teſtamentsvollſtrecker. Kann der Teſtamentsvollſtrecker Schenkungen, 
die der durch korreſpektives Teſtament gebundene überlebende Ehegatte vor⸗ 
nimmt, anfechten? (§ 2203 BGB.). 54, 106. — Prüfung der Legi⸗ 
timation des Teſtamentsvollſtreckers bei grundbuchrechtlichen Anträgen desſelben 
(§ 2368). 51, 107. 

Unſittlicher Lebenswandel im Sinne der SS 2333 Z. 5, 2336 Abſ. 4 
53, 103. 


VI. Einführungs⸗ und Ansführungsgeſetze. 


Auslegung des Art. 210 des EG. und § 1917 des BGB. 47, 336. 

Ausführungsgeſetze der Thür. Staaten zu dem BGB. und deſſen 
Nebengeſetzen in vergleichender Darſtellung. 47, 22; Allgem. Teil 47, 
24; Schuldverhältniſſe 47, 36; Sachenrecht 47, 49; Familienrecht 47, 
215, 302, 302; Erbrecht 47, 326; Schlußbeſtimmungen 47, 331. — 
Nebengeſetze 48, 25. 

Eheſcheidung von Tiſch und Bett wegen Ehebruchs nach Art, 17 des 
EG. einer zwiſchen einem Katholiken und einer Proteſtantin, öſterr. Staats⸗ 
angehöriger, 48, 59. — Zur Auslegung der Art. 201, 202 des EG. 
und § 208 fig. der Altenb. Eheordnung. 47, 197. 

Einfluß des BGB. auf die vor deſſen Inkrafttreten entſtandene Verpflichtung 
eines Nießbrauchers zur Sicherheitsleiſtung (Art. 170, 184). 48, 376. 
Erbſcheine für vor dem 1. Januar 1900 erfolgte Erbfälle (Art. 213). 

48, 78. 

Erwerb und Verluſt von Rechten an Grundſtücken. Fragen 
der Anwendung von altem bezw. neuem materiellen bezw. formellen sang 
biliarrecht (Art. 189 EG.). 49, 107. 

Geſinderecht nach § 95 des EG. 50, 245. 

Internationales Privatrecht in Nachlaß⸗ und Vormundſchaftsſachen. 
Zu Art. 27 des CG. 51, 124. 
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Kindererziehung. Recht des unehelichen Vaters zur eigenen Erziehung 
des Kindes (zu Art. 208 EG.). 57, 122. — Die religiöſe Erziehung der 
Kinder nach den Geſetzen der Thüringiſchen Staaten unter beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung des Meining. Rechts (Art. 134 EG.) 54. 81 — Beſchwerde 
in Angelegenheiten der religiöſen Kindererziehung. 54, 35. 

Verfügung von Todes wegen. Rechtliche Beurteilung der vor dem BGB. 
errichteten letztwilligen Verfügung eines nach dem 1. Januar 1900 Ver⸗ 
ſtorbenen. Zu Art. 214 EG. 51, 105. 

Verhältnis des BGB. zu den Reichsgeſetzen und Landesgeſetzen (Art. 32 
und 103 EG.). 52, 250. 

Vertrag zugunſten einer dritten Perſon (Art. 170 EG.). 53, 126. 


2. Nebengeſetze zum BGB. 
a) Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Entſcheidungen der Oberlandesgerichte in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts. Zuſammengeſtellt im Reichs⸗ 
juſtizamt. (Vergl. die Anlagen am Schluſſe der Bände 48 — 55.) 

Entſcheidungen der Thür. Gerichte in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit: z 

Beglaubigung. Unterſchriftsbeglaubigung des Gerichtsſchreibers nach 
Weim, Recht und § 191 366. 47, 202. 

Beſchwerde. Zuläſſigkeit der Beſchwerde (§ 19 FGG.) . 48, 278, — 
Befugnis zur Einlegung der Beſchwerde (§ 20 FGG.). 48, 278. — 
Kann im Sinne des § 20 ein Recht des Mündels durch eine Entſcheidung 
beeinträchtigt werden, durch welche nicht etwa die vormundſchaftliche Ge⸗ 
nehmigung zu einer dem Mündel nachteiligen Verfügung des Vormundes 
erteilt, ſondern lediglich ausgeſprochen wird, daß die Genehmigung nicht 
erforderlich fei? 49, 89. — Beſchwerde im Falle der §§ 22, 53, 60 
Nr. 6 FGG. 49, 90. — Beſchwerderecht in Handelsſachen. 50, 123. — 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine die Erteilung eines Erbſcheins an— 
ordnende Entſcheidung. 50, 120. — Beſchwerderecht der erſten Inſtanz 
gegen Beſchwerdeentſcheidungen. 51, 100. — Umfang der Befugniſſe des 
Nachlaßgerichts zur Feſtſtellung der Nachlaßmaſſe. 51, 101. — Kann 
die Auswahl des Vormundes durch das Vormundſchaftsgericht mit Beſchwerde 
angefochten werden? 53, 118. 

Sofortige Beſchwerde. Eine Verfügung des Amtsgerichts, durch welche 
die Zuſtimmung eines andern zu einem Rechtsgeſchäft erſetzt wird, iſt mit 
der einfachen Beſchwerde anfechtbar, wenn geltend gemacht wird, daß 
ein Fall, in welchem das Geſetz die Erſetzung der Zuſtimmung zuläßt, 
nicht vorliege (§§ 22, 53, 60, Nr. 6). 49, 90. — Kann die Aus⸗ 
wahl des Vormundes durch das Vormundſchaftsgericht angefochten werden? 
($ 60). 53, 118. 

Weitere Beſchwerde. Zur Auslegung des § 27 FGG. Art. 210 
Abſ. 2 EG. z. BGB. und § 1917 BGB. 47, 336. — Iſt, wenn 
das Amtsgericht eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft angeordnet und einen 
Vormund oder Pfleger beſtellt, das Landgericht aber auf Beſchwerde die 
Anordnungen des Amtsgerichts aufgehoben hat, der von dem letzteren 
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beſtellte Vormund oder Pfleger legitimiert, namens deſſen für den die 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft angeordnet war, weitere Beſchwerde einzulegen! 
49, 87. — Pflicht des Beſchwerdegerichts zur Darſtellung des feſtgeſtellten 
Sachverhalts in den Gründen der Beſchwerdeentſcheidung (§ 27). 50, 
115 — Beſchwerde der erſten Inſtanz gegen Beſchwerdeentſcheidungen. 
51, 100 — Konvaleszenz der Auflaſſungserklärung eines nicht eingetragenen 
Grundſtücksveräußerers. 51, 98. — Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde 
in Angelegenheiten der religiöſen Erziehung. 54, 35. 

Erbſchein. Beſchwerde gegen eine die Erteilung eines Erbſcheins anordnende 
Entſcheidung. 50, 120. 


Nachlaß⸗ und Teilungsſachen. Kraftloserklärung des Erbſcheins 
(§ 84). 48, 278; 50, 120. — Manifeſtationspflicht unter Miterben 
nach § 79, 163. 49, 101. — Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen Er 
teilung eines Erbſcheins (§ 84). 50, 120. — Umfang der Befugniſſe 
des Nachlaßgerichts zur Feſtſtellung der Nachlaßmaſſe. 51, 101. 

Offenbarungseid. Manifeſtationspflicht unter Miterben (§ 163). 49, 101. 

Rechtshilfe in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 53, 224. 


Vormundſchaft. Kann im Sinne des § 20 FGG. ein Recht des 
Mündels durch eine Entſcheidung beeinträchtigt werden, durch welche nicht 
etwa die vormundſchaftliche Genehmigung zu einer dem Mündel nachteiligen 
Verfügung des Vormundes erteilt, ſondern lediglich ausgeſprochen wird, 
daß die Genehmigung nicht erforderlich fei? 49, 89. — Wichtiger Grund 
im Sinne des § 46. 51, 111. — Welches iſt der Zeitpunkt, in dem 
ein Gericht mit einer Angelegenheit nach § 43 Abſ. 1 befaßt wird! 
51, 304. 

Zwangsvollſtreckung. Zu § 19 des Reuß j. L. Ausführungsgeſetzes 
vom 10/8, 1899. 51, 120, 


b) Grundbuchordnung. 


Zuläſſigkeit der Eintragung eines Vermerks im Grundbuch über den 
Eigentumsvorbehalt an einem beweglichen Zubehörſtück. 48, 105. — 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine Verfügung des Grundbuchamts, 
durch welche ein Eintragsantrag unter Beſtimmung einer Friſt zur 
Hebung von der Eintragung entgegenſtehenden Hinderniſſen beanſtandet 
wird. §8 18, 71. 49, 106. — Eintrag einer Hypothek auf Grund 
einer Vollmacht nach dem Tode des Vollmachtgebers (88 19, 41). 58, 
121. — Weiſt die Löſchungsbewilligung ($ 19) den Uebergang der 
Hypothek auf den Eigentümer nah? 53, 268, — Löſchung einer Hypothel 
auf Grund bloßer Quittung über den Empfang der Schuldſumme (§§ 19, 
22, 29, 40, 82). 49, 107. — Nachweis der Vorausſetzung einer Ein⸗ 
tragung (§ 29). 50, 127. — Unzuläſſigkeit der Natihabition einer 
Auflaſſungserklärung (88 29, 31). 48, 103. — Iſt der Grundſtücks⸗ 
ſchuloner, dem der Zuſchlag erteilt iſt, von neuem als Eigentümer einzu⸗ 
tragen? (8 39). 54, 163. — Inwieweit hat der Grundbuchrichter die 
Legitimation des Teſtamentsvollſtreckers bei Anträgen desſelben zu prüfen? 
($ 53). 51, 107. — Ueberleitung von Hypotheken nach dem Reichsgeſetz 
vom 17./3. 1906. 53, 211. 
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c) Zwangs verſteigerung. 
Die Ausführungsgeſetze zu dem Reichsgeſetze vom 24. / 3. 1897, 
48, 25. — Teilungsſubhaſtation auf Antrag eines Gläubigers des Mit⸗ 
eigentümers ($ 181). 54, 112. 


3. Gebrauchsmuſter, Urheberrecht, Warenbezeichnung. 
Gebrauchszweck bei Kinderſpielwaren nach § 1 des Reichsgeſetzes vom 
1/6. 1891. 53, 260. 
Urheberrecht. Rechtsſchutz gegen Veröffentlichung von Briefen. 54, 272. 
Waren bezeichnung. Der Einfluß eines wegen Löſchung des (nach 
§ 4 des Geſetzes zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 12./5. 1894 
angeblich unzuläſſigen) Eintrags angeſtrengten Rechtsſtreites (§ 12 Abſ. 1). 
Iſt in letzterem Ausſetzung des Verfahrens anzuordnen? 49, 172. — 
Störung des Rechtes auf ein Warenzeichen nach § 12. 48, 49. 


4. Abzahlungsgeſchäſte. Genoſſenſchaftsgeſetz, 
Geſetz betr. G. m. b. H., Unterſtützungswohnſitz, Verſicherungsrecht. 


Abzahlungsgeſchäfte. Zu § 2 des Geſetzes vom 16./5. 1894. 50, 205. 

Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Form der in § 15 
Abſ. 1 und § 131 Abſ. 1 bezeichneten Erklärungen. 50, 106. 

Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Kann der einzelne Geſellſchafter 
als ſolcher die Enthebung eines Geſchäftsführers von ſeinem Amt durch 
Klage eine bez. Erwirkung einer einſtweiligen Verfügung herbeiführen? 
49, 247. — Zu § 75 des Geſetzes betr. die G. m. b. H. und zu 
§ 309 des HGB. 50, 202. 

Kranken verſicherung. Abänderungsbedürftigkeit des § 82 b des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes. 55, 81. 

Unterſtützungswohnſitz. Verhältnis des § 62 des Reichsgeſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz zu Art. 32 und 103 des EG. z. BGB. und 
zu S 103 des Altenb. AG. z. BGB. 52, 250. 


5. Handels⸗, See⸗ und Wechſelrecht. 

Aktiengeſellſchaften. Gründerbericht. Das Erfordernis der Angabe 
der Betriebsergebniſſe aus den beiden letzten Geſchäftsjahreu (HGB. § 191 
Abſ. 2) ſetzt nicht voraus, daß ein beſtehendes Unternehmen ungeteilt 
auf die Geſellſchaft übergeht. 49, 94. — Unzuläſſigkeit einer Angabe der 
Erwerbs⸗ und Herſtellungspreiſe der mit dem Unternehmen übergehenden 
Waren und Vorräte in Bauſch und Bogen. 49, 94. 

Bilanz als Grundlage der Veranlagung zur Einkommenſteuer. 53, 291. 
Binnenſchiffahrt. Die Pflichten des Schiffseigentümers aus dem in 
einem öffentlichen Fluſſe erfolgten Untergang ſeines Schiffes. 55, 1. 
Handelsagenten genießen für ihre Proviſionsforderungen nicht das 

Konkursrecht des § 61 Biff. 1 KO. 50, 288. 

Handelsſirma. Polizeiliche Beſchränkungen eines Firmeninhabers können 
nicht in das Handelsregiſter eingetragen werden. 47, 140. — Kann eine 
Gemeinde, die ein in das Handelsregiſter eingetragenes kaufmänniſches 
Unternehmen betreibt, den Eintrag beliebig löſchen laſſen? (§ 36). 47, 
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237. — Fälſchliche Bezeichnung der Handelsgeſellſchaften als Gebrüder 
(8 18 Abſ. 2). 54, 215. — Unzuläſſiger Zuſatz zur Namensfirma. 47, 
141. S. a. Handelsregiſter. 

Handelsgeſellſchaften. Zu § 75 des Geſetzes betr. die Geſellſchaften 
m. b. G. und zu § 309 des HGB. 50, 202. 

Handelsgeſellſchaft (offene). Aufrechnung. Unzuläſſigkeit der Auf⸗ 
rechnung einer Forderung der offenen Handelsgeſellſchaft gegen den Schuldner 
der Geſellfchafter (Art. 121 HGB.). 48, 269. — Streitwert bei Klage 
auf Ausſchließung eines Handelsgeſellſchafters und Widerklage auf Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft. 48, 52. 

Handelskauf. Friſtbemeſſung über die Lieferzeit bei fog. ſchwimmender 
Ladung (Art. 356 a. F.). 47, 342. — Kündigung des Vertrags auf 
Herſtellung einer nicht vertretbaren Sache (§ 381 HGB. und 651 BGB.). 
52, 235. 

Handelsregiſter. Gebühr für die Eintragung einer Aktiengeſellſchaften in 
das Handelsregiſter eines im Fürſtentum Reuß j. L. errichteten Zweigge⸗ 
halts. 52 82. — Polizeiliche Gewerbebeſchränkungen können nicht in 
das Handelsregiſter eingetragen werden. 47, 140. — Beſchwerde in 

Handelsregiſterſachen. 50, 123. S. auch unter Handelsfirma. 

Handlungsgehilfen. Verbindlichkeiten der Konkurrenzklauſel ($ 74). 
53, 186. 

Inhaberpapiereigenſchaft von Lotterieloſen (Art. 306, 397 HGB.). 
48, 48. 

Konkurrenzklauſel. Erheblicher Anlaß zur Kündigung im Sinne des 
8 75 HGB. 50, 274. 

Lotterieloſe. Verpflichtung aus dem Vertrieb von Lotterieloſen. Recht 
des Inhabers eines Lotterieloſes. 84, 46. 

Stille Geſellſchaft. Vorausſetzung und Grenzen der Befugnis des 
Regiſterrichters aus § 338 HGB. 49, 99. — Erfüllung der Handelsge⸗ 
ſchäfte (Art. 342). 48, 371. | 

Wechſe lrecht. Erſorderniſſe einer Tratte in betreff der Bezeichnung der 
bezogenen Firma (§ 4). 50, 90. — Verſtößt Wechſelreiterei gegen gute 
Sitten? 53, 101. — Gebühren der Wechſelagenten für eine Wechſelklage 
(Art. 21). 51, 81. — Wechſelakzept des Ehemannes und Generalbevoll⸗ 
mächtigten der Bezogenen, welcher lediglich deſſen Namen mit dem Zuſatz 
„in Generalvollmacht“ enthält, verpflichtet die Bezogenen (Art. 21). 51, 
81. — Proteſterhebung gemäß Art. 43 iſt auch dann erſorderlich, wenn 
der Wechſel beim Ausſteller gezahlt werden ſoll. 51, 81. — Regreß des 
einen von mehreren Ausſtellern eines eigenen Wechſels, der dem Wechſel⸗ 
gläubiger nach Verfall Zahlung geleiſtet und den Wechſel mit Blankogiro 
ausgehändigt erhalten hat, gegen den Mitausſteller (Art. 81). 48, 272. — 
Haftung des Wechſelakzeptanten, wenn der Domizilvermerk nach der Alzep⸗ 
tation des Wechſels ohne die Genehmigung des Akzeptanten auf den 
Wechſel geſetzt worden iſt (Art. 81, 50, 51). 52, 92. — Folge der 
Wechſeleinlöſung durch den Avaliſten (Art. 81). 54, 169. — Wirkung 
der Annahme eines zur Deckung einer Schuld gegebenen ungültigen Wechſels 
(Art. 83). 48, 55. — Erforderniſſe des Proteſtes gegen den nicht an⸗ 
getroffenen Proteſtaten (Art. 83, Ziff. 3). 51, 81. — Streitwert des 
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Anſpruchs auf Hergabe einer Wechſelunterſchrift. 50, 206. — Fähigkeit 
der Ehefrau, ſich wechſel rechtlich zu verpflichten, nach dem früheren Kur⸗ 
heſſiſchen Recht. 50, 201. 


6. Zivilprozeßordnung. 

Armenrecht. Beiordnung von Gerichtsvollziehern in Armenſachen. 47, 
90. — Desgl. in der Zwangsvollſtreckung aus vollſtreckbaren Urkunden 
im Sinne des § 702, 3. 5 ZPO. 47, 137. — Die Verpflichtung des 
Ehemannes, der Ehefrau im Scheidungsprozeß die Koſten vorzuſchießen, wird 
durch das bewilligte Armenrecht nicht berührt (§ 115 ZPO.). 53, 187; 
55, 107. 

Arreſt und einſtweilige Verfügungen. Gehören Koſten einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung zu den Koſten des Rechtsſtreites. (§ 922 ZPO.)? 48, 54. 
— Verpflichtung des Arreſtſchuldners zur Leiſtung des Offenbarungseides 
($ 928 RPO.) 51, 219. — Vollziehung des Arreſtes in das eingebrachte 
Gut der Ehefrau nach § 928 BBO, 52, 236. — Iſt der Arreſtſchuldner 
auf Grund des Arreſtbefehls zur Leiſtung des Offenbarungseides verpflichtet? 
(§ 928 ZPO.) 48, 3. — Dit im Arreſtverfahren die Ueberweiſung einer 
Forderung an den Gläubiger zur Einziehung in der Weiſe zuläſſig, daß 
der Drittſchuldner den Betrag zu hinterlegen hat? (§ 930 Z O.). 48, 
385. — Pfändung nach § 930 BRO. 51, 71. — Einſtweilige Vers 
fügungen in Beziehung auf den Streitgegenſtand (§ 935 ZPO.) 49, 
58. — Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes (§ 94 ZPO.) 49, 57; 
52, 256. 

Aufrechnung. Eventualaufrechnung gegen die beſtrittene Klagforderung 
des Ceſſionars gegen den debitor cessus ($ 293 a. F.). 47, 233. 

Ausſetzung der Verhandlung. Zuläſſigkeit der Beſchwerde bei Nichtberück⸗ 
ſichtigung eines Antrags auf Verhandlungs-Ausſetzung (§ 139 a. F.). 
47, 80. — Materielle Prüfung der Begründung des Ausſetzungsbeſchluſſes 
in der Beſchwerdeinſtanz (§ 140 a. F.). 47, 142. 

Ausſetzung des Verfahrens. Zuläſſigkeit der Beſchwerde bei Nicht⸗ 
berückſichtigung eines Antrages anf Verhandlungs-Ausſetzung (8 229 a. 
F.). 47, 80. 

Berufung. Nachbringung in der Klagſchrift erhobener, in der mündlichen 
Verhandlung nicht geltend gemachter Anſprüche in der Berufungsinſtanz 
(§ 499 a. F.). 47, 230. — Zweites Berufungsverfahren in derſelben Sache 
nicht eine Inſtanz mit dem erſten (§ 500 a. F.) 47, 87. — Zurück⸗ 
weiſung in vorige Inſtanz (§ 501 a. F.). 47, 233. — Im Vers 
ſäumnisverfahren (§ 542) gegen den Berufungsebeklagten iſt auf den in 
erſter Inſtanz von dieſem zugeſchobenen und vom Gegner angenommenen 
Eid nicht zu erkennen. 50, 107. — Zurückverweiſung in die Vorinſtanz, 
wenn wegen ſtreitigen Anſpruchs die Klage abgewieſen iſt (§ 538 Z. 1). 
55, 241. 

Beſchwerde. Unzuläſſiakeit der Beſchwerde gegen verhängte Ordnungsſtrafen 

auf Grund des § 179 GVG. mittels der nur im Prozepverfahren erteilten 
Vollmacht. 50, 206. — Zuläſſigkeit der Beſchwerde bei Nichtberückſichtigung 
eines Antrages auf Verhandlunge-Ausſetzung (§ 189 a. F.). 47, 80 
(vergl. auch Ausſetzung). — Begriff des neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes 
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(§ 581 Abſ. 1 a. F.). 47, 81. — Anfechtung von prozeßleitenden 
Verfügungen (§ 567). 47, 337. — Soſortige Beſchwerde wegen Ber: 
ſagung der Eintragung in das Vereinsregiſter eines nicht eintragsfähigen 
Vereins (§ 568 Abſ. 2 ZPO.). 53, 81. — Dem Anwaltszwang unter: 
worfene Beſchwerdeſchriften können ohne Unterſchied, ob ſie bei dem be⸗ 
ſchwerenden Gericht oder bei dem Beſchwerdegericht (§ 569 BPO.) eingereicht 
werden, von einem bei dieſem oder jenem Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt 
unterzeichnet werden. 50, 107. 

Beweis durch Eid. Eidesantrag (§ 445). 49, 57. — Der Konkurs- 
verwalter iſt, ſoweit feine Verwaltungs⸗ uud Verfügungsbefugnis nach 
§ 6 KO. reicht, Rechtsnachfolger des Gemeinſchuldners, daher in dieſem 
Bereiche die Eideszuſchiebung an den Verwalter über Handlungen und 
Wahrnehmungen des Gemeinſchuldners zuläſſig (§ 445.) 50, 289. — 
Die Beftimmung in § 472 Abſ. 2 SPO. iſt bloß anwendbar, wenn 
die auf den Eid geſtellte Tatſache für ein Rechtsverhältnis von Einfluß itt, 
welches allen Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden kann. 
Menn die Erben eines Bürgen als Streitgenoſſen verklagt werden, aber 
nicht. 49, 56. — Zur Lehre vom Parteieid (§ 459 ZPO.). 48, 225. 

Eheſachen. Die für die Anfechtung der Ehe geordnete Friſt wird auch 
durch Zuſtellung einer Scheidungsklage gewahrt (88 614— 616 ZPO.) 
50, 212. — Widerklage in Eheſachen in der Berufungsinſtanz (§ 615). 
47, 227. — Widerklage gegen Widerklage ijt unzuläſſig (§ 616). 50, 
100. — Stellung des Richters im Eheprozeß (§ 617). 47, 229. — 
Klage auf Scheidung der Ehe öſterreichiſcher Staatsangehöriger, von denen 
der eine Teil Katholik, der andere Proteſtant iſt, vor einem deutſchen Gericht. 
(8 618 Abſ. 2 ZPO.) 48, 59. — § 624 BPO. legt dem Gericht 
nicht die Pflicht auf, lediglich zu dem Zweck, um die Perfon des Ehebrechers 
feſtſtellen zu können, Beweiserhebungen anzuſtellen. 52, 80. — Einſtweilige 
Verfügungen nach § 627 Abſ. 1 BRO. find nicht an die in § 940 FPO. 
geordnete allgemeine Vorausſetzung geknüpft. 49, 69. — Verweiſungen 
auf §§ 936— 944 BPO. in Abſ. 4 des § 627 bezieht ſich nur auf das 
Verfahren und die Zuſtändigkeit. 49, 69. — Gegenſtand der Entſcheidung 
des Prozeßgerichts (§ 688 Abſ. 2 a. F.). 47, 81. 

Entmündigung. Wann erſcheint die im § 650 BPO. gedachte Ueber 
weiſung mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des zu Entmündigenden er⸗ 
forderlich? 52, 95. — Rechtsmittel bei Wiederaufhebung der Entmün⸗ 
digung (§§ 678, 679). 55, 118. 

Gerichtsſtand. Zuſtändigkeit des Gerichts (5 29 ZPO.) 48, 371. 
—, Verhinderung an der Ausübung des Richteramts (§ 86, 41 ZPO.) 
54, 65. — Sit für eine Klage, mit der ein Kaufvertrag gemäß $ 123 BOB. 
wegen Argliſt angefochten wird, der Gerichtsſtand nach § 32 ZPO. be 
gründet? 55, 252. 

Gerichtsverfaſſung. Einfluß der Minderung des Klaganſpruchs vor 
der Klagezuſtellung auf die Gerichtszuſtändigkeit (§ 23). 47, 103. — 
Darf eine Zivilkammer, nachdem die mündliche Verhandlung über eine 
Klagſache vor ihr begonnen hat, dieſe Sache mit Rückſicht auf die beſtehende 
Geſchäfte verteilung an eine andere Zivilkammer deeſelben Landgerichts ak 
geben? (88 59, 62 GVG.). 49, 65. — Rechtshilfe nach §§ 158 
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—160 GVG. 47, 346; 52, 238. — Oeffentlichkeit und Sitzungspolizei. 
Ermächtigt die Prozeßvollmacht auch zur Einlegung von Beſchwerden gegen 
eine einer Partei wegen Ungebühr (§ 179) auferlegte Ordnungsſtrafe? 
50, 206. — Ordnungsſtrafe wegen Ungebühr in Schriftſätzen. 51, 92. 
— Begriff der Ungebühr ($ 179). 55, 118. 

Ladungen, Termine und Friſten. Zuläſſigkeit einer Ladung mit vorbe⸗ 
haltener Terminsbeſtimmung (§ 216 ZPO.). 50, 130. 

Mahnverfahren. Gehört zu den in § 637 a. F. erwähnten Wirkungen 
der Rechtshängigkeit die Unterbrechung der Klagverjährung. 47, 97. — 
Rechtliche Wirkung der Zurücknahme des Zahlungsbefehls in dem nach er⸗ 
hobenem Widerſpruch gemäß § 696 BRO. eingeleiteten Verfahren. 49, 267. 

Mündliche Verhandlung. Die Fragepflicht des § 139 ZPO. Maß: 
gebend für die Beurteilung der Fragepflicht iſt das in der mündlichen Verhand⸗ 
lung Vorgebrachte, nicht das in vorbereitenden Schriftſätzen Enthaltene. 
50, 275 

Offenbarungseid. Form der Entſcheidung über die Berufung gegen 
ein vor dem 1. Januar 1900 dem Widerſpruche des Schuldners gegen 
die Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides ſtattgebendes Urteil 
(§ 784 a. F., § 903 n. F.). 47, 258. — Der Anſpruch auf Leiſtung 
des Offenbarungseides im Falle der Pfändung von Forderungen nach 
§ 807 3PO. 53, 263. — Stellung des Zwangsvollſtreckungsgerichtes 
im Termine zur Ableiſtuug des Offenbarungseides (§ 899 ZPO.). 54, 
64. — Iſt der Arreftihuldner auf Grund des Arreſtbefehls zur Leiſtung 
des Offenbarungseides verpflichtet? (§ 928 ZPO.). 48, 3. 

Prozeßbevollmächtigte. Dem Anwaltszwang unterworfene Beſchwerde⸗ 
Schriften können ohne Unterſchied, ob fie dem beſchwerenden Gericht oder 
bei dem Beſchwerdegericht eingereicht werden, von einem bei dieſem oder 
jenem Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt (§ 78) unterzeichnet werden. 50, 

107. — Ermächtigt die Prozeßvollmacht (SS 81 —83 BPO.) auch zur 
Einlegung von Beſchwerden gegen eine einer Partei wegen Ungebühr auf⸗ 
erlegte Ordnungsſtrafe? 50, 206. — Prozeßvollmachtserſordernis im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren. Verzicht auf die Rüge mangelnder Prozeß⸗ 
vollmacht (§ 83, 84 a. F.). 47, 77. — Wenn mehrere Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte einer Partei einander widerſprechende prozeſſuale Willens erklärungen 
für die Partei gleichzeitig abgeben, ſo iſt eine verbindliche Willenserklärung 
der letzteren nicht vorhanden (§ 84 ZPO.) 48, 376. — Anwaltszwang. 
Im Anwaltsprozeß iſt von dem Rechtsanwalt, der ſeine Partei in der 
mündlichen Verhandlung ohne Beibringung ſchriftlicher Vollmacht vertreten 
hat, eine ſolche auch für das Koſtenfeſtſetzungsgeſuch von Amts wegen nicht 
zu erfordern (§ 88 ZPO.). 49, 66. 

Prozeßfähigkeit. Eine prozeßunfähige Partei kann wirkſam Prozeßvoll⸗ 
macht erteilen. Geltendmachung der Unfähigkeit durch die Erben des Un⸗ 
fähigen. 50, 209. 

Prozeßkoſten ſiehe unter Nr. 11. 

Rechtshilfe in Diſziplinarſachen, insbeſondere im Fürſtentum Reuß j. L. 
(§ 160 GVG. ). 47, 245. — Rechtshilfe nach §§ 158, 159, 160 GVG. 
47, 346. — Rechtshilfeleiſtung eines S.⸗Mein. Zivilgerichts auf Erſuchen 
in einem militäriſchen ehrengerichtlichen Verfahren. 50, 299. 
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Schadenserſatzklage. Erforderniſſe der Subſtantiierung einer Schadens⸗ 
erſatzklage (§ 260 a. F.). 47, 101. 

Sicherheitsleiſtung. Rechtsbehelf des Klägers zur Verwertung einer 
vom Beklagten zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung geleiſteten Sicher⸗ 
heit (§ 109 ZPO.). 51, 235. 

Stellvertretung. Zuſtellung des Urteils an den ſtellvertretenden Rechts⸗ 
anwalt (§ 25 1 RAD... 54, 110. 

Streitgenoſſenſchaft. Der Einfluß des Beſtehens einer Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft auf die Pflicht zur Tragung und Erſtattung der Prozeßkoſten. 48, 359; 
49, 1. 

Urkunden⸗ und Wechſelprozeß. Eine Klage im Urkundenprozeß iſt 
trotz mangelnder urkundlicher Liquidät klagbegründender Tatſachen nicht als 
in der gewählten Prozeßart unſtatthaft abzuweiſen, wenn der Beklagte dieſe 
Tatſachen ausdrücklich zugeſteht (SS 592, 597). 50, 211. — Zuſtändigkeit 
der Gerichte im Nachverfahren (§ 599 ZPO.). 49, 244. — Unerſtattbar⸗ 
keit der behufs Nachweiſes des Beginns des Zinſenlaufs aufgewendeten 
Wechſelproteſtkoſten (§ 605 ZPO.). 48, 77. 

Urteil. Vorausſetzung des Erlaſſes eines Teilurteils (§ 301 ZPO.) 
48, 77. — Ein Urteilstatbeſtand, der ſich in der Hauptſache nur als 
eine Abſchriſt der gewechſelten umfänglichen Schriftſätze darſtellt, entſpricht 
dem Geſetz nicht (§ 284 a. F.). 47, 78. — Urteil über Kompenſations⸗ 
forderung (§ 293 BBO. a. F.). 47, 233. — Die Einlegung der Be 
rufung gegen ein zur Zeit der Zuſtellung noch nicht von allen beteiligten 
Richtern unterſchriebenes Urteil iſt unwirkſam, auch dann, wenn in der 
zur Zuſtellung verwendeten Ausfertigung die fehlenden Unterſchriften von 
Schreiberhand beigefügt find (§ 315 Abſ. 2 BPO.). 49, 64. — 
§ 323 BPO. iſt auf vertragsmäßig geſchuldete Unterhaltungsrenten nicht 
analog anzuwenden. 51, 75. — Gegenſeitigkeit bezüglich Anerkennung der 
Urteile nach $ 328 3. 5 erſcheint im Kanton Bern nicht verkürzt. 52, 247. 

Verfahren bis zum Urteil. Ausſtattungsanſpruch, Zuläſſigkeit der 
Feſtſtellung eines Anſpruchs einer verlobten Tochter auf Ausſtattung für 
den Fall der Verheiratung (§§ 256, 259 ZPO.). 48, 267. — Klag⸗ 
änderung auf Grund der Behauptung, der Klaganſpruch ſei durch Vertrag 
entſtanden, gegenüber der Klagbehauptung, er ſei durch teſtamentariſche 
Verfügung begründet worden. 48, 375. — Welche Partei iſt in die 
Koſten zu verurteilen, wenn der Klaganſpruch während des Prozeſſes auf 
andere Weile, als durch Befriedigung des Klägers, aufgehoben wird? (§ 271 
Abi. 3 ZPO.) 53, 90. — Widerklagen gegen Widerklagen find unzu⸗ 
läſſig (§ 278). 50, 100. 

Verſäumnisurteil. Die Koſten der Zwangsvollſtreckung aus einem 
vorläufig vollſtreckbaren Verſäumnisurteil gehören nicht zu den durch Ver⸗ 
ſäumnis veranlaßten Koſten im Sinne des $ 344. 53, 81. 

Wert des Streitgegenſtandes ſiehe unter Nr. 11. 

Zeugenbeweis. Zeugnisverweigerung des Notars nach § 383 Z. 5 ZPO. 
53, 188. 

Zuſtellung. Zuſtellung des Urteils an den ſtellvertretenden Rechtsanwalt 

(8 176 BPO.). 54, 110. — Macht die Nichtbeobachtung des § 194 
Abſ. 2 HPO. die Zuſtellung ungültig? 48, 56. — Stempelabdruck 
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als Unterſchrift bei Empfangsbekenntniſſen (§ 198). 47, 345. — Weſen 
und Beweiskraft der Gegenbeſcheinigung des zuſtellenden Anwalts (§ 295 
Abi. 2). 55, 249. 

Zwangsvollſtreckung, allgem. Beſtimmungen. Urteilstenor hinſichtlich 
des Nachlaſſes der Abwendung der Zwangsvollſtreckung bei der Beurteilung 
von Geſamtſchuldnern (§ 710 3PO.). 51, 209. — Kann im Falle 
des § 847 BPO. die Klage des § 771 BRO. ſchon dann erhoben werden, 
wenn die Herausgabe der Sache an einen Gerichtsvollzieher angeordnet, 
oder muß gewartet werden, bis die Sache wirklich herausgegeben worden 
it? (Zu § 714 ZPO). 50, 204. — Rechtsbehelf des Klägers zur 
Verwertung einer vom Beklagten zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung 
geleiſteten Sicherheit (§ 715 BBO.). 51, 235. — $ 717 Abſ. 2 findet 
im Fall der Aufhebung eines Beſchluſſes, aus welchem vollſtreckt worden 
iſt, hinſichtlich der dem Schuldner erwachſenen Vollſtreckungskoſten entſprechende 
Anwendung. 51, 87. — Koſten der Zwangsvollſtreckung aus einem vor— 
läufig vollſtreckbaren Verſäumnisurteil (zu §§8 717, 788). 53, 81. — 
Steht dem zum Widerſpruch aus § 690 BRO. a. F. Berechtigten auch der Behelf 
aus § 685 BPO. a. F. zu? 47, 95. — Gegenſtand der Entſcheidung des 
Prozeßgerichts ($ 688 Abſ. 2 ZPO.). 47, 81. — Fit die Gegenſeitigkeit 
im Kanton Bern verbürgt? (88 328 Z. 5, 722, 723). 52, 247. — 
Vollſtreckungsklauſel auf Grund des $ 730. 54, 168, 169. — Kann 
dem Erben des verurteilten Schuldners, gegen den die Klage auf Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel (§ 731 BPO.) erhoben iſt, in dieſem Verfahren 
die Beſchränkung der Haftung (§ 781 BRO.) vorbehalten werden? 54, 267. 
— Vorausſetzung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der 
Ehefrau nach § 739 ZPO. 52, 236. — Quittungsleiſtung (§ 757 
BPO.). Der Schuldner kann die Herausgabe der vollitredbaren Ausfertigung 
auch dann beanſpruchen, wenn er an den Gläubiger ſelbſt Zahlung geleiſtet 
hat. 49, 60. — Vollſtreckungsbeendigung bei Pfändung mehrerer Sachen 
(§ 766). 55, 94. — Unzuläſſigkeit der Klage aus § 767 BRO. gegen: 
über der Zwangsvollſtreckung aus einer einſtweiligen Verfügung. 53, 266. 
— Vorausſetzung der Anordnung vorläufiger Vollitredbarkeit eines Ver= 
ſäumnisurteils (zu §$ 771, 847 ZPO.). 50, 205. — Der Pfändungs⸗ 
pfandgläubiger gibt dem Eigentümer der Pfandſachen genügenden Anlaß 
zur Klagerhebung, wenn er deſſen unter Bekanntgabe (wenn auch ohne 
Glaubhaftmachung) des Eigentumsanſpruchs erfolgte Aufforderung zur Frei⸗ 
gabe binnen angemeſſener Friſt nicht befolgt (§ 771 BRO). 51, 218. 
— Einſtellung einer Verwaltungsvollſtreckung (§ 771) nach Weim, Recht. 
55, 71. — Der Schuldner kann die Erſtattung der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
koſten im Wege des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens verlangen (§ 788 Abi. 2 
ZPO.). 51, 88. — Koſten der Zwangsvollſtreckung aus einem vorläufig 
vollſtreckbaren Verſäumnisurteil (zu SS 717, 788). 53, 81. — Haftung 

des Eigentümers für Immobiliarvollſtreckungskoſten ($ 794 Z. 5). 55, 95. 

Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen. Verpflichtung 
des Schuldners zur Leiſtung des Offenbarungseides (§ 807 ZPO.). 51, 219. 

Zwangsvollſtreckung in körperliche Sachen. Pfändung nur zum 
Teil unentbehrlicher Halmfrüchte (§ 715 a. F.). 47, 88. — Anwendung 
des § 811 Z. 5 auf Bauunternehmer. 48, 54. 

Blätter für Rechtspflege LV. N. F. XXX. II 
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Zwangsvollſtreckung in Forderungen. Befugnis der Rudolſtädter 
Gerichtsſportelkaſſen zur Beitreibung von Gerichtskoſten (§ 828 BPO.). 
52, 116. — Pfändung des Verſteigerungserlöſes (§ 829 ZPO.). 54, 65. 
Pfändung einer Hypothekenforderung und Ueberweiſung derſelben zur Ein⸗ 
ziehung (§ 835). 49, 268. — Fortlaufende Einkünfte, die ein Schuldner 
auf Grund der Fürjorge und Freigebigkeit eines Dritten bezieht (§ 850 
Abſ. 1 Z. 3 ZO.) 52, 99. — Leidet die Vorſchrift des § 850 3. 3 
BRO. auch auf ein Kapital Anwendung, das an Stelle fortlaufender 
Einkünfte getreten iſt? 55, 184. — Ein vorübergehender Nebenverdienſt 
fällt nicht unter § 850 BPO. 51, 241. — Die in § 850 Abſ. 4 
ZPO. ſtatuierte Ausnahme von der in § 850 Abſ. 1 vorgeſchriebenen 
Unpfändbarkeit erſtreckt ſich nicht auf die Koſten des von dem unehelichen 
Kind wegen Gewährung von Unterhaltungsbeiträgen geführten Prozeſſes. 
51, 74. — Kann der Anſpruch eines Unteroffiziers auf eine fog. Dienſtprämie 
zugunſten ſeines außerebelichen Kindes gepfändet werden? (§ 850). 50, 98. 

Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. Un⸗ 
pfändbarkeit von Zubehör des Fabrikgrundſtücks (§ 865 Abſ. 2). 53, 96. 
— Durch Hypothekeneintrag nach Weim. Recht (§ 866 Abſ. 1). 52, 209. 

Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe von 
Sachen. Durch welche der in den SS 887— 890 beſtimmten Maßregeln find 
die Verpflichtungen des Grundſtückseigentümers gegen den Grunddienſtbarkeits⸗ 
berechtigten in Vollzug zu ſetzen? 52, 243, — Wegen Nichterfüllung. 
der Verpflichtung zur Rechnungslegung (§ 888). 47, 340. 


7. Konkursrecht und Anfechtungsrecht. 


Konkursrecht. Die Gefahr einer mehrfachen Dividendenzahlung auf ein 
und dieſelbe Konkursforderung. 53, 253. — Der Anſpruch auf die Ver⸗ 
ſicherungsſumme im Konkurſe des Verſicherten. 55, 188. Der Konkurs⸗ 
verwalter iſt, ſoweit ſeine Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis nach 
8 6 KO. reicht, Rechtsnachfolger des Gemeinſchuldners. 50, 289. — 
Zum Begriff der Zahlungseinſtellung (§ 30 KO.). 48, 270. — Wert 
des Streitgegenſtandes bei Anfechtung einer auf Grundbeſitz des Gemein— 
ſchuldners eingetragenen Hypothek durch den Konkursverwalter nad § 23 
RO. a. F. 49, 61. — Handelsagenten genießen für ihre Proviſions⸗ 
forderungen nicht das Konkursvorrecht des § 61 Ziff. 1 KO. 50, 288. — 
Anwendung des § 63, 4 KO. auf Intereſſentenbeiträge zu Eiſenbahnkoſten. 
50, 201. — Mit welchem Zeitpunkte tritt der Befalub über die Eröffnung 
des Konkursverfahrens in Wirkſamkeit? (§ 100 KO.). 48, 348, — 
Anwendung des § 148 KO. auf gegen den Konkursverwalter gerichtete 
Anfechtungsanſprüche. 50, 203. — Rechte der Erben ($ 225 KO.). 52, 89. 

Anfechtungsrecht. Anſechtung des mit einem Minderjährigen geſchloſſenen 
Vertrags auf Grund des § 3 Nr. 1 des Anfechtungsgeſetzes. 47, 257. 


8. Landeszivilrecht. 
a) Großherzogtum S.-Weimar. 
Beglaubigung. Ueber Unterſchriftsbeglaubigung des Gerichtsſchreibers 
nach Weim. Recht. 47, 202. 
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Eigentum. Ueber das natürliche Eigentum und ſeine Bedeutung im Parti⸗ 
kularrecht des Großherzogtums S.⸗Weimar. 54, 242. — Wirkung des Auf⸗ 
rufs vom Jahre 1902, Geſetz v. 12. / 3. 02. 54, 266. 

Eigentumsübergang. Die Beſtätigung des Eigentumsübergangs nach 
Weim. Recht. 52, 1, 161. 

Eigentumsübertragung. Zum Weim. Geſetz v. 20./3. 1833 betr. 
das Verfahren bei Uebertragung des Eigentums an Immobilien. 51, 25. 

Erbſchaftszeugniſſe nach Weim. Landesrecht. 48, 78. 

Geſinde. Sit der § 42 der Weim. Geſindeordnung v. 11./10. 1899 
im Einklang mit dem Reichsrecht? 47, 193; 48, 1; 49, 164. 

Hypothekeneintragung. Zur Frage der Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen durch Hypothekeneintragung im Großherzogtum 
S.⸗Weimar. 52, 209. 

Pfandrecht. Beiträge zur Praxis in Unterpfandſachen auf der Grundlage 
des Geſetzes v. 6./5. 1839. 50, 195, 248. — Pfandrechtstitel des 
§ 27 ff. 53, 9. — Vorausſetzung der Pfandklage. 53, 200. 

Rechtshilfe in Grundbuchſachen zwiſchen Weim. und Mein. Gerichten. 
55, 67. 

Verletzung der Amtspflicht. Haftet der Fiskus auch Nichtſtaatsan⸗ 
gehörigen (§ 91 des Weim AG. z. BGB.) 54, 197. 

Verwaltungsvollſtreckung. Die zur Einſtellung einer Verwaltungs⸗ 
zwangsvollſtreckung zuſtändige Behörde nach Weim. Recht. 55, 71. 

Vormerkung. Berechtigt Vormerkung ohne definitiven Hypothekeneintrag 
zur Erhebung der Pfandklage? (Weim. Recht) 53, 200. 

Vormundſchaft. Die vormundſchaftliche Genehmigung einſeitiger Rechts⸗ 
geſchäfte nach der Weim. Verordnung v. 11./5. 03. 50, 199. — Bes 
endigung der Vormundſchaft. 53, 161. 

Zwangserziehung. Beendigung der Vormundſchaft durch Unterbringung 
des Mündels in einer Zwangsanſtalt nach Weim. Recht. 53, 161. 


b) Herzogtum S.⸗ Meiningen. 

Bauordnung. Begriff des Tiefbrunnens im Sinne der Bauordnung v. 
24./1. 1896. 52, 104. 

Ehegüterrecht. Oertliches und zeitliches Anwendungsgebiet des Mein. 
und Coburg. Ehegüterrechtsgeſetzes. 49, 167, 236. 

Grundbuchrecht. Folgen der Verſäumung der Anmeldung einer Mitbe⸗ 
lehnſchaft bei Anlegung des Grundbuchs. Einwand der Mangelhaftigkeit 
des Anlegungsverfahrens. Einwand der Argliſt. 47, 382. 

Kindererziehung. Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde in Angelegenheiten 
der religiöſen Erziehung. 54, 35. — Die religiöſe Erziehung der Kinder 
nach den Geſetzen der Thür. Staaten unter beſonderer Berückſichtigung des 
Mein. Rechts. 54, 81. 

Koſtenfeſtſetzung in Grundbuchſachen. Zur Auslegung des § 87 
Abſ. 1 des Gerichtskoſtengeſetzes v. 22/12. 1899. 49, 54. — Berück⸗ 
ſichtigung eines Apothekerprivilegiums bei Berechnung der gerichtlichen 
Uebereignungskoſten nach 88 25 Nr. 1 des Gerichtskoſtengeſetzes vom 
22./12. 1899. Maßgeblichkeit der Preisangabe in dem bezüglichen Kauf: 
vertrage und bei der Uebereignung. 49, 257. 

Il 
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Rechtsgeſchäfte. Macht § 62 der Gemeindeordnung v. 16./3. 1897 
die privatrechtliche Wirkſamkeit von Rechtsgeſchäften von Genehmigung der 
Auſſichtsbehörde abhängig. 48, 13. 

Rechtshilfe zwiſchen mein. und preuß. Gerichten in Grundbuchſachen. 
54, 62. — Desgl. mit weim. Gerichten. 55, 67. 

Rechtsweg. Zuläſſigkeit des Rechtswegs gegen Eigentumsſtörungen durch 
kirchliche Verrichtungen. 53, 87. 


c) Herzogtum S.⸗ Altenburg. 


Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen. 49, 182. 

Condictio indebiti ͤ aus einem zwiſchen dem Staat und einem Schul⸗ 
lehrerſemenariſten beſtehenden Regulativ. 51, 223. 

Eheordnung. Zur Auslegung der SS 208 ff. der Eheordnung v. 13./5. 
1837. 47, 197. 

Erbſchaftsſteuer. Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für Feſtſtellung des 
Umfangs der Erbſchaftsſteuerpflicht. 51, 292. 

Gebührenberechnung für Eintrag des Einzelkaufmanns als Eigentümer 
im Grundbuch nach § 52 der Koſtenordnung v. 24./12. 1899. 49, 177. 

Rechtsweg. Dem Erſtattungsanſpruch des Staates aus dem Lehrvertrag 
zwiſchen dem Staat und dem Schullehrerſeminariſten ſteht in S.-Altenburg 
der Rechtsweg offen. 51, 223. — Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für Feſt⸗ 
ſtellung des Umfangs der Erbſchaftsſteuerpflicht. 51, 292. 

Regulativ für das Schullehrerſeminar v. 3./4. 1858 und 14./4. 1899; 
Wirkung der Aenderung desſelben auf den Erſtattungsanſpruch aus demſelben. 
51, 223. 

Stempelſteuer. Inwieweit unterliegen ausländiſche Urkunden der Stempel- 
pflicht? Geſetz v. 24./ 12. 1899. 54, 36. 

Unterhaltungsaufwand auf Grund des öffentlichen Rechtes nach § 103 
des AG. z. BGB. 52, 250. 

Vorm undſchaft. Erfordernis der Zuſtimmung des Zuſtandsvormundes 
des Ehemanns zu Veräußerungsverträgen der Ehefrau. 47, 131. — 

Gehören Beläge über die vormundſchaftliche Verwaltung zu den Vormund⸗ 
ſchaftsakten? 47, 184. 


d) Herzogtum S.⸗Coburg und Gotha. 


1. Gemeiuſchaftliche Geſetze ꝛc. 
Armenſachen. 50, 52. 
Ablöſungsſachen. 50, 53. 
Baupolizeiſachen. 50, 48. 
Beamtenrecht. 50, 192. 
Bergſachen. 50, 49. 
De lege ferend a zu den Gerichtskoſtengeſetzen. 51, 213, 288. 
Eheſachen. Die Zuſtändigkeit des Landgerichts Gotha in der Eheſcheidungs⸗ 
ſache des Prinzen Philipp von S.⸗Cob. u. Gotha gegen ſeine Gemahlin, 
die Frau Prinzeſſin Luiſe. 53, 170. 
Einkommenſteuergeſetzgebung. 50, 71. 
Feldpolizeiſachen. 50, 47. 
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Finanzverwaltung. 50, 61. — Einzelne Zweige der Finanzverwaltung. 
50, 69: 

Fiſchereiſachen. 50, 38. 

Forſtpolizeiſachen. 50, 47. 

Gemeindeabgaben 50. 73. 

Jagdſachen. 50, 41. 

Kirchen⸗ und Schulverwaltung. 50, 175. 

Koſtenrechnung bei Grundſtücksverkäufen nach § 48 des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes v. 13./12. 1899. 49, 175. 

Koſten der Beſchwerde in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
50, 120. 

Landesherrliche Familie, Gerichtsſtand in Eheſachen 53, 170. — 
Feſtſtellungen des Hausbegriffs. 53, 175. 

Rechtsweg. Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs in einen 50,1; 
inbeſondere auf dem Gebiete der Wegepolizei. 50, 24: auf dem Gebiete 
des Waſſerrechts. 50, 32; in Fiſchereiſachen. 50, 38; in Jagdſachen. 50, 
41, in Feld: und Forſtpolizeiſachen. 50, 47; in Baupolizeiſachen. 50, 48; 
in Bergſachen. 50, 49; in Armenſachen. 50, 52; in Ablöſungs- und Zu⸗ 
ſammenlegungsſachen. 50, 53; im Oberauſſichtsrecht. 50, 55; in der 
Finanzverwaltung. 50, 61; in Steuerſachen. 50, 71; Sporteln. 50, 77; 
Kirchen⸗ und Schulverwaltung. 50, 175; Beamtenrecht. 50, 192. 

Sportelſachen. 50, 77. 

Staatsſteuergeſetzgebung. 50, 71. 

Stundengebühr in § 89 des Gerichtskoſtengeſetzes v. 13./12. 1899. 
53, 282. 

Verletzung der Amtspflicht. Haſtet der Fiskus auch Nichtſtaatsan⸗ 
gehörigen? (Art. 18 § 3 des AG. z. BGB.). 54, 197. 

Verwaltungsgerichtshof. Entſcheidungen über Stimmzählung bei 
Gemeindewahlen. 55, 139. — Fragepflicht der Steuereinſchätzungsbehörde. 
55, 142. — Kein Recht auf Erlaß von Polizeiverfügung. 55, 143. 

Verwaltungsrecht. Verfügungen auf dem Gebiete der inneren Ver⸗ 
waltung, inbeſondere polizeiliche Verfügungen. 50, 5. 

Waſſerſachen. Rechte am Waſſer. 50, 32. — Benutzung des Waſſers 
zu beſonderen Zwecken. 50, 35. — Schutz gegen das Waſſer. 50, 35. — 
Waſſergenoſſenſchaften. 50, 36. — Waſſerleitungen. 50, 37. 

Wegepolizeiſachen. 50, 24. 

Wertabgabe. Objekt für die Wertabgabe bei Auflaſſungen auf Grund 
von Kauf⸗ und Gutsüberlaſſungsverträgen. 53, 122. 

Zuſammenlegungsſachen. 50, 53. — Auflaſſung von Trennſtücken 
eines erſt durch denſelben Vertrag gebildeten Einheitsgrundſtücks. 50, 126. 

Zwangserziehung. Weitere Beſchwerde in Zwangserziehungsſachen nach 
den Goth. Geſetzen v. 23/10. und 20./11. 1899. 54, 127. — Be: 
ſchwerderecht des Gemeindevorſtandes in Zwangserziehungsſachen nach 
Art. 49, § 4 des Cob.⸗Goth AG. z. BGB. 54, 127. 


2. Coburger Geſetze ꝛc. 


Erbſchaftsabgaben nach § 40 des Cob. Geſetzes vom 22.12. 1908. 
53, 168. 
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Kompetenzkonflikte. Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für Streitigkeiten 
über öffentl. Abgaben. 55, 48. 

Schenkungsabgaben nach § 40 des Geſetzes v. 22./12. 1903. 53, 

168. 
3. Gothaiſche Geſetze. 

Casimiriana. Findet die Caſimirianiſche Kirchenordnung auf das 
Kirchenſtuhlrecht in den katholiſchen Kirchen des Herzogtums S.⸗Gotha An⸗ 
wendung? 54, 289. 

Enteignung. 50, 18. — Berichtigung des Grundbuchs nach der Enteignung 
nach § 33 des Goth. Enteignungsgeſetzes v. 31./5. 1884. 53, 208. 

Fiſchereirechte. Müſſen Fiſchereirechte im Grundbuch eingetragen werden? 
50, 207. 

Grundbuch. Berichtigung des Grundbuchs nach Enteignung. 53, 208. 
Kirchenſtuhlrecht in katholiſchen Kirchen. 54, 289, 
Kollateralgeldſachen. 50, 74. 

Nachlaßſteuer. 50, 74. 

Oberaufſichtsrecht. 50, 55. 
Stempelſteuerſachen. 50, 76. 


e) Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 


Altariſtenamt. Rechtlicher Charakter des niederen Kirchenamtes. 52, 118. 

Geſindevertragsbruch nach der Geſindeordnung vom 28./2, 1900. 
53, 219. 

Hypothek. Löſchung der Hypothek eines mit jur. Perſönlichkeit nicht aus⸗ 
geſtatteten Vereins. 51, 237. — Beglaubigung der Unterſchrift behufs 
Uebertragung einer Hypothek. 51, 240. 

Koſtenbeitreibung nach der Exekutionsordnung vom 10./6. 1854. 
52, 114. 

Jagdrecht. Vorausſetzungen für die Selbſtausübung des Jagdrechtes nach 
den Landesgeſetzen v. 4./12, 1848 und 3./ 10. 1849. — Jagdbezirk — 
Gutgläubiger Erwerber des Jagdrechts — Betreten fremden Jagdgebiets. 
53, 215. 

Straßenanlieger. Wer hat als Straßenanlieger zu gelten, wenn das 
im Bebauungsplan als Vorgarten ausgewieſene Areal dem Eigentümer des 
hinterliegenden, auf der Baufluchtlinie errichteten Hauſes nur zum Teil ge⸗ 
hört? 50, 274. 

Straßenbaukoſten. Ungültigkeit einer Beſtimmung des Ortsſtatuts über 
Anlegung und Unterhaltung der Straßen. 47, 93. 


f) Fürſtentum Reuß j. L. 
Familienfideikommiſſe. Koſten für Beaufſichtigung von Familienfidei⸗ 
kommiſſen (§ 125 Gerichtskoſtengeſetzes). 51, 116. 
Gerichtskoſtengeſetz. Gebühr für Eintragung (88 79, 81) einer 
Aktiengeſellſchaft, deren Hauptniederlaſſung außerhalb des Fürſtentums ihren 
Sitz hat, in das Handelsregiſter einer im Fürſtentum errichteten Zweig⸗ 
niederlaſſung. 52, 82. 
Koſtenpflicht für Willenserklärungen gegenüber dem Nachlaßgericht. Zu § 53 
des Gerichtskoſtengeſetzes. 51, 128. 
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Rechtshilfe in Grundbuchſachen. 52, 238. 

Zwangsvollſtreckung. Zu § 19 des AG. v. 10./8. 1899 zu dem 
RG. über die Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit v. 17./5. 1898. 
51, 120. 


g) Herzogtum Anhalt. 

Apothekerprivilegium. Rechtliche Natur eines Apothekerprivilegiums. 
Mobile oder imobile. 47, 355. 

Eheliches Güterrecht. Jetziges eheliches Güterrecht einer vor 1900 ohne 
beſondere vertragsmäßige Regelung geſchloſſenen Ehe, deren Sitz vor In⸗ 
krafttreten des BGB. nach Sachſen verlegt worden iſt und dort fort⸗ 
beſteht. 51, 301. 

Erbrecht der Brautkinder. 49, 260. 

Haftpflicht. Haftung für einen durch Tiere verurſachten Schaden (Sachſen⸗ 
ſpiegel) nach Anhalt. 47, 254. 

Kirchbauſteuern. Klage auf Rückzahlung irrtümlich gezahlter Kirchbauſteuern. 
47, 250. 

Pfarrhausbauſteuern. Klage auf Rückzahlung irrtümlich gezahlter 
Pfarrhausbauſteuern. 47, 250. 

Rechtsweg. Zuläſſigkeit des Rechtsweges für die Klage auf Rückzahlung 
irrtümlich gezahlter Kirch- und Pfarrhausbauſteuern. 47, 250. 

Sterbekaſſe. Erwerb der Mitgliedſchaft der Dienerſterbekaſſe nach dem 
Statut v. 80/11. 1853. 48, 98. 

Stempel. Immobiliarſtempel oder Mobiliarſtempel bei Verkauf eines Apotheken⸗ 
privilegiums. 47, 355. 

Verlöbnis. Rechtsgültigkeit eines Verlöbniſſes. 49, 260. 


h) Kurheſſiſches Recht. 
Wechſelrecht. Die Fähigkeit der Ehefrau, ſich wechſelrechtlich zu verpflichten, 
nach dem früheren Kurheſſiſchen Recht. 50, 201. 
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Arzneimittel. Zu § 367 3. 3 StGB. und der Kaiſerl. Verordnung 
vom 27./1. 1890 (Ueberlafjen von Arzneien an andere ohne polizeiliche 
Erlaubnis). 47, 119. 

Automobile ſind im Großherzogtum S.⸗Weimar nicht chauſſeegeldpflichtig. 
51, 295. 

Bahnhofsreſtaurateure. Unterſtehen fie der Beſtimmung des § 15a 
Gewerbeordnung? 53, 191. — Unterfallen fie der Strafvorſchrift des 
§ 365 Abſ. 2 StGB. über die Polizeiſtunde nach Mein. Recht? 53, 
194; desgl. nach Altenb. Recht? 54, 115. 

Bahnpolizeibeamte. Vorausſetzungen, unter denen preuß. Eiſenbahn⸗ 
beamte in Meiningen die Rechte der Bahnpolizeibeamten erlangen. Staats⸗ 
vertrag zwiſchen Meiningen und Preußen vom 27./5. 1895 Art. 3. 

54, 139. 

Beleidigung. Begriff der Beleidigung (§ 185 StGB.). 52, 102, 103. 
— Wahrheitsbeweis im Falle des § 185 StGB. 52, 264. — Beleidigungs⸗ 
abſicht in einem gebrauchten Ausdruck (Schnauze) nach § 185 StGB. 55, 
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257. — Alternative Feſtſtellung bei Beleidigung (§§ 185, 186 StGB.). 
54, 27. — Unterſchied zwischen Form und Inhalt der beleidigenden Aeußerung 
(88 185 ff. StGB.). 54, 188. — Mitteilung fremder Berichte ruf 
gefährdenden Inhalts (§ 186). 55, 205. — Flugblatt beleidigenden 
Inhalts über Bäckereibetriebe (SS 186, 188). 55, 209. — Vorſätzlich⸗ 
keit der Beleidigung (§ 186 StGB.). 53, 107. — Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen (§ 193 StGB.). 53, 190. — Desgl. bei Mit 
teilungen der Tagespreſſe. 53, 276. — Mangelt dem Urteile, wenn 
für eine beleidigende Aeußerung der Schutz des § 193 begehrt wird, eine 
ausdrückliche Feſtſtellung dahingehend, ob die Aeußerung zur Ausführung oder 
zur Verteidigung von Rechten oder Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
gemacht worden iſt, auch wenn im übrigen der Schutz nicht gewährt werden 
kann, ſo iſt dies Reviſionsgrund. 50, 133. — Beleidigende Form einzelner 
Teile eines Briefes. „Spott“, „Ironie“. 55, 64. — Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen, auch durch leichtfertige Behauptungen (§ 193 StGB.). 
54, 27. — Desgl. bei Mitteilungen eines Mitglieds des Aufſichtsrats an den 
Vorſitzenden ($ 193 StGB). 54, 187. — Verallgemeinerung beleidigender 
Aeußerungsformen (Ironie) im Falle des § 193 StGB. 55, 64. — 

Boykotterklärung. Intereſſenwahrnehmung durch Boykotterklärung un⸗ 
berechtigt (§ 193). 55, 209. 

Diebſtahl und Unterſchlagung. Zu § 246 des StGB. in Vers 
bindung mit §88 119, 121, 142, 143 des BGB. 50, 214. — Beſitz 
und Gewahrjam im Sinne der SS 242, 246 im Verhältnis zu dem 
Beſitzbegriff des 8 857 BGB. 50, 220. — Zueignung bei der Unter⸗ 
ſchlagung (88 246, 247 StGB.). 54, 29. 

Geheimmittel. Anpreiſung von Geheimmitteln nach den Reuß ä. L. 
Verordnungen vom 3./7. reſp. 21./12. 1903. 54, 60, 209. 

Diſtanzvergehen. Ort der Begehung. 55, 64. 

Einkommenſteuer. Verſchweigung von Einkommen in einer freiwilligen 
Steuererklärung als Vergehen gegen § 88 des Weim. Einkommenſteuergeſetzes 
vom 2./6. 1897. 54, 296. 

Feuerlöſchweſen. Iſt die Strafbeſtimmung in § 15. Abſ. 2 der Herzogl. 
S.⸗Goth. Miniſterialverordnung vom 6./3. 66 disziplinarer oder krimineller 
Natur? 47, 350. 

Fleiſchpreisverzeichniſſe. Ungültigkeit der Polizeiverordnung betr. den 
Aushang von Preisverzeichniſſen. (Gera, Reuß j. L.). 55, 124. 

Fortbildungsſchule. Pflicht der Gewerbetreibenden, ihre Lehrlinge 
zum Beſuche der Fortbildungsſchule anzuhalten (Eiſenacher Ortsſtatut vom 
19./8. 97 und GO. § 120). 53, 115. — Pflicht des Vaters feinen 
als Lehrling beſchäftigten Sohn zum Beſuch der Fortbildungsſchule anzu⸗ 
halten (§ 127 GO.). 55, 259. 

Geheimmittel. Ankündigung von Geheimmitteln (Voltakreuz oder die 
Voltauhr) nach der Cob. Verordnung vom 26./9. 1895. 47, 111. 
Gift. Strafbarkeit der Auslegung von Gift zur Vertilgung von Raubzeug 

nach Mein. Recht. 49, 194. 

Geſindeord nung. Geſindevertragsbruch im Sinne der Rudolſtädter Gee 
ſindeordnung vom 28./2. 1900 und fein Verhältnis zum StGB. und BGB. 
53, 219. 
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Gewerbebetrieb im Umherziehen. Zu §8 44, 44a, 55, 148 3.5 
und 7 der GO., ſowie § 2 3. 1 des Fürſtl. Reuß ä. L. Geſetzes vom 
17./6. 1878. 47, 114. — Die Beſtrafung von Ausländern, die im 
Herzogtum S.⸗Altenburg das Gewerbe im Umherziehen mit ſolchen Gegen⸗ 
ſtänden betreiben, deren Betrieb im Umherziehen für Angehörige S.-Alten- 
burgs der Gewerbeſteuerpflicht nicht unterliegt. 48, 7. — Hinterziehung 
der Steuer aus dem Gewerbebetrieb im Umherziehen; Strafbarkeit nach 
Altenburger Geſetzgebung. 49, 182. — An Sonn⸗ und Feſttagen (§ 55a 
SD.) 49, 78. — Tanzunterricht im Umherziehen ein Wandergewerbe 
(§ 55 Go.). 54, 180. — Wandergewerbetrieb und Gewerbeſteuer⸗ 
hinterziehung (SS 44, 55 GO., § 7 des Altenb. Geſetzes vom 13./3. 1902, 
§ 59 StGB.). 54, 31. 

Gewerbeordnung. Begriff des Unterrichtsweſens nach 88 6, 85 GO. 
54, 180. — Unterſtehen die Bahnhofsreſtaurateure der Beſtimmung des 
§ 15a GO.? 53, 191. — Begriff des Kleinhandels mit Brannt⸗ 
wein (§ 33 GO.). 48 110. — Oeffentliche Plätze und andere öffent⸗ 
liche Orte (zu § 33b). 50, 293. — Perſonen, welche die Waren 
produzieren (§ 44 GO.). 52, 105. — Begriff der vorgängigen aus: 
drücklichen Aufforderung (8 44 Abſ. 3). 49, 78. — Zum Begriff des 
„Anbietens gewerblicher Leiſtungen“ im Sinne des § 55 Z. 2 der GO. 
51, 108. — Fahrläſſigkeit in der Beſchäftigung über die zugelaſſene Zeit 
hinaus (SS 105b, 2464 GO.), 54, 186. — Ruhezeit der Gehilfen, 
die nicht nur Detailverkäufer find (8 1390 GO.). 54, 192. — In 
Holland approbierter Zahnarzt (SS 29, 147 3. 3 GO.). 53, 108. — 
Pflicht der Gewerbetreibenden, ihre Lehrlinge zum Beſuche der Fortbildungs⸗ 
ſchule anzuhalten (SS 120 a. F. und Novelle vom 26./7. 1897). 53, 
115, — Desgl. Pflicht des Vaters nach S 127 GO. 55, 259. — 
Ein mit einzelnen Aufſichtsbefugniſſen ausgeſtatteter Angeſtellter (Ober⸗ 
kellner) des Wirtes iſt aus § 151 GO. in Verbindung mit § 365 
Abſ. 2 StGB. ſtrafbar, ſelbſt wenn ihm die generelle Aufſicht über den 
Gaſtwirtsbetrieb nicht oblag. 54, 284. — Ungültigkeit einer Polizei⸗ 
verordnung (Greiz), welche die Beſchäftigung von Schulkindern beſchränkt. 
47, 123. — Gültigkeit der Reuß ä. L. Verordnung vom 3./7. und 
21./12. 1903 betr. das Verbot der öffentlichen Ankündigung von Ge⸗ 
heimmitteln und ihr Verhältnis zu S 6 Abſ. 1 der GO. 54, 209, — 
Das Ortsſtatut der Stadt Zeulenroda vom 22./2. 1902 Meldeweſen betr. 
ſteht mit den §§ 11, 41 der GO. in Widerſpruch. 55, 73. — Taxen. 
Ungültigkeit der Polizeiverordnung betr. den Aushang von Preisverzeich⸗ 
niſſen (Gera). 55, 124. 

Gewerbeſteuer. Irrtum über das Strafgeſetz bei der Gewerbeſteuer⸗ 
kontravention (§ 59 StGB.). 54, 180. — Gewerbeſteuerhinterziehung 
im Wandergewerbebetrieb (§§ 44, 55 GO., § 7 des Altenb. Geſetzes 
vom 13./3. 1902, § 59 StGB.). 54, 31. 

Grund geſetz. Zur Auslegung des 201 des Altenb. Grundgeſetzes vom 
29./4. 1831 gegenüber dem Polizeiverordnungsrecht. 54, 122. 

Impfzwang. Iſt zu wiederholter Befreiung von Impfung impfärztliches 

Zeugnis nötig? Zu § 14, 12 Abſ. 2 des Impfgeſetzes und § 20 
der Reuß j. L. Ausführungsverordnung hierzu vom 9. / 1. 1900. 54, 133. 
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Jagdrecht. Iſt die Herrenloſigkeit des jagdbaren Tieres Vorausſetzung 
des Jagdvergehens? (§ 292 StGB.). 55, 213. — Gubjeltiver Tat- 
beſtand der Uebertretung des § 368 3. 10 StGB., insbeſondere fahrläſſiges 
Zuwiderhandeln. 53, 215. — Ausübung der Jagd ſeitens des Grund⸗ 
ſtückseigentümers in feinem Hausgarten. Zu Art. 2 3. 1 des Mein. 
Jagdgeſetzes vom 29./4. 1887. 47, 206. — Treibjagd im Sinne des 
Reuß j. L. Jagdgeſetzes vom 7./4. 1897. 55, 136. 

Kinderarbeit. Zur Auslegung der SS 23 und 24 des Reichsgeſetzes 
betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben vom 30./3. 1903. 52, 258, — 
Verhältnis des § 5 zu § 8 des Reichsgeſetzes vom 30.3. 1903. 53, 278. 

Körperverletzung. Schließt Beſtrafung wegen Polizeiübertretung ſpätere 
Beitrafung wegen mit der Uebertretung zuſammenhängender fahrläſſiger 
Körperverletzung aus? (8 230 StGB.). 47, 146. 

Kontraktbruch. Rechtsgültigkeit des Anhaltiſchen Geſetzes vom 16.4. 1899 
über den Kontraktbruch landwirtſchaftlicher Arbeiter. 47, 359; 50, 127. 

Kranken verſicherung. Verjährung der die Uebertretung der Anmelde⸗ 
pflicht des Arbeitgebers betreffenden Vorſchriften (88 49, 75, 81 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes vom 10./4. 1892), 49, 81. 

Kuhmilch. Polizeiverordnung für die Stadt Altenburg vom 1./8. 1889, 
betr. den Verkehr mit Kuhmilch. 54, 211. 

Lotterie. Dolus bei Lotterievergehen nach Altenburger Geſetz vom 9./7. 1897. 
52, 265. — Zuläſſigkeit der Regelung des Lotterieſpiels durch die Reuß j. L. 
Miniſterialverordnung vom 5./9. 1889. 54, 205. 

Meldepflicht. Rechtsgültigkeit der Polizeiverordnungen Weim. Gemeinde⸗ 
vorſtände über die An⸗ und Abmeldung der Einwohner. 54, 47. 

Motorräder find Fahrräder im Sinne der Weim. Verordnung vom 9.10. 
1896. 54, 44. 

Nahrungsmittelgeſetz vom 14./5. 1879. Zu § 10 3. 1. 49, 84. 
— Der Zuſatz von Präſerveſalz „Nadal“ zur Wurſt iſt Nahrungsmittel⸗ 
verfälſchung. 54. 287. 

Oeffentliche Plätze — andere öffentliche Orte. Zur Auslegung des 
§ 33b GO. 50, 298. 

Polizeiſtunde. Gültigkeit einer Altenb. Ortspolizeiverordnung vom 23./6. 
1906 über die Einführung einer Polizeiſtunde gegenüber den 88 33, 
41 der GO. 54, 122. — Unterfallen die Bahnhofsreſtaurateure der 
Strafvorſchrift des § 365 Abſ. 2 StGB. über die Polizeiſtunde nach 
Mein. Recht? 53, 194; desgl. nach Altenb. Recht. 54, 115. 

Preißelbeeren. Verbot des vorzeitigen Einſammelns von Preißelbeeren 
nach Schwarzb.⸗Rudolſtädtiſchem Recht. 51, 297. 

Preßgeſetz. Verjährung der Strafverfolgung nach § 22 des Reichspreß⸗ 
geſetzes vom 7./5. 1874. 53, 196. 

Sammlungen freiwilliger Gaben bei Gelegenheit öffentlicher Verſammlungen 
bedürfen der behördlichen Genehmigung. Reuß j. L. Verordnung vom 
30./1. 1904. 54, 137. 

Schlachtviehverſicherung. Wem liegt die Anmeldung zur Schlacht⸗ 
viehverſicherung in Reuß j. L. ob? 53, 285. 

Schonzeit des Wildes. Zu § 3 des Großherzogl. S.⸗Weim. Geſetzes 

über die Schonzeit des Wildes vom 19./4. 1876. 50, 118. 
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Sonntagsfeier. Ueberleitung des Fürſtlich Reuß j. L. Geſetzes vom 
25./5. 1878, betr. die Feier der Sonntage uſw. 54, 304. 

Sozialdemokratie. Polizeiliche Beſchränkungen auf Grund von § 24 
des Reichsgeſetzes vom 21/10. 1878, betr. die Befugnis zur Verbreitung 
von Druckſchriften uſw. können nicht in das Handelsregiſter eingetragen 
werden. 47, 141. — Rechtsfragen zu den Verboten ſozialdemokratiſcher 
Verſammlungen nach Weim. Recht. 48, 239. 

Steuerhinterziehung nach Art. 62 Z. 1 b des Rudolſtädtiſchen Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes vom 31./5. 1902. 53, 286. — Tatbeſtand der 
Steuerhinterziehung nach § 42 des Kommunanlagenſtatuts der Stadt Greiz 
vom 2.11. 1867. 55, 217. Siehe auch Wechſelſtempelſteuer. 

Strafausſchließung. Die Bedeutung des § 228 BGB. für das Straf⸗ 
recht (§ 54 StGB.). 52, 205. — Kann die Entſcheidung, daß ein 
jugendlicher Angeklagter die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche 
Einſicht nicht beſeſſen habe, nur vom erkennenden Gericht getroffen werden? 
(S 56 StGB.). 53, 197. — Irriger Glaube an das Vorliegen eines 
auszuführenden Rechts oder berechtigten Intereſſes betrifft das Strafgeſetz 
und ijt nach § 59 StGB. zurechenbar. 53, 190. — Irrtum über das 
Weſen des Lotterieunternehmens (§ 59 StGB.). 54, 205. — Verhältnis 
des ſubjektiven Tatbeſtandes des § 88 des Weim, Einkommenſteuergeſetzes 
(zu § 59 des StGB.). 54, 296. 

Strafbarer Eigennutz. Verbot der im Fürſtentum Reuß j. L. nicht 
ausdrücklich erlaubten Lotterieunternehmungen (SS 284 —286 StGB.). 
54, 205. 

Strafen. Berechnung einer nach Monaten erkannten Freiheitsſtrafe bei 
Unterbrechung der Vollſtreckung (§ 19 StGB.). 47, 128. 

Straßenreinigung. Verpflichtung zur Straßenreinigung der Straßen⸗ 
anlieger trotz Böſchung (§ 21 Z. 1 des Mein. Ausſchreibens vom 3.12. 
1903, § 366 Z. 10 StGB. und § 74 Abſ. 1 der Mein. Straßen- 
polizeiordnung vom 31./5, 1880). 54, 198. 

Tänze. Oeffentliche Tanzbeluſtigungen im Sinne des Mein. Ausſchreibeus 
vom 29.7. 1854. 48, 95; 51, 228. — Ungültigkeit des Mein. Tanz: 
ausſchreibens. 50, 78. — Oeffentliche Tänze nach der Reuß j. L. Miniſterial⸗ 
verordnung vom 1.|6. 1894. 55, 133. 

Uebertretungen. Ruheſtörender Lärm nach § 360 Z. 11 StGB. 
50, 113. — Tierquälerei. Zu § 360 Z. 13. 55, 119. — Verbot 
der im Fürſtentum Reuß j. L. nicht ausdrücklich erlaubten Lotterieunter⸗ 
nehmungen (§ 360 Z. 14 StGB.). 54, 205. — Sit es mit den 
Beſtimmungen des § 361 3. 6 StGB. vereinbar, wenn mit Bezug auf 
die der polizeilichen Aufſicht unterſtellten Weibsperſonen der Betrieb der 
gewerbsmäßigen Unzucht als ſolcher unter Strafe geſtellt wird? 54, 282. 
— Auch für Mitglieder einer „geſchloſſenen“ Geſellſchaft gilt, wenn ſie 
ſich in Räumen aufhalten, die dem allgemeinen Gäſteverkehr der betr. 
Schankwirtſchaft zugänglich find, § 365 Abſ. 1 StGB. 54, 284. 
Unterfallen die Bahnhofsreſtaurateure der Strafvorſchrift des S 365 Abſ. 2 
StGB. über die Polizeiſtunde? 53, 194; 54, 139. — Ungültigkeit landes⸗ 
rechtl. Strafandrohungen fiir einen auch im Reichsrecht unter Strafe ge⸗ 
ſtellten Tatbeſtand (§ 365 Abſ. 2 StGB.). 54, 122. — Motorräder 
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find Fahrräder (zu § 366 3. 2 StGB.). 54, 47. — Verpflichtung 
zur Straßenreinigung der Straßenanlieger (§ 366 3. 10 StGB.). 54, 
198. — Polizeiverbot gegen das Anbieten von Wohnungen auf der Straße 
auf Grund des § 366 3. 10 StGB. 54, 202. — Verkauf verfälſchter 
Buttermilch (§ 367 Z. 7 StGB.). 54, 211. — Wie verhält ſich die 
Strafbeſtimmung des § 15 Abſ. 2 der Herzogl. S.⸗Goth. Miniſterial⸗ 
verordnung vom 6./3. 1866, die Regelung des Feuerlöſchweſens betr., zu 
§ 368 3. 8 des StGB7 47, 350. — Subljektiver Tatbeſtand der 
Uebertretung des § 368 Z. 10 StGB., insbeſondere fahrläſſiges Zu⸗ 
widerhandeln. 53, 215. 

Unlauterer Wettbewerb. Unlautere Reklame nach § 4 des Geſetzes 
vom 27./5. 1896. 47, 248. — Geheimnisſchutz nach 88 9, 10. 
51, 96. 

Unterſchlagung. Kundgebung des Aneignungswillens durch Beſitz⸗ 
ableugnung und durch Vermiſchung. 53, 273. — Begriff der rechts⸗ 
widrigen Zueignung. 53, 273. — Zueignung bei der Unterſchlagung 
(§ 246 StGB.). 54, 29. 

Urkundenfälſchung. Strafanzeige zu Protokoll eines S.⸗Mein. Ober⸗ 
förſters unter falſchem Namen über unwahre Tatſachen kein Vergehen gegen 
8 271 StGB. 50, 132. 

Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche Ordnung. Widerrechtliches 
Eindringen und unbefugtes Verweilen im Sinne des § 123 StGB. 47, 
127, 349. 

Vereinsweſen. it nach dem Anhalt. Vereinsgeſetz vom 6./12. 1850 
die Teilnahme minderjähriger Perſonen an politiſchen Verſammlungen 
ſtrafbar? 47, 356. — Zu Art. 3 der Altenb. Verordnung vom 1./8, 1855. 
49, 71. — Zu dem Fürſtl. Reuß j. L. Landesgeſetze vom 5.7. 1852, 
betr. das Vereins- und Verſammlungsrecht. 50, 111. 

Verſammlungsrecht. Rechtsfragen zu den Verboten ſozialdemokratiſcher 
Verſammlungen nach Weim. Recht. 48, 239. — Zu §§ 1, 7 der 
Altenb. Verordnung vom 28.) 1. 1888. 49, 71; 54, 50. 

Verjährung der Straſverfolgung nach $ 68 StGB. 53, 196. 

Verſuch. Subjektive Theorie des Verſuchs (§ 43 ff.). 55, 180. 

Vertragsbruch. Bedingter Strafantrag nach dem Anhalt. Geſetz 
Nr. 1036 § 1 betr. den Vertragsbruch in landwirtſchaftlichen Arbeits⸗ 
verhältniſſen. 47, 359. 50, 127. 

Vogelſchutz. Verbotenes Aufſtellen von Vogelfangvorrichtungen im Herzogt. 
S.⸗Mein. 53, 210. 

Warenautomat auf dem Eiſenbahnhof (zu §§ 6, 44a, 10 5b, 146a GO.). 
50, 217. 

Wechſelſtempelſteuer. Hinterziehung der Wechſelſtempelſteuer und Ver⸗ 
wendung bereits gebrauchter Stempelmarken (§ 276 StGB.). 55, 211. 

Widerſtand gegen die Staatsgewalt. Im Falle des § 114 des 
StGB. muß die Drohung auch objektiv geeignet fein, von dem Bedrohten 
als Uebel empfunden zu werden. 51, 110. 

Wohnungsangebot auf der Straße. Polizeiverordnung des Landrats⸗ 
amts Waltershauſen (vom 9./5. 1898, § 28 3. 2 des Goth. Organi: 
ſationsgeſetzes vom 1 1.6. 1858 und § 366 3. 10 StGB.). 54, 202. 
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Zahnarzt. In Holland approbierter Zahnarzt (GO. §8 29, 147, 3). 
53, 108. 

Züchtigungs recht des Ortsſchulinſpektors im Herzogt. S.⸗Altenb. 53, 211. 

Zueignung. Begriff der rechtswidrigen Zueignung. 53, 273. 


10. Strafprozeß. 

Abolitionsrecht. Ueber das landesherrliche (Coburgiſche) Abolitionsrecht. 
47, 211. 

Ausſchließung von Gerichtsperſonen (§ 24 StPO.). 47, 241. 

Auslieferungsrecht. Einwand der Verjährung des Auslieferungsdelikts 
im ausliefernden Staate ſowie des Mangels des nach deſſen Rechte erforder⸗ 
lichen Strafantrags. Extradition volontaire. 50, 301. 

Berufung. Zur Berufungsfrage in Strafſachen. 47, 9. 

Beſchwerde. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde im Rechtshilfeverfahren in 
Disziplinſachen (8 352 StPO.). 47. 245, 349. — Unzuläſſigkeit 
der Beſchwerde gegen die nach der Eröffnung des Hauptverfahrens ge⸗ 
troffene Anordnung, daß der Angeklagte zur Vorbereitung eines Gutachtens 
über ſeinen Geiſteszuſtand in einer Irrenanſtalt beobachtet werde (SS 81, 
347 StPO.). 53, 281. 

Hauptverhandlung. Zu § 229 StPO. 41, 74. — Feſtſtellung im 
Berufungsurteile (§ 266 StPO.). 54, 29. — Zuläſſigkeit von Verwei⸗ 
jungen in einem Berufungsurteil der Strafkammer (S 266 St? O.). 
54, 190. — Erforderniſſe eines freiſprechenden Urteils (§ 266 StPO.). 
52, 263. 55, 258. 

Hauptverfahren vor den Schwurgerichten. Zu § 278 StPO. 49, 
74. — Iſt bei Bejahung der Nebenfrage nach mildernden Umſtänden, 
ſalls dieſelbe durch teilweiſe Verneinung der Hauptfrage gegenſtandslos 
geworden, das Berichtigungsverfahren erforderlich? (§ 309 Std.). 
48, 108. 

Koſten des Verfahrens (§ 503 Abſ. 3 StPO.). 47, 242. — Welches 
Gericht hat über die Koſten der Verteidigung bei Zurücknahme der Reviſion 
zu entſcheiden? S 505 Satz 2 StPO. 54, 126. 

Militärſtrafgerichtsordnung. Rechtshilfeleiſtung eines S.-Meining⸗ 
iſchen Zivilgerichts auf Erſuchen in einem militärischen ehrengerichtlichen Ber: 
fahren. 50, 299. 

Oeffentliche Klage. Subſtantiierungspflicht nach § 170 Abſ. 2 StPO. 
53, 113. — Iſt der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zuläſſig, wenn 
die Staatsanwaltſchaft die Erhebung der öffentlichen Klage wegen mangeln⸗ 
den öffentl. Intereſſes abgelehnt hat? (§ 416 StPO.). 53, 114. 

Reform des Strafprozeſſes. 51, 161. — (Schwurgerichte 161, 
Schöffengerichte 172, Berufung 257, öffentliche Klage, Verteidigung, Vor: 
verfahren. Eröffnungsbeſchluß 269, Wiederaufnahme des Verfahren. 52, 16. 

Reviſion. Zuſtändigkeit zur Rev iſionsentſcheidung über ein als zweitinſtanz— 
liches erlaſſenes, nach ſeinem Inhalte erſtinſtanzliches Urteil (§S 369 Ab}. 3 
StPO.). 47, 122. — Zuläſſigkeit der Reviſion vor ordnungsmäßiger 
Verkündung des Urteils (§ 381 StPO.). 47, 247. — Einlegung und 
Rechtfertigung der Reviſion vor Zuſtellung des Urteils an den Angeklagten, 
wenn die Verkündung in deſſen Abweſenheit erfolgt war (88 381, 385 
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StPO.). 52, 264. — Umfang der Nachprüfung bei materiellrechtlichen 
Reviſionsrügen (§ 384 StPO.). 54, 296. — Aufhebung des be 
rufungs gerichtlichen Urteils (§ 393 StPO.). 54, 27. — Ungültigkeit einer 
an Gewerbetreibende erlaſſenen Polizeiverordnung (Greiz), welche die gewerbliche 
Beſchaftigung von Schulkindern mit Rückſicht auf die Unterrichts ſtunden be 
ſchränkt (§ 394 StPO.). 47, 123. 

Strafverfahren nach vorangegangener polizeilicher Strafverfügung. 
Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche Anordnungen und Ver: 
ordnungen nach Rudolſtädter Geſetzgebung (8 453 SPD.) 48, 86. — 
Das Leugnen im Strafverfahren als Grund der Verdachts-⸗ und Straf⸗ 
verſchärfung. 49, 145. 

Strafumwandlung. Unzuläffigleit der Strafumwandlung einer unbei⸗ 
bringlichen Geldſtrafe in Haftſtrafe durch die Polizeibehörde nach dem 
Weim. Geſetz über die polizeiliche Strafgeſetzgebung vom 12./4. 1879. 
53, 294. 

Strafvollſtreckung. Zu §§ 481—495 StPO. 51, 186. — Zu 
ſtändigkeit für die nach § 494 Abſ. 3 StPO. zu erteilende Entſcheidung. 
47, 383. 

Verfahren in erſter Inſtanz. Stellung des Richters gegenüber Be⸗ 
hörden im Falle des § 163. 55, 120. 

Vergleich. Wirkung des Vergleiches in Beleidigungsſachen. 52, 110. 

Wiederaufnahmeverfahren. Zuſtellung des vom Gericht nach § 4 
Abſ. 2 des RG. v. 20./5. 1898 gefaßten Beſchluſſes an die freige⸗ 
ſprochene Perſon. 49, 254. — Muß bei einem neuen Vorbringen in 
der Beſchwerdeinſtanz des Wiederaufnahmeverfahrens die Formvorſchrift des 
§ 406 StPO. gewahrt werden? 55, 65. — Iſt nach Anordnung der 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens die Weitervollſtreckung des früheren 
Strafurteils zuläſſig? (§ 410 StPO.) 48, 275. 

Zeugniszwangs verfahren in Gemäßheit des § 69 StPO. 47, 245. 


11. Koſten (Gebührenordnung, Gerichtskoſten). 


a) In Zivilſachen. 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte. § 3 Gebd. ſetzt eine Solidar⸗ 
verpflichtung der mehreren Auftraggeber nur ihrem gemeinſchaftlichen Rechts⸗ 
anwalte gegenüber feſt. 47, 106. — Erſtattung der Reiſekoſten eines 
Rechtsanwalts, der zur Abwartung mehrerer in verſchiedenen Prozeßſachen 
an demſelben Tag anſtehender Termine für verſchiedene Auftraggeber an 
den Terminsort gereiſt ijt, ſeitens der unterlegenen Prozeßgegner (§ 3 GebO.). 
51, 90. — Verhandlungsgebühr bei Klaglosſtellung im Verhandlungstermine 
(S 18). 47, 108. — Beweisgebühr des § 13 Abſ. 4 der GebO. 47, 
104, 105 — bei einem vor erſuchtem Richter abgehaltenen Eidesleiſtungs⸗ 
termine. 47, 339 — bei Vortrag aus Akten oder Briefen. 47, 339, 
— Gebühr im Falle der Auferlegung eines Eides durch Beweisbeſchluß 
(8 13 Z. 4 GebO.). 51, 74. — Für den bloßen Antrag auf Vertagung 
der mündlichen Verhandlung ſteht dem Rechtsanwalt die Verhandlungsgebühr 
weder nach § 16 noch nach § 23 RAG O. zu. 53, 86. — Weitere Ver⸗ 
handlungsgebühr nach § 17 Gebo. 47, 108, — Anwaltsgebühren im. 
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Koſtenfeſtſetzungsverfahren (§ 23 Z. 4 GebO.). 51, 105. — Für die Stellung 
des Antrags auf Rückforderung einer behufs vorläufiger Vollſtreckbarkeit 
geleiſteten Sicherheit können Anwaltsgebühren nicht berechnet werden (§ 24 
GebO.). 51, 69. — Anwaltskoſten bei Minderung des Klaganſpruchs 
und Abſtandnahme vom Urkundenprozeß (§ 28 G.). 47, 231. — 
Berechnung der Schreibgebühren nach § 76 GebO. 47, 109. — Desgl. für 
Abſchriſt der Klagurkunden und Klagurſchrift. 47, 110. — Inkaſſogebühren 
des § 78 der Gebo. 47, 108. 

Gebührenordnung für Gerichts vollzieher. Die Natur der Zahlungs- 
anweifung, die das Prozeßgericht bezüglich der Auslagen des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers zu treffen hat (§ 21 GebO. f. GV. und § 110 der Altenb. Ge: 
ſchäftsanweiſung von 21./12. 1899). 54, 294. 

Gebühren der Rechtsagenten. 51, 241. 

Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. Ent: 
ſchädigung der als Sachverſtändige in einer Strafſache vor Gericht ver- 
nommenen öffentlichen Beamten (§ 3 GebO. f. Z. und S.). 48, 380. 

Gerichtskoſten. Wenn eine Klage in erſter Inſtanz abgewieſen worden 
iſt, weil die prozeßunfähige Klagpartei die von Amts wegen erforderte 
Legitimation ihres geſetzlichen Vertreters nicht beſchafft hat, ſo iſt für das 
die klägeriſche Berufung beim Nichterſcheinen der Berufungsklägerin zurück⸗ 
weiſende Verſäumnißurteil die volle Gebühr nach $ 18 Z. 3 und § 49 
GKG. zu erheben. 48, 82. 

Koſtenfeſſetzung. Ein zweites Berufungsverfahren in derſelben Sache 
bildet mit dem erſten Berufungsverfahren nicht eine Inſtanz (§ 31 KGG.). 
47, 87. — Die weitere Beſchwerde kann eine bisher von keiner Partei 
bemängelte Rechnungspoſt angreifen. 47, 108. 

Prozeßkoſten. Arreſtkoſten (§ 87 a. F.). 47, 347. — Koſtenerſtattungs⸗ 
pflicht bei Einklagung eines Anſpruches in verſchiedenen Klagen ($ 87 a. 
F.). 47, 88. — Erſtattungsfähigkeit von Anwaltsgebühren im Mahn— 
verfahren (S 87 Abſ. 2 a. F.). 47, 92. — Welche Partei iſt koſten⸗ 
pflichtig, wenn Kläger erklärt, daß ſich die Sache erledigt habe? 50, 96. 
— Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes im Eheſcheidungsprozeß (8 91). 
47, 235. — Koſtenerſtattung bei Anwaltswechſel (§ 91 Abſ. 2 S. 2). 
55, 203. — Der im ECheprozeß vom Ehemann der Ehefrau geleiſtete 
Koſtenvorſchuß gehört nicht zu den im Koſtenfeſtſetzungsverfahren zu berück⸗ 
ſichtigenden Prozeßkoſten (58 91, 104 ZPO.) 53, 85. — Erſtattung 
der Reiſekoſten eines Rechtsanwalts, der zur Abwartung mehrerer in ver⸗ 
ſchiedenen Prozeßſachen an demſelben Tag anſtehender Termine für verſchiedene 
Auftraggeber an den Terminsort gereiſt iſt, ſeitens der unterlegenen Prozeß⸗ 
gegner (§ 91 3PO.). 51, 90. — Wen treffen die Koſten, wenn der 
Erbe den Anſpruch auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel ſofort anerkennt 
(§ 91 BPO.). 54, 271. — Im Falle des § 91 Abſ. 2 BPO. a. F. 
iſt bei Beantwortung der Frage, ob eine Zuvielforderung vorliege und ob 
dieſelbe verhältnismäßig gering ſei, der geforderte Geſamtbetrag in Betracht 
zu ziehen. 48, 81. — Koſtenvorſchuß im Eheprozeß nach §§ 91, 104 
ZPO. 53, 85. — Auferlegung der geſamten Prozeßkoſten bei Ber: 
urteilung in eine Vertragsſtrafe wegen Bruchs des Konkurrenzverbots 
($ 92 Abſ. 2 BBO.). 53, 186. — Steht es einer ſofortigen Anerkennung 
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des klägeriſchen Anſpruchs gleich, wenn der Beklagte Verſäumnisurteil über ſich 
ergehen läßt und in dem auf ſeinen Einſpruch anberaumten Termine nur 
eine Aufhebung des Verſämnisurteils im Koſtenpunkte beantragt (§ 93 
ZPO.). 48, 271. — Koſtenpflicht bei Klagen auf Freigabe gepfändeter 
Gegenſtände (§ 93 3 O.). 51, 71. — Desgl. wenn die Freigabe 
binnen angemeſſener rift nicht erfolgt (§ 93 ZPO.). 51, 218. — 
Sofortiges Anerkenntnis des Beklagten im Sinne des § 93 ZRO., wenn 
der Beklagte Vertagung des erſten Verhandlungstermins erwirkt hat. 52, 92. 
— Zur Auslegung des § 99 Abſ. 2 BRO. 53, 92. — Vorausſetzung 
für den Erlaß eines Anerkenntnisurteils und für die Anwendung des 
§ 99 Abſ. 2 BRO. 48, 49. — Unzuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde 
($ 99 Abi. 3). 47, 348. — Der Einfluß des Beſtehens einer Streitge⸗ 
noſſenſchaft auf die Pflicht zur Tragung und Erſtattung der Prozeßkoſten. 
48, 359; 49, 1. — Verpflichtung nicht bevollmächtigter Vertreter zur 
Tragung der Prozeßkoſten (§ 100 Abi. 2 ZPO.) 54, 12. — Ber: 
pflichtung des Anwalts die durch unrichtige Beſcheinigung verurſachten 
Koſten zu tragen ($ 102) 55, 249. — Kann der Anwalt einer Partei 
die Prozeßgebühr beanſpruchen, wenn er nur nach der rechtskräftigen Er⸗ 
ledigung des Rechtsſtreits in dem ſich anſchließenden Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahren tätig geweſen ijt? (§§ 104 — 106 ZPO.) 51, 105. 

Vergleichsgebühr. Bemeſſung der Vergleichsgebühr bezüglich nicht im 
Prozeß befangner Rechtsverhältniſſe. 47, 84. 

Verſäumnisurteil. Die Koſten der Zwangsvollſtreckung aus einem vor: 
läufig vollſtreckbaren Verſäumnisurteil (§ 344 BPO.) gehören nicht zu 
den durch die Verſäumnis veranlaßten Koſten im Sinne dieſes Paragraphen. 
53, 81. 


Wert des Streitgegenſtandes bei der Klage auf Feſtſtellung des Fort: — 


beſtandes eines Feuerverſicherungsvertrags (§ 3 ZPO.). 52, 245. — Streit⸗ 
wert bei Klage auf Ausſchließung eines Handelsgeſellſchafters und Widerklage 
auf Auflöſung der Geſellſchaft (§ 11 GG. und § 10 GebO. f. RA.). 48, 
52. — Einfluß der Minderung des Klaganſpruchs vor der Klagzuſtellung 
auf die Gerichtszuſtändigkeit. 47, 103. —- Anwaltskoſten bei Minderung 
des Klaganſpruchs und Abſtandnahme vom Urkundenprozeß. 47, 231. 
— Berechnung der Prozeßgebühr nach dem Wert der zur Zeit der Ver⸗ 
tretungsübernahme beanſpruchten Leiſtung. 47, 338. — Streitwert bei 
Berufungsbeſchränkung. 55, 98. — Wert des Streitgegenſtandes im 
Falle des § 717 Abſ. 2 ZPO. 53, 267. — Streitwert des Anſpruchs 
auf Herausgabe einer Wechſelunterſchrift. 50, 206. 
Zwangsvollſtreckung. Die Koſten der Zwangsvollſtreckung aus einem 
vorläufig vollſtreckbaren Verſäumnisurteil gehören nicht zu den durch Ver⸗ 
ſäumnis veranlaßten Koſten im Sinne des § 344 ZPO. 53, 81. 


| b) In Strafſachen. 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Strafſachen. Zu §§ 64, 89. 
49, 74. — Koſten in Privatklagſachen (§ 75 GebO.). 52, 114. 

Gerichtskoſten. Auferlegung einer Strafgebühr auf Grund von § 48 
des GKG. 49, 53. 

Koften des Verfahrens. Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Strafſachen 


Vi 
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(§ 496 Abi. 2 StPO.). 52, 110. — Ueber die Koſtenpflicht des 
Nebenklägers (§ 505 StPO.). 52, 107. — Tragung der Koſten der 
Verteidigung bei Zurücknahme der Revifion (§ 505 S. 2 StPO.). 54, 126. 

Koſtenfeſtſetzung. Vergleichsweiſe Koſtenübernahme in Privatklagſa pen 
durch Minderjährige. 47, 129. — Vorverfahren im Sinne der GebO. in 
Privatklagſachen. 47, 130. — Koſten des Verfahrens im Sinne des 
§ 503 Abſ. 3 StPO. 47, 242. 

Vergleichsgebühr. Iſt für die Mitwirkung bei einem zur Beilegung 
einer Privatklageſache abgeſchloſſenen Vergleiche eine beſondere Vergleichs⸗ 
gebühr begründet? 47, 126. 

Zeugengebühren. Unwahre Angabe des Zeugen bei Begründung der 
Gebühr für Zeitverſäumnis. 55, 130. 


12. Landesgeſetze. 
Weimar. 


Aufruf zur Beſeitigung des Vorbehalts der beſſeren Rechte jedes Dritten an 
Grundſtücken. Geſetz v. 12./3. 1902. 54, 266. 

Ausführungsgeſetz z. BGB. v. 5./4. 1899 Art. 91. 54, 197. 

Chauſſeegeldtarif v. 28./10. 1874 und Nachtrag v. 21./3. 1883. 
51, 295, 

Eigentumserwerbsgeſetz v. 20./4. 1833 § 1. 54, 245. 

Fahrräder. Verordnung v. 9./10. 1896 §§ 9, 16. 54, 44. 

Fortbildungsſchulen. Eiſenacher Ortsſtatut v. 19/.8. 1897. 53, 115. 

Freiw. Gerichtsbarkeit, AG. v. 12./4. 1899 Art. 6, 48. 47, 202. 

Geſindeordnung v. 11/10. 1899 § 42. 47, 193; 48, 1; 49, 164. 

Grundbeſitzver änderungen. Ortsſtatut der Stadt Apolda über Cre 
hebung von Abgaben bei Grundbeſitzveränderungen. V. 8./2. 1906. 
55, 71. 

Immobilien. Geſetz, betr. Uebertragung des Eigentums an Immobilien 
v. 20./3. 1833. 51, 25. 

Motorwagen. BO, v. 18./2. 1900. 54, 44. 

Namensſchilder. BO. v. 27./7. 1898 SS 1, 5. 53, 191. 

Pfandgeſetz v. 6./5. 1839 88 21, 27, 63, 216, 227, 240. 50, 197; 
8 63. 50, 259; 88 64, 65. 50, 265; 8 340. 50, 267; § 27ff. 
53, 9; §§ 57, 62, 68, 68, 97, 241. 53, 200; 88 130, 135. 
54, 245. 

Polizeiverordnung des Gemeindevorſtandes in Auma v. 18./4. 1898 
§ 4. 54, 47. 

Schonzeit des Wildes. Geſetz v. 19./4. 1876 §§ 1,5. 50, 118. 

Strafandrohung der Polizeibehörden. Geſetz v. 7. / 1. 1854. 48, 239. 

Vormundſchaft. Unterweiſung für Vormünder ꝛc. v. 2./1. 1900 § 31. 
53, 161, — BO., die vormundſchaftliche Genehmigung einſeitiger Rechts⸗ 
geichäfte betr. v. 11./6. 1903. 50, 198, 

Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. Geſetz v. 6./12. 
1899 88 3, 5. 52, 210. 


Meiningen. 
Bauordnung v. 24./1. 1896 § 33. 52, 104. 
Blätter für Rechtspflege LV. N. F. XXXV. III 
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Ehegüter recht. Geſetz v. 10./8. 1899 über das Chegiiterredht SS 1, 39. 
49, 167; 88 2, 3. 49, 241. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit. Geſetz v. 15./8. 1899 Art. 15. 54, 36. 

Gemeindeordnung v. 16./3. 1897 Art. 62. 48, 13. 

Gerichtskoſtengeſetz v. 22./12. 1899 § 25 Ziff. 1. 49, 258; 
§ 87 Abi. 1. 49, 54, 258. 

Grundgeſetz v. 28./8. 1829 und v. 9./3. 1896. 51, 39. 

Jagdgeſetz v. 29./4. 1887 Art. 2. 47, 206; Art. 15, 19, 24. 
49, 194. 

Kirchengemeindeordnung v. 4./1. 1876 §§ 26, 34. 53, 89. 

Kompetenzverhältniſſe. BO, v. 16./6. 1829. 53, 87. 

Obere Landesſtellen. Edikt v. 21./1. 1829. 53, 88. 

Raubzeug. Verbot des Hinlegens von Fleiſch vergifteter Tiere zur Ver⸗ 
tilgung von Raubzeug. BM. v. 19./3. 1855. 49, 194. 

Rechtshilfe. Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Meiningen v. 1./5. 
1859 Art. 1, 48. 54, 62. — Desgl. v. 27./5. 1895 Art. 3 Ziff. 1, 
2, 8. 54, 142. 

Schonzeit des Wildes. Ausſchreiben v. 11./1. 1875. 49, 194. 

Straßen polizeiordnung für Sonneberg v. 19./1. 1880 § 42. 47, 146. 

Tänze. Ausſchreiben v. 29./7. 1854. 48, 95; desgl. v. 12./ 12. 1900. 
50, 79; 51, 228. 

Vogelſchutz. Ausſchreiben v. 14/11. 1878 §§ 2, 8. 53, 210. 

Waffengebrauch. Geſetz über den Waffengebrauch des Militärs v. 20.8. 
1837 und Bekanntmachung dazu v. 14./6. 1850. 50, 300. 


Altenburg. 

Ausführungsgeſetz z. BGB. (8 108). 52, 250. 

Eheordnung v. 12./5. 1837 §§ 137 ff. 47, 131; § 208 ff. 47, 197. 

Einkommenſteuergeſetz v. 24./4. 1896 § 50. 49, 182. 

Gewerbebetrieb im Umherziehen. Geſetz v. 18.3. 1878 § 1. 48, 7; 
und VO. v. 14./3. 1878 § 1. 48, 7; 49, 182; desgl. Geſetz v. 13./. 
1902 § 7. 54, 31. | 

Grundgeſetz v. 29/4. 1831 § 201. 54, 122. 

Koftenordnung v. 24./12. 1899 § 52. 49, 177. 

Lotterien. Geſetz betr. das Spiel in auswärtigen Lotterien v. 9.|7. 1897 
(8 2). 52, 265. 

Polizeiſtunde. BO. v. 7./5. 1906. 54, 115, 122, 

Polizeiverordnung der Stadt Altenburg v. 23.6. 1906 §§ 1, 2. 
54, 122. 

Schulgemeindeordnung v. 8/2. 1877 SS 8, 13. 53, 212. 

Schullehrerſeminar. Regulativ v. 3./4. 1858 und Novelle dazu v. 
14.4. 1899. 51, 223. 

Stempelſteuer. Geſetz v. 24/12, 1899 § 1. 50, 36. 

Verſammlungsrecht. VO. v. 28./1. 1888 §§ 1, 7. 49, 71; 
88 1, 4, 7. 54, 50. 

Vereinsweſen. BO. v. 1./3. 1855 Art. 3. 49, 71. 

Volksſchulgeſetz v. 12.2. 1889 § 17. 53, 211. 

Vormundſchaftsordnung v. 31/9, 1785 §§ 24, 26. 47, 184. 
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Zwangsvollſtreckung in Geldleiſtungen v. 12/5. 1899 §§ 1, 14, 
51, 293. 

Coburg. 

Caſimira niſche Kirchenordnung von 1625. 54, 289. 

Geheimmittel DO. v. 26./9. 1895. 47, 111. 

Oeffentliche Abgaben. Ortsſtatut der Gemeinde Neuſes v. 5.2. 1904. 
55, 48. 
| Gotha, 

Feuerlöſchweſen. MBO. v. 16./3. 1866 § 15 Abſ. 2. 47, 350. — 
Fiſchordnung v. 18./7. 1866. 50, 208. — Landesordnung Tit. 46 
Teil 2 Kap. 3. 50, 208. — Waſſergeſetz v. 12./4. 1859 § 22. 
50, 208. 

Coburg⸗-Gotha. 


Ausführungsgeſetz z. BGB. v. 20./11. 1899 Art. 18 § 3. 54, 
197; Art. 42 88 1, 28. 49, 167; Art. 49 § 4. 54, 130. — 
Aenderungen des AG. z. GVG. v. 23./10. 1899. 54, 127. 

Enteignungsgeſetz v. 31/5. 1884 § 33. 53, 208. 

Erbſchaftsabgabe. Geſetz v. 22./12. 1903 § 4. 53, 168. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit. Geſetz v. 23./10. 1899 Art. 14. 
54, 130. | 

Fürſorgengeſetz. Novelle v. 2.7. 1900 §§ 3, 4. 54, 130. 

Gerichtskoſtengeſetz v. 13./12. 1899 § 48. 49, 175; 51, 213; 
§ 89. 53, 282. 

Hausgeſetz v. 1/3. 1855 88 82, 83, 85, 114, 116. 58, 170. 

Koſtentarif für Grundbuchſachen v. 1./8. 1877, 1./1. 1900. 51, 218. 

Staatsgrundgeſetz v. 13./5. 1852 § 140. 47, 211; 53, 170. 

Wertabgabegeſetz v. 1/3, 1877 §§ 2, 4, 5. 53, 122. 


Rudolſtadt. 


Ein kommenſteuergeſetz v. 31./5. 1902 Art. 62. 53, 282. 

Exe kutionsordnung v. 10/6. 1854 (§§ 1, 76— 93). 52, 115. 

Gemeindeordnung v. 9./6. 1876 Art. 13. 47, 93; Art. 130, 151. 
52, 118. 

Geſindeordnung v. 28./2. 1900 §§ 25, 41. 53, 219. 

Hypotheken. Geſetz betr. die Verbeſſerung des Hypothekenweſens v. 6./6. 
1856. 51, 288, 240. 

Jagdgeſetz v. 4./12. 1848 u. 3./10. 1849. 53, 215. 

Preißelbeeren. MBO. v. 7./7. betr. das Sammeln von Preißelbeeren. 
51, 297. 

Sparkaſſen⸗ und Rechnungsweſen betr. MBO. v. 10./12. 1852 
(8 9). 52, 115. 

Strafandrohung der Polizeibehörde. Geſetz v. 6.12. 1892 § 1. 
48, 86. f 
Straffeſtſetzung und Strafandrohung. Geſetz v. 28./3. 1879 § 1. 

48, 86. : 
Straßenbauſtatut v. 20/5. 1889 § 15. 47, 93. 
Verwaltungsbehörden. Organiſation der Verwb. v. 1./5. 1858 

8 27 Ziff. 7. 48, 86. 
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Zwangsverwaltungsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen 
Geſetz v. 29./6. 1883 (88 1, 2, 5, 6). 52, 115, 119. 


Reuß à. L. 

Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen. Geſetz v. 17./6. 1878 
82. 47, 115. 

Geheimmittel. BVO. v. 3./7. und reſp. 21/12. 1903 88 2, 4. 
54, 60. 

Kommunanlagenſtatut der Stadt Greiz v. 2./11. 1867 (§ 42). 
55, 217. 

Lehrlingsweſen. Vorſchriften zu Regelung des Lehrlingsweſens im Be⸗ 
zirke der Handelskammer zu Greiz v. 25/1. 02. 55, 259. 

Meldeweſen. Ortsſtatut der Stadt Zeulenroda, das polizeiliche Meldeweſen 
betr. v. 22./2. 1901. 55, 73. 


Reuß. j. L. 

Ausführungsgeſetz v. 10./8. 1899 zum Geſetz betr. Angelegenheiten 
der freiw. Gerichtsbarkeit. 51, 121. 

Civilſtaatsdienſtgeſetz v. 9./ 10. 1891 8 61. 47, 245. 

Depoſitalordnung v. 31/12. 1883 § 14. 49, 191. 

Gerichtskoſtengeſetz v. 10./8. 1899 § 53. 51, 128; SS 77, 81. 
52, 82. 

Hinterlegungsordnung v. 10./8. 1899 §§ 19, 32 ff. 49, 193, 

Jagdgeſetz v. 7./4. 1897. 55, 136. 

Impfgeſetz. Ausführungsverordnung v. 9./1. 1900 zum Impfgeſetz, § 20. 
54, 133. 

Oeffentliche Sammlungen. BO. v 30./1. 1904 § 1b. 54, 138, 

Rechtshilfe in Grundbuchſachen. AG. z. § 3 FGG. 52, 238. 

Schlachtviehverſicherung. Geſetz v. 12.3. 1903. 53, 282. 

Tänze. MO,, die Veranſtaltung von Tänzen betr. v. 1./6. 1894. 
55, 133. 

Vereins- und Verſammlungsrecht. Geſetz v. 5./7. 1852, SS 2, 
16. 50, 111. 

Anhalt. 

Gerichtsverfaſſung ſeit 1848. 52, 46. 

Gewerbeſteuer. Geſetz Nr. 209 betr. Entrichtung der Gewerbeſteuer für 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen ($ 2). 51, 109. 

Kirchen⸗ und Synodalordnung v. 6./2. 1875 und vom 28.2. 
1875. 47, 250. 

Kontraktbruch landwirtſchaftlicher Arbeiter. Geſetz v. 16./4. 1899. 47, 
359; 50, 127. 

Parochiallaſten. Geſetz v. 21./2. 1873. 47, 251. 

Revidierte Erläuterungen zu Tit. V VI und VIII der Anhalt. Landes⸗ 
ordnung. 49, 263. 

Statuten der Sterbekaſſe für die Herzoglichen Diener des Herzogtums v. 
30.011. 1853. 48, 98. 

Stempelgeſetz v. 1. /7. 1897. 47, 355. 

Steuer- und Abgabereſte. Geſetz v. 30/4. 1866. 47, 251. 
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Vereinsgeſetz v. 26./12. 1850 88 10, 18, 47, 366. 
Volksſchulweſen. Geſetz v. 21./2. 1873. 47, 252. 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte. Geſetz v. 27./3. 1888. 47, 258. 


Verzeichnis der Einſender. 

a) Abhandlungen und Entſcheidungen. 
Agricola, Reichsgerichtsrat a. D., Lebensbild für Vollert. 48, 454. 
Bleichrodt, Landgerichtsrat in Rudolſtadt. Aus der Rechtſprechung des 

Landgerichts Rudolſtadt. 51, 235 — 242; 52, 114 — 122; 53, 124. 

Blomeyer, Senatspräſident in Jena. Entſcheidungen aus dem I. Zivil: 
ſenat. 47, 77—94, 227—233, 332 — 345; 48, 46—58, 267 —272, 
371—376; 49, 53 —59, 172— 176, 244 - 253; 50, 88 —101, 
201 — 209, 274 - 287; 51, 67 — 75. — Nachruf für Exzellenz v. Brüger 
52, I— XXIV. 

Börngen, Oberlandesgerichtsrat, ſpäter Senatspräſident in Jena. Rechts⸗ 
fragen zu den Verboten ſozialdemokratiſcher Verſammlungen. 49, 239 — 266. 
— Entſcheidungen aus dem III. Zivilſenat. 51, 223 — 228; 52, 90— 101, 
247 — 258; 53, 96 — 107. — Entſcheidungen aus dem Strafſenat 51, 
228 — 235, 295 — 301; 52, 102 — 114, 259 — 268; 53, 107 — 118. 

Brodführer, Gerichtsaſſeſſor in Rudolſtadt Die Pflichten des Schiffs— 
eigentümers aus dem in einem öffentlichen Fluſſe erfolgten Untergang ſeines 
Schiffes. 55, 1— 48. 

Brückner, Reichsgerichtsrat in Leipzig. Nachruf für den Reichsgerichtsrat 
a. D. Dr. Agricola, F 22./7. 1901. 48, 353 — 358. 

v. Brüger, Wirklicher Geheimer Rat, Oberlandesgerichtspräſident in Jena. 
Entſcheidungen aus dem Straſſenat. 47, 111— 122, 211— 249; 48, 
86 —94, 275— 278, 380— 385; 49, 71—81, 182—190, 254 — 257; 
50, 111— 115, 214 220, 293 —300; 51, 92—97. — Aus dem 
Fe rienſenat 47, 122 — 126, 349 —354; 49, 81—86. 

Du Ohesne, Landrichter in Leipzig. Iſt der Grundſchuldner, dem der 
Zuſchlag erteilt iſt, von neuem als Eigentümer einzutragen? 54, 63. 
Franke, Oberlandesgerichtsrat a. D. in Hannover. Aufrechnung gegen 
Lohnforderung. 48, 1—3; 50, 241 — 247. — Auch nach dem BGB. 
kann niemand fein eigenes Kind an Kindes Statt annehmen. 48, 17— 24. 
— Zur Lehre vom Parteieid. 48, 225 — 238. — Zu 88 832, 839 BGB. 
49, 162— 163. — Das eigenhändige Teſtament. 50, 161—174; 
54, 234. — Zur Lehre von den Beſtandteilen. 53, 1—9. — Pfändung 

und vorbehaltenes Eigentum. 54, 72 —3 10. 

Fürbringer, Landgerichtsdirektor in Eiſenach. Abänderungsbedürftigkeit 
des S 82 b des Krankenverſicherungsgeſetzes. 55, 81—93. 

Göckel, Referendar und Gerichtsaſſeſſor in Meiningen, ſpäter Amtsrichter in 
Steinach und Camburg. Oeffentliche Tanzbeluſtigungen. 48, 95— 97. 
— Der Einfluß des Beſtehens einer Streitgenoſſenſchaft auf die Pflicht 
zur Tragung und Erſtattung der Prozeßkoſten. 48, 359 - 370; 49, 
1—52, — Aus der Meiningiſchen Gerichtspraxis. 50, 130 — 135, 
220 — 221; 51, 110— 111. — Das Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗ 
Meiningen. 51, 39—67, 189-209, 283 — 288; 52, 60—80, 
215— 2384; 53, 31. — Aus amtsgerichtlicher Praxis. 54, 62. 
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Golde, Referendar in Jena. Zur Auslegung der 88 276, 278 BOB, 
53, 21— 30. 

Gräſel, Juſtizrat in Gera. Aus amtsgerichtlicher Praxis. 51, 111—133, 
304—807; 52, 122—129; 53, 126—134, 224— 231. 

Graf, Landgerichtsrat in Meiningen. Aus der Praxis des Landgerichts 
Meiningen. 47, 142— 144, 206— 210; 55, 144— 146. 

Greuner, Regierungsrat in Gera. Aus der Praxis des Landgerichts Gera. 
46, 115— 125; 47, 141— 142. 

Häſelbarth, Gerichtsaſſeſſor in Schmölln. Beſtrafung von Ausländern, 
die in Altenburg das Gewerbe im Umherziehen betreiben. 48, 7— 13. 

Hanſen, Amtsrichter in Ilmenau. Ueber Unterſchriftsbeglaubigung des 
Gerichtsſchreibers nach Weim. Rechte. 47, 202 — 206. — Wird die 
Vormundſchaft nach Weim. Recht durch Unterbringung des Zwangszöglings 
in einer Erziehungsanſtalt beendet? 53, 161— 167. 

Höfling, Landgerichtsrat in Coburg. Abolitionsrecht. 47, 211— 214. 

Jäntſch, Landrichter in Deſſau. Die Anhaltiſche Gerichtsverfaſſung ſeit 1848. 
52, 46 - 60. 

Kinner, Gerichtsaſſeſſor, ſpäter Staatsanwalt in Deſſau. Aus der Recht⸗ 
ſprechung der Anhaltiſchen Gerichte. 47, 250 — 260, 355—360; 48, 
98—111, 385— 393; 49, 260 — 270; 50, 126-130; 51, 103 —1 10. 

v. Ketelhodt, Amtsrichter in Schlotheim. Die Frau als Gemeindewaiſen⸗ 
rat. 49, 225 — 236. 

Liebmann, Senatspräſident in Jena. Entſcheidungen aus dem II. Zivilſenat. 
47, 233— 241, 345— 349; 48, 59—85, 272 — 274, 376—380; 
49, 60— 71, 177— 182; 50, 101 — 111, 209 — 214, 288— 292; 
51, 75—91, 218 — 222; 52, 80—84. — Entſcheidungen aus dem 
I. Zivilſenat. 51, 291 — 295; 52, 235 — 240; 53, 81 — 86. 

Linde, Landgerichtsrat in Eiſenach. Entſcheidungen in Strafſachen. 47, 
126 —131; 53, 294 — 296. 

Lippmann, Landgerichtsrat a. D. in Halle. Der Streit um das beſſere 
Recht zwiſchen Bürgen und Drittverpfänder bei Inſolvenz des Hauptſchuldners. 
51, 180 — 186. — Die Bedeutung des S 228 BGB. für das Strafrecht. 
52, 205— 209. — Die Gefahr einer mehrfachen Dividendenzahlung auf 
ein und dieſelbe Konkursforderung. 53, 253 — 258. 

Lotz, Gerichtsaſſeſſor in Coburg. S 40 des Coburger Erbſchafts⸗ und 
Schenkungsabgabengeſetzes vom 22. Dezember 1903. 53, 168. 

Ludwig, Amtsrichter in Sonneberg, ſpäter in Themar. Aus amtsgericht⸗ 
licher Praxis. 47, 144 — 148; 49, 194 — 197. 

Neumann, Rechtsanwalt in Weimar. Weim. Geſindeordnung. 47, 
193-196; 49, 164 — 166. — St der Arreſtſchuldner zur Leiſtung 
des Offenbarungseides verpflichtet? 48, 3— 7. — Der Urteilstenor 
hinſichtlich des Nachlaſſes der Anwendung der Zwangsvollſtreckung. 51, 
209 —2 12. 

Ortloff, Landgerichtsrats a. D. in Weimar. Zur Berufungsfrage in Straf⸗ 
ſachen. 47, 9— 22. — Unterſcheidung von Siegel und Stempel in den 
Reichs⸗ und Landesgeſetzen. 47, 289 —301. — Das Leugnen im 
Strafverfahren als Grund der Verdachts- und Strafverſchärfung. 49, 
145 — 163. — Zulaſſung der Abiturienten eines deutſchen Realgymnaſiums 
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zum Rechtsſtudium. 51, 11—25. — Die Stiftung. 52, 24 —46, 
179— 205. = 

Peuckert, Gerichtsaſſeſſor in Weimar. Zwangsvollſtreckung in das un: 
bewegliche Vermögen durch Hypothekeneintragung. 52, 209 — 215. 

Porzig, Oberlandesgerichtsrat in Jena. Aus der Praxis des Herzogl. 
Landgerichts Altenburg. 47, 131 — 140. — Das Reichsgeſetz vom 17. März 
1906, betr. die Ueberleitung von Hypotheken des früheren Rechts, ſeine 
Bedeutung für das Reichsgrundbuchrecht und die Aufgabe der Landesgeſetz⸗ 
gebungen. 53, 241 — 252. 

Reichel, Amtsrichter in Cöthen. Strafvollſtreckung. 51, 186— 189. 

Samwer, Oberlandesgerichtsrat in Jena. Entſcheidungen in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 53, 118— 124. — Entſcheidungen des 
Verwaltungsgerichtshofs für die Herzogtümer S.⸗Coburg und Gotha. 55, 
139 144. 

Schellbach, Oberlandesgerichtsrat in Jena. Entſcheidungen in Angelegen⸗ 

heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit uſw. 51, 98 — 103. 

Schmid, Amtsgerichtsrat in Jena. Beiträge zur Praxis in Unterpfandſachen 
auf Grundlage des Weim. Geſetzes vom 6. Mai 1839. 50, 195 — 199, 
248— 274. — Zum Weim. Geſetz betr. das Verfahren bei Uebertragung 
des Eigentums an Immobilien, vom 20. März 1833. 51, 25—38, — 
Beſtätigung des Eigentumsübergangs nach Weim. Recht. 52, 1 —15, 
160 — 179. — Die Pfandrechtstitel des Weim. Pfandgeſetzes (8 27 ff.). 53, 
9—20. — Aus amtsgerichtlicher Praxis. 54, 215. — Ueber das natür⸗ 
liche Eigentum und ſeine Bedeutung des Großherzogtums S.⸗Weimar. 
54, 242. 

Schulz, Geh. Juſtizrat in Jena. Entſcheidungen aus dem II. Zivilſenat. 
47, 95—111. 

Simon, Rechtsanwalt in Meiningen. Oertliches und zeitliches Anwendungs— 
gebiet des Mein. und Cob. Ehegüterrechtsgeſetzes. 49, 167— 172, 236— 244, 

— Das Mein. Tanzausſchreiben und ſeine Ungültigkeit. 50, 79—87. 
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Zitierweiſe nach den Vorſchlägen des Deutſchen Iuriftentags: ThiirBl. 


Juhalt des vierten Heftes. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 

Bürgerliches Recht und Verfahren: Inanſpruchnahme des Tiefer 
ranten, der in verſchiedenen Bezirken beſtimmten Abnehmern den 
Alleinverkauf übertragen hat, bei Uebergriffen eines Abnehmers in den 
Bezirk des andern. Eventuelle Anfechtung wegen Irrtums. — Ge— 
meinnützige Stiftung. — Beweiskraft der Gegenbeſcheinigung des zu— 
ſtellenden Anwalts. — Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung für 
die Klage auf Rückgewähr des anfechtbar Empfangenen .. 


Strafrecht und Strafverfahren: Beleidigung durch neutrale Aus— 
drücke. — Begründung des freiſprechenden Urteils. — Lehrling im 
väterlichen Geſchäft ohne ſchriftlichen Lehrvertrag. Verpflichtung zum 
Beſuch der nicht obligatoriſchen Fortbildungsſchubr ee... .. 

Bücherbeſprechungen: 
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a> Verlag von Hermann Pohle in Jena, sa 


Die Staatseinrichtungen 


Grossherzogtum Sachsen · Weimar · Eisenach. 
Ein Hand- und NVachſchlagebuch. 
16 Bg. gr. 8°. Preis broſchiert 41 Mark. 
Das Werk hat folgenden Inhalt: 
Einleitung (Allgemeine Grundlagen). 


I. Das Staatsoberhaupt. 


A. Als Inhaber der Staatsgewalt. B. Nachfolge und 3 in der 
Regierung. C. Erteilung der Geſetzeskraft und Verordnungsrecht. Der Groß⸗ 
herzogl. Hofſtaat. 


II. Der Staatskörper. 


A. Die Staatsangehörigen. B. Die politiſchen Gemeinden. C. Der Landtag. 
D. Freie und gebotene Geſellſchaftsverbände 


III. Einrichtung der Staatsämter. 


| A. Die Staat3- und Gemeindebeamten. B. Die Staatsämter der Regierung 
im Staatsminiſterium. C. Abteilungen des Staatsminiſteriums, deren Behörden 
und Beamten. 1) Departement des Großherzogl. Hauſes, des Aeußern und des 
Innern. 2) Departement der Juſtiz. 3) Departement des Kultus. 4) Departement 
der Finanzen. 


Pale von Bermann Pohle, Jena. 


In meinem Verlage erſchien: 


Das Staatsrecht 
des 
Herzogtums 


| Sadılen- Meiningen. 


Mach den erlaſſenen Geſetzen und Verordnungen 
ſyſtematiſch dargeſtellt 


von 


Amtsrichter Gpeckel 
in Camburg a./ S. 


Preis: 2 Mark. 


Digitized by Google 


—=> Verlag von Hermann Pohle in Jena. Ss 


Für die 


gerichtliche Praxis wichtige Erlasse 


des 


Großherzogl. Sadhl.- Weimar. Staatsminiſteriums 
Departement der Juſtiz. 
1. Beft. 
Preis 25 Pfg. 
Um die Benutzung der S. 193 Bd. 44 (N. F. XXIV) der „Blätter für Rechts⸗ 
pflege“ abgedruckten „Oberbehördlichen Erlaſſe“ den geehrten Leſern zu erleichtern, 


habe ich unter vorſtehendem Titel eine Separatausgabe hergeſtellt, welche von allen 
Buchhandlungen und von der Verlage hene zu bien Pree zu eu Dee ift. 


Zur Lehre von der Beleidigung 


für die 


Rechtsübung. 


Von 


Dr. H. Drkloff 


Landgerichtsrat a. D. 
Preis broſch. 3 Mark. 


Rechtsfragen 


zu den 


Perboten 


ſozialdemokratiſcher Derfammlungen | 
im Großherzogtum Sachſen-Weimar⸗ Ciſenach 
von 


D. Borngen, 


Senatspräſident in Jena. 


— — a WIM. 60 Pfg. —ů— 


Diefem Hefte find beigefügt: die Proſpett der Cigarrenfabrik Gebrüder Blum, 
Goch (Rheinland), und des Photo-Verſandhauſes Georg Rei e 
Berlin, worauf wir beſonders aufmerkſam machen. 2 
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